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Als  ich  mich  an  die  Ausarbeitung  dieser  Rechtsge- 
schichte  machte,  lag  eine  grosse  Masse  rohen  Stoffes 
vor  mir.  Für  die  schweizerische  Rechtsgeschichte  und 
für  die  zürcherische  insbesondere  war  noch  sehr  weniges 
geschehen.  Die  Bemerkung  Eichhorns  (Deutsches  Pri- 
vatrecht $.  46.),  dass  die  schweizerischen  Rechte  noch 
nicht  den  Grad  von  wissenschaftlicher  Cultur  empfangen 
haben,  der  sie  befähige,  auf  die  Ausbildung  des  deut- 
schen Rechtes  von  Einfluss  zu  sein,  schien  mir  nur  zu 
gegründet.  Zugleich  war  ich  aber  auch  überzeugt,  dass 
nur  der  Mangel  an  Bearbeitung,  nicht  aber  der  Stoff  und 
Gehalt  der  schweizerischen  Rechte  an  jenem  Verhältnisse 
schuld  sei.  Es  war  das  eine  Hauptbetrachtung,  welche  * 
mich  bestimmte,  an  dieses  Werk  Hand  anzulegcn.  Ob 
es  mir  gelungen,  dazu  Einiges  beizutragen,  dass  sich  jenes 
Vcrhältniss  anders  gestalte,  mögen  andere  beurtheilen. 
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Die  meisten  Rechtsquellen , deren  ich  für  diesen  Band 
bedurfte,  waren  noch  ungedruckt.  Sie  mussten  in  den 
verschiedenen  Archiven  zusammengesucht  werden.  Die 
Müheseligkeit  des  Suchens  war  aber  diessraal  wirklich 
nicht  ohne  Seligkeit;  denn  das  Suchen  wurde  reichlich 
durch  Künde  überrascht  und  belohnt. 

Auch  in  anderer  Rücksicht  zürne  ich  es  nicht,  dass 
ich , — abgesehen  von  den  Werken  deutscher  Rechtsge- 
lehrter,  die  ich  vielfach  benutzen  konnte,  die  sich  aber 
nicht  unmittelbar  auf  meine  Arbeit  bezogen,  — wenig 
eigentliche  Vorarbeiten*)  bei  meinen  Untersuchungen 
vorfand.  War  der  StofT  nicht  verarbeitet,  so  war  er  doch 
auch  nicht  verdorben.  Ich  weiss  nicht,  ob  die  Mangel, 
die  jeder  ersten  Arbeit  unvermeidlich  ankleben  und  die 
auch  bei  der  meinigen  sich  in  nicht  geringem  Masse  fin- 
den mögen,  nicht  hinwieder  aufgewogen  werden  durch 
den  negativen  Gewinn,  dass  man  weder  genöthigt  wird, 
früheren  Irrthümem  zu  folgen  und  sie  zu  widerlegen, 
noch  durch  altere  Verkehrtheit  in  eine  schiefe  Richtung 
getrieben  wird.  Wie  viel  kürzer  und  besser  würde  manche 
Wissenschaft  gelehrt  und  gelernt  werden,  wenn  man 

*}  Die  bedeutendste  und  vorzüglichste  war  eine  handschriftliche 
Abhandlung  des  Ilm.  Obergerichlspräsidenlen  von  Meies,  über  die 
äussere  Rechlsgescbichte  der  Stadt  Zürich , vorzüglich  seit  Brun , welche 
mir  auf  das  gefälligste  zur  Benutzung  überlassen  wurde. 


Digitized  by  Google 


VII 


nicht  auf  den  ganzen  Wust  falscher  Gelehrsamkeit  Rück- 
sicht zu  nehmen  hatte!  Aber  das  weiss  ich,  dass  der 
Reiz,  den  jede  neue  Arbeit  erregt,  die  Spannung  der 
Geisteskräfte,  die  nicht  ausbleiben  kann,  die  Freude  des 
Schaffens,  die  durch  jeden  auch  einen  geringen  Erfolg 
genährt  wird,  die  Freiheit,  den  Stoff  nach  Lust  zu  be- 
handeln und  zu  beherrschen,  des  Gewinnes  so  Viel  brin- 
gen , dass  man  darüber  jenen  Verlust  leicht  verschmerzt. 

Mit  Absicht  habe  ich,  so  oft  es  anging,  Stellen  aus 
altern  Rechtsquellen  wörtlich  in  meine  Arbeit  aufgenom- 
men.  Wenn  auch  die  Darstellung  dadurch  in  ihrer  äussern 
Form  und  leichten  Lesbarkeit  nicht  immer  gewinnt,  so 
wird  sie  doch  jedenfalls  lebendiger  treuer  und  wahrer. 
Mir  schien  es  passlicher,  den  Geist,  welchen  das  Mittel- 
alter  in  seinen  Rechtsverhältnissen  ausspricht,  mit  sei- 
nen eigenen  Worten  reden  zu  lassen,  als  in  neuerer 
Weise  davon  zu  sprechen  und  was  grössern  Gelehrten 
schon  begegnet  ist,  die  neue  Auffassungsweise  der  alten 
irrthümiieh  unterzuschieben.  Zugleich  gewährt  die  Ver- 
flechtung dieser  Stellen  mit  meiner  Arbeit  noch  andere 
Vortheile.  Einmal  wird  es  dadurch  um  so  leichter  mög- 
lich, meine  Darstellung  zu  prüfen,  ihre  Fehler  zu  erken- 
nen und  zu  berichtigen.  Und  überdem  mögen  sich  leicht 
aus  dem  Mitgetheilten  noch  mancherlei  neue  Resultate 
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gewinnen  lassen  und  die  Forschungen  anderer  Gelehrter 
dadurch  gefördert  werden. 

Diese  Stellen  liess  ich  so  abdrucken,  wie  ich  sie  hand- 
schriftlich vorfand.  Wo  ich  nicht  die  Originalien  selber 
vor  mir  hatte,  hielt  ich  mich  doch  genau  an  möglichst 
alte  Abschriften.  Daher  auch  die  Verschiedenheit  der 
Orthographie,  die  sich  überall  zeigen  wird. 

Dankbar  erkenne  ich  an,  dass  ich  von  Seite  rechts- 
gelehrter Freunde  sowohl  als  von  Seite  der  öffentlichen 
Beamteten,  welche  den  Archiven  vorstehen,  auf  das  be- 
reitwilligste und  freundlichste  in  meinen  Bemühungen 
unterstützt  und  nie  durch  ängstliche  Geheimnissthuerei  ge- 
hemmt wurde. 
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5-  1.  Die  Aufgabe. 

Jede  Staats  - nnd  Rechtsgeschichte  steht  in  einem  bestimm- 
ten Vcrhältniss  und  einer  zwiefachen  Beziehung  zn  zwei  allge- 
meinen Wissenschaften,  nämlich  der  Geschichte  auf  der  einen, 
der  Staats  - nnd  Rechtswissenschaft  auf  der  andern  Seite. 
Wir  werden  daher  vorerst  auch  die  Stellung  der  Zürche- 
rischen Staats-  und  Rechtsgcschichtc  zu  diesen  beiden  Dis- 
ciplinen  mit  einigen  Zügen  zu  bezeichnen  haben. 

Die  historischen  Wissenschaften  haben  in  neuerer  Zeit, 
hauptsächlich  durch  die  Bestrebungen  deutscher  Gelehrten, 
einen  Aufschwung  erlebt,  der  für  die  Einsicht  in  das  Leben 
der  Völker  und  die  Entwickelung  des  menschlichen  Geistes 
von  grossem  Erfolge  war.  Wenn  früher  die  Geschichte 
eines  Staates  geschrieben  wurde,  so  hielt  man  sich  in  der 
Regel  bloss  an  äussere  Begebenheiten  und  Ereignisse , die 
nur  zu  oft  als  freies  Spiel  des  Zufalls  dargestellt  wurden, 
ohne  innern  Zusammenhang,  und  eben  darum  auch  ohne 
wahre  Bedeutung.  Es  war  noch  viel , wenn  aus  der  trocke- 
nen und  dürren  Geschichtscrzählung  einzelne  Individuen  mit 
charakteristischer  Besonderheit  hervortraten  und  das  todtc 
Gemälde  belebten.  Gewöhnlich  blieb  es  bei  unfruchtbaren 
Angaben  über  Geburt,  äussere  Verhältnisse  und  Tod  der 
wichtigem  Personen  , bei  Schilderungen  von  kriegerischen 
Märschen  und  Schlachten,  von  deren  eigentlichem  Vorgänge 
das  friedliche  Auge  der  Geschichtschreiber  gewöhnlich  keine 
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Ahnung  hatte,  bei  Darstellungen  von  Naturereignissen,  bei 
vagen  Bemerkungen  über  Gemeinplätze.  In  neuerer  Zeit  hat 
dagegen  eine  tiefer  eindringende  Wissenschaft  mehr  den 
Kern  als  die  Schale  gesucht,  die  Völker  als  lebendige 
Wesen  erkannt,  ein  sinnliches  und  geistiges  Leben  derselben 
nachgewiesen , nach  dem  cigcnthiiinlichcn  Charakter  eines 
jeden  gefragt  und  den  innern  Zusammenhang  zwischen  der 
Vergangenheit  und  der  Zukunft  der  Völker  ins  Bewusstsein 
gebracht.  Was  früher  lose  an  einander  gereiht  war , er- 
hielt dadurch  Vcrbinduug  und  erschien  nunmehr  als  ein 
organisches  Ganzes.  So  fing  man  an , vorzugsweise  nach 
der  Geistesrichtung  zu  forschen,  in  der  sich  ein  Volk  in 
jedem  Zeiträume  seines  Lebens  bewegte,  nach  seinen  Sit- 
ten , seinem  Rechte , seinen  politischen  Ideen , seiner  Wis- 
senschaft , seinem  Glauben , und  begnügte  sich  nicht  länger 
mit  der  Kenntniss  vereinzelter  Aeusscrlichkeiten. 

Unser  Vorsatz  ist  cs  nun  aber  nicht,  in  dieser  Weise 
das  Gesammtleben  des  zürcherischen  Volkes  aufzufassen 
und  darzustellen  , sondern  wir  werden  nur  eine  Seite  die- 
ses Lebens  behandeln,  in  der  Richtung  nämlich  auf  Staat 
und  Recht.  Wir  werden  somit  nur  einen  Beitrag  liefern 
zu  der  zürcherischen  Geschichte.  Je  wichtiger  freilich  ge- 
rade diese  Seite  des  Völkerlcbens  ist,  desto  mehr  Werth 
wird  auch  ein  solcher  Beitrag  für  die  Geschichte  haben. 

Durch  die  bestimmte  Beziehung  auf  Staat  und  Recht  wird 
indessen  dieses  Werk  weniger  einen  rein  historischen,  als 
vielmehr  einen  staats-  und  rcchtswisscnschaftlichen  Charak- 
ter erhalten.  Dasselbe  wird  nämlich  nachzuweisen  versuchen, 
aus  welchen  Elementen  der  zürcherische  Staat  entstanden, 
welche  Formen  und  Organe  sich  in  ihm  gebildet  haben, 
was  für  Rechtsgrundsätze  von  Anfang  an  vorhanden  gewe- 
sen oder  nachher  hinzugekommen  sind,  in  welcher  Gestalt 
sie  sich  entwickelt  haben.  Die  Institute  des  Staats  und 
Rechtes  sollen  ihrem  Werden  nach  verfolgt  und  ihre  Be- 
deutung in  der  Zeit  und  für  die  Zeit  erforscht  werden. 
Wenn  somit  der  Stoff,  den  wir  zu  bearbeiten  haben , den 
Staatswissenschaften  vornehmlich  angehört , so  wird  da- 
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gegen  in  der  Form  der  Behandlung  dieses  Stoffes  sich  das 
historische  Element  von  neuem  gelten  machen.  Freilich 
ist  es  weder  möglich  noch  gut  , von  dieser  historischen 
Auffassungswei.se,  welche  allerdings  der  Grundtypus  unserer 
Darstellung  sein  muss,  jede  andere  , namentlich  die  dogma- 
tische oder  wenn  man  lieber  will  die  philosophische  Form 
der  Behandlung  fortwährend  scharf  und  ängstlich  zu  tren- 
nen. Im  Gegenthcil,  wir  werden  öfter  Veranlassung  erhal- 
ten , den  Charakter  einzelner  Institute  nicht  bloss  in  ihrem 
Werden  sondern  auch  in  ihrem  Sein  zu  betrachten,  und  es 
ni#ht  vermeiden , zuweilen  den  systematischen  Zusammen- 
hang eines  Rcchtsbegriffcs  mit  den  obern  umfassenden  und 
den  untern  engern  nachzuweisen.  Insbesondere  gegen  Ende 
dieses  Werkes , da  wo  wir  auf  das  neuste  gegenwärtig  noch 
geltende  Recht  zu  reden  kommen,  werden  wir  genöthigt 
sein  , uns  in  der  Bearbeitung  desselben  mehr  der  systemati- 
schen und  dogmatischen  Behandlungsweisc  als  der  geschicht- 
lichen zuzuwenden.  Aber  auch  früher  wird  jene  erstere 
vielfach  überspielen  in  die  Darstellung  und  grossenthcils  die 
Eintheilung  des  Stoffes  bedingen.  Das  wird  indessen  Nie- 
manden irren,  der  weiss,  wie  flicssend  diese  Gegensätze 
sind,  wie  wenig  sich  in  der  äussern  Natur  etwas  als  rein 
seiend  oder  rein  werdend  darstellt,  sondern  wie  vielmehr 
Alles  seiend  und  werdend  zugleich  ist. 

5-  2.  Ihre  Bedeutung. 

Sieht  mau  nur  auf  den  kleinen  Umfang , welchen  das 
Gebiet  des  Ziirichstaatcs  hat,  und  die  geringe  Zahl  seiner 
Bewohner,  so  könnte  man  versucht  sein,  die  Bedeutung 
einer  solchen  Betrachtung  nicht  hoch  anzuschlagcn.  Mau 
könnte  glauben,  die  grosse  Masse  unnützer  Bücher  würde 
lediglich  um  eines  vermehrt  , das  besser  unterblieben 
wäre. 

Ich  werde  mich  hüten,  die  Bedeutsamkeit  der  Aufgabe 
zu  überschätzen.  Aber  es  liegt  mir  auch  daran  , dass  sie 
nicht  unterschätzt  werde.  Da  ich  überzeugt  bin  , dass  die 
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Aufgabe  selber  nicht  gering  ist , so  ist  cs  meine  Pflicht , 
ihre  Bedeutung  zum  Voraus  nachzuweisen. 

Sehen  wir  hier  ganz  ah  von  ihrer  rein  historischen  Be- 
deutung fiir  die  allgemeine  Geschichte  des  Landes,  so  ha- 
ben wir  ferner  zwei  Hauptrichtungen  zu  unterscheiden, 
nach  welchen  sich  die  Untersuchung  hinwenden  muss.  Ein- 
mal nämlich  liegt  cs  uns  oh,  die  Elemente,  Ausbildung  und 
Organe  des  zürcherischen  Staates  nachzuweisen.  Inso- 
fern hat  somit  unsere  Aufgabe  ein  staatliches  Interesse. 
Zweitens  hat  sie  insofern  ein  re  chtl  iches  im  engern  Sinn, 
als  die  Rechtsverhältnisse  der  Bewohner  dieses  Staates  dar- 
zustellen sind. 

Es  wäre  an  sich  schon  kein  verächtliches  Unternehmen , 
wenn  sich  diese  beiden  Interessen  nicht  über  die  Grenzen 
des  Cantons  Zürich  erstrecken  und  auf  dessen  Bewohner  be- 
schränken würden.  Denn  wenn  cs  sich  der  Mühe  lohnt , 
dass  dieser  Canton  als  cigcnthiimlicher  Staat  bestehen  und 
fortlcben  soll  , so  muss  cs  sich  unzweifelhaft  auch  der  Mühe 
verlohnen,  diese  kleine  Staatsindividualität  als  solche  aufzu- 
fassen  und  zum  Bewusstsein  zu  bringen.  Und  wenn  cs 
ein  besonderes  zürcherisches  Recht  geben  soll  , so  macht 
schon  diese  Erscheinung  eine  Geschichte  dieses  Rechtes 
nothwendig. 

Allein  die  Aufgabe  hat  allerdings  eine  allgemeinere  Be- 
deutung, die  nicht  eingeschränkt  ist  auf  die  Staatsbürger 
der  kleinen  Republik.  Die  kleine  Völkerschaft,  die  sich 
allmählig  aus  einem  grossem  Stamme  heraus  gebildet  hat , 
gehört  der  grossen  Nation  der  Deutschen  an.  Während 
langer  Zeit  war  sie  auch  staatlich  nicht  von  dem  deutschen 
Reiche  abgesondert.  Die  Entstehung  und  Verfassung  der 
deutschen  Stadt  Zürich  ist  nicht  eine  vereinzelte  Erschei- 
nung für  sich.  Sic  ist  ein  Erzeuguiss  der  bildenden  Kraft, 
welche  eine  Menge  ähnlicher  Institute  hervor  rief.  Und  so 
wird  ihre  Geschichte  auch  für  die  Geschichte  der  übrigen 
deutschen  Städte  nicht  ohne  Lieht  bleiben.  Sie  wird  um 
so  lehrreicher  sein , als  die  Stadt  Zürich  nicht , wie  so 
viele  andere,  durch  Einen  schaffenden  Akt  eines  Fürsten 
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nach  dem  Vorbilde  früherer  Städte  ins  Leben  gerufen  wurde, 
sondern  sich  allmählig  gestaltete. 

Neben  und  ausser  der  Stadt  bietet  ferner  die  Geschichte 
der  Dorfversassungen  ein  besonderes  Interesse  dar.  Die 
einzelnen  Höfe  und  Dörfer,  deren  erste  Anfänge  so  weit 
hinauf  reichen,  als  die  Geschichte  irgend  noch  klare  Blicke 
zu  thun  vermag , haben  ihr  innerstes  Wesen  viele  Jahrhun- 
derte hindurch  treu  bewahrt , unter  dem  Einflüsse  der  ver- 
schiedenen Zeiten  und  Verhältnisse  aber  jedesmal  besondere 
neue  Gestaltungen  angenommen , welche  zugleich  das  eigen- 
tümliche Gepräge  der  Zeit  an  sich  tragen  und  auf  den 
Charakter  dieser  wieder  zurück  wirken.  Ich  zweifle  nicht , 
dass  sich  durch  ganz  Deutschland  hindurch  analoge  Ver- 
hältnisse finden  werden.  Gerade  dieser  Theil  der  Staats- 
geschichte ist  aber  bisher  noch  so  wenig  behandelt  wor- 
den, dass  man  sich  hier  wohl  Aufschlüsse  von  allgemeinem 
Werthe  versprechen  darf.  Oder  sollten  die  zahlreichen 
Dörfer,  in  denen  sich  die  grosse  Masse  der  gcsainmten 
Nation  bewegt  , eine  genaue  Aufmerksamkeit  weniger  ver- 
dienen, als  die  Städte,  deren  Mehrzahl  nach  und  nach  den 
Dörfern  wieder  gleich  wird  , während  sich  nur  einzelne 
wenige  zu  erheben  vermögen? 

Als  sich  die  Stadt  Zürich  nach  und  nach  faktisch,  spä- 
ter auch  rechtlich  sammt  ihrem  Gebiete  ablöste  von  dem 
allgemeinen  Reichsverband,  so  geschah  dieses  im  Zusam- 
menhänge und  in  Verbindung  mit  andern  Städten  und  Län- 
dern. Mit  diesen  vereint  war  sie  ein  Glied  der  schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft.  Sic  führte  jederzeit  eine  der 
gewichtigsten  Stimmen  auf  ihren  Tagen,  und  auch  spätcr 
noch  hatte  die  Ausbildung  des  Cantons  Zürich  stets  Einfluss 
auf  die  Gestaltung  anderer  Cantone.  Insofern  wird  das 
Interesse , welches  Anfangs  nur  ein  zürcherisches  zu  sein 
schien,  zum  schweizerischen.  Doch  dabei  dürfen  wir  nicht 
stehen  bleiben.  Auch  für  das  Ausland  ist  der  Organismus 
dieses  kleinen  Staats  nicht  ohne  alles  Interesse.  Es  ist  schon 
oft  bemerkt  worden  und  sicher  wahr  : die  Schweiz  hat  ihrer 
Eigenthliinlichkcit  wegen  für  das  europäische  Staalcnsystcm 
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und  die  Kenntniss  der  europäischen  Staatenzustande  weit 
mehr  Bedeutung  als  ein  anderer  Staat  desselben  Europas 
von  gleichem  oder  selbst  von  etwas  grösserm  Umfange. 
Es  wäre  Thorheit  sic  auch  nur  in  dieser  Rücksicht  den 
europäischen  Staaten  selbst  des  zweiten  Ranges  gleich  setzen 
zu  wollen.  Aber  das  schon  gibt  ihr  doch  eine  ungewöhn- 
liche Bedeutung,  dass  sic  eine  Republik  ist,  während  alle 
andern  grossem  Staaten  eine  monarchische  Ecgicrungsform 
haben  , ganz  abgesehen  davon,  dass  sic  durch  die  in  ihr  zu- 
sammen gedrängten  Gegensätze  jeder  Art  und  die  ausser- 
ordentliche Mannigfaltigkeit  der  Erscheinungen  eine  so  eigen- 
tümliche Stellung  erhält , dass  sie  das  Interesse  in  vor- 
züglichen Anspruch  nimmt1).  Nun  ist  es  freilich  wahr,  dass 
diese  Bedeutung  erst  dann  in  ihrem  vollen  Umfange  hervor- 
treten würde,  wenn  man  eine  Geschichte  des  schweizeri- 
schen Staates  schriebe  , dagegen  zurücktreten  muss  , wenn 
es  sich  um  die  Geschichte  eines  einzelnen  schweizerischen 
Standes  handelt.  Aber  zum  Theil  wird  doch  auch  diese 
gehoben  durch  jene  Eigenschaft  des  Ganzen , die  sich  in 
dem  einzelnen  Gliede  wieder  findet. 

Das  zürcherische  Recht  scheint  mir  aber  noch  weit 
mehr  Stoff  darzubieten  für  ein  allgemeines  Interesse  als  der 
zürcherische  Staat.  Der  Grund  hievon  liegt  hauptsäch- 
lich in  seiner  Beziehung  zum  deutschen  und  zum  römischen 
Recht.  Das  deutsche  Recht  , welches  von  Anfang  in  den 
Gegenden  gegolten,  die  wir  jetzt  zur  deutschen  Schweiz 
rechnen  , hatte  in  der  frühem  Zeit  die  nämlichen  Schick- 
sale, wie  die  Rechte  der  übrigen  deutschen  Völker.  Der 
Einfluss  römischer  Cultur  drang  überall  durch  und  wirkte 
auf  die  Zerstörung  und  Ausbildung  einheimischer  deutscher 
Rechtsbegriffe.  Allein  nicht  bloss  erhielt  sich  auf  dem 
zürcherischen  Gebiete  das  Recht  reiner  von  fremder,  römi- 
scher Beimischung,  als  selbst  in  andern  schweizerischen 


1)  Ich  habe  den  eigcnthüinlichen  Charakter  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft ausführlich  zu  schildern  versucht  in  Hanke’.«  politischer  Zeit- 
schrift. Berlin  1834.  Bd.  II.  S.  £»63  ff. 
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Cantoncn  , wie  z.  B.  in  Basel  oder  St.  Gallen.  Sondern , 
was  die  Hauptsache  ist,  es  wurde  das  römische  Recht  hier 
niemals  in  der  bestimmten  Gestalt , welche  es  in  den  Justi- 
nianischen Rechtsbüchern , dem  sogenannten  Corpus  Juris 
Civilis  angenommen  hatte  , als  vollständiges  Rechtssystem 
aufgenommen  und  mit  öffentlicher  Autorität  versehen , es 
wurde  niemals  zum  gemeinen  Rechte  von  Zürich.  Da- 
durch unterscheidet  sich  dieser  einzelne  Zweig  der  deut- 
schen Nation  so  wesentlich  von  der  Gesainmtheit.  Und  cs 
kommt  somit  das  zürcherische  Recht  nicht  auf  eine  Linie 
mit  andern  Partikularrechten  deutscher  Städte  und  Län- 
der , welche  sich  von  der  fremden  Herrschaft  lange 
nicht  so  frei  zu  halten  gewusst  haben.  Man  glaube  nicht, 
dass  die  faktischen  Verhältnisse  dieses  kleinen  Staates  ein 
scharf  ausgebildetes,  wissenschaftliches  Rechtssystem  ent- 
behrlich machen.  Der  rechtliche  Verkehr  ist  um  nichts 
einfacher  als  in  andern  civilisirtcn  Staaten.  Die  rechtlichen 
Begriffe  müssen  daher  nothwendig  auch  eben  so  sehr  aus- 
gebildet werden , als  dort.  Und  wenn  die  juristische  Theo- 
rie mit  dieser  Ausbildung  nicht  Schritt  hielt  und  ihren  An- 
forderungen nicht  entsprach,  so  liegt  die  Schuld  lediglich 
an  den  Juristen , welche  einer  wissenschaftlichen  Behand- 
lung des  einheimischen  Rechtsstoffes  nicht  fähig  waren , 
oder  vielmehr  an  dem  gänzlichen  Mangel  achter  Juristen. 
Die  neuste  Zeit  hat  hier  eine  wohlthätige  Veränderung  zu- 
wege gebracht.  Zwar  wäre  es  zu  frühe , jetzt  schon  die 
Arbeit  für  vollendet  zu  halten , und  die  zürcherische  Juris- 
prudenz der  Rechtswissenschaft  anderer  Staaten  gleich  zu 
stellen.  Allein  es  sind  doch  schöne  Anfänge  wissenschaft- 
licher Behandlung  gemacht,  die  gerade  so  weit  reichen, 
um  zu  fernerer  Bearbeitung  anzuspornen.  Das  ist  aber  für 
jede  Wissenschaft  die  schönste  Zeit  , wo  noch  die  Sicher- 
heit neuer  Resultate  die  geistige  Thätigkeit  anregt  und 
belohnt. 

W'ir  haben  oben  auf  das  charakteristische  Streben  der 
neuern  Zeit  aufmerksam  gemacht,  das  Rationelle,  Indivi- 
duelle im  Volkerlebcn  zu  erkennen  und  so  das  frühere  Chaos 
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der  Vermischung  zu  scheiden.  Damit  hangt  ein  scheinbar 
entgegengesetztes  Streben  aufs  engste  zusammen.  Fast  in 
allen  Wissenschaften,  wenigstens  in  allen  historischen,  zeigt 
sich  in  neuster  Zeit  nämlich  eine  Richtung,  das  Lehen  und 
die  Aeusserungen  der  verschiedenen  Völker  zu  vergleichen 
und  das  Gemeinsame  heraus  zu  finden.  Die  enge  Bezie- 
hung , welche  besonders  in  Europa  die  Geschichte  jedes 
einzelnen  Gebietes  auf  die  des  andern  hat , wird  iin  intel- 
lektuellen und  sinnlichen  Lehen  so  allgemein  und  lebhaft 
empfunden,  dass  cs  an  der  Zeit  ist,  diese  innere  Verbin- 
dung auch  in  der  Erkenntnis  herzustellcn.  Daher  ist  cs 
für  kein  europäisches  Volk  gleichgültig,  was  sich  bei  einem 
andern  und  wie  es  sich  entwickelt  hat,  eben  weil  es  über- 
all auf  Anklänge,  Analogien,  ähnliche  Bedürfnisse  stösst. 

Dieses  allgemeine  Interesse  erhält  aber  dadurch  für  un- 
sere Aufgabe  noch  eine  cigenthümliehe  Bedeutung,  dass  der 
Rcclitszustand  Deutschlands  offenbar  einer  grossen  Verände- 
rung entgegen  geht,  oder  sie  vielmehr  zum  Theil  schon 
erlebt  hat.  Ich  meine  die  allmäblige  Befreiung  von  der 
direkten  Herrschaft  des  römischen  Rechts,  die  Entsetzung 
der  Justinianischen  Rechtsbücher  von  formeller  Gültigkeit, 
die  gerade  in  den  grössten  deutschen  Staaten  schon  vor  sich  ge- 
gangen ist,  und  in  den  übrigen  kleinern  sicher  nicht  ausbleiben 
wird.  Für  das  deutsche  Recht  muss  es  mithin,  da  es  wie- 
der national  zu  werden  sucht,  von  Interesse  sein,  zu  sehen, 
wie  bei  einem  — wenn  auch  noch  so  kleinen  — Stamme 
dasselbe  deutsche  Recht , man  darf  nicht  sagen  ohne  rö- 
mischen Einfluss,  aber  doch  ohne  Einfluss  der  Justiniani- 
schen Rechtsbücher  geworden  ist , wie  cs  sich  gebildet 
hat,  ohne  jene  Nationalität  zu  opfern,  nach  welcher  die 
übrigen  deutschen  Rechte  wieder  streben. 

Man  wird  cs  nach  allein  Gesagten  erklärlich  finden, 
wenn  wir  mit  einer  gewissen  Vorliebe  gerade  den  recht- 
lichen Theil  dieses  Buches  hervorheben  werden. 

Zumal  wenn  wir  uns  der  neuern  Zeit  nähern,  werden 
wir  mit  grösserer  Ausführlichkeit  die  einzelnen  , besonders 
die  privatrechtlichen  Institute,  welche  eben  das  meiste  I11- 
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teresse  gewähren,  behandeln,  und  so  wird  sich  von  selbst 
ein  Gegensatz  herausstcllen  gegen  andere  Rechtsgeschich- 
ten, die  in  der  Regel  die  Vorzeit  mit  mehr  Sorgfalt  in’s 
Leben  zurück  zu  rufen  als  die  Gegenwart  darzustcllen 
suchen,  ein  Gegensatz,  welcher  übrigens  mehr  noch  auf  der 
Natur  des  Stoffes,  als  der  Neigung  der  Arbeiter  beruht. 

t 

§•  5-  Ueberblick. 

Man  hat  sich  vielfach  darüber  gestritten , ob  eine  Ein- 
teilung der  Geschichte  in  verschiedene  Perioden  zweck- 
mässig oder  verwerflich  sei.  Uns  scheint  für  unsere  Auf- 
gabe wenigstens  eine  Sichtung  und  Verteilung  des  Stof- 
fes je  nach  verschiedenen  Zeitabschnitten  im  Interesse  der 
Darstellung  geradezu  notwendig.  Denn  wir  vermögen 
nicht  abzusehen  , wie  ohne  eine  solche  es  möglich  wäre , 
eine  klare  Uebersicht  zu  erhalten  und  den  eigentümlichen 
Charakter,  welchen  die  Zeitverhältnisse  den  Instituten  geben, 
in  ihrem  Zusammenhang  zu  erfassen.  Sobald  inan  sich  nur 
vor  dem  Irrthuine  hütet,  dass  in  einem  bestimmten  Zeit- 
punkte die  bisherigen  Institute  plötzlich  zu  andern  werden 
und  dann  in  dieser  Weise  fortdauern  bis  zu  dem  nächsten 
Zeitabschnitte,  sobald  man  nur  weiss , dass  die  Uebcrgänge 
meist  unmerklich  vor  sich  gehen  und  sich  der  Zeit  nach 
vielfach  durchkreuzen , so  können  wir  auch  die  Gefahr  einer 
solchen  Einteilung  eben  nicht  hoch  anschlagen.  Eben  dess- 
haib  werden  wir  auch , obwohl  wir  grössere  Perioden  aus 
einander  halten,  uns  im  Einzelnen  durchaus  nicht  ängstlich 
an  diese  Abgrenzung  binden , sondern , wo  es  die  Darstel- 
lung zulässt , der  Erscheinung  im  Leben  gemäss , ohne 
Gedenken  in  die  frühere  Zeit  zurück  oder  in  die  spätere 
übergreifen.  Aus  dem  gleichen  Grunde  sind  wir  auch  nicht 
geneigt , darüber  viel  Worte  zu  verlieren , ob  gerade  in 
dem  von  uns  gewählten  Zeitpunkte  die  Periode  anzu- 
fangen und  zu  enden  habe , oder  in  einem  andern  auch 
möglichen. 

Wir  unterscheiden  vor  allem  die  Zeit  des  M i tt  el alt e r s 
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von  der  neuern  Zeit.  Den  Uebergangspunkt  von  jener 
zu  dieser  bildet  anerkannter  Massen  die  Reformation.  Der 
erstem  wird  der  erste  Band  gewidmet  sein.  In  dem  zwei- 
ten werden  wir  die  letztere  behandeln. 

Die  Zeit  des  Mittelalters  theilen  wir  in  drei  Perioden 
und  eben  so  viele  Bücher  ab.  Das  erste  begreift  die  älteste 
alamannische  Zeit  unserer  Geschichte  bis  zur  Auflösung  der 
fränkischen  Monarchie  im  Jahre  S8S  nach  Christus  Geburt. 

Das  zweite  begreift  die  Periode  von  da  an  bis  zur 
Brunischen  Verfassungsänderung  in  Zürich,  888 — 1336  nach 
Christus. 

Das  dritte  umfasst  die  Folgezeit  bis  nach  der  Reforma- 
tion, von  1336  bis  1531,  in  welchem  Jahre  der  sogenannte 
Cappelerbrief  erlassen  wurde. 

Das  vierte  und  fünfte  Buch  werden  sich  mit  der  neuern 
Zeit  beschäftigen,  und  zwar  das  vierte  bis  zu  der  allge- 
meinen schweizerischen  Revolution  vom  Jahre  1798  reichen; 
das  fünfte  die  seitherige  Entwickelung  bis  auf  die  Gegen- 
wart behandeln. 

Schliesslich  ist  noch  eine  allgemeine  Erklärung  über  das 
Ganze  nothwendig.  Unsere  Rcchtsgeschichte  macht  näm- 
lich keinerlei  Anspruch  auf  Vollständigkeit,  wenn  sie  auch 
allerdings  nicht  ein  Aggregat  von  einzelnen  Untersu- 
chungen, sondern  ein  wissenschaftliches  Ganzes  zu  sein 
strebt. 

Die  Bedenken  gegen  jene  Vcrzichtlcistung  auf  Vollstän- 
digkeit könnten  in  den  Augen  eines  milden  Beurtheilcrs  schon 
dadurch  grosscntheils  gehoben  werden , dass  es  bei  dem 
fast  gänzlichen  Mangel  von  Vorarbeiten,  die  sich  unmittel- 
bar auf  unsere  Aufgabe  beziehen , kaum  möglich  ist , auf 
einmal  Alles  zu  berücksichtigen , und  nichts  einstweilen  vor- 
bei gehen  zu  lassen.  Wir  haben  dafür  aber  noch  andere 
mehr  objectivc  Gründe. 

Von  dein  Zusammenhang  unserer  Staats-  und  Rcchts- 
gcschichtc  mit  der  allgemeinen  Deutschen  war  schon  oben 
die  Rede.  Je  weiter  wir  in  die  Vorzeit  zurück  gehen  , 
desto  grösser  ist  er ; in  der  spätem  Zeit  nimmt  er  zwar 
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ab , jedoch  keineswegs  in  dem  Masse , dass  nicht  auch  da 
sehr  vieles  Gemeinsame  sich  ergäbe.  Nun  wäre  es  sicher 
ein  verkehrtes  Unterfangen,  wenn  alles,  was  besonders 
durch  die  vortrefflichen  Forschungen  Eichhorns  und  ande- 
rer deutscher  Gelehrter  als  Gemeingut  der  deutschen  Stämme 
anerkannt  ist , wieder  ganz  übergetragen  würde  in  die 
Rechtsgeschiehtc  einer  einzelnen  Völkerschaft.  Eine  solche 
Ausschreibung  und  Wiederholung  würde  zu  nichts  from- 
men. Dadurch  werden  wir  angewiesen,  das  Allgemeine 
als  ein  bereits  Gegebenes  voraus  zu  setzen , und  mehr  auf 
das  Besondere , Eigentümliche  zu  sehen.  Das  Gemein- 
same darf  daher  nur  da  mit  grösserer  Ausführlichkeit 
herausgehoben  werden , wo  es  entweder  durch  unsere  Quel- 
len eine  modifieirte  Färbung  erhält  oder  mit  neuen  bedeu- 
tenden Belegen  unterstützt  wird,  oder  wo  jenes  Gemeingut 
neue  Ergänzung  und  Erweiterung  gewinnt. 

Eine  andere  Beschränkung  liegt  in  dem  Zustande  unserer 
Quellen,  die  zwar  für  eine  erste  Bearbeitung  reichhaltig 
genug  sind , aber  doch  verhältnissmässig  nur  wenige  Insti- 
tute, besonders  in  älterer  Zeit , näher  aufklären.  Wir  wer- 
den uns  daher  bei  der  Auswahl  des  Stoffes  vornehmlich 
auch  an  diese  halten  müssen  , da  wir  nicht  gesonnen  sind, 
da  wo  unsere  Quellen  gänzlich  schweigen , durch  Vermuthung 
und  Herbeiziehung  anderweitiger  Analogien  die  Lücken  zu 
ergänzen. 

Für  die  neuste  Zeit  endlich  kommt  noch  ein  Gesichts- 
punkt in  Betracht.  Wenn  cs  nämlich  eine  anerkannte  Wahr- 
heit ist , dass  das  Recht  sein  Dasein  keineswegs  der  Ge- 
setzgebung zu  verdanken  hat,  sondern  diese  vielmehr  nur 
eine  Aeusserung  des  Rechtes  ist , so  gibt  es  doch  besonders 
in  unseren  Tagen  manche  Gesetze,  die,  ihrer  Natur  nach 
höchst  positiv , recht  eigentlich  zum  Zwecke  haben , 
neues  Recht  zu  schaßen.  Gewöhnlich  haben  aber  gerade 
solche  Gesetze  einen  viel  geringeren  wissenschaftlichen 
Werth , als  andere , welche  mehr  eine  Anerkennung  der 
im  Stillen  durch  das  Leben  vorbereiteten  und  in  die- 
sem sich  kund  gebenden  Rcchtsansichten  enthalten.  Wir 
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werden  daher  auch  weit  weniger  geneigt  sein , durch 
Auszüge  aus  jenen  Gesetzen  und  Auslegung  ihrer  Bestim- 
mungen unsere  Arbeit  zu  belasten,  die  vorzüglich  eine 
wissenschaftliche  Tendenz  hat  und  nicht  beabsichtigt,  einer 
bequemen  Praxis  dadurch  unter  die  Arme  zu  greifen , dass 
sic  ihr  das  eigene  Nachsehen  und  Nachdenken  erspart. 
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ERSTES  BUCH. 

Atamannische  Zeit,  bis  zur  Auflösung  der  fränkischen 
Monarchie  im  Jahr  888  nach  Christus. 


J.  4.  II  elvetisch -römische  Vorzeit. 

Das  Bemühen , die  spätere  deutsche  Geschichte  der  nörd- 
lichen Gegenden  der  Schweiz  an  jene  Zeit  anzuknüpfen  , 
wo  noch  ein  gallisches  Volk  unter  römischer  Herrschaft 
den  Boden  gebaut  hat,  scheint  vergeblich  zu  sein.  Alle 
Versuche  der  Art  haben  bisher  zu  keinen  irgend  befriedi- 
genden Resultaten  geführt.  Im  Gegentheii , der  Charakter 
unserer  Geschichte  ist  durch  Herbeiziehung  jener  fremd- 
artigen Vorzeit  und  Verknüpfung  der  frühem  Verhältnisse 
mit  den  spätem  eher  verwirrt  als  aufgchellt  worden. 

Es  ist  eine  merkwürdige  Erscheinung,  dass  es  den  kel- 
tischen Völkern  , zu  denen  Gallier  und  Helvetier  gehörten, 
nirgends  gelingen  wollte , sich  selbstständig  zu  einem  ge- 
bildeten Staate  emporzuarbeiten  und  sich  in  die  Reihe  der 
gesitteten  Völker  Europas  aufzuschwingen.  Sic  erlagen 
entweder  der  römischen  oder  der  germanischen  Nationali- 
tät, und  dienten  so  gewisser  Massen  überall  nur  als  Stoff 
für  fremde  Völker,  welche  sich  aus  den  verschiedenen 
Mischungen  bildeten  aber  immer  vorherrschend  römischen 
oder  deutschen  , nie  keltischen  Charakter  zeigen. 

In  der  Schweiz  hatten  die  Helvetier  während  mehrerer 
Jahrhunderte  römischer  Herrschaft  unzweifelhaft  ganz  die 
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Cultur  einer  römischen  Provinz,  römische  Sprache,  Sit- 
ten, Recht  und  Religion  angenommen.  Und  wenn  sich  auch  in 
einzelnen  unzugänglichen  Bergthälern  vielleicht  noch  Reste 
des  allen  vorrömischen  W esens  erhalten  haben  mochten , 
so  ist  das  doch  von  solchen  Gegenden  nicht  glaublich , 
welche,  wie  das  flachere  Gebiet  von  Zürich,  von  römi- 
schen Strassen  durchschnitten  und  regelmässig  von  römi- 
schen Truppen  besetzt  waren.  Eine  Menge  von  Angaben 
und  Denkmälern  weisen  auf  diese  Romanisirung  des  Landes 
hin , welches  zu  dem  lugdunensischen  Gallien  gerechnet 
wurde*). 

Desto  bedeutender  wird  die  Hauptfrage,  ob  sich  nicht 
römische  Cultur  und  insbesondere  römisches  Recht  unter 
den  einwandernden  deutschen  Völkern  zu  behaupten  ge- 
wusst habe.  «Man  könnte  um  so  eher  geneigt  sein , die 
Frage  zu  bejahen , als  bekannter  Massen  die  Burgunder  und 
Franken , welche  andere  Theile  von  Gallien  eroberten  , 
ziemlich  bald  hinwieder  von  der  römischen  Cultur  besiegt 
wurden. 

Allein  eine  nähere  Betrachtung  nüthigt  uns,  jene  Frage 
wenigstens  der  Hauptsache  nach  zu  verneinen.  Schon  das 
unterscheidet  die  alamannische  Herrschaft  von  der  burgun- 
dischen  und  fränkischen  wesentlich,  dass  die  Alamannen 
ihre  deutsche  Sprache  unverfälscht  bewahrten  , während 
die  Burgunder  und  Franken,  obwohl  Sieger,  dennoch  die 
feiner  ausgebildete  Sprache  ihrer  civilisirtern  Unterthanen 
annahmen.  Diese  Erscheinung  deutet  unverkennbar  darauf 
hin,  dass  in  der  nordöstlichen  Schweiz,  welche  von  ala- 
mannischen  Heereshaufen  besetzt  wurde , die  Deutschen  auch 
der  Zahl  und  Masse  nach  allzusehr  vorherrschten  , um  sich 
der  fremden  Cultur  und  Sprache  der  unterworfenen  Römer 
zu  unterwerfen.  Wäre  das  Verhältnis.«  ähnlich  gewesen, 
wie  in  den  fränkischen  und  burgundischcn  Ländern,  so 


2)  Ich  verweise  auf  Ta  cito.*  Ann.  XI.  23  und  die  von  Orelli  zii- 
sain  in  enges  teilten  römischen  Inschriften  ans  Heltelien.  Inscript,  latin*  Tiirici. 

1828.  I.  p.  101—133. 
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liäittc  auch  hier  das  gebildetere  Volk  über  das  bildungs- 
fähige geistige  Herrschaft  erworben.  Denn  die  Zu- 
stände der  römischen  Bewohner  von  Helvctien  waren  von 
denen  des  übrigen  Galliens  nicht  unterschieden,  und  die 
Alamanuen  waren  , wie  die  Folge  zeigt,  an  sich  kaum 
weniger  für  die  Eindrücke  einer  civilisirtcren  Nation  empfäng- 
lich als  die  Burgunder. 

Auf  die  Angaben  der  römischen  Schriftsteller , dass  von 
den  Alamannen  Alles  verwüstet  und  alle  Einwohner  nieder- 
gemacht worden  seien  , möchten  wir  nicht  grosses  Gewicht 
legen.  In  solchen  Dingen  übertreibt  die  von  dem  unglück- 
lichen Eindrücke  der  Gegenwart  ergriffene  Mitwelt  ge- 
wöhnlich. Ich  zweifle  nicht  daran,  dass  eine  grosse  An- 
zahl von  Colonen,  welche  auch  hier  den  Boden  für  ihre 
römischen  Herren  bauten,  in  ähnliche  Verhältnisse  zu  den 
neuen  Herrn  als  deren  Leibeigene  getreten  sein  werden. 
Denn  cs  ist  nicht  glaublich , dass  diese  an  den  Acker , der 
sie  nährte , gebundenen  erbunterthänigen  Bauern  ihren 
Herren  folgten  und  wie  diese  das  Land  verlicsscn.  Sie 
wären  offenbarem  Elende  und  einem  viel  schlimmeren 
Schicksale  entgegen  gegangen,  als  wenn  sie  sich  den  neuen 
Herren  zu  Eigenen  ergaben.  Und  was  hätte  es  auf  der 
andern  Seite  den  Siegern  gefruchtet,  sich  selber  guter  Ar- 
beiter und  unterwürfiger  Knechte  zu  berauben? 

Eine  freie  römische  Bevölkerung  aber  blieb  nicht  zu- 
rück , oder  doch  nur  in  sehr  untergeordnetem  Masse.  Wer 
nicht  im  Kriege  fiel  oder  sich  in  Knechtesstand  begab, 
wandertc  aus.  Die  Eigenen  aber  nahmen  bald  sogar  die 
Sprache  ihrer  Herren  an.  Das  konnte  um  so  leichter  ge- 
schehen, als  sehr  viele  jener  Colonen  schon  unter  römischer 
Herrschaft  Deutsche  gewesen  sein  mochten.  Diese  alle 
setzten  der  Sprache  und  dem  Rechte  der  Sieger  keinen 
Widerstand  entgegen  und  konnten  leicht  mit  diesen  wieder 
zu  Einem  Volke  verschmelzen.  Die  Uebrigcn  widerstan- 
den dem  vorherrschenden  Einfluss  der  deutschen  Bewohner 
auch  nicht  in  die  Dauer.  In  den  alainannischcn  Urkunden 
schon  des  achten  Jahrhunderts  sind  die  Namen  der  Freien 
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sowohl  als  der  Knechte  durchweg  deutsch , nur  sehr  selten 
iiudet  sich  ein  römischer  unter  ihnen.  Und  obwohl  die 
gerichtlichen  Urkunden  aus  dem  Thurgau,  welche  sich  über 
den  nordöstlichen  Theil  der  Schweiz  erstreckte , sehr  zahl- 
reich sind,  so  finden  wir  doch  nirgends  Römer  mit  römi- 
schem Rechte  den  Alamannen  mit  alamannischem  Rechte  an 
die  Seite  gestellt,  während  dagegen  schon  in  Rhätien  ausser 
den  Alamannen  Römer  erwähnt  werden  und  römisches 
Recht  anerkannt  ist3). 

Die  alten  Namen  der  Hofe  und  Weiler  ferner  in  unsere 
Gegenden  weisen  wieder  deutlich  auf  deutsche  Bevölkerung 
hin , denn  sic  sind  mit  wenigen  Ausnahmen  deutsch.  Nur 
in  einigen  Ortschaften , welche  schon  in  der  römischen  Zeit 
eine  gewisse  Bedeutung  erlangt  haben,  sind  Spuren  der 
alten  Namen  zurück  geblieben.  Dahin  gehört  Zürich 
selbst , dessen  Name  in  ächten  römischen  Inschriften  er- 
wähnt wird.  Turicum , wie  die  Römer  es  wohl  nannten  , 
war  der  Standort  eines  militärischen  Postens4)  und  viel- 
leicht damals  schon  ein  nicht  ganz  unbedeutender  Ort.  Ich 
schliessc  das  daraus,  dass  lange  bevor  es  eine  deutsche 
Stadt  Zürich  gab,  und  bevor  sich  ein  Zürichgau  aus  dem 
Thurgau  ausschied  und  diesem  an  die  Seite  gestellt  wurde , 
ein  weiter  Bezirk  von  Zürich  her  der  Zürichgau  genannt 
wurde , so  wie  aus  der  Bedeutung  von  Zürich  selbst  wäh- 
rend der  alautannischcu  Zeit.  Ob  aber  der  Ort  eine  Muni- 
cipalverfassung  gehabt  habe  , möchte  ich  weder  bejahen 
noch  verneinen.  Nur  das  ist  für  uns  von  Bedeutung  , dass 
sich  hier  in  späterer  Zeit  weder  sichtbare  Reste  römisch 


3)  Urkunde  vom  Jahr  920  bei  Neugart  Cod.  Diplom.  Aleinanniae.  St. 
Rias.  1791.  Tom.  1.  p.  572.  No.  705.  „ inandavit  dux  Burrh.irdus  , ut 
sccuuduin  ledern  Homunam  judicarenl.  — Judicavcrunt  otuncs  Romani  et 
Alamanni ."  Freigelassene  des  Klosters  werden  zwar  auch  in  eigentlich  ala- 

manmschen  Urkunden  den  römischen  Hilrgern  g’eich  gestellt.  Allein  hier 
wirklen  spater  wieder  eingedrungenes  römisches  Recht,  besonders  aber  die 
Ansichteu  der  Kirche  über  die  Zulässigkeit  des  römischen  Hechts  mit. 

•»)  Der  Name  kann  geschlossen  werden  aus  dem  abgeleiteten  Tnricensis 
in  der  Inschrift  bei  Orelli  a.  a.  O.  No.  159.  Mit  Ti^urum  , wenn  es 
je  ein  solches  gegeben  hat  Zürich  nichts  vu  schaffen. 
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gebliebener  Bevölkerung  noch  Spuren  römischer  Verfas- 
sung vorfinden5). 

Ausser  Zürich  wird  noch  Vitodurum , das  spätere  Ober- 
Winterthur  als  römische  Stadt  erwähnt6 7 8).  Und  auch  die  Na- 
men Klotcn  (Claudia),  Aeugst  (Augusta)  deuten  auf  römi- 
sche Zeit  hin.  Allein  auch  da  ist  keine  weitere  Spur  der 
frühem  Cultur  geblieben.  Im  Gegentheil,  die  gegenwär- 
tige Stadt  Winterthur  liegt  in  ziemlicher  Entfernung  von 
dem  Orte,  wo  nun  ein  deutsches  Dorf  den  Boden  einer 
römischen  Stadt  bepfliigt. 

Die  grosse  Anzahl  der  andern  alten  Namen  sind  deutsch 
und  weisen  deutlich  auf  die  Art  hin,  wie  der  Boden  von 
den  Eroberern  vcrtheilt  wurde.  Wir  werden  bald  näher 
darauf  zu  reden  kommen. 

Endlich  spricht  noch  ein  Umstand  für  den  Untergang 
des  römischen  Rechtes  in  diesen  Gegenden.  Die  Ausbrei- 
tung des  Christenthuins  steht  mit  der  Herrschaft  und  Aus- 
dehnung des  römischen  Rechtes  in  vielfachen  Beziehungen. 
Insbesondere  haben  die  Geistlichen,  die  überall  als  Ver- 
mittler einer  fremden  Cultur  thätig  waren , und  sich  selbst 
als  Römer  betrachteten  und  nach  römischem  Rechte  lebten, 
dasselbe  theils  in  seiner  Herrschaft  erhalten , theils  diese 
ausgedehnt r).  Aber  auch  an  diesen  Trägern  des  römischen 
Rechtes  fehlte  cs  während  langer  Zeit  nach  der  Besetzung 
durch  die  Alamannen  gänzlich. 

Ob  das  Christenthum  noch  während  der  römischen  Re- 
gierung sich  auch  über  unsere  Gegenden  verbreitet  habe, 
weiss  ich  nicht.  Dass  dasselbe  bis  dahin  gedrungen , ist 
nicht  unglaublich , aber  von  der  ersten  Bekanntschaft  mit 
demselben  und  einzelnen  Verehrern  bis  zu  gänzlicher  Ein- 
führung ist  noch  ein  ziemlicher  Schritt*).  Sei  dem  aber 

5)  Auf  den  Namen  der  Romergasse  darf  man  um  so  weniger  Gewicht 
legen  , als  die  Gasse  früher  anders  biess.  Vergleiche  Vögel  in  das  alte 
Zürich  , historisch-topographisch  dargestcllt.  Zürich  1829.  Note  419. 

6)  Orelli  Insc.  No.  4f»7. 

7)  Man  vergleiche  darüber  Savigny  Geschichte  des  römischen  Rechts 
im  Mittelalter.  Heidelberg  1831.  Bd.  II.  S.  274  ff. 

8)  Es  sind  unter  den  Antiquitäten  unserer  Gegenden  eine  nemliche  An- 

HlutiUchli  RfchCagcsrhichtr-  2 
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wie  cs  wolle,  so  viel  isl  gewiss,  die  Alamannen  waren, 
als  sie  das  Land  einnahmen , Heiden  , und  blieben  es  noch 
ziemliche  Zeit.  Sie  haben  daher  gewiss  nicht  die  gegen 
alles  Heidenthum  so  unduldsame  und  feindselige  Religion 
der  Christen  bei  ihren  Eigenen  geduldet,  noch  viel  weniger 
aber  ihnen  besondere  fremde  Priester  gelassen. 

Alles  zwingt  uns  daher  zu  der  Annahme , dass  die  rö- 
mische Cultur,  Sprache,  Recht  und  Religion  durch  die 
Eroberung  für  eine  geraume  Zeit  unterdrückt  worden  sei , 
und  dass  die  römischen  Elemente , die  etwa  noch  vorzüg- 
lich in  eigenen  Landbaueru  zurück  geblieben  sein  mochten, 
genöthigt  waren,  sich  der  deutschen  Nationalität  der  Herren 
anzuschmiegen  und  in  diese  über  zu  gehen. 

$.5.  Von  den  Alamannen. 

Die  Geschichte  der  einzelnen  deutschen  Stämme , die 
sich  einer  nach  dem  andern  auf  das  römische  Weltreich 
warfen , bis  dasselbe  zuletzt  unter  den  mit  erhöhter  Kraft 
fortwährend  wiederholten  Stössen  zusammen  brach,  ist  noch 
immer  überaus  dunkel.  Tacitus , der  die  Deutschen  wie 
kein  Anderer  gekannt  hat,  wusste  von  dem  Namen  der  Ala- 
mannen noch  gar  nichts , und  doch  finden  wir  in  der  spä- 
tem Geschichte  eines  der  bedeutendsten  und  streitbarsten 
deutschen  Völker  unter  diesem  Namen.  Ja  der  Ruf  der 
Alamannen  war  so  gross  und  verbreitet , dass  noch  heute 
die  wälschen  Völker  die  gesamnite  deutsche  Nation  Ala- 
mannen heissen.  Ihr  Name  bedeutet  nicht , wie  man  früher 
wohl  glaubte , allerlei , sondern  ganze  Männer9). 

Die  Alamannen  gehörten  zu  der  grossen  suevischen 
Völkerfamilie , welche  noch  zu  Tacitus  Zeit  die  östlichen 
und  nördlichen  Gegenden  Deutschlands  inne  hatte.  In  den 

zahl  vor»  Götterbildern  ausgegraben  worden  , so  viel  ich  aber  weiss  keine 
Embleme  des  Chrislentbuins  aus  römischer  Zeit. 

9)  Vgl.  darüber  Ma ss  rnaun  Skeireins  Aivaggeljons  thairh  Johannen.  Mün- 
chen 1834.  S.  149.  b.  Jakob  G r i m m Göltioger  Anzeigen.  Jabrg.  1835. 
S.  1103.:  eine  Notiz  die  ich  meinem  Freunde  W.  W a c ke  r n agel  verdanke. 
Früher  hatte  Grimm  selber  diese  Ansicht  bekämpft.  Deutsche  Grammatik. 
Bd.  II.  S.  627. 
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Zeiten  der  Völkerwanderung,  die  eben  um  ihrer  Massen- 
kaftigkeit  willen,  schwer  zu  begreifen  sind,  drangen  sic 
unter  der  Anführung  ihrer  Könige  südwestlich  vor,  wag- 
ten cs  schon  im  dritten  Jahrhunderte  in  Italien  einzufal- 
len, und  setzten  sich  endlich  im  Kampfe  mit  den  Römern 
nach  wechselndem  Kriegsglücke  in  der  ersten  Hälfte  des 
vierten  Jahrhunderts  zwischen  Rhein  und  Donau  fest.  Zu 
Anfang  des  fünften  Jahrhunderts  überschritten  sie  zugleich 
mit  den  Burgundern  den  Rhein  und  unterwarfen  sich  einen 
grossen  Theil  Helveticns  dauernd.  Das  weite  Gebiet  zwi- 
schen den  Alpen  im  Süden , dem  Flusse  Main  im  Norden , 
der  Aar , dem  Jura  und  den  Vogesen  im  Westen  und  dem 
Flüsschen  Schuss,  das  in  den  Bodensee  mündet,  im  Osten, 
ward  nunmehr  von  den  Alamannen  bewohnt. 

Doch  vermochten  sic  sich  nicht  als  selbständiges  Reich 
zu  halten.  Es  ist  merkwürdig  zu  gewahren,  wie  gerade 
diejenigen  deutschen  Völker,  welche  zuerst  nach  Süden 
vorgedrungen  und  erfolgreich  gegen  die  Römer  gekämpft 
hatten,  hinwieder  zuerst  im  Kampfe  mit  dem  mächtigen 
Frankcnrcichc  erlagen.  Die  deutsche  Kraft  der  Franken 
wurde  durch  die  Mischung  mit  römischer  Cultur  einer 
schnelleren  Reife  entgegen  geführt.  Die  deutscher  geblie- 
benen Alamannen  konnten  ihren  um  jener  Verbindung  wil- 
len überlegenen  Gegnern  nicht  widerstehen. 

Der  fränkische  König  Chlodwig  besiegte  die  Alamannen 
in  der  Hauptschlacht  bei  Zülpich  iin  Jahr  496  und  ver- 
einigte den  ganzen  nördlichen  Theil  Alamanniens  mit  dein 
Frankenreiche.  Die  südlichen  Alamannen  begaben  sich,  ohne 
Hoffnung,  durch  eigene  Kraft  zu  siegen,  in  den  Schutz  des 
mächtigen  ostgothischen  Königs  Theodorich.  Allein  seine 
Nachfolger,  in  ihrer  ursprünglichen  Herrschaft  selbst  ge- 
fährdet , traten  dieses  Herzogthum  Alainannien  dem  austra- 
lischen Könige  Theudebert  ab.  Es  geschah  dies  zwischen 
den  Jahren  534  und  53S. 

Von  da  an  blieb  Alamannien  ein  Bestandteil  der  frän- 
kischen Monarchie,  bis  auch  diese  in  neue  Reiche  sich  auflöstc. 

Die  Alamannen  hatten  ihre  eigenen  Könige  wohl  eingc- 
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büsst,  als  sie  sich  in  den  Schutz  fremder  Könige  begaben. 
An  die  Stelle  jener  traten  erbliche  Herzoge.  Die  herzog- 
liche Familie  war  vermuthlich  die  ursprünglich  könig- 
liche. Der  Herzog  hatte  den  Heerbefehl  in  der  Provinz 
und  vertrat  überhaupt  des  Königs  Stelle  in  derselben.'0) 
Eine  solche  Stellung  eines  nationalen  Herrscherhauses  konnte 
in  der  That  einer  Monarchie  nicht  Zusagen , welche  alle 
Gewalt  in  sich  selber  zu  concentriren  strebte.  Die  Her- 
zoge waren  die  natürlichen  Rivale  der  fränkischen  Haus- 
meyer , welche  durch  die  ihrem  Einflüsse  unterworfenen 
Könige  das  Reich  regierten,  und  zuletzt  selbst  nach  der 
königlichen  Gewalt  strebten.  Ohne  Vertilgung  der  herzog- 
lichen Würde  hatte  dieses  Bestreben  keine  Hoffnung  des  Er- 
folgs. Daher  suchten  sich  die  Hausineyer  auch  ihrer  Geg- 
ner zu  entledigen , sobald  sie  die  erforderliche  Macht  inne 
hatten.  Und  wenige  Jahre  bevor  der  Hausmeyer  Pipin  cs 
wagte  , selbst  nach  der  fränkischen  Krone  zu  greifen,  brach 
er  noch  die  Gewalt  der  Herzoge.  Im  Jahre  7 48  schaffte 
er  die  herzogliche  Würde  in  Alamannien  ganz  ab.  Im 
Jahre  752  hiess  er  selber  König. 

g.  6.  Der  Thurgau  und  der  Zürichgau. 

Das  Herzogthum  Alamannien  war  in  eine  Anzahl  Gaue 
getheilt , an  deren  Spitze  je  ein  Graf  stand , als  Beamter 
des  Königs.  Als  die  herzogliche  Würde  einging,  blieb  doch 
die  Gauverfassung  zurück.  Der  König  beaufsichtigte  ihre 
Regierung  durch  die  von  ihm  erwählten  Sendgrafen. 

Einer  dieser  Gaue  war  der  Thurgau,  der  zur  Zeit  der 
fränkischen  Kaiser  sich  weit  über  den  nordöstlichen  Theil 
der  Schweiz  erstreckte.  Es  wäre  eine  zwar  mühsame  aber 
lohnende  Arbeit , wenn  es  Jemand  versuchte , aus  den  zer- 
streuten altern  Urkunden  die  Grenzen  der  ehemaligen  Gaue, 
welche  die  gegenwärtige  Schweiz,  durchschnitten , genau 
nachzuweisen.  Man  könnte  daraus  mancherlei  Resultate  für 


10)  Vgl.  Lex Alamannorum  tit.  35.  Alain.  Könige  der  altern  Zeit 
werden  mehrfach  erwähnt,  t.  B.  Ammianns  Marcel  I.  XX  Vif.  2. 
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den  Charakter  und  die  spätere  Geschichte  der  schweizeri- 
schen Stämme  und  ihres  Rechtes  gewinnen. 

Der  grosse  Thurgau  wurde  südlich  und  östlich  von  den 
hoben  rhätischen  Gebirgen  begrenzt,  irn  Norden  vom  Bo- 
denscc  und  dem  Rheine  bis  zu  dem  Einflüsse  der  Aare , 
dann  westlich  von  dieser  bis  Windisch  und  endlich  von  der 
Renss  bis  in  den  Vierwaldstättersee.  Das  ganze  gegen- 
wärtige Gebiet  des  Cantons  Zürich  lag  in  dem  Thurgau , 
ausserdem  der  ganze  jetzige  Thurgau,  die  Cantone  St.  Gal- 
len, Appenzell  und  wohl  auch  Glarus  grossenthcils , Zug, 
Schwyz , vcrmuthlich  auch  Uri  ganz,  Unterwalden  dem 
grossem  Theile  nach  und  einige  Stücke  des  jetzigen  Aargau 
und  des  Cantons  Luzern. 

Für  die  Rcchtsgeschichtc  ist  diese  alte  Ausdehnung  des 
Thurgaus  von  grosser  Bedeutung.  Denn  wir  können  dar- 
aus mit  Gewissheit  schlicssen , dass  vormals  hier  allenthal- 
ben das  gleiche  alamannischc  Recht  gegolten  habe.  Es 
beruht  mithin  auch  die  spätere  Rechtsentwickelung  auf  der 
gleichen  Grundlage  , und  so  wird  die  ursprüngliche  Ein- 
heit auch  in  der  Folge  nothwendig  vielfach  durchschimmern 
und  eine  innere  Verwandtschaft  dieser  schweizerischen  Rechte 
nachzuweisen  oder  zum  Voraus  zu  vermuthen  sein. 

Vor  der  Abtrennung  Deutschlands  vom  fränkischen 
Reiche  gab  es , wenigstens  so  weit  unsere  historischen 
Kenntnisse  reichen , keinen  besondern  Zürichgau.  Dieser 
war  zur  Zeit  der  Karolinger  nur  ein  Bezirk  des  Thurgaus. 
Merkwürdiger  Weise  deutet  aber  der  Name  dieses  Bezirks 
auf  die  Gauverfassung.  Er  hicss  damals  schon  Zürichgau, 
zur  Erinnerung  an  die  untergegangene,  vielleicht  die  römisch- 
keltische Vorzeit,  in  welcher  es  einen  eigenen  Zürichgau 
mochte  gegeben  haben").  Neuere  haben  in  beiden,  dem 
Thurgau  und  dein  Ziirichgau,  die  gleiche  Abstammung  finden 
wollen  ; allein  mit  Unrecht.  Das  Ziir  und  Tur  in  Zürich 


11)  Urk.  vom  Jahr  744  bei  N eugnrt  No.  11.  „in  pago  Durgaugin» i, 
*el  m »ifo  ZuriJigawia."  Ebenso  zwei  andere  Urkunden  v.  J,  744  und  775. 
\rti£*rt  No.  12  und  6U. 
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und  Turicum  ist  von  dein  Dur  und  Thur  in  Thurgau  durch- 
aus verschieden.  Die  einen  Laute  gehen  nicht  in  die  andern 
über.  Auch  ist  es  wohl  zu  beachten,  wie  genau  die  Zeit- 
genossen zwischen  beiden)  unterschieden  haben12). 

Erst  seit  der  Mitte  des  neunten  Jahrhunderts  zeigt  sich 
ein  besonderer  Zürichgau , der  aus  dem  Thurgau  ausge- 
schieden und  diesem  als  eigener  Gau  entgegen  gesetzt  wird. 
Zuerst  finde  ich  jenen  erwähnt  in  einer  Urkunde  vom  Jahr 
S54.  Noch  im  Jahr  853  wird  der  Ausdruck  Thurgau 
urkundlich  in  dem  alten  umfassenden  Sinne  gebraucht  und 
Zürich  selbst  noch  in's  Thurgau  gesetzt 13).  Vcrmuthlich 
hat  die  königliche  Stiftung  der  Fraumiinsterabtei  zu  Zürich 
im  Jahr  853  Veranlassung  zu  der  Bildung  eines  Zürichgaus 
gegeben.  Es  spricht  dafür,  ausser  dem  Zusammentreffen 
der  Zeitangaben,  auch  der  Umstand,  dass  die  Aufmerksam- 
keit des  Königs  um  jener  Stiftung  willen  auf  diese  Gegen- 
den gelenkt  wurde,  und  Zürich  durch  dieselbe  an  Wichtig- 
keit und  Bedeutung  sehr  zunahm. 

Der  südwestliche  Theil  des  Thurgaus  wurde  zum  Zürich-, 
der  nordöstliche  Theil  blieb  Thurgau.  Der  gegenwärtige 
Canton  Zürich  wird  von  der  Linie  mitten  durchschnitten. 
Der  Gebirgsrücken,  der  sich  zwischen  der  Töss  und  der 
Glatt  hinzieht,  scheint  die  Grenze  zwischen  Zürich-  und 
Thurgau  gebildet  zu  haben.  Was  südlich  von  demselben 
lag,  gehörte  zu  jenem,  die  nördlichen  Gegenden  zu  diesem. 
So  gehörten  z.  B.  die  Ortschaften  Kaltbrunn  bei  Uznach 
im  St.  Gallischen11),  Dürntcn  1{),  Uster,fi),  Volkentschwyl ,7), 
und  Wangen19)  schon  zum  Zürichgau,  während  Hittnau  '*) 


12)  Vgl.  Anmerkung  11. 

13)  Urk.  bei  Neugart  No.  349.  358  ..in 
472  ff.  besonders  auch  482  *.  J.  875. 


14)  Urk.  r.  J.  972. 

15)  Urk.  t.  J.  897. 

16)  Urk.  e.  J.  902. 

17)  Urk.  v.  J.  907. 

18)  Urk.  v.  J.  »72. 

19)  Urk.  v.  J.  906. 


Neu  gart  No.  763. 
Neugart  No.  634. 
Neugart  No.  636. 
Neugart  No.  666. 
Neugart  No.  »63. 
N e u g a r t No.  6.i9. 
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und  Glattburg30)  an  der  Glatt  zum  Thurgau  gerechnet 
wurden. 

Kirchlich  gehörte  sowohl  der  Zürich-  als  der  Thurgau 
zu  dem  Bisthuine  Konstanz  und  dein  Erzbisthume  Mainz. 

5.  7.  Eintheilung  des  Bodens  und  Ortsnamen. 

Man  muss  sich , wenn  man  ein  wahres  Bild  von  dem 
Zustande  unserer  Gegenden  in  den  ersten  Jahrhunderten 
der  deutschen  Herrschaft  erhalten  will , hauptsächlich  vor 
dem  Irrthume  hüten , als  oh  dieselben  eine  finstere  waldige 
Wiidniss  nach  Art  der  amerikanischen  Urwälder  oder  auch  nur 
in  der  Weise  der  grossen  Waldungen  im  Innern  von  Deutsch- 
land ohne  Bewohner  gewesen  wäre.  Es  ist  zwar  unstrei- 
tig richtig,  dass  der  Boden  sehr  viel  weniger  cidtivirt  und 
weit  massenhafter  vertheilt  war , als  gegenwärtig.  Allein 
die  lange  Zeit  der  römisch  - helvetischen  Bewirthung  des 
Bodens  konnte  nicht  spurlos  verwischt  werden.  Alle  äch- 
ten und  sichern  Angaben  der  Vorzeit  deuten  auf  festes 
Grundeigenthum  und  ordentliche  Behauung  desselben  durch 
zahlreiche  Freie  und  noch  zahlreichere  Hörige.  Eine 
Menge  von  Dörfernamen  sind  uralt  und  beurkunden  eine 
von  Anfang  an  geschehene  Vertheilung  des  Bodens.  Sie 
lassen  zugleich  auch  auf  die  Art  dieser  Vertheilung  schliesscn. 
Man  darf  sich  daher  durch  die  darum  nicht  weniger  glaub- 
würdigen Berichte  von  Caesar  und  Tacitus , welche  den 
deutschen  Völkern  festes,  gesondertes  Grundeigenthum  ab- 
zusprechen scheinen,  nicht  irre  führen  lassen 21).  DasVer- 
haltniss  der  Deutschen  zu  dem  Boden  wurde  nothwendig 
dauernder  und  geregelter,  je  mehr  die  Völkerwanderung  au 
ihrer  bewegenden  und  fortschiebenden  Kraft  verlor.  Ins- 


20)  Urk.  v.  J.  876.  Neugart  No.  499.  Zweifel  können  Jäher  erhö- 
hen werden  , dass  in  dieser  nämlichen  Urkunde  liriltlcn  /um  Thurgau  und  in 
einer  Urkunde  v.  J.  979,  No.  773  , rum  Zilricbgau  gerechnet  wird. 

21)  Eichhorn  in  der  neuen  Auflage  der  Rechlsgcschichle. . (ioUmgcu 

1834.  $.  14  a.  erklärt  jene  .Stellen  sehr  sinnreich  'on  den  Wirkungen  der 

Drei  fehler  wirtb  schafl. 


Digitized  by  Google 


24 


Erstes  Buch.  $.  7. 


besondere  musste  der  Grundbesitz  da  eine  feste  Gestalt  so* 
fort  auch  fiir  den  neuen  Herrn  annehmen,  wo  der  Boden 
bereits  schon  einer  regelmässigen  Cultur  durch  die  bisheri- 
gen Bebauer  unterlegen  hatte , mithin  zuerst  gerade  in  den 
vormals  römischen  Provinzen.  Die  zurück  gebliebenen 
Colonien  fuhren  fort,  den  Acker  für  den  neuen  Herrn  zu 
bestellen,  wie  sie  ihn  für  den  alten  besorgt  hatten. 

Die  Alamannen  waren  auf  dem  Wege  der  Eroberung 
Herren  dt  s Landes  geworden.  Als  Volksarmee  (wenn  dieser 
Ausdruck  erlaubt  ist)  nahmen  sie  davon  Besitz.  Sie  erwar- 
ben es  fiir  sich  selbst,  um  sich  da  sammt  Weibern  und 
Kindern  niederzulassen.  Sie  standen  unter  militärischen 
Befehlshabern,  die  zugleich  ihre  Beamten  und  Richter  wa- 
ren. Die  Zahl  10  gab  die  äussere  Norm  für  die  politische 
und  militärische  Gliederung  der  waffenfähigen  Männer. 
Die  Dccane  und  die  Zentgrafen  (ccntenarii)  haben  daher 
ihre  Namen.  Ich  zweifle  zwar  sehr,  dass  gerade  immer 
zehn  Männer  oder  Familien  unter  dem  Decan , hundert  un- 
ter dem  Zentgrafen  gestanden  haben.  Es  wird  auch  da 
mannigfacher  Wechsel  vorgekonunen  sein.  Aber  die  ur- 
sprüngliche Einteilung  musste  doch  zu  den  Zahlen  passen. 

Das  Alles  hatte  notwendig  Einfluss  auf  die  Besitz- 
nahme des  Bodens.  Die  Einteilung  war  ursprünglich  per- 
sönlich, sie  wurde  aber  übergetragen  auf  die  Ocrtlichkeit. 
So  entsprach  der  Abtheilung  des  Decans  ein  Decanat , 
der  grossem  Schaar  des  Zentgrafen  eine  Zent.  Eine  An- 
zahl Zenten  zusammen  bilden  den  Gau. 

Jede  kleinere  Abteilung  des  Volkshceres  stand  unter 
sich  in  einer  engen  persönlichen  Verbindung.  Der  Decan 
schon  wird  in  vielen  Fällen  ein  Adclichcr  gewesen  sein. 
Mit  ihm  liessen  sich  die  Gefährten  in  einer  Gegend  nieder 
und  bildeten  da  eine  Gemeinde,  oder  setzten  dieselbe  viel- 
mehr fort  und  gaben  ihr  nunmehr  eine  örtliche  Beziehung. 
Auch  die  Wahl  des  Ortes  wird  kaum  ganz  in  der  freien 
Willkiihr  der  Einzelnen  gelegen  haben , obwohl  es  bei  der 
Ausdehnung  des  eroberten  Landes  nicht  schwierig  war , 
alle  Wünsche  zu  befriedigen. 
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Wir  werden  später  noch  näher  von  der  Einrichtung  die- 
ser Gemeinden  und  von  dem  Verkehr  der  Genossen  unter 
sich  und  zu  dem  Boden  sprechen  müssen.  Aber  hier  schon 
wird  es  der  schickliche  Ort  sein , den  oben  vorläufig  ver- 
sprochenen Beweis  der  deutschen  Namen  der  alten  Dörfer 
zu  führen , weil  diese  Betrachtung  uns  zugleich  auch  nähere 
Belege  liefert  für  die  eben  ausgeführte  Ansicht. 

Sehr  viele  Dürfernatnen  unserer  Gegenden  endigen  mit 
der  Silbe  ikon  oder,  wie  sie  gewöhnlich  ausgesprochen 
wird,  iken.  Man  könnte  meinen  und  hat  schon  gemeint, 
gerade  diese  Namen  verrathcn  das  frühere  römische  Da- 
sein dieser  Orte.  Denn  die  Endung  kon  erinnert  aller- 
dings auf  den  ersten  Blick  an  das  römische  cum.  Nun 
lässt  sich  aber  gerade  hier  der  urkundliche  Beweis  führen, 
dass  alle  diese  Dörfernamen  deutschen  Ursprungs  sind.  Die 
spätere  Endung  ikon  nämlich  ist  entstanden  aus  einer  Verkür- 
zung der  ursprünglichen  Endung:  inghova.,  inghouen. 
So  hiess  z.  B.  Efiretikon  in  der  Pfarrei  Unau  ursprünglich 
Erbphratiughova22),  Mesikon  ebenda  hiess  Magisinchova22), 
Schmärikon  Smarincbova2i),  Nänikon  Nancinchova2i),  Zol- 
likon Zollinchova , Wezikon  Wezinchova,  Ellikon  Ellin- 
chova  , Dellikon  Tellinghovon , ßinzikon  Pinziuchhova26) 
u.  f.  f.  Während  nun  in  andern  Lautverbindungen  sich 
dieselbe  Endung  bis  auf  unsere  Tage  erhielt , wie  in  den 
Namen  Stadelhofen,  Wollishofen  und  andern,  so  wurde  sie 
dagegen  dort  verkürzt.  Aus  dein  später  gewöhnlichen 
ingboven  wurde  ein  inkon,  daraus  ikon  und  zuletzt  iken. 
Einzelne  Fälle  dieses  Absterbens  der  wahren  Endung  — 
wir  Schweizer  heissen  diese  Veränderung  passend  ein  Ver- 
schlucken der  Laute  und  Silben  — kommen  schon  ziemlich 
frühe  vor.  So  z.  B.  findet  sich  im  Jahre  903  noch  der 


22)  Urk.  v.  J-  "4i  Nengarl  Mo.  10. 

23)  Ebenda. 

24)  L’rk.  v.  J.  744.  No.  12. 

25)  t’rk . i J.  837.  Mo.  277- 

26)  Vfcl.  die  Nummer«  245.  437.  457  und  624. 
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Marne  Nossiuchoven , im  Jahre  1153  steht  dafür  Mosin- 
chon27) , woraus  dann  eben  unser  gegenwärtiges  Mossikon 
oder  Nossikeu  hervorging28). 

Diese  Endung  veranlasst  uns  aber  noch  zu  einer  andern 
Bemerkung.  Sie  deutet  unzweifelhaft  auf  die  alten  aus- 
gedehnten Höfe  (curtes),  die  überall  zerstreut  lagen.  Die 
vorhergehende  Endung  ing  weisst  auf  Abstammung  oder 
doch  ein  familienähnliches  Verhältniss  hin.  Ich  erinnere 
nur  an  die  gangbaren  Ausdrücke  : Karolinger,  Mcrovinger, 
Kapetinger  u.  s.  f.  So  heissen  auch  jene  Dorfnamen  kaum 
etwas  anderes  als  Höfe  der  Zollinger,  VVezinger , Ellin- 
ger  u.  s.  f . , mag  nun  darunter  eine  Familie  oder  vielleicht 
eher  die  mit  einem  Häuptling,  Decan(?),  verbundene  Ge- 
nossenschaft der  freien  Männer  zu  verstehen  sein.  Folg- 
lich liegt  in  allen  oder  den  meisten  dieser  Mamen 
auch  der  Marne  des  ursprünglichen  Familienhauptes  oder 
Befehlshabers  verborgen , der  sich  da  niederlicss.  Am 
deutlichsten  zeigt  sich  diess  in  Mamen  wie  Justines- 
hova , Hruodoldishova , Berolueshoven29)  und  andern,  die 
freilich  nicht  gerade  in  unserer  Gegend  Vorkommen , wo 
aber  die  unvermittelte  Beziehung  auf  Personen  klar  her- 
vortritt. 

Eben  so  unzweideutig  deutsch  sind  die  andern  Endun- 
gen , welche  regelmässig  Vorkommen , als 

2)  die  sehr  häufige  Endung  weil,  wyl,  die  man  wie- 
der nicht  von  dein  Lateinischen  villa  herleiten  darf. 
Ursprünglich  waren  alle  diese  Ortsnamen  mit  wilari 
(Weiler)  wie  die  Alamannen  es  aussprachcn  , zusam- 
men gesetzt , z.  B.  Madalolteswilari  (Madctschwcil 
bei  Russikon),  Berolfeswilari  (Bäretschwcil),  Wilari 
(Wyl),  Adaloltiswilare  (Adlischweil)30),  Bei  diesen 


27)  Neu  gart  No.  642  und  869. 

28)  (ianr.  anderer  Natur  ist  die  Endung  on  in  Sleiron  (Schlieren).  Urk. 
v,  J.  828.  Neugart  No.  237.  Huson  (Hausen).  Urk.  v.  J.  864.  No. 
423.  und  Walaseldon.  No.  865.  Aber  auch  diese  Endungen  sind  deutsch. 

29)  Neugart  No.  253.  292.  482. 

50)  Neu  gart  No.  10  18.  357. 
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Namen  zeigt  sich  die  persönliche  Beziehung  auf  das 
Haupt  der  Bewohner  noch  deutlicher.  Es  sind  da» 
eben  die  Weiler  des  Madalolt,  Berolf,  Adalolt.  Da- 
hin gehören  auch  die  Namen:  Geroldschweil , Geb- 
bardschweil  und  andere ; 

3)  die  Endung  wangen,  vormals  wanga,  wanc,  z.  B. 
Tekilinwanc  (Tageischwangen),  Zibruneswanga  (Zi- 
berwangen  bei  Wyl),  Wizinwanc  (Wisendangen) 3I). 
Noch  gibt  es  Oerter , die  Wangen  schlechthin  heissen. 
Wang  bedeutet  einen  Abhang  und  ist  wieder  ein  acht 
deutsches  Wort ; 

4)  in  gen,  z.  B.  Enstclingen  (Eistringen) , Rumaningen 
(Römlingen),  Wibichinga  (Wipkingen) 3*) ; 

5)  dorf  findet  sich  auch  schon  in  sehr  alten  Namen, 
z.  B.  Altdorf  in  einer  Urkunde  vom  Jahr  744  33), 
Mannidorf  (Mänedorf) , Birbomestorf  (Birmenstorf)  , 
Bascelstor ff  ( Basserstorf) 34) ; 

6)  heim,  z.  B.  Stammhaim  , in  einer  Urkunde  vom  Jahr 
761«); 

7)  nau,  z.  B.  Illinauia  (Ulnau),  Luzilunowa  (Lüzclau)36); 
im  achten  Jahrhundert. 

Ich  könnte  die  Aufzahlung  noch  vermehren  mit  den  En- 
dungen hausen,  hach,  rein  u.  s.  f.  Allein  wir  dürfen  ge- 
trost den  bisher  angeführten  Namen  als  Hauptresultat  ent- 
nehmen , zunächst,  dass  alle  bezeichneten  Gattungen  der 
Ortsnamen  (und  welche  andere  bleiben  denn  noch  übrig?) 
deutschen  Ursprungs  sind , mithin  auch  ihre  Bewohner , 
die  ihnen  die  Namen  gaben,  Deutsche  waren;  ferner  , dass 


31)  Neugart  No.  10.  18.  29. 

32)  Neugart  No.  457.  569.  724. 

33)  Neu  gart  No.  12.  Vgl.  Beffindoraf  in  einer  Urkunde  r.  J.  769. 
No.  49.  Hohdorf , Dhuhdhorf , Taugindorf  in  einer  Urkunde  ▼.  J.  805. 
No.  155.  Bindorf  No.  1S1. 

34)  Neugart  No.  720.  853.  869. 

35)  Neugart  No.  35.  Vgl.  Mulinheimo  (Mühlheim;  r,  J.  758-  No.  22. 
Bo.iMnbeim  J.  759.  No.  25. 

36)  Neugart  No.  10.  12. 
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es  in  vielen  solcher  Ortschaften  einen  persönlich  hervor- 
ragenden Mann  gab  , von  dem  die  übrigen  Bewohner  ihren 
und  den  Namen  des  Dorfes  hcrlciteten  ; endlich  dass  es 
schon  sehr  frühe  eine  grosse  Anzahl  solcher  Dörfer  gab , 
die  über  das  ganze  Land  zerstreut  waren  und  bleibende 
Wohnsitze  ihrer  Eigenthiimer  blieben.  Denn  welche  Masse 
von  Namen  tritt  einem  schon  in  den  wenigen  erhaltenen 
Urkunden  entgegen?  Wie  viele  andere  mögen  daher  in  den 
seither  verlornen  Urkunden  erwähnt  worden  sein , oder  ohne 
Erwähnung  sonst  existirt  haben  ? 

Einige  der  genannten  sind  gegenwärtig  fast  ganz  aus 
dem  Leben  verschwunden.  An  ihrer  Statt  erhoben  sich 
andere  Ortschaften.  Aber  auch  diese  verlieren  sich  mei- 
stens dem  ersten  Ursprünge  nach  in  eine  graue  Vorzeit , 
welche  die  Phantasie  vergeblich  zu  erhellen  sucht. 

5-  8.  Die  freien  Stände. 

Auch  bei  den  Alamannen  finden  wir  die  drei  Stufen, 
welche  sich,  soweit  die  Geschichte  zurück  geht,  allenthal- 
ben beiden  deutschen  Völkern  zeigen  : Adel,  Gemeiufreieund 
Hörige.  In  diesem  W'crke  haben  wir  uns  indess  nur  mit 
der  eigenthiimlichcn  Gestaltung  zu  beschäftigen,  welche  bei 
jenen  diese  Gliederung  erhielt.  Und  da  ist  es  denn  vor 
allem  aus  auffallend,  dass  sich  hier  die  Freien,  wie  wir 
füglich  alle  vollberechtigten  Theile  des  Volkes  im  Gegen- 
sätze zu  den  Unfreien  nennen  können , wieder  in  drei  Klas- 
sen theilcn.  Das  Alamannengesetz  nämlich  unterscheidet  die 
Gemcinfreien  (minofledi),  die  Mittelfreien  (medii , 
mediani)  und  die  Edlen  (prirai , meliorissimi). 

Den  sichersten  Massstab  für  die  Werthung  und  das  Ver- 
hältnis dieser  Stände  geben  die  Bestimmungen  über  das 
Wcrgeld,  welches  entrichtet  werden  musste,  um  die 
Verwandten  eines  Erschlagenen  zu  sühnen.  Das  Wcrgeld 
für  den  getödteten  Gemcinfreien  bildet  die  Grundlage 
des  Systems.  Die  Mittclfrcicn  und  Edcln  erhalten  nur  ein 
erhöhtes  Wergeid.  Auch  ist  cs  merkwürdig  , dass  sich  der 
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Adel  bei  den  Alamannen  weniger  über  die  Gemeinfreien 
erbebt , als  bei  manchen  andern  deutschen  Völkern.  Wäh- 
rend nämlich  die  alainannischen  Gemeinfreien  ein  Wcrgeld 
von  160  Schillingen  haben,  so  erhalten  die  Mittelfreien  ein 
solches  von  200,  die  Edlen  von  240  Schillingen,  so  dass 
jede  Stufe  sich  nur  um  den  vierten  Theil  des  massgebenden 
Wergeides  eines  Freien  erhebt37).  Zuweilen  steigt  sogar 
das  Wergeid  des  Gemeinfreien  auf  200  Schilling , nämlich 
wenn  der  Getödete  keine  Söhne  hinterlässt.  Der  Grund  liegt 
wohl  darin,  dass  zu  dem  gewöhnlichen  Wergeldsanschlag 
noch  das  Wergeid  eines  neugebornen  Kindes  hinzugerechnet 
wird,  weil  durch  den  Tod  jede  Fortpflanzung  des  Ge- 
schlechtes unmöglich  wurde3*). 

Die  RI  ittelfreien  haben  sich  wohl  erst  später,  ver- 
mutblich im  Zusammenhang  mit  kriegerischer  Ehre  und  dem 
Vasallennexus,  in  welchen  sie  zu  wirklichen  Edlen  traten, 
über  den  Stand  der  einfachen  Freien  emporgeschwungen, 
und  so  eine  Zwischenstufe  gebildet , welche  sich  zwischen 
diese  und  die  Edlen  hineinschob39).  Auch  darauf  deuten 
die  Wergeldsvcrhältnissc.  Während  nämlich  der  Gemein- 
freie,  wie  sich  das  Gesetz  ausdrückt,  mit  zweimal  achzig 
Schillingen  gesühnt  wird,  so  steigt  das  Wcrgeld  des  Edlen 
auf  dreimal  achzig.  Und  wie  das  Wergeid  des  Freigelas- 
senen die  Hälfte  des  Wergeides  eines  Freien  beträgt,  so  ist 
das  des  Edlen  hinwieder  um  diese  nämliche  Hälfte  grösser 
als  jenes40). 

Der  geringe  Unterschied  zwischen  dem  Wergeide  der 
Gemeinfreien  und  der  Edlen  hat  Eichhorn  zu  der  Ver- 


37)  Vgl.  Lex  Alain,  lit.  46.  68.  13.  14.  und  vorzüglich  Addit.  §.  22. 

38)  Vgl.  Lex  Alant . lit.  46  und  68.:  „St  quis  autem  über  liberum  oc- 
ciderit , compon.it  eum  bis  octuaginta  sotidis  filiis  suis.  Si  autein  filios  non 
reliquit  nee  hcredes  habuit , solvat  cum  ducentis  sobdis " mit  tit.  77.:  „Si 
qu.i  malier  gravida  fuerit  et  per  factum  alterius  mfans  natus  inortuus  fuerit 
aut  si  vivos  natus  fuerit  et  octo  dies  non  vivit  — quadraginta  solidis  solv.it." 

39)  Vgl.  Gau  pp  Gesetz  der  Thüringer.  Breslau  1834.  S.  185.  ff. 
Lex  Alam.  tit.  36,  5. 

40)  Lex  Alam.  tit.  17. 
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muthung  veranlasst , die  Alamannen  haben  überhaupt  keinen 
ächten  Adel  gekannt,  ausser  den  fürstlichen  Geschlechtern, 
aus  welchen  früher  ihre  Könige  , später  ihre  Herzoge  ge- 
wählt worden.  Er  erklärt  dann  jene  dreifache  Abstufung 
so , dass  in  die  niederste  Klasse  die  schutzpflichtigen  Frei- 
gelassenen und  etwa  die  freien  Colonen  des  Königs  und  der 
Kirche,  in  die  mittlere  die  persönlich  vollfreien  Alamannen, 
die  aber  kein  achtes  Grundeigenthum  besassen,  und  endlich 
in  die  höchste  die  Freien  mit  achtem  Grundeigenthum  ge- 
hört haben  möchten  41). 

Gegen  diese  allerdings  sinnreiche  Auffassung  lässt  sich 
aber  Manches  einwenden.  So  ist  es  gewiss  an  sich  schon 
sehr  unwahrscheinlich,  dass  ein  einzelnes  deutsches  Volk 
ausnahmsweise  den  Stand  der  fürstlichen  Geschlechter  und 
der  Freien  gekannt  , dagegen  die  Mittelstufe  des  Adels, 
welche  sich  sonst  überall  findet,  vermisst  habe.  Wenn  da- 
her das  wenig  hervorragende  Wcrgeld  der  alamannischen 
Edlen  auffällt,  so  wird  man  dasselbe  weniger  gewagt  auf 
andere  Weise  erklären,  sei  es  nun,  dass  man  eben  darin 
eine  natioucllc  Eigentümlichkeit  der  alamannischen  Auf- 
fassung des  Adels  oder  vielleicht  auch  eine  Erniedrigung 
des  früher  höher  gestellten  alamannischen  Adels  erblickt  , 
die  vielleicht  eine  Folge  der  fränkischen  Unterwerfung  war. 

Unsere  obige  Ansicht  wird  nun  insbesondere  noch  be- 
stätigt durch  die  Erzählung  von  einem  Schulbesuche  Karls 
des  Grossen , bei  welcher  Gelegenheit  er  ebenso  wie  das  ala- 
tnannischc  Gesetz  drei  Stände  unter  den  Schülern  unter- 
scheidet, die  Edlen,  Mittlern  (raediocres)  und  Untersten  (in- 
ßmi) , den  ersten  dieser  Stände  aber  geradezu  als  den  der 
Mobiles  bezeichnet.  Vergleicht  man  beide  Stellen , so 
wird  man  kaum  zweifeln  , dass  die  Primi , Ersten  des 
Volksgesetzes  und  diese  Edlen  die  Gleichen  sind42). 

Endlich  scheint  mir  die  immerhin  nicht  ganz  seltene 


41)  Eichhorn  Reeht^geschicbte.  Vierte  Aufl,  §.  47.  I.  S.  31  i ff. 

42)  Mon.  St.  Gail,  bei  Perle.  Monum.  !f.  7 3 1 . : „paero*  nobili'simos  , 
inediocrek  et  infitnoft»*'  II.  732:  „Vos  nobile*,  voi  primorum  filii,” 
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urkundliche  Erwähnung  von  Edlen  in  Alamannien , eine 
Hindeutung  des  Volksgesetzes  auf  eine  ausgedehnte  Dienst- 
herrschaff einzelner  Alamannen  und  die  obige  Betrachtung 
über  die  Namen  der  alamannischen  Dörfer  ganz  entschei- 
dend dafür,  dass  auch  die  Alamannen  einen  einheimischen 
Adel  gekannt  haben , dessen  Wergeid  eben  in  ihrem  Volks- 
rechte näher  bestimmt  wurde  <3). 

Der  Abstammung  nach  waren  der  grösste  Theil  dieser 
Freien  der  drei  Stände  unzweifelhaft  Alamannen.  Es 
gehörte  zu  den  Irrthiimern  einer  frühem  Zeit , dass  die 
Alamannen  durch  jene  Niederlage  bei  Zülpich  sämmtlich  in 
Knechtschaft  gerathen  seien“).  Eine  blosse  Einsicht  des 
alamannischen  Gesetzes,  welches  später  erlassen  wurde, 
musste  ganz  abgesehen  von  allen  andern  historischen  Grün- 
den jenen  Irrthum  für  immer  beseitigen , so  dass  man  ihn 
gegenwärtig  nicht  mehr  zu  widerlegen,  sondern  höchstens 
zu  erwähnen  braucht.  Unter  den  Alamannen  mochten  sich 
auch,  wie  z.  B.  in  Zürich  selbst  während  des  neunten 
Jahrhunderts  , einzelne  Franken  besonders  vom  Adel  nie- 
dergelassen haben. 

Mit  Rücksicht  auf  Lebensweise  und  Beruf  war  der  Un- 
terschied der  Stände  eben  nicht  sehr  gross.  Die  Edlen  be- 
sassen  in  der  Regel  grosse  Höfe  und  ausgedehnte  Grund- 
stücke , auf  denen  ihre  Hörigen  arbeiteten.  Daneben  lagen 
sie  den  vorhandenen  öffentlichen  Aemtern , dem  Kriegs- 
dienste und  vorzüglich  der  Jagd  ob.  Die  Mittelfreien 
mochten  oft  auch  eigene  Grundstücke,  daneben  aber  Benefi- 
cien  besitzen , mit  welchen  sie  von  ihren  Gefolgsherren  be- 


43)  Vgl.  oben  j.  7 und  Lex  Alant,  tit.  79.  „Si  alicujn«  «eniicalcus  , 
qui  servus  est , et  dominus  eju«  duodecim  vatsot  infra  domum  habet  , oeci- 
sos  foent.**  Vgl.  darüber  Eichhorns  eigene  Bemerkung  $.  49.  I.  S.  327. 
Siebe  auch  unten  Anui.  47. 

44)  Die  Abhandlung  : Geschichte  des  Regiments  der  Stadt  ZUrich  bis  aut 
die  Einführung  der  ZUnfte  in  den  Beitragen  tu  Lauffers  Historie  der  Eid- 
genossen. Bd.  I.  S.  I.  ff.  Zürich  1739  hat  um  jener  falschen  Annahme 
willen  eine  gan r schiefe  Basis  erhalten. 
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liehen  worden  waren.  Kleineres  Grundeigenthum  stand 
den  Gemeinfrcien  zu. 

Wie  ungemein  ausgebildet  insbesondere  das  Vergnügen 
der  Jagd  gewesen  sei,  zeigt  sich  in  den  alten  Volksgesetzen 
sehr  anschaulich.  Die  verschiedenen  Jagdhunde  werden 
sorgfältig  unterschieden  und  für  die  besten  sehr  hohe  Preise 
angesetzt,  wenn  sie  ihrem  Herrn  entfremdet  werden.  So 
z.  B.  wird  der  Leithund  (laitihunt)  mit  12  Schillingen  ge- 
büsst,  andere  Jagdhunde  mit  6 und  3 Schillingen,  wahrend 
ein  Streithengst  nicht  mehr  als  12  Schillinge,  ein  gewöhn- 
liches Pferd  höchstens  6,  ein  Wucherstier  nur  3 Schill, 
werth  geschätzt  werden45). 

Die  Weiber  werden  im  alatnannischen  Rechte  bedeutend 
höher  gestellt,  als  in  den  Volksgesctzen  anderer  germani- 
scher Stämme.  Ihr  Wergeid  beträgt  dort  immer  die  dop- 
pelte Summe  von  der  für  den  erschlagenen  Mann.  Eine 
Gemeinfreie  wird  mit  360,  die  Mittelfreie  mit  400  , die 
Edle  mit  480  Schillingen  gebiisst.  In  demselben  Verhält- 
nis wird  auch  für  jedes  andere  Vergehen  die  Busse  immer 
auf  das  Doppelte  gesetzt , sobald  dasselbe  gegen  ein  Weib 
verübt  wurde  w). 

Beachtenswerth  ist  endlich  die  eigenthümliche  Schätzung 
der  Geistlichen  im  alamannischcn  Recht.  Wer  einen  Bi- 
schof schlägt  oder  verletzt,  sagt  das  alamannischc  Gesetz, 
der  soll  die  Busse , auf  die  dessen  Geschlecht  Anspruch 
hat , dreifach  geben , oder  richtiger  ausgedrückt , er  soll 
biissen , wie  wenn  er  gegen  den  Herzog  Unrecht  verübt 
hatte.  Und  wird  der  Bischof  erschlagen  , so  hat  er  ein  Wer- 
geld  gleich  dem  Herzog47).  Selber  niedere  Geistliche  er- 
heben sich  nicht  allein  über  die  Freien,  sondern  sogar  über 


45)  Lex  Alam.  tit.  82.  Vgl.  tit.  69.  70.  75.  Lex  Ru/uv.  til.  19. 
Der  Schilling  hielt  ungefähr  für  1 fl.  24  kr.  jetziger  Retchsw.thrung  Silber. 
Der  Metallwerth  stand  aber  damals  sehr  viel  höher  als  jetzt.  Vgl.  Joh. 
Casj».  7.  eil  weg  er  (jeschichte  des  Appenzeller  Volkes.  Trogen  1830.  I.  S.  42. 

46)  Lex  Alam.  tit.  46.  51',  1.  91.  Add.  22.  tit.  48.  67. 

47)  Lex  Alam.  tit.  12.  Auch  darin  liegt  ein  Beweis  ftir  das  Yorhandeo« 
sein  eines  alamannisrhen  Adels. 


Digitized  by  Google 


Die  freien  Sünde. 


33 


den  Adel.  Der  Pfarrer  (presbyter  parochianus)  hat  ein 
Wergeid  von  600  Schill. , der  Helfer  und  Regularmönch 
ein  solches  von  400  Schillingen.  So  hat  jener  das  drei- 
fache , dieser  das  doppelte  Wergeid  eines  Mittelfreien , 
wahrend  der  edle  Laie  dieses  nur  um  einen  Fünftel  über- 
steigt '•).  Vielleicht  dürfen  wir  aus  dieser  Zusammenstel- 
lung schliessen,  dass  der  Bischof,  der  doch  gewöhnlich 
wohl  in  der  ersten  Zeit  aus  edlem  Gcschlechte  war,  und 
cbeuso  der  Herzog  der  Alamannen  ein  Wcrgcld  von  720 
Schill,  oder  das  Dreifache  des  Wergeldcs  eines  Edlen  ge- 
bäht haben. 

Wenn  ich  nicht  irre,  so  liegt  für  diese  frühe  Hochstel- 
lung der  Geistlichen,  die  sich  in  andern  deutschen  Rechten, 
wenn  auch  nicht  in  diesem  Masse  , doch  ähnlich  findet**), 
die  Erklärung  grossentheils  in  den  alten  vorchristlichen 
Zustanden.  Es  ist  kaum  glaublich , dass  die  Freien  und 
Edlen,  deren  Bekehrung  zum  Christenthum  man  sich  in  der 
ersten  Zeit  nichts  weniger  als  sehr  ideal  zu  denken  hat , 
die  Geistlichen  dem  Range  und  Werth  nach  sofort  hatten 
über  sich  hinauf  steigen  lassen,  wenn  sie  nicht  von  Alters 
her  an  die  höhere  Stellung  ihrer  Priester  gewöhnt  gewe- 
sen wären.  Ans  Tacitus  wissen  wir  mm  aber , wie  hoch 
diese  Priester  geachtet  waren.  Ihnen  allein  und  nicht  den 
Herzogen  war  es  gestattet,  im  Namen  der  Götter  schwe- 
rere Strafen  über  freie  Männer  zu  verhängen  40).  Ebenso 
ist  cs  bemerkenswerth  , dass  bei  andern , den  deutschen  ver- 
wandten Völkern,  wie  den  Indiern,  die  Pricsterkaste  hoch 
über  die  Kaste  der  Krieger  und  Edlen  hervorragte  und 
Verbrechen  gegen  die  Brahinancn  verübt  sehr  viel  härter 
behandelt  wurden  als  solche,  die  gegen  Kschctriahs  began- 
gen wurden.  Wäire  es  zu  gewagt,  nach  der  Analogie  den 
Schluss  zu  ziehen  , dass  auch  die  deutschen  Priester  der 


45)  Lex.  Alant,  lit.  13 — 15.  16. 

49)  Vgl.  die  von  Grimm  dcufsche  Reehtsalterlhuiner.  Göltingcn  1525. 
S.  274  gesammelten  Stellen. 

50)  Germania  c.  7. 

Rliintschli  f\trht*gf*chicht». 
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Vorzeit  höheres  Wergeid  gehabt,  als  die  Edlen,  welche 
sich  nicht  diesem  Stande  gewidmet  ? Würde  es  nicht  gerade 
darum  begreiflicher,  dass  auch  die  christlichen  Priester 
höher  geschätzt  wurden?  Und  könnte  nicht  auch  darin  ein 
Grund  dafür  liegen , dass  die  Bekehrung  zum  Christenthum 
nicht  starkem  Widerstand  von  den  Priestern  fand,  wenn  diese 
sicher  waren,  im  Falle  des  Uebertritts  keine  geringere  Stel- 
lung unter  ihrem  Volke  einzunehmen  , als  sic  bereits  inne 
hatten  ? 


5-  9.  Verfassung. 

Schon  bevor  die  Alamannen  mit  in  den  grossen  Völker- 
verband , an  dessen  Spitze  die  fränkischen  Könige  mächtig 
herrschten,  hineingezogen  wurden,  war  ihre  Verfassung  der 
fränkischen  nicht  unähnlich’1).  Seither  theilten  sie  in  man- 
chen Hinsichten  die  Einrichtungen  der  Franken.  Nur  der 
Hauptunterschied  erhielt  sich  fortwährend,  dass  Alamannien 
eine  fast  durchgängig  deutsche  Bevölkerung  hatte  , während 
in  Gallien,  dem  eigentlichen  Sitze  der  fränkischen  Eroberer, 
die  Masse  der  Bevölkerung  dem  römischen  Stamme  ange- 
hörtc  und  die  Deutschen  nur  unter  jene  gemischt  waren. 
Aber  nachdem  einmal  die  fränkischen  Könige  gewusst  hat- 
ten , aus  ihrer  Doppelsteliung  als  Beherrscher  der  römi- 
schen Gallier  und  als  Könige  der  Franken  Vortheil  zu  zie- 
hen und  ihrem  Königthume  eine  früher  nicht  in  diesem 
Umfang  gekannte  Bedeutung  und  Macht  zu  verschaffen,  da 
musste  natürlich  diese  königliche  Gewalt  gleichmässig  auch 
auf  die  Alamannen  wirken.  Diese  konnten  sich  ihrem  Ein- 
flüsse um  so  weniger  entzichn,  als  sie  nicht  als  Gleiche 
mit  Gleichen,  sondern  unter  ungünstigen  Verhältnissen  mit 
dem  Reiche  der  Franken  vereinigt  w’orden.  Pipin  nahin 
ihnen  durch  Aufhebung  der  einheimischen  Herzogswiirde 
auch  den  letzten  Schein  eines  cigcnthiimlichen  Staates. 

Es  kann  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein , die  Verfassung 


51)  Agathias  de  Imperio  Justin,  nn  ersten  Buch.  Pariserausgabe  S.  18. 
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des  gcsaminten  fränkischen  Reiches  , die  Rechte  der  Könige 
und  ihrer  Reichsbeamten,  der  Reichstage,  welche  alljähr- 
lich im  Frühling  und  Herbst  in  doppelter  Gestalt  abgehal- 
tcn  wurden  , näher  zu  schildern , indem  unser  Augenmerk 
zunächst  auf'  ein  kleines  Gebiet  in  diesem  Reiche  gerichtet 
sein  muss.  Es  genügt , jener  nur  in  so  weit  zu  gedenken, 
als  nöthig  ist , uni  hei  Betrachtung  der  untern  Basis  des 
staatlichen  Organismus  den  Zusammenhang  mit  seiner  Spitze 
nicht  aus  dem  Gesichtskreise  zu  verlieren. 

Mach  dem  alamannischcn  Gesetze  sind  noch  alle  Freien  ver- 
pflichtet , in  der  Gemeinde  zu  erscheinen  , welche  sich  ge- 
wöhnlich an  einem  Samstage  entweder  auf  Geheiss  des  Be- 
amteten oder  in  den  un gebotenen  Dingen  auch  ohne 
solches  versammelt.  Je  zu  vierzehn  Tagen,  oder  wie  sich 
unsere  Vorfahren  ausdrückten,  zu  vierzehn  Mächten  um, 
in  unruhigen  Zeiten  allwöchentlich , trat  die  Gemeinde  zu- 
sammen. ln  jeder  Huntari  (ccntena)  konnte  das  Ding  von 
dem  Gaugrafen  selber  oder  seinem  Verweser  oder  dem 
Centgrafen,  dem  Vorsteher  der  Huntari,  gehalten  werden52). 
In  allen  diesen  Fällen  , wo  das  Ding  als  wahres  Gauding 
zu  betrachten  war , wurde  daher  auch  das  Ausbleiben  mit 
gleicher  schwerer  Busse  bedroht.  Es  war  die  Busse  von 
12  Schillingen,  bei  welcher  sonst  nur  der  Herzog  etwas 
gebieten  konnte  , während  der  Bann  des  Gaugrafen  nur  6, 
der  des  Centgrafen  nur  3 Schillinge  war55). 

Die  Gemeinde  wurde  unter  freiem  Himmel,  gewöhnlich 
in  der  Mähe  alter,  ehrwürdiger  Bäume  gehalten,  in  Zürich, 
dessen  Dingstättc  in  alten  Urkunden  öfters  erwähnt  wird, 
bot  der  geräumige  Lindenhof  mit  seiner  schönen  freien 


52)  Wir  fintteu  daher  in  Einer  Grafschaft  viele  Oerter  urkundlich  erwähnt, 
woselbst  öffentliche  Gerichte  gehalten  wurden.  So  z.  ß.  un  Thurgau  zu 
E 5 che  n ba  c h im  J.  826.  N e u ga  r I No.  2 22.  Zu  Winterthur  No.  331. 
in  Elgg  No.  332.,  in  dein  spätem  Zürichgau  zu  Hougg  No.  728. 

53/  H.iuptstelle  ist  Lex  Alant,  tit.  36.  Vgl.  auch  tit.  28.  In  der  erstem 
Stelle  heilst  es  : ♦ „Si  quia  aotein  Uber  ad  ipsuin  placituin  neglexerit  venire, 

«el  lemcl  ipsum  non  praesi'istaverit  aut  Comtlt  aut  Centenurw  aut  Mieto  Co- 
mitn  |n  placito  . doodecim  'olidt*  sit  rulpabilis." 
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Aussicht  und  seinem  üppigen  Baumwuchs  einen  sehr  ge- 
eigneten Platz  für  die  Versammlung  dar54). 

Vor  diesen  Gemeinden  wurden  alle  bedeutenderen  Ge- 
schäfte von  öffentlichem  Interesse,  besonders  aber  Rechts- 
streite behandelt,  Verträge  über  Grundeigenthum  und  Erb- 
schaften abgeschlossen , M'tindiggewordcne  für  wehrhaft  er- 
klärt, Wahlen  vorgenommen  u.  s.  w. 

Der  Vorsitzende  Graf  hegte  und  leitete  das  Gericht , 
aber  urtheiltc  nicht  selber.  Er  fragte  zuerst  den  mit  Zu- 
stimmung des  Volkes  von  dem  Herzoge  bestellten  rechts- 
kundigen Urtheiler  an.  Dessen  Thätigkeit  scheint  von  dem 
grössten  Einflüsse  auf  den  Entscheid  gewesen  zu  sein , 
während  die  l’heilnahme  des  Grafen  mehr  eine  formelle 
war,  und  die  anwesenden  Edlen  und  Freien  in  der  Regel 
dem  Auspruche  des  Weisem  folgten.  Unzweifelhaft  aber 


54)  Ein  ausgezeichneter  Alterthumsforscher,  Salomoo  Vögel  in.  Das 
alte  Zürich.  Zürich  1829.  Anui.  249.,  rerset/t  zwar  die  alte  Ge- 
richtsstatte auf  den  jetzigen  Weinpl.il/.  , einen  in  der  Altstadt  gelegenen 
von  Häusern  begrenzten  Platz  , wahrend  früher  allgemein  der  Lindenhof 
als  die  w'ahre  Stelle  angenommen  wurde.  Ich  habe  aber  kein  Beden- 
ken , die  frühere  Meinung  für  die  richtige  zu  halten.  Yögelin  gründet  seine 
Vcrmuthung  hauptsächlich  darauf,  dass  der  Lindenhof,  so  lang«  die  könig- 
liche Pfalz  , vor  der  er  lag  , bewohnt  war  , sich  nicht  zu  einem  Gerichts- 
platze geeignet  habe  , dagegen  der  Weinplaiz  der  einzige  weite  gelierte  Platz 
der  Altstadt  gewesen  sei,  auch  der  an  demselben  gelegene  rotb  c Thurin  auf 
das  Blulgerichl  deute.  Allein  die  rothe  Blulfahne  gehört  doch  gewiss  nickt 
jener  alten  Zeit  au  , wo  inan  die  Todesstrafen  fast  nicht  kannte.  Dagegen 
finden  wir  gerade  für  die  altere  Zeit  I.indenplal/e  mit  Vorliebe  für  Gerichts- 
stalten  gewählt , wahrend  die  freien  Alamannen  kaum  auf  eineu  Platz  des  alten 
mit  Mauern  geschlossenen  Castruin  sich  zum  Gerichte  hälteu  bannen  lassen. 
Ferner  wurde  der  Platz  von  jeher  der  Hof  genannt,  womit  denn  die  Be- 
zeichnung curtis  genau  übereinslimmt.  Wenn  daher  Veräußerungen  von 
Liegenschaften  in  curte  regia  Zürich  vorgenoinmen  werden  , wie  z.  B.  im  J. 
873,  Neugart  No.  472,  so  möchte  auch  dieses  auf  den  Liudenhof  deuten. 
Zudem  kain  auch  die  spatere  freie  Gemeinde  der  AltbUrger  immer  auf  dem 
Lmdenbofe  zusammen.  Dort  ward  noch  iin  vierzehnten  Jahrhunderte  das  Blut- 
gericht unter  offenem  Himmel  gehalten.  Endlich  scheint  der  freie  Platz  vor 
der  Pfalz  gerade  als  solcher  am  geeignetesten  , die  Gemeinde  der  Freien 
aufznnehmen.  Gerade  so  war  in  Ul»n  der  Platz  vor  der  Pfalz  für  gericht- 
liche Verhandlungen  bestimmt.  Jägers  Ulm  iui  Mittelalter.  Stuttgart  1831. 
S.  20.  uud  118.  Im  Allgera.  vergleiche  über  die  Gerichte  unter  den  Linden 
Grimin  deutsche  Rccbtsaltertbüraer.  S.  796.  Jager  a.  O.  S-  100.  101. 
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vrarcD  alle  Freien  befugt , auch  ihre  Meinung  zu  sagen 
und  ein  anderes  Urtheil  zu  finden Si). 

In  der  Folge  finden  wir  dann  diese  rechtskundigen 
Einzelnurtheiler  verschwinden  und  die  Gerichtsverfassung 
mehr  nach  der  spätem  Weise  der  fränkischen  Könige  ein- 
gerichtet. Karl  der  Grosse  nämlich  Führte  ständige  Schöf- 
fen ein , welche  von  dem  Send  und  Gaugrafen , später  wohl 
von  diesem  allein  , init  Zustimmung  des  Volkes  gewählt 
wurden.  Ihnen  lag  es  dann  zunächst  ob  , in  dem  Gericht 
zu  erscheinen  und  das  Urtheil  zu  finden.  Den  übrigen 
Freien  war  es  immer  noch  verstattet,  ebenfalls  beizuwohnen 
und  an  dem  Geschäfte  des  Urtheilens  thätigen  Antheil  zu 
nehmen.  Aber  verpflichtet  waren  sie  nicht  mehr  dazu , wie 
vordem.  Indessen  bleibt  cs  doch  unausgemittelt,  ob  dieses  neue 
Institut  auch  in  unsern  alamannischen  Gegenden  ganz  so  durch- 
geführt wurde  , wie  in  andern  Theilen  der  fränkischen  Mo- 
narchie. Wir  werden  im  Verfolge  sehen,  dass  sich  eine 
lebendige  und  nicht  scharf  begrenzte  Theiluahmc  des  Volkes 
an  der  Gerichtsverfassung  länger  bei  uns  erhielt äG) , als 
in  Ländern  , wo  die  Schöffen  sich  rascher  zu  heben 
wussten s:). 

War  das  Urtheil  gefunden  und  von  dem  Volke  bestätigt, 
so  sprach  cs  - der  Graf  aus  und  besorgte  die  Execution. 
Früher  von  dein  Volke  erwählt,  später  von  dem  Könige 
zu  seinem  Beamteten  gesetzt,  hat  er  zugleich  den  Kriegs- 
befehl über  den  Gau.  Handhabung  der  Rechtspflege  und 
Anführung  im  Kriege  waren  damals  noch  immer  verbun- 


55)  Lex  Alain,  tit.  41.  Vgl.  über  das  eigenthüinliche  Zwischenglied 
eiue5  alamanuischeu  uud  bairischen  Judex  zwischen  Graf  und  Volk  Grimm 
D.  K.  A.  S.  780.  ff. 

56)  Urk.  v.  963.  Neugart  No.  747.  „cor MH  ipso  coniite  et  populo 
i/luc  congreguto Ferner  in  No.  749.  „tune  coines  cum  judicio  principum 
et  ahorum  populornm  ( populär i um 9')."  Vgl.  Lex  Alam.  tit.  41.  3.,  con- 
vemt  judiei  (s.  duci)  et  i tnni  populo. 

5 7)  Heber  die  Einführung  und  Bedeutung  der  Schöffen  vgl.  besonders 
von  SavignT  Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter.  Band.  I. 
S.  236.  ff.  Eichhorn  Rechtsgcschirhte  64*  75.  und  165. 


Digitized  by  Google 


38 


Krstes  Buch.  §.  «J.  Verfassung. 


den,  und  die  einfachen  Elemente  jeder  germanischen  Staats- 
gewalt, zum  deutlichen  Zeichen,  dass  eben  im  Kriege  diese 
Staaten  selber  ihren  Ursprung  genommen. 

Nur  auf  einer  tiefem  Stufe  als  der  Gaugraf  stand  der 
Centgraf.  Seine  Beamtungwar  aber  ebenfalls  aus  Rechts- 
verwaltung und  Kriegsfiihrung  zusammen  gesetzt.  In 
Urkunden  des  achten  und  neunten  Jahrhunderts  finden  sie 
sich  auch  im  Thur-  und  Zilrichgau  oft  erwähnt ss).  Da- 
gegen ist  mir  [eine  urkundliche  Erwähnung  von  hiesigen 
Decanen  aus  dieser  Zeit  nicht  bekannt , obwohl  anzu- 
nehmen ist , dass  diese  unterste  Beamtenstufe  auch  bei  den 
Alamannen  vorgekommen  sei.  Diese  führten  wohl  die  Ge- 
nossenschaften der  einzelnen  freien  Weiler  dein  Centgrafen 
zu  und  sassen  ihrem  Dorfgerichte,  welches  über  kleine 
Sachen  entschied , vor  i9). 

Karl  der  Grosse  verminderte  übrigens  die  Gerichtsbar- 
keit des  Centgrafen.  Zur  Zeit  des  alamannischen  Gesetzes 
nämlich  scheinen  noch  Sachen  jeder  Art  unter  seinem  Vor- 
sitze wie  vor  dem  Gaudinge  verhandelt  worden  zu  sein  , 
indem  dasselbe  die  gleiche  Busse  auf  das  Nichterscheinen 
setzt  und  überhaupt  nicht  weiter  zwischen  beiden  Dingen 
unterscheidet.  Von  nun  aber  soll,  nach  Karls  Verordnung, 
kein  Streit  über  Freiheit  und  Eigenthum  an  Grundstücken 
und  Hörigen  vor  dem  Centgerichte  entschieden , sondern 
diese  Sachen  nur  unter  Vorsitz  des  Graugrafen  behandelt 
werden.  Auch  soll  keiner  auf  den  Tod  vor  dein  Centgra- 
fen angeklagt  werden  dürfen60).  Wohl  aber  konnten  fort- 
während Schuldsachen  und  Frevel  auch  in  dem  Ccntge- 
riclite  Vorkommen. 

Eine  Spur  dieser  veränderten  Competenz  scheint  mir  in 
einer  Urkunde  vom  Jahr  S20  zu  liegen.  Bei  Gelegenheit 


53)  Neugar  I No.  91.  v.  J.  786.  No.  182.  20M,  257.  588.  und  552. 
Lex  Alum.  lil.  36. 

59)  Vgl.  Eichhorn  m der  Zeitschrift  für  geschichtliche  HecbUwissct* 
Schaft.  Bd.  1.  S.  178.  Eichhorns  d.  Hechtsgesrhichte  $$.  74.  und  83. 

60)  Copit.  801.  P.  50.  Cap  I.  SOI.  r.  2.  Cap.  f IV.  812  p.  \ 
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eines  Eigentkumsprocesscs  nämlich  wurden  Zeugen  in  Stamm- 
heim  eidlich  von  den  bevollmächtigten  Boten  des  Grafen 
im  Gerichte  (Centgericbt)  vernommen , das  Urtheil  in  dieser 
Sache  aber  erst  in  Zürich  unter  Vorsitz  des  Gaugrafen 
(Gauding)  gefunden 0I). 

J.  10.  Die  unfreien  Stände. 

Unter  den  Freien  und  ihnen  dienstbar  wohnte  eine  grosse 
Anzahl  von  Unfreien,  welche  des  Volksrechtes  nicht  theil- 
haft  waren,  sondern  unter  dem  Schutze  ihrer  Herren  leb- 
ten. Die  deutschen  Völker  hatten  jene  harte  Ansicht  der 
Römer  von  der  Sclaverei  nie  bei  sich  gekannt.  Der  römi- 
sche Sclave  war  absolut  rechtlos,  eine  Sache  gleich  einem 
Thiere.  Der  deutsche  Knecht  wurde  von  jeher  als  ein 
rechtsfähiges  Wesen  angesehen , wenn  er  auch  immer  noch 
tief  genug  gestellt  war. 

Bei  den  meisten  deutschen  Völkern  finden  wir  in  der 
ältesten  Zeit  schon  verschiedene  Arten  der  Unfreiheit,  eine 
härtere  Knechtschaft  und  eine  halbfrcie  Hörigkeit  der  so- 
genannten Litcn.  Eine  Menge  Mittelstufen  führen  von  jener 
zu  dieser,  von  dieser  zur  Freiheit.  Gerade  der  Reichthum 
an  mannigfaltigen  Zuständen  macht  ihre  Festhaltung  und 
Unterordnung  schwierig. 

Tacitus  schildert  den  Zustand  des  niedern  Knechtes  ge- 
rade so , wie  wir  ihn  viele  Jahrhunderte  später  noch  in  den 
alainannischen  Urkunden  wieder  finden.  Der  unfreie  Bauer 
besitzt  gewöhnlich  ein  Grundstück,  welches  er  bebaut  und 
wohnt  mit  seiner  Familie  in  einer  eigenen  Hütte,  die  mit 
Stallung  und  Scheune  versehen  ist02).  Der  Herr  legt  ihm 
gewisse  Lasten  auf.  Er  muss  einen  Theil  seiner  Früchte 
dein  Herrn  abliefcrn.  Das  Uebrige  behält  er  für  sich. 
Zwar  steht  ihm  kein  wahres  Eigenthum  zu  an  seiner  Habe, 


61)  Äeng  srt  No.  25.:  * Coinmtmoralio  leslium  qm  in  placito  coram 
nustie  potentibus  - - in  villa  SUunheim  cum  juramento  lestificaeeruiit  - - 
Isti  auteln  sunt  qui  illtiil  Herum  fuilicavcrunt  ad  ’Aurih." 

62)  Lex  A/um.  tit.  Äl.  Sem  ffontmm  si  incrndcnl  . icuriam  »el  gfu- 
nium  tervi  — e/ncarium  terpt. 
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denn  zu  diesem  fehlt  ihm  der  Antheil  an  dem  Volksrechte 
der  Freien;  und  wenn  der  Herr  den  Hörigen  veräussert, 
so  veräussert  er  ihn  gewöhnlich  samrat  seiner  Habe43). 
Ein  gewisses  Recht  daran  steht  aber  dem  Hörigen  docli 
zu ; und  es  würde  der  Herr  nach  deutschen  Begriffen  ge- 
wiss unrechtlich  und  willkiihrlich  handeln,  wenn  er  ihm 
seine  Habe  ohne  weiteres  entzöge  , wozu  der  römische 
Herr  seinem  Sclavcn  gegenüber  vollständig  berechtigt  war. 
Die  Habe  gehört  zu  dem  Eigenen  und  gehört  ihm  so  lange 
er  lebt,  und  erst  bei  seinem  Tode  kann  der  Herr  nach  Hof- 
recht  gewisse  Ansprüche  auf  diese  Verlassenschaft  machen. 

. Daneben  muss  der  Knecht  auch  auf  den  übrigen  Grund- 
stücken des  Herrn  , auf  dessen  unvertheiltcm  Hofe  Frohn- 
dieustc  thun.  Drei  Tage  lang  arbeitet  er  gewöhnlich  in 
der  Woche  ftir  sich,  drei  Tage  für  den  Herrn. 

Dieser  ganze  Zustand  hatte  weit  mehr  Aehnlichkeit  mit 
dem  der  römischen  Colonen  der  Kaiserzeit  als  mit  dem  der 
römischen  Sclaven , daher  erinnert  Tacitus  hier  auch  an 
jene  6i). 

Nun  lebten  aber  , als  die  Alamannen  unsere  Gegenden 
eroberten,  daselbst  wohl  eine  Menge  solcher  Colonen,  deren 
Zustand  sich  unter  der  neuen  Herrschaft  kaum  sehr  verän- 


63)  Neugart  No.  TO.  Ein  Freier  veräuistrl  : Kiholfum  cum  hoba  sua 
et  cum  omni  peculiure  ejus  ct  Pighiiiiunduiit  cum  hob*  sua  e.  c.  o.  p.  e.  et 
Ratlinduin  cnm  duos  infante«  suos.  No.  72.  : et  servo  uno  Minium  nom. 
sine  (?)  uxore  , et  mfanles  soos  cum  peculii*  suis  cum  ontnia  yuoti  habet. 
Mo.  77.  88.  150.  In  No.  112.  heisst  pecuiium  Viehsland  „peculiuiii  pro- 
imscui  sexus.” 

64)  Tacitus  Germ.  25.  Die  Verhältnisse  der  römischen  Colonen  hat 

Sarjgny  zuerst  wieder  ins  Klare  gekracht.  Vgl.  seine  Abhandlung  Uber 
das  römische  Colon.it  in  der  Zeitschrift  ftir  gesch.  Rechtswissenschaft.  Bd.  V. 
5.  273.  Uebrigens  darf  man  aus  der  Aehnlichkeit  der  romisrbeo  Colonen 
und  der  deutschen  Hörigen  nicht  scbliessen  . weder  dass  die  Homer  ihr  Insti- 
tut ron  den  Deutschen  entlehnt  , noch  weniger  aber  , dass  diese  es  von  jenen 
überkommen  haben.  Lex  Alam.  tit.  22.  81.  N engart  No.  303.  775. 
u.  Die  Ausdrücke:  servi  , inancipi.i  . coloni  werden  in  den  Erkunden  ge- 

wöhnlich nicht  unterschieden.  Vgl.  r.  R.  Neu  gart  No.  7— 10.  In  dem 
alemannischen  GesetJ  dagegen  ist  von  freien  Colonen  der  Kirche  und  des 
Königs  die  Rede.  Tit.  *)  und  23. 


Digitized  by  Google 


Die  unfreien  Stände. 


41 

derte.  Es  hat  sich  wohl  noch  eher  verbessert  als  ver- 
schlimmert, weil  die  Sieger  selber  an  Bildung  und  Lebens- 
weise sich  nicht  so  sehr  vor  ihren  Knechten  unterschieden 
und  ihnen  naher  standen  als  die  feineren  aber  hartherzigen 
und  kaltgrausauien  Römer. 

Andere  Knechte  dienten  dem  Herrn  persönlich  und 
wohnten  auf  seinem  eigenen  Hofe.  Dritte  verstanden  als 
Handwerker  ihr  Brod  zu  verdienen  und  zugleich  dein  Herrn 
reichlichere  Einkünfte  zu  verschaffen65). 

Die  Weiber  dienten  als  Mägde  und  wurden  zu  Hausge- 
schäften oder  auch  zu  Feldarbeiten  gebraucht.  Besser  un- 
terrichtete verfertigten  Kleidungsstücke66). 

Der  Herr  war  berechtigt , seine  Knechte  und  Mägde  zu 
veräussern  , doch  nicht  ausser  Landes67).  Leibeigene, 
welche  einzelne  Hufen  zur  Bebauung  erhalten  hatten,  die 
sogenannten  Huber  (hobarii)  wurden  wohl  selten  anders 
veräussert  als  sammt  ihrer  Hufe.  Doch  kommt  es  aus- 
nahmsweise auch  vor,  dass  der  Herr  das  Grundstück  ver- 
äussert, aber  einzelne  Hörige  sich  zu  seinem  Dienste  Vor- 
behalt65). 

Für  Vergehen  wurden  sie  von  dem  Herrn  bestraft,  sehr 
frühzeitig  aber  nicht  willkürlich,  sondern  nach  den  Grund- 
sätzen des  Hofrcchtes.  Die  Strafarten  aber  waren  empfind- 
licher als  bei  Freien.  Körperliche  Züchtigung  wird  in  dem 
alamannischen  Gesetze  als  Strafe  erwähnt,  wenn  ein  Leib- 
eigener den  Sonntag  durch  seine  Arbeit  entheilige69). 

Umgekehrt  wurden  Vergehen  gegen  Eigene  verübt,  ge- 
linder bestraft  als  die  gegen  Freie70). 

Ein  "Wcrgcld  hatten  die  Eigenen  nicht.  Wurde  einer  er- 
schlagen, so  musste  der  Schaden  seinem  Herrn  gebiisst 


65)  Lex  Alant.  Add.  64.  Neugart  No.  457.  „et  inancipia  , i|uae 
tune  tbi  fuerint  invenfn  sive  intra  eurlent  sive  in  holne." 

66)  Ixt  Alant,  tit.  22.  80. 

6 7)  Lex  Aiam.  tit.  37. 

68)  Neugart  No.  176. 

6 9)  Lex  Alant,  tit.  37,  2.  tu.  38.  2. 

70)  Lex  Alant,  tu.  50. 
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werden , wie  wenn  dieser  sonst  an  seinem  Eigenthun)  ge- 
kränkt worden  wäre.  Nach  dein  alamaunischen  Gesetze 
werden  für  den  getödeten  Knecht  15  Schillinge  bezahlt.  Die 
brauchbarem  Eigenen  werden  dann  höher  angesetzt.  Wenn 
ein  Höriger  einer  grossem  Heerde  oder  als  Seneschal  einein 
Gesinde71)  von  wenigstens  12  Personen  oder  als  Marschal 
wenigstens  12  Pferden  (Mären)  vorsteht,  so  werden  für 
einen  solchen  45  Schillinge  bezahlt.  Ebenso  wird  die  näm- 
liche dreifache  Busse  auch  auf  Tüdtung  der  vorzüglichem 
hörigen  Handwerker  gesetzt,  als  des  Bäckers  und  Kochs 
und  der  Grob-,  Gold-  und  Waffenschmiede75). 

Während  jene  Hörigen  durch  ihren  Beruf  eine  aus- 
nahmsweise höhere  Stellung  erhielten  , finden  wir  mit  Rück- 
sicht auf  den  Stand  der  Herren  eine  ganze  Klasse  von 
Hörigen  erhoben,  nämlich  die  Hörigen  des  Königs  und  der 
Kirche,  welche  offenbar  schon  den  Uebergang  zu  der  halb- 
freien Klasse  der  Litcn  bildeten.  Freilich  ist  auch  die 
Busse,  welche  für  sie  bezahlt  wird,  nicht  als  ein  wahres 
Wergeid  zu  betrachten.  Aber  sic  beträgt  doch  schon  45 
Schillinge , mithin  mehr  als  das  Dreifache  eines  Eigenen, 
der  einem  andern  Herrn  zugehört75). 

Von  allen  diesen  Eigenen  sind  nunmehr  die  Liten  zu 
unterscheiden.  Dass  auch  sie  für  Unfreie  zu  achten  und 
nicht  den  Freien  gleich  zu  stellen  sind,  wird  sich  im  Ver- 
folge da,  wo  wir  die  Verhältnisse  der  zürcherischen  Fis- 
calinen  erörtern  werden,  noch  deutlicher  ergeben 7'*).  Diese 
besassen  nun  schon  ein  wahres  Wcrgeld,  welches  in  der 
Regel  die  Hälfte  des  Wergcldes  der  Freien  betrug75). 

71)  Eichhorn  terinulhel  die  duodeciin  vassi  möchten  reisige  Ministe- 
rialen sein.  Rechlsgeschichte  $.  49.  Anin. 

72)  Lex  Alain,  til.  8.  74,  3.  79,  3,  4.  98,  2.  Vgl.  auch  Grimm 
R.  A.  S.  342. 

73)  Lex  Alant.  I i I.  S. 

74)  Vgl.  darüber  Grimm  D.  R.  A.  S.  305.  ff.  Gau  pp  Miscrllen 
des  deutschen  Rechts.  Breslau  1830.  S.  60.  ff.  Von  I>ow  Geschichte  der 
deutschen  Reichst  erfassung.  Heidelberg  1 832.  S.  13.  und  «either  wieder  G a u p p 
Gesetz  d.  Thiirmgcr.  S.  149.  ff. 

75)  Siehe  die  hei  G r i in  in  R.  A.  S.  662.  ff.  und  Gau  pp  Miscell.  S. 
62.  und  ff.  angeführten  Stellen. 
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Gerade  dieser  Umstand  ist  fiir  das  Verhältnis  der  bei- 
den Arten  der  Unfreiheit  von  der  grössten  Bedeutung.  Eben 
dieser  Ansatz  eines  Wergeides  nämlich  beweist , wie  Gaupp 
trefflich  bemerkt  hat,  dass  die  Liten  politisch  als  wahrer 
Bestandteil  des  Volkes  angesehen  werden  müssen,  während 
solches  von  den  tiefer  stehenden  Eigenen  nicht  gesagt  wer- 
den kann.  Mir  scheint,  dieser  glückliche  Gedanke  lässt 
sich  noch  bedeutend  erweitern  und  dadurch  denn  freilich 
ein  ganz  anderes  Resultat  gewinnen , als  worauf  Gaupp 
gekommen  ist.  Er  glaubt  nämlich  annehtnen  zu  dürfen, 
die  strenge  Knechtschaft  sei  das  ältere  , der  Stand  der  Li- 
ren das  neuere  Verhältnis76)  , während  aus  jener  Auffas- 
sung der  Liten  als  eines  wahren  Volksstandes  doch  wohl 
weit  eher  das  Gegentheil  folgt. 

Als  Tacitus,  den  Zustand  der  deutschen  Freigelassenen 
schildernd  , von  ihnen  sagte , dass  sie  sich  wenig  über 
die  Sclaven  erheben , und  im  Mause  geringe  im  Staate  gar 
keine  Bedeutung  haben , mochte  er  allerdings  auch  von  dem 
Stande  der  Liten  gehört  und  sie  mit  gemeint  haben.  Wären 
zu  seiner  Zeit  noch  die  uralten  römischen  Standesverhält- 
nissc  lebendig  oder  auch  nur  allgemein  bekannt  gewesen , 
so  hätte  der  jedes  Wort  erwägende  Schriftsteller  wohl, 
gerade  so  wie  er  bei  den  deutschen  Sclaven  an  die  Colo- 
nen erinnerte , hier  der  Clienten  gedacht.  Denn  auch  die 
alten  Römer  hatten  neben  der  harten  Sclsverei  der  Servi 
eine  milde  Hörigkeit  der  Clienten  gekannt.  Die  Servi  waren 
massenhaft  durch  Unterwerfung  im  Kriege  entstanden.  Uebcr 
die  Entstehung  der  Clienten  wissen  wir  nichts,  sie  sind  in 
der  Geschichte  so  alt,  als  das  Volk,  zu  welchem  sie  ge- 
hören. Und  wie  in  Rom  die  frcigelasscnen  Sclaven  in  der 
altern  Zeit  nur  Clienten  wurden 77)  und  auch  später , nach- 
dem der  Stand  der  Clienten  längst  aufgelöst  worden, 
ihrem  vormaligen  Herrn  gegenüber  als  Clienten  zu  betrach- 
ten waren  und  ihn  als  Patron  zu  ehren  hatten,  so  findet 


?6)  G«upp  Miscell.  S.  72. 

7;)  Vgl.  Nichu  Iir*  rom.  Geschichte  , /weile  Aull.  Berit»  1827.  S.  335.  ff- 
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sich  auch  bei  den  deutschen  Völkern  eine  ähnliche  Erschei- 
nung. Nach  dem  Ediete  des  Königs  Rothar  wird  der  nicht 
mit  der  vollsten  Wirkung  frcigelassene  Eigene  nur  zum 
Alditis , wie  die  Longobarden  den  Litcn  nannten78).  Auch 
deutsche  Chronisten  übersetzen  daher  den  Ausdruck  Liten 
oft  mit  Libcrti79). 

Wir  haben  oben  schon  einmal  zur  Erklärung  deutscher 
Standesvcrhältnissc  die  schärfere  Eintheilung  der  indischen 
Kasten  herbeigerufen.  Auch  jetzt  wird  es  erlaubt  sein,  auf 
die  analogen  Verhältnisse  des  verwandten  Volkes  hinzu- 
weisen. Dort  findet  sich  als  besondere  zum  Volke  gehö- 
rige vierte  Kaste  die  der  Sudras,  welche  zwar  Diener  der 
drei  höher  stehenden  Kasten  sind,  deren  Dienst  verhältniss  aber 
ein  sehr  mildes  ist.  Die  harte  Knechtschaft  der  europäi- 
schen Völker  kennt  die  Kastenverfassung  nicht80). 

Das  Alles  scheint  die  gedoppelte  Annahme  zu  unter- 
stützen, einmal  dass  der  weit  verbreitete  Stand  der  deut- 
schen Liten,  Laten,  Lassen,  Aldioncn  und  wie  sie  sonst 
noch  genannt  worden  sein  mögen,  wie  die  Clienten  der 
Römer  und  die  Sudras  der  Indier  ein  ursprünglicher  dienen- 
der aber  zum  Volke  gehöriger  Stand  gewesen  sei;  zwei- 
tens , dass  gerade  die  härtere  Knechtschaft  spätem  Ur- 
sprungs und  eine  Folge  kriegerischer  Eroberung  und  Ver- 
wilderung sei.  Für  die  deutschen  Völker  wird  diese  An- 
sicht noch  insbesondere  dadurch  bestätigt  , dass  das  Ver- 
hältnis! der  Liten  schon  in  der  ersten  Zeit  unserer  Geschichte 
im  Absterben  begriffen  zu  sein  scheint , während  wir  eine 
Meugc  auch  späterer  Beispiele  kennen , wo  überwundene 
Völkerschaften  in  die  härtere  Knechtschaft  übergehen.  Be- 
weisst  doch  der  Name  Sclave  selber  die  spätere  Unterwer- 
fung der  slavischcn  Eigenen  ! 

So  aufgefasst  scheint  endlich  die  merkwürdige  von  Gaupp 
angeführte  Stelle  des  Abtes  Nithard  (-{•  853)  eine  noch 

78)  Edicl.  Hoth.  227. 

79)  Vgl.  Ga  tipp  Mise.  S.  61.  67 

$0)  Bohlen  Alles  Indien.  Königsberg  1830.  Bd,  II.  S.  27  n 157. 
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tiefere  Bedeutung  tu  erhalten  , wenn  er  sagt : „ Das  Volk 
„der  Sachsen  ist  in  drei  Stände  (ordines)  gcthcilt.  Die 
.einen  werden  in  ihrer  Sprache  Edhilingi  (Edle),  die 
„andern  Frilingi  (Freie),  die  dritten  Lazzi  (Lassen, 
„ Liten)  genannt.  In  der  lateinischen  Sprache  heissen  sie  : 
„Nobiles,  Ingenuiles  atqne  Serviles”81).  Die  Eigenen  hält 
er  nicht  Für  einen  Volksstand,  wohl  aber  die  Liten,  die 
in  einem  bestimmten  Verhältnisse  stehen  zu  Freien  und 
Edlen  und  mit  ihnen  das  ganze  Volk  bilden. 

Diese  Betrachtung  wird  uns  nun  aber  geneigt  machen  , 
auch  bei  den  suevischen  Völkern,  denen  Gaupp8*)  nur  die 
einfache  härtere  Knechtschaft  zuschrcibt , auf  das  Vorhan- 
densein von  Liten  zu  schlicssen  , gesetzt  auch  es  sollte  uns 
ganz  an  Zeugnissen  dafür  fehlen.  Aus  dem  Mangel  an  be- 
stimmten Angaben  über  die  Liten  könnte  höchstens  ein  frü- 
heres Verschwinden  dieses  Standes  bei  den  suevischen  Völkern 
gefolgert  werden.  Dass  sie  aber  bei  den  Alamannen  vor- 
gekommen seien  , beweist  die  Erwähnung  der  Liten  in  dem 
alamannischen  Gesetze  selbst  und  seinen  Zusätzen 83).  Der 
fränkische  Einfluss,  welchen  Gaupp  hier  vermuthet,  kann 
sich  doch  immer  nur  auf  den  Namen  , nicht  aber  den  Zu- 
staod  selbst  beziehen.  Denn  wäre  dieser  den  Alamannen  un- 
bekannt gewesen,  hätten  nicht  Liten  in  einer  ansehnlichen 
Zahl  unter  ihnen  gelebt,  so  wären  sie  sicher  nicht  in  dem 
Gesetze  besonders  erwähnt  worden 8i).  Ueberdiess  wird 
die  Darstellung  des  Zustandes  der  Fiscalinen  zeigen , dass 
derselbe  dem  Litenvcrhältnisse  nachgebildct  war , woraus 
doch  wohl  auf  ein  früheres  lebendiges  Eingreifen  dieses 

$1)  Nitbard.  de  dissens.  fil.  Lud.  Pii,  lib.  4,  bei  du  Cheine  II.  376. 
Auch  er  weiss  nicht  recht,  wie  er  den  Ausdruck  Lazzi  iin  Lateinischen  wieder 
geben  soll.  Servj  mag  er  nicht  sagen,  Liberti  auch  nicht,  daher  sagt  er  Ser- 
viles , die  Zwischenstcllung  zu  bezeichnen.  Den  entsprechenden  Namen  Cli- 
enles  batte  damals  niemand  mehr  verstanden. 

52)  Gesetz  der  Thüringer.  S.  146.  ff. 

53)  Lex  Alant,  tit.  95,  1.  Addit.  27.  Nach  der  letztem  Stelle  scheint 
das  ßn&senrerhaltmss  , je  nachdem  Freie  oder  Liten  oder  Sclaven  betroffen 
wareo  3:2:1  gewesen  zu  sein. 

54)  Geber  den  Namen  vergleiche  Grimm  fl.  A.  S.  305. 
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letztem  in  die  Standesordnung  auch  der  sucvischen  Völker 
geschlossen  werden  darf. 

§.  11.  Die  Königliche  Burg  Zürich. 

Der  Ursprung  einiger  der  ältesten  deutschen  Städte  reicht 
hinauf  bis  unter  die  Herrschaft  der  Römer.  Andere  sind 
auf  einmal  durch  einen  Akt  königlicher  oder  fürstlicher 
Gnade  ins  Leben  gerufen  worden , und  haben  daher  einen 
genau  ausgemitteltcn  klaren  Anfang. 

Anders  verhalt  es  sich  mit  der  Entstehung  Zürichs. 
Obwohl  Zürich  zu  den  älteren  Städten  des  deutschen  Reiches 
zu  rechnen  ist,  so  findet  unsere  Stadt  doch  ihre  Erklärung 
nicht  in  dem  frühem  Dasein  einer  römischen  Civitas.  Eben 
so  wenig  aber  lässt  sich  ihre  Entstehung  der  Zeit  nach 
scharf  bestimmen  und  durch  die  Mittlieilung  einer  einfachen 
Stiftungsurkunde  leicht  darstcllcn.  Die  Stadt  ist  allmählich  aus 
verschiedenen  Bestandteilen  erwachsen.  Eben  darum  bietet 
aber  ihre  Geschichte  ein  eigentümliches  Interesse  dar. 
Erst  im  folgenden  Buche  werden  wir  diesen  Entwickelungs- 
gang näher  betrachten.  In  diesem  können  wir  bloss  die 
noch  unvcrmischtcn  Elemente  der  spätem  Stadt  nachweisen. 

Da  wo  die  Limniat  aus  dem  Ziirichsce  fliesst  und  eine 
Brücke  über  diesen  Fluss  die  Ilandclsstrassc  von  Italien 
nach  Deutschland  verband,  an  demselben  Orte,  wo  schon 
die  Römer  seiner  militärischen  Bedeutung  wegen  einen 
Posten  stehen  hatten,  lag  die  königliche  Burg  Zürich  (ca- 
strum  Turicense).  Ihr  Umfang  war  klein.  Er  umschloss 
kaum  den  äussersten  Rand  der  Anhöhe , welche  sich  von 
der  rechten  Seite  der  Brücke  ansteigend  erhebt,  und  den 
Bühel , welcher  den  Zugang  von  der  andern  Seite  dersel- 
ben beherrscht*5). 

Auf  diesem  Bühel,  dem  Lindenhof,  lag  die  königliche 
Pfalz  (palatiuin  regis),  wo  die  Könige  cinkchrtcn,  wenn 

S5)  Die  Grenzen  des  alten  Castrum  werden  von  Vogelin  a.  n.  O.  S. 
137.  wohl  int  Gauren  richtig  bezeichnet.  Das  Ober*  und  fc’iedeidorf,  der 
Spital  und  der  Grossmiiuster  lagen  ausser  dem  Castrum.  Auf  Seile  der  klei- 
nen Stadt  war  dasselbe  mit  dem  hohen  landenhote  i erhundttii. 
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sie  durch  diese  Gegend  kamen  und  wo  ein  königlicher  Be- 
amteter die  Einkünfte  von  den  Gütern  des  Königs  ein- 
sammelte  s6). 

Der  Boden,  auf  welchem  das  Castrum  lag,  war  im 
ächten  Eigenthum  des  Königs.  Aber  auch  ausserhalb  des 
ummauerten  Ortes  besass  der  König  noch  weit  umher  grosse 
Güter87).  Wann  derselbe  zuerst  init  Mauern  umgeben  und 
zu  einer  wahren  Burg  gemacht  wurde , wissen  wir  nicht 8S). 

Es  ist  nicht  unmöglich , dass  eine  ursprüngliche  römi- 
sche Befestigung  entweder  theilweisc  erhalten  blieb  oder 
später  wieder  erneuert  ward;  aber  besondere  Gründe,  dieses 
anzunehmen  kenne  ich  auch  nicht.  Man  könnte  freilich 
versucht  werden , die  erste  Befestigung  nicht  vor  die  Mitte 
des  neunten  Jahrhunderts  zu  setzen,  um  welchen  Zeitpunkt 
die  Abtei  Fraumiinster  gestiftet  wurde  und  der  Ort  neue 
Bedeutung  erhielt.  Auch  habe  ich  keine  sichern  Erwäh- 
nungen des  Castrums  vor  dieser  Zeit  in  den  Urkunden  ge- 
funden. Vielmehr  sind  die  Bezeichnungen  des  Ortes  als 
eines  Dorfes  gewöhnlicher.  Ebenso  möchte  ich  kein  Ge- 
wicht legen  auf  die  Bezeichnung  des  unbekannten  Geogra- 
phen von  Ravenna , der  im  siebenten  Jahrhundert  lebte  und 
von  Zürich  als  einer  Civitas  spricht ; denn  er  nennt  noch 
eine  Menge  Oerter,  die  sicher  damals  keine  Befestigung 
hatten,  ja  sogar  solche  Gegenden  civitates,  wo  es  nicht 
einmal  Dörfer  gab  , wenn  er  nur  ihren  Namen  etwa  ge- 
hört haben  mochte  "). 


86)  Neugart  No.  861.  Urk.  r.  1149.  „in  fisco  Turtgensis  auiae 
Neugart.  No.  876.  v.  1172.  „Turegi  in  palatio  regio.”  Vgl.  Note  S8. 

87)  Vgl.  unten  Note  117. 

88)  Eine  Urk.  v.  J.  805.  bei  N e u g a v t No.  152.  wird  „in  vien  publico 
Turigo ’*  ansgestellt.  In  einer  Urk.  v.  J.  821.,  Neugart  No.  208.,  finden 
wir  den  Ansdruck  „Turigo  fisco  nostro.”  Den  Ausdruck  castellum  Turegum 
finde  ich  zuerst  sicher  in  einer  Urk.  v.  J.  877.  bei  Neugart  No.  503.  , 
7 ulctrt  im  J.  1257.  Neugart  No.  963. 

89)  Geogr.  Ra?.  IV.  26.  „Item  juxta  suprascriptuin  Rhenum  sunt  civi- 
tates, id  est  Gormetia,  quae  confioalis  est  cuiu  praenominata  Mogunlia  civt- 
ute  Franco ru tu  , item  nvitatc  Altnpe  Sphira  , Porca  . Argentaria  , quae 
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Allein  wenigstens  ein  unverwerfliches  Zeugniss  für  das 
Dasein  eines  Castrums  in  älterer  Zeit  und  vor  der  Stiftung 
der  Abtei  Fraumiinstcr  liefert  der  alte  Biograph  des  heiligen 
Gallus,  der  im  achten  Jahrhundert  lebte  und  erzählt,  dass 
die  Heidenbekehrer  Columban  und  Gallus  auf  ihren  Wan- 
derungen auch  an  den  Fluss  Limmat  und  zu  dem  dortigen 
Castell  Zürich  gelangt  seien90). 

Eben  so  wenig  genau  sind  wir  unterrichtet  über  die  Art, 
wie  der  König  zu  so  weitläufigen  Besitzungen  in  dieser  Ge- 
gend gekommen.  Indessen  ist  doch  folgender  Zusammen- 
hang sehr  wahrscheinlich.  Als  die  alamannischcn  Könige 
das  Land  dauernd  besetzten,  fiel  vvohl  neben  andern  grossen 
Gütern  auch  der  nicht  bedeutungslose  Ort  Zürich,  der 
schon  frühe  einem  grossem  Bezirke  den  Warnen  gab,  ihnen 
zu  Eigenthum  anheim , wie  vvir  denn  allenthalben  sehen, 
dass  die  erobernden  Könige  der  deutschen  Völker  je  das 
Bedeutendste  für  sich  bchielteu  und  ungeheure  Ländereien 
als  Domänen  erwarben.  Als  nun  das  Königthum  und  spä- 
ter auch  das  Herzogthmn  der  Alamannen  erlosch,  moch- 
ten die  fränkischen  Könige , wie  sie  ihre  Gewalt  an  sich 
gebracht  halten,  auch  ihre  Ländereien  eingezogen  und  zu 
königlich  fränkischem  Gute  gemacht  haben. 


modo  Stratisburgo  dicitur,  fit-ececha  , Bazela,  AupiLi,  Carslcna  , Cussangita, 
Wrcacha  , Constantia , Rugiuin,  Bodungo,  Arbore  felix  , Brucautia.  Item 
juxt»  supra  scriptum  civilatem  Stratisburgo  . id  est  civitas  quae  dtcitur  Afuja, 
Chorust,  Ziaberna,  Friacina,  Aon,  Luguirion,  Hrara  (Ba.tr  bei  Zue;  ?),  Albiai 
(Berg  Albis} , VAurichi  , Duebon  (Diibendorf  ?)  , Criuo  , Stuf'ulon  (Stafa  ? j 
Cariolou , Tireodoricopolis , Vermegaton.’’  Weiter  unten  kommt  auch  ein 
Turtgobergu  (Zürichberg  ?)  vor.  Ich  kann  daher  die  Ansicht  von  Schinz: 
Etwas  über  den  allen  Lokalzustand  der  Stadl  Zürich  und  Muthmassung  über 
die  Erbauung  ihrer  alten  Ringmauern  un  schweif.  Museum  Jahrg.  17S9. 
S.  525.  ff.  , dass  die  spatere  Benennung  Civitas  in  den  Urkunden  nur  Fort- 
setzung des  frühem  Zustandes  gewesen  , durchaus  nicht  Iheilen.  Vgl.  unten 
Buch  II.  $. 

90)  Vita  Sli  Galli  bei  Pertz  Monuin.  Germ.  1829.  t.  I.  p.  6.  „ vene- 
runt  ad  fluvium  Lindiinacam  quem  sequendo  udierunt  castellum  Turegum 
voratuin.'' 
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$.  12.  Die  Fiscalmen. 

Die  Bewohner  dieser  königlichen  Burg  hiessen  Fisca- 
\inen,  Rcichslcute. 

Unter  den  schweizerischen  Geschichtschreibern  und  Alter- 
thumsforschern ist  die  Ansicht  ziemlich  verbreitet,  dass  die- 
selben persönlich  freie  Männer  gewesen , welche  nur  von 
den  Grundstücken  , auf  denen  sie  sassen , Bodenzins  an  die 
königliche  Kammer  entrichtet  haben.  Die  Eitelkeit  der 
Nachkommen,  besonders  in  den  Städten,  mag  nicht  ohne 
Einfluss  auf  die  Festsetzung  dieses  Irrthums  gewesen  sein. 
Deutsche  Schriftsteller  haben  zwar  die  Wahrheit  schon 
öfter  ausgesprochen.  Dessen  ungeachtet  wird  cs  der  Mühe 
lohnen , durch  unbefangene  Prüfung  und  einlässliche  Be- 
leuchtung die  Sache  ins  Klare  zu  setzen.  Wir  hoffen  da- 
durch nicht  allein  ein  bei  uns  tief  eingewurzeltes  Vorur- 
thcil  für  immer  zu  beseitigen.  Sondern  es  wird  zugleich 
auch  eine  sorgfältigere  Darstellung  des  Zustandes  der  Fis- 
calincn  für  die  Geschichte  derselben  von  Interesse  sein  und 
das  oben  über  die  Litcn  Gesagte  ergänzen®1). 

Sollte  in  Folge  dieser  Untersuchung  die  Neigung,  in 
seinen  Vorfahren  möglichst  hoch  gestellte  Männer  zu  sehen 
auch  verletzt  werden  , so  darf  uns  das  doch  um  so  weni- 
ger irren  , als  unter  den  jetzt  lebenden  Geschlechtern  kaum 


91)  Tuler  «len  Schweizern  , welche  die  ursprüngliche  Freiheit  der  Fisca- 
lmen behauptet  haben  , führe  ich  zwei  der  gründlichsten  Kenner  der  altern 
schweizerischen  Zustande  an,  Vogel  in  a.  a.  O.  8.  14s  und  145.,  und  Job. 
Casp.  Zellweger  im  Schweiz.  Geschichtsforscher  IV.  8.  262.  ff.  Er 

glaubte  sogar  den  Beweis  gefunden  zu  haben  , dass  alle  Colonen  ursprünglich 
freie  Leute  gewesen  , indem  er  sich  auf  Lex  Alant,  tit.  9 und  22.  berief. 
Allein  die  8tetlen  beweisen  nur  , dass  man  die  freien  Bauern  auf  den  Gütern 
der  Kirche  auch  Colonen  nannte,  Appenzetler-Ceschichle  I.  S.  58.  Vgl. 
Du  Gange  s.  v,  roloni.  Eichhorn  halt  die  freien  Colonen  des  Königs 
und  der  Kirche  Tür  vormalige  römische  Provincialen  4 n deutscher  Abkunft. 
Rechtsgcschichte  §.  25  a.  Anm.  p.  Ausnahmsweise  sagt  Fä s i Erdbeschrei- 
bung der  Eidgenossen  I.  8.  257.  von  den  zürcherischen  Fiscalinen  : „sie 
waren  dein  landesherrlichen  Fiscus  mit  Leibeigenschaft  verhaft."  Leber  die 
Fiscalmen  vergleiche  auch  Fichard  Entstehung  der  Reichsstadt  Frankfurt  am 
• Man»  1819.  S.  16. 

Blunt»(  hl*  Rrchl^othirhtr  '1 
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eines  oder  zwei  Abstammung  von  jenen  alten  Fiscalincn 
auch  nur  von  ferne  wahrscheinlich  zu  machen  im  Stande 
sein  werden. 

Suchen  wir  erst  den  Zustand  der  in  den  Villen  der 
fränkischen  Könige,  zu  denen  auch  Zürich  gehörte,  ver- 
breiteten Fiscalinen  im  Allgemeinen  zu  erforschen.  Dann 
wird  es  uns  leichter  sein  , die  localen  Zeugnisse  für  ihrcu 
Zustand  in  dem  zürcherischen  Castrum  richtig  zu  deuten. 

Dass  die  Fiscalincn  in  der  fränkischen  Zeit  keine  Freien 
sondern  Hörige  waren , geht  aus  folgenden  Zeugnissen  un- 
zweideutig hervor. 

In  dem  Capitular  Karls  des  Grossen  de  Villis,  wo  recht 
eigentlich  von  der  Bewohnerschaft  dieser  Villen  gesprochen 
wird,  droht  der  König  seiuen  Hörigen  (familia)  daselbst 
körperliche  Züchtigung , wenn  sic  sich  gegen  ihren  Herrn 
vergehen  sollten,  und  nur  auf  die  Franken,  welche  sich 
etwa  in  den  königlichen  Villen  aufhalten,  soll  diese  Strafe 
keine  Anwendung  finden.  Die  Franken  , denen  gewöhn- 
lich die  Bcamtungcn  in  solchen  Villen  übertragen  wurde , 
sind  hier  wohl  nur  als  Repräsentanten  der  Freien  erwähnt, 
in  deren  Gegensatz  die  Fiscalincn  dann  als  Familie  (Diener- 
schaft) bezeichnet  werden9*). 

Noch  deutlicher  drückt  sich  ein  etwas  späteres  Capitular 
in  demselben  Sinne  aus:  Wenn  ein  Freier,  heisst  cs  daselbst, 
im  Verkehr  einen  ächten  vollwichtigen  Pfennig  nicht  an- 
nehmen will , so  biisst  er  das  nach  Königsbann  mit  60  Schil- 
lingen. Wenn  aber  Knechte  der  Kirche  oder  königliche 
Fiscalinen  oder  (Hörige)  der  Grafen  oder  unserer  Vasallen 
die  Pfennige  nicht  anerkennen , so  werden  sie  mit  60  Strei- 
chen gezüchtigt  93). 

Man  sieht,  der  Leib  des  freien  Mannes  ist  keiner  Züch- 
tigung unterworfen.  Nur  der  Rücken  des  Unfreien  wird 
von  den  Streichen  zerfleischt.  Unter  diesen  Unfreien  wer- 
den nun  aber  die  Fiscalinen  mit  erwähnt. 

92)  Capit.  a.  800.  c.  3 und  4.  Vgl.  c.  52. 

93)  Add.  rjuarU  Capit.  CX.  bei  Rain*  I.  S.  1217.  ., hber  homo  — 

«txaginla  solidos  compomt.  Fiscatini  »oslri  — $exaginta  iclibns  Tiipilent.“ 
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In  mchrern  andern  Capitularen  noch  werden  sie  andern 
Hörigen  an  die  Seite  gestellt,  und  als  unterwürfig  einem 
Herrn  bezeichnet9*). 

Das  Gesetz  der  Alamannen  selbst  lässt  keinen  Zweifel 
übrig.  Wenn  Freie  der  niedern  Gattung  eine  verbotene 
Ehe  eingchcn,  so  verlieren  sie  ihre  Freiheit  und  werden 
den  Fiscalinen  zugczählt95). 

Wenn  nun  aber  auch  die  Fiscalinen  unzweifelhaft  zu 
den  Unfreien  gerechnet  werden  müssen,  so  ergibt  sich 
doch  wieder  aus  andern  Stellen,  dass  ihre  Unfreiheit  von 
milderer  Art  ist  und  mancherlei  Vorrechte  nicht  ausscbliesst. 

Der  Stand  der  Freien  wird  nur  rein  erhalten,  wenn 
auch  die  Ehen  der  Freien  innerhalb  ihres  Standes  ge- 
schlossen werden.  Ehen  mit  Unfreien  wirken  nicht  allein 
verderblich  auf  die  Freiheit  der  in  solcher  Ehe  erzeugten 
Kinder,  sondern  setzen  die  persönliche  Freiheit  des  ur- 
sprünglich freien  Ehegatten  selbst  in  Gefahr.  In  roher 
Weise,  aber  schön  und  treffend  weist  das  Gesetz  der 
Ripuarier  auf  diese  Gefahr:  Wenn  eine  Freie  sich  mit 
einem  Eigenen  verband,  so  soll  ihr  der  König  oder  Graf 
ein  Schwert  und  eine  Spindel  zur  Auswahl  reichen;  greift 
sic  nach  dem  Schwerte,  so  erschlage  sie  damit  den  Knecht; 
wählt  sie  die  Spindel,  so  verbleibe  sie  selber  in  Knecht- 
schaft 9S).  Auch  bei  den  Alamannen  kommen  die  ans  einer 
Ehe  eines  Hörigen  mit  einer  freien  Alamaunin  erzeugten 
Kinder  nicht  in  den  Stand  der  Mutter,  sondern  werden 


Cupit.  st.  793.  c.  36,  bn  Balu*  I.  S.  541.  Cupit.  de  VUUm  e.  52. 
Capit.  IV.  a.  803.  c.  2.  Cupii.  V.  a.  803.  c.  15. 

95)  Lex  Alam.  (it.  39.  „careant  librrtatc  et  servis  fisculibu*  adgregandae 
snnt." 

96)  Lex  Ripuar.  til.  58,  18.  Vgl.  die  bei  Grimm  H.  A.  S.  326  an- 
geführten .Stellet«  und  besonders  für  unsere  Gegend  die  lex  Alam.  til.  18. 
%'gf.  Urkunde  bei  Neugart  No.  332.  „devenit  mihi,  til  in  eonjunctiontm 
quandam  feminatn  mihi  usurpaittm , quae  tone  tempori«  libera  fait , postta 
vero  Ab  Emichone  advorato  ad  ipsuirt  inonnsterium  S.  üalli  in  eertitium 
adqmsiU  et  cx  ca  inihi  liberi  II  procreati  fucrant.  Ideoquc  propter  com* 
imsionrm  5 enilorum  , ne  in  conditioncm  xerrifem  enteren  für  etc. 
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sofort  hörig.  Und  verharrt  die  Mutter  drei  Jahre  lang 
in  der  ungleichen  Gemeinschaft,  so  geräth  auch  sie  in 
Hörigkeit. 

Gerade  hier  zeigt  sich  nun  aber  die  wahre  Stellung 
der  Fiscalincn.  Sic  sind  zwar  unfrei , aber  stehen  doch 
den  Freien  näher  als  gemeine  Knechte.  Die  Ehe  mit 
ihnen  ist  immer  noch  ungleich , aber  sie  hat  doch  nicht 
jene  bedenklichen  Folgen  wie  bei  schrofferer  Ungleich- 
heit. Die  Capitularien  nämlich  verordnen:  Wenn  ein 

Freier  mit  einer  königlichen  Fiscalininn  oder  eine  Freie 
mit  einem  königlichen  Fiscalincn  sich  verbindet,  so  verlieren 
sie  (die  Freien)  darum  nicht  ihr  elterliches  Erbe  noch 
das  Recht,  vor  Gericht  ihre  Sache  zu  verfechten,  noch 
die  Befugniss  über  Eigenthum  und  Erbschaft  Zeugniss  ab- 
zulegen : Dieses  Alles  zur  Ehre  des  Königs , dem  die 

Rcichsleutc  dienen  97). 

Eben  dahin  gehört  wohl  auch  die  Bestimmung  des  alaman- 
nischen  Gesetzes:  Wenn  von  zwei  Töchtern  des  ohne  Sohn 
verstorbenen  Vaters  sich  die  eine  mit  einem  freien  Genossen 
verehelicht,  die  andere  mit  einem  Colonen  des  Königs  oder  der 
Kirche,  so  fällt  das  väterliche  Grundstück  der  crstcren  Tochter 
allein  zu,  die  Fahrbabe  abertheilen  beide  glcichmässig9®). 

Es  bedurfte  nur  eines  Schrittes,  um  den  Fiscalincn  selber 
ähnliche  Frcihcitsrcehtc  zuzugestehen,  wie  die  waren,  welche 
ihre  freien  Ehegatten  trotz  der  ungleichen  Ehe  bcibehielten. 

Eigenthum  an  dem  Boden,  welchen  sie  bebauten,  hatten  die 
Fiscalinen  nicht,  ebenso  wenig  andere  dingliche  Rechte,  welche 
das  Volksrecht  anerkannt  hätte,  ungeachtet  ihre  Häuser 
regelmässig  von  Vater  auf  Sohn  übergingen.  Es  ist  in  der 
That  sehr  auffallend,  wenn  man  bedenkt,  wie  allgemein  ver- 
breitet unter  allen  deutschcnVölkerndic  Verleihungder  Grund- 

97)  Capit.  II.  a.  805.  c.  22.  ,,ut  non  de  heredilatc  parentuin  Tel  de 
causa  sua  quacrenda  uec  de  testimouio  pro  hac  re  abpeiantur,  sed  talis  eliain 
nobis  in  hac  causa  honor  servelur,  qnaiis  et  autecessoribus  nostris  — ser- 
vatus  esse  cognoscitur.”  Ebenso  Capit.  IV.  a.  805.  c.  16. 

98)  Lex  Alum.  tit.  57.  Schwaben  Spiegel  Ambraser  Codex  bei 
Senkenberg  Corp.  Jur.  Germ.  lom.  II.  Franeof.  1766.  c.  270. 
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stücke  zu  erblichem  Besitz  an  Dritte  war,  dass  das  Volksrecht 
diese  Verhältnisse  gänzlich  unbeachtet  lässt  und  keine  Formen 
kennt,  unter  denen  dieselben  dauernde  Beachtung  und  Aner- 
kennung fände.  IVur  das  H o fr  echt,  das  freilich  viel  älter  ist 
als  unsere  historischen  Zeugnisse  dafür,  fasste  sie  auf  und  ge- 
währte ihnen  seinen  Schutz  "). 

Eben  desshalb  war  es  den  Fiscalincn  ausdrücklich  untersagt, 
über  ihre  Grundstücke  irgend  welche  Verfügungen  zu  treffen, 
welche  nur  dem  Eigenthiimcr  zustehen  konnten,  namentlich 
dieselben  zu  veräussern  10°). 

Zu  persönlichen  Diensten  waren  sie  verpflichtet,  auch  aut 
dem  unvertheilten  Hofe  ihres  Herrn;  doch  finden  wir  auch 
hier  wieder,  freilich  in  einem  Capitularc,  das  eine  locale  Bezie- 
hung bat,  mildere  Bestimmungen  auf  sic  als  sonst  auf  andere 
Hörige  angewendet  10‘). 

D iese  höhere  Stufe  der  Hörigkeit,  welche  sich  der  Frei- 
heit nähert,  konnte  nun  aber  kaum  eine  andere  sein,  als  worauf 
wir  die  Eiten  früher  gefunden  hatten.  Damit  ja  kein  Zweifel 
zurück  bleibe,  wird  dieses  auch  durch  bestimmte  Zeugnisse 
ausdrücklich  bestätigt.  So  heisst  es  in  einem  Gesetze  Karls 
des  Grossen:  Die  Aid  io  neu  in  Italien  leben  nach  demselben 
Hechte  in  der  Dienstbarkeit  ihrer  Herrn,  wie  die 
Fiscaliuen  oder  Eiten  in  Franken1112). 

Und  so  sind  wir  nun  auf  eine  Anwendung  jener  mildern 
Hörigkeit,  die  wir  im  allgemeinen  als  Lileuverhältuiss  be- 
zeichnet haben,  gelaugt,  welche  zeigt,  dass  dieselbe  auch 


')*))  Vgl.  darüber  Eichhorn  in  der  Zeitschrift  für  geschieht  liehe  Rächt*- 
Wissenschaft  I.  S.  151  ff.  1 63  ff.  und  unten  §.  21. 

1 00)  Cajul.  111.  a.  803.  c.  10.  „Ul  nee  cotuuus  uec  fiscalinu*  possmt 
alicubi  traditioues  facere.”  Vgl.  Jagers  Lim  S.  33. 

101)  Balu/eos  Capitularsammlung  V.  303.  tosii.  I.  p.  886. 

103}  Cupit.  add.  ad  Leg.  Longob.  a.  801.  c.  6.  „Aldioues  v el  Aldianac 
ad  jus  publicum  pertinentes  ea  lege  vivant  iu  ltalia  iu  Servitute  dontiuorum 
morum,  qua  fiscalini  vel  liti  vivuut  in  Frauciu.'*  Coptt.  IV.  a.  803.  c.  3.  de 
lege  Kipuar.  . liouio  regius  i.  e.  fitcu/inus  «t  ecclesiaslicu«  »el  Fitlut  inler- 
fectus.  centum  solidis  componalur. 
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den  suevischen  Völkern  nieht  fremd  gewesen  sei10-*).  Dass 
die  Fiscalinen  schon  ursprünglich  den  Liten  gleich  gestan- 
den, behaupte  ich  keineswegs.  Im  Gegentheil  scheint  aus 
dem  alamannischcn  Gesetze  sich  zu  ergeben,  dass  sie  erst 
später  diesen  gleich  geachtet  wurden ; denn  dort  wurden  die 
Hörigen  des  Königs  und  der  Kirche  noch  zu  den  niedern 
Hörigen  ,0-*)  gerechnet,  obwohl  zugleich  schon  sichtbar  ist, 
wie  beide  sich  heben.  Aber  die  nachhcrige  Gleichstellung 
der  Fiscalinen  und  in  mancher  Hinsicht  auch  der  Hörigen 
der  Kirche,  der  sogenannten  Gottcshausleutc,  mit  den  Liten 
setzt  doch  voraus,  dass  der  halbfreie  Zustand  der  letztem 
den  Völkern  bekannt  gewesen  sei,  bei  denen  jene  mit  der 
Zeit  dieselben  Rechte  erwarben. 

Wir  haben  gesehen,  dass  der  Anspruch  auf  ein  Wergeid 
die  Liten  wesentlich  unterschied  sowohl  von  den  Vollfreien 
als  von  den  niedrigem  Knechten.  Auf  ähnliche  Weise  wird 
auch  das  Wergeid  des  königlichen  Knechtes  bestimmt.  Nach 
dem  ripuarischcn  Gesetze  ist  das  Wergeid  eines  Frcige- 
bornen  200  Schillinge,  das  eines  Hörigen  56  Schillinge  und 
das  des  Fiscalinen  100  Schillinge  ,05). 

Das  Wergcld  der  erschlagenen  Liten  ferner  fiel  zu  zwei 
Drittheilen  ihrem  Herrn  zu.  Ein  Drittheil  verblieb  den 
Verwandten  des  Gctödeten.  Daraus  folgt,  dass  die  Liten 
auch  Thcil  hatten  an  dem  allgemeinen  Fehderecht  der 
Freien  und  dass  sie  somit  die  Befugniss  hatten,  Waffen  zu 
tragen;  Rechte,  welche  wieder  den  Hörigen  der  untern 
Gattung  gänzlich  fehlten  ,06). 

Stehen  nun  die  Fiscalinen  den  Liten  wahrhaft  gleich, 
so  wird  auch  diess  von  ihnen  gelten  müssen.  Und  wirklich 
hat  Du  Cangc  eine  Stelle  aus  einem  alten  Wormserhof- 
rechtc  mitgethcilt,  welche  das  genau  bestätigt:  „Von  dem 


103)  Vgl.  oben  Note  8$. 

104)  Vgl.  oben  Note  73. 

105)  Lex  Hipuar.  tit.  7.  }}.  9.  lU. 

10b)  Vgl.  Kogge  GencbUweseu  der  Germanen  S 9.  und  I".  <»  u u p j* 
Mtsccllen  V b?  ff.  Grimm  K.  A.  $ 3iG. 
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Wergeide  eines  dortigen  Fiscalincn  nämlich  fallen  fünf 
Pfund  der  Kammer  (also  dem  Herrn)  und  zwei  und  ein 
halbes  Pfund  den  Freunden  des  Erschlagenen  zu’’107). 

Man  darf  daher  nicht  zweifeln , die  Fiscalincn  hatten 
auch  das  Recht  Waffen  zu  tragen,  und  gerade  hier  scheint 
mir  der  Keim  ihrer  fortwährend  steigenden  Rechte  und 
Ehre  zu  liegen.  Denn  gewöhnlich  finden  wir  in  den 
königlichen  Villen  und  Burgen  Fiscalincn  als  Bewohner. 
Mit  der  Bedeutung  dieser  Ocrter,  aus  denen  fast  immer 
Städte  entstanden  sind,  nahm  aber  auch  das  Bediirfniss  zu, 
sie  und  den  königlichen  Kainmerpallast  mit  den  Waffen  vor 
Rauh  und  Zerstörung  zu  schützen.  Und  dazu  bedurften 
eben  die  Fiscalincn  Waffen.  Sie  waren  zugleich  königliche 
Dienst-  und  Kriegslcutc  und  schwangen,  durch  die  kriege- 
rische Ehre  gehoben,  sich  allmählig  aus  dem  Stande  der 
Hörigen  sogar  über  die  Freien  zu  den  Edcln  empor.  Das- 
selbe hatte  schon  Tacitus  von  den  Freigelassenen  der 
Deutschen  bezeugt  los). 

Auch  in  Zürich  sassen  dergleichen  königliche  Rcichs- 
leute  auf  Grundeigentum  des  Königs,  ihm  durch  persönliche 
Hörigkeit  unterworfen.  Man  hätte  diese  ursprüngliche 
Hörigkeit,  deren  Beweis  nunmehr  durch  allgemein  geltende 
Reichsgesetze  hergestellt  ist,  um  so  weniger  verkennen 
sollen,  als  die  Züricher  Urkunden  selber  hinreichende 
Spuren  davon  enthalten.  Denn  die  von  den  Kaisern  den 
Zürichern  zugesicherten  Freiheiten  haben  nur  in  jener 
Voraussetzung  Sinn  und  zeigen  zugleich,  wie  die  Uebcr- 
restc  der  alten  Unfreiheit  allmählig  abgestreift  wurden. 


I07j  Du  Gange  5.  v.  fiscal  1 ui. 

105)  Tacitus  German.  25.  „Liberli  non  inullutn  supra  ser vos  sunt  — 
cxceptis  duntaxat  iis  gentibus,  quae  regnantur.  Ibi  cuim  et  super  ingenuos  ct 
super  nobiles  ascenduut.  Fürth,  die  Ministerialen,  Goln  1336  S.  11.  führt 
mehrere  Stellen  au,  ans  denen  sich  das  Waffen  recht  der  königlichen  Knechte 
ergibt,  namentlich  Lex  Wibigolh.  IX.  2.  c.  9.  „Qtiis  Übet  cx  servis  fiica- 
iibos,  qoisqnis  borunt  est  in  exercilum  progressurus , decimam  partem  scr- 
voruni  suoruin  secum  iix  expcditionem  hcllicam  duclurus  accedat.  Fürth 
rbenda  S.  3$. 
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Die  stärksten  Zweifel  gegen  diese  Ansicht  könnten  von 
daher  erhoben  werden,  dass  schon  in  Urkunden  des  zehnten 
Jahrhunderts  Fiscalinen  als  Zeugen  und  Urtheiler  in  dein 
ordentlichen  Gauding  des  Grafen  zu  Zürich  erscheinen, 
indem  sonst  nur  Freien  mit  Grundeigentum  solches  Recht 
zusteht.  Allein  daraus  Hesse  sich  doch  immer  nur  folgern, 
dass  die  Züricher  Fiscalinen  in  einer  Zeitfrist  von  über 
100  Jahren  seit  der  Erlassung  der  fränkischen  Gesetze 
sich  in  den  Stand  der  Freien  empor  geschwungen  haben, 
keineswegs  aber,  dass  sic  nie  unfrei  gewesen. 

Aber  auch  dieses  Resultat  muss  man  wieder  aufgeben, 
wenn  man  bedenkt,  dass  lange  nachher  noch  Spuren  von 
Hörigkeit  sich  finden.  Obwohl  dieselben  in  eine  ziemlich 
spätere  Zeit  hinabreichen,  wird  es  doch  der  Klarheit  der 
Untersuchung  zuträglich  sein,  wenn  wir  hier  auch  diese 
Zeugnisse  noch  im  Zusammenhänge  betrachten. 

In  einer  Urkunde  vom  Jahr  1)47  werden  Reichsieute 
(komines  de  fisco)  erwähnt,  welche  in  den  ordentlichen 
Dingen  des  Gaugrafen  (legitimum  concilium  Liutoni  comitis) 
über  eine  Eigcnthuinsansprachc  der  Propstei  urteilen  ,OT). 
Auch  werden  sie  daselbst  als  sitzende  Urtheiler  be- 
zeichnet u0),  gleich  wahren  Schöffen.  In  einer  andern 
Urkunde  vom  Jahr  963  werden  ebenfalls  in  einem  Streite 
über  ächtes  Eigenthnm,  der  vor  dem  Gaugrafen  in  öffent- 
lichem Dinge  (in  pubiico  mallo)  verhandelt  ward,  „principes 
de  fisco”  als  Zeugen  genannt , und  es  ist  überdem  wahr- 
scheinlich, dass  sic  unter  den  principes,  welche  dann  das 
Urteil  finden,  wenigstens  mit  verstanden  sind  ,M).  Endlich 
finde  ich  in  einem  ungedruckten  Fragment  des  Stiftes  zum 
grossen  Münster  in  den  öffentlichen  Dingen  des  Grafen 
Burchard  wieder  principes  als  Urtheiler  erwähnt  über 


109)  Neugirl  No.  7J7. 

110)  lieber  den  Gcgeuaulz  zwischen  sitzenden  uud  steiiundeu  vgl.  Grimm 
K.  A.  S.  791. 

111)  Neugart  No.  747.  749.  Hottinger  bist,  ccetes.  Tiguw  1667, 
VIII.  1 1 52  tr. 
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Eigenthum  an  Knechten.  Auch  dort  sind  wohl  wieder 
die  principes  de  fisco  gemeiut ,12). 

Die  letztere  Bezeichnung  zeigt  nun  aber  deutlich,  dass 
es  noch  unter  den  Reichsleuten  weitere  Ständcunterschiede 
gab;  denn  der  Ausdruck  „principes“  kann  sich  unmöglich 
auf  die  Masse  der  hörigen  Reichsleute  beziehen ; würde 
er  doch  selbst  auf  die  gemeinen  Freien  in  keiner  Weise 
passen ,u).  Es  darf  daher  bei  jenen  urtheilenden  Vor- 
nehmen weder  an  blosse  Freie , welche  sich  sonst  auch 
etwa  neben  den  Fiscalinen  in  königlichen  Villen  auf- 
hielten "*),  noch  an  die  Masse  der  eigentlichen  Reichsleute 
gedacht  werden ; sondern  zunächst  gehörten  wohl  zu 
jenen  principes  die  höhern  Dienstleute  (Ministerialen)  des 
Königs,  welche  für  ihn  die  Pfalz  und  deren  Einkünfte 
verwalteten,  ihm,  wenn  er  erschien,  persönliche  Dienste 
thaten  und  der  höheren  Ehre  des  Adels  theilhaftig  waren. 
Es  hindert  nichts  anzunehmen,  dass  dieselben  zwar  alle 
Reichsgüter  von  dem  Könige  zu  Lehen  trugen,  zugleich 
aber  noch  anderweitiges  Grundeigenthum  besassen. 

Sehr  möglich,  sogar  wahrscheinlich  aber  ist  es,  dass 
diese  nicht  die  einzigen  waren,  welche  unter  jenen  principes 
de  fisco  zu  verstehen  sind.  Denn  ich  zweifle  sehr,  dass 
Zürich  als  Sitz  einer  königlichen  Pfalz  bedeutend  genug 
gewesen,  uin  für  dieselbe  zahlreiche  höhere  Ministerialen 
zu  halten,  zumal  die  Könige  doch  immer  nur  sehr  vor- 
übergehend hier  verweilten.  Bedeutender  aber  war  der  Ort 
für  die  Gerichtsverfassung  als  Sitz  eines  ächten  und  be- 
rühmten Gaudings.  Otto  von  Freisingen,  der  in  der  ersten 
Hälfte  des  zwölften  Jahrhunderts  lebte,  versichert  uns, 
der  Ort  sei  nach  der  Uebcrliefcrung  seiner  Vorfahren  von 
solchem  Ansehen  gewesen,  dass  wenn  die  Mailänder 


112)  Das  Fragment  ist  aus  dem  zehnten  Jahrhundert. 

1 1 3)  In  einer  Urkunde  vnm  Jahr  889  werden  als  Zeugen  in  einem  J*la- 
cituui  des  Grafen  Burchard  in  dem  Gau  Bertlioldsbar  genannt:  „prirnores 
popult',  welche  sodann  auch  als  „optimales”  bezeichnet  werden.  Sic  ge- 
lben ihre  Aussage  nn  Kampf  tu  bekräftigen.  Neu  gart  No.  591. 

114)  Cupit.  de  Villis  c.  und  52. 
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etwa  vom  Kaiser  über  die  Alpen  vor  Gericht  berufen 
worden  seien,  in  Zürich  über  ihr  Recht  verhandelt  und 
geurtheilt  werden  musste  ll5).  Dazu  war  nun  aber  durch- 
aus erforderlich,  dass  es  an  der  nöthigen  Anzahl  von 
Freien  mit  Grundeigentum  nicht  gebrach,  die  allein  U r- 
theiler  sein  konnten  über  Eigentum.  Freiheit  ohne  Grund- 
eigentum genügte  nicht  l,&). 

Nun  waren  aber  der  Boden  der  alten  Burg  und  die 
grössten  Höfe  in  der  Nähe  derselben  im  Eigenthum  des 
Königs.  Daneben  verschlangen  die  neu  errichtete  Abtei 
zum  Fraucninünstcr,  so  wie  die  alte  Propstei  zum  Gross- 
münstcr  schon  im  neunten  Jahrhunderte  vieles  Grundeigen- 
tum, welches  Freien  zugehört  hatte,  aber  von  ihnen  den 
Kirchenheiligen  zu  Ehren  an  jene  Stifter  abgetreten  wurde. 
So  konnte  leicht  ein  Mangel  an  urteilsfähigen  Freien  ent- 
stehen, welchem  die  Könige  um  jener  Bedeutung  der  Ge- 
richtsstätte willen,  abhclfen  mussten  ,l7). 

Diese  Abhülfe  konnte  aber  am  leichtesten  so  geschehen, 
dass  er  einzelne  seiner  Kcichslcutc,  die  sich  vielleicht  im 
Kriege  ausgezeichnet  oder  ihm  sonst  gute  Dienste  geleistet 
hatten,  frei  licss,  ihnen  die  von  ihnen  besessenen  Häuser 


115)  Otto  Frist  ng.  de  reb.  gest.  Fridcr.  I.  Lib.  I.  c.  S.  Die 

ganze  Stelle  ist  so  wichtig,  dass  ich  sie  hier  mittheile  : „Conditio  autem 

paeis  talis  f ui t ul  Bertolfus  ducatuui  exfostucaret,  sic  tarnen  qaod  Taregum 
nobilissiinutu  Sucviac  oppidum  a manu  linperaloris  ei  teoendum  remaneret. 
Hoc  oppiduui  in  faucibus  montiuiii  versus  llaliain  super  lamm  unde  Leiiiannus 
Ihm its  flmt  silum,  luiperaiorunt  neu  regum  oliin  colonia  fuit,  tanleque  iuzta 
inajorum  noslrorum  tradilionem  auctoritatis , nt  Mediolanenscs  siquando  ab 
Imperatore  ad  transalpina  vocareolur  iudicia,  ibi  disciiti  vel  iudicari  de  iure 
deberent.  Unde  ex  eiusdein  tarn  in  rebus  quam  bonoribet  abuudautia  ui 
insius  porU  scriptum  dicitor : 

Nobile  Turegum  multaruin  copia  rerum.” 

116)  Eichhorn  Zeitschrift  I.  S.  174.  Vgl.  Capit.  a.  829.  c.  6. 
hu  Eichhorrf  ebenda  S.  191.  Kcchtsgeschichte  S.  193. 

117)  Auch  die  Freien  vom  Berge  scheinen  spater  häufig  rinspflichtig 

geworden  zu  sein,  tbeils  dem  Stift  /um  grosseu  Münster,  welches  ein 
regelmässiges  Hofgericht  zu  Fluntern  hatte  , tbeils  der  Abtei.  Vgl.  Urb. 
v.  J.  924  Neugart  No.  802.  ,. censibus  de  isto  montr  s.  Turicino. 

Vgl.  unten  13  No.  126. 


Digitized  by  Google 


Oie  Fiscalinen. 


59 


und  Grundstücke  oder  ein  Theil  davon  zu  Eigcnthuin  über- 
gab und  sie  so  befähigte,  an  der  Seite  jener  Ministerialen 
im  Dinge  zu  Recht  zu  sitzen. 

Dass  dieser  Weg  nicht  bloss  zulässig  war,  sondern 
•wirklich  betreten  wurde , beweist  eine  Stelle  des  Sachsen- 
spiegels , worin  gesagt  wird : Wenn  die  Schöffen  binnen 
einer  Grafschaft  eingeben,  so  mag  der  König  wohl  des 
Reiches  Dienstleute  mit  Urtheilen  frei  lassen  und  zu 
Schöffen  daselbst  machen.  — Er  soll  aber  ihnen  so  viel 
vom  Reichsgutc  zu  Eigen  geben,  dass  sie  Schöffen  davon 
sein  können,  jedem  drei  Hufen  oder  mehr  ,,s). 

Wenn  nun  wohl  schon  in  älterer  Zeit  einzelne  in  Zürich 
wohnende  Ministerialen  die  Urtheilsfahigkeit  besassen,  andere 
Rcichsleute  sie  dann  durch  besondere  kaiserliche  Ver- 
leihung erhielten,  welche  zusammen  Principes  genannt 
wurden,  so  wurde  doch  schon  frühzeitig  durch  kaiserliche 
Privilegien  auch  die  Masse  der  übrigen  Fiscalinen  für 
fähig  erklärt,  Recht  zu  sprechen.  Kaiser  Heinrich  IV." 
bestätigte  ihnen  im  Jahr  lOr  'i  diese  Befugniss  ausdrücklich  '// 
und  verweisst  dabei  auf  ältere  Verleihung  derselben  durch 
die  Kaiser  ll9).  Wären  dieselben  Freie  gewesen  von  jeher, 
so  hätte  es  einer  solchen  Verleihung  nie  bedurft. 

Aus  dem  eben  erwähnten  Privilegium  ergibt  sich  aber 
ferner,  dass  die  Fiscalinen  eben  damals  noch  und  ungeachtet 
jener  Befugniss  für  Hörige  geachtet  waren.  Denn  der 


118)  Sachsenspiegel  III.  81.  $•  1.  Auffallend  ist  es,  dass  der 
Schwabe  ii  Spiegel  die  Bestimmung  absichtlich  nicht  aufgenommen  hat. 
»rgl.  Ambr.  Cod.  135  (Senkenberg).  Verinuthlich,  weil  das  zu  seiner  Zeit  nicht 
mehr  vorkam.  Vgl.  dagegen  Schwabenspiegel  A.  C.  227  mit  Sachsen- 
spiegel III.  19,  wonach  die  Dienstleute  des  Reichs  Überhaupt  filr  fähig 
erklärt  werden , Zeugnis«  zu  geben  und  Urtheil  zu  finden,  ausser  Über  Ehre, 
Leben  und  Eigenthum  der  Schöffen , wie  der  Sachsenspiegel  , der  freien 
Leute,  wie  der  Schwabenspiegel  sagt. 

119)  ,,Ut  regn  Fiscalini  Toregienses  juatitiam  quam  ab  antecessoribus 
nnstris  antiquitus  babuerunt , tiriniter  et  inviolabilitcr  teneant.  Ueber  iusti- 
tiam  teuere  vgl.  Du  Gange  s.  v.  Die  Urk.  findet  sich  hei  Hottingcr 
hist.  Eccl.  VIII.  1165,  aber  etwa.*  ungenau  abgedruckt.  Vgl.  Fürth 

Ministerialen  S.  I’J.  rs  \ . f • 

* ' ' v • i S . . J - 
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Kaiser  fährt  fort : Auch  soll  es  niemandem  verstattet  sein, 
die  Zinspflichtigen  und  mit  Beneficien  Belehnten  aus  jener 
Dieustmannschaft  (de  farnilia  illa)  einem  andern  in  Knecht- 
schaft zu  geben  noch  sonst  zu  unterdrücken.  Dadurch 
stellte  er  die  königlichen  üicnstleutc  sicher  gegen  Ver- 
äusserung  an  andere  Herren,  wodurch  sie  wieder  eine 
Stufe  tiefer  in  der  Hörigkeit  gesunken  wären,  und  sich  ihre 
Aussicht,  unter  die  Freien  und  Edcln  sich  aufzuschwingen, 
wieder  verschlimmert  hätte  IJ0).  Hierin  ist  wohl  der 
Grund  zu  suchen,  warum  sich  in  Zürich  die  Spuren  der 
Hörigkeit  der  Fiscalinen  weit  schneller  verloren  als  in  der 
benachbarten  Stadt  St.  Gallen,  wo  ebenfalls  Fiscalinen 
auf  Reichsboden  gewohnt  hatten.  Denn  diese  letztem 
waren  au  den  Abt  veräussert  worden,  der  ängstlicher  seine 
Rechte  wahrte,  als  der  ferne  und  höher  stellende  König. 

Lothar  III.  bestätigte  im  Jahr  1130  jene  Freiheit  und 
fügte  hei,  dass  die  Rcichsleute  befugt  sein  sollen,  ihre 
Frauen  zu  holen , woher  sie  wollen  ,21).  So  hätte  er 
wieder  zu  Freien  nicht  sprechen  können.  Den  Hörigen 
aber  verlieh  er  somit  das  Recht  der  Genossenschaft,  welches 
sie  zuvor  nicht  hatten. 

Es  fehlte  nur  noch  die  Befugniss,  ihre  Grundstücke, 
die  ohnehin  in  ihrem  erblichen  Besitze  blieben , frei  zu 
veräussern , um  so  nach  und  nach  den  Unterschied  zwischen 
ihnen  und  wahren  Freien  immer  mehr  zu  verwischen. 
Auch  diese  wurde  ihnen  zu  Theil.  Schon  frühe  bildete 
sich  das  gemeine  Recht  aus,  dass  die  Dienstlcute  ihre 


120)  Sc  h wa  b e n s p i e g e I C.  A.  138:  „Der  chunich  mach  «me  dienst- 
mau  iiibt  ge  ui  der  11.  Wau  gibet  er  si  in  der  leieu  fürsten  ge  w alt, 
su  bette  er  si  genidert." 

121)  „Kt  undecunquc  linde  velint  uxorcs  duraut,  et  in  no.stro  servicio 
permaneaiit.”  Diploinatar  der  Stift  zum  Grossiuünster.  Vgl.  damit  das  be- 
schrankte Privilegium  König  Heinrichs  II.  v.  J.  1005  (.Neugart  No.  818), 
wodurch  derselbe  den  Ministerialen  des  Klosters  Stein  verstattet,  mit  den 
Tuchlern  der  Ministerialen  des  Bischofs  vou  Habenberg  sieb  zu  ehelichen 
(GenosSJüne)  und  umgekehrt.  Joh.  v.  Müller  Schweizerische  Geschichte 
Leipzig  1806.  I.  S.  »O'l  lasst  die  Fiscalinen  unrichtig  m dein  Servilium  des 
Münsters  — slalt  de*  Königs  — verbleiben 
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Grundstücke  auch  veräussern  dürfen,  insofern  diese  nur 
nicht  aus  der  Gewalt  ihres  Herrn  herausfallen,  mit  andern 
Worten,  dass  sic  befugt  seien,  unter  sich  selber,  die 
alle  den  gleichen  Herrn  hatten,  Vcräusserungcn  vorzu- 
zunehmen  12J).  Den  königlichen  Dienstleuten  in  Zürich 
gestattete  nun  aber  König  Rudolf  im  Jahr  1277  , mit 
Rücksicht  auf  frühere  Privilegien,  dass  sie  ihre  beweg- 
lichen oder  unbeweglichen  Güter  in  der  Stadt  und  Vor- 
stadt der  Propstei  zum  Grossmünster  verkaufen,  verschen- 
ken. vermachen  dürfen  und  dass  diess  eben  so  fest  und 
stät  gelten  solle,  wie  wenn  Propst  und  Capitel  jene  Güter 
aus  des  Kaisers  (des  ächten  Eigenthümers)  Hand  empfangen 
hätten  ,2J).  Was  gegenüber  der  Propstei  gestattet  war, 
konnte  leicht  auch  gegenüber  andern  ausser  der  Genossen- 
schaft der  Dienstlcute  befindlichen  Personen  angewendet 
werden.  Und  so  reichte  eben  das  Recht  der  Züricher 
Reichsleute  damals  schon  weiter , als  das  gemeine  Recht 
derselben,  indem  die  Beschränkung  auf  den  Verkehr  in 
der  Genossenschaft  bereits  gebrochen  war. 

Die  Hörigkeit  derselben  aber  hatte  damals  schon  keine 
lebendige  Bedeutung  mehr  und  die  letzten  .Spuren  der  Un- 
freiheit verschwinden  nun  gänzlich. 

*.  15.  Die  Markgenossenschaft  am  Zürichberg. 

Ausserhalb  des  alten  Castrums  erhob  sich  auf  dein 
rechten  Ufer  der  Limniat  der  Zürichberg,  von  dessen 
äusserstem  Vorsprung  die  Pfarrkirche  des  Grossmünsters 
in  den  vorbeiflicssenden  klaren  Fluss  hinab  sah.  Hier 
lagen  die  Bauerhöfe  freier  Alamannen,  welche  unter  sich  zu 


122)  Sachsenspiegel  III.  81.  $.  2.  Schwabenspiegel  C.  A.  137. 

123)  Altes  Diplomalar  d.  Stift.  RI.  87.  b.  ,,ut  si  qua  bona  mobilia  Tel 
unmobilia  ipsis  • feodatariis  seti  minitterialibua  noslris  infra  suburbium  et 
ipsain  civitatem  vendita  vel  Trio  devotionis  donata  fuerint  imposternm  vel 
tegata,  ipsi  ea  eqnc  licite  raleant  possiderr,  ac  si  eadrm  de  nmiestali*  noslra 
mantbu*  recepissent." 
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einer  freien  Gemeinde  verbunden  waren.  Wie  alle  alten 
Markgenossenschaften  bcsassen  sie  eine  unvertlieiltc  Wal* 
düng  und  eine  unvertheilte  Weide.  Dort  holten  sie  ihr 
Holz  zur  Herstellung  und  Erwärmung  ihrer  Wohnungen. 
Hier  Hessen  sie  ihr  Vieh  grasen. 

Noch  jetzt  gehört  der  Bürgerschaft  zu  Zürich  die 
Almende  und  Waldung  des  Zürichbergs  zu  Eigenthuro, 
zum  deutlichen  Zeichen,  dass  vordem  schon  hier  eine  ge- 
meine Mark  gewesen.  Das  gemeine  Gut  mochte  damals 
noch  bedeutender  gewesen  sein. 

In  den  Urkunden  werden  sie  als  Leute  vom  Berg 
(de  monte)  unterschieden  sowohl  von  den  Fiscalincn  als 
den  Angehörigen  der  beiden  Stifter  (familia  Sanctorum). 
Neben  den  Principes  de  fisco  erscheinen  sie  als  Zeugen 
i und  Urtheiler  in  dein  öffentlichen  Gamling.  Eben  daraus 
folgt,  dass  sie  freie  Grundeigentümer  gewesen  und  weder 
auf  Gütern  des  Königs  noch  auf  Gütern  der  Kirche 
hauseten  m).  Auf  sie  vornehmlich  beziehe  ich  auch  den 
Ausdruck  in  einer  Urkunde  des  Jahres  942  ,2J),  wonach 
die  Stift  der  Chorherren  Zehnten  zu  beziehen  hat  von 
dem  Hofe  und  den  Hubern  der  Frauenabtei  in  Zürich  und 
von  dem  Eigen  der  freien  Männer  ,26). 

Diese  Gemeinde  des  Zürichbergs  erstreckte  sich  damals 
unzweifelhaft  in  den  Umkreis  der  gegenwärtigen  Stadt 
hinein,  bis  an  das  Castrum.  Dieses  aber  wird  genau  von 
jener  unterschieden  ,J7).  Schon  sehr  frühe  scheinen  diese 

124)  Urk.  v.  J.  947  und  963.  Anders  in  vielen  alten  Sl.tdlen  , z.  B.  in 
Frankfurt  am  Main,  welches  ausschliesslich  auf  einem  königlichen,  von 
Fiscalinen  bewohnten  Hofe  erbaut  warde  und  keine  freie  Gemeinde  btsass. 
Fichards  Frankfurt  3.  15  ff. 

125)  N e u ; a r l No.  724.  Hottinger  hist,  ecd*  VIII.  p.  1145. 

126)  „Et  de  propriis  liberorum  hoininum.”  Urk.  bei  Holling  er  VIII. 
1145.  Vgl.  Eichhorn  Zeitschrift  I.  S.  21 6.  Eichhorn  hat  hier  aus 
Mangel  an  Lokalkenntniss  nur  darin  geirrt,  dass  er  diese  Freien  in  die  Buig 
stall  als  eine  freie  Gemeinde  ausserhalb  derselben  versetzte.  Noch  spat  be- 
sitzt z.  B.  Rudolf  von  Fluntern  ein  eigenes  Alode  auf  dem  Zurichbcrg,  und 
gründet  daselbst  eiu  Kloster.  Neugart  No.  869  v.  J.  1158. 

127)  Urk.  v.  963.  Am  Schluss  derselben  werden  zuerst  als  Anwesende 
aufgcrahlt  die  de  ir.  o n f f dann  die  de  Turcgo. 
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Freien  übrigens,  vermuthlich  zuerst  in  dem  Gauding,  in 
engere  Verbindung  mit  den  Principcs  de  fisco  gekommen 
zu  sein,  so  dass  zuweilen  beide  vereint  den  Angehörigen 
der  Stifter  gegenüber  gestellt  wurden  ,!S). 

$.  14.  Die  Propstei  zum  G ros  s in  ü n s t er. 

Die  den  Heiligen  Felix  und  Regula  geweihte  Pfarr- 
kirche zum  Grossmiinstcr  wurde,  wenn  wir  den  Angaben 
einer  freilich  zweifelhaften  Urkunde  Glauben  schenken 
dürfen,  gegen  Ende  des  achten  Jahrhunderts  gestiftet tM). 
Jedenfalls  bestand  sic  schon  vor  der  Zeit  Karls  des 
Grossen , und  hatte  damals  grosse  Besitzungen.  Ausser 
dem  rund  um  sic  herum  liegenden  Theilc  der  gegen- 
wärtigen Stadt  gehörten  ihr  grosse  Höfe  in  Schwarnen- 
dingen,  Meilen,  Höngg  u.  s.  f.  Auf  diesen  Höfen 
wohnten  theils  zinspflichtige  Freie,  thcils  Hörige,  sämmt- 
lich  in  Folge  ihres  abgeleiteten  Grundbesitzes,  dem  Hof- 
rechte der  Stift  unterworfen  130). 

Das  Gesetz  der  Alamannen  machte  es  den  Freien  leicht, 
ihr  Eigen  einer  christlichen  Kirche  zu  veräussern,  unge- 
achtet darin  grosse  Gefahr  für  die  Freiheit  lag.  Den  Be- 
amten wurde  cs  ausdrücklich  verboten , solchen  Verga- 
bungen Hemmnisse  in  den  Weg  zu  legen  *31).  Frommer 
Glaube  und  Sorge  für  das  Seelenheil  waren  indess  nicht 
die  einzigen  Gründe,  welche  die  sehr  zahlreichen  Ucber- 
lassungen  von  Eigen  an  Kirchen  und  Klöster  erklären ; 
Schntzbedürftigkeit  vor  dem  Drucke  der  Grossen  und  Reichs- 
beamten, sowie  das  Streben,  den  Lasten  der  Heerfahrt  zu 
entgehen , wirkten  nicht  minder. 

Schon  das  alamannischc  Gesetz  kennt  daher  neben 
hörigen  auch  freie  Bauern  der  Kirche132).  In  den  Ur- 

128)  Vgl.  die  Urk.  t.  963. 

129)  Neugart  No.  5.  Vögel  in  altes  Zürich  S.  29. 

130)  Vgl.  Urk.  bei  flottingpr  hisl.  ecd.  VIII.  pag.  1133.  1141. 
1142.  1149. 

131)  Lex  Aiam.  tit.  1 und  2. 

132)  Lex  Alant . tit.  S.  9.  und  23.  Vgl.  oben  S.  49.  Amu.  91. 
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künden  der  karolingischen  Zeit  finden  wir  eine  Menge 
von  Beispielen,  wie  Freie  ihr  Eigen  an  Kirchen  ver- 
gaben. Persönlich  verloren  sie  dcsshalb  ihre  Freiheit 

nicht,  wohl  aber  büssten  sie  manche  höhere  Freiheits- 
rechte ein.  Insbesondere  durften  sie  als  eigenthumslosc 
Leute  nicht  mehr  über  Eigen  urtheilen  und  Zcugniss  geben 
in  dem  Gaudingc , von  dem  sic  übrigens  nicht  ausge- 
schlossen waren  ,3;l). 

Gewöhnlich  erhielten  sic  dann  dieselben  Güter  oder 
einen  Theil  davon  wieder  von  dem  neuen  Eigcnthüiner 
in  Form  der  Gunst  zurück  als  Bencßcicn,  für  deren  Be- 
nutzung sic  alljährlich  dem  Herren  gewisse  Zinsen  in  Geld 
oder  Früchten  zu  leisten  hatten.  Dieser  Besitz  war  aber 
nicht  geschützt  durch  das  Volksrecht,  er  hing  wie  der 
des  Hörigen  in  älterer  Zeit,  grossentheils  von  der  Gnade 
des  Grundherren  ab  und  fand  nur  in  dein  liofrechtc  die 
nüthige  Anerkennung.  So  wurden  nun  aber  auch  diese 
Freien  abhängig  von  einein  Herrn  und  in  mancher  Hin- 
sicht dem  Zustande  der  Hörigen  nahe  gebracht  133). 

Viele  Höfe  von  Freien  auch  bei  Zürich  und  besonders 
am  Zürichberge  geriethen  auf  diese  Weise  in  das  Eigen- 
thum des  Stiftes  zum  Grossmiinstcr,  und  so  kam  wohl 
schon  sehr  frühe  dasselbe  in  die  Markverbindung  der 
dortigen  Freien  als  ein  neues  Glied  hinciu  und  dehnte 
allmählich  auch  sein  Hofrecht  aus  über  grosse  Strecken- 
des Zürichbergs,  besonders  in  Fluntern. 

i.  t5.  Die  Abtei  Fr  a u in  uns  ler. 

Zu  diesen  vorhandenen  Elementen  der  künftigen  Stadt 
kam  in  der  Mitte  des  neunten  Jahrhunderts  ein  neuer  Be- 
standtheil  hinzu,  an  Bedeutung  Fiir  die  damalige  Zeit  jene 
erstem  überwiegend.  Ich  meine  die  Stiftung  der  Frau- 
miinsterabtei  durch  König  Ludwig  den  Deutschen,  Karls 
des  Grossen  Enkel,  im  Jahre  S53. 

133)  Eichhorn  Recht*£c*chichlc  § 193. 

1 34)  Sieh«  iitriikrr  Hä*  Nähere  unten  in  21. 
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Wenn  auch  schon  vorher  auf  der  nämlichen  Stelle  auf 
Boden,  der  wieder  dent  Könige  zugehörte,  ein  Kloster 
gestanden,  so  können  wir  doch  ftiglich  .die  neue  glänzende 
Ausstattung  und  Einrichtung  dieses  Frauenklosters,  an 
dessen  Spitze  Hiidigard,  die  geliebte  Tochter  des  Königs 
selber,  als  erste  Aebtissimt  trat,  eine  ganz  neue  Stiftung 
nennen.  Noch  eine  zweite  Tochter  des  Königs , Bertha, 
nahm  ebenfalls  den  Schleier  und  folgte  ihrer  Schwester  in 
dem  Amte  einer  Acbtissinn. 

Dadurch  musste  nothwendig  der  Ort  Zürich  für  die 
Könige  an  Interesse  gewinnen , und  dieses  konnte  hinwieder 
nicht  ohne  Folgen  bleiben  für  die  Bedeutung  des  Ortes. 
Schon  oben  habe  ich  darauf  aufmerksam  gemacht , dass 
um  dieselbe  Zeit  der  Zürichgau  dein  Thurgau  als  ein 
selbständiger  Gau  an  die  Seite  gestellt  wird.  Der  innere 
Zusammenhang  beider  Ereignisse  ist  daher  sehr  wahr- 
scheinlich 1Jä). 

In  der  .Stiftungsurkunde  übergibt  der  König  dem 
Fraucnklostcr  zu  Eigenthum  seinen  königlichen  Hof  Zürich, 
der  einen  weiten  Kaum  ausserhalb  des  Castruins  umfassen 
mochte,  und  dessen  Einkünfte,  ferner  den  ausgedehnten 
Forst  Albis,  der  noch  jetzt  grüsstentheils  in  dem  Eigen- 
thiim  der  Bürgerschaft  von  Zürich  stellt,  und  das  Land 
Uri,  so  weit  cs  königliche  Domäne  war136),  Andere 
grosse  Besitzungen,  wie  d,cr  jiönigliche  Heyerhof  in  Chaiu, 
wurden  später  dem  Kloster  vergäbet 137). 

Das  Kloster  selbst  lag  ursprünglich  wolil  ausser  dem 
Castrum,  welches  auch  nicht  begriffen  war  untrer  dem  Aus* 
druck  »der  Hof  Zürich.”  Die  Urkunden  bezeichnen  den 
Ort,  in  dem  es  lag,  als  einen  offenen.  Zwar  linden  wir 
schon  zwanzig  Jahre  nachher  in  andern  Urkunden  dasselbe 


135)  Oben  b.  S,  22. 

t 3ä)  l’rk.  v.  853  bei  Hottijiger  bist.  eccl.  VIII.  II 01.,  genauer  ab* 
gedruckt  in  Beilage  I. 

137)  „Curtem  imloiniuicatam."  Urk.  bei  Hottinger  a.  a.  Ö.  S.  1 1 1 i . 

Rlmits*hl«  RrrMifctcKiilitt.  Cy 
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Kloster  in  das  zürcherische  Castrum  versetzt  ’^s).  Allein 
dieser  Widerspruch  löst  sielt  doch  unschwer , ohne  dass 
inan  zu  gezwungenen  Deutungen  oder  Irrthüinern  der 
Schreiber  seine  Zuflucht  zu  nehmen  braucht.  Man  hat 
nur  anzunchiiicn,  das  ursprünglich  blossgcstellte  Kloster 
sei  inzwischen  durch  eine  Mauer  mit  der  befestigten  nahen 
Burg  in  Verbindung  gebracht  worden,  so  ist  jeder  Wider- 
spruch gelöst.  Wir  hätten  dann  hier  schon  eine  erste  er- 
weiterte Befestigung  und  einen  Fortschritt  zu  nälierer 
Verbindung  der  anfangs  abgesonderten  Bestandteile.  Denke 
man  sich  nur  die  damalige  Zeit,  ihre  Gefahren,  die  hohe 
Stellung  der  Acbtissinn  von  königlicher  Geburt , den  ver- 
hältnissmässig  grossen  Reichtum  der  Bewohnerinnen  des 
Klosters,  daneben  eine  ganz  nahe,  vor  Ueberfällen  wenig- 
stens gesicherte  Burg,  welche  dem  Vater  der  Aebtissinu 
angehörte  und  von  königlichen  Dienstleutcn  verteidigt 
wurde,  und  man  wird  eine  baldige  Verbindung  des  Klosters 
mit  dem  Castruin  auch  ohne  alle  Zeugnisse  für  viel  wahr- 
scheinlicher halten,  als  fortdauernde  Trennung  beider. 

• . i . • i .»'#••  * 

" 1 s.  1fr.  Die  Iminunitätsrcchto  der  Aebtissinu. 

-H  l^.  * ••  > . • ..  .* 

Für  die  spätere  Stadtverfassung  von  grosser  Wichtig- 
keit sind  die  Innuunilätsrcebtc , welche  der  König  seiner 
Tochter  der  Acbtissinn  ertheiltc.  Dadurch  wurde  das 
ganze  Gebiet  der  Abtei  der  direkten  F.inwirkung  der 
Öffentlichen  Beamten,  namentlich  der  Grafen,  entzogen. 
Alle  F.inwohncr  des  gefreiten  Bezirkes  standen  zwar  noch 
unter  der  gemeinen  Verfassupg  des  Reichs.  Aber  zunächst 

ii  n .t .. . . ' 1 .....  i i . . 


138)  Urk.  r.  853.  „Monasterium  quod  sitmn  eit  in  eodern  vico  Turego 
Urk.  t.  865  hei  H o I 1 1 u g e r a.  a.  O.  1105:  „monasteriuin  quod  cst  situin 
in  v* co  Turegam Dagegen  Urk.  v.  876  Neu  gart  No.  501  „uion.isle/'iam 
«|uod  cunstrucluin  est  in  castro  ’lhurego,’*  r.  877  Neu  gart  No.  503. 
Hott'inger  S.  1107  „Aionasteritim  in  eastc/lo  Turego.”  Durch  diese*  Be 
merkung  wird  übrigens  Vögelms  Veruiuthnng  über  da*  Haus  rum  Thor” 
nickt  beseitigt.  Alles  Zürich  S.  90. 
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waren  sie  dem  Schirme  ihrer  Aehtissiop  anvertraut  und  d« 
Beamten  des  Reiches  genöthigt,  sich  ah  die  Aebtissinn  zu 
wenden,  und  ihre  Vermittelung  zu  hegehren.,  Es  ward 
ihnen  ausdrücklich  untersagt,  die  Hintersassen  der  Abtei, 
Freie  oder  Hörige,  vor  ihr  Gericht  zu  laden,  Bürgen  von 
ihnen  zu  fordern,  öffentliche  Lasten  von  ihnen  heizutreihet» 
und  Russen  von  ihnen  zu  erlichen  U9). 

Die  Abtei  erhielt  einen  Vogt  (Kircbpnvogt)  um 
ihre  Rcehte  zu  wahren  und  die  Hintersassen  zu  vertreten. 
Mag  nun  der  König,  welcher  dem  Kloster  seinen  besondern 
Schutz  zugesichert  und  dasselbe  in  seine  eigene  Schirm- 
vogtei  genommen  hatte140),  oder  die  Aebtissinu,  wie 
viel  wahrscheinlicher  ist,  ihn  ernannt  haben,  immerhin 
war  er  nicht  Herr  des  Klosters , sondern  ein  blosser, 
wenn  auch  hochgestellter  Beamteter  der  Aebtissinn  , in 
gewissem  Sinne  ihr  Vertreter  und  Statthalter ,il).  Dcsshalb 
nannte  sie  denselben  auch  ihren  Vogt,  und  er  $ie  seine 
Herrin  ,iJ). 

Diese  Herrschafts-  und  Iinmunitiitsrcchte  wurden  zu- 
nächst der  ersten  Aebtissinn  persönlich  verliehen.  Als 
diese  gestorben,  so  bestätigte  der  König  seiner  zweiten 


1J<!)  Stiftung,  nrk.  Vgl.  di«  l,«i  Eichhorn  Zuilidirffl  I. . S.  19S  und 
v.  Low  Geschichte  der  deutschen  Haschs-  und  Terril0riplvqi\fMSi|iig  S.  69  und 
79  angeführten  Formeln,  vorsüglich  aber  die  nrurjle  Auflage  von  Eichhorn., 
Rech  tage  schichte  §.  172.  Eine  nosnihrliche  Iimnunitals-Forinel  ,u  Gunsten 
der  l'rouen.tbtei  Buchau  umFedw.ee  ,iehe  hei  Neogart  Kn.  20t  v J 819. 
Vgl.  Note  Ml.  ' 

MO)  Eichhorn  Rechtsgeschirhte  $.  1S8.  Dadurch  wurde  die  Ablei  eine 
Re  ichtalilei. 

Ml)  Vgl.  Eichhorn  Zeitschrift  l.S.  195.  Note  64.  Neugart  No.  345. 
Io  der  limnunifatsformel  fUr  Buchau  (Sole  139)  heisst  es  ; „ul  advocatus  nulluin 
l°*  haben!  planlaudi  vel  sliquam  judiciariain  poleslatem  csercendl,  nisi  forte 
ab  abbattsia  vnculu t adveneril,  et  lunc  rolunlati  sive  petitioni  ipsius  satis- 
feeerit  : snmtus  vero  vrl  eerriUi  (das  Voglgeschhft  ist  mithiu  Dienstleiatong)  tan- 

Inm  deine  advocalo  ex  purle  abbutieeue. Qnidquid  jilacitando  ndquiperil , 

dtute  tnde  partes  erunt  abbalittue , tertia  udvocuto." 

142)  Urk.  bei  c ti  g it  r ( No.  501  v.  J.  $76. 
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Tochter  Bertha  im  Jahr  864  dieselben  Immunitätsrechtc  U3) 
Sie  avaren  aber  nicht  fiir  immer  an  das  Kloster  gebunden. 
Bei  jeder  neuen  Aebtissinn  konnte  die  Frage  aufs  neue 
zur  Sprache  kommen,  und  cs  hätte  gar  wohl  die  neue 
Verleihung  dieser  Hcrrschaftsrechtc  einmal  unterbleiben 
können,  wenn  nicht  die  allgemeine  Richtung  der  Zeit  der- 
selben günstig  gewesen  wäre.  Noch  im  Jahre  87S  verlieh 
König  Karl  der  Dicke  seiner  Gattinn  Richarda  die  Klöster 
Seckingcn  und  Zürich , welche  zuvor  seine  Schwester 
Bertha  „mit  königlicher  Gewalt  als  Pre  carei  be- 
sessen, " mit  der  nähern  Bestimmung:  So  lange  sie  — 
die  Königinn  — lebe,  solle  weder  sie  selbst  noch  ihre 
Frauen  das  Mindeste  zu  besorgen  haben , auch  wenn  der 
König  inzwischen  sterben  würde.  Nach  ihrem  Tode  aber 
sollen  diese  Hcrrschaftsrechtc  wieder  zuriiekfallen  in  die 
Rcichsgcwalt  des  Königs  für  alle  Zukunft  u’*).  Dennoch 
hörte  die  Immunität  nicht  wieder  auf.  Vielmehr  wurde 
sic  im  Jahr  8S3  von  demselben  Könige  noch  dem  Kloster 
für  die  Folge  zugcsichcrt  und  auch  nachher  von  den  ala- 
mannischcn  Herzogen  geachtet  ,w). 

Ich  zweifle  nicht,  dass  diese  Immunität  nicht  bloss  in 
dem  Sinne  gerichtlicher  Vertretung  durch  den  Herrn  der 
Herrschaft,  sondern  in  dein  weitern  gegeben  war,  wonach 
der  Vogt  im  Namen  der  Aebtissinn  selber,  wenigstens  gegen- 
über den  Hintersassen,  einen  Theil  der  gräflichen  Gerichts- 
barkeit äusiibte.  Wie  hätte  sonst  von  königlicher  Gewalt  die 
Rede  sein  können,  welche  der  Aebtissinn  zugestandenl'  *‘6) 


1*3)  Lrk.  bei  Neugart  No.  *26,  vollständiger  bei  Ho  Hinget  hist, 
ecclcss.  VIII.  110*.  Im  Jahr  857  verlieh  der  König  selber  die  zur  Abtei 
gehörig«;  Capelle  St.  Peter  und  Zubthorde  dem  Presbyter  Berold  auf  Lebens« 
/eil  zum  Genuss.  Neugart  No.  366. 

1**)  Urk.  bei  Neugart  No.  509:  sicult  hoc  item  quoodain  beatae 

memonae  soror  oostra  Bertha  |>er  precariam  regia  potestate  possederat.” 

1*5)  Neugar.t  No.  53$  und  802. 

1*6)  Vgl.  Eichhorn  Zeitschrift  I.  S.  222  und  das  dort  angeführte 
Privilegium  König  Ludwigs  des  Deutschen,  desselben,  von  dem  die  ersten 
Aebtissimicn  ihre  Herrschaftsrechte  erhielten. 
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Ueber  ihre  Gränzen  aber  geben  unsere  Quellen  keinen 
genügenden  Aufschluss. 

Dass  die  Streitigkeiten  zwischen  den  Hintersassen  der 
Aebtissinn , zumal  über  Grundstücke , welche  in  dem  Eigen 
dieser  standen  und  jenen  nur  gegen  Zins  verliehen  waren, 
vor  dem  Hofgericht  der  Aebtissinn  verhandelt  werden 
mussten , geht  aus  der  Bedeutung  des  llofrcchtes  an  sich 
hervor.  Dahin  gehört  z.  B.  auch  der  Streit  zwischen 
Ratinc  und  Richilda  über  die  Thcilung  eines  zinsbaren 
Gutes,  welches  sic  von  der  Abtei  besassen,  im  Jahre  S9J, 
wo  die  Entscheidung  nach  der  ciumiitbigcn  Meinung  aller 
Anwesenden  von  der  Gnade  der  Aebtissinn  abhängig  ge- 
macht und  von  ihr  auch  die  Urkunde  angefertigt  wird. 

Am  Schlüsse  der  Urkunde  findet  sich  unmittelbar  nach 

■ J . •, 

ihrer  Unterschrift  die  ihres  Ministerialen  Gozberts,  ver-  i- 

muthlich  ihres  Vogtes,  und  dann  die  Zeichen  einer  ziem- 
lichen Anzahl  anderer  ehrbarer  Männer  u7). 

Von  andern  Freien  wurden  die  Hintersassen  der  Aebtis- 
siun  zunächst  in  ihrem  Vogtgerichte  belangt  und  nur,  wenn 
man  dort  sein  Hecht  nicht  fand,  so  konnte  alsdann  die  Sache 
an  das  Gauding  des  Grafen  gebracht  und  der  Vogl  zur  Ver- 
tretung seiner  Hintersassen  angchaltcn  werden  14S).  Ein  auf 
Zürich  bezügliches  Beispiel  dieser  Art  wurde. in  einer  Pro- 
cessurkunde  vom  Jahr  947  U9)  vermutbet.  Damals  njmlich 


t.  i • i i • »,  • < 

I »7)  Lrk.  bei  llottinger  Sjiecul.  heltelico  tigur.  Tiguri  f 6 0 5 S.  227 . 
Nrugarl  So.  6Ö4.  Die  Worte  sub  comile  Adelgoz  deuten  gar  nicht,  wie 

io  dea  Beitrügen  zu  Lauffer  a.  <t.  O.  S.  46  irrthtiiiilkh  gtitKiul  wird, 
aut  ein  Gericht  des  Gaugrnfcu , sondern  sichen  bloss  da , uui  , die  Z>ert.  der 
l t künde  näher  /u  be/cicbncn. 

1 4S)  Eichhorn  Zeitschrift  I.  S.  195.  Eine  Kigenlhuiusslreiligkeit  de» 
Klosters  St.  Gallen  wurde  iu  Gegenwart  des  Kloster*  ogic*  vor  dem  Gaugrnfeu 
behandelt  im  Jahr  84  9,  Neugart  No.  223.  Vgl.  cm  anderes  Beispiel  Neu« 
gMrl  No.  478. 

i 49)  Oben  Note  12$.  Sie  ündet  Mcb  bei  lloltiugur  uccj,us.  Vllf. 
J 1JS.  Neugurl  No.  727.  Leber  den  Graleii  Liulo  %gl.  Lrk.  »,  921 

bei  llotlingcr  p.  1127.  Leber  den  Vogt  Ivcrhard  Lrk.  bei  Hetlinger 
p.  1141  und  1149.  Neugart  Nu.  813., , endlich  über  den  ganzen  Streit 
I rk.  bei  K n 1 1 i u g e r p.  1 J 49. 
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sprachen  die  Chorherren  des  Grossiniinsters  ein  Gut  an, 
welches  ihnen  hinterlistiger  Weise  zu  Gunsten  der  Abtei 
von  den  Hofhörigen  entfremdet  werden  wollte.  Sic  wandten 
sich  nun  zuerst  an  das  ordentliche  Gericht  des  Vogtes 
Kerhard,  und  erhielten  daselbst  ein  gültiges  Urtheil.  Als 
der  betreffende  Hörige  der  Abtei  aber,  welcher  das  Grund- 
stück in  unrechtlichem  Besitze  gehabt,  dasselbe  inzwischen 
und  vor  der  Execution  jenes  Urtheils  weiter  veräusserte , 
so  erhoben  sie  in  dem  Gaudinge  des  Grafen  Liuto  ihre 
Klage,  beriefen  sich  dabei  auf  das  frühere  Rechts  verfahren 
und  wurden  nunmehr  in  den  Besitz  eingewiesen.  In  dem 
Gerichte  des  Grafen  Liuto  scheint  auch  der  Vogt  Ker- 
hard gesessen  zu  haben.  Es  fragt  sich  nun,  was  war 
das  Gericht  des  Vogtes  Kerhard?  Ich  hatte  früher  mit 
Eichhorn  ,5°)  angenommen,  es  sei  dieses  wirklich  das  Im- 
munitäts-Gericht des  Kirchenvogtes  der  Aebtissinn , bei 
welchem  zuerst  die  Chorherren  ihre  Rcchtsvcrfolgung  ge- 
sucht, und  von  dem  sie  sich  erst  weg  an  das  Grafengericht 
gewendet  haben,  als  ihre  Bemühungen  dort  nicht  zu- 
reichend schienen.  Allein  seither  bin  ich  von  dieser  Ansicht 
zurück  gekommen,  hauptsächlich  aus  dem  Grunde  til), 
weil  in  dem  Gerichte  der  Aebtissinn,  welches  dannzumal 
das  Hofgericht  gewesen  wäre,  doch  nur  die  Angehörigen 
der  Abtei  hätten  urtheilen  können , während  in  dem  Ge- 
richte des  Vogtes  Kerhard  die  Fiscalinen,  die  Männer 
vom  Berge  und  die  Hausgenossenschaft  des  Klosters  als 
Urtheiler  erwähnt  werden. 

An  das  Schultheissengericht  darf  mau  aber  noch  weniger 
denken,  weil  dieses  sich  nicht  auf  Eigenthumsanspriichc 
an  wahrem  Eigen  bezog.  Und  so  scheint  in  der  Thal 


150)  Eichhorn  Zeitschrift  f.  1V5.  Aehnlich  erklärt  die  Stelle  Job. 
H e i n r.  Ott  vom  alten  Staatsrecht  der  Stadt  Zürich  in  der  neuesten  Samm- 
lung vermischter  Schriften.  Ziirich  1757.  Bd.  III.  S.  621  fl.,  eine 
Schrift,  die  zwar  an  der  Geschmacklosigkeit  der  damaligen  Zeit  auch  leidet, 
aber  weit  mehr  Spuren  einer  gesunden  und  sorurtheilsloseu  Kritik  an  sich 
fragt,  als  die  meiste«  der  damaligen  schweizerischen  Werke. 

151)  Vgl.  unten  Buch  II.  $.  3 Note  17. 
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nichts  übrig  zu  bleiben,  als  dass  Kerhard  in  dein  ersten 
Gerichte  als  Stellvertreter  des  Grafen  erscheint,  in  ge» 
wissem  Sinne  als  dessen  Vogt.  Es  hindert  dann  nichts/ 
anzunehmen.  dass  er  zugleich  auch  Kirchenvogt  der  Acb- 
tissinn  gewesen  W).  Als  solcher  mochte  er  dann'  in  dein, 
Gauding  des  Grafen  neben  diesem  sitzen,  indem  ein 
Höriger  der  Abtei,  den  er  zu  vertreten  hatte,  daselbst 
belangt  wurde. 

Für  unsere  Auffassung  spricht  auch  noch  der  Aus* 
druck  einer  Urkunde  vom  Jahr  889  lW),  wonach  in  Zürich 
der  Graf  Eberhard  mit  seinem.! Vogte  an  der  Spitze  steht.-- 
und  der  letztere  zugleich  Stellvertreter  des  Grafen  und 
Kirchenvogt  der  Abtei  zu  sein  scheint,  ••■t  ! ...  ) 

• • • l»  ‘ . 1 1 t f f»  • ' ' •!!  »A  f'lt'''  .’•» 

».  17-  Die  'Reehtsquslt'enm ••nu 

• i.  v’  ••  ( •_  ■ n r'.  i.i: 

Das  Gewohnheitsrecht  der  Alamannen  wurde  zuerst 
aufgczeichnct  in  dein  alamannischen  V olks:r  echte/ 
(Lex  Alamannoruin).  Zuerst  liess  König  Chlotar:  II. 
(613  — 62S)  dasselbe  mit  Zustimmung  des  Adels  und  des 
Volkes  in  ein  lateinisches  Rcchtsbuch  zusammen  tragen  < 
welches  nachher  unter  König  Dagobert  (628  — 639)  und 
spater  noch  einmal  zu  Anfang  des  achten  Jahrhunderts, 
zur  Zeit  des  alamannischen  Herzogs  Lautfried,  revidirt 
wurde  und  in  zahlreichen  Handschriften  auf  uns  iiberge- 
gangen  ist'**).  * ...  t i.  i 

Alan  bemerkt  sogleich  den  Antheil,  weichen  die  Geist- 
lichen an  der  Abfassung  batten.  Die  Verhältnisse  und 
Hechte  der  Kirche  und  ihrer  Beamten  sind  mit  besonderer 


t » * ' . 

152)  Kerti.trd  erscheint  auch  m der  Urk.  bei  Holtiiiger  a.  a.  Ü.  p.  1141 
ii ii zweideutig  als  Verweser  des  Grafen,  wahrend  er  in  einer  andern  Urkunde 
bei  Ne  it gart  No.  813  ebenso  sicher  kirchenvogt  der  Abtei  ist. 

153)  .Neu  gart  No.  589:  trado I ad  monagffrin/h  , ijtuid  ruftsfriictuin  cst 

m fkarrgo  — ub$  modo  Eberhard  comc i cum  advoedto-  soo  Adalhei  io  pfae- 
es ve  vtdeblnr. 

154)  Vgl.  darüber  und  über  die  Ausgaben  Eichhorns  HechtAgdschicbie 

4.  39  und  $.  29.  • • * 1 ( 
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Vorlieb«  ausführlich  behandelt  und  günstig  dargestcllt,  was 
um  so  leichter  bei  den  Grossen  und  dem  Volke  Eingang 
finden  konnte , ab  die  Bekehrung  derselben  zum  Christen' 
thunr  jener  Aufzeichnung  der  Rechte  nicht  lange  vorher- 
ging und  die  Geistlichen  als  die  trefflichsten  Wahrer  des 
neuen  Heils  angesehen  werden  mussten. 

Die  Reichsgesetze  der  fränkischen  Könige,  oder 
die  sogenannten  Capitularicn,  müssen  ebenfalls  ange- 
führt werden , ungeachtet  sie  nicht  einem  einzigen  Volke , 
sondern  der  gesammten  Nation  angchören.  Denn  oftmals 
wurde  doch  das  alte  Volksrecht  von  ihnen  verändert,  oder 
aufgehoben  oder  ergänzt  ,5i). 

Von  besonderer  Wichtigkeit  aber  für  unsere  Rechts- 
gcschichte  sind  die  alainannischen  Urkunden  aus 
dieser  und  dein  Anfänge  der  folgenden  Periode.  Viele 
derselben  liegen  noch  ungedruckt  in  den  Archiven  zer- 
streut und  sind  daher  nicht  sehr  zugänglich.  Eine  grosse 
Anzahl  aber  findet  sich  abgedruckt  in  der  oft  erwähnten 
trefflichen  Sammlung  von  Neugart  ,i(i),  woselbst  auch 
die  sogenannten  Goldastischcn  Formeln  je  an  ihrer 
Stelle  eingetragen  sind. 

I-  18-  Verbrechen  und  deren  Bestrafung. 

i • . . i i , . . > 

Die  Idee,  dass  der  Staat  verpflichtet  sei,  den  Ver- 
brechen nachzuspüren , den  Schuldigen  zu  verfolgen  und 
zu  bestrafen,  War  dem  deutschen  Altcrthume  fremd.  Nur 
wer  sich  gegen  die  Nation  selber  verging,  wurde  auch 
von  ihr  an  Leib  und  Leben  bestraft  lä7).  So  Wurden  von 
jeher  Vcrräther  und  Ueberla'ufer  gehangen.  Dagegen  ver- 
anlasstcn  alle  Verbrechen  gegen  Einzelne  zunächst  nur 


155;  Sicke  Eich  körn  Kecklftgochu-kU-  1 *9. 

156)  P.  Trud|>.  Neugart.  Codex  Diplomatien*  Alamauuiae  «t  Bnr- 
guitdiae  Trans-inranae  iiitra  fine*  DiocccsU  ConsUnlitasit.  Typis  Saii-BU»iaui.« 
1791.  Tom.  II. 

157)  iacitus  («erin.  e.  12. 
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Privat  Verfolgung  und  Ansprache  auf  Busse.  Der  Verletzte 
oder  dessen  Familie  war  befugt,  insofern  das  Verbrechen 
zu  den  bedeutenderen  gehörte,  mit  den  Watfen  auf  dem 
Wege  der  Fehde  die  Verletzung  zu  rächen.  , Doch  stand 
cs  ihr  auch  in  diesen  Fällen  frei,  ein  zum  voraus  in  dem 
Volksrechte  bestimmtes  Suhngeld  zu  fordern.  Dann  er- 
losch aber  das  Fehderecht  und  der  Gekränkte  musste  sich 
an  das  Volksgericht  wenden  und  die  Busse  einklagen.  Bei 
mindern  Vergehen  war  die  gerichtliche  Verfolgung  durch 
den  Verletzten  der  einzige  Weg,  die  Rache  zu  befrie- 
digen us).  Lag  in  dem  Vergehen  ein  Bruch  des  gemeinen: 
Friedens,  so  fiel  ein  Theil  der  Busse  (als  fredum)  dem 
Könige  zu,  der  deu  Frieden  wahrte,  der  Ueberrest  aber 
immer  dem  Verletzten  oder  dessen  Familie  149). 

Wie  die  andern  Volksrechte , so  enthält  auch  das  alaman- 
nische  ein  vollständiges  Bussen-  (Compositionen -)  System. 
Der  Gegensatz  zwischen  der  doppelt  möglichen  Verfol- 
gung der  Vergehen  ist  in  der  That  merkwürdig.  Wurden 
sie  auf  dem  Wege  der  Fehde  gerächt,  so  war  fast  Alles  in- 
dividueller Kraft  undWillkiihr  überlassen.  Kein  Maas,  keine 
Grenze  trat  hemmend  entgegen,  und  lange  konnte  die  offene 
Feindschaft  unter  den  Familien  fortwüthen,  beide  schwächend 
und  zerstörend.  Nur  an  gewissen  Orten  batte  auch  der  Be- 
fehdete Friede,  so  namentlich  in  seinem  eigenen  Ilause.  Da- 
her erklärt  sich  die  Stelle  des  alamannischeu  Volksgesetzes : 
Wenn  Jemand  im  Streite  mit  einem  andern  erschlagen  ward, 
und  die  Verwandten  des  Getödtetcn  sofort  den  fliehenden 
Todschläger  in  sein  Haus  mit  den  Waffen  verfolgen  und 
dort  nicdermacben , so  müssen  sic  für  ihn  das  Wergcld 
zahlen.  Wenn  sie  aber  erst  ihre  andern  Freunde  noch 
zusammen  treiben  und  nachdem  sie  auf  diese  gewartet, 


1 58)  £i  e Iihorn  RechUgfSchicbte  §.  76, 

159)  Lex  Alant.  Ist.  4.  „bi  quis  liber  liberum  mfrn  jantUis  ercloiac 
occident  — ad  ipsam  ecelesiam  quam  polluit  sexagmta  solidos  componat, 
ad  ftteutn  ifro  similiter  aliok  sexagint.i  solidos  pro  fredo  solval  . partnkbu* 
autem  legitiuium  andrigildum  volv.it  Vgl.  tit.  31.  32.  37. 
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den  Todschläger  in  sein  Haus  verfolgen  und  dort  tödten , 
dann  wird  diese  That  wie  ein  Mord  mit  neunfachem  Wer* 
gcldc  geblisst  ,6°).  Von  seiner  Wohnung  aus  versuchte 
daher  der  Befehdete  wohl  oft  einen  Vergleich  zu  schliessen. 

Wurde  dagegen  die  Geldstihne  gefordert,  so  war  hier 
rum  voraus  die  Summe  ganz  genau  fixirt,  und  es  blieb 
dem  Richter  keine  Möglichkeit,  je  nach  Gestalt  des  Falles 
auf  ein  Mehr  oder  Weniger  zu  erkennen.  Eine  Berück- 
sichtigung der  Individualität  des  Falles  war  unmöglich, 
weil  immer  eine  fertige  Regel  da  war.  Wie  nach  einer  Ta- 
belle konnte  Jeder  sich  seine  Busse  selber  genau  berechnen. 

Eben  darum  enthalten  hier  die  Volksgesetze  sehr  vielen 
Detail  und  eine  Menge  von  objectiven  Unterscheidungen, 
die  uns  nun  fremd  klingen.  Ich  werde  Einiges  aus  dem 
alamannischcn  Gesetze  licrausheben , weil  uns  hier  ein  eigen- 
thiimlichcs  Bild  der  Vorzeit  unsers  Volkes  entgegen  tritt, 
wovon  wir  noch  in  viel  späterer  Zeit  ziemlich  verbreitete 
Spuren  finden. 

Wer  sich  eines  vorbedachten  Mordes  schuldig  macht, 
der  muss  der  Familie  des  Gemordeten,  je  nach  dessen 
Stande,  ein  neunfaches,  und  traf  der  Mord  eine  Frau,  acht- 
zehnfaches  Wergeid  bezahlen : eine  Summe , die  der  Schul- 
dige nicht  leicht  hat  erschwingen  können.  In  diesem 
Falle  haftete  seine  Familie  dafür  und  konnte  auch  sie  nicht 
Zahlung  leisten , so  verfiel  allerdings  der  Schuldner  der  ver- 
letzten Familie  mit  Leib  und  Leben  l6t).  Selbst  der  Vartcr- 
und  Brudermörder  wurde  nicht  am  Leben  bestraft,  sondern 
bloss  seines  Vermögens  verlustig  und  strenger  Kirchen- 
busse unterworfen ,62).  Für  einfachen  Todschlag  ist  die 
einfache  Bezahlung  des  Wcrgeldcs  die  regelmässige  Sühne. 
Dieses  war  aber  verschieden  je  nach  dem  niedern  oder 
höheru  Stande  des  Gelodeten,  wie  wir  oben  schon  gesehn. 


160)  tex  Alant,  tit.  4ö.  Vgl.  Lex  Haxonum  tit.  3,  i.  „Qui  houuutm 
propter  faidain  tu  proprtu  domo  occiderit,  p<tce  moriatur.'* 

IM)  Lex  Alient . tit.  -»9*  76.  Add.  23.  Grimm  K.  A.  S.  615. 

162}  Lex  Alam.  hl.  40. 
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Ain  ausführlichsten  werden  die  Leibes  Verletzungen  be- 
handelt. Wer  dem  andern  eine  Beule  schlug  (pulislag. 
bulslag)  bezahlte  einen  Schilling,  floss  das  Blut  zur  Erde 
(Blutruns)  anderthalb  Schillinge,  wurde  der  Schädel  sicht- 
bar, drei  Schillinge,  und  wurde  ein  Splitter  vom  Schädel 
geschlagen,  der  auf  offener  Strasse  24  Fuss  weit  auf  einen 
Schild  geworfen  erklang,  so  stieg  die  Busse  schon  auf 
sechs  Schillinge  u.  s.  f.  ,03). 

Ebenso  ausführlich  wurden  andere  Wundungen  und 
Verstümmelungen  behandelt.  So  z.  B.  werden , wie  die 
andern  Glieder  des  menschlichen  Körpers,  auch  alle  ein- 
zelnen Finger  aufgezählt,  und  jedem  Theile  derselben 
wieder  ein  besonderer  Werth  bcigclcgt.  Wer  einem  das 
äussere  Glied  des  Daumens  abhaut,  zahlt  sechs  Schillinge 
Busse,  für  den  ganzen  Daumen  zwölf,  für  das  äusserste 
Glied  des  Zeigefingers  zwei  und  einen  halben,  für  beide 
'äusserste  Gelenke  fünf,  für  den  ganzen  Finger  zehn;  für 
ein  Glied  des  langen  (Mittel-)  Fingers  anderthalb,  flir 
zwei  Glieder  drei  und  für  den  ganzen  Finger  sechs ; für  den 
Ringfinger  (digitus  annularis)  zwei,  vier,  acht  Schillinge, 
für  den  kleinen  Finger  endlich  wie  für  den  Daumen  **■*). 

Ebenso  werden  die  blossen  Lähmungen  im  Gegensatz 
der  Verstümmelungen  besonders  behandelt  ,65). 

Die  bedeutendsten  Bussen  für  Verletzungen  des  Leibes 
scheinen  in  einem  bestimmten  Verhältnisse  zu  dem  Wer- 
geide zu  stehen.  So  z.  B.  wird  das  Abhauen  des  Fusses 
mit  vierzig , des  ganzen  Beines  mit  dem  Schenkel  mit 
achtzig  Schillingen  gesühnt,  w'obei  zu  beachten,  dass  jene 
Summe  den  vierten  Theil , diese  die  Hälfte  des  regelmäs- 
sigen Wergeides  eines  Freien  beträgt 166). 

Diebstahl  wurde  härter  bestraft  als  Raub , weil  er  für 
unmännlich  galt  l67).  Auf  Brandstiftung  war  eine  verhält- 

163)  Lex  Alant,  lit.  59. 

164)  Lex.  Alam.  lit.  65,  13—22. 

165)  Vgl.  über  das  Gante  Lex  Alam.  lit.  59  — 68.  90.  95.  Add.  1. 

166)  Lex  Alam.  tit.  65,  35,  36,  27,  28. 

167)  Lex  Alam.  tit.  5.  7.  27.  31.  32. 
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uissmh'ssi^  geringe  Busse  gesetzt,  sechs  bis  vierzig  Schil- 
linge ; doch  musste  das  verbrannte  Gebäude  auf  Kosten 
des  Brenners  neu  her  gestellt  werden  ,6S).  Wer  bewaffnet 
und  wider  Hecht  in  den  Hof  eines  freien  Alamannen  trat , 
bussle  diese  Verletzung  des  Hausrechtes  mit  sechs,  wer 
in  das  Haus  hinein  ging,  mit  zwölf  Schillingen  ,li9). 

Wer  sich  an  einer  Ehefrau  vergriff  oder  sie  nothzüch- 
tigte , wurde  doppelt  so  hart  bestraft,  als  wenn  er  dasselbe 
Vergehen  gegen  eine  Jungfrau  verübte  17°).  Auch  wer 
einer  Unfreien  beiwohnte  wider  den  Willen  ihres  Herrn, 
wurde  zu  Gunsten  dieses  letztem  gebiissl.  Aber  cs  zeigen 
sich  hier  von  neuem  Abstufungen,  je  nach  dem  höhern  oder 
niedern  Geschäfte  der  Unfreien  l7‘). 

So  richtet  sich  immer  die  Grösse  der  Busse  einmal 
nach  der  objcctiven  Messbarkeit  des  Schadens , sodann  nach 
dem  Stande  des  Verletzten. 

Die  Ansichten  über  Strafrecht  und  Slrafartcn  veränder- 
ten sich  indessen  unter  der  Herrschaft  der  Karolinger  be- 
deutend. Die  monarchische  Gewalt , welche  sich  im  Zu- 
sammenhänge mit  römischen  Vorstellungen  von  der  Macht 
des  Kaisers  ausbildcte,  vertrug  sich  nicht  weder  mit  einem 
ausgedehnten  Fehderecht,  noch  mit  Bändigung  des  rohen 
und  streitsüchtigen  Sinnes  172)  durch  blosse  Geldbussen  und 
Privatverfolgung.  Die  Ordnung  und  Sicherheit  des  Ganzen 
forderten  ein  entschiedeneres  Eingreifen  im  Interesse  des 
Staates  selber. 

Karl  der  Grosse  untersagte  die  Fehde  und  erklärte  die 
Forderung  der  Sühne  für  deu  einzigen  erlaubten  Weg, 


16$)  Lex  Alum.  tit.  81.  97 . 

169)  Lex  Alant.  Ii(.  10.  11.  ‘>7.  Vgl.  oben  Amu.  160. 

1 7 0)  Lex  Alam.  lit.  58:  „Si  au  lein  cum  ea  (libera  femiiia  virgiue)fornica- 
verit  contra  ejas  voliintatein , coinpon.it  sohdue  quadruginht.  Si  auteni  multert 
haec  fecerit,  omuia  duplieiter  conipon.it.”  Siebe  oben  Note  39. 

1.  1)  Lex  Alam.  tit.  80.  l’eber  du  Strafrecht  vgl.  noch  Lex  Alum.  tit. 
12.  24.  26.  28.  50.  93.  99.  Add.  27. 

li^)  Der  J tlel  (45)  über  die  Verfolgung  des  1 odvtLlagcr.t  uacli  einem 
Mrcilbaudel  in  der  Leu  Alant,  nt  überschnellen  . De  rtxte , fjiiac  tuvpe  ficri 
solent  in  pnpnlo. 
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eine  Verletzung  zu  ahnden  173).  Freilich  konnte  ein  solches 
Gebot  nicht  auf  einmal  die  festgewurzelte  Sitte  vernichten , 
und  noch  lange  kamen  zahlreiche  Fehden  im  Leben  vor, 
um  ein  Vergehen  zu  rächen.  Aber  der  entgegen  gesetzte 
die  blosse  Privatrache  ausschliessende  Staatsgrundsatz  war 
doch  mm  ausgesprochen  und  konnte  auch  in  einzelnen 
Fällen,  wo  ein  kräftiger  Graf  oder  König  eingrilf,  zur 
Anwendung  gebracht  werden. 

Zugleich  wurden  ausser  jenen  Vergehen  gegen  den 
Staat,  welche  schon  früher  mit  dem  Tode  bestraft  wur- 
den tu),  auch  gemeine  Verbrechen  mit  der  Todesstrafe 
bedroht , namentlich  die  drei : Mord , Raub  und  Brand  ,7i). 
Darüber  richtete  immer  der  Graf,  welchem  allein  der  Blnt- 
bann  des  Königs  anvertraut  war.  Es  ward  demselben 
daher  zur  Pflicht  gemacht,  in  jeder  Grafschaft  für  ein  Ge- 
fängnis* zu  sorgen  und  bei  jeder  Gerichtsstättc  wurden 
die  nöthigen  Anstalten  zur  Iliurichtuug  gefordert,  nament- 
lich der  Galgen  l76). 

Auch  auf  andere  Vergehen  fing  man  an  Leibes-  oder 
Freiheitsstrafen  anzuwenden,  und  der  Bezug  von  Bussen 
zu  Händen  des  Staates  wurde  ausgedehnt.  Endlich  wurde 
dein  Grafen  die  Befugniss  eingeräumt,  den  Verbrecher  vor- 
zuladen, und  so  die  frühere  Mahnung  iui  Interesse  des  Ver- 
letzten in  einen  Bann  (Gebot)  im  öffentlichen  Interesse 
zu  verwandeln,  welcher,  wenn  der  Beklagte  ausblich, 
für  ihn  zuletzt  die  verderblichsten  Folgen  hatte  ,77). 


1 73)  Eichhorn  Kechtsgeschichle  §.  207  und  die  dortigen  Stellen. 

174)  Die  Todesstrafe  kommt  im  alemannischen  .(iesetre  »chou  in  drei 

Fallen  vor . 1)  wegen  Mord.mschl.ig  gegen  den  Herzog,  lit.  24;  2)  wegen 

I.audesverratherei  durch  Herbeirufeu  eines  feindlichen  Krugsrolkes,  lit.  25; 
3)  wegen  Tumult  beim  Heere , in  Folge  dessen  einige  erschlagen  wurden , 
fit.  26. 

175)  Eichhorn  Rechfsgeschichte  $.  206. 

176)  Vgl.  oben  Note  60.  — Cap.  2.  811.  e.  II.  f,Ut  comites  unus  quis- 
que  in  suo  comitalu  carrereni  habeant  et  Judices  atque  Vicnrii  pittib#!®* 
hstiesot.N 

|77)  Siehe  über  alles  diess  Kichhorn  $.  206  und  207. 
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{.  i9.  Die  Gemeinden. 

Unsere  Nachrichten  über  den  ältesten  Zustand  der  Ge- 
meinden sind  sehr  dürftig.  Wir  müssen  neben  den  An- 
deutungen, die  sich  hier  und  da  zerstreut  finden,  auch 
noch  den  spätem  Zustand  der  Gemeinden  herbei  ziehen, 
um  ein  Bild  für  die  ältere  Zeit  zu  entwerfen. 

In  dem  Gau  lagen  eine  bedeutende  Anzahl  Weiler 
und  einzelner  Höfe.  In  jenen  wohnen  ganz  nahe  bei- 
sammen die  Bebauer  des  Landes.  Die  Häuser  siud  zwar 
von  einander  getrennt  und  von  einem  Hag  umgränzt,  aber 
der  ganze  Klubb  der  Häuser  gehört  doch  zusammen  und 
bildet  so  ein  Dorf.  In  Verbindung  mit  den  Weilern 
stehen  oft  einzelne  grössere  Höfe,  zuweilen  aber  bilden 
sie  ein  eigenes  landwirtschaftliches  Ganzes.  Auf  den 
Höfen  findet  sich  gewöhnlich  ein  grösseres  Wohnhaus  und 
.Scheune  für  den  Eigenthiimer , und  daneben  noch  Woh- 
nungen fiir  die  zahlreichen  Hörigen.  Ocfters  sind  aus 
diesen  Höfen  mit  der  Zeit  ganze  Dörfer  entstanden  ,7S). 

Die  Bewohner  eines  Dorfes  standen  unter  sich  in  man- 
nigfaltiger landwirtschaftlicher  Verbindung.  Die  Aecker 
waren  zwar  zu  Eigenthum  verthcilt,  aber  durch  die  von 
Anfang  an  bestehende  Dreifelderwirtschaft  waren  eine 
Menge  einzelner  Aecker  wieder  zu  einem  Ganzen  (Zeig) 
vereinigt,  welches  gleichmässig  bepflanzt  werden  musste. 
In  sehr  alten  Urkunden  ist  schon  der  Zeigen  gedacht ,,s). 

Nchcn  den  verteilten  Grundstücken  gehörte  wohl  zu 
jedem  Dorf  oder  überhaupt  jeder  Genossenschaft  ein  grosses 
unvertheiltes , zusammenhängendes  Stück  Boden,  nament- 
lich Wald  und  Weide.  Wir  können  dasselbe  mit  der 


178)  Z.  B.  Wald,  Fischentlial . LaufTen  u.  s.  f.  Urk.  v.  J.  752  Neu« 

gart  17.  „ Curtis  dtirinqas  cuin  ttndceim  catutaa  quod  ad  haec  pertenet, 

et  alius  curht  tnei*,  quod  vocatvin  *»t  H.ibahuur  cum  XV  cnsati*  quod  ad 
haec  ptrtinct.” 

179)  N'eugart  No.  77.  r.  J.  779  oder  780:  „et  in  omni  zeig*  jornafe 
uitum  arart  et  III  dies  asecarc  et  III  .iKiadere."  No.  113. 
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spatero  Zeit  füglich  Almen  de  oder  Gern  einmal eli 
nennen  *®°). 

Die  Almende  wurde  von  den  Bewohnern  de«  Weilers 
oder  Hofes  benutzt,  zu  dem  sie  gehörte.  War  sie  mit 
dem  Hofe  eines  Grundherrn  verbunden,  in  welchem  Falle 
der  Ausdruck  Almende  freilich  nicht  ganz  passt,  so  stand 
sie  mit  dem  gesamruten  Hofe  in  dessen  Eigenthum.  Aber 
die  Bauern,  welchen  einzelne  Huben  dieses  Hofes  von 
dem  Herrn  verliehen  waren,  die  sogenannten  Huber,  moch- 
ten doch  von  jeher  dort  das  für  den  Unterhalt  ihrer  Ge- 
bäude und  die  Heizung  nöthige  Holz  frei  holen  und  das 
Vieh  auf  die  unvertheilte  Weide  treiben.  Nur  für  fremd- 
artige Zwecke,  etwa  zum  Verkaufe,  durften  sic  kein 
Holz  fällen  ,sl) , und  es  hing  die  Benutzung  des  Waldes 
und  der  Weide  aufs  engste  zusammen  mit  der  Bqwirthung 
des  unter  sie  vertheiUcn  Grundstücks.  An  eine  Beschrän- 
kung der  Nutzung  durch  den  Eigenthiuner  selbst  ist  in- 
dessen damals  noch  überall  nicht  zu  denken. 

War  der  Weiler  von  Freien  bewohnt,  so  bildeten  sie 
zusammen  eine  Genossenschaft,  in  welcher  indessen  wohl 
nur  die  Eigentümer  eines  Hause»  und  Grundstückes  für 
dieses  ihre  Rechte  geltend  machen  konnten.  Sie  waren 
ebenfalls  befugt,  für  ihre  Bedürfnisse  Holz  zu  schlagen 


180)  Der  Ausdruck  March  kommt  in  den  «iamaoiischou  Urkunden  sehr 
bau fig  zur  Bezeichnung  des  Gebietes  einer  Ortschaft  vor,  B.  Neugart 
No.  176.  in  loco  qui  vocatur  Cainputuna  (Küinpten)  siue  Iriucheshusa  quid- 
quid  in  ipso  loco  et  in  ipso  marca  visus  sum  habere.  No.  269  in  Stamheim  tel 
in  «adern  marca.  Vgl.  No.  248.  25 T-  265.  279.  388.  428,  486.  636  u.  s.  f. 

181)  £ine  llauptstelle , freilich  aus  ziemlich  späterer  Zeit,  zu  welcher 
übrigens  di«  Rechte  der  Hofgenossen  sich  vermehrt  haUeu,  findet  sich  in 
einer  Urkunde  vom  Jahr  1303  und  in  dem  Stiftsarchir.  £.  Maness  nämlich 
Ubergibt  der  Stift  zum  Grossmlinsler  seine  eigenthtimlicheu  Besitzungen  in 
Oberleinbacb  r ,,  salvo  tarnen  et  reservato  eoloni*  e/a »dem  curti*  quod  m 
eisdera  tilui*  ligna  possint  et  debeant  excidere  prout  eis  ad  conttrucUontm 
domuum  * nur  um  ad  u*utn  igni*  et  ad  *epe*  fuctcndu*  et  «tlios  neu*  nveet- 
eanos  pro  excolcndi * dich*  posseesionibus  opus  e*se  dinoscatur.  Ila  quod 
Colotii  mchil  jtiris  sen  pote.statis  habere  debeant  ad  a/io*  usns  ligna  ktijtis- 
inodi  excidere  vendere  donare  seu  modo  quolibet  alienare.” 
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und  ihr  Vieh  auf  die  gemeine  Weide  zu  schicken.  Das 
vertheilte  Eigenthum  zog  mithin  das  Recht  der  Nutzung 
der  Ahnende  nach  sich  und  wurde  dadurch  innerlich  ver- 
stärkt und  erweitert.  Nach  unserer  gangbaren  Ilecbts- 
spraebe,  die  sich  von  dem  Einflüsse  römischer  Theorie 
nur  schwer  losmacht,  sind  wir  zwar  geneigt,  der  Genos- 
senschaft, als  einer  juristischen  Person,  das  Eigenthum  an 
der  Atmende  zu-  und  den  einzelnen  Genossen  als  andern 
Personen  abzusprechen.  Aber  gewiss  haben  sich  die  alten 
Bewohner  die  Sache  nicht  in  dieser  Weise  gedacht.  Die 
immerhin  künstliche  Vorstellung  einer  aus  einer  Mehrheit 
gebildeten  einzigen  aber  nicht  sichtbaren  Person  lag  ihnen 
ferne , ungeachtet  die  Keime  auch  dieser  Auffassungsweise 
bereits  vorhanden  waren.  Noch  viel  weniger  aber  darf 
man  dann  in  römischem  Sinne  von  Servituten  sprechen, 
welche  den  einzelnen  Hausvätern,  wie  wir  die  Besitzer 
der  getheilten  Grundstücke  nennen  wollen,  an  der  iin 
Eigenthum  der  Genossenschaft  befindlichen  Almende  zu- 
gestanden haben.  Diese  Nutzungsrechte  sah  man  nicht  für 
Rechte  an,  durch  welche  das  (un vertheilte)  Eigenthum  be- 
schränkt, sondern  vielmehr  als  Rechte,  durch  die  das  (ver- 
theilte) Eigenthum  erweitert  werde. 

Man  darf  cs  wohl  behaupten , dass  die  noch  jetzt  so 
wichtigen  Rechtsverhältnisse  der  Waldungen,  welche  Ge- 
nossenschaften angehören,  nur  darum  dunkel  uud  unver- 
ständlich scheinen,  weil  man  bei  ihrer  Betrachtung  die 
Begriffe  des  deutschen  Rechtes  vergessen,  und  statt  der- 
selben römische  Begriffe  zur  Anwendung  gebracht  hat, 
welche  dazu  nicht  passen.  Man  konnte  es  uicht  begreifen , 
dass  mehrere  Eigenthiimer  eines  Grundstücks  sein  sollten, 
ohne  entweder  zu  einer  mystischen  Person  zusammen  zu 
wachsen,  oder  nach  ihrer  Anzahl  nur  ideelle  Theile  an 
jeqem  Eigenthum  zu  haben.  Man  hielt  ein  Drittes  fiir 
unmöglich,  weil  das  römische  Recht  allerdings  ein  Drittes 
nicht  kennt,  und  gab  sich  nicht  die  Mühe,  aus  der  nähern 
und  unbefangenen  Betrachtung  jenes  Institutes,  verglichen 
mit  einer  Menge  ähnlicher  deutscher  Verhältnisse,  nach 
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einem  Kechtsgedankcu  zu.  forschen,  der  sich  in  ihnen  aus* 
drückt. 

Das  deutsche  Recht  ist  bekanntlich  überaus  reich  an 
Genossenschaften , welche  weder  als  römische  juristische 
Personen  (universitates)  noch  als  römische  Gesellschaften 
(societates)  aufgefasst  werden  dürfen,  sondern  mitten  inne 
hegen.  Während  nämlich  das  Charakteristische  der  römi- 
schen universitas  darin  besteht,  dass  ein  neues  Rechtssubjcct 
künstlich  erzeugt  wird,  die  Gesammtheit,  vor  welchem 
die  Rechte  der  einzelnen  Glieder  dieser  Gesammtheit  völlig 
in  den  Hintergrund  treten  oder  ganz  verschwinden:  so  ist 
es  dagegen  der  Gesellschaft  cigenthümlich,  dass  hier  die 
Herrschaft  der  einzelnen  Gcscllsehaftsglieder  vollständig  er- 
halten bleibt  und  die  Verbindung  dieser  Gesellschafter 
keineswegs  als  Einheit  sich  darstellt.  Dort  werden  die 
sämmtlichen  Rechte  gewissermassen  in  einem  Brennpunkte 
vereinigt  und  von  der  Idee  der  Einheit  absorbirt.  Hier 
stehen  sie  zu  ideellen  Theilen , von  denen  aber  jeder  für 
sich  selber  besteht,  den  mchrern  einzelnen  Personen  zu. 

Die  deutschen  Genossenschaften  bewegen  sich  nun  aber 
meistens  zwischen  diesen  beiden  Extremen  und  nähern  sich 
bald  mehr  dem  einen  bald  mehr  dem  andern.  Bald  über- 
wiegt das  Element  der  Vereinigung  zu  einem  Ganzen, 
bald  die  Rücksicht  auf  die  besondern  Rechte  der  einzelnen 
Glieder.  Je  nachdem  somit  der  eine  oder  der  andere  Ge- 
sichtspunkt hervorgehoben  wird,  kann  auch  dasselbe  Recht 
und  insbesondere  das  Eigenthum  bald  der  Genossenschaft 
bald  den  einzelnen  Genossen  zugcschricbcu  werden,  ohne 
dass  diese  Gegensätze  scharf  gesondert  wären.  So  kann  die 
Ahnende  füglich  aufgefasst  werden  theils  als  Eigenthum  der 
Gemeinde  theils  als  Eigenthum  der  einzelnen  Hausväter  in 
der  Gemeinde.  Der  ersterc  Gesichtspunkt  wird  mehr  da  vor- 
herrschen, wo  cs  sich  um  Verfügungen  handelt  über  das 
Ganze,  z.  B.  um  Anordnung  gehöriger  Wirtschaft,  Fest- 
setzung allgemeiner  Bestimmungen  über  den  Holzschlag, 
die  Nutzung,  den  Vichtricb  u.  s.  f.  Ucbcr  solche  Dinge 
entschied  die  Versammlung  als  Organ  der  Gesammtheit, 

lllimtMhli  T!,rhl*5»»r Kirht,  Ü 
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und  der  Einzelne  konnte  sich  ihren  Beschlüssen  nicht  ent- 
ziehen. 

Der  zweite  Gesichtspunkt  aber  zeigt  sich  vornämlich  in 
der  Ausübung  des  Nutzungsrechtes,  welches  den  einzelnen 
Gliedern  der  Genossenschaft  als  solchen  zustand.  Diese  er- 
scheinen somit  nicht  wie  jeder  Dritte,  dem  auch  ein  Nutzungs- 
recht hätte  verliehen  werden  können.  Sondern  sie  nutzen 
eben  als  Eigcnthiimer,  indem  sie  ihr  Eigenthum  nach  den 
von  der  Mehrheit  der  Genossen  festgesetzten  Grundsätzen 
ausüben. 

Diese  Genossenschaft  unterscheidet  sich  demnach  von  der 
römischen  Universitas  dadurch,  dass  die  einzelnen  Glieder 
Rechte  auf  das  Vermögen  derselben  haben,  welche  sogar, 
wenigstens  unter  gewissen  Bedingungen , der  Vcräusse- 
rung  und  Vererbung  fähig  sind,  von  einer  römischen  Ge- 
sellschaft dadurch,  dass  kein  einzelner  Genosse  Theilung 
der  Almende  verlangen  darf,  und  dass  alle  einzelnen  sich 
den  gemeinen  Verfügungen  der  Mehrheit  unterziehen  müssen. 

Diese  ganze  Auffassung  wird  nun  aber  allerdings  bloss  mög- 
lich durch  den  dem  römischen  Rechte  fremden  Begriff  des  Ge- 
sa  nun  tc  i g e nt  h u ms.  Das  römische  Recht  ging  von  dem 
Satze  ans : Das  Eigenthum  ist  die  ausschliessliche  und  voll- 
ständige Herrschaft  einer  Person  über  eine  Sache.  Somit 
können  nie  zwei  zugleich  Eigenthiimer  an  derselben  Sache 
sein.  Denn  wenn  beide  cs  wären,  so  kömitc  ja  keiner  den 
andern  ausschliessen  und  folglich  hätte  keiner  von  beiden  * 
vollständige  und  unbeschränkte  Herrschaft.  Daher  eben  sind 
die  Miteigenthiimcr  zwar  zu  ideellen  Quoten,  nicht  aber  zum 
Ganzen  Eigenthiimer,  und  können  zugleich,  um  jede  Collision 
zu  vermeiden,  auf  Auseinandersetzung  und  vollständige  Thei- 
lung klagen.  Wo  sich  dagegen  eine  Mehrheit  findet,  die 
Eigenthum  hat,  ohne  dass  der  Begriff  dieses  Miteigenthums 
darauf  passte,  da  schaffen  die  Römer  eine  künstliche  Ein- 
heit in  der  juristischen  Person,  welcher  sie  sodann  alles 
Eigenthum  zuschreiben,  ohne  dass  sie  daneben  auch  noch 
den  einzelnen  Menschen,  welche  jene  Gesammtheit  bilden, 
irgend  welches  Eigenthumsrecht  zugcstchen. 
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Die  Gefahr  de«*  Collisiou,  welche  «wischen  den  ineh- 
rem  vollen  Eigentümern  entstehen  könnte,  weiss  nun  aber 
das  deutsche  Recht  anders  zu  beseitigen , und  darum  eben 
ist  es  nicht  gezwungen,  zu  jenem  künstlichen  Begriff  der 
mystischen  Personen  in  seinem  Extreme  sogleich  und  unbe- 
dingt Zuflucht  zu  nehmen.  Am  klarsten  zeigt  sich  das  bei 
der  Ehe,  da,  wo  angenommen  wird,  das  Vermögen  der 
Ehegatten  gehöre  nicht  etwa  der  Ehe  als  mystischer  Per- 
son, sondern  jedem  von  beiden  Ehegatten  ganz,  indem  hier 
die  mögliche  Collisiou  verschwindet  durch  die  Concentra- 
tion  der  ganzen  Verwaltung  des  Vermögens  in  der  Hand 
des  Mannes.  Aber  auch  bei  den  Genossenschaften  ist  jene 
Collision  dadurch  verhindert,  dass  alle  Verfügungen,  welche 
eine  Collision  hervorrufen  könnten , den  Einzelnen  entzogen 
und  der  Versammlung  der  ganzen  Genossenschaft  Vorbehal- 
ten sind,  in  welcher  dann  eben  die  Mehrheit  entscheidet lM). 

Da  unsere  altern  Quellen,  wie  schon  oben  bemerkt  wurde, 
alle  diese  Verhältnisse  nur  selten  erwähnen,  wie  denn  über- 
haupt das  Allbekannte  und  Jedem  Klare  wenig  hervorge- 
hobea  wird,  so  müssen  wir  auch  die  Beweise  für  unsere 
Darstellung  grossentheils  versparen,  bis  w'ir  reichhaltigere  Be- 
lege dafür  finden  ui).  Indessen  können  wir  doch  schon  hier 
zur  Bestätigung  des  Gesagten  folgendes  anführen: 

Wir  finden  in  der  spätem  und  bis  auf  die  neueste  Zeit 
herab  fortwährend  jenen  Gegensatz  zwischen  dem  Vertheil- 
ten und  dem  unvcrtheilten  Boden,  und  ebenso  die  innere 
Verbindung  zwischen  dem  Besitze  einzelner  verthcilter  Grund- 
stücke und  dein  Antheil  an  der  gemeinen  Waldung  und  Weide 
überall  in  der  ganzen  Gegend  verbreitet.  Diese  Ausdeh- 
nung eines  derartigen  Institutes  beweist  aber  an  und  für  sich 


t*2)  Vgl.  über  den  Begriff  de*  G e . a m m le  ige  n I h ein  < C.ehbor« 
HeehHge.cl.icMe  §.  4SI.  Privalrecht  $.  168.  Mitt.rmaier  Priratrechl  §.  (39. 

besonder,  aber  Beeeler  ErbrertrSge.  Gottingen  1835.  I.  S.  73  ff.. 
de»»rn  treffliche  Amführeng,  wenn  auch  in  «Ural  anderem  Znsammenliange 
br »rb«itet , dock  vollständig  hither  p«Mt. 

1$3)  fTnt«n  Biirh  II.  §.  26. 
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schon  für  dessen  Alter.  Denn  es  kann  keinen  Zweifel  lei- 
den, dass  das  unverthcilte  Land,  die  Almende,  nicht  durch- 
gängig aus  zusammengestossenen  Sondergütern  sich  hat 
bilden  können.  Somit  muss  es  von  Anfang  an,  d.  h.  seit- 
dem das  Land  von  den  Eroberern  in  Besitz  genommen  und 
unter  sic  vertheilt  wurde,  Gemeineigenthum  gegeben  haben. 
Eher  Hesse  sich  das  Umgekehrte  denken,  dass  das  Sonder- 
eigenthum erst  in  der  Folge  durch  Zutheilung  einzelner 
Stücke  der  Ahnende  entstanden  wäre.  Zur  fränkischen  Zeit 
aber  kann  darüber  kein  Zweifel  sein  , dass  es  überall  eine 
Menge  von  einzelnen  verthcilten  Grundstücken  im  ausschliess- 
lichen Eigenthunt  Eines  Besitzers  gab.  Denn  die  meisten 
alamannischen  Urkunden,  welche  wir  noch  haben,  enthalten 
gerade  Veräusscrungen  von  solchen  Sondergütern  an  Kir- 
chen, Klöster  u.  s.  f.  Aber  selbst  für  die  älteste  Zeit,  als 
die  Alamannen  das  Land  besetzten,  ist  ein  solches  Ucber- 
wiegen  des  Gcmeincigcnthums  vor  dem  Sondereigenthum 
undenkbar.  Denn  obwohl  cs  uns  wahrscheinlich  ist,  dass  eine 
Menge  römischer  Aecker  in  Viehtriften  verwandelt  wurden, 
und  im  Allgemeinen  die  Viehzucht  in  der  ersten  Zeit  den 
Ackerbau  zurückdrängte,  und  ungeachtet  nun  allerdings  der 
Hirtenberuf  sich  eher  mit  der  Behandlung  des  Bodens  als 
eines  gemeinen  Gutes  verträgt,  als  der  Ackerbau,  der  ab- 
gegränztes  Eigen  nothwendig  macht:  so  wäre  es  doch  ganz 
unnatürlich , sich  ein  plötzliches  gänzliches  Aufhüren  al- 
les Ackerbaues  und  ein  Zusammenwerfen  alles  vorher  schon 
bepfliigten  und  vertheilten  Bodens  vorzustellen. 

An  allen  urkundlichen  Andeutungen  aus  älterer  Zeit  fehlt 
es  indessen  doch  nicht.  Ich  rechne  nämlich  hieher,  dass 
regelmässig,  wenn  einzelne  Grundstücke  veräussert  werden, 
in  den  Urkunden  pascua  et  silvae,  Wunn  und  Weide  als 
Zubehördc  derselben  erwähnt  werden.  ’84)  Diese  Ausdrücke  , 


184)  Bei  Neu  gart  Nro.  614  wird  der  „cesura  lignorum  ”,  des  Rechtes 
Holz  zu  schlagen  in  dem  Geincinwald  ausdrücklich  als  einer  l*ertiuenr  des 
Grundstücks  gedacht.  Vgl.  Grimm.  R.  A.,  8.  521.  In  den  Wiener  Jahr- 
büchern der  Literatur  Bd.  XLV.  S,  121.  theilt  Jak*  Grimm  eine  Stell«  ans 
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welche  io  gleicher  Weise  auch  zu  einer  Zeit  noch  Vorkom- 
men, wo  niemand  zweifeln  kann,  dass  damit  die  mit  den 
Grundstücken  verbundenen  Antheilc  an  der  Nutzung  der  ge- 
meinen Mark  bezeichnet  werden,  beweisen  das  Dasein  einer 
solchen  auch  in  der  fränkischen  Zeit  uud  können  zugleich 
den  besten  Beleg  für  unsere  obige  Ansicht  liefern,  dass 
der  Besitz  der  gemeinen  Mark  in  der  engsten  Verbindung 
stand  mit  dem  Eigenthum  am  Sondergute  und  den  einzelnen 
Sondereigenthüiuern  zukain,  welche  dann  freilich  wieder 
Glieder  einer  Genossenschaft  waren. 

Die  Ausdehnung  der  einzelnen  Marken  konnte  wohl  in 
verschiedenen  Gegenden  auch  sehr  verschieden  sein.  Vieles 
hing  ab  von  dein  ursprünglichen  Zustande  des  Landes  und 
der  grossem  oder  geringem  Masse  der  Bevölkerung.  Die 
Marken  am  Oberrhein  hatten  insbesondere  einen  sehr  wei- 
ten Umfang  und  gehörten  durchgängig  inebrern,  öfter  zehn 
und  zwanzig  Dorfgemeinden  an  l8i).  In  Alamannien  dage- 
gen scheinen  dieselben  regelmässig  von  geringerer  Ausdeh- 
nung gewesen  zu  sein,  und  meist  nur  Einem  Dorfe  zuge- 
standen zu  haben.  Indessen  finde  ich  doch  auch  bei  uns 
zuweilen,  dass  mehrere  Dörfer  Ansprüche  haben  auf  die- 
selbe gemeine  Mark. 

ln  einem  Streite  der  Dörfer  Schwerzenbach  und  Rie- 
dern gegen  Wallisellen  nämlich  erkennen  die  Schiedsrichter 
im  Jahr  1311:  „da  das  vorgeuant  Rieth  als  lang  so  je- 
inan  gedenket  ein  gcmcinmerch  gewesen  ist  der  vor- 
genanden  drier  dörferu  vud  der  liegenden  gütern, 
die  ze  dien  dörfern  hörreut,”  so  soll  es  auch  in  Zukunft 
ein  gcmcinmerch  dieser  drei  Dörfer  bleiben  ,86). 


einem  Gedichte  de*  eilfleu  Jahrhundert*  mit , welche  tür  Sachsen  da*  Institut 
uachwei*t.  Megiufrul  klagt  nämlich  tut  Namen  der  Sachsen  dem  Könige : 
„pupillus  et  advena  quivis 
iudigeiia*  prohibent  sihis  communtbns  uti , 
pascuu  praeripiunt , abigunt  annenta  gregesque 
hcredt*  circuuiveniuut , vi  praedia  tolluut,” 

Hcnrict  bellum  contra  Saxoncs.  Lib.  I.  48  — 51.  Re  über  p«g.  20— . 

185)  e.  Low.  Heber  die  Markgenossenschaften*  Heidelberg.  1829.  S.  7. 

184)  L*rk.  de*  Stift*  /um  Gro**mün*ter.  Diplom.  Bl.  79.  b. 
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Es  könnten  sich  auch  auf  dein  Gebiete  einer  Mark  gar 
wohl  erst  in  der  Folge  mehrere  Dörfer  gebildet  haben. 

Umgekehrt  sind  in  spätem  Zeiten  auch  etwa  Höfe  mit 
Dörfern  vereinigt  worden,  welche  zuvor  eine  eigene  Al- 
inende  fiir  sich  besessen  hatten.  Und  nicht  immer  war 
man  der  ursprünglichen  Verhältnisse  sich  bewusst  genug, 
um  nun  jene  Almende  mit  der  Almende  des  Dorfes  zu 
vereinigen,  sondern  gestattete  den  Bewohnern  des  Hofes 
die  Nutzung  des  nnvertheiiten  Dorfgutes  zugleich  mit  der 
alleinigen  Nutzung  ihrer  Hofalmende. 

Das  Dorfrecht  tritt  uns  in  dieser  Periode  noch  viel 
zu  wenig  klar  entgegen,  als  dass  wir  dasselbe  hier  schon 
näher  behandeln  könnten.  Zweierlei  indessen  müssen  wir 
vorläufig  herausheben.  Erstens  : Zwischen  den  Mark- 

verhältnissen, wie  sic  sich  bei  uns  vorfinden  und  den  Mark- 
genossenschaften des  Oberrheins  und  Westphalcns,  wie  sie 
in  der  vorhin  erwähnten  Schrift  von  Lüw  geschildert 
werden,  besteht  ein  durchgreifender  Unterschied.  Die 
letztem  nämlich  sind  reine  Markgenossenschaften,  so  dass 
sich  die  Verbindung  ausschliesslich  auf  die  Verhältnisse 
des  gemeinen  Gutes  bezieht , somit  einen  rein  privatreeht- 
lichen  Charakter  hat.  Unsere  Genossenschaften  dagegen 
beziehen  sich  nicht  bloss  auf  den  Besitz  und  die  Benutzung 
der  gemeinen  Mark,  sondern  haben  zugleich  eine  viel 
weiter  gebende  politische  Bedeutung.  Sie  stehen  in  Ver- 
bindung mit  dem  ganzen  Staatsorganismus  und  nehmen  als 
Dorfgemeinden  in  diesem  noch  eine  eigentümliche  Stellung 
ein,  so  dass  sie  zugleich  einen  privatrechtlichen  und  einen 
öffentlichen  Charakter  haben.  Diese  Vereinigung  eines 
privatrechtlichen  und  eines  öffentlichen  Elementes , die  wohl 
älter  und  ursprünglicher  ist  als  jene  Trennung,  hat  dann 
freilich  in  der  Folge  auch  verschiedene  Entwickelungen 
dieses  Instituts  herbeigeführt,  je  nachdem  die  eine  oder 
andere  Richtung  das  Uebergewicht  erhielt. 

Zweitens.  Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  dass  die 
Verbindung  der  Genossenschaft  auf  dem  Boden  beruhte , 
den  sie  inne  hatte,  mithin  insofern  eine  dingliche  war. 
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Daneben  aber  bestand  ein  persönlicher  Verband  alle- 
Genossen  als  eines  grossen  Geschlechtes  zu  Schutz  und 
Trutz.  Wenn  daher  das  Gesetz  der  Alamannen  von  Ger 
oealogien  spricht,  welche  sich  um  ihre  Marken  streiten, 
so  hat  dasselbe  vermuthlich  diese  Genossenschaften  im 
Auge,  welche  vor  dem  Grafen  ihre  Ansprüche  sinnbildlich 
durch  Scholle  und  Zweig  des  bestrittenen  Bodens  darstelleu 
und  dann  durch  das  Gottcsurtheil  des  Zweikampfes  das 
Recht  ermitteln  ,87).  Damit  ist  es  zusammeu  zu  hallen, 
dass  sehr  viele  Dörfer,  wie  wir  oben  schon  gezeigt,  den 
Namen  eines  Geschlechtes  tragen. 

$.20.  Eigentbum. 

Der  Unterschied  zwischen  unbeweglichem  und  beweg- 
lichem Gute  ist  ein  hergebrachter.  Das  Eigeilthum  an 
Grund  und  Boden  ist  weit  bedeutsamer  als  das  Eigenthuni 
an  fahrender  Habe.  Nur  dem  Freien  war  es  möglich, 
achtes  Eigenthum  an  einer  Liegenschaft  zu  besitzen,  weil 
nur  er  dasselbe  in  der  Voiksgemeinde  gehörig  vertreten 
und  schützen  konnte.  Zu  diesem  Eigenthum  gehörte  aber 
nicht  blos  vollständige  und  ausschliessliche  Herrschaft  über 
das  Grundstück,  sondern  innerlich  verbunden  mit  jenem 
war  das  Recht  der  Nutzung  der  gemeinen  Mark  so  wie 
die  Ausübung  einzelner  politischer  Rechte,  namentlich  das 
Recht  in  dem  Volksgericht  über  Eigen  zu  urtheilen. 

Grundeigenthum  wurde  entweder  auf  ursprünglichem 
oder  abgeleitetem  Wege  erworben.  Als  eine  ursprüngliche 
Erwerbart,  die  in  der  altern  Zeit  gewiss  sehr  häufig 
vorkam,  gilt  die  Ausrodung  aus  der  gemciuen  Mark. 
Wer  ein  Stück  des  unvertheilteu  Bodens  urbar  machte 
uud  in  einen  Acker  verwandelte,  wurde  eben  dadurch 
zum  Eigenthiimer  desselben.  Das  konnte  natürlich  nur  so 


Le x Alant,  til.  84.  „8t  qua  ronlentio  «rU  fuerst  inter  Aua » ge- 

nealogtas  de  ferinino  t«rr«e  eoruin.*'  Vgl.  Eichhorn  hl  »gotchichl# 
i ■ tS.  lmn, 
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lange  gelten,  als  die  Verminderung  der  Ahnende,  um 
ihrer  grossen  Ausdehnung  willen,  noch  gleichgültig  und 
die  Erweiterung  des  gesonderten  Eigenthums  wiinschbar 
schien  ,ss). 

Wichtiger  war  auch  damals  schon  der  abgeleitete  Eigen- 
thumserwerb in  seinen  beiden  Ilauptformen  Erbgang  und 
Auflassung.  Der  rechte  Erbe  wurde  sofort  Eigcn- 
thümer  der  Verlasscnschaft , ohne  dass  es  in  diesem  Falle 
einer  besondern  Handlung  von  seiner  Seite  oder  gericht- 
licher Formen  bedurfte  18<J). 

Unter  Lebenden  genügte  aber  ein  blosser  Vertrag  nicht, 
utn  das  Eigenthum  zu  übertragen.  Es  war  dazu  die 
Auflassung  nothwendig,  d.  h.  eine  formelle,  meistens 
aber  nur  symbolische  Uebertragung  des  Grundstückes  (tra- 
ditio). Man  pflegte  nämlich  eine  Erdscholle  von  demsel- 
ben zu  nehmen,  einen  Zweig  darin  zu  befestigen,  und 
dieses  Symbol  des  Grundstücks  auf  den  Erwerber  zu  über- 
tragen ,90).  Ob  nun  diese  Auflassung,  durch  welche  das 
Eigenthum  dem  Erwerber  verschafft  wurde,  in  dieser 
altern  Zeit  schon  vor  Gericht  geschehen  musste,  um  wirk- 
sam zu  sein,  oder  ob  es  genügte,  sie  vor  Zeugen  vorzu- 
nehmen , ist  bestritten.  Für  die  erstere  Ansicht  spricht  vor- 
züglich der  enge  Zusammenhang  zwischen  dem  Besitze  von 
Grundeigenthum  und  dem  Voligenuss  der  politischen  Rechte. 
Veränderungen  in  dem  Grundeigenthum  hatten  nicht  bloss 
für  den  Einzelnen,  sondern  ebenso  auch  für  die  Volks- 
gemeinde Bedeutung.  Und  so  ist  es  denn  an  sich  schon 


ISS)  Fraumtinsterurkundc  aas  dein  dreizehnleu  Jahrhundert  (VII.  713) 
* proprietutem  mcAin , quam  labore  proprio  de  incultis  sifots  exttirpam  — 
quidquid  meo  sudore  adquisivi  illis  trado.”  Vgl.  Grimm  R.  A.  S.  525. 

1S9)  Lex  Atom,  tit,  92.  Das  neugeborne  Kind  beerbt  seine  sterbende 
Hutter  und  bringt  ihre  Verlassenschaft,  wenn  es  nun  nach  ihr  stirbt,  sofort 
in  das  Eigenlhuin  seines  Vaters.  Vgl.  Eichhorn  Rechtsgeschichte  §.  65. 

190)  Lex  Alum.  tit.  S4.  „ tollanl  de  ipsa  terra,  qtiod  Alainanni  curfTodi 
(nach  Grimm  R.  A.  S.  115  zu  lesen  /urfodi)  dicunt . et  ramos  de  ipsis 
srboubus  lufigaiit  in  ipsam  tcrrain  quam  tolluni.” 
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•wahrscheinlich , dass  dieselben  vor  der  Gemeinde  vorge- 
noromen  werden  mussten , wenn  es  irgend  möglich  war  19‘). 

Indessen  müssen  wir  allerdings  theils  nach  den  bestimm- 
ten Stellen , theils  nach  dem  Stande  der  zahlreichen  Ur- 
kunden eine  bedeutende  Ausnahme  zugeben. 

Wenn  nämlich  ein  Freier  einer  Kirche  sein  Grundstück 
veräusserte,  so  bedurfte  es  hier  der  gerichtlichen 
Auflassung  nicht  nothwendig.  Freilich  war  auch  in  diesem 
Falle  eine  öffentliche  Erklärung  vor  wenigstens  sechs  bis 
sieben  Zeugen  nöthig,  die  mit  den  Namen  der  Zeugen 
in  eine  Urkunde  eingetragen  wurde.  Diese  Urkunde  wurde 
sodann  in  Gegenwart  des  Priesters  auf  den  Altar  der 
Kirche  gelegt  oder  auch  wohl  jenem  einfach  übergeben,  so 
dass  der  Besitz  einer  solchen  Vergabungschrift  die  Kirche 
für  ihr  Eigenthum  vollständig  legitimirte  m). 

Eben  solche  Urkunden  sind  uns  aus  dieser  Zeit  in 
Menge  erhalten,  während  gerichtliche  Auflassungsurkunden 
seltener  sind.  Doch  wurde  die  Erklärung  natürlich  auch 
in  solchen  Fällen,  in  denen  man  der  Kirche  schenkte, 
häufig  vor  Gericht  abgegeben,  wo  sich  dann  die  Zeugen 
von  selber  fanden  ,93). 

Diese  Uebergabe  zu  Gunsten  der  Kirche  stellt  sich  nun 
aber  als  Ausnahme  dar , welche  sich  desto  eher  erklären 
lässt,  als  die  Kirche  von  jeher  schriftlichen  Urkunden 


1 91)  Eichhorn  Kechtsgeichichle  $.  59.  a.  Dagegen  lleseler  Lehr« 
ton  «Jen  Erbverträgen.  I.  S.  38  ff. 

192)  Lex  Alant.  I.  „Si  <|tiis  über  re*  «aas  — ad  eccleeiam  t rädere 
«oluent  — — per  chartum  de  rebus  suis  ad  ecclesiaui , ubi  dare  voluerit , 
ürmiUtetn  faciat , et  teste»  sex  rel  Septem  adhibcat.”  tit.  2.  43.  Für  diese 
Form  findet  sieb  io  der  Urk.  112  bei  Neugart  der  Ausdruck:  „per  ecrip - 
t tonte  tttalum  aüquid  couferre.”  Die  Traditionen  geschahen  daher  oft  io  den 
kluitcra  selbst^  aber  auch  da  vor  Zeugen. 

193)  Neugart  No.  II.  „actum  in  mallo  publice."  No.  113.  „et  actuui 
in  etUu  Tanninehova  coraui  prueeentibue  fudicibue  et  cetero  populo.  No. 
126.  „actum  ante  Sleinbarlo  comite  et  poeteu  ante  Hiranharto  / udicc .**  No. 
495.  „actum  in  Villa- Ventura  (Winterthur)  corant  comite  et  praesentibus." 
Vcrausserungen  t in  deneo  der  Centenar  anwesend  ist  und  als  erster  Zeuge 
unterschreibt,  kommen  vor  in  den  Nummern  182.  200.  257. 
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einen  grossen  Werth  beilegte.  Vielleicht  besteht  auch  ein 
gewisser  Zusammenhang  zwischen  dieser  Form  des  Ei- 
genthumserwerbes und  den  schriftlichen  gewöhnlich  ebenfalls 
von  Zeugen  bekräftigten  Urkunden  über  Rechtsgeschäfte , 
welche  sich  besonders  im  abendländischen  Reiche  der  Rö- 
mer noch  lange  erhielten  und  sogar  der  alten  mancipatio, 
ungeachtet  diese  nicht  mehr  wirklich  vorgenommen  wurde, 
doch  in  der  Schrift  gedenken  l94). 

Nur  wo  es  dem  Uebertragenden  unmöglich  war,  das 
Gericht  zu  besuchen , weil  er  etwa  sich  ausserhalb  seiner 
Grafschaft  aufhielt,  sollte  in  andern  Fällen,  wenn  der  Er- 
werber nicht  eine  Kirche  war,  die  Auflassung  auch  vor 
Zeugen  gültig  geschehen  dürfen.  Diese  sollen  aber,  wo 
immer  möglich,  seinem  Volksstamme  angehören  und  sind 
eben  desshalb  geeignet,  die  entfernte  Volksgemeinde  bei 
dem  Akte  zu  vertreten.  Gerade  dieser  Umstand,  dass 
ohne  Zeugen  eine  wirksame  Auflassung  nicht  möglich  ist, 
scheint  mir  darauf  hinzudeuten,  dass  dieselbe  in  der  Regel 
vor  der  Volksgemeindc  geschehen  musste,  sowie  auch  die 
fünf  römischen  Bürger,  welche  bei  der  römischen  man- 
cipatio fungiren,  ursprünglich  kaum  etwas  anders  sind 
als  Stellvertreter  der  Volksversammlung  der  Cenlurien  mit 
ihren  fünf  Classcn  ,9i). 


194)  Vgl.  die  Beispiele  bei  S p a ng  e n b e rg  Ub.  ncg.  gestorum.  Lipsiae  1 Ä22. 

195)  HdupUtelle  ist  das  bekannte  Capifular  I.  a.  819.  c.  6.  ,,  Si  quis 

res  suas  pro  salutc  animae  suae  vel  ad  aliquem  venerabilem  locum  sei  propin- 
qao  suo , vel  cuihbet  allen  (rädere  voluerit  ct  eo  tempore  intra  ipsuin  eomi- 
tatum  füent  legilimatn  traditionem  facerc  sludeat.  Quod  si  eodem  tempore 
extra  eundem  comitatum  fuerit , adhibeat  sibi  vel  de  suis  pagensibus  vel  de 
aiiie , qm  oadein  lege  vivant,  qua  ipse  rivit  festes  tdoneos  vel  si  illos  habere 
non  potuerit,  tune  de  alits  quales  ibi  ineliores  inveniri  possint,  et  coram  ns 
rerufn  suarum  traditionem  faciat , et  fidejussores  vesliturae  douet  ei  qui  liiam 
traditionem  aecipit,  ut  vestituraiii  faciat."  Hier  ist  offenbar  ein  Gegensatz 
zwischen  der  legitnna  traditio,  die  nicht  naher  beschrieben  wird,  und  der 
Uebergabe  vor  Zeugen.  Ware  die  letztere  auch  dann  genügend , wenn  der 
Verausserer  jene  erster«  vornehmen  konnte,  so  halte  die  ganze  Stelle  keine 
rechte  Bedeutung.  Der  ('instand  , dass  viele  Urkunden  Vorkommen  , in 
welchen  von  einer  gerichtlichen  Auflassung  keine  Hede  ist,  erklärt  sich  daraus 
sehr  leicht,  dass  weitaus  die  meisten  Urkunden  Vergabungen  an  Kirchen  ent 
halten , für  welche  nach  unserer  obigen  Ansicht  eine  Ausnahme  gilt. 


Digitized  by  Google 


Eigeulhum.  9f 

Dieser  Auflassung  folgte  sodann  gewöhnlieh,  wenn  auch 
nicht  nothwendig,  die  Vestitur  (Gewer'i),  worunter 
man  sich  eine  förmliche  Einweisung  in  den  Besitz  des 
Grundstückes  selbst  zu  denken  hat.  Dadurch  legte  der 
neue  Eigenthiimer  sein  Herrschaftsrecht  an  den  Tag  und 
erwarb  so  auch  von  Seite  der ‘Hörigen,  welche  auf  dein 
Grundstücke  wohnten,  Anerkennung.  War  die  Auflassung 
nicht  vor  Gericht  geschehen , so  war  die  Vestitur  um  so 
nöthiger,  indem  durch  diesen  öffentlichen  Akt  der  a'ussern 
Besitznahme  des  Grundstücks  nunmehr  auch  die  Nachbarn 
von  der  geschehenen  Uebergabe  unterrichtet  wurden,  wäh- 
rend in  den  gewöhnlichen  Fällen  die  Freien  schon  aus  den 
Verhandlungen  vor  der  Volksgemeinde  davon  Kunde  er- 
hielten l%). 

Ob  die  nächsten  Erben  schon  jetzt  berechtigt  waren, 
eine  Veräusserung  von  Grundeigenthura  von  Seite  ihres 
Verwandten  durch  ihre  Einsprache  zu  verhindern,  mag 
zweifelhaft  sein.  Die  Sitte  wenigstens  war  der  Entfrem- 
dung der  Grundstücke  ausser  den  Kreis  der  Familie  gewiss 
nicht  günstig.  Denn  wenn  man  auch  nicht  an  ein  Gesainmt- 
eigenthum  denken  darf,  was  der  Familie  daran  zugestanden, 
so  ist  doch  die  Familie  in  sich  nach  deutscher  Rechtsan- 
sicht ein  enge  verbundenes  Ganzes.  In  der  Fehde  steht 
die  Familie  ihrem  Verwandten  mit  Gut  und  Blut  zur  Seite. 
Die  Erbfolge  ist  ganz  auf  das  Princip  der  Familie  gebaut. 
Und  so  mochte  es  schon  bei  Lebzeiten  eines  Verwandten 
unrecht  scheinen,  wenn  einer  ohne  Noth  sein  Gut,  die 
Grundlage  des  damaligen  Vermögens,  an  einen  Fremden 
reräusserte. 


196)  Ich  folge  in  dieser  Her  lehmig  der  Grimmischen,  von  B e s e I er  a, 
a.  O.  S.  23.  ff.  trefflich  ausgefdhrten  und  naher  begründeten  Ansicht.  Vgl.  Urk. 
bet  N engart  bi o.  749  r.  J.  963.  ,. Pedit  (comei)  istos  nuntios  et  alios 

molto*  sequentes  , in  qnornm  praesentia  ibidem  in  loco  FeniehJanda  com 
domo  et  mancipiis  facta  est  veattturu''  (also  nicht  Tor  Gericht,  sondern  aof 
dem  Grundstock)  No.  45.  749,  War  die  Auflassung  nicht  ror  Gericht  ge- 
schehen, so  musste  die  Vestitnr  eielletcht  durch  die  Vermittlung  des  Gerichtes 
torgenommen  worden. 
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Nur  wenn  achte  Noth  oder  die  Sorge  für  das  Heil 
seiner  Seele  Jemanden  zwang , sein  Eigen  weg  zu  geben , 
so  mochte  dagegen  auch  die  Sitte  nichts  cinwenden  197). 

Daraus  folgt  nun  freilich  noch  nicht , dass  eine  Ver- 
besserung an  dritte  Personen  von  den  Erben  des  Vcrä'us- 
scrcrs  habe  angefochten  werden  können,  sobald  dieser  ihre 
Zustimmung  nicht  vorher  erhalten  hatte.  Die  Urkunden 
geben  darüber  wieder  keinen  ganz  sichern  Aufschluss,  in- 
dem die  kirchlichen  Vergabungen  jedenfalls  eher  aufrecht 
erhalten  werden  konnten,  als  andere  Verbesserungen,  und 
bei  andern  Uebergaben  des  Eigenthums  vor  Gericht  die 
Verwandten  anwesend  waren  und  daselbst  ihre  Hechte  so- 
fort geltend  inachcu  konnten.  Eines  Conseuscs  der  näch- 
sten Erben  wird  indessen  auch  in  kirchlichen  Urkunden 
öfters  erwähnt198),  worin,  wenn  auch  nicht  eine  Aner- 
kennung des  ausgebildeten  Rechtes  der  nächsten  Erben 
die  Verbesserung  zu  hemmen,  doch  wenigstens  der  Keim 
dieses  spätem  Rechtes  deutlich  sich  zeigt. 

Völlig  verkehrt  war  es,  wenn  man  den  alten  Deutschen 
den  Begriff  des  Eigenthums  au  Fahrhabe  absprechen 
wollte , obwohl  man  begreift , wie  ein  solcher  Irrthum 
hatte  entstehen  können.  Denn  einmal  war  dieses  letztere 
Eigenthum  allerdings  unwichtiger  als  Grundeigenthum.  Und 
überdein  war  die  Verfolgung  dieses  Eigenthums  beschrank- 
ter. Das  alamannischc  Gesetz  zeigt  deutlich,  theils  dass 
cs  auch  nach  der  ältesten  Vorstellung  ein  wahres  Eigenthum 
an  Fahrhabe  gegeben , theils  dass  inan  dieses  als  solches 
uiit  einer  Klage  vor  Gericht  habe  verfolgen  köuucn  l99). 


197)  Eichhorn  HuchUgeschichtc  §.  35 7.  Lex  Alant.  Iit.  1. 

19$)  Neugart  No.  96.  „Siguum  Dudom,  <|ui  haue  traditionell!  üer»  et 
tiruiare  rogavent.  Si&uuu:  Waltharti  ßhu  suo  consentientern.  Signum  Bri- 
hom  filto  >uo  consentientern  etc.’1  No.  111.  199.  170.  „Siguum  Keciuufndo ; 
<|ut  Iraditioiie  isla  lieri  rogant.  Signum  Weriufrido  germauo  miu  <|tn  cu»*- 
seusil  et  est  testis.  Iluadoue  filto  suo , <jm  coueBlit.”  Vgl.  darüber  Beic> 
ler  a.  a.  ö.  S.  4$.  11.  Er  versteht  deu  Couseus  von  der  Thaligkcit 
eutes  Fauiiliciiralke*. 

199)  Lex  Alant,  tit.  87.  Si  <|ui*  reS  iuui  ujiud  aliuui  homiueui  iu»e- 
ocrit,  '|uid<|uid  sit , aut  maucipia  aut  j»ecu>  aut  aurum  aut  argcutuui  aut  alia 
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Das  Pfandrecht  erscheint  in  dieser  Periode  noch  in 
der  einzigen  Form  des  Faustpfandes,  -wodurch  lediglich 
der  Besitz  nicht  aber  das  Eigenthum  an  dem  Pfände  auf 
den  Gläubiger  überging  *00), 

$.  21.  Abgeleiteter  Besitz.  Zinspflicht. 

Vergleichen  wir  den  römischen  Begriff  des  Eigenthums 
mit  dem  altern  deutschen,  so  steht  dieser  hinter  jenem  mit 
Rücksicht  auf  Grundstücke  uni  nichts  zurück.  Im  Gegcn- 
tlieil,  die  deutsche  Auffassung  des  völlig  freien  Eigenthunis 
scheint  noch  ausgedehnter  und  reicher.  Ganz  anders  in  der 
spätem  Zeit.  Da  finden  wir  den  Boden  der  deutschen  Län- 
der mit  einer  unendlichen  Menge  von  Lasten  aller  Art  be- 
drückt, mit  Lasten,  wie  sie  das  römische  Recht  sorgfältig 
zu  vermeiden  suchte,  um  die  Freiheit  des  Eigenthums  nicht 
zu  gefährden. 

Diese  Verschlechterung  des  deutschen  Eigenthums  er- 
klä'rt  sich  grosscntheils  durch  die  Erhebung  und  Ausdeh- 
nung des  abgeleiteten  Besitzes. 

Dieser  konnte  auf  verschiedene  Weise  entstanden  sein  und 
auch  eine  verschiedene  Bedeutung  haben.  Immer  aber  lag  das 
Charakteristische  darin,  dass  der  Besitzer  sein  Recht  bloss  ab- 
leitete von  dem  Eigenthiimer,  dass  er  dessen  Eigenthuina fort- 
während anerkennen  und  ihm  Zinse  und  Dienste  von  seinem 
Gute  entrichten  musste , endlich  dass  sein  Besitz  von  dem 
Volksrechte  nicht  direct  und  dauernd  geschützt  ward.  Ifie- 
her  gehört  der  Besitz  der  Hörigen,  unter  welche  der  Grund- 
herr einen  Theil  seines  Hofes  verthcilt.  Es  gehört  aber 
auch  hiehcr  der  Besitz  dessen , welcher  sein  vormaliges  Ei- 


Apoll  a et  lila  reddere  noluerit,  et  contradiierit , et  post  ha  ec  eomtcfut  fuerit 
ante  fudtcem , aut  simile  aut  ipsum  reddat , et  cmn  duodecuu  solidis  couipo- 
nat , tjuia  propnetatem  ejus  contradixit .”  Vgl.  die  folgende  Note. 

200)  Lex.  Alum.  lit.  86.  „Si  dominus  pignus  dederit  pro  aliqua  re  ali- 
cu»,  et  il lud  pignus  quod  datum  cst , ibi  atiquod  dainnuin  fccerit,  dominus 
r/ii4 , quo  dedit , dainnutn  — restiluat.”  Vgl.  tit.  74.  98. 
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genthuin  nur  unter  der  Bedingung  dieses  Besitzes  abgetre- 
ten hatte.  ' 

Diese  letztere  Entstehungsweise  kam  im  achten  und  neun- 
ten Jahrhunderte  sehr  häufig  vor,  besonders  zu  Gunsten 
von  Klöstern,  und  so  ist  fast  allenthalben  eine  Menge  Bo- 
den, der  früher  in  dem  Eigenthume  einzelner  Freier  gestan- 
den hatte,  in  todte  Hände  gcrathen.  Ganz  gewöhnlich  näm- 
lich, wenn  ein  Freier  zuweilen  weniger  aus  Sorge  für  sein 
Seelenheil  als  in  der  Hoffnung  unter  dem  Schutze  der  klö- 
sterlichen Immunität  von  den  Bedrückungen  weltlicher  Gros- 
sen sich  zu  wahren,  sein  Eigenthum  der  Kirche  iibergab, 
behielt  er  sich  lebenslänglichen  Niessbrauch  (Leibding)  an 
demselben  Grundstücke  vor  gegen  Entrichtung  eines  Zin- 
ses*01), oder  wahrte  sogar  seinen  Erben  das  Recht  eines 
fortgesetzten  Besitzes.  Die  Wiederverleihung  zu  Besitz 
nannte  man  eine  Precarei. 

In  den  altern  Prccareien  wird  gewöhnlich  nur  der  Söhne 
gedacht,  auf  welche  der  Besitz  nach  dem  Tode  des  Vaters 
gegen  Entrichtung  desselben  Zinses  übergehen  soll.  Doch 
Enden  wir  in  Urkunden  des  achten  und  neunten  Jahrhun- 
derts schon  oft  auch  der  Tochter  ausdrücklich  denselben 
Besitz  zugesichert  202).  Ebenso  werden  nicht  bloss  die 
Enkel  durch  den  Sohn  öfters  erwähnt,  sondern  auch  die 
Enkel  und  Enkelinnen  durch  die  Tochter  203). 

Aber  auch  über  die  Enkel  hinaus  und  in  die  Seitenlinie 
hinüber  konnte  eine  Precarei  zugesichert  werden,  obwohl 
das  seltener  geschah.  In  allen  diesen  Fällen  konnte  man  bei 
der  Uebergabe  zu  Eigenthum  sich  das  Recht  der  Precarei 
oder  aber,  wenn  dieses  nicht  gewährt  und  der  Schenkende 
oder  seine  Erben  nicht  in  dem  Besitze  des  Gutes  gegen  Zins 


201)  Neugart  No.  131.  149.  153. 

202)  Neugart  No.  1*9.  162.  217.  2**.  2*8. 

203)  Neugart  No.  86.  176.  182.  228.  2*8.  besonder!  aber  No.  162. 
„Et  si  snpervixerit  illam  Herifrit  füia  ejus,  lila  habeat  sab  endem  remn , et 
ßüi  «/««  (sc.  filiae)  qui  de  Samfsole  nati  sunt,  ipsi  similiter  in  eundem  cea- 
sum  habeant.”  No.  *23. 
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gelassen  wurden , Rückforderung  des  EigentTiums  selber  Vor- 
behalten, und  für  einen  solchen  gehörig  gestellten  Vorbehalt 
sogar  das  Volksrecht  anrufen.  Der  Besitz  selbst  aber 
als  solcher,  und  abgesehen  von  dem  Rückfall,  wurde  von 
dem  Volksrechte  in  der  Regel  nicht  oder  doch  nur  zu 
Gunsten  dessen  geschützt,  der  i in  Volksgericbte  seine  Rechte 
durch  Gedinge  (Vertrag)  persönlich  gewahrt  hatte  ***). 


204)  Capit.  IV.  a.  819.  c.  4.  : „Si  quis  terram  ceneatem  habuerit  quam 
anlecessores  sui  vel  ad  aliquant  ecrlesiam  Tel  ad  viliatn  noatrain  dederunt, 
nuilatenut  tum  eecundum  legem  Untre  polest;  nist  ille  voiuerit  ad  cuju* 
pofestatein  Tel  illa  ectlesia  Tel  illa  riMa  pertioel ; nisi  forte  filitts  aut  nepos 
ejus  sil , qui  tarn  tradidit  et  ei  in  ea dem  terra  ad  tenendum  placitata  eit.’* 
Vgl.  darüber  Eichhorn  in  der  Zeitschrift  I.  S.  163  ff.  Nach  dieser  Stelle 
sollt«  man  allerdings , wie  auch  Eichborn  anuimint , meinen , über  di«  Enkel 
hinaus  gehe  der  Schutz  der  Precarei  nicht;  allein  entweder  änderte  sich  diese 
'Beschränkung  bald , oder  man  mnss  von  Aufang  an  auf  die  Worte  filius  aut 
ne^os  nicht  zu  viel  Gewicht,  sondern  den  Nachdruck  mehr  auf  di«  durch  den 
Druck  hervorgehobene  Phrase  legen.  Denn  die  Urkunden , welch«  auch  den 
Erben  der  Seitenlinie  den  Besitz  zusichern  , sind  gerade  so  abgefasst  , wie  dt«» 
welche  bloss  für  die  Descendenz  sorgen.  Neu  gart  No.  253.  (a.  832.)  „ ea 
videlicet  ratione , ut  ego  easdem  res  ad  me  recipiam , centurnque  inde  aonis 
singufjs  persolvatn  i.  e.  IV.  denarios , si  autem  ego  easdem  ree  redemere  vo- 
Inero , cum  uno  solido  id  agam.  Similiter  si  Deus  tnibi  legitimum  keredem 
dedertt , rundem  centum  pereolvat , et  cum  eodem  pretio  redimat . S>  autem 
ante  obitum  tneura  non  redeiucro , aut  heret  mihi  prorrcatus  non  fucrit,  tune 
frater  meut  Waldpreht  easdem  res  ad  se  recipiat , ct  e linde tn  centum  per - 
eolvat  • similiter  Cunderoh  filme  efue  et  fratree  ejue  , si  ei  Deut  fratres  de- 
derit  , et  si  eie  ßlii  fuermt  procreati , lunc  ipei  redimendi  habeant  polet  to- 
tem ci an  XX  eoJidie  in  qualicuuique  pretio  potuerint.  Si  vero  iilie  beredet 
defuerint , tune  ipse  res  ad  ipeum  monueterium  redeant  perpetim  poeeidenda 
Die  Stelle  gibt  zugleich  ein  deutliches  Bild  , wie  man  sich  den  Rilckerwerb  des 
Eigenthuinj  rorbehielt.  Andere  Beispiele  in  den  Nummern  135*  256.  397» 
Für  den  Rückerwerb  vgl.  noch  besonders  No.  184.  (a.  815.)  „Et  si  ipse  AI- 
tabertus  redimere  voluerit,  vel  filii  ejus  aut  filii  filiorum  ejus,  vel  ulla  pro- 
crealio  ejus  cum  X solidis  redimant  ad  ipsum  prefatum  mouast.  Et  si  abha 
tpsios  monast.  bunc  redimationem  faeere  non  coneeneertt , tnnc  liceat  ei  ip- 
eum redunationem  proicere  in  baeilicam  vel  in  agrum  propinquum  et  ba- 
beut  ende  redemptum.  Vgl.  No.  193.  228.  250.  lieber  die  Ansicht,  dass 
die  sogenannte  precaria  oblata  von  dem  Volksrechte  geschützt  worden  sei, 
vgl.  AI  brecht  die  Gewere  als  Grundlage  des  altern  deutschen  Sachenrechts. 
Konigsb.  1828.  S.  194.  ff.  — Die  Formel,  die  man  indessen  auch  findet. 
ne/ue  f nit  peti tut  et  noetra  bona  voluntae"  lasst  freilich  der  Gnade  des  neuen 
Eigenthüfners , den  man  am  die  Precarei  bat,  grossem  Spielraum.  Vgl.  t.  B. 
Neugart  No.  120. 
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Die  Uebergabe  des  Eigenthums  an  die  Kirche  oder  an 
andere  Grosse  und  Rücknahme  zu  Besitz  hatte  auf  die  Stan- 
desverhältnisse grossen  Einfluss.  Zwar  gingen  nicht  bloss 
Freie  sondern  selber  Edle  dieses  Vcrhältniss  ein  und  wur- 
den so  einem  fremden  Manne  zinspflichtig205).  Auch  ver- 
loren sie  desshalb  ihre  persönlichen  Standesrechtc  nicht  ohne 
weiters.  Das  zeigt  sich  schon  aus  der  Auffassung  des  gan- 
zen Verhältnisses  in  den  Urkunden  so  wie  aus  einzelnen 
Aeusserungen.  So  z.  B.  machte  ein  Freier,  Haycho, 
im  Jahr  850  seine  beiden  Kinder,  um  sie  von  der  Hörig- 
keit des  Klosters  St.  Gallen  zu  retten , zu  Zinspflichtigen 
derselben  Abtei  206).  In  einer  andern  Urkunde  wird  der 
Besitz  eines  Gutes  gegen  Zins  der  Nachkommenschaft  nur 
auf  so  lange  zugesichert , als  sic  frei  bleibe  20").  Ueber- 
haupt  darf  man  sich  die  sichtbare  Veränderung,  welche 
sogleich  cintrat,  wenn  jemand  sein  Eigen  aufgab  und  zu 
Besitz  wieder  empfing , nicht  sehr  gross  denken.  Hatte 
der  Freie  Hörige  und  nahm  er  das  Gut  wieder  zur  Pre- 
carei,  so  erhielt  er  auch  die  Hörigen  wieder  mit  dem 
Gute  in  seine  Gewalt 20S). 

Allein  von  Anfang  an  schon  gerieth  doch  der  zins- 
pflichtige Freie  als  Besitzer  des  Zinsgutes  in  eine  gewisse 
Abhängigkeit  von  dem  neuen  Eigenthiimcr.  So  lange  noch 
die  Precarei  selber  einen  gewissen  wenn  auch  indirekten 
Schutz  in  dem  Volksrechtc  fand,  namentlich  um  des  Wie- 
derkaufs willen,  der  vor  Gericht  geltend  gemacht  werden 
konnte,  so  lange  war  diese  Abhängigkeit  cinigermasscn  ge- 
mildert. In  der  Folge  aber  für  die  entferntem  Erben  musste 
sie  auf  das  stärkste  hervortreten , weil  nunmehr  der  längere 
Besitz  vollständig  auf  der  Gnade  des  Herrn  beruhte  20S). 

Ausserdem  verloren  die  Freien,  wenn  sie  nicht  anderes 


205)  Z.  B.  Der  Graf  Berthold  im  Jahr  797.  Neu  gart  No.  134. 

206)  Neugart  No.  332. 

207)  Neugart  No.  396. 

208)  Neugart  No.  S4. 

209)  Cupit.  IV.  a.  819.  c.  4.  oben  in  Note  204. 
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Eigen  zurück  behalten  hatten,  diejenigen  Freihcitsrcchtc , 
welche  Eigen  voraussetzten  J,°). 

Im  Verlaufe  der  Zeit  ist  aber  sehr  viel  Eigen,  das 
früher  unter  eine  Menge  kleinerer  Eigenthiitncr  vertheilt 
war,  auf  diese  Weise  in  wenige  fremde,  vorzüglich  todte 
Hände  gcrathen , und  so  wurde  der  Stand  der  zinspflich- 
tigen  Freien,  die  daneben  kein  Eigen  mehr  bcsassen , sehr 
zahlreich.  Durch  die  Abhängigkeit,  in  welche  sic  durch 
den  Besitz  ihres  Gutes  gekommen , und  die  wir  eben  dess- 
halb  eine  dingliche  nennen  können,  wurden  sie  den 
Hörigen,  welche  persönlich  und  dinglich  zugleich 
abhängig  waren , nahe  gebracht. 

Wenn  aber  auf  der  einen  Seite  dieses  Herabsinken  der 
Freien  in  einen  thcilweisc  unfreien  Zustand  für  ihre  Frei- 
heit verderblich  wirkte , so  hatte  er  auf  der  andern  Seite 
wieder  für  die  Erhebung  der  Hörigen  günstige  Folgen. 
Denn  da  das  Streben  der  Herren  dahin  ging,  sie  so  viel 
möglich  gleich  den  Hörigen  zu  behandeln,  so  mussten  jene 
nothwendig  den  Hörigen  auch  mehr  Rechte  zugestehen 
als  zuvor,  damit  der  Unterschied  nicht  gar  zu  sehr  in  die 
Augen  falle  s").  Die  Freien  waren  auch  in  ihren  Ver- 
hältnissen an  eigene  Behauptung  ihrer  Rechte  gewöhnt. 
Und  diesen  Sinn  brachten  sic  nun  in  die  Zinsbarkeit  mit 
hinüber.  So  bildete  sich  desto  leichter  ein  dein  Volks- 
rcehte  analoges  Hof  recht  aus,  welches  diese  Besitzes- 
verhältnisse näher  bestimmte  und  schützte,  und  sich  so- 
wohl auf  die  freien  als  unfreien  Hofgenossen  bezog,  die 
zusammen  mit  dem  Grundherrn  nunmehr  einen  eigenthiim- 
lichen  Verband  bildeten.  Die  Gestalt  und  Ausbildung  dieses 
Hofrechtes  wird  uns  in  der  Folge  in  vorzüglichem  Masse 
beschäftigen.  Die  Anfänge  desselben  gehören  aber  schon 
in  diese  Periode. 


210)  Ohcn  Note  117. 

211)  Es  kommt  «ach  vor,  dass  mau  einen  Hörigen  sainmt  «einer  Habe 
verschenkt  und  ihm  dann  einen  besliinmlen  Zins  an  den  neuen  Herrn  aaf- 
legt,  was  wieder  zeigt , wie  nabe  verwandt  die  Verhältnisse  der  freien  und 
unfreien  Zinsleate  sind.  Vgl.  r.  ß.  Neu  gart  No.  77.  88.  150. 

ßlmil»rJdi  RechfagMchichte.  " 
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Die  Zinspflichtigen  waren  in  der  lieget  nicht  einmal 
befugt,  gerade  den  von  ihnen  gewählten  Grundherrn  fiir 
den  einzigen  zu  halten,  dein  sic  Zins  zu  entrichten  hätten. 
Er  konnte  sein  Grundeigenthum  an  andere  veräussern, 
und  dann  gingen  auch  die  freien  Zinspflichtigen  mit  in  die 
neue  Herrschaft  über a'2).  Eine  Veräusscrung  derselben 
ohne  das  Grundstück  war  freilich  nicht  denkbar,  weil 
ihre  Abhängigkeit  nur  auf  dem  Besitze  desselben  beruhte. 
Verlassen  konnte  es  der  Freie  gewiss  und  sich  so  aller 
weitern  Abhängigkeit  entziehen.  Allein  auch  eine  Ver- 
besserung der  Hörigen,  die  bereits  ein  Grundstück  haben, 
ohne  dass  dieses  zugleich  mit  übertragen  wird , kommt 
nicht  leicht  vor , und  das  Verlassen  des  Grundstücks  von 
Seite  des  Freien  beraubte  doch  diesen  meist  seiner  Iieiinath 
und  der  Mittel  sich  und  die  Seinen  zu  ernähren. 

Die  Zinse,  welche  von  dem  Gute  entrichtet  werden 
mussten , und  daher  jeden  Besitzer  desselben  als  solchen 
trafen,  waren  regelmässig  jährliche  *13).  Der  Art  und 
dein  Umfange  nach  aber  waren  sic  äusserst  verschieden. 
In  der  ältesten  Zeit  ist  auch  hier  das  Naturalsystcin  vor- 
herrschend. Es  werden  verarbeitete  und  rohe  Früchte  ge- 
liefert, so  z.  B.  Bier,  Brodtc,  Heu,  Korn,  Eier,  Thier- 
fellc,  Ferkel  u.  s.  f.  Schon  frühe  aber  Anden  sich  auch 
Geldzinse,  welche  später  mehr  überhand  nehmen,  zuweilen 
aber  so  gering  sind,  dass  man  deutlich  wahrnimmt,  wie 
sic  oft  weniger  dazu  dienten,  dem  Grundherrn  ein  sicheres 


212)  Urk.  t.  828.  Neugart  No.  234.  „Avus  noster  Pippinns  qnondam 
rex  aliquot  Uberot  homine t ja  pago  ßrisichaua  — ad  nionasterjum  couces- 
sisset , eo  scilicet  modo,  ut  idem  Iiberi  boinines  et  posierita*  eorum  centum 
quod  ad  fiscum  persolvi  solebant,  parti  pracdicti  monuiterii  exhibcrent  at- 
que  persolverent.”  Vgl.  No.  633  und  644.  „Arnolfus  quendam  locum  suo 
juri  cedenlein , qui  dicitur  Perg  (das  jetzige  Berg;  cum  ccnsariis  ad  Conslan- 
tiain  rontradidit.” 

213)  Ein  R u t s c h e rt  i n s kommt  vor  in  einer  Urk.  v.  J.  773.  Neu- 
gart No.  55:  „et  si  de  ipso  censo  ucgligcns  aparuero  anno  priino,  in  st- 
cundo  anno  redam  duplum , et  si  tune  ucgligcns  aparuero  anno  tcrcio  redam 
tri  bl  um , et  si  postea  neglexcro,  ipsas  res  quas  dedi , et  postea  per  precarias 
exetpi,  revertaat.”  Vgl.  Grimm  R.  A.  S.  337. 
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Einkommen  zu  verschaffen,  als  vielmehr  die  Behauptung 
seines  Eigcnthuins  und  seiner  Herrschaftsrechte  ihm  zu 
sichern. 

Ausser  den  Zinsen  wurden  nicht  selten  auch  Frohn- 
dienste  dem  Besitzer  aufgelegt,  welche  meistens  in 
Feldarbeit  bestanden.  Auch  Freie  scheinen  sich  dazu  ver- 
pflichtet zu  haben,  freilich  wieder  gewiss  nur  so,  dass  sie 
diese  Dienste  durch  andere , namentlich  ihre  Hörigen  ver- 
richten lassen  konnten  und  sich  von  ihnen  überall  frei 
machten,  wenn  sie  das  Gut  fahren  licsscn  *■'•). 

3.  22.  Die  Ehe. 

Der  ächten  Ehe  ging  jederzeit  ein  feierliches  Vcrlöb- 
niss  voraus.  Der  Mann  bezahlte  dem  Vater  der  Braut, 
oder  wem  sonst  die  Vogtschaft  über  die  Tochter  zustand, 
einen  Kaufpreis , wodurch  allein  er  die  eheliche  Vormund- 
schaft erwerben  konnte.  Das  setzt  aber  nothwendig  eine 
Einwilligung  des  Vaters  der  Braut  oder  ihres  Vogtes  vor- 
aus, ohne  welche  die  Ehe  nicht  volle  Wirkungen  erhielt. 
Wenn  daher  einer  eine  Tochter  ohne  Verlobung  und  ohne 
die  Zustimmung  ihres  Vaters  zur  Frau  machte,  so  konnte 
der  Vater  sie  nach  dem  alamannischcn  Gesetze  zurück  ver- 
langen und  überdein  noch  eine  Busse  fordern  von  40  Schil- 
lingen. Starb  sic,  bevor  sich  der  Mann  mit  dem  Vater 
abgefunden,  so  musste  jener  diesem  den  Tod  seiner  Toch- 
ter mit  dein  erhöhten  Wergeide  von  400  Schillingen  ver- 
gelten. Die  Kinder,  welche  sie  geboren,  kamen  nicht  in 
die  Gewalt  ihres  Vaters,  sondern  in  die  des  Vaters  der 
Frau,  und  starben  sie  bei  jenem,  so  musste  er  auch  für 
sie  dem  letztem  das  Wergcld  entrichten.  Man  sieht,  nach 
allen  Seiten  hin  wird  eine  solche  Ehe  für  unrechtmässig 
gehalten  Zli). 


214)  Vgl,  Bi e« gart  Bio.  40.  55.  83.  113.  710  u.  a.  in. 

215)  Lex  Alatn.  tit . 54.  „ Si  qnis  ftliam  alterius  non  despon»atam  ncce- 
peril  sibi  uxorem , si  pater  ejus  eam  requirit , reddat  eam  et  cum  quadrAginta 
solidis  romponat.  Si  autem  ipsa  feiuiita  sub  1 1 Io  viro  morlua  fnerit,  an/#* 
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Die  Verlobung  batte  aber  nicht  bloss  eine  Bedeutung 
für  die  folgende  Ehe,  die  Verlobten  standen  schon  wäh- 
rend derselben  in  einem  engern  persönlichen  Verhältnisse. 
Denn  wenn  auch  die  Ehe  in  Folge  des  Verlöbnisses  nicht 
direct  erzwungen  werden  konnte , so  war  doch  eine  be- 
deutende Busse  (von  40  Schillingen)  darauf  gesetzt,  wenn 
der  Mann  seine  Braut  vor  der  Ehe  wieder  verstiess , ohne 
dass  diese  die  Verstossung  verschuldet  hatte.  Ueberdem 
musste  der  Mann  mit  zwölf  Zeugen  öffentlich  beschwören  , 
dass  er  keinen  Fehl  an  ihr  befunden,  noch  sie  geschwächt 
habe.  In  dieser  Art  wahrte  man  die  Ehre  des  Mäd- 
chenssl6).  Wie  viel  man  darauf  hielt,  dass  die  Jungfrau 
unbefleckt  in  die  Ehe  trete , ergibt  sich  auch  daraus , dass 
wer  die  Braut  eines  andern  entführt  hatte,  wenn  er  sic  dem 
Bräutigam  zurück  gab , diesem  noch  das  halbe  Wergeid  (200 
Schillinge)  als  Busse  bezahlen  musste.  Wer  dagegen  eine 
Frau  entführt,  hatte  ihrem  Manne,  wenn  er  die  Frau 
zurück  begehrte,  nur  SO  Schillinge  als  Busse  zu  ent- 
richten sl7). 

Das  Verlöbniss  wurde  öffentlich  vor  Zeugen,  ursprüng- 
lich wohl  in  der  Regel  vor  Gericht  (mallus)  *1S),  vollzogen. 
Der  Eingehung  der  Ehe  selber  ging  ein  Familienfest,  bei 
uns  der  Brautlauf  genannt , unmittelbar  vorher.  Aber  für 
die  letztere  scheint  das  Beilager  als  entscheidender  Anfangs- 
punkt gegolten  zu  haben , was  durch  viele  verbreitete  Re- 


quam  ille  mundium  apuel  putrem  adquirat , solvat  «am  patri  ejus  quadrin- 
genlis  soiidis.  Et  si  tili os  aut  filias  genuit  ante  mundium  , et  omnes  mortui 
fuerint , uuuinqucmque  cum  it  eregildo  suo  componat  patri  fsminae .” 

216)  Lex  Alain . tit  53.  ' „Jure!  — ut  pro  nullo  vitio  nee  teutalam  «am 
babuisset,  nee  vitium  in  illa  iuvenisset , sed  ainor  de  alia  «um  adduiit  ut 
iilain  dimisisset. 

217)  Lex  Alam.  tit  52.  „Si  quis  spontane  alterius  contra  legem  nccepe- 
rit,  reddat  «am  et  cum  ducentis  soiidis  componat .”  Tit.  51.:  „Si  quis  liber 
uxorem  alterius  contra  legem  tulerit , reddat  cam  et  cum  octuaginta  soiidis 
componat." 

215)  Daher  die  Ausdrücke  vermahlen  , Gemahl,  Gemahlin.  Siehe  Grimm 
S.  433. 
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densarten  bestätigt  wird2'*).  Gegen  Ende  unserer  Periode 
muss  indessen  die  kirchliche  Einsegnung  durch  den  Prie- 
ster, nach  voran  gegangener  Prüfung  der  Zulässigkeit 
durch  den  Geistlichen  und  die  Kirchengemeinde,  häufiger 
geworden  sein,  da  sie  von  dem  kanonischen  Rechte  vor- 
geschrieben war  M0).  Allein  man  würde  irren , wenn  man 
glaubte,  diese  Form  sei  als  unbedingt  nothwendig  für  das 
Entstehen  einer  gültigen  Ehe  gehalten  worden.  Vielmehr 
dauerte  im  Leben  der  alte  Grundsatz  noch  viel  länger 
Fort,  als  man  gewöhnlich  nnniimnt  Ml). 

Auch  auf  die  Scheidung  übte  das  kanonische  Recht 
bald  mehr  Einfluss  aus.  Dass  von  Anfang  an  die  Ehe 
nach  deutschem  Rechte  für  ein  inniges  Mann  und  Weib 
vollständig  mit  einander  verbindendes  Verhältnis  angesehen 
worden,  ergibt  sich  schon  aus  den  oben  angeführten  Grund- 
sätzen über  das  Verlöbniss.  Aber  eine  Auflösung  desselben 
liess  man  dennoch  zu,  welche  ja  auch  nur  da  vorkommt, 
wo  die  Ehe  schon  innerlich  zerrissen  ist.  Nach  den 
Zusätzen  zum  alamannischcn  Volksrcchte  durfte  der  Mann 
seine  Frau  entlassen,  musste  ihr  dann  aber  nicht  bloss 
das  Ihrige  und  worauf  sie  sonst  noch  Rechte  hat  heraus- 
geben , sondern  auch  noch  eine  Busse  von  40  Schillingen 
zahlen  ,ri).  Durch  gegenseitige  Uebereinkunft  ferner  konnte 
wohl  jede  Ehe  aufgelöst  werden  z23).  Diese  Freiheit  der 
Scheidung  wurde  nun  aber  immer  mehr  durch  die  Ansichten 


219)  Vgl.  Mitterm  aier  deutsches  Privatrecht  §-  332.  Gr  im  tu  R: 

A.  S.  440.  1 

220)  Eichhorn  ftechtsgeschichte  §.  183. 

221)  Vgl.  Buch  III.  $.  21. 

222)  Addil.  ad  leg . Alam.  30.  Eine  Spur  davon  finde  ich  auch  tu  Lex 
Alant,  tit.  St  , wo  es  nach  den  oben  in  Note  217  angeführten  Worten  heisst. 
.,  Si  autein  reddere  nolucrit,  cum  quadringentis  solidis  cotnponat  «am.  Et  hoc 
ei  marttut  prior  voluerit Es  stand  Hern  ersten  Manne  frei,  die  Frau  nun- 
mehr dem  Entführer  zu  lassen  und  statt  derselben  das  Wergeid  zu  fordern  , 
wobei  sich  dann  die  Auflösung  der  ersten  Ehe  von  selbst  ergibt. 

223)  Eichhorn  Rechtsgeschirhtc  $.  344.  Grimm  R.  A.  8 . 454. 
Add.  ad  leg.  Alant . 29.  „Si  voluntaria  mm  paritre  volunt*'  (uzor  el  maritu*). 
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der  Kirche  beschränkt,  welche  eine  wahre  Scheidung  selbst 
wegen  Ehebruch  nur  ungern  sah,  und  so  viel  in  ihren 
Kräften  lag,  zu  hindern  suchte  ***). 

§.  23.  Giiterrecht  der  Ehegatten. 

Das  Giiterrecht  der  Ehegatten,  wie  es  sich  ziemlich  klar 
in  dem  nlamanniscbcn  Gesetze  zeigt,  und  bis  auf  die  Ge- 
genwart seinen  Grundziigcn  nach  unverändert  sich  erhielt, 
ist  der  Ehe  durchaus  würdig  und  ihren  Bedürfnissen  ange- 
messen. Es  hält  sich  in  der  Mitte  zwischen  der  altern  und 
der  spätem  Auffassung  des  römischen  Rechtes  und  ist  freier 
als  jene,  aber  inniger  als  diese. 

Bei  der  alt  römischen  Manus  nämlich  ging  die  juristische 
Persönlichkeit  der  Frau  fast  ganz  unter.  Sie  verlor  ihr 
ganzes  Vermögen  zu  Gunsten  des  Mannes,  in  dessen  Ge- 
walt sie  kam  und  dem  sic  von  nun  an  einzig  erwerben 
konnte.  Es  gab  kein  Vermögen  der  Ehegatten,  es  gab  nur 
ein  Vermögen  des  Ehemanns,  an  welches  die  Frau  so  we- 
nig Ansprüche  hatte,  als  die  Tochter  an  das  Gut  ihres  Va- 
ters. Die  Einheit  stellte  sich  mithin  dar  in  dem  ausschliess- 
lichen Rechte  des  Ehemanns. 

Von  einem  entgegengesetzten  Princip  geht  das  römische 
Recht  bei  der  spätem  freien  Ehe  aus.  Hier  behielt  jeder 
Ehegatte  sein  Vermögen  als  Herr  für  sich,  verwaltete  das- 
selbe und  verfügte  darüber  nach  seiner  Willkiihr,  ohne  den 
andern  darum  zu  befragen.  Es  waren  demnach  zwei  gcthcilte 
Vermögen  vorhanden,  und  die  Rücksicht  auf  das  gemein- 
same Leben  in  der  Ehe  trat  juristisch  nur  in  untergeord- 
neter Weise  so  hervor,  dass  der  Mann  die  Kosten  der  Ehe 
.zu  bestreiten  hatte,  wogegen  ihm  die  Frau  ein  Stück  ihres 
Vermögens  (Dos)  zu  einstweiligem  Eigenlhume  iiberliess. 

Nach  dem  alamannischcn  Rechte  bleiben  beide  Ehegatten 
Eigcnlhümer  ihres  zugebrachteu  Vermögens,  aber  die  Ver- 


224)  Eichhorn  Rrehtsgesclm-hle  §.  183.  Zweite  Anmerkung.  Eben- 
derselbe Kirrhenrecht  11.  S.  466. 
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waltung  und  Benutzung  desselben  ist  im  Interesse  weder 
ausschliesslich  des  Mannes  noch  der  Frau  sondern  im  Inter* 
esse  der  Ehe  selbst  in  die  Eine  Hand  des  Mannes  gegeben, 
welcher  der  Vogt  der  Frau  ist. 

Die  Vormundschaft  (mundium)  des  Mannes  *JS)  ging  aus 
der  eigenthiimlichen  Auffassung  der  Ehe  durch  die  Deut- 
schen hervor,  nach  welcher  an  der  Spitze  des  ganzen  Haus* 
wesens  der  Mann  stand , nicht  wie  die  römischen  Bürger 
in  der  strengen  Ehe  als  unumschränkter  Herr,  sondern  als 
Vogt,  der  auch  die  Rechte  seiner  Angehörigen  zu  achten 
und  zu  wahren  hat.  Diese  Auffassung  war  aber  gewiss 
eine  nothwendige,  sobald  die  ächte  Ehe  vorhanden  war, 
und  dauerte  so  lange  als  diese.  Es  hing  daher,  wenn  wir 
auch  keine  ausdrücklichen  Bestimmungen  darüber  anftihren 
können,  sicher  nicht  von  der  Willkiihr  der  Ehegatten  ab, 
ein  anderes  Güterrecht  unter  sich  zu  bestellen.  Und  wenn 
in  manchen  Ländern  seither  eine  gewisse  Wahl  des  Giitcr- 
rcchts  aufgekommen  ist,  so  rührt  das  grösstentheils  daher, 
dass  sich  das  römische  Recht  im  Gegensätze  zu  dein  deut- 
schen auch  gelten  machen  wollte  M6).  Da  dieses  nun  aber  das 
deutsche  Recht  hier  nicht  so  leicht  verdrängen  konnte,  zu- 
mal in  einem  Verhältnisse,  welches  zu  dem  innersten  Volks- 
leben gehörte,  so  blieb  nichts  übrig,  als  den  Leuten  die 
Wahl  zu  verstauen  zwischen  den  verschiedenen  möglichen 
Instituten. 

Der  eheliche  TNicssbrauch  machte  sich  in  der  altern  Zeit, 
wo  die  Vermögensrechte  noch  sehr  einfach  waren , so  ziem- 
lich von  selbst.  Die  Güter,  welche  die  Frau  in  die  Ehe 
brachte,  wurden  von  der  Haushaltung  und  den  Hörigen  be- 
baut und  die  Früchte  zum  Lebensunterhalte  verwendet.  Die 
Eigenen  der  Frau  mussten  natürlich  auch  den  Herrn  und 
die  Kinder  bedienen  und  für  sic  arbeiten.  Das  Vieh  gab 


22 5)  Ltx  Alam.  fit.  54.  oben  in  Note  215.  Add.  ad  leg.  Alum.  30. 
5»  manlus  uxorem  stiam  dimittit , — de  mnndo  »uo  non  habet  polvslafetn.'* 

V$l.  Eichhorns  Itechtsgeschichle  §.  54. 

226)  Vgl.  meinen  Aufsatz  in  der  Monatschrontk  für  zürcherisch#  Hccbls- 
pllege.  Zürich.  1835.  1»«J.  V.  S.  3. 
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wieder  Tür  die  Haushaltung  Nahrung.  Das  allfällige  Geld 
brauchte  inan  auch  für  Lebensbedürfnisse,  die  inan  auf  den 
Märkten  kaufen  musste.  An  Geldgeschäfte  im  Grossen, 
zinstragende  Capitalien  und  dergleichen  ist  aber  für  diese 
Periode  nicht  zu  denken. 

In  Folge  seiner  Vogtschaft  verfügte  der  Mann  wohl 
ganz  frei  über  die  Sachen  seiner  Frau,  eben  weil  das  bei- 
derseitige Vermögen  nur  unter  Einer  Verwaltung  stand. 
Nur  durfte  er  keine  Liegenschaften,  welche  der  Frau  ge- 
hörten, oder  woran  ihr  Leibzucht  bestellt  war,  ohne  ihre 
Zustimmung  veräussern.  Das  alamannische  Gesetz  spricht 
zwar  überall  nicht  davon,  aber  die  Urkunden  lassen  in  sol- 
chen Fällen  immer  die  Frau  selber  veräussernd  auftreten, 
mit  Genehmigung  ihres  Mannes,  zuweilen  sogar  noch  eines 
dritten  Beiständers,  der  auch  Vogt  genannt  wird517). 

Als  einzelne  Bestandteile  des  ehelichen  Vermögens  müs- 
sen wir  noch  herausheben : 

1)  Die  Brautgabe  (dos  legitima).  Diese  besteht  in 
einer  Anzahl  beweglicher  Sachen,  welche  der  Mann  der 
Braut  gibt  als  Hochzcitgcschenk.  Ob  darin  der  Kaufpreis 
zu  suchen  sei,  welchen  der  Mann  dein  Vater  der  Braut  zu 
entrichten  hatte , der  durch  die  Sitte  dann  aber  dieser  über- 
lassen worden  wäre , oder  ob  ein  solcher  Kaufpreis  noch 
daneben  vorgekommen,  wage  ich  nicht  zu  entscheiden.  Doch 
scheint  mir  das  letztere  wahrscheinlicher.  Aber  soviel  ist 
gewiss,  dass  diese  Brautgabe  der  Frau  gehörte  und  wenn 
die  Ehe  aufgelöst  wurde,  von  ihr  herausgefordert  werden 
konnte.  Während  der  Ehe  wurde  sie  w-ic  das  übrige  Gut 


227^  Nengart  No.  12.  v.  J.  744.  „viro  meo  — — ptr  cujus  consen- 
sum  td  facio.”  No.  155*  „ego  Wiclind  cum  manu  mariti  mei  Laulperti  , 
et  ego  Engiltrud  (vidua)  cum  manu  adiocu/i  inci."  No.  1S5.  „cum  marilo 
« ho  patrono.'*  No.  156.  „Ego  Walbare  et  uxor  mea  Ruoddriid  cum  advt>- 
cato  «ko  Hothario.”  Urkunde  von  1300  iin  Archiv  der  Propstei ; „ieh  fro 
mai-gare  ta  Küche  wttrtenne  beru  Walthers  von  htnwile  Amman  ze 
Luzzern  , Ritters  — mit  orlfrdmde  in  tu  es  vogtes  hern  heiurichs  von  bvn  • 
wile  des  eitern  Ritters,  der  mir  ze  voget  gegeben  ist  vad  mitten  Kiu- 
den  mit  & '»richte , vnd  mit  dem  guoten  willen  hern  walthers  des  vorge- 
nauden  ainmanns  vnd  mit  ir  beider  haut." 
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der  Frau  genutzt  und  stand  unter  der  Verwaltung  des  Man- 
nes ***).  Starb  die  Frau  in  der  Ehe,  so  hatte  wohl  die 
ganze  Bestellung  dieser  Brautgabe  keine  weitere  Wirkung, 
indem  ihre  Erben  kaum  befugt  waren,  dem  Manne  gegen- 
über eine  solche  zu  fordern S29).  Gesetzlich  wurde  ihr  Mass 
auf  40  Schillinge  bestimmt,  wahrscheinlich  aber  nur  in  dem 
Sinne,  dass,  wenn  nichts  anderes  verabredet  war,  so  viel 
als  regelmässige  Brautgabe  gefordert  werden  konnte.  We- 
nigstens scheint  mir  diese  Auslegung  passender  als  die , wo- 
nach ein  Maximum  festgesetzt  wäre.  Wollte  man  die  letz- 
tere Auslegung  vorziehen,  so  müsste  man  doch  wohl  mit 
Rücksicht  auf  andere  Bestimmungen  Uber  die  Summe  die 
andere  Lesart,  welche  von  400  Schillingen  spricht,  wäh- 
len. Jene  erste  Erklärung  hat  aber  auch  das  für  sich,  dass 
dieser  regelmässige  Betrag  der  Brautgabe  der  Busse  genau 
entspricht,  welche  der  bezahlen  muss,  der  dem  Vater  eine 
unverlobte  Tochter  entführt  und  nicht  so  übermässig  hoch 
ist,  wie  die  zweite  dem  vollen  Wergeide  gleichstehende 
Summe  M0). 


223)  Lex  Alant.  lit.  55,  1.  „Si  quis  über  tnorluus  fuerit,  et  reUquil 
morein  «ine  filii«  et  filiabus,  et  de  illa  hereditate  exire  voluerit,  nuber«  tibi 
alio  coacqwali  , sajuatur  earn  doli*  legitima , et  quidquid  parenles  ejus  ei  le- 
gitime placitaverint , et  qaiequid  de  «ede  paterna  secam  adtulit,  omnia  in 
potegtate  hubent  uuferendi  , manducuvit  aut  non  vendidit.”  Die  le/.tern  Worte 
sind  ton  Veräußerungen  zu  verstehn,  welche  die  Frau  mit  Zustimmung  des 
Mannes  vorgenommen , ond  von  Beschädigungen,  welche  mit  dem  Gebrauche 
der  Haushaltung  Zusammenhängen.  So  durfte  sie  gewiss  nicht  wieder  neue 
Mobein  fordern , wahrend  die  neu  in  die  Ehe  zugebrachten  in  dieser  alt  und 
unscheinbar  geworden  waren. 

229)  Eichhorn  Rechtsgeschichte  62  b.  Eichhorn  bemerkt  zwar,  dass 

keine  Stelle  dieses  ausdrücklich  sagt.  Es  scheint  mir  aber  doch  zu  folgen 
jius  Lex  Alasn.  lit.  56  : „Si  potest  adquirere  (uxor  defuncti  mariti)  aut 

per  sacramenlnm  aut  per  pugnain , illa  pecunta  post  mortem  mutiert s nun - 
quam  revertutur , eed  Ule  eeyuens  maritus  aut  filii  ejus  usque  in  sempiter- 
onm  possideant."  Was  der  zweite  Mann  in  diesem  Falle  durfte  , dazu  war 
der  erste  in  jenem,  wo  die  Frau  bei  ihm  starb,  doch  wohl  noch  in  höherm 
Masse  berechtigt. 

230)  Lex  Alam.  tit.  55,  2.  „Dotis  legitima  autem  quadraginta  solidis  con- 
slat.”  Vgl.  lit.  54,  I.  oben  in  Note  215.  Vgl.  die  Stellen  bei  Grimm  R. 
A.  S.  422.  Kraut  die  Vormundschaft  nach  den  Grundsätzen  des  deutschen 
Rechtes.  Gottiogen  1835.  I.  S,  310. 
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2)  Von  dieser  Brautgabc , welche  in  beweglichen  Sachen 
besteht,  unterscheide  ich  die  Bestellung  eines  Witthums 
an  Liegenschaften,  welche  sehr  häufig  zu  Gunsten 
der  Frau  von  Seite  des  Mannes  geschah,  obwohl  ich  nicht 
verreden  will , dass  das  Witthum  ursprünglich  mit  jener 
Brautgabe  gleichbedeutend  gewesen  sei.  In  der  spätem 
Zeit  erscheint  es  jedenfalls  als  ein  ganz  eigenthiimliches  In- 
stitut, von  den  Urkunden  Dos  genannt531).  Es  wurde 
nämlich  sehr  häufig  der  Frau  an  einem  Grundstücke  von 
dem  Manne  auf  den  Fall  hin,  dass  er  vor  ihr  sterbe,  ent- 
weder geradezu  das  Eigenthum  verschafft,  oder  aber  das 
Recht  der  Leibzucht  gegeben  in  der  Weise,  dass  das 
Grundstück  so  lange  die  Frau  im  Wittwenstandc  lebe, 
ihr  zudienen , nach  ihrem  Tode  aber  wieder  an  die  Erben 
des  Mannes  zurückfallen  solle.  Es  ist  begreiflich,  dass 
die  lateinisch  geschriebenen  Urkunden  zur  Bezeichnung 
des  Leibzuchtrechtes,  welches  der  Frau  an  diesem  Gute 
zustand,  sich  des  Ausdrucks  usus  fructus  (Niessbrauch) 
öfter  bedienten.  Dadurch  darf  man  sich  aber  nicht  ver- 
leiten lassen,  sofort  an  den  römischen  Niessbrauch  zu  den- 
ken, von  welchem  jenes  Leibdingsrecht  der  Frau  gar  sehr 
verschieden  war.  Schon  während  der  Ehe  hatte  die  Frau 
ein  Anrecht  auf  dieses  Gut,  und  cs  konnte  daher  dasselbe 
nicht  mehr  willkürlich  von  dem  Manne  veräussert  werden. 
Ferner  unterscheidet  sich  das  ganze  deutsche  Nutzungsrecht 
überhaupt  schon  dadurch  von  dem  römischen  usus  fructus 
wesentlich , dass  jenes  fast  immer  aus  engen  persönlichen 
Familienverhh'Itnissen  mit  einer  gewissen  Nothwendigkeit 
von  selber  hervorging,  während  dieses,  wenigstens  bis  in 
die  spätere  Kaiserzeit  hinein,  durchweg  auf  völlig  freier 
Willkiihr  der  einzelnen  Personen  beruhte.  Darum  ist  jenes 
auch  durchgängig  ausgedehnter  als  dieses.  Die  Wittwc 
konnte  das  ihr  zu  Witthum  gegebene  Grundstück  ganz  frei 
gleich  einem  Eigcnthiimer  benutzen  und  bewerben,  wäh- 


231)  Neu  gart  No.  25.  (v#  J.  759  oder  760):  „qnidqnid  ibidem  risi^ 

«um  habere  — excepltt  ludern  (dotem)  uxorit  me  ui  \\  aldradanai.”  — 
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rend  der  römische  Usufructuar  doch  in  manchen  Stücken 
beschränkt  war.  Nur  durfte  sie  es  nicht  veräussern.  Denn 
die  Erben  des  Mannes  hatten  auch  ein  bestimmtes  Recht 
darauf.  Sie  waren  Eigenthümer  des  Gutes,  aber  ihr  Ei- 
genthum war  durch  die  Leibzucht  der  Wittwe,  die,  so 
lange  sie  dauerte,  an  Umfang  der  Befugnisse  dein  Eigen- 
genthum ganz  nahe  trat,  beschränkt,  und  so  weit  jene 
Befugnisse  reichten,  gewissermassen  suspendirt  S32).  Eben 
daher  wurde  das  Leibdingsrecht  in  der  gleichen  Form 
öffentlich  von  dem  Manne  bestellt,  in  welcher  er  sein 
Eigen  veräusserte.  Zuweilen  bezog  es  sich  nicht  bloss 
auf  einzelne  Stücke , sondern  auf  das  ganze  liegende  Gut 
des  Mannes,  immer  aber  zunächst  auf  Liegenschaften,  und 
nur  auf  bewegliche  Sachen,  Eigene,  Viehstand,  insofern 
diese  zu  dem  Gute  gehörten,  oder  zur  Bewohnung  und 
Benutzung  desselben  gebraucht  wurden  23J).  Es  mochte 
endlich  allgemeine  Rechtsansicht  sein , dass  das  Witthum 
nur  der  unveränderten  Wittwe  gelassen  wurde , wenn  sic 
sich  aber  neu  vermählte,  dann  den  Erben  anheim  fiel.  Zu- 
weilen wird  das  wenigstens  ausdrücklich  gesagt  SJ>) 


232)  Vgl.  A 1 1»  r e c h l die  Gewere  als  Grandlage  des  allem  deutschen 
Sachenrecht*.  Königsberg.  1828.  $.  22,  S.  223. 

233;  So  muss  wohl  die  Behauptung  Albrechts:  a.  a.  O.  8.  223  : 
„Da*  altere  Hecht  kannte  ohne  Zweifel  nur  an  Immobilien  ein  Leibgeding’* 
inodibeirt  werden.  Es  ergibt  steh  das  z.  B.  aus  folgender  Urkunde  f,  J.  895. 
Neu  gart  No.  614-  Ego  — Tancholf  — cum  fiiiam  Hartmanni,  nomine  Suon- 
gjrtaui , in  conjugium  uccipercm , dolaci  ei  talcm  bereditatem  , qualmt  mihi  in 
portionem  reaiehat  de  hereditalis  tneae  Cbunigunde.  In  primuin  curtem  cum 
sepe  circuincinclam  et  in  ea  dom  um  constrnctam  XII.  sol.  val.  , Scuriam  v. 
solid,  val.  (diese  Werthbestiminungen  fU r Haus  und  Scbeone  geben  eine  deut- 
liehe Vorstellung  von  dem  damaligen  Werthe  des  Geldes)  V juebos  de  silra  , 
et  XXV  juebos  inter  aratira  terra  et  nratis.  Et  si  amplius  rrit  de  illa  Here- 
dität«, ad  ipsarn  dotem  revertatur  : mancipia  II  in  pronncia  , bovet  IV,  vacee 
II  de  pecoribut  capita  XX  et  utensilia  in  domo , agr is  prntis,  sil vis , viis, 
aquis  etc.  — Haec  omnia  ea  conditione  ilh  tradidi , ut  timul  ea  utamur  * 
et  si  Deus  nobis  hcredem  donarerit,  ille  babeat ; sin  autem , tune  pott  dis. 
cettum  amborum  ipsae  res  ad  monaslerium  sancti  Galli  revertautur  perpe- 
tualiter  poMfdettdae.” 

234)  Neugart  No.  250:  „Si  abtfjue  berede  obiero , tune  uxor  mca  Wal- 
daiat , ti  non  nupteril , ipsas  res  omnes  babeat,  ti  vero  post  me  nupterit 


/ 
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3)  Nach  einer  allgemein  verbreifeten  Sitte  beschenkte 
der  Mann  an  dem  Morgen  nach  der  Brautnacht  die  Frau 
mit  einer  Morgengabe,  welche  hinwieder  in  bewegli- 
chen Sachen  bestand  23i).  Die  Bedeutung  dieses  Geschenkes 
bezog  sich  unzweifelhaft  auf  das  Opfer,  welches  die  reine 
Frau  mit  ihrem  Leibe  dem  Manne  gebracht  hatte.  Dieses 
zeigt  sich  nicht  bloss  aus  der  eigenthiimlichen  Art,  wie 
die  Frau  die  Grösse  ihrer  Morgengabc  den  Erben  des 
Mannes  gegenüber  erwies.  Es  genügte  nämlich  ein  ein- 
facher Schwur  derselben  mit  der  Hand  auf  der  Brust, 
oder,  wie  sich  spatere  Rechtsquellen  ausdriieken,  auf  Brust 
und  Zöpfen 236).  Es  geht  jene  Auffassung  auch  daraus 
hervor , dass  inan  der  Wittwe  keine  Morgengabe  mehr 
gab , wenn  sie  sich  wieder  verehelichte.  Ueberdcm  wird 
von  manchen  Stellen  nicht  uudeutlich  darauf  hingewiesen. 
Ich  führe  eine  Hauptstelle  aus  einer  zürcherischen  Rechts- 
quellc  an , die,  wenn  auch  in  späterer  Zeit  niedergeschrie- 
ben, doch  unverkennbar  mit  dem  alainannischen  Gesetze 
übereinstimmt  und  sicher  altes  Recht  enthält. 

Hofrecht  von  Münchaltorf  von  1439. 

Si  sprechent  och,  ist  daz  ein  man  sinem  ewib , ist  si 
ein  tochter,  ein  morgengab  git,  das  mag  der  man  wol 
tnon  der  ersten  nacht,  so  er  von  ir  uf  statt,  vud 
mag  si  die  wisen  mit  zweyn  hiedermanne , so  sol  es  guot 
kraft  han , wie  vil  Joch  der  summ  ist. 

Möcht  si  aber  die  zwen  biderman  nit  gehaben , so  mag 
si  von  mund  ir  morgengab  erzcllen,  vnd  wölt  man 
ir  daz  nit  glouben,  so  mag  si  nemen  die  Rechten  brust 
in  die  linggen  hand  vnd  iren  zopf,  vnd  mit  der 


tune  nepotet  (Neffen)  mei  illud  redimant."  Vgl.  über  das  Ganze  ferner  die 
Kümmern  182.  254.  256.  453* 

235)  Lex  Atom,  tit.  56,  2.  „Si  aulein  ipsa  feininn  dixcrit , maritu«  »neu* 
dedit  mihi  morgengeba  , computet  quaolum  valet  aut  in  auro  aut  in  argento 
aut  in  mancipiie  aut  m equo  pecuniam  duodecim  eolidoe  valentem.** 

236)  Lex  Alatn.  til.  56  f 2.  Sieb«  die  vorhergehende  Kote.  Darauf  heisst 
es.  „tune  liceat  illi  mulieri  jurarc  per  pectu»  euum  et  dicat;  Ouod  uiaritus 
maus  mihi  dedit  in  potestate , et  ego  pos«tdere  debeo.  Hoc  dicunt  AUmauui 
nueluhtt."  Leber  das  letztere  dunkle  Wort  siche  Grün  in  K.  A.  S.  906. 
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Rechten  hand  s werren*37)  liplich  zuo  got  an  den  heil- 
gen,  vnd  tvaz  si  da  behebt , das  sol  so  guot  kraft  han, 
das  ira  das  niernan  sol  abwvsen. 

Der  Wittwe  wurde  ein  ähnliches  Geschenk  gemacht, 
nach  dieser  Öffnung,  aber  weil  es  nicht  mehr  die  Bedeu- 
tung der  Morgengabe  haben  konnte,  wurde  es  scherzhaft 
Ahe ndgabe  genannt.  Die  Öffnung  fährt  daher  fort: 

Des  gelich  sol  einer  wittweu  ir  abeutgab  volgen  vnd 
heliben  als  vorslalt. 

\)  Gewöhnlich  wurde  der  Frau  auch  von  ihren  Ellern 
eine  Aussteuer  in  beweglichem  Gute  mit  in  die  Ehe 
gegeben.  An  diesem  zugeb  rach  len  Gute  stand  dem 
Manne  hinwieder  Verwaltung  und  Nutzungsrecht  zu  J3S). 

§.  24.  Vogtschaft  des  Vaters. 

Aus  der  ehelichen  Vormundschaft  ergibt  sich  von  selber 
die  des  Vaters  über  die  gemeinsamen  Kinder.  Der  Mutter 
konnte  eine  solche  nicht  zustehen,  da  sie  selber  unter  Vogt- 
schaft war  und  durch  eine  solche  Theilung  der  Rechte  die 
nöthige  Einheit  der  Gewalt  gestört  worden  wä're. 

Der  Vater  hatte  das  Mundium  über  alle  seine  in  recht- 
mässiger Ehe  erzeugten  Kinder.  Der  Sohn  blieb  so  lange 
in  dieser  Gewalt , bis  er  sich  verheiratete  oder  einen 
eigenen  Haushalt  anfing;  die  Tochter,  bis  der  Vater  sic 
einem  Manne  zur  Frau  gab.  Wurde  sie  ohne  die  Zustim- 
mung des  Vaters  von  einem  Manne  entführt,  so  behielt 
der  Vater  sein  Mundium  unversehrt  bei , und  wenn  aus 


237)  Schwaben  Spiegel  20  (Wackernagel)  „man  sol  ir  rebt  luon  umb 
ir  morgengabe  wil  et  si  uf  ir  res  wen  brüste  vmle  uf  ir  zeswen  zopfe , ob 
sie  den  bat  sweren."  Vgl.  nach  Grüningeramts  recht  v.  1668.  Pt« 
Stal  alz  Sammlung  der  Statuten  des  Canlons  Zürich.  1834.  I.  S.  64: 
,,  Tnd  sr  da  (das,  nämlich  die  versprochene  Morgengabe)  by  ihren  Wy bli- 
eben treu  wen  erscheinen  vnd  mü  ehrlichen  Lütben  knndtbar  machen  kann;’* 
eine  Stelle,  von  deren  Auslegung  vor  einigen  Jahren  noch  die  Entscheidung 
eines  Procesaes  abhing. 

238)  Le x Alant,  tit.  55,  1.  oben  Note  228.  „ Qoidquid  parentes  ejus  ei 
legitime  placitaverint  et  quiequid  de  sede  paterua  secum  adtulit.'*  Die  erstem 
Wort«  könnten  vielleicht  von  einer  Ausrichtung  in  Liegenschaften  verstanden 
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einer  solchen  Ehe  Kinder  entstanden , so  folgten  sie  der 
Mutter  und  kamen  in  das  Mundiutn  des  mütterlichen  Gross- 
vaters 239).  Gerade  so  kamen  die  ausserehelichen  Kinder 
der  entführten  Frau  doch  in  das  Mundiutn  des  rechten 
Ehemannes,  der  jener  Vogt  war2*0). 

In  Folge  dieser  Vormundschaft  hatte  der  Vater  auf  das 
Wergeid  für  die  getödteten  Kinder  Anspruch.  Eben  so 
stand  ihm  unzweifelhaft,  wenn  seine  Kinder  Vermögen  be- 
sassen,  freie  Verwaltung  und  Niessbrauch  zu.  Die  Arbeit 
derselhen  vermehrte  lediglich  die  Einkünfte  der  Ehe  und 
ihr  Ertrag  fiel  somit  dem  Vater  zu,  nicht  den  Kindern. 
Auf  der  andern  Seite  sorgte  jener  für  die  Kinder,  unter- 
hielt sie,  so  lange  sie  hei  ihm  lebten  und  steuerte  sie  aus, 
wenn  sie  sich  von  ihm  absonderten. 

5-  25.  Uebrigc  Vormundschaft. 

Unmündige  Kinder,  welche  ihren  Vater  durch  den  Tod 
verloren  hatten  , standen  unter  Vormundschaft  ihrer  näch- 
sten männlichen  Erben  bis  zur  erreichten  Volljährigkeit. 
Diese  trat  indessen,  wie  Kraut  nachgewiesen  hat,  nach 
gemeinem  Rechte  der  altern  Deutschen  schon  nach  Vollen- 
dung des  zwölften  Jahres  ein.  Und  obwohl  das  alamanni- 
sche  Gesetz  sich  darüber  nicht  ausspricht,  so  dürfen  wir 
doch  denselben  Termin  auch  bei  uns  als  den  geltenden  um 
so  unzweifelhafter  annehraen , als  er  wenigstens  in  Urkun- 


werden  , welche  ebenfalls  die  Ellern  der  Tochter  bestellten.  Passender  aber 
ist  die  Erklärung,  wonach  dieselben  von  der  Bestellung  eines  Wilthuins  zu 
verstehen  sind,  welches  der  Vater  der  Frau  mit  dem  Manue  verabredete.  Der 
Schluss  der  Stelle  aber  bezieht  sich  auf  die  Aussteuer. 

239)  Lex  Alant,  tit.  54  oben  Note  215, 

240)  Lex  Alam.  tit.  51.  Vgl.  oben  Note  217  und  222.  Es  heisst  fer- 
ner  in  tit.  51,  2:  „Si  autem  ille  raptor , qoi  cum  accepit  sibi  nxorem , ex 
ca  filios  aut  Alias  antequain  solvat  hahuerit,  et  ille  lilius  morluus  fuerit  , 
ad  illum  pristinum  inaritum  illum  filium  tum  weregtldo  solvat.  Si  anlnn 
vivi  sunt,  non  sint  illius  qui  cos  geaoit.  ad  illum  priorem  muntum  ntnndto 
pertineut .” 
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den  erwähnt  wird 2iI).  Daneben  kommt  eine  Vormund- 
schaft der  Weiber  vor,  welche  sich  bloss  auf  das  Ge- 
schlecht gründete,  aber  an  Umfang  der  Gewalt  jeden- 
falls hinter  der  Vormundschaft  über  Unmündige  bedeutend 
zuriiekstand.  Die  Wittwe  oder  selbstständige  Jungfrau 
bedurfte  des  Vogtes  nur  zu  gewissen  Rechtsgeschäften, 
welche  theils  an  sich  bedeutend,  thcils  ihrer  Form  nach 
an  die  Mitwirkung  des  Gerichtes  gebunden  waren,  also 
namentlich  zuin  Process  und  zur  Veräusscrung  von  Eigen, 
nicht  viel  anders  als  auch  Mönche  und  Geistliche  überhaupt 
einen  Vogt  in  solchen  Fällen  nüthig  hatten  2l2).  Auch 
hier  bilden  wir  wieder  eine  Analogie  mit  dem  ältesten 
römischen  Rechte,  so  wie  denn  überhaupt  die  innere  Ver- 
wandschaft beider  Völker  und  ihrer  Rechte  um  so  deut- 
licher wird , je  höher  hinauf  die  Untersuchung  reicht  und 
je  klarer  sich  auf  der  andern  Seite  die  nationellcn  Unter- 
schiede heraus  stellen. 

§.  26.  Forderungen. 

Das  Recht  der  Forderungen  ist  bei  weitem  weniger  aus- 
gebildet, als  wir  cs  schon  ziemlich  frühe  im  römischen 
Rechte  finden.  Unsere  Quellen  darüber  sind  sehr  dürftig. 
Vieles  mochte  allerdings  anerkannt  worden  sein,  wovon 
uns  keine  bestimmte  Kunde  geblieben  ist.  Im  Ganzen  aber 
war  doch  der  Verkehr  weder  sehr  lebhaft  noch  sehr  reich. 
Man  bedurfte  seiner  auch  weniger,  als  noch  fast  alles 
Volk  sich  mit  Ackerbau,  Viehzucht  und  Jagd  beschäftigte. 


241)  Neu  rat  t No.  305.  „Et  si  illi  ud  duodecimum  a nimm  aetatis  per- 
vrniunt  , tone  habeant  pofestatem  rediinendi,  »ive  filii  eint  liue  filme,  illam 
traditionell!. ” Vgl.  die  zahlreichen  von  Kraut  Vormundschaft  I.  S.  113  iT. 
gesammelten  Stellen. 

242)  Neu  gart  No.  153  in  Note  227.  — No.  212.  »Ego  Berahtlinda 
■na  cum  manu  advocatis  meae , scilicet  Pruningi,  trado."  Zuweilen  wird  ein 
solcher  Vogt  freilich  nicht  erwähnt,  wie  in  No.  299,  allein  er  kbunle  doch 
anler  den  Namen  der  Zeugen  versteckt  sein.  Vgl.  die  Nummern  462  u.  463. 
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In  dem  alamannischen  Volksrechtc  werden  ausser  den 
Forderungen  von  Busse  und  Schadenersatz,  die  aus  un- 
erlaubten Handlungen  entspringen  fast  nur  die  Schädigungen 
behandelt,  welche  durch  Eigene  und  Knechte  verübt  wur- 
den, indem  für  beide  der  Herr  als  Eigcnthümer  bis  auf 
einen  gewissen  Grad  einzustchen  hatte  ®43). 

Ich  hebe  hier  nur  die  merkwürdige  Bestimmung  von 
der  Tüdtung  durch  einen  Hund  hervor.  Wenn  nämlich 
ein  Pferd,  oder  Eber,  oder  Ochse  einen  Freien  tödtet, 
so  muss  der  Herr  des  Thicres  das  ganze  Wcrgeld  ersetzen. 
Wenn  dagegen  ein  Hund  ihn  zu  Tode  biss,  so  musste  nur 
das  halbe  Wergeid  entrichtet  werden.  Diese  letztere  Be- 
stimmung scheint  aber  zur  Zeit  des  alamannischen  Ge- 
setzes noch  neu  gewesen  zu  sein;  denn  wenn  der  Erbe 
des  Getödtctcn  sich  auf  das  alte  Recht  berief  und  volles 
Wergeid  forderte,  so  wagte  ihm  das  Gesetz  dieses  nicht 
abzusprechen.  Kur  suchte  es  ihn  durch  äussere  Unannehm- 
lichkeit zu  zwingen,  dass  er  von  seinem  Begehren  abstehe. 
Wollte  er  sich  nämlich  nicht  begnügen  mit  dem  halben 
Wergeide,  so  musste  er  sich  gefallen  lassen,  dass  ihm  der 
böse  Hund  todt  über  seiner  Hausthiirc,  zu  welcher  allein 
er  aus-  und  cingehen  durfte,  aufgehangen  wurde,  bis  er 
da  verfault  war  und  die  Knochen  herunter  Helen.  Ging  er 
inzwischen  zu  der  andern  Thiire  heraus  oder  hinein , so 
musste  er  die  Hälfte  des  empfangenen  Wergeides  zurück 
bezahlen  5ii). 

Bei  dieser  Gelegenheit  verdient  noch  ein  anderer  eben 
so  alterthiimlicher  Rechtsgebrauch  Erwähnung,  für  den  ich 
freilich  keine  unmittelbar  zutreffenden  schriftlichen  Zeug- 
nisse anführen  kann,  der  aber  merkwürdig  genug  noch 
gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  in  einem  wirklichen 
Falle  in  unserer  Gegend  zur  Sprache  kam.  So  auffallend 


243)  Lex  Alam.  til.  24.  S6.  102.  103. 

244)  Lex  Alam.  lil . 102.  vergl.  mit  tit.  103.  Griuim  R.  A.  S.  663 
und  S.  686.  Griinm  erinnert  mit  Recht  an  den  Gebrauch,  der  noch  jetzt 
«ich  findet,  schädliche  Thierfelle  Uber  der  Hausthiirc  auf/uhangen. 
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diese  Erzählung  sein  mag,  so  kann  ich  dennoch  ihre  ge- 
naue Wahrheit  auf  das  sicherste  verbürgen.  Man  wird 
daraus  erkennen , wie  sich  durch  blosse  Ueberlieferung  von 
Mund  zu  Mund  Rcchlsgewohnheiten  vererben  und  in  einer 
veränderten  Zeit  viele  Jahrhunderte  noch  in  der  Erinnerung 
fortlehen  können. 

In  dem  letzten  YTiertel  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
katn  ein  Bauer  zu  dem  ziiricherischcn  Obervogte  H.  H. 
Füssli  iu  Erlcnbach  ain  Ziirichsce,  und  beschwerte  sich, 
dass  ihm  von  dem  Machbar  seine  Katze  getüdtet  worden 
sei.  Der  Beamtete  suchte  ihn  zu  beschwichtigen  und  ihm 
das  Unbedeutende  der  Sache  vorzustellen.  Der  Bauer  be- 
rief sich  aber  fortwährend  auf  das  „ Katzenrecht ,”  welches 
er  fordere,  bis  ihn  der  Vogt  endlich  fragte,  was  dieses 
Katzenrecht  zu  bedeuten  habe.  Da  erwiederte  der  Bauer, 
nach  dem  Katzenrechte  müsse  der  Machbar  über  das  Fell 
der  gctödleten  Katze,  welches  auf  dein  Boden  auszubreiten 
sei,  so  viel  Weizen  auf  einen  Haufen  schütten,  bis  das- 
selbe davon  ganz  zudeckt  werde. 

Viel  später  hat  Jakob  Grimm  nachgewiesen , dass  die 
alterthüinliche  deutsche  Mordsühne  auch  für  den  erschla- 
genen Menschen  eine  ganz  ähnliche  gewesen  sts). 

?.  27.  Erbrecht. 

Mach  dem  Tode  des  Alamannen  fiel  seine  Verlassen- 
schaft unmittelbar  seinen  rechtmässigen  Erben  auheim , nach 
dem  Spriichwort:  der  Todte  erbt  (auf)  den  Lebendigen  sili). 
Dabei  darf  man  sich  aber  die  Verlasseuschaft  nicht  als  ein 
juristisches  Ganzes  denken,  welches  als  Gcsnmuithcit  aller 


245)  Grimm  in  Ssvignr«,  Eichhorn. i und  Goichcnl  Zeitschrift 
fiir  geschichtliche  Rechtswissenschaft.  B.  I.  S.  323,  woselbst  auch  die  Glosse 
rum  Sachsenspiegel  III.  49  Angeführt  ist,  folgenden  Inhalts:  „Wer  des 
Andern  Hund  lodet , der  so)  ihn  gelten  mit  also  viel  Wauen,  da  inan  den 
Hund  mit  beschulten  mag  in  der  Lange  aufgehangen  von  der  Erde.*' 

246)  Siehe  oben  Note  1S9  und  unten  255.  Mi  (lernt  nier  deutsches 
Pnvatrecht  382. 

Blsitlithli  Rrrbli^orhirhlf  S 
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denkbaren  Vermögensrechte  auf  den  Erben  als  den  Re- 
präsentanten des  Erblassers  übergeht,  wie  diess  bei  der 
römischen  hereditas  der  Fall  ist,  sondern  vielmehr  gctheilt 
in  mehrere  Bestandtheile.  So  wurden  vor  allem  Liegen- 
schaft  und  Fahrhabe  von  einander  geschieden : man  konnte 
ftir  diese  Erbe  sein , für  jene  nicht.  So  noch  andere  Be- 
standtheile, fiir  die  es  cigenthiimliche  Successionen  gab. 

Das  alamannische  Gesetz  spricht  sich  über  das  dem 
ganzen  Volke  bekannte  System  der  Erbfolge  nicht  näher 
aus.  Es  enthält  nur  einige  wenige  fast  beiläufige  Andeu- 
tungen, aus  welchen  es  schwer  hält,  etwas  weiteres  zu 
schliessen.  Auch  die  Urkunden  geben  nur  kümmerliche 
Aufschlüsse.  Doch  darf  man  es  wohl  wagen,  aus  den  Be- 
stimmungen über  den  Erbgang,  die  vertragsgemäß  mit  Rück- 
sicht auf  die  Precareien  erlassen  werden  und  zuweilen  in 
den  Urkunden  Vorkommen,  auf  das  damals  geltende  Erb- 
recht zu  schliessen,  sobald  man  dabei  nur  die  nöthige  Vor- 
sicht beachtet.  Denn  in  der  Regel  werden  sich  die  Leute 
in  ihren  Verfügungen  von  diesem  nicht  entfernt  haben. 

Einige  andere  Punkte  scheinen  mir  Licht  zu  erhalten 
aus  der  Vergleichung  der  spätem  schweizerischen  Rechts- 
quellen, welche  in  dem  alamannischen  Gebiete  einen  ganz 
eigenthiimlichen  Charakter  haben. 

1)  Voran  erbten  die  Nachkommen  des  Erblassers, 
welche  eben  daher  in  einem  engern  Sinne  vorzugsweise 
Erben  genannt  werden. 

Den  Töchtern  gingen  die  Söhne  vor;  ob  aber  nur 
in  der  Beerbung  der  Liegenschaften  oder  auch  der  Fahr- 
habc,  ist  zweifelhaft.  Doch  dürfte  die  crstcre  Annahme 
natürlicher  und  wahrscheinlicher  sein.  Waren  keine  Söhne 
da,  so  erbten  die  Töchter  auch  die  Grundstücke2*7)  Nach 


247)  Lex  Alam.  tit.  57.  „Si  aulein  duae  sorores  abaque  fratre  relictae 
post  mortem  palris  fiterint  , ct  ad  ipsas  hereditaa  puterna  pertingat,  et  una 
nupserit  sibi  eoaequali  libero , alia  aulein  nupsent  aut  colono  Regis  aut 
colono  Ecclesiac  , iila  qui  illi  libero  nnpsit  sibi  coaequali , teneat  lerram 
patria  earuin.  Rca  uulcrn  alias  aequaliter  dividant .**  Die  Stelle  entscheidet 
nicht  gerade  fiir  das  Erbrecht  der  Tuchler  in  die  Fabrhabe  neben  den 
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dein  besonders  in  der  altern  Zeit  strenge  durchge- 
fiibrten  Grundsatz,  dass  nur  die  Nächsten  erben,  somit 
Entferntere  ausgeschlossen  werden,  konnten  Enkel  sicher 
nicht  mit  Kindern  zugleich  zur  Erbschaft  gelangen,  auch 
nicht  an  ihres  vorverstorbenen  Vaters  oder  ihrer  Mutter 
Statt JM).  Wohl  aber  erbten  auch  Enkelinnen  von  der 
Tochter  her  219).  Gleich  berechtigte  Erben  theilten  immer 
zu  gleichen  Theilen  2ä0). 

2)  Waren  keine  Nachkommen  da,  so  erbte  zunächst  der 


Söhnen,  ist  aber  ebenso  wenig  dagegen;  denn  jene  Bestimmung  eines  Unter* 
schied*  zwischen  der  Tochter,  die  den  Freien,  und  der,  welche  den  Hörigen 
ehelicht,  konnte  ja  nur  da  zur  Sprache  kommen,  wo  kein  Sohn  vorhanden 
war,  weil  dieser  jedenfalls  die  Liegenschaften  für  sich  behalten  hätte.  Inso- 
fera  aber  unterstützt  diese  Stelle  nach  meiner  Ansicht  die  obige  Annahme , 
als  der  Unterschied  zwischen  der  Beerbung  der  Liegenschaften  und  der  Fahr- 
habe wohl  kaum  nur  für  den  seltenen  angeführten  Fall  aufgeslellt,  sondern  auch 
in  andern  Verhältnissen  und  zwar  eben  der  regelmässigen  Tbeilung  der  Ge* 
schwister  gangbar  war.  Anderer  Meinung  ist  Eichhorn  Hechtsgeschichts 
$.  65.  S.  406.  Vgl.  noch  Neugart  No.  254.  „Quodsi  hoc  evenerit,  ut 
tpte  fihus  meue  in  sua  juvenlule  vitam  suam  fixieret , tune  habeat  ipsas  res 
praedieta  fiha  mea.”  No.  321.  305.  Eioe  ganz  ausnahmsweise  Bestimmung, 
wonach  die  Tochter  erst  nach  den  Bruderssöhnen  zur  Erbschaft  gelangen  soll , 
enthalt  No.  452.  „Si  — fiiiuin  — non  relinquero,  tune  frater  meu e Bonn, 
»el  r/ui  fihus  sire  fiiii  ex  legitimo  conjugio  procreati  — redimant.  Si  vero 
easdera  res  non  redimerc  , vel  heredes  matculos  non  habere  contingeret,  tune 
dernum  filiabue  meis  conccdatur.  — Ac  si  nec  filias  — heredes  habuero , 
tnnc  consanguuteus  meue  Thiothelin  , si  heredem  mascultmi  habuerit,  com 
ipsius  manu,  vel  ipse  heres  per  se  ipsum  — redimant." 

24  S)  Jo  h.  Casp.  Zelweger  Geschichte  des  Appenzeller  Volkes  S.  34. 
i«t  im  Irrthuin,  wenu  er  in  dieser  Zeit  schon  die  Enkel  neben  dem  Oheim 
des  Grossvater  beerben  bisst.  Pas  Einlritlsrecht  der  ^nkel  an  die  Stelle  ihres 
verstorbenen  Vaters  oder  Mutter  ist  auch  im  Canlon  Appenzell  A.  B.  erst 
im  Jahre  1501  anerkaoot  worden.  Landbuch,  Artikel  105.  Waren  nur  Enkel 
da  , so  wurde  nach  demselben  Statute  noch  die  Erbschaft  unter  die  mehreren  En- 
kel nach  den  Köpfen  nicht  nach  den  Stämmen  vertheilt:  So  maucher  Mund,  so 
manches  Pfuad.  Auch  im  Cnnton  Zürich  werden  wir  später  noch  genug  Be- 
lege finden,  dass  das  Eintrittsrecht  selbst  dem  Enkel  sehr  spät  erst  zitgelassen 
wurde. 

249)  Neugart  No.  423. 

250)  Lex  Alant,  tit,  57.  oben  Note  247.  lit.  43.  „fralres  — — — 
aeqoaiiter  partiant.” 
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Vater  *JI),  darauf  erst  die  durch  ihn  vermittelten  Sciten- 
v er  wandten  je  nach  der  Nähe  ihrer  Abstammung  von 
ihm.  Hier  wird  es  nun  nöthig  sein,  von  einem  Haupt- 
principe  der  altern  deutschen  Erbfolge  zu  sprechen , näm- 
lich von  der  Parentelordnung.  Während  nämlich  an- 
dere Rechte  die  Erbfolge  wesentlich  abhängig  machten  von 
der  Anzahl  der  Zeugungen  (Grade),  welche  das  Band  zwi- 
schen Erblasser  und  Erben  vermitteln,  und  so  die  nächsten 
am  Blute  zulassen,  so  ging  das  deutsche  Recht  dagegen  einen 
andern  Weg.  Nach  demselben  nämlich  kommen  auch  die 
Nächsten  zur  Erbschaft,  aber  ihre  Nähe  wird  voraus  be- 
dingt durch  die  Nähe  des  gemeinschaftlichen  Stammvaters. 
Erst  gelangt  der  Vater  und  alle,  welche  von  ihm  abstam- 
men , zur  Succcssion ; dann  erst  der  Grossvater  und  welche 
von  ihm  ihre  Erzeugung  hcrleiten.  Das  Erbe  soll  nach 
dieser  Ansicht  so  wenig  möglich  aufwärts  zu  den  Vor- 
fahren steigen  und  eher  abwärts  nach  den  Nachkommen 
hin  fallen  2K). 

Eben  darum  ist  auch  die  Art,  die  Entfernung  der  Erben 
zu  bezeichnen,  eine  ganz  eigcnthiimliche.  Die  römische 
Gradzählung,  nach  welcher  alle  Zwischenglieder  von  dem 
Erblasser  bis  zum  Erben  gerechnet  werden , kann  hier 
überall  nicht  passen.  Sondern  vorerst  wird  gefragt : Welche 
Parentel,  die  des  Vaters,  Grossvaters,  Urgrossvaters  kommt 
zur  Erbfolge?  Jede  nähere  Parentel  schliesst  dann  von 
selber  alle  entferntem  aus.  Dann  aber,  wenn  die  Parentel 
ermittelt  ist , so  werden  nur  die  Glieder  von  dein  gemein- 
schaftlichen Stammvater  aus  bis  zu  den  Erben  zu  zählen 
sein,  um  zu  wissen,  welche  die  nächsten  seien.  So  kommt 
z.  B.  der  Neffe  im  zweiten  Gliede,  der  Oheim  im  ersten 
Gliede  zur  Succcssion;  weil  jener  von  dem  gemeinschaft- 
lichen Vater  zwei  Stufen  abwärts  steht,  dieser  von  dem 
gemeinschaftlichen  Grossvater  nur  eine.  Allein  der  Neffe 


251)  Lex  Alam.  lil.  92.  Neugart  No.  71. 

252)  Eichhorn  Recbtsgescbicbtr  $$.  19.  65.  373.  Maier  Germanien« 
Urrerfassnng  $.  68.  S y d o w Erbrecht  des  Sachsenspiegels  §.  HS.  6-  69  ff. 
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erbt  vor  dem  Onkel  des  Erblassers,  weil  jener  schon  in 
der  Parentel  des  Vaters,  dieser  erst  in  der  des  Grossvaters 
erscheint. 

Für  diese  deutsche  Berechnung  der  Erbnähe  passen  die 
von  den  deutschen  Quellen  gebrauchten  Ausdrücke  Linie 
und  Glieder  sehr  gut,  während  der  Ausdruck  Grad  zu 
allgemein  ist  und  jede  mögliche  Abstufung  bezeichnet. 
Bei  jenen  Ausdrücken  geht  man  immer  aus  von  einem  fixen 
Punkte,  nämlich  von  dem  Haupte  der  Parcutel,  und  eben 
darum  stehen  die  Erben , welche  zugleich  zur  Erbschaft 
kommen,  immer  auf  der  gleichen  Linie,  während  es 
nach  der  römischen  Berechnungsweise  oft  noch  andere 
Personen  gibt,  die  in  gleichem  Grade  verwandt  wären, 
die  aber  eben  nicht  erben,  weil  sie  auf  andern  Linien 
stehen  M3). 

Auch  in  der  Seitenlinie  standen  wohl  die  Weiber  hin- 
ter den  Männern  an  Erbfähigkeit,  wenigstens  mit  Bezug 
auf  die  Liegenschaften  zurück.  Es  ist  dieses  uni  so  wahr- 
scheinlicher, als.  nach  dein  Grundsätze  der  Parcntelcn  die 
Beerbung  sich  ain  Ende  immer  als  eine  Erbfolge  der  Nach- 
kommen auch  in  der  Seitenlinie  dnrslcllt,  der  Bruder  mit- 
hin an  die  Stelle  des  Sohnes,  die  Schwester  an  die  Stelle 
der  Tochter  tritt.  Es  scheinen  aber  die  Bruderssöhne  der 
Schwester  auch  noch  vorher  gegangen  zu  sein,  woraus 
man  dann  wieder  den  Schluss  ziehen  könnte,  dass  auch 
in  der  ersten  Erbfolge  der  Kinder,  die  Enkel  durch  den 
Sohn  der  Tochter  vorgegangen  seien  SJi). 


253)  Vgl.  darüber  meinen  Aufsatz  in  der  Monatschronik  für  zilricherische 

Rechlspfiege  B.  III.  $.  193,  wo  die  Sache  bildlich  dargestellt  ist. 

25 4)  Ueber  das  Erbrecht  der  Schwester  uud  Schwestersohne  ist  zu  rer- 

gleichen  Neu  gart  No.  303.  427.  455.  539  , vorzüglich  aber  No.  397: 
m Post  ejus  (matris)  vero  obilum,  si  tarnen  ego  legitiinum  bereden»  non  relin- 
<5uo , tune  fraler  ment  llaganu  et  legitimi  ejtit  he  redet , si  forte  — pro- 
creati  focriut,  res  supradicta*  — possideant.  Quodsi  ipti  non  redemerint , 

tnoe  tororet  »neue  legiiimit  viri  nuplae  easdein  res  habeant  — — et  simi- 

I*f er  — redinieudi  facultatem  haheaut , siiniliter  el  legitimi  earuin  filii.  Si 
«uttm  neque  ipsae  rcdemeriut , nec  earuui  filii,  tune  filii  anunculi  mei 
Aioalungi."  Vgl.  !So.  250. 
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Ob  es  neben  dem  relativen  Vorzug  der  männlichen 
Erben  vor  den  weiblichen  auch  noch  einen  unbedingt 
ten,  oder  was  eher  anzunehmen  ist,  einen  relativen  Vor- 
zug des  väterlichen  Stammes  vor  dem  mütterlichen 
gegeben,  und  welcher,  lässt  sich  kaum  mehr  mit  Sicher- 
heit ermitteln.  Doch  macht  es  der  spätere  Vorzug  der 
Vatermagen,  wie  wir  alle  Verwandte  durch  den  Vater, 
väterlichen  Grossvater  u.  s.  f.  des  Erblassers  nennen,  im 
Gegensatz  zu  den  Muttermagen,  welche  durch  die  Mut- 
ter, die  mütterlichen  Grosseltern  oder  die  väterliche  Gross- 
mutter u.  s.  f.  des  Erblassers  mit  demselben  verwandt  sind, 
ein  Vorzug,  welcher  sich  in  den  verschiedenen  Rechten 
des  alainannischen  Gebietes  in  der  Schweiz  fast  durch- 
gängig, wenn  auch  in  etwas  verschiedener  Gestaltung, 
wieder.  Endet,  sehr  wahrscheinlich,  dass  schon  nach  altem 
alamannischen  Rechte  ein  ähnlicher  Vorzug  bestanden  habe. 
Diese  Wahrscheinlichkeit  wird  dadurch  verstärkt,  dass  sich 
nirgends  Andeutungen  des  Gegentheils  Enden  !iJ). 


255)  Wir  werden  nochmals  darauf  zurück  kommen  müssen.  Vgl.  darüber 
meine  Abhandluug  in  der  Monatschronik  für  ziiricherische  Rechtspflege  B.  III, 
S.  201.  und  IV.  S.  27  ff.  Die  Erwähnung  des  avunculu $ in  der  Note  254 
citirleo  Urkunde  kann  nichts  entscheiden , indem  einmal  im  Latein  des  Mit- 
telalters jeder  Oheim  auch  der  väterliche  so  genannt  wird  (Da  Gange  s.  v.) 
zweitens , wenn  er  auch  Muttermag  gewesen  wäre , daraus  höchstens  die 
Erbfähigkeit  auch  de«  Mutiertnagen , aber  nicht  neben  gleich  nahen  Vater- 
magen folgern  würde.  Endlich  scheint  mir  die  Stelle  Ltx  Alam.  tit.  92  imraei- 
noeh  vorzüglich  auch  auf  die  Neigung  zu  deuten,  dem  Stamme  des  Vaters, 
somit  dem  Vatermagen  das  Vermögen  auch  dann  ru  sichern  , wenn  es  Ton  der 
Mutter  berrUhrte. 
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Von  der  Auflösung  der  fränkischen  Monarchie  bis  tur 
Hmntschen  Verfassungsänderung  ln  Zürich. 

Jahr  887  bis  1336. 


5-  1.  Historische  Einleitung. 

AU  Deutschland  für  immer  von  der  ausgedehnten  frän- 
kischen Monarchie  abgelüst  wurde,  thcilte  der  Zürichgau 
die  gemeinen  Schiksalc  des  deutscheu  Reiches,  zu  dem  er 
gebürte,  auf  lange  Zeit.  Die  grossen  iunern  Veränderungen, 
welche  dieser  Staat,  dcui  cs  gelang,  die  höchste  Stellung  in 
der  christlichen  Welt  einzunehmen , erlebte,  wirkten  in  allen 
Gliedern  desselben  nach  und  die  allgemeinen  Tendenzen  spie- 
gelten sich  ah  in  der  Entwickelung  des  kleinsten  Thciles. 

Je  mehr  indessen  die  Geschichte  fortschreitet,  desto  mehr 
werden  wir  auch  gewahr,  wie  sich  einzelne  kleinere  Ge- 
staltungen aus-  uud  absondern , desto  mehr  tritt  das  Indivi- 
duelle hervor.  Die  Grundfarben  des  Ganzen  durchziehen 
zwar  noch  fortwährend  diese  Gebilde , aber  auch  locale 
Färbungen  wirken  mit  und  gehen  denselben  einen  eigen- 
Ihtiinlichtn  Ton. 

Eichhorn  hat  von  allgemeinem  Gesichtspunkte  aus  die 
Entwickelung  des  deutschen  Reiches  und  seiner  Institute  mit 
Meisterhand  geschildert.  Wir  setzen  die  Losung  jener  Auf- 
gabe als  geschehen  voraus,  und  werden  uns  gerade  im  Ge- 
gensätze dazu  immer  mehr  an  das  Einzelne,  Besondere  halten. 

Die  Gefahr  einer  gänzlichen  Auflösung  des  Reiches  in 
die  verschiedenen  Yülkerstäinine  wurde  nach  dem  Absterben 
der  unechten  Karolinger  glücklich  besiegt  und  die  Einheit 
der  Nation  durch  kräftige  Könige  wieder  befestigt.  Indcs- 
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scn  erhielten  die  einzelnen  deutschen  Völker  wieder  Her- 
zoge. So  auch  Alamnnnien  im  Jahr  916.*) 

Die  Herzoge  wurden  anfangs  aus  den  angesehensten 
Edeln  der  Provinz  von  dem  Könige  gewählt.  Später  such- 
ten die  Könige  oft  die  gefährliche  Macht  derselben  dadurch 
zu  ihrem  Vortheile  zu  wenden,  dass  sie  die  Angehörigen 
ihrer  Familien  mit  dem  Herzogthuine  belehnten.  Aber  auch 
diese  Bestrebungen  missglückten  öfters  und  es  diente  das 
ganze  Iustitut  weniger,  die  Provinzen  mit  dem  Reiche  zu 
verbinden  als  vielmehr  provinziellen  Widerstand  und  innere 
Kämpfe  zu  erleichtern. 

Die  Gewalt  der  Herzoge  war  eine  wesentlich  militärische. 
Sic  hatten  den  Heerbann  der  Provinzen  und  standen  als 
Heerführer  an  der  Spitze  des  Aufgebotes.  Die  gewöhnliche 
Rechtspflege  stand  unter  der  Leitung  des  Grafen,  ohne  dass 
sich  die  Herzoge  in  die  Verwaltung  derselben  mischten2). 

Im  Jahr  1096  (nach  Schöpflin  1098)  erhielt  Berchtöld  II. 
von  Zähringen  durch  den  Vertrag  von  Mainz  die  herzogli- 
che Würde  in  einem  Theile  des  vormaligen  Alamannicns,  so 
wie  die  Reichsvogtei  über  die  Stadt  Zürich  , deren  ausdrück- 
lich gedacht  war.  Es  ist  kaum  zu  zweifeln , dass  auch  der 
Zürichgau  unter  seine  Hoheit  kam. 3)  Dieser  Erwerb  hätte 
Für  Zürich  und  die  Schweiz  von  der  grössten  Bedeutung 
werden  und  die  ganze  spätere  Geschichte  verändern  können, 
wenn  nicht  das  Hans  der  Zähringer  schon  im  Jahr  1218 
ausgestorben  wäre. 

Es  gehört  zu  den  charakteristischen  Erscheinungen  des 

1)  Joh.  v.  Müller*  Schweizergeschichte,  f.  S.  239  — 241.  Urkundlich 
kommt  der  erste  Herzog  Burkard  von  Alamnnnien  vor,  z.  B.  hei  Neu  gart 
No.  705  v.  J.  920.,  ferner  No.  715. 

2)  Wenn  in  der  Urkunde  von  963  das  in  Zürich  gehaltene  Gericht  de* 
Grafen  Gottfried  tod  dem  des  Herzog«  Burkard  unterschieden  wird  und 
sogar  auf  den  ersten  Blick  ein  Zug  von  dein  einen  an  das  andere,  somit 
Unterordnung  des  erstem,  sich  zu  ergeben  scheint,  so  losen  sich  diese 
Zweifel  dadurch,  dass  Burkard  selber  das  Grafenamt  im  ZÜricbgau  besass 
und  Gottfried  bloss  als  sein  Stellvertreter  zu  betrachten  ist.  Vgl.  Urk.  bet 
Neugart  No.  742.  747.  749  uud  738. 

3)  J.  Dan.  Schöpflin  hist.  Zaringo-Baden.'is.  Tom.  I.  Carol>rubc  1763. 
P.  75.  77. 
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Mittelalters  , dass  jede  Amtsgewalt  sich  mit  der  Zeit  in  ein 
erbliches  Recht  zu  verwandeln  wusste.  Noch  allgemeiner 
ausgedrückt : es  zeigt  sich  überall  ein  starker  Trieb , fakti- 
schen Zuständen  Erblichkeit  und  dadurch  einen  andauernden 
rechtlichen  Charakter  zu  verschaffen.  Und  gewöhnlich  hat 
dieser  Trieb  Erfolge  zuwege  gebracht.  Wir  finden  ihn 
selbst  und  seine  Erfolge  durchweg  bei  allen  hohem  Staats- 
ämtern,  aber  nicht  weniger  auch  in  dem  Gebiete  des  Pri- 
vatrechtes. 

So  war  auch  die  herzogliche  Würde  auf  dem  Wege  erb-  . 
lieh  zu  werden;  und  selbst  wo  dieses  nicht  gelang,  sind 
doch  erbliche  Fiirstenthiimer  aus  der  Verbindung  mit 
der  herzoglichen  Gewalt  hervorgegangen.  Das  Geschlecht 
der  Zähringer  war  auch  eines  dieser  Fürstengeschlechter, 
und  längere  Dauer  desselben  hätte  wahrscheinlich  einen  pro- 
vinziellen Zustand  consolidirt  und  ein  Land  zusamraengehal- 
ten,  welches  sich  nachher  völlig  spaltete  und  dessen  Theile 
sich  in  verschiedener  Richtung  wieder  mit  andern  zusam- 
menfugten.  Aber  das  frühe  Aussterben  dieses  Hauses  machte 
es  möglich,  dass  Zürich  wieder  zur  freien  Reichsstadt  wurde, 
und  daneben  mehrere  Grafschaften  von  kleinerem  Umfange 
in  unmittelbare  Verbindung  mit  König  und  Reich  traten. 

Schon  vorher  hatte  sich  die  Auflösung  der  alten 
Gauverfassung  vorbereitet.  Dazu  wirkte  Verschiedenes 
zusammen.  Die  Privilegien  der  Immunität,  welche  die 
Könige  den  Bischöffen,  Achten,  Klöstern  verliehen , entzo- 
gen immer  mehrere  Gebietstheile  der  direkten  Einwirkung 
des  Grafen.  Nach  und  nach  fiel  auch  der  indirekte  Einfluss 
weg  , indem  die  Grafengcwalt  selber  auf  die  Immunitäts- 
herrn übergetragen  wurde.  Die  Städte,  welche  in  dieser 
Periode  meist  im  Zusammenhänge  mit  ihren  Immunitäten 
entstanden,  erhielten  nach  und  nach  eine  eigen thümliche 
Stellung  und  Einrichtung,  durch  welche  sie  sich  wieder 
von  den  übrigen  Grafschaften  unterschieden. 

Nachdem  so  der  Gau  von  einer  Menge  solcher  gefreiter 
Bezirke  durchzogen  und  zerspalten  war , wurde  cs  auch 
andern  Edeln  erleichtert,  dieselben  Rechte  für  ihre  Güter 
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und  Herrschaften  zu  erwerben,  bis  zuletzt  auch  die  Gau- 
grafen selbst,  von  der  allgemeinen  Hinneigung  zur  Erb- 
lichkeit unterstützt,  ihr  Amt  an  ihr  Haus  zu  fesseln  und 
erbliche  Rechte  auf  das  noch  übrige , mit  ihrem  ursprüng- 
lichen Grundbesitze  vereinigte  Gebiet  zu  erhalten  wussten. 
So  wurden  dann  aus  den  Grafschaften  wahre  Landgraf- 
schaftcn.  In  dem  Thurgau  gelang  es  auf  diese  Weise  den 
Grafen  von  Kyburg,  in  dem  Ziirichgau  den  Grafen  von 
Habsburg,  den  letztem  jedoch  nur  theilweise  , Landgraf- 
schaften zu  erwerben.  Die  Kampfe  des  Hauses  Habsburg 
mit  Schwyz , welche  den  Grund  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft legten , erklären  sich  daraus,  dass  die  Grafen 
von  Habsburg  in  der  Ausdehnung  und  Sicherung  ihrer 
Landgrafschaft  bei  dem  kräftigen  Bergvolke  auf  einen  Wi- 
derstand sticssen,  den  sie  nicht  zu  überwältigen  vermochten4). 

Die  Veränderung  des  Reichsdienstes  trug  ferner  vieles 
dazu  bei,  die  alte  Gauverfassung  zu  zerstören.  Der  Dienst 
musste  nun  grösstenthcils  zu  Pferde  geleistet  werden , und 
indem  so  nur  die  Begüterten  oder  die  Dicnstlcutc,  welche 
einen  Beruf  daraus  machten,  zu  dem  eigentlichen  Heer  ge- 
hörten, bildete  sich  aus  ihnen  ein  eigener  Stand  der  Ritter. 
Die  übrigen  Freien  verlernten  das  Kriegsgeschäft,  wurden 
so  faktisch  entwaffnet  und  mussten  nun  an  den  Herrn,  wel- 
cher die  Mannschaft  seines  Kreises  aufrief,  Kriegsstcucrn 
entrichten.  So  war  auch  von  dieser  Seite  der  Weg  zur 
Oberherrschaft  der  edeln  Führer  und  zur  Untcrthanenschaft 
der  Angehörigen  ihrer  Sprengel  geebnet. 

Endlich  diente  der  grosse  Kampf  des  Papstthumes  mit 
dem  Kaiserthume,  welcher  überhaupt  das  Mittelalter  cha- 
rakterisirt,  dazu,  dem  Herrenstand  grössere  Rechte  zu  ver- 
schaffen und  die  Gewalt  des  Königs  zu  schmälern,  iudem 

4)  So  viel  geht  allerdings  aus  den  Untersuchungen  von  K o p p , Urkunden 
zur  Geschichte  der  eidgenössischen  Bunde,  Luzern  1330,  hervor,  dass 
sich  die  Grafen  von  Habsburg  «'s  Landgrafen  von  Schwyz,  das  ursprünglich 
zum  Zürichgau  gehörte,  betrat hteten , und  bei  Gelegenheit  wohl  auch  etwa 
anerkannt  wurden.  Allein  diese  Rechte  waren  damals  noch  nicht  fest , sondern 
erst  im  Werden,  und  Kopp  Ihut  den  ersten  Schweizern  Inrecht,  wenn  erst* 
ohu*  weiters  für  Empörer  gegen  eine  rechtmässige  Herrschaft  erklärt. 
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»ich  der  Papst  gewöhnlich  mit  der  Aristokratie  des  Landes 
verbündete,  um  jenen  zu  bekämpfen. 

Merkwürdig  ist  es , dass  Zürich , von  wo  später  die 
Reformation  der  Schweiz  ausging,  schon  sehr  frühe  in  kirch- 
lichen Dingen  zu  freieren  Ansichten  Neigung  zeigte.  Arnold 
von  Brescia  fand  in  der  Mitte  des  zwölften  Jahrhunderts 
vielen  Anklang  in  dieser  Stadt,  woselbst  er  sich  längere 
Zeit  aufhielt.  Und  auch  in  den  Kämpfen  Kaiser  Friedrichs 
hielt  es  Zürich  entschieden  mit  dem  Kaiser.  Freilich  mochte 
die  Stellung  der  Stadt,  als  einer  Reichs vogtei,  auch  dazu  bei- 
getragen haben,  dass  sie  auf  dieser  Seite  stritt. 

{.  2.  Die  Stadt  Zürich. 

Das  wichtigste  Ereigniss  in  dieser  Periode  unserer  Rechts- 
geschichte ist  indessen  die  Entstehung  der  Stadt  Zürich. 
Aus  was  für  Elementen  sie  geworden,  das  werden  wir  näher 
nachzuweisen  versuchen.  Eben  das , dass  sie  zur  Stadt  ge- 
worden , und  nicht , wie  die  meisten  andern  Städte  auch  der 
Schweiz,  gleichsam  auf  einen  Schlag  zur  Stadt  gemacht 
wurde,  bietet  besonderes  Interesse  dar,  sowie  hinwieder 
der  Nachweis  auch  um  so  schwieriger  sein  wird. 

Zu  Ende  der  vorigen  Periode  haben  wir  noch  verschie- 
dene von  einander  gesonderte  Bestandtheile  wahrgenommen, 
die  königliche  Burg,  die  Genossenschaft  vom  Berge,  die 
Abtei  Fraumünster  mit  den  Bewohnern  ihrer  Höfe,  die 
Stift  zum  Grossmiinstcr  mit  ihren  Hörigen.  Diese  Bestand- 
theile mussten  verwachsen,  damit  ein  neuer  Organismus  mög- 
lich wurde.  Und  das  ist,  vermutlich  im  achten  Jahrhun- 
dert , wirklich  geschehen. 

Sowohl  in  der  Abtei  und  den  Rechten,  welche  sie  er- 
warb , als  in  dem  Dasein  der  königlichen  Burg  und  der  da- 
mit verbundenen  Rcichsvogtei,  lag  eine  vereinigende  Kraft. 
Aber  eben  dass  zwei  solche  Einigungspunktc  da  waren,  die 
nicht  wie  in  vielen  andern  Städten  in  Einer  Hand  zusammen 
trafen , erzeugte  wieder  Schwierigkeiten , welche  durch 
die  neue  Befestigung , die  alle  Bewohner  der  Stadt  nunmehr 
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vereinigte,  nicht  gehoben  wurden.  Vielleicht  aber  gerade 
um  jenes  Zwiespaltes  in  den  Ccntralpunkten  willen,  konnte 
sich  desto  leichter  ein  neues  rein  städtisches  Centruin,  der 
Rath  der  Stadt,  Geltung  verschaffen;  und  iin  Verlaufe  der 
Zeit  gelang  es  ihm  sowohl  die  Aebtissin  als  den  Reichsvogt 
von  jedem  bedeutenden  Einflüsse  auf  die  Angelegenheiten 
der  Stadt  zu  entfernen. 

Die  Entwickelung  der  iunern  städtischen  Freiheit  hatte 
indessen  auch  viel  der  glücklichen  Lage  von  Zürich  zu 
verdanken,  welche  für  Handel  und  Gewerbe  sich  in  vor- 
züglichem Maassc  eignete.  Zürich  war  schon  sehr  frühe 
für  den  Handel  der  Lombardei  mit  Deutschland  ein  wichti- 
ger Platz.  Von  dorther  kam  wahrscheinlich  noch  im 
zwölften  Jahrhundert  die  Fabrikation  von  Seidcnwaaren  und 
wollenen  Zeugen  nach  Zürich5).  Von  Italien  her,  wo  sich 
die  städtische  Freiheit  früher  und  rascher  entwickelt  hatte, 
mochte  auch  zuerst  geistige  Anregung  und  Gedanken  von 
politischen  und  religiösen  Reformen  über  die  Alpen  gekom- 
men sein.  Es  ist  bekannt,  was  für  lebhafte  Theilnahme 
Arnold  von  Brescia  in  den  süddeutschen  Städten  fand,  als 
er  sein  neues  System  moralischer  Freiheit  predigte.  In 
Zürich  hielt  er  sich  vornehmlich  auf,  und  es  ist  nicht  un- 
wahrscheinlich, dass  seine  Anwesenheit  auch  auf  die  städti- 
sche Verfassung  von  Einfluss  gewesen  ist. 

Handel  und  noch  mehr  Handwerke  waren  zwar  damals 
noch  in  den  Augen  des  Adels  und  der  Freien  eine  verächt- 
liche Thätigkeit.  Allein  der  steigende  Wohlstand,  eine 
Folge  dieser  Arbeiten,  veränderte  nothwendig  diese  An- 
sicht. Er  weckte  in  den  Kaufleuten  und  Handwerkern  Selbst- 
gefühl und  gab  ihnen  die  Mittel , demselben  auch  nach  aussen 


5}  (Sch  in z)  Versuch  eiuer  Geschichte  der  H.adelschaft  der  SUdt  und 
Landschaft  Zürich.  Zürich  1763.  S.  52.  Ein  Büchlein  ernster  Forschnng 
und  tüchtigen  Verstandes.  Za  vergleichen  ist  vorzüglich  das  fünfte  Buch  des 
Kichlebriefes  von  1304.  Cm  die  Mitte  des  zwölften  Jahrhunderts  finde  ich 
auch  zuerst  den  Weinbau  atn  Ztinchberg  erwähnt,  Urkunde  bei  Neu  gart 
No,  169,  v.  J.  1158.  Schinz  a,  a.  O.  S.  62.  hat  vom  llooggerberg  eud 
Zollikon  noch  altere  Angaben,  von  den  Jahren  1130  und  1145. 


Digitized  by 


Die  Stadt  Zürich. 


125 


hin  Anerkennung  zu  verschaffen.  Wie  sich  aus  der  verän- 
derten Kriegsverfassung  ein  Ritterstand  gebildet  hatte , so 
erzeugte  die  neue  Bedeutung  der  Städte  im  Verlaufe  der 
Zeit  auch  einen  neuen  Stand,  den  der  Bürger. 

Das  ist  freilich  nicht  ohne  grosse  Kämpfe  geschehen.  Der 
grosse  Streit  zwischen  Kaiser  und  Papst  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert brachte  in  dem  deutschen  Reiche  vielfache  Verwirrung 
hervor.  Der  Adel , zumal  der  niedere , sah  mit  Misstrauen 
und  Widerwillen  auf  die  neue  Schöpfung  der  Städte,  die 
ihn  in  seiner  Herrschaft  bedrohten.  Die  Besorgniss  des 
Adels  war  in  der  Thal  nicht  ganz  ungegründet,  denn  be- 
reits hatten  die  rasch  aufblühenden  italienischen  Städte  den 
umliegenden  Adel  gezwungen , sich  in  ihnen  niederzulassen 
und  so  ihre  eigene  Herrschaft  ausgedehnt,  iudein  sie  die 
Herrschaft  des  Adels  in  sich  aufnahmen.  Auch  finden  wir, 
dass  schon  frühzeitig  die  Städte,  welche  sich  durch  Auf- 
nahme zahlreicher  Bcw'ohner  zu  verstärken  trachteten,  an- 
fingen, Hörige  der  Edcln,  die  sich  zu  ihnen  geflüchtet, 
gegen  die  Ansprüche  ihrer  Herrn  zu  schützen.  Vielfache 
Anlässe  zu  Reibungen  konnten  nicht  fehlen.  Und  so  wurde 
namentlich  die  Zeit  jener  allgemeinen  Auflösung  von  dem 
Adel  benutzt,  um  den  Handel  der  Städte  aufs  äusserste  zu 
beunruhigen  und  durch  willkührlich  erhobene  Zölle  zu  be- 
lästigen. 

Der  grosse  Städtebund  des  Jahres  1255 , an  dem  auch 
Zürich  Antheil  nahm,  sollte  dazu  dienen,  den  Anmassun- 
gen  des  Adels  ein  Ziel  zu  setzen , die  Strassen  des  Reiches 
zu  reinigen  und  den  Handel  zu  schützen ; und  in  der  That 
hinderte  die  kräftige  Verbindung  der  Städte  jene  Bedrückun- 
gen grossentheils.  Sie  hielt  aber  nicht  fortdauernd  an  und 
in  den  rohen  Zeiten  des  Zwischenrcichcs  war  der  Fehden 
wieder  kein  Ende. 

In  der  Noth  und  dem  Drange  aber  erstarkten  gerade  die 
Kräfte  der  Bürger.  Zürich  bestand  unter  der  siegreichen 
Anführung  des  Grafen  Rudolf  von  Habsburg  die  Kämpfe 
mit  dem  benachbarten  Adel , besonders  mit  den  Edlen  von 
Regensberg  auf  das  glücklichste.  Es  war  diess  für  die  Stadt 
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um  so  vortheilhafter , als  nachher  ihr  Held  selber  den 
deutschen  Kaiserthron  bestieg. 

Bei  diesen  Fehden  mussten  aber  natürlich  so  ziemlich 
alle  Bewohner  der  Stadt  waffenfähig  werden;  und  mit  den 
Waffen  und  dem  Antheil  an  Glück  uud  Unglück  des  Krie- 
gerlebens stiegen  auch  die  Ehre  und  die  Ansprüche  der 
Handwerker,  die  zuvor  meist  Hörige  gewesen  und  von 
dem  Regimente  der  Stadt  ausgeschlossen  waren.  Die  Ver- 
änderung in  der  Staats  Verfassung,  welche  von  dem  Bürger- 
meister Brun  her  benannt  wird,  war  schon  durch  das  drei- 
zehnte Jahrhundert  vorbereitet.  Sie  trat  aber  erst  1336 
erfolgreich  hervor,  im  Zusammenhänge  mit  den  Verände- 
rungen in  vielen  andern  deutschen  Städten. 

§.  3.  Entstehung  der  Stadt  Zürich, 
a)  Die  Abtei. 

Die  Stellung  der  Aebtissinn  zu  der  Stadt  ist  desshalb 
schwierig  zu  bestimmen,  weil  es  an  fortlaufenden  Urkun- 
den fehlt.  Indess  klären  doch  die  zerstreuten  Andeutungen 
manches  auf. 

1)  Schon  sehr  frühe  scheinen  die  Zölle,  die  später 
noch  unter  dem  Namen  der  Stadtzöllc  von  allen  ein-  und 
ausgehenden  Gegenständen  bezogen  und  erst  im  Jahre  1S33 
aufgehoben  wurden,  der  Aebtissinn  zugehört  zu  haben. 
Ursprünglich  mochten  sie,  wie  anderswo,  zu  Händen  der 
königlichen  Kammer  bezogen  worden  sein  6).  Unter  den 
Urkunden  des  Fraumiinstcramtes  findet  sich  ein  alter,  an- 
geblich von  König  Ludwig,  dem  Stifter  der  Abtei,  be- 
stätigter Zolltarif.  Und  im  Jahre  072  erhielten  die  Mönche 
von  Einsiedeln  ein  Privilegium  von  Otto  I.,  welches  sie 
von  der  Entrichtung  des  Zolles  in  Zürich  und  dem  dortigen 
Münzzwange  befreite  7).  Auch  kommt  schon  947  ein  Zoll- 


6)  Vgl.  Eichhorn  Zeitschrift  fitr  geschichtliche  Rechtswissenschaft  I.  227. 

7)  Neugart  No.  766  und  781. 


Digitized  by  Google 


Zweites  Buch.  §.3.  Entstehung  der  Stadt  Zürich.  Die  Abtei.  127 

ner  (thelonarius)  in  Zürich  vor,  sowie  später  noch  Zöll- 
ner als  Beamtete  der  Acbtissinn  erwähnt  werden  *). 

2)  Hatte  sie  das  Recht  Münze  zu  schlagen.  Es  wäre 
unbegreiflich,  wie  in  älterer  Zeit  unsere  Züricher  Gelehr- 
ten sich  darüber  haben  streiten  können,  ob  das  Münzregal 
anfangs  der  Aebtissinn  oder  der  Stadt  verliehen  gewesen 
sei,  wenn  man  nicht  aus  andern  Vorgängen  wüsste,  wie 
sehr  ein  scheinbares  oder  wirkliches  politisches  Interesse  und 
das  Vorurtheil,  seine  Vaterstadt  oder  Vorfahren  schon  in 
den  Windeln  mit  herkulischer  Kraft  ausgerüstet  zu  wähnen, 
die  Wahrheit  trüben  kann.  Die  Abtei  war  lange  Zeit  hin- 
durch viel  bedeutender  und  höher  gestellt,  als  die  ganze 
Stadt,  mit  der  sie  verbunden  war9).  Nach  einer  Notiz, 
deren  Inhalt  jedenfalls  sehr  alt  ist,  geht  die  Münze  Zürich, 
(die  denn  auch  in  den  Urkunden  sehr  häufig  erwähnt  wird.) 
„in  allem  Ziirichgau  durch  Glarus  über  Wallenstadt  herauf 
bis  an  den  grünen  Hag”  (?),  ferner  durch  alle  Waltstätte 
bis  an  den  Gotthard,  sodann  durch  ganz  Aargau,  „vnz  an 
die  waggenden  (wankenden)  studen  (?)”  und  herab  bis  an  den 
Hauenstein  und  durch  alles  Thurgau  bis  an  die  Murg  ,0). 
Dazwischen  soll  keine  eigene  Münze  sein,  ausser  allein 
zu  Zofingen  in  der  Ringmauer  und  nicht  weiter  *‘).  In 


8)  Neugart  No.  727.  Abschriften  des  Fraumüasteraints  I.  170. 

9)  J.  fl.  Ott  vom  allen  Staatsrecht  der  Stadt  Zürich  in  der  Bach  I. 
Anm.  150  angeführten  Schrift  III.  S.  360  weist  nach,  dass  Stumpf  Chro- 
nik Buch  VI.  c.  14.  den  Irrlhuin  zuerst  veranlasst  habe,  indem  er  eine  alte 
Münze  aafiibre  mit  dem  Namen  König  Karls  auf  der  eineu  und  der  Stadt  auf 
der  andern  Seite  , woraus  man  dann  sofort  geschlossen  , König  Karl  der  Dicke 
habe  der  Stadt  das  Münzrecht  verliehen.  Ott  selber  ist  chcofalls  geneigt,  das 
Miinzrecht  der  Abtei  von  König  Ludwig  herzuleiten  und  aussert  darüber 
S.  367  : „Ich  habe  so  viel  gesagt,  dass  ich  den  Schluss  machen  darf,  das 
allerwabrscheinlichste  sei  , wir  empfangen  das  MUn/recht  unserer  Stift  aus 
Ludwig  des  Deutschen  Banden.  Aber  kein  MUnzrecht  für  die  Stadt.  Was 
nichts  ist,  empfängt  nichts.  Wir  haben  noch  keine  Stadt!" 

10)  In  St.  Gallen  worden  wieder  eigene  Münzen  geschlagen.  LTrk.  bei 
N'eugart  No.  930. 

11)  Abschriften  des  Frnumiinsterair.ts  VII.  849.  In  MS.  65  nach  dem 
Register  r.  J.  1365  findet  sich  die  Stelle  S.  81  b.  so:  „Wenn  man  Zürich 
•ein  raüntr.  schiacht,  daz  man  die  neraen  sol  durch  alle«  Ergöw  rf  vntz  an  die 


Digitized  by  Google 


128  Zweites  Buch.  §.  3. 

der  Tkat  eine  höchst  umfassende  Ausdehnung  des  Münz- 
banncs. 

Begreiflich  war  cs,  wenn  der  Rath  der  Stadt,  je  mehr 
sein  Ansehen  stieg  und  die  Macht  der  Aebtissinn  sich 
neigte,  Einfluss  auch  auf  das  Münzregal  sich  zu  erwerben 
suchte.  Schon  Conrad  IV.  musste  die  Aebtissinn  im  Jahr 
1242  gegen  die  diessfalligcn  Anmassungen  des  Rathes  schü- 
tzen ,2).  Und  wenigstens  in  der  zweiten  Hälfte  des  drei- 
zehnten Jahrhunderts  war  es  gewöhnlich,  dass  die  Aebtis- 
sinn das  Recht  Münzen  zu  schlagen  immer  nur  mit  Vor- 
wissen des  Rathes  an  züricherische  Bürger  weiter  verlieh , 
sowie  es  damals  auch  für  eine  ausgemachte  Sache  galt, 
dass  der  Vogt  sammt  dem  Rathe  die  gehörige  Ausübung 
des  Regals  zu  beaufsichtigen  hatte  ,3). 

Auch  das  Recht  Maass  und  Gewicht  zu  bestim- 
men, muss  der  Aebtissinn  zugestanden  haben.  Zum  Zeichen 
dessen  sind  jetzt  noch  zwei  eiserne  Kloben  an  der  Frau- 
miinsterkirche  angebracht , welche  das  Maass  des  Klafters 
angeben  **). 

3)  Sogar  das  Marktrecht  scheint  durch  Vermittelung 
der  Aebtissinn  und  keineswegs  directe  an  die  Stadt  gelangt 
zu  sein.  Dafür  spricht  ausser  der  allgemeinen  Stellung  der 
Aebtissinn  noch  insbesondere  der  Umstand,  dass  fortwäh- 
rend auf  Kirchweihe  (den  Tag  der  Heiligen  Felix  und 
Regula , welche  als  Heilige  der  Abtei  dann  zu  Stadthei- 
ligen geworden  sind  und  den  Tag  der  Einweihung  der 
Fraumünsterkirche,  11.  September  87!))  der  Markt  in  Zü- 
rich gehalten  wird,  so  wie  die  Analogie  mit  andern  Städten. 


wogenden  .Moden  , den  ziirichse  vf  für  walastat  »ntz  an  den  gruonen  bag , in 
allem  Turgow  vulz  an  der  Murg,  nit/ich  ab  vntz  do  du  ar  in  den  Rin  gat , 
vnd  sollen  och  die  von  Zürich  in  denselben  kreissen  in  allen  der  herschaft 
veslinen  vnd  Stellen  iren  vechsel  haben.  — — vnd  sol  och  in  den  vorge- 
schrtben  kreissen  en  kein  andru  miiotz  gan  dann  Züricher  BlUntz. 

12)  Neugart  No.  931. 

13)  l*rk.  des  Franinünsteraints  y.  J.  1272,  1290  u.  s.  f.  Hirxel  Züri- 
cher Jahrbücher  1.  5.  72.  ff. 

14)  Vbgelin  A.  Z.  N.  94.  Neu  gart  No.  369. 
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So  verlieh  947  Kaiser  Otto  I.  dem  Abte  von  St.  Gallen 
ftir  Rorschach  zugleich  das  Markt-  und  Münzrecht.  Als 
Grund  wird  angeführt  die  Bequemlichkeit  der  Handelsleute, 
welche  nach  Italien  reisen.  Derselbe  Grund  hat  wohl 
schon  früher  einen  König  bestimmen  müssen,  auch  der 
Acbtissinn  von  Zürich  ftir  diesen  Ort  sowie  das  Miinz- 
recht  so  auch  das  Marktrecht  zu  verleihen  ,5).  Markt, 
Zoll  und  Münze  gehörten  eben  zusammen.  Wo  der  Ver- 
kehr einen  Sammelplatz  fand,  da  wurden  gewöhnlich  auch 
diese  Rechte  verliehen  ,6). 

Aus  allem  diesem  ergibt  sich,  dass  die  Acbtissinn  ihre 
Oberherrlichkeit  auf  den  ganzen  Kreis  der  Stadt  Zürich 
erstreckt  habe , nicht  bloss  auf  den  ihr  ursprünglich  zu- 
gehörigen Hof  und  die  Leute,  welche  darauf  wohnten. 
Dasselbe  zeigt  sich  auf  Seite  der  Gerichtsbarkeit. 

Die  Acbtissinn  hatte  zwar  als  Grundherr,  gleich  andern 
Herrn,  ein  Gericht,  welches  sich  jedoch  nicht  weiter  er- 
streckte, als  der  ihr  eigcnthümlich  zugehörige,  aber  an 
ihre  Vasallen , Dicnsllcutc  und  andere  verliehene  Grund  und 
Boden  reichte,  ein  Hofgericht,  vor  welchem  alle  Dinge 
verhandelt  wurden,  die  sich  auf  diesen  Grundbesitz  bezo- 
gen. Dieses  Hofgericht  ist  cs,  vor  welchem  zur  Zeit  der 
Aebtissinn  Mecktilde  von  Wünnenberg  (sic  regierte  von 
1250  bis  1209)  der  Rath  mit  seinen  Fürsprechern  erschien, 
nachdem  sie  ihm  Tag  gegeben  hatte,  um  zu  begehren, 
dass  auch  die  Töchter  erbfähig  sein  sollen  in  die  Lehen 
des  Gotteshauses , wenn  keine  Söhne  da  seien  ,7).  Es  konnte 

15)  \ e o g a r t No.  7 29.  „et  merealum  ibi  Im  Rorschach)  habere  et 
pereuttararn  monetae  ibi  facere  permitliinas , et  quaeconque  de  ipso  inercato 
in  vectigalibus  et  prrcassura  nomismalis  sei  in  quibuslibet  debilis  exigenda 
sunt,  ad  ins  aübatis  et  fralruin  pro  acterna  rccompensationis  inercede  nobis 
profatnra  pertine  ant.”  Vgl.  Sc  bin  z Geschichte  des  Handels  S.  43.  106. 
Vbgetin  A.  Z.  Note  19 7 gedenkt  einet*  Urkunde  v.  J.  999,  woraus  sich 
ergebe , dass  Zürich  damals  wenigstens  einen  Markt  gehabt  habe. 

16)  Der  Bischof  von  Osnabrück  erhielt  im  Jahr  889  gleichzeitig  Markt-, 
Münz  - and  Zollrecht.  Vgl.  £.  Montag  Geschichte  der  deutschen  staats- 
bürgerlichen Freiheit.  Bamberg  und  WUrzburg.  J8l2.  Bd.  I.  S.  293. 

17)  Das  Weisthum  ist  in  den  Richtebrief  aufgenominen.  IV.  10. 
.Wir  der  Rat  künden  — das  wir  kirnen  für  F.ptisehen  Mcchthilt  von  Wan- 

Bl«nts«*hli  R«cK'i(fieKieht«.  Q 
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das,  da  die  Aebtission  ordentliche  Lehen  zu  verleihen  hatte, 
ein  wahres  Lchcngericht  sein.  Es  konnte  aber  auch,  je 
nach  Umständen,  ein  blosses  grundherrliches  Hofgericbt 
sein.  Dieses  Hofgericht  der  Abtei  bestand  noch  im  vier- 
zehnten Jahrhundert  nach  der  Brunischen  Umwälzung  und 
wurde  auch  damals  noch  in  dem  Hofe  der  Aebtissinn  ge- 
halten ,8). 

Darin  liegt  nun  aber  nichts  besonderes.  Es  ist  diess 
nur  Ausfluss  ihrer  Immunitätsrechtc.  Dagegen  bestand  ein 
anderes  Gericht  in  Zürich,  welches  nicht  auf  abgeleiteten 
Grundbesitz  basirt  war,  soudern  sich  auf  die  ganze  Stadt 
bezog  und  dennoch  in  einem  gewissen  Abhängigkeitsver- 
hältnissc  zu  der  Aebtissinn  stand,  nämlich  das  Schult- 
heisscngericht,  von  dem  später  noch  weiter  die  Rede 
sein  wird.  Und  hier  zeigt  sich  nunmehr  allerdings  eine 
Gerichtsbarkeit , welche  sich  nur  erklären  lässt , wenn  man 
annimmt,  die  Aebtissinn  habe  über  die  ganze  Stadt  herr- 
schaftliche Rechte  erworben. 

Ich  möchte  das  nicht  Ausdehnung  der  Immunität  nennen , 
denn  der  Kreis  des  Hofgerichtes,  welches  sich  so  weit 
erstreckte  als  die  ursprüngliche  Immunität  reichte  und  mit 
derselben  in  engerer  Verbindung  steht,  wurde  desshalb  nicht 
erweitert.  Zudem  würde  die  Ausdehnung  der  Immunität 
geradezu  unmöglich  gemacht  haben,  dass  auf  dem  immunen 
Boden  noch  ein  Gauding  des  Grafen  hätte  gehalten  werden 


nenberg  Tod  ir  capitel  mit  andern  dicu  bürgern  , ?nd  baten  die  rod  vorderontun 
ein  tag  an  si  nach  rechte  »mb  rnjer  lenrekt.  Den  tag  gab  11  vn»  mit  ir 

willen  and  ir  capitel,  vnd  nach  rechter  rrtcilde.  Do  der  tag  kam , . do  kam 

der  Bat  dar  mit  dien  bürgern  vnd  stuonden  da  mit  fdraprechen  rnd  wart  mea 
da  mit  rechter  rrteilde  erteilt  ane  widerspräche  der  lanllute  vnd  der  Burger 
rnd  der  Eptischen  vnd  ir  Capilels  , das  ein  lelich  dich  tohler,  du  des  Gut- 
huses  ist  du  lehen , du  ir  vatter  darbringet  von  dem  Gotshuse  erben  sol,  ob 
da  suns  nit  ist." 

IS)  PUegcrordnung  aus  dieser  Zeit  in  den  Abschriften  des  Fraumunslerain- 
tes  V II.  815.  „Auch  ist  geordnet,  ats  die  rorgenant  unser  Krau  die  Aeb- 
tijsinn  von  alter  her  ein  gericht  in  dem  hoff  gebebt  hat,  dass  man 
da  klagen  mag  um  die  Erb,  die  von  dem  Gotrbus  sind,  und  om  ander  sacheQ. 
als  vnUher  gewöhnlich  gewesen  ist,  dar.  man  auch  binnanhm  dieselben  ge 
riebt  in  dem  rorg.  hoff  suchen  und  haben  sol."  Vgl.  Jager  s l'lm  S.  18t. 
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können.  Und  dock  finden  wir  noch  im  zehnten  Jahrhun- 
derte das  Gaugericht  in  Zürich  bestehen,  ungeachtet  die 
Vereinigung  der  verschiedenen  Bestandteile  auch  mit  Rück- 
sicht auf  die  Gerichtsbarkeit  eine  Veränderung  erlitten  haben 
musste  *9). 

Allein  in  der  Gerichtsbarkeit  fand  die  Aebtissinn  auch 
die  Grenze  ihrer  Macht,  welche  sie  nicht  zu  überschrei- 
ten vermochte,  indem  hier  der  Reichsvogt,  später  der 
Rath,  weitere  Ausdehnung  verhinderte.  Es  gelang  ihr  nie, 
in  den  Besitz  des  Blutgerichtes  zu  kommen  und  so  konnte 
sic  auch  nicht  ihre  Rechte  zu  einer  vollständigen  Ober- 
hoheit ausbilden  20). 

Wäre  ein  Abt  an  der  Spitze  der  Abtei  gestanden , so 
wäre  es  ihm  wahrscheinlich  geglückt,  wie  dem  Abte  zu 
St.  Gallen,  sich  zum  Herrn  der  Stadt  aufzuschwingen. 
Die  Frauen  aber  konnten  in  dieser  rohen  Zeit,  die  fast 
allen  Erfolg  von  kriegerischer  Thätigkeit  abhängig  machte , 
der  aufstrebenden  Bürgerschaft  nicht  widerstehen.  Acus- 
serlich  trugen  sie  zwar  noch  lange  den  Fürstentitel,  aber 
das  innere  Mark  fehlte,  um  dem  Namen  reelle  Bedeutung 
zu  verschaffen. 

Wann  sie  zuerst  als  reichsunmittelbare  Aebtissinn  den 
Fürstennamen  erhalten , weiss  ich  nicht  zu  sagen.  Doch 
wird  sie  schon  im  Jahre  1220  von  König  Heinrich-,  dem 
Sohne  Friedrichs  II.,  als  Fiirstinn  angeredet21)  und  noch 
sind  mehrere  Urkunden  erhalten , in  denen  die  Könige  die 
Reichslehen  ihres  Fürstenthuines  erneuern  22). 

Sie  hielt  daher  auch  ihre  eigenen  oft  sehr  vornehmen 
Vasallen  und  Ministerialen  23). 


19}  Crk.  t.  947.  Buch  t.  Amn.  149  und  r.  963.  Buch  II.  Amn.  3. 

20)  Crk.  des  Frauinünsteramles  zwischen  den  Jahren  1413  — 1423 
VII.  S.  33.  ff. 

21)  N e d 5 a r t No.  809.  Der  Bischof  von  Basel  wird  schon  1185  ur- 
kundlich princep«  genannt.  Ochs  Geschichte  von  Basel.  Berlin  1786.  1.  269. 

22)  Franinünsteramlsurk.  I.  470.  und  Neugar»  No.  1 0 7 1 : „regalia 
feada  pnncipatas  administrationein  temporaliuiu  at  jurisdictioncin  plenariam 
principatus  «jasdem  inonasterii.'' 

23)  Neagart  No.  909.  910.  lOf 0.  1066. 
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Der  Aufwand , der  mit  solcher  Stellung  verbunden  war, 
und  der  Druck  der  Vögte,  dem  sic  dcsshalb  doch  nicht 
entging24),  verschlimmerte  indessen  ihre  ökonomische  Lage 
dergestalt,  dass  besonders  in  der  Mitte  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  lebhafte  Klagen  darüber  laut  werden  und  man 
auf  ausserordentliche  Massregeln,  namentlich  Veräusserung 
von  Rechten  bedacht  sein  musste,  um  die  Finanzen  wieder 
zu  reguliren.  Man  kann  sich  denken,  dass  der  Rath  der- 
gleichen Verlegenheiten  nicht  ungenutzt  vorbei  gehen  liess. 

Gegen  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  scheint  sich 
ihr  Haushalt  wieder  verbessert  zu  haben.  Aber  die  Macht 
war  damals  bereits  dahin. 

5-  4.  B.  Die  neue  Befestigung. 

Die  engere  Verschmelzung  der  städtischen  Bestandtheile 
wurde  durch  eine  gemeinsame  Befestigung,  welche  sie 
grossentheils  alle  umschloss,  nothwendig  sehr  gefördert. 
Es  ist  daher  für  die  Geschichte  der  städtischen  Verfassung 
von  Interesse , den  Zeitpunkt  auszurnittcln , in  welchem  zu- 
erst die  alte  Burg  mit  ihren  Umgebungen  verbunden  und 
die  ganze  Altstadt  bis  au  die  noch  jetzt  bestehenden  Gra- 
ben mit  einer  Ringmauer  umgeben  wurde.  Es  ist  diess  die 
zweite  mittlere  Befestigung  von  Zürich. 

Nach  der  ältern  Ansicht,  die  auch  von  den  Chronik- 
schreibern unterstützt  wird  2i) , wurde  die  Befestigung  unter 
Otto  dem  Grossen  (936 — 974)  erbaut  und  schon  vor  den 
Zeiten  dieses  Kaisers  angefangen. 


24)  Die  Klagen  Uber  den  Druck  der  Kirebenvögte  waren  damals  indessen 
nicht  neu.  Urk.  ▼.  J.  1005  Neugart  818:  „practerea  audivimus  plerotqua 
eormn,  qui  uecelesiarum  conslituunlor  udvocati , debiU  potestate  inultum 
aboti , ut  qui  deberent  esse  modesti  drffen$ore$  impudentes  efTecti  sint  ra- 
pacet  et  injurioai  exaetore$.u  Urk.  v.  1263.  Neugart  986.  Ueber  St. 
Gallen  vgl.  Urk.  r.  1297.  Neugart  1056. 

25)  Job.  Stumpf  Gemeine  eidgenössische  Beschreibung.  Zürich  1548. 
B.  VI.  e.  15. 
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Ein  neuerer  Alterthumsforscber,  Schinz*®),  sucht  da- 
gegen die  scharfsinnige  Vermuthung  zu  begründen,  dass 
Zürich  zur  Zeit  Graf  Rudolfs  von  Rbeinfelden , Herzogs 
von  Schwaben , weiter  befestigt  worden  sei , damit  die  Stadt 
der  Gemahlinn  und  den  Kindern  dieses  Fürsten , der  Hein 
rieh  IV.  die  Krone  streitig  machte,  zum  sichern  Aufent- 
halte diene2').  In  diesem  Rudolf  will  dann  Schinz  den  Kö- 
nig Thuricus  , den  die  alte  Sage  zum  Erbauer  der  Stadt  und 
und  zugleich  zum  König  von  Arle  und  Lizione  (Eisass) 
macht , erkannt  haben. 

Abgesehen  von  dem  meist  vergeblichen  Bestreben,  eine 
Sage  von  dem  Sagenhaften  zu  entkleiden  und  aus  ihr  ein 
historisches  Ereigniss  abzulösen , scheinen  mir  doch  gewich- 
tige Grunde  vorhanden,  um  der  ältesten  Meinung  den  Vor- 
zug zu  geben.  Dass  der  Herzog  Rudolf  eines  befestigten 
Ortes  bedurfte  in  seinem  Kampf  mit  Heinrich  IV. , und  dass 
er  dazu  Zürich  auswähltc,  wo  er  sich  auch  sonst  öfters 
aufhielt,  kann  freilich  für  eine  sichere  Nachricht  gelten. 
Allein  gerade  dieses  Bedürfniss  macht  cs  wahrscheinlicher, 
dass  er  eine  bereits  befestigte  Stadt  bezogen,  als  dass  er 
erst  die  Befestigung  einer  solchen , die  doch  jedenfalls  viele 
Jahre  erforderte , neu  angeordnet  habe. 

Ein  hinreichender  Grund , um  schon  mehr  als  ein  Jahr- 
hundert früher  den  Ort  zu  befestigen,  lag  aber  in  den  ver- 
wüstenden Einfällen  der  Ungarn,  welche  zu  Anfang  des 
zehnten  Jahrhunderts  Alamannicn  mehrmals  überzogen23). 
Ist  es  nun  unglaublich,  dass  Zürich,  der  Hauptort  des  Zü- 
richgaus, das  um  seiner  geographischen  Lage  willen  den 
Zügen  der  Feinde  vorzüglich  ausgesetzt  war,  woselbst  sich 


26)  S.  (Schm/)  El wn»  über  den  allen  LocaT/m Aland  der  Stadt  Zürich 
nnd  MathmAisnng  Über  die  Erbauung  ihrer  allen  Ringmauern  im  irhwei- 
z »riechen  Museum  Jahrgang  1789.  S.  525  ff. 

27)  Vogel  in  A.  Z.  S.  143  unterstützt  diese  Vermuthung.  Auch  Basel 
wurde  erst  gegen  Ende  de.«  eilfteu  Jahrhunderts  befestigt.  Och«  Geschichte 
von  Bas*!.  B.  I.  S.  244. 

23)  Annalea  Augieitaea  bei  Pertz  Mon.  !.  p.  68  Z.  B.  Vl5.  „ Ungari 
totain  Alemanmam  igne  et  gladio  vastaverunt.”  917.  „Ungen  per  Alemaniam  in 
Alsatiant  reoerunt.  Ebenso  ^26.  $3?.  u.  ».  f. 
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eine  königliche  Pfalz,  Reichsabtei  und  bereits  schon  eine 
alte  Burg  befand , in  der  Ausdehnung  dieser  Befestigung  ein 
passendes  Mittel  erkannte,  um  die  Gefahren  der  Verwü- 
stung zu  mindern?  Aus  ähnlichen  Gründen  fing  der  Abt 
Hanno  um  die  Mitte  des  zehnten  Jahrhunderts  an,  St.  Gal- 
len zu  befestigen , welche  Stadt  als  Stadt  an  Bedeutung  hin- 
ter Zürich  sehr  zurück  stand ss).  Auch  Ulm  scheint  zu  An- 
fang des  zehnten  Jahrhunderts  schon  mit  Mauern  und  Gra- 
ben versehen  worden  zu  sein30),  und  Frankfurt,  welches  in 
den  Urkunden  Ludwigs  des  Deutschen  immer  noch  als 
offener  Ort  bezeichnet  wird,  erscheint  schon  im  zehnten 
Jahrhundert  als  fester  Platz31). 

Ganz  entscheidend  aber  für  die  Ansicht,  dass  schon  un- 
ter Heinrich  I.  die  Anfänge  einer  Befestigung  von  Zürich 
gemacht  wurden,  scheint  mir  der  Sprachgebrauch  der  Ur- 
kunden. Im  neunten  Jahrhundert  nämlich  wird  Zürich  immer 
noch  als  königlicher  Hof  oder  offener  Ort  und  nur  der  in- 
nerste Theil  als  königliche  Burg  erwähnt.  Im  zehnten 
Jahrhundert  dagegen  finden  wir  zuerst  den  Ausdruck  Civitas, 
Stadt , regelmässig  gebraucht.  Diese  Veränderung  des 
Sprachgebrauches  deutet  unzweifelhaft  auf  eine  veränderte 
Bedeutung  des  Ortes,  die  am  ehesten  in  der  Befestigung  der 
Stadt  zu  suchen  ist33).  Denn  civitas  bezeichnet  recht  eigent- 
lich einen  befestigten  Ort33)  und  weist  zugleich  auf  einen 
Fortschritt  hin  in  der  städtischen  Verfassung. 


29)  V.  Arx  Geschichte  des  Kantons  St.  Gallen.  St,  Gallen  1810.  ß.  1. 
8.  222.  Zelltregeri  Geschichte  der  Appenzeller.  B.  1,  S.  90. 

30)  Jager  Geschichte  ron  Ulm.  S.  45  nn<l  48. 

31)  Fichard  Frankfurt  am  Main.  S.  12.  18. 

32)  Der  Ausdruck  civitas  Turegia,  Turieina  findet  sich  zuerst  in  einer  Ur- 
kunde r.  929  bei  llottinger  Hist.  Eccl.  VIII.  1133j  sodann  in  zwei  Ur- 
kunden v.  J.  947  bei  Neugart  No.  727  und  728.  Vgl.  Gaupp  Uber 
deutsche  StädtegrUndung  u.  s.  f.  Jena  1823.  §.  3. 

33)  Schinz  a.  a.  O.  S.  527  macht  freilich  darauf  aufmerksam,  dass  schon 
der  Geographus  v.  Ravenna  Zürich  civitas  genannt  habe  und  so  möge  der 
Ausdruk  der  Urkunde  mir  eine  Fortsetzung  der  viel  altern  auf  das  Castruin  be- 
züglichen Bezeichnung  sein.  Allein  abgesehen  von  dem  schon  oben  Buch  I. 
S.  47  und  Anm.  89  Gesagten  ist  nicht  ausser  Acht  tu  lassen  , dass  der  Sprach- 
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Diese  Befestigung  brachte  die  verschiedenen  Bestand- 
teile , die  damals  noch  von  einander  geschieden  waren , sich 
näher  und  bereitete  so  das  neue  Prinzip  einer  städtischen 
Bürgerschaft  vor.  In  der  oft  erwähnten  Proccssurkunde 
vom  Jahr  947  mag  man  schon  die  Vereinigung  der  ursprüng- 
lichen Gegensätze  wahrnehmen,  obwohl  auch  diese  noch 
deutlich  zu  erkennen  sind.  So  vereinigen  sieh  hei  der  Stadt 
Zürich  die  Gewässer  der  Limmat  und  der  Sihl  zu  Einem 
Flusse ; aber  noch  weit  hinunter  kann  inan  das  trübere  Was- 
ser der  Sihl  von  dem  klaren  der  Limmat  leicht  unterschei- 
den, bis  sie  sich  erst  später  ganz  vermischen. 

5.  C.  Die  n e i c h s v o g t e i. 

Als  sich  die  gräfliche  Amtsgewalt  mit  der  Zeit  in  ein 
erbliches  Herrschaftsrecht  der  Familie  verwandelte , such- 
ten die  Könige  die  neu  erstehenden  Städte  ihrem  direkten 
Einflüsse  dadurch  zu  sichern,  dass  sic  denselben  besondere 
Vögte  setzten  und  diesen  zugleich  die  alte  gräfliche  Ge- 
walt über  die  Städte  übergaben.  So  diente  die  Einführung 
der  Reichsvogteien  zugleich  dazu , den  Gau  durch  neue  Ex- 
emptionen  noch  mehr  zu  spalten  und  die  alte  Verfassung 
theilweise  noch  zu  retten. 

Zürich  erhielt  wohl  noch  unter  Otto  dem  Grossen  einen 
eigenen  Reichs  vogt.  Die  erste  sichere  Bezeichnung  eines 
solchen  finde  ich  in  einer  Urkunde  vom  Jahr  972,  in  wel- 
cher ein  Burkard  als  Vogt  der  Burg  Zürich  erwähnt  wird, 
der  wahrscheinlich  mit  dem  Gaugrafen  Burkard  des  Jahres 
964  dieselbe  Person  ist 34).  Auch  findet  sich  von  da  an 
kein  Gaugericht  mehr  in  Zürich  erwähnt,  was  hinwieder 
mit  der  daherigen  Exemtion  der  Stadt  von  der  gemeinen 
Gerichtsbarkeit  Uber  den  Gau  zusaminenhängt.  Dazu  kommt. 


gebrauch  des  deutschen  Reiches  ein  gan r anderer  ist  als  der  Sprachgebrauch 
italischer  Schriftsteller. 

34)  Urk.  bei  Nengart  No.  817  und  753.  — H.  Hottinger  Sptc.  H 
T.  p.  33  fUhrt  schon  im  Jahr  913  einen  Burkard  als  Reichsvogt  an  ; es  be- 
ruht diese  Annahme  aber  auf  einem  Missrerstandniss- 
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dass  überhaupt  die  Entstehung  der  Reichs vogteien  in  die 
Zeit  der  Ottonen  fallt  und  die  Veränderung  in  Zürich  sich 
um  so  leichter  bewerkstelligen  Hess,  wenn  der  Graf  selber 
zuin  ersten  Reichsvogte  gemacht  wurde. 

Das  stimmt  dann  aber  wicd,^f  vortrefflich  mit  unscrer 
obigen  Annahme  zusammen , dass  die  Stadt  im  Anfang  des 
zehnten  Jahrhunderts  mit  erweiterten  Mauern  versehen  wor- 
den sei,  indem  die  Bestellung  einer  ordentlichen  Reichsvogtei 
nothwendig  voraussetzt,  dass  cs  bereits  eine  Stadt  gab,  wel- 
che eines  Rcichsvogtes  bedurfte. 

Die  Untersuchung  über  die  weitere  Geschichte  der  Vögte 
wird  vorzüglich  dcsshalb  schwierig,  weil  der  Name  Vogt 
äusserst  vieldeutig  ist  und  fast  jede  verliehene  Gewalt  be- 
zeichnen kann.  Gewöhnlich  waren  zwar  die  Reichsvögte 
zugleich  auch  Kirchenvögte  der  Abtei  sowie  später  auch 
der  Stift  zum  Grossenmünstcr ; wie  z.  B.  schon  der  erste 
Reichsvogt  ganz  deutUch  als  Kirchenvogt  der  Aebtissinn 
erscheint35).  Aber  nothwendig  ist  diese  Verbindung  doch 
nicht.  Demnach  wird  cs  schwer  auszumittcln  sein , ob  die 
Grafen  von  Lenzburg  Adelrieh  und  Arnold  in  den  Jahren 
103?  und  1063  bloss  Kirchenvögte  der  beiden  Stifter  oder 
zugleich  auch  Reichsvögte  gewesen,  obwohl  das  Letztere 
wahrscheinlicher  ist36). 

Sicher  aber. ist  cs,  dass  der  Herzog  Bertold  von  Zährin- 
gen in  dem  Frieden  von  1096  (109S)  die  Reichs vogtei  über 
Zürich  von  Friedrich  I.  erhielt37)*  Damals  hatte  auch  in- 
dessen dieses  Amt,  ganz  im  Widerspruch  mit  seiner  ursprüng- 
lichen Einführung,  die  Tendenz  zur  Erblichkeit  angenom- 
men und  sich  allmälig  von  neuem  in  ein  erbliches  Recht  ver- 
wandelt. ln  dieser  Weise  wurde  dasselbe  auch  von  den 
Zähringischen  Fürsten  angesehen  und  bis  zum  Erlöschen  der 


35)  Neu^«rt  fco.  817. 

36)  Schweiz.  (i  c schiebt »forsch  er.  KJ.  IV.  S.  66.  75.  Zapf 
■non um.  aneed.  I.  36.  Uollinger  specul.  Tig.  p.  218. 

37)  Otto  Frising  de  reb.  gelt.  Fried.  («.  I.  c.  8.  Oben  Bnrk  I. 
Mott  115. 
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Familie,  wenn  auch  nicht  ohne  Störung3*),  besessen. 
Während  ihrer  Herrschaft  verliehen  sie  sogar  die  Würde 
weiter.  Wir  finden  nämlich  in  den  Jahren  1145,  1149, 
4153  und  1172  die  Grafen  von  Lenzburg  von  der  Baden- 
schen  Linie  nicht  bloss  wie  von  Miilinen19)  annimmt, 
als  Kastvögte  der  Stifter,  sondern  in  der  That  als  Vögte 
über  die  ganze  Stadt,  und  zwar  in  der  Art,  dass  sie  ihre 
Gewalt  von  den  Herzogen  von  Zähringen  ableiten  *#).  Das 
war  die  gefährlichste  Periode  für  Zürichs  Stellung  iin  Reiche. 
Die  Stadt  war  in  der  That  schon  zu  einer  einem  Fürsten 
veräusserten  Landstadt  geworden.  Die  Herzoge  von  Zäh- 
ringen traten  zwischen  Stadt  und  Reich  und  setzten  dann 
selber  wieder  neue  Vögte  über  jene,  nicht  anders,  als  es  der 
König  zuvor  selber  gethan.  Nur  waren  diese  dann  nicht 
mehr  Reichs  - sondern  eher  Landvögte,  an  der  Stelle  des 
Landesherrn  4I). 

Nach  dem  Aussterben  der  Badenschen  Linie  der  Grafen 
vonLenzburg(1172),  in  weicherauch  diese  Landvogtei  mit  der 
Zeit  erblich  geworden  wäre,  gelangte  dieselbe  ohne  Vermitt- 
lung an  die  Herzoge  von  Zähringen  zurück  und  wurde  von  da 
an  kaum  weiter  verliehen **).  Und  als  in  dem  ersten  Vier- 
theile des  dreizehnten  Jahrhunderts  nun  auch  das  Haus  der 
Zähringer  selbst  erlosch  (1218),  fiel  die  Vogtei  dein  Reiche 
wieder  anheim. 

Friedrich  II.  übernahm  selbst  die  Vogtei  über  die  beiden 


38)  Nach  MUH  er  Schw.  G.  I.  13.  Hott.  spec.  Tig.  j>.  33  kommt  im  Jahr 
1165  ein  Herzog  Welf  von  Katern  1170  der  Graf  Albrecht  von  Habsburg  als  Vogt 
Tor.  Später  linden  wir  aber  wieder  die  Zubringer  im  Besitze  der  Vogtei , so  dass 
d>e  Unterbrechung  ihrer  Herrschaft  nur  ganz  vorübergehend  gewesen  zu  sein 
scheint 

39)  Schweiz.  Geschieh If.  IV.  159. 

60)  Urk.  des  FrauuiUnster  Amtes  I.  166  „duce  Gonrado  de  Zarin  - 
gen  et  ad»ocalo  prefccto  Wernhero  de  Baden”  und  170.  Neugart  No.  861. 
865.  876.  Schw.  Geschf.  IV.  163. 

41)  Eichhorn  §.  234  b.  Note  a)  erwähnt  eines  allgemeinen  Unterschiedes 
zwischen  cinlales  imperiales  uud  praefectoriae.  Zürich,  ursprünglich  eine 
Beiehsstadt,  konnte  doch  schon  als  Landstadt  angesebrii  werden,  seitdem  c» 
■ach  der  Amn.  40  inilgetbciUen  Stelle  einen  Advocatus  pruefectus  hatte. 

42)  Schweiz.  Gesch.  IV.  S.  163. 
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Stifter  *3)  und  wohl  zugleich  auch  über  die  Stadt , lies*  diese 
dann  aber  wieder  durch  ordentliche  Reichsvögte  verwalten. 
Im  Jahr  1234  war  ein  Heinrich  Brun , iin  Jahr  1240  ein 
Riideger  Manessc  Vogt,  beide  züricherische  Bürger. 

Von  jenem  Zeitpunkte  an  war  Zürich  wieder  eine  wahre 
Reichsstadt  und  behielt  diesen  Charakter  bei,  so  lange  die 
Verbindung  mit  dem  deutschen  Reiche  fortbcstand.  Die  Vogtei, 
deren  innere  Bedeutung  iiberdiess  abnahm , je  mehr  sich  die 
Gewalt  des  städtischen  Rathes  erweiterte,  wurde  nie  mehr 
zu  eigenem  Rechte  verliehen.  Die  Kaiser  bestätigten  der 
Stadt  zu  wiederholten  Malen  die  wiedererrungenc  Reichs- 
unmittelbarkeit und  schrieben  sich  selber  fortwährend  das 
Recht  der  Vogtei  zu  über  die  Stadt  und  die  beiden  Stifter**). 

Völlig  sicher  vor  weiterer  Veräusscrung  und  der  da- 
mit verbundenen  Gefahr , in  die  Stellung  einer  Landstadt 
herabgedr  lickt  zu  werden , glaubte  sich  indessen  die  Stadt 
noch  lange  nicht.  Daher  schreibt  der  Richtebrief  vom  J. 
1304  IV.  2 vor,  man  solle  bei  jedem  neuen  Könige  werben. 
[ das  er  vns  dehein  vogt  gebe  fürbaz  danne  zwei  iar , 
vnd  so  dü  zwei  jar  hinkomen , daz  derselb  inwendig  den 
nehsten  fünf  jaren  darnach  nit  vogt  werde  vnd]4i)  daz  er 
dise  Stat  noch  vogteie  noch  dehein  guot  ald  rcht  das  dar  zun 
huret , inne  ald  vsse  von  d ein  riche  niemergevromde, 
mit  hin  lihennc  mit  versezenne  mit  verkouffeanc  , ald  mit 
ihte , das  ieman  erdenchen  kan.  das  sülen  wir  werben  mit 
allem  vlize , das  er  vns  dar  vmbc  sin  haut  veste  gebe. 

Das  Privilegium,  wonach  die  Vogtei  nie  auf  länger  als 
zwei  Jahre  verliehen  werden  solle,  musste  für  die  Stadt 
von  besonderem  Werthe  sein,  indem  dadurch  die  Entstehung 


43;  Urk.  der  Stifter.  In  Friedrichs  Urkunden  sind  7 war  die  Stifter  mit 
ihren  Leuten  altem  erwähnt.  König  Richard  erwähnt  dagegen  1262  in  einer 
erweiterten  Formel  auch  der  ein  tat. 

44)  Privilegien  der  Könige  Richard  von  1262,  Rudolf  1273,  Albreehl 
1298,  Heinrich  VII.  1309  und  Ludwig  1314  in  den  Archiven. 

45)  Die  eingeklanimerte  Stelle  ist  in  dem  Manusc.  vermuthlich  nur  aos 
Versehen  im  Texte  weggelassen  und  sodann  ain  Rande  nachgebracht  worden 
Sie  gründet  sich  euf  ein  Privilegium  König  Rudolfs  von  1273  , seither  oft 
bestätigt. 
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einer  neuen  erblichen  Gewalt  von  vorne  herein  verhindert 
wurde. 

Dessen  ungeachtet  gerieth  Zürich  noch  einmal  am 
Schlüsse  unserer  Periode  in  die  nämliche  Gefahr.  Die 
Stadt  wurde  nämlich  nebst  Schaffhausen , St.  Gallen  und 
Rheinfelden  im  Jahr  1330  von  Kaiser  Ludwig  dem  Her- 
zoge von  Oesterreich  für  20,000  Mark  Silbers  verpfändet, 
that  dann  aber  alles  Mögliche,  um  einen  Widerruf  zu  er- 
langen, welcher  ihr  denn  auch  1331  mit  Rücksicht  auf 
ihre  alten  Privilegien  zu  Theil  wurde  46). 

Im  Jahr  1293  wurde  dem  Rathe  schon  verstattet,  wenn 
das  Reich  ledig  sei,  für  diese  Zwischenzeit  selbst  einen 
Richter  zn  ernennen , der  anstatt  des  Vogtes  filutgericht 
halte.  Von  da  bis  zur  Ucbergabc  der  Vogtei  an  die  Stadt 
selber  war  der  Schritt  nicht  mehr  sehr  weit,  obwohl  er 
noch  über  ein  Jahrhundert  verzögert  wurde  47) 

Unsere  städtischen  Quellen  zeigen  uns  die  Bedeutung 
der  Vogtei  nicht  mehr  in  ihrer  vollen  Kraft,  sondern  sind 
grossentheils  aus  den  Zeiten  ihres  Verfalls.  Früher  hatte 
aber  der  Reichsvogt  sicher  nicht  bloss  das  vornehmste  Amt, 
sondern  auch  die  meiste  Gewalt  über  die  Stadt.  Die  Rechte 
der  herzoglichen  und  gaugräflichen  Gewalt,  welche  von 
der  Aebtissinn  nie  erworben  wurden,  blieben  dem  Vogte 
zurück  '*s). 

1)  Stand  ihm  der  Bezug  der  Reichsteuer  oder  des 
sogenannten  Gewerfcs  zu49),  welche  von  der  Bürger- 
schaft entrichtet  werden  musste.  Wie  sehr  auch  hierin  der 


46)  Urk.  in  We  r d in  ü I ! e r s Corpus  Diplom.  V.  71.  74.  79  und  83. 

47)  Privilegium  Adolfs  v.  1293  öfters  bestätigt  in  der  Am».  46  be- 
zeichneten  Sammlung. 

48)  ln  einer  Urkunde  v.  1210  Fraumiinsteramt  1.  178  nennt  sich  der 
Heriog  Berchtold  von  Zabringen . „Dei  et  Imperatorum  ac  regum  dono  con- 
stitutus  judex  et  advocatus  qoi  vulgo  Kastfogt  dicitur  i.  e.  in  omne  Thuregum 
imperialem  Jurisdictionem  tenene .** 

49)  Zur  Zeit  König  Rudolfs  1283  wurde  die  Reichsstener  für  die  nächste 
Zukunft  auf  200  Mark  Silbers  jährlich  gesetzt.  Corp.  Dipl.  Nov.  d.  Staats- 
akt. VII.  807. 
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Vogt  von  dein  misstrauischen  Rathe  in  späterer  Zeit  ein- 
geschränkt wurde , beweisen  am  besten  folgende  Stellen 
des  Richtebriefes  : 

IV'.  26.  Ynd  en  sol  en  hem  vogt  da  siu , da  man  das 
gewerf  (in  dem  rate)  vfleit. 

IV.  27.  Swennc  das  gewerf  uf  geleit  wirt , so  sol  man 
die  tauellen,  da  das  gewerf  an  geschnhen  «tat,  vor  allen 
dien  bürgeren  lesen. 

IV.  28.  Swennc  das  gewerf  vfgeleit  wirt,  vnd  vor  dien 
bürgeren  gelesen  wirt , so  solle  cs  danne  ein  vogt 
helfen  in  gewinnen. 

2)  Hatte  er  die  Anführung  im  Kriege,  wenn  das  Reich 
der  Stadt  Truppen  geboten. 

3)  Besass  er  die  höchste  gräfliche  Gerichtsbarkeit,  wo- 
von indessen  später  ausser  dem  Blutbaun  wenig  übrig 
blieb.  Wir  werden  später  sehen,  wie  der  Rath  ihn  in 
jener  zu  beschränken  wusste. 

8.  6.  D.  Der  Rath.  1)  Geschichte  desselben. 

Am  folgenreichsten  für  die  Entwickelung  einer  eigentli- 
chen Stadt  war  die  Bestellung  eines  ordentlichen  städti- 
schen Rathes.  In  ihm  finden  wir  zuerst  eine  rein  städti- 
sche Behörde,  die  sich  von  innen  heraus  bildete,  und  so 
zum  Organe  der  neuen  Gemeinheit  ward,  die  sich  von  da 
nun  selbstständig  und  frei  äussern  konnte. 

Die  ersten  Anfänge  des  Rathes  reichen  ins  zwölfte 
Jahrhundert  hinauf.  Nach  den  Listen  gab  cs  schon  im 
Jahr  1111  einen  Rath  in  Zürich,  sowie  auch  Spcier  in 
demselben  Jahre  zuerst  einen  Rath  erhielt so).  Indessen  ist 
die  Glaubwürdigkeit  jener  Listen  nicht  hoch  anzuschlagen , 
und  urkundliche  Belege  für  diese  Zeit  fehlen  uns  gänzlich. 
Mit  einiger  Sicherheit  finde  ich  der  Räthe  erst  in  einer 
Urkunde  des  neu  erwählten  König  Heinrichs  VI.  (etwa 
vom  Jahr  1100)  gedacht  *•).  Und  immerhin  verdient  es 


$0)  Eichhorn  Zeitschrift  II.  170. 

51)  Urk.  des  Fraumuostersintes : „ Henncui  D.  G.  Su»  »ornm  Des  in 
Rom.  Regem  eUctus  dilectis  film  suis  fudtciitu c *t  conniturtt « in  Thurego/ 
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auch  hier  Erwähnung,  dass  auch  von  andern  altern  Städ- 
ten die  urkundlichen  Spuren  eines  Rathes  in  dieselbe  Zeit 
fallen,  so  in  Regensburg  1198,  Bremen  1206  **),  Goslar, 
Nürnberg  und  Frankfurt  am  Main  1219,  Basel  1225  “). 

Unter  dem  Namen  Consuln  erscheinen  die  Züricher 
Rätbe  zuerst  urkundlich  im  Jahr  1259.  Es  ist  das  auch 
die  älteste  unzweifelhafte  Liste  von  Rathsmitgliedern , die 
wir  kennen  s*).  Von  da  an  sind  die  Belege  sehr  häufig. 

Unsere  spätere  Kcnntniss  von  demselben  schlicsst  nun 
zwar  das  frühere  Dasein  eines  städtischen  Rathes  nicht 
aus.  Indessen  mochte  sich  doch  seither  die  Bedeutung  des- 
selben sehr  verändert  haben.  Wenigstens  finden  wir  bei 
Uebertragung  von  Grundstücken,  wo  in  späterer  Zeit  sicher 
der  Rath  genannt  worden  wäre,  in  der  Mitte  des  zwölften 
Jahrhunderts  noch  eine  unbestimmte  Zahl  von  Bürgern  als 
Zeugen  genannt , ohne  dass  ersichtlich  wäre , ob  und  welche 
davon  damals  im  Rathe  gewesen  ss).  Und  um  die  Mitte 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  wurde  das  städtische  Siegel 
mit  einer  veränderten  Inschrift  versehen i6). 


Emen  rollen  Beweis  liefert  freilich  diese  Urkunde  noch  nicht,  indem  in  den 
kaiserlichen  Kan/leien  wohl  öfters  allgemeine  Formeln  gebraucht  wurden, 
ohne  Riicksiclit  auf  die  besondern  Verhältnisse  eines  einzelnen  Ortes. 

52)  Donandt  Geschichte  des  Bremer  Stadtrechts.  Bremen  1 830.  Bd.  F. 
S.  120. 

53)  Vgl.  Ficbard  Frankfurt  am  Main  S.  70.  Zu  Basel  inissrielb  der 
Versuch,  einen  Rath  zu  constiluiren  , an  dem  Widerstande  des  Bischofs , der 
rom  Kaiser  begünstigt  wurde.  Crk.  r.  1218  bei  Ochs  Geschichte  rou  Ba- 
sel f.  S.  285. 

54)  Fraumünsleramtsurk.  I.  348. 

55)  Urk.  v.  1149  bei  Neu  gart  861.  ,,  Presente  coinite  et  adrocato 

Warnhero  — in  ßsco  Turigensis  au  hie , civibuique  nostris  qnam  pluribus 
ajtantibus  quorum  noinina  subseeuutur.  Otto  de  noro  foro  et  frater  ejus 
Rodolf.  l'ldaric  Chastelose.  Burchart  Albus.  Burchart  Niger.  Henric  qui 
fuit  telonariu$  et  frater  ejus  Fridricus.  Rudolf  et  frater  ejus  Ulrich  filii 
Adelheidis.  Rudolf  Cendare.  Luitolt  de  Lindun.  Hugo  Gelio.  Heinric  de 
Stadelbouen.  Rudolf  Plaeci.  Ulrich  Sciphili  et  fratres  ejus  Burchart  et  Otto. 
Rudolf  Madalla.  Rudolf  de  novo  foro.  Rudolf  filius  Tietelonis.  Fridericus 
et  a/ii  tnnurnrrabtles."  Vgl.  damit  No.  862,  wo  zum  Theil  andere  Namen. 
No.  876. 

56)  Friiher  hiess  es  sigillum  consilii  Turiccnsis,  von  1250  an  sigillum 
ovttttn  Tharicensium.  Vögelin  A.  Z.  Amn.  452.  Der  Ausdruck  cif« 
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Cs  scheinen  überhaupt  um  die  Mitte  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  auch  in  andern  Städten  innere  Verfassungs- 
änderungen vor  sich  gegangen  zu  sein,  deren  Bedeutung 
noch  einer  neuen  Untersuchung  bedarf.  Ob  sie  vielleicht 
mit  dem  Aufschwünge  des  Handels  in  Verbindung  stehen 
und  damals  etwa  die  Kaufleute  sich  zur  Regimentsfähigkeit 
emporhoben,  oder  ob  damals  zuerst  sich  ein  grosser  Rath 
neben  den  kleinen  stellte,  oder  was  sonst  das  bewegende 
Princip  und  das  Resultat  der  Veränderungen  gewesen,  ist 
zur  Stunde  noch  nicht  ins  Klare  gesetzt  56*). 

So  weit  nun  unsere  nähere  Kenntniss  des  Rathes  reicht, 
so  besteht  er  immer  aus  zwölf  Rathmännern,  zum  Theil 
Rittern,  zum  Theil  Burgern57).  Das  Verhältniss  der  einen 
zu  den  andern  scheint  nicht  ausgesebieden.  Gerade  hier 
sind  die  erwähnten  Rathsregister  sowohl  als  die  Angaben 
unserer  Geschichtschreiber  durchaus  unzuverlässig,  ln  den 
Urkunden  Anden  sich  z.  B.  1259  vier  Ritter  und  acht 
Burger;  1261  fünf  Ritter  und  sieben  Burger;  1265  sieben 
Ritter  und  fünf  Burger;  1276,  1277,  1280,  1283,  1284, 
1287 , 1291  sechs  Ritter  und  sechs  Burger.  In  dem  letztem 
Jahre  indessen  auch  wieder  fünf  Ritter  und  sieben  Burger. 
1293  und  1294  nur  noch  vier  Ritter  und  1317  gar  nur 
zwei  Ritter  5S).  Unmittelbar  vor  der  Brunischen  Revolu- 
tion war  das  Verhältniss  von  vier  Rittern  und  acht  Bur- 
gern das  regelmässige  geworden,  wie  sich  aus  dem  ersten 
geschwornen  Briefe  selbst  ergibt.  Wer  sind  nun  aber  jene 
Ritter  und  diese  Burger?  Um  diese  Frage  zu  erörtern, 
müssen  wir  erst  einen  Blick  werfen  auf  die  Bewohner 
der  Stadt  überhaupt. 


bezeichnet  bekanntlich  in  den  Urkunden  des  zwölften  Jahrhunderts  regelinus. 
sig  die  Stadtbehörde.  Vgl.  darüber  die  Ausführung  bei  Ficbard  a.  a. 
O.  S.  74.  ff. 

56a)  In  Basel,  Ochs  I.  S.  334.  fiuden  wir  im  Jahr  1252  zuerst  Bürger- 
meister daselbst.  Vgl.  unten  Anin.  90.  und  Buch  III.  Aum.  8. 

57)  Ritter  und  Burger  bilden  auch  in  den  meisten  andern  königlichen 
Städten  den  Rath.  Vgl.  darüber  Fichard  a.  a.  O.  S.  71.  Fürth  Mini- 
sterialen S.  180. 

58)  Urkunden  des  FraumUnsteramtes. 
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J.  7.  Die  Stände  in  der  Stadt. 

Von  den  sämmtlichen  Bewohnern  der  Stadt  werden  die 
Landleute  im  Richtebrief  ganz  allgemein  unterschieden. 
Unter  den  Letztem  darf  man  sich  jetzt  aber  noch  nicht 
der  Stadt  unterthänige  Bewohner  des  Landes  denken,  son- 
dern eben  alle,  welche  nicht  in  der  Stadt,  sondern  auf 
dem  Lande  wohnen  und  nicht  das  Bürgerrecht  erworben 
haben,  sie  mögen  nun  Edle,  Freie  oder  Hörige  sein. 

Unter  jenen  Bewohnern  werden  dann  aber  die  Burger 
wieder  als  eine  besondere  Klasse  genannt  und  „die  in  der 
Stadt  Wohnenden”  (Einsassen)  ihnen  bald  entgegengesetzt, 
bald  mit  ihnen,  gegenüber  den  Landleuten,  verbunden.  So 
vieldeutig  der  Ausdruck  Burger  auch  wie  gar  viele 
staatsrechtliche  Bezeichnungen  des  Mittelalters  ist,  so  weist 
er  doch  unzweifelhaft  auf  eine  eigentümliche  städtische 
Corporation  hin  s9). 

Dass  diese  Einsassen , welche  nicht  zu  den  Burgern  ge- 
hörten, zahlreich  sein  mussten,  ergibt  sich  schon  aus  der 
Öftern  Erwähnuug  derselben  als  einer  zweiten  Klasse  von 
Einwohnern  neben  den  Bürgern.  Sie  können  daher  un- 
möglich bloss  aus  denen  bestanden  hahen , welche  ihr  Burg- 
recht aufgegeben  hatten  und  dessen  ungeachtet  in  der  Stadt 
wohnen  blieben.  Von  diesen  werden  vielmehr  alle  Lei- 
stungen gefordert  wie  von  den  Burgern,  und  man  sieht 
deutlich,  dass  dem  Rathe  ein  solches  Verhältniss  anstüssig 
erscheint w).  Die  Hauptmasse  derselben  bestand  wohl  aus 
Handwerkern,  die  nach  den  Städten  hinzogen,  da  ihren 


59)  Richtebrief  I.  15«  wWa  ein  burger  den  andern  burger  «Id  der 
in  der  Stal  wonend  ist,  ze  tode  slat.”  1.  16.  17.  IV.  33:  „swa  deheiu 
burger  ald  der  in  disem  gerihte  gessessen  ist/*  III.  15. 

60)  IV.  16.  „Swa  ein  barger  sin  burgreht  vf  git,  rnd  doch  in  rnserre 
$Ut  wii  wunhaft  sin,  der  sol  liden  alle  die  gesetzede  vnd  einvnge  vnd  d'ü  ge- 
rihte , du  ein  burger  liden  sol  rmb  alle  Sachen  , vnd  en  sol  man  aber  im  nit 
Killten  wan  als  eim  laut  mau.  Vnd  sol  der  Ritter  dienen  mit  dien  Ritteren 
vnd  der  Burger  mit  dien  Burgeru.  Swer  des  aiht  tuon  wil , der  sol  von  der 
Stal  Tern." 
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Erwerb  zu  finden , aber  ihres  meist  hörigen  Standes  wegen 
nicht  so  leicht  in  die  Bürgerschaft  aufgenomincn  wurden. 
Zu  den  Burgern  in  jenem  Sinne  gehören  dann  auch  die 
verbiirgerten  Ritter,  welche  hinwieder  von  den  Burgern 
im  engern  Sinne  unterschieden  werden.  Der  Ausdruck  des 
Richtebriefs:  III.  27.  „die  rete  vnd  beide  ritter  vnd  bur- 
gcr  von  Zürich”  ist  daher  gleichbedeutend  mit  dem  kur- 
zem Ausdruck,  der  sich  noch  häufiger  findet:  „Der  Rat 
vnd  die  burger  von  Zürich.” 

Es  war  nämlich  aus  der  veränderten  Kriegs  Verfassung 
ein  neuer  Stand  hervorgegangen,  welcher  sowohl  ursprüng- 
liche Freie  als  ursprüngliche  Hörige  (die  Ministerialen) 
in  sich  aufgenoinmcn , dann  aber  alle  diese  durch  die  krie- 
gerische Lebensart  mit  der  Zeit  über  die  gewöhnlichen 
Freien  emporhob  und  eine  Art  niedern  Adels  bildete.  Es 
ging  das  um  so  leichter,  je  mehr  sich  die  alten  Begriffe 
von  Freiheit  im  Leben  und  in  Folge  der  Ideen  des  Feu- 
dalsystcmes  verändert  hatten.  In  Zürich  mochten  die  Ritter 
thcils  aus  vielen  vormaligen  Fiscalinen,  thcils  aus  den  Va- 
sallen und  Ministerialen  der  Acbtissinn,  thcils  auch  aus 
Freien,  die  sich  vom  Lande  her  nach  der  Stadt  begaben, 
entstanden  sein. 

Die  Rittcrwiirdc  war  nun  zwar  auch  wieder  eine  erb- 
liche geworden,  jedoch  musste  zu  der  Ritterbiirtigkeit  die 
Wahl  des  ritterlichen  Berufes  hinzukomincn.  Verstand  sich 
der  Sohn  eines  Ritters  nicht  dazu,  so  wurde  er  dann  zu 
den  übrigen  Burgern  gerechnet 6I), 

Richtebrief  IV.  25.  Swel  burger  in  dirre  Stat  ist, 
des  vatter  ritter  was  , der  sol  ze  ritter  werden , c das  er 
drizig  iar  alt  werde.  Tuot  er  des  niht,  so  sol  er  gewerf 
geben  mit  dien  bürgern  alle  die  wile  vnz  er  niht  Ritter 
worden  ist. 


61)  So  können  denn  rotn  gleichen  Geschleckte  einzelne  unter  den  Rittern, 
andere  unter  den  Burgern  erwähnt  werden,  wie  t.  B.  itn  Jahr  1265  ein 
Heinrieh  Meias  und  ein  Walter  Meis*  zugleich  im  Rathe  ailzca , aber 
lener  unter  drn  Rittern,  dieaer  onter  den  Borgern;  im  Jahr  1276  ferner  ein 
Ritter  Johan  Minelte  und  ein  Burger  Rudolf  Mineur, 
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Die  Ritter  dienten  zu  Pferde  mit  den  Rittern , die 
Burger  zu  Fussc  mit  den  Burgern  6s) ; nur  jene  waren  in- 
dess  verpflichtet  auch  dem  Reichshccrc  zu  folgen,  während 
alle  im  Dienste  der  Stadt  auszogen.  Daher  waren  die  Ritter 
frei  von  dem  Gewerfc,  das  die  Burger  erlegen  mussten63). 

Die  Ritter  stehen  zwar  dem  Range  nach  etwas  höher 
als  die  Burger , gehören  aber  mit  diesen  doch  zu  demsel- 
ben Stande.  Jenes  zeigt  sich  z.  B.  darin , dass  in  den 
Verzeichnissen  der  Räthc,  so  wie  in  den  Formeln,  die 
Ritter  immer  voran  stehen  und  die  Burger  folgen ; dieses  er- 
gibt sich  aus  der  fortwährenden  Zusammenstellung  der  Ritter 
und  der  Burger  und  der  gleichen  Rathsfähigkeit  beider. 

Blicken  wir  zurück  auf  die  Elemente  dieser  neu  ge- 
bildeten Bürgerschaft,  so  entstand  dieselbe  wohl  aus  den 
alten  Freien,  welche  in  oder  um  die  Stadt  angesiedelt 
waren,  oder  noch  speciellcr  ausgedrückt  aus  den  Resten 
jener  Markgenossenschaft  vom  Berge , ferner  aus  den  Fis- 
calinen,  welche  sich  allmählich  in  den  Stand  der  Ritter- 
burtigkeit  aufschwangen  und  aus  den  Ministerialen  der  Ab- 
tei w).  Diese  Elemente  waren  zu  einer  zusammengehörigen 


62)  Richtebrief  IV.  16.  (oben  Anui.  52.)  IV.  32. 

6 3)  Richtebrief  IV.  25.  Die  engern  Auge  hörigen  der  Abtei  und  zum 

Thnl  auch  der  Propstei  Waren  wohl  von  dem  Gewerf  ebenfalls  darum  befreit, 
weil  man  aonahm , der  Reichsdieujt , den  jene  schuldig,  werde  durch  die 
Ritter  der  Stadt  geleistet.  IV.  30;  „ Dii  gewonheit  dii  vnz  her  gewesen 
ist  mit  vnserre  herreu  willen  kaiser  Friderithes  vnd  sintr  krude  vnd  her/o- 
gen  Bercbtolts  Ton  zeriugere  die  dirre  Stat  herreu  vnd  pfleger  waren 
vmb  der  Gotshliser  ampllute,  die  ane  geuerde  sint  genomen  vnd  vinbe  des 
Gntshuses  dien  st  in  an  ne  kneble,  das  si  gewerf  nit  geben  ald  stiire 

dein  riche  , du  sol  stete  sin  «ils  si  vnz  her  gewesen  ist."  IV.  31.  Man  halte 

damit  zusammen  eine  von  J.iger  Ulm  S.  93.  aus  dem  Municipalrechte  der 
Stadt  Colmar  von  1293  nntgetheilte  Stelle:  „swas  edeler  1 Ute  ze  Colmar 
hurger  sint,  die  uns  (dem  Könige)  dieneut  als  eJele  lute  ze  rechte  sulut,  die 
solleut  mit  den  audern  bürgern  dekein  gewerf  noch  dekein  stiire  geben." 
Jakob  Grimm  D.  R.  A.  S.  293.  erinnert  bei  dem  Ausdrucke  Gewerf  an 
den  ähnlichen  Symbola. 

64)  In  einer  Urk.  ▼.  1153  Franmünsteramt  I 170.  heisst  es:  „Thuregen- 
sjum  vero  Burgensibus  bis  scilicet  Henrieo  tribuno , Kudolfo  moneturio  , 
Radolfo  tlulor.cario”  y diese  alle  sind  Beamtete  der  Aebtissinn , ,,Purchardu 
nigro"  o.  s-  f. 

Rtuitsthli  FcchUgcschichtr- 
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Corporation  verwachsen,  in  welche  dann  später  noch  an- 
dere Freie  und  Ritterbürtige  aufgenointnen  wurden. 

Dass  der  blosse  Wohnsitz  in  der  Stadt  kein  Bürger- 
recht gab,  erhellt  schon  aus  dem  obigen  Gegensätze  zwischen 
Bürgern  und  Einsassen.  Es  bedurfte  vielmehr  einer  ordent- 
lichen Aufnahme  von  Seite  des  Rathes  und  der  Bürger. 
Richtebrief  IV.  24.  Swer  den  (sollte  heissen:  der)  lant- 
lüte  hie  wellen  burger  werden , das  sol  mit  des  Rihters  vnd 
mit  des  rates  wissende  vnd  ander  der  Burger  willen  sin , 
als  er  hat  aber  niht  burgreht. 

Ebenso  konnte  einer  auch  in  dem  Burgcrverbande  stehen, 
ohne  in  der  Stadt  zu  wohnen : 

Richlebrief  IV.  32.  Swer  ze  Zürich  burger  ist , vnd 
doch  hie  nit  seshaft  ist,  es  si  ritter  ald  burger,  das  der 
Ritter  mit  dien  Rittern , der  burger  mit  dien  bürgern  dinen 
svln  von  allem  ir  guole  nah  bescheidenheit  als  ander  die 
burger  die  hie  seshaft  sint.*' 

So  zeigt  sich  in  dieser  alten  Zeit  schon  deutlich  das 
Princip  der  Bürgerschaft  im  Gegensätze  zu  dem  der 
Einwohnerschaft.  Jenes  erweitert  während  des  Mittel- 
alters und  der  neuern  Zeit  seine  Herrschaft  auch  über  die 
Landgemeinden,  während  dieses  immer  mehr  zurück  tritt, 
bis  dann  die  Kreise  der  Bürgerschaft  sich,  von  dem  Triebe 
einer  engherzigen  Beschränkung  und  Ausschliessung  ge- 
leitet, nach  und  nach  enger  ziehen  und  so  das  Princip  der 
Einwohnerschaft  neue  Veranlassung  und  Kraft  erhält,  sich 
wieder  geltend  zu  machen.  Die  Einsicht  in  dieses  Ver- 
hältniss  gehört  wesentlich  dazu,  um  die  Geschichte  unseres 
staatlichen  Lebens  zu  begreifen. 

Die  beiden  Institute,  von  denen  jedes  die  gesammten 
Interessen  einer  Stadt  oder  Dorfes  zu  repräsentiren  sucht, 
unterscheiden  sich  dadurch  von  einander,  dass  die  Bürger- 
schaft die  Beziehung  zu  den  betreffenden  Orten  durch  einen 
persönlichen  Verband  darstellt,  während  die  Einwoh- 
nerschaft alles  von  den  localen  Verhältnissen  zum  Boden 
abhängig  macht.  Dabei  lässt  sich  nicht  übersehen,  dass 
durch  das  Bestehen  einer  Corporation  die  Verbindung  der 
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Bürger  unter  sich  dauerhafter  und  enger  wird,  als  dieses 
bei  einer  Einwohnerschaft  möglich  ist,  deren  einzelne  Glie- 
der sich  wie  leichter  zusammcnftigcn,  so  auch  leichter 
trennen.  Durch  das  Princip  der  Persönlichkeit,  welches 
die  Eigenschaft  des  Bürgers  unabhängig  macht  von  dem 
Aufenthalte  in  der  Stadt,  wird  das  ganze  Institut  in  der 
That  zu  einem  familienähnlichen,  und  nicht  mit  Unrecht  wer- 
den die  Bürgerschaften  als  erweiterte  Familien  betrachtet. 

Wie  dieselben  aber  zuerst  in  den  Städten  entstanden 
sind,  wird  klar,  wenn  man  an  die  Zusammensetzung  der 
Bevölkerung  in  den  altern  Städten  denkt  und  zugleich  die 
allgemeine  deutsche  Ansicht  über  Standesgleichhcit  derer 
kennt,  welche  in  dieselbe  Genossenschaft  treten.  Es  fanden 
zwar  vielfache  Umänderungen  in  dem  Verhältnisse  der 
Stände  in  ihrem  Innern  und  zu  einander  Statt,  aber  zu 
jeder  Zeit  mussten  die,  welche  zu  einer  Corporation  ge- 
hörten, auch  sich  wesentlich  gleich  stehen.  Eben  desshalb 
konnte  unmöglich  von  Anfang  an  die  ganze  Bevölkerung 
der  Städte  (Freie  und  Hörige,  Ritter  und  Handwerker) 
zu  Einer  Bürgerschaft  sich  verbinden,  und  musste  daher 
diese  sich  als  persönlicher  Verband  der  einen  darstcllen, 
mit  Ausschluss  der  andern. 

Es  lag  zwar  in  der  Entwickelung  der  Städte  eine  grosse 
die  Freiheit  begünstigende  und  zu  ihr  erhebende  Kraft; 
aber  es  dauerte  doch  sehr  lange , bis  auch  die  Masse  der 
Haudwerker  als  Höriger  mit  den  Rittern  und  den  diesen 
gleich  stehenden  Burgern  zw  einer  Corporation  sich  ver- 
binden konnte.  ln  Zürich  geschah  das  erst  durch  die 
Brunische  Revolution.  Vorher  waren  in  der  Gemeinde  der 
Burger  wohl  nur  wenige  Handwerker,  wenn  cs  überhaupt 
solche  darunter  gab. 

Dieses  alles  bedarf  nun  freilich,  da  die  Wahrheit  dieser 
Annahme,  trotz  der  Untersuchungen  Eichhorns,  vielfach 
misskannt  wird,  noch  einiger  näherer  Ausführung.  Zu 
diesem  Bchufe  machen  wir  auf  Folgendes  aufmerksam: 

1)  Das  oben  mitgetheilte  Statut,  dass  der  Landmann  nur 
mit  Wissen  und  Willen  des  Richters  (Vogt  oder  Schult- 
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heiss?)  des  Rathes  und  anderer  Burger  in  die  Corporation 
aufgenomraen  werden  könne,  hängt  ohne  Zweifel  zusam- 
men mit  der  nüthig  befundenen  Prüfung  der  freien  und 
den  Bürgern  gleichen  Gehurt  des  sich  Meldenden  6i).  Denn 
damals  war  inan  nicht  sehr  ängstlich  mit  den  übrigen  Ei- 
genschaften der  neuen  Bürger,  sondern  suchte  sich,  ohne 
dabei  an  Einkaufssummen  zu  denken,  gerne  durch  neuen 
Zuwachs  zu  verstärken. 

2)  Jeder  neue  Burger  musste  sich  verbürgen,  binnen 
Frist  ein  Haus  zu  kaufen.  Versäumte  er  es,  so  verlor 
er  sein  Bürgerrecht  66).  Insofern  war  das  persönliche  Ele- 
ment der  Bürgerschaft  noch  durch  nähere  Beziehung  auf 
den  Boden  beschränkt.  Dabei  darf  man  nun  freilich  nicht 
bloss  an  wahres  Eigenthum  denken,  sondern  es  genügte 
sicher  der  erbliche  Besitz.  Wohl  aber  hing  dieser  damals 
noch  grossentheils  mit  Ackerbau  und  Viehzucht  zusammen, 
welche  Beschäftigung  des  Freien  würdiger  schien  als  Hand- 
werke und  Handel.  Die  verschiedenen  der  Stadt  zugehöri- 
gen Almenden , im  Ilaard , am  Zürichberg  u.  s.  f.  dienten 
dazu , die  Burger  dabei  zu  unterstützen , und  wie  allen- 
thalben war  der  Genuss  derselben  gewiss  mit  besonderem 
Grundbesitz  verbunden  und  davon  abhängig67).  Man  muss 
sich  daher  in  dieser  altern  Zeit  die  Burger  grossentheils 


65)  In  St.  Gallen  erlheilt«  der  Abt  als  Landesherr  die  Aufnahme  in 
das  Bürgerrecht.  Die  Formel  zeigt  aber,  wie  dasselbe  persönliche  Freiheit 
roraussetzte : „donainus  liberum  et  merura  jus  Burgense  sire  cinle  in  oppido 
noslro  S.  Galli  , quod  rulgariter  „ Vris  Burgereeht ” nuncupatur,  cum  omni 
fure  , hbertale , untbitu  eodem  vocabulo  compreheoso.”  Vgl.  von  Arx  Ge- 
schichte von  St.  Gallen  1.  S.  454  und  455.  Ebenso  muss  noch  spater  (rer- 
mulhlich  indessen  schon  nach  dein  Stadtrechle  ron  1371)  wer  io  der  Stadt 
Elgg  in  der  Grafschaft  Kyburg  Bürger  werden  will,  den  Stadtherrn  bewei- 
sen , dass  er  ehelich  geboren  , frei  und  niemandes  Leibeigner  sei.  Hvrr- 
schaftsrecht  toii  Elgg  ron  1535  Art.  53,  2.  Und  wird  ein  Leibeigener  etwa 
doch  angenommen,  so  hat  er  Aussicht  auf  Freiheit.  Ebenda  Art.  62. 

66)  Ratbserkennlnis  s r.  J.  1314  und  1316.  IUS.  65.  S.  49.  a. 
und  2.  b. 

67)  Vgl.  eine  Ratbserkenntniss  aus  dieser  Periode  MS.  65.  S.  4.  6. 
,,Man  schribet  allen  R^ten , daz  der  Rat  mit  geschworn  eiden  hat  ervarn  umb 
die  almeinde  rffendorf  rssbin , daz  inan  in  dem  dritten  iare  so  daz 
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als  Landwirthc  denken.  Unter  ihnen  waren  auch  manche, 
welche  auf  dem  Lande  Grundhcrrsehaft  besassen  und  deren 
Ehre  nur  darum  nicht  litt  durch  Aufnahme  in  den  Biirger- 
verband,  weil  auch  die  übrigen  Bürger  für  Freie  geachtet 
und  den  Rittern  an  die  Seite  gestellt  wurden  6S). 

3)  Aus  vielen  Stellen  des  Richtebriefs  ergibt  sieh  wie- 
der eine  persönliche  Gleichstellung  der  Ra'thc  und  der 
Burger.  Und  doch  gelangten  die  Handwerker  in  Masse 
anerkannter  Massen  erst  durch  Brun  zur  Regimentsfähig, 
keit.  Wie  hatten  sic  nun  früher  in  der  Gemeinde  initstini- 
men  können,  ohne  zugleich  wahlbar  zu  sein? 

•1)  Dafür  stimmt  denn  auch  der  Sprachgebrauch  der 
ßrtinischcn  Verfassungsurkunde,  in  welcher  das  alte  Regi- 
ment abgethan  wurde:  «also  das  Zürich  niemer  cnkciii  Rat 
mer  wesen  sol,  mit  vier  Rittern  und  mit  acht  Burgern 
von  den  besten,  als  unzhar  gewoulieh  was  gewesen,  wan 
das  man  einen  Bürgermeister  und  einen  Rat  von  Rit- 
tern, von  Burgern  und  von  den  Andtwcrken  Zü- 
rich haben  sol.”  Selbst  damals  noch  konnte  der  alte 
Sprachgebrauch , wonach  die  Handwerker  nicht  zu  den 
eigentlichen  Burgern  gehörten , nicht  verleugnet  werden , 
ungeachtet  sic  durch  die  Veränderung  allerdings  Burger 
geworden  waren  69). 

5)  Die  freie  Gemeinde  versammelte  sich  auf  dem  Liu- 


««ll  in  krache  lit,  der  btirger  y£  Iriben  sol  vf  die  weide,  vnd  mit  nameu 
in  bürg  md  «Jur  bürg  bin  vnz  an  Trichleahusen  , vnd  daz  icglich  Kat , der 
Jana*  sil/et  — — — die  b arger  schirme  uf  der  al  mein  de.”  Im 
Jahr  1274  beschweren  «ich  mehrere  Burger  von  Zürich:  „Heinr.  in  dem 
Hofe,  Kudolf  von  Beggenhouen  rilcre  , Chunrat  vnd  Joh.  inanezen”  u.  s.  f. 
„mit  ander  der  gehorsam  i der  w achte  die  inan  da  heizet  vf- 
ftridorf"  (welche  Gegend  von  der  neuen  Befestigung  bereits  eingeschlossen 
war  und  zur  Stadt  gehörte  bei  dein  Kaiser  Uber  ein  Wahr  eines  Herrn  von 
Möllingen,  wodurch  die  „offene  straze"  verschlossen  werde.  Altes  DiplonuUr 
der  Propslei  S.  35.  b.  Vgl.  unten  $.  9.  Anm.  100. 

t>8)  Eichhorn  Rechlsgeschichte  213. 

69)  Man  vergleiche  damit  die  von  Eichhorn  Zeitschrift  II.  S.  226 
initgelheillc  Stelle  von  Frankfurt  am  Main  v.  J.  1360:  „dass  die  Handwerk 
Jrci  aus  in  und  die  gemeinde  auch  drei  aus  in  zu  ratleuten  alle  Jar 
kisen  sollen.”  In  einem  weitern  Sinne  des  Wortes  Burger  konnten  die  zur 
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denhofe,  wo  schon  ursprünglich  der  Graf  zu  Gerichte  sass 
und  später  noch  der  Vogt  das  Blutgericht  hielt 70).  Darin 
ist  der  Zusammenhang  mit  der  alten  Versammlung  der 
freien  Gemeinde  nicht  zu  verkennen.  Die  Gemeinde  nach 
der  Brunischen  Revolution,  in  welcher  nun  auch  die  Hand- 
werker waren , versammelte  sich  dagegen  in  Kirchen , ins- 
besondere im  Münster. 

6)  Auch  nach  der  Brunischen  Verfassung  werden  die 
Handwerker  doch  nie  eigentliche  Räthc.  Sie  können  zwar 
Zunftmeister  werden,  aber  cs  werden  diese  doch  sorgsam 
von  jenen  unterschieden.  Die  Rätlie  gehören  zu  der  Con- 
staffel,  aus  der  sie  genommen  sind,  wie  vorher  zu  der 
freien  Gemeinde,  aus  welcher  sic  gewählt  wurden.  Man 
halte  das  vorzüglich  mit  dem  unter  3 Erörterten  zusammen. 

7)  Nach  der  alten  Verfassung  war  cs  unmöglich,  dass 
ein  Höriger  in  den  Rath  gelangen  konnte.  Auch  nach  Brun 
war  dieses  für  die  Constafcl  unmöglich.  Dagegen  zeigt 
sich  die  Gefahr  nun  hei  der  Stelle  der  Zunftmeister,  uud 
so  musste  dann  schon  1337  ein  Statut  erlassen  werden: 

Das  enkeiner  vnser  burger,  der  eines  her  reu  eigen 
oder  vnelich  geborn  ist,  niemer  enkeiner  ziinfte 
ineister  werden  sol,  vnd  ist  och  dis  durh  der  Stat  nvtz 
vnd  eren  willen  mit  gemeinem  rate  der  burger  vf  gesetzet 
durch  daz  mau  totslcge  wundaten  vnd  s e m liehe 
frevel  deste  rechter  gcrichten  invg  bi  einem 
Rate  7’). 

Der  Zusammenhang  mit  der  Gerichtsverfassung  wird 
aus  dieser  Stelle  ebenfalls  deutlich. 


&tult  gehörigen  Handwerker  wohl  auch  wieder  Burger  genannt  werden.  £5 
werden  1335  sogar  „Juden  zu  Burger  empfangen ungeachtet  doch  käme 
Bede  sein  kann  von  eigentlichen  Bürgern  , vielmehr  dadurch  nur  städtischer 
Schutz  bezeichnet  wird.  Und  nn  Jahre  1347  kauft  sich  ein  Jude  ein  Haas 
in  der  Stadt  mit  Erlaubnis«  der  Burger,  dein  sodann  eiue  besondere  Steuer 
auferlegt  wurde.  Rath  «erkennt  11  iss  in  MS.  65.  So  werden  auch  nach- 
her oft  die  Juden  in  den  Urkunden  Burger  in  diesem  weitern  Sinne  ge- 
nannt. Z.  B.  Verordnung  von  1397.  MS.  13S  a.  S.  SS  b ; „von  der  Juden 
wegen,  die  in  der  Statt  wonhaft  und  ze  Burger  geoomen  sial." 

70)  Siehe  oben  B.  1.  §.  9.  Aom.  54. 

71)  Rathserkennrniss  MS.  65.  S.  28  b. 


Digitized  by  Google 


Die  Stande  in  der  Stadt. 


151 


S)  Endlich  muss  dabei  auf  die  Analogie  anderer  deut- 
scher Städte  hingewiesen  werden , in  denen  sich  das  Vcr- 
bältniss  durchgängig  ähnlich  gestaltet  hat  73) 

Wenn  wir  nun  aber  die  Handwerker  der  Masse  nach 
für  unfa'hig  des  Regiments  und  der  Gemeinde  halten  müs- 
sen, so  schliesst  das  nicht  aus,  dass  nicht  einzelne  Hand- 
werker dennoch  als  wahre  Burger  angesehen  werden 
konnten.  Zwar  finden  sich  sowohl  in  den  Verzeichnissen 
der  Rathe  als  der  Zeugen  äusserst  seltene  Spuren  von 
Handwerkern,  und  iiberdem  sind  einige  wohl  nur  schein- 
bar. Aber  auf  der  andern  Seite  ist  doch  kein  Grund, 
diesen  unbedingten  Ausschluss  anzunehmen,  indem  der  Be- 
ruf allein  nicht  hörig  machte , so  wenig  er  auch  ursprüng- 
lich des  Freien  würdig  schien.  Es  konnte  zumal  bei  der 
steigenden  Wohlfahrt  der  Gewerbetreibenden  gar  wohl  auch 
ein  Handwerker  sich  völlig  frei  machen  und  eigene  Grund- 
stücke erwerben.  Oder  es  konnten  auch  geborne  Freie 
diesen  Beruf,  der  immer  ehrenhafter  wurde,  wählen.  Und 
so  wurde  der  schroffe  Gegensatz  durch  einzelne  Ueber- 
gänge  gemildert,  bis  zuletzt  die  Scheidewand  ganz  ein- 
stiirzte , und  auch  die  Handwerker  in  Masse  Glieder  der 
Bürgerschaft  wurden. 

Wenn  schon  unter  den  Rathen  des  Jahres  1259  ein 
Johann  Pistor  vorkoinmt,  so  ist  freilich  zweifelhaft,  ob 
derselbe  ein  wirklicher  Becker  gewesen.  Denn  cs  ist  be- 
kannt, dass  sehr  viele  Gcschlechtsnamcn  von  Handthicrun- 
gen  oder  Gewerben  hergenommen  sind  , ohne  dass  die  so 
Benannten  dcsshalb  je  den  betreffenden  Beruf  wirklich  aus- 
geübt haben  73)  Es  sind  sehr  viele  Namen  das  Erzeugniss 


72)  Vgl.  Eichhorn  in  der  mehrfach  erwähnten  Abhandlung  der  Zeit* 
sebrift.  Sehr  klar  zeigt  sich  der  «ländische  Gegensatz  zwischen  Geschlechtern 
und  Zünftlern  auch  in  V I m.  Jene  mussten  gewöhnlich  doppelte,  diese  ein- 
fache Busse  gehen.  Dafür  durfte  dann  aber  auch  die  Frau  des  Geschlechter« 
einen  seidenen  Schleier  von  20,  die  Frau  des  Handwerkers  nur  von  12  Faden 
tragen.  Jager ’s  Ulm  S.  250. 

73)  Fichard  Frankfurt  am  Main  S.  120  IT.  hat  darüber  «in#  sehr 
hübsche  Ausführung  und  eine  Masse  von  Beispielen  gesammelt. 
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eines  freien  Spieles  munterer  Volkslaune  oder  das  Werk 
des  Zufalls,  der  etwa  einen  aus  der  Familie  betraf.  So 
kommt  gerade  das  Geschlecht  Pistor  auch  in  Frankfurt 
am  Main  vor  und  bezeichnet  dort  ein  ritterbürtiges  Ge- 
schlecht74). Indessen  wäre  cs  doch  auch  nicht  unmöglich, 
dass  sich  der  Pfister  der  Aebtissinn  mit  andern  Hausge- 
nossen derselben  gehoben  hätte  und  so  eine  Familie,  welche 
längere  Zeit  hindurch  in  dieser  Stellung  geblieben,  in  den 
Stand  der  freien  Bürgerschaft  gelangt  wäre,  ohne  dass 
darum  die  übrigen  Becker  der  Stadt,  welche  nicht  in  so 
naher  Beziehung  zu  der  Fiirstinn  standen,  regimentsfähig 
geworden.  Es  mag  daher  wohl  angemerkt  werden , dass 
noch  1343  der  Pfister  der  Aebtissinn  eine  eigentümliche 
Stellung  hatte  und  von  einem  Pfister  amte  die  Rede  ist75), 
sowie  dass  in  einer  Urkunde  von  1313  ein  Rudolf  Lussi 
der  Pfister  Burger  von  Zürich  vorkommt 76). 

Ferner  findet  sich  unter  den  anwesenden  Zeugen  „ehrbaren 
Leuten"  im  Jahre  1317  ein  Rudolf  Goldsebmid.  Aber  auch 
diese  Spur  ist  sehr  täuschend.  Denn  einmal  war  Goldschmid 
wieder  ein  altes  Geschlecht,  wie  sich  aus  einer  Urkunde 
von  1257  deutlich  ergibt,  woraus  man  nicht  auf  den  Beruf 
schliesscu  darf77).  Und  überdem  wurde  das  Gewerbe  der 
Goldschmide  schon  sehr  frühe,  wohl  um  des  cdeln  Stoffes 
willen,  für  so  edel  gehalten,  dass  es  mit  andern  Handwer- 
ken sich  nicht  zusntnmenstcllcn  liess  und  Leute  aus  freien 
Geschlechtern  sich  nicht  scheuten  , diesen  Beruf  zu  ergrei- 
fen 7‘).  Die  Goldschmide  werden  daher  auch  in  der  Bru- 
nischen  Verfassung  nicht  zu  den  Zünften  der  Handwerker, 


74)  Fichard  a.  a.  O.  8,  123. 

75)  Ra  t hs  e r k c n n t n i s s MS.  65.  Bl.  3U.  b.  „Swelher  vnser  frone« 
der  Ebtischin  pß.sler  binnen  bin  ietner  wirt , das  inan  den  an  dein  selben 
pfisterampte  wider  die  selben  vnser  frowen  niht  schirmen  sol , wan  das  si  ir 
pfistrrsinpt  besetzen  vnd  entsetzen  mag  nach  ir  Golzhuses  rechte  al«  es  ir 

raget.” 

76)  Fraurnttnsteramt  II.  148. 

77)  Alles  Dipl  oiu.  der  Propstei  S.  55.  b.  „hemme  filia  heinr.  bone  me* 
inorie  dicti  GoJdunidc * eine  Taricensis. 

78)  Fichard  a.  a.  O,  S.  129. 
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sondern  zur  Constnfel  gerechnet.  Uud  so  gewährt  uns  die 
scheinbare  Ausnahme,  recht  besehen,  eine  neue  Bestätigung 
unserer  Darstellung. 

Dagegen  kommt  allerdings  wenigstens  einmal  auf  un- 
zweifelhafte Weise  ein  Handwerker  zwar  nicht  im  Rathc, 
aber  doch  unter  den  ehrbaren  Leuten  von  Burgern  vor, 
nämlich  ein  „Meister  Burkard  der  Murer”  im  Jahr  1321 ,9). 
Freilich  genoss  die  Kunst  der  Maurer  und  Steinmetzen  mit 
Recht  ein  vorzügliches  Ansehen  in  den  Städten  des  Mittel- 
alters, so  dass  auch  hier  wieder  nicht  unmöglich  ist,  dass 
Geschlechter  (der  Name  Burkart  dürfte  auf  ein  solches  deu- 
ten) sich  zuweilen  diesem  Berufe  widmeten  uud  desshalb 
ihren  Stand  nicht  erniedrigten  80). 

Leber  den  frühem  Zustand  der  Handwerker  sind  wir 
nicht  näher  unterrichtet.  Nach  der  Analogie  anderer  Städte 
zweifle  ich  nicht,  dass  sie  dein  Hofrechte  der  Aebtissinn 
unterworfen  waren.  Der  Rath  wusste  aber  auch  hier  die 
Ausübung  der  Oberherrlichkeit  an  sich  zu  bringen,  und  so 
finden  wir  zur  Zeit  des  Richtebriefes  die  Handwerker  der 
Aufsicht  des  Rathcs  unterworfen.  Dieser  erlässt,  nachdem 
er  zuvor  den  Rath  der  betreffenden  Handwerksgenossen  an- 
gehört, die  nüthigen  Verordnungen  (Einungen  genannt)  und 
bezeichnet  selber  die  sogenannten  Einunger,  welche  über  ihre 
Handhabung  wachen  sollen  und  auch  einen  Theil  der  Bus- 
sen bczichn  8I).  Eine  Verbindung  der  Handwerksgenossen 


79)  Fra  am.  A.  II.  190. 

80)  Ein  auffallendes  hieher  gehörendes  Beispiel  siehe  bei  Jäger  Ulm 
S.  567  ff. 

81)  Vgl.  das  ganze  V.  Buch  des  Richtebriefes.  Z.  B.  V.  65.  „Onch 
setzen  wir  (die  Bevollmächtigten  des  nalhes  und  der  Burger)  das  ein  jeglich 
R8i  — - drie  »einen  so! , die  ze  dien  heiligen  swerren  des  cinungcs  von  ina- 
leune  rnd  von  miilinon  ze  buetenne,  rnd  dem  Rat«  ze  leidenne  das  jar  vs.” 
V.  95.  „Der  Rat  rnd  die  burger  sint  geineinlich  über  ein  körnen  mit  der 
gerw er  willen  vnd  rate.”  — V.  98.  „Wir  der  Rat  rnd  die  burger  hein  ge- 
»etzet  mit  gemeinem  rate.  Swele  hüterknecht  wil  meister  werden  , der  sol 
komm  für  den  Kat,  vnd  sol  da  Leweren,  mit  sinen  anlwerk  genozen , das  er 
fünf  jar  gelernet  habe,  vnd  sol  zein  minsten  fünf  pfvnt  wert  baben  sins  eigen 
nen  gutes , vnd  sol  dem  rate  geben  ein  phunt , vnd  dem  autwerk  fünf  Schilling  ” 
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bestand  somit  auch  liier , wie  anderswo ; aber  sie  war  unter 
die  Herrschaft  des  Ratlies  gestellt,  und  durfte  sich  nicht 
selbständig  als  freie  Corporation  regeu.  Mit  Recht  musste 
der  Rath  und  die  alte  Gemeinde  besorgen,  dass  der  an  Kräf- 
ten zunehmende  Stand  der  Handwerker,  sobald  er  Gelegen- 
heit erhielte,  zu  ordentlichen  Zünften  organisirt,  seinen  Aus- 
sprüchen Nachdruck  zu  geben,  sich  nicht  länger  mit  der 
untergeordneten  Stellung  zufrieden  geben,  sondern  Alles  daran 
setzen  werde,  Antheil  an  dem  Regiinente  zu  bekommen. 

Gleicher  Weise  lag  auch  zu  Rom  in  der  Organisation 
des  plebejischen  Tribus  das  geeignete  Mittel,  um  der  pa- 
trizischcn  Herrschaft  gerüstet  entgegen  und  mit  ihr  in  die 
Schranken  zu  treten. 

Daher  wurde  jede  Corporationsbildung  den  Handwer- 
kern auf  das  allerstrengste  untersagt : 

Richtebrief  IV.  20.  Wir  der  Rat  vnd  die  Burger  vou 
ziirick  setzen  mit  gemeinem  Rate  , vnd  hein  es  ouch  gesworn 
ze  dien  heiligen  ze  behaltcnne  ewechlichen  als  hienach  ge- 
schriben  slat : das  nie  man  werben  noch  tuon  sol  en- 
hein  zunft  noch  in  eis  t e rs  ch  a ft  noch  g es  e 1 1 e s c ha  ft 
init  eiden  mit  Worten  noch  mit  werchen.  Swer  aber  es 
herüber  tete,  dem  sol  man  sin  beste  hus  nider  bre- 
chen vnd  soldarzuo  derStat  zchuoze  geben  zehen 
march.  Ist  aber  das  er  nit  huses  hat  in  der  Stat , so  sol 
er  fünf  jar  von  der  Stat  sin,  vnd  sol  niemer  wider  in  kö- 
rnen e er  gebe  fünfzig  march  ze  buoze  der  Stat*2). 

Die  Strenge  dieser  Verordnung  konnte  indessen  nicht  auf 
alle  Zukunft  verhindern,  was  sich  dennoch  durch  das  ver- 
änderte Leben  und  die  innere  Ausbildung  der  städtischen 
Lebensweise  vorbereitete. 

Zuerst  mochten  einige  Berufsarten  vor  andern  ehrbar  er- 
scheinen und  sich  auch  die  Geschlechter  ihnen  nicht  entzie- 
hen. Dieses  gilt  vorzüglich  von  den  Kaufleuten,  welche 
durch  Handelsverkehr  und  Fabrikation  sich  Vermögen  und 
damit  auch  bürgerliche  Ehre  erworben.  Es  ist  daher  wohl 


S2)  Vgl.  Richlebritf  IV.  19.  u.  21. 
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anzunehmen,  dass  schon  vor  der  Brunischen  Veränderung 
sie  grossentheils  zu  der  Gemeinde  gehört  haben , wie  sie 
auch  nach  derselben  noch  zur  Constafel  und  nicht  zu  den 
Zünften  gehörten  M). 


$.  S.  Der  Hatb. 

1.  Fortsetzung  der  Geschichte  desselben. 

Der  Rath  wurde  mithin  aus  dem  Stande  der  Ritter  und 
der  mit  diesen  ebenbürtigen  Burgern  gewählt,  die  man  mit 
Rücksicht  auf  analoge  Verhältnisse  der  alten  römischen  Ver- 
fassung Pa  tricier  oder  deutsch  auch  Geschlechter  hicss. 
Anfangs  mochte  ihre  Amtsdauer  wohl  eine  jährige  gewe- 
sen sein.  Zur  Zeit  des  Richtebriefes  aber  war  sie  auf  vier 
Monate  beschränkt.  Da  indessen  einer , der  bereits  eine 
Ratlisstellc  bekleidet  hatte,  während  desselben  Jahres  nicht 
mehr  in  den  Rath  gewählt  werden  konnte,  sondern  erst  für 
das  folgende  Jahr  ihm  der  Zutritt  wieder  offen  stand,  so 
stellte  es  sich  faktisch  allerdings  ziemlich  so,  dass  es  36 
Räthe  gab,  die  sich  in  das  Jahr  theilten,  dann  aber  im 
folgenden  Jahre  gewöhnlich  wieder  in  derselben  Reihen- 
folge erscheinen.  Mit  Unrecht  aber  denkt  man  sich  einen 
Rath  von  36  Gliedern  in  drei  Rotten  vcrthcilt.  Es  gab 
drei  Räthe  im  Jahr.  Jeder  wurde  besonders  gewählt,  und 
jeder  neue  Rath  besendete  zweihundert  Burger  oder  mehr, 
welche  ihm  Namens  der  Gemeinde  schwören  mussten  s*). 


83)  Vgl.  oben  Seite  152,  In  Bremen  gehören  die  Tuchhandler  schon 
1263  zu  der  Gemeinde  im  Gegensätze  zu  den  Handwerken.  Donandt  Ge- 
schichte von  Bremen  I.  S.  246. 

84)  Maller  Schw.  Gesch.  I.  216.  lasst  wirklich  die  drei  Rotten  in  ein- 
zelnen Fallen  zasammentreten  and  gemeinsam  auf  Geidbussen  erkennen.  Das 
geschah  niemals.  Der  Irrthum  beruht  auf  einem  Missverständnis«  des  Aus- 
drucks : eine  Busse  zu  dreien  Rathen  nehmen.  Das  heisst  nichts  anders  als, 
eine  Busse  nicht  auf  einmal  einziebn , sondern  in  drei  Terminen  . so  dass  jeder 
Rath  ein  Drittel  bezieht.  Richtebrief  111.  35.  „Verschalt  jeinan  buoze  , 
die  inan  ze  drin  Reten  ne  men  sol , da  sol  der  Rat,  vnder  dem  si 
verschalt  ist*  sin  teil  nemen , vnd  dien  nachgenden  zwein  Reten 
lr  teil  sebriben."  (Daher  auch  der  Ausdrnck  der  Ralhsbeschlüsse : „Man  schri- 
bet  allen  Reten"),  vnd  en  sol  enhein  Rat  — — die  buoze  sament  an- 
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lieber  die  Frage , wer  in  älterer  Zeit  den  Rath  gewählt 
habe,  sind  die  Vermuthungen  mehrerer  Chronisten  und  Ge- 
schichtschreiber sehr  verschieden.  Man  legt  die  ursprüng- 
liche Wahl  bald  den  Herzogen  von  Zähringen  8i) , bald  den 
Chorherren  zum  Grossmünster  8li),  bald  diesen  und  der  Aeb- 
tissinn sr),  bald  von  Anfang  an  der  Gemeinde  bei 8S).  Da 
die  Urkunden  leider  schweigen,  so  ist  es  schwer,  das  Wahre 
auszumitteln.  Nur  so  viel  darf  inan  als  sicher  annehmen, 
dass  das  Capitcl  der  Chorherren  zum  Grossmiiustcr  gewiss 
nie  die  Rätlie  gewählt  hat,  indem  der  Propstei  niemals  irgend 
welche  Oberherrlichkeit  über  die  Stadt  zustaud.  Dagegen 
ist  cs  allerdings  sehr  wahrscheinlich,  dass  die  Aebtissinn, 
vermuthlich  mit  Zustimmung  ihrer  Hausgenossen  (familia), 
entweder  den  ganzen  oder  doch  einen  Theil  des  ursprüng- 
lichen Rathcs  bestellte.  So  ernannte  auch  in  St.  Gallen 
der  Abt  noch  spät  sowohl  den  Stadtammaun  als  die  Rätlie 
der  Stadt89).  Nur  vermochte  jene  nicht,  wie  dieser,  ihre 
Herrschaft  so  lange  zu  behaupten.  Vielmehr  ging  die  Wahl 
schon  frühe  (vielleicht  um  die  Mitte  des  XIII.  Jahrhun- 
derts) 9°)  auf  die  Gemeinde  der  Geschlechter  über.  Der  Rich- 
tebrief weiss  daher  nur  von  dieser. 


pfaben  bi  dem  eide  , dvr  daz  si  dchein  leil  abe  Inzen  ane  alle  geverdc.’*  tJebcr 
die  Besetzung  des  Kalbes  vgl.  Richtebrief  III.  1 — 4.  Die  liebe rschrift 
von  III.  1.  lautet:  „Das  inan  in  dem  jure  drye  Rete  nemen  so!."  von  III. 
3.:  „Das  man  vierzehen  tage  vor  eins  jeglichen  Rates  zile  ein  an- 
dern Rat  nemen  sol." 

S5)  Schupft  in  Hist.  Zar.  Rad.  I. 

86)  Roll  inger  Geschichte  der  Tiguriner  V.  10. 

87)  Joh.  lleinr.  Hottinger  Sper.  Tig.  p.  564.  An  einer  frühem 
Stelle  p.  22.  schrieb  er  das  Wahlrecht  passender  der  Aebtissinn  allein  zu. 

SS)  Vögelin  A.  Z.  S.  146. 

89)  Urk.  v.  1353.  bei  J.  C.  Zclwcgcr  Urk.  zur  Geschichte  des  appeu 
zellischen  Volks.  Trogen  1831.  I.  No.  96. 

90)  Vgl.  Anm.  56  und  64.  Unter  den  Rathen  des  Jahres  1259  eröffncT 
«rin  Kudolfus  de  Curia  Monas  t er ii  die  Reihe  der  Karger.  126!  ist  det 
.Scbuitheiss  der  Aebtissinn  unter  den  Rittern  aufgezUhlt.  Damals  also  wenig- 
stens durfte  inan  nicht  mehr  weder  die  Ritter  noch  die  Burger  auf  a u s s c b I re  s *• 
liehe  Rechnung  der  Aebtissiun  setzen.  Nach  II.  Iloltiugcr  Sp.  H.  I.  p.  30. 
wurde  das  liecht,  einen  btadtralh  zu  wählen,  der  Bürgerschaft  iin  Jahr  1218 
durch  cm  l'rmlegiuin  Friedrichs  II.  zugelheiil.  Worauf  sich  aber  diese  Be- 
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Noch  lange  betrachtete  die  Aehtissinn  indessen  auch  den 
ohne  ihre  Mitwirkung  nunmehr  gewählten  Rath  als  den 
ihrigen.  Daher  bedient  sic  sich  in  der  Bestätigung  der 
Brunischen  Verfassungsänderung  der  Ausdrücke:  Wir  ha- 
ben den  ehrbaren  bescheidenen  Leuten,  unsern  lieben  Bur- 
gern, dem  Meister  und  dem  Rathc  und  allen  Burgern  ge- 
meinlich  Zürich  erlaubt.  Aus  demselben  Grunde  heisst  es 
in  einer  Urkunde  von  d34591):  „Wir  Fides  von  Gottes  Gna- 
den Fbtischin  u.  s.  f. — verjcchen,  dass  wir  — mit  vns  sel- 
ber vnd  mit  unser  Stift  Mannen  freunden  vnd  dienern  vnd 
sonderlich  mit  unseren  lieben  getreuwen  dem  Bür- 
germeister dem  Rathc  vnd  den  Burgern  gemeinlich  Zürich 
ze  Rathe  worden  sind.” 

Wer  hatte  nun  aber  in  diesem  Rathe  den  Vorsitz? 
Zur  Zeit  unsers  Richtebriefes  finden  wir  keinen  besondern 
Vorsitzer,  und  so  konnte  sich  die  Meinung  ausbilden,  dass 
in  Zürich  von  jeher  der  städtische  Rath  nur  aus  zwölf  Glie- 
dern bestanden  habe,  von  gleichem  Rechte  und  keinen  Ho- 
hem anerkennend.  Das  ist  aber  an  sich  überaus  unwahr- 
scheinlich. Und  in  der  That  finden  wir  Spuren,  dass  es 
vormals  anders  gewesen  92). 

Sowohl  der  Vogt,  als  wohl  auch  in  manchen  Dingen 
der  Schulthciss  mochte  ursprünglich  dem  Rathc  vorgestanden 
haben.  Vermuthlich  wurde  dieser  Vorsitz  aber  unter  der  Herr- 
schaft der  zähringischen  Herzoge  von  diesen  selten  ausgeübt, 
indem  sie  nicht  eigens  zu  diesem  Bchufc  nach  Zürich  ka- 
men ; und  so  fiel  es  dem  inzwischen  erstarkten  Rathe  nicht 
schwer , als  das  Fürstenthum  aufgehört  hatte,  sich  für  die 


Häuptling  stutze , sagt  er  nicht.  Vielleicht  ist  sie  eine  blosse  Vermuthung,  der 
nichts  zu  Grande  liegt,  als  das  Erlöschen  des  zähringischen  Fürstenhauses. 

91)  Frauni  ii  n ster aut  II.  284. 

92)  la  der  oben  §.  6 Auin.  51.  erwähnten  Urkunde  Heinrichs  VI.  wer- 
den die  Jadices  vor  den  Consiliarii  genannt.  Die  Judices  sind  wohl  der  Vogt 
und  Schultheis*.  König  Kourad  IV.  schreibt  1242:  „Terlin  advocalo  et  uni- 
*cr*iM  civibuM  Thuric.”  Mengart  No.  931.  Und  noch  1290,  als  kein  Vogt 
mehr  im  Rathe  sass,  bedient  sich  dennoch  die  Aehtissinn  der  allen  Formel: 
„mit  Rath  des  Vogtes,  des  Rathes  and  der  Burger  von  Zürich.'*  Frauiniln- 
sterauit  I.  614» 
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Zukunft  den  Vorsitz  eines  Vogtes  geradezu  zu  verbitten. 
Der  weniger  gefährliche  Schultheiss  wurde  wohl  ebenso 
entfernt,  aber,  wenn  er  zugleich  zuin  Rathe  gewählt  war, 
nicht  ausgeschlossen.  Diese  Veränderung  hing,  wie  ich 
verinuthe,  zusammen  mit  der  Veränderung  in  der  Wahl  des 
Rathcs.  Als  dieselbe  der  Aebtissinn  entzogen  und  der  Ge- 
meinde zugethcilt  war,  wollte  man  auch  keinen  von  dieser 
nicht  gewählten  Vorsitzer  dulden.  Der  vom  Kaiser  ernannte 
Vogt  wurde  nicht  in  den  Rath  gelassen,  aus  Besorgnis*, 
dass  er  den  steigenden  Anmassungen  des  Ratbes  im  Wege 
stehe.  Der  nur  von  der  nicht  länger  gefürchteten  Aebtis- 
sinn bestellte  Schultheiss  wurde  nicht  länger  als  Vorsitzer 
geachtet , weil  man  eher  umgekehrt  seine  Gerichtsbarkeit 
unter  die  Aufsicht  des  Rathes  stellen  wollte.  Dagegen  ver- 
wehrte man  es  ihm  nicht,  wenn  er  das  Zutrauen  der  Ge- 
meinde hatte,  gleich  andern  Rätbcn  gewählt  zu  werden93). 

So  scheint  mir  wird  jene  Sonderbarkeit  eines  hauptlosen 
Rathes  begreiflich,  die  auf  den  ersten  Blick  allerdings 
auffällt,  wenn  man  sieht,  wie  auch  in  den  Schweizer  Städten 
und  zwar  nicht  bloss  den  mit  Freiburgerrecht  ausgerüste- 
ten 9i),  sondern  auch  in  dem  Kyburgischcn  und  Oesterreichi- 
schen  unserer  Gegenden  regelmässig  ein  Schultheiss  an  der 
Spitze  des  Rathes  steht  9i). 

93)  Richtebri.f  III.  5,  »Wir  der  Rat  vnd  die  burger  sin  gemeinticb 
überein  kamen,  — streich  barger  an  deheiln  Rate  sit/et,  das  der  ml 
sitzen  sol  An  des  rogles  steil  ze  gerichte  die  wile  vnd  die  zit,  so  er  an  dem 
Rate  sizzet."  Dazu  ein  alter  Zusatz  am  Rande:  „Glich  sin  wir  also  her- 
koinen  ron  aller  gewonheit,  daz.  deheinvogt  ze  Zürich  alle  die  wiU 
er  rogt  ist,  nicht  ensol  der  zweluer  einer  sin  an  dem  Rate.*' 
Schullheissen  kommen  dagegen  in  den  Ratlisverzeichnisscn  öfter  ror  z.  B.  un- 
ter denen,  welche  die  Pfafleurichlung  besiegeln,  im  Jahr  1304  ein  „her  biber 
Schultheisse."  Vgl.  auch  oben  Anm.  90. 

94)  Z.  B.  Thun  L'rk.  r.  1222,  bei  Walther  Geschichte  des  berneri- 
schen Stadtrechts.  Bern  1794.  XXV.  „den  schultheissen  den  Rat  rnd  die 
burger  von  Tuno"  Bern  und  Frerburg  in  der  Schweiz  Urk.  y.  1271  bei 
Walther  LIN.  „Dom.  Conradus  dos  Vinres  Seultetus , coneilium  et  uni- 
eersttas  Fryburgo  ex  una  parte  et  dom.  Cuno  de  Bubeniberc  Scultetue  con- 
sUium  et  umeereita $ de  Rerno  ex  altera."  Neugart  No.  1040. 

95)  So  Luzern  Urk.  y.  1262.  bei  Ko  pp  Urk.  zur  Geschichte  der  eid- 
genössischen Bünde.  S.  15.  „Scultetutn  , consulee  ae  univereitatem  rille 
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5-  9.  Der  Rath. 

II.  Befugnisse  desselben. 

Wir  finden  allenthalben  in  den  deutschen  Städten  die  an- 
fangs geringen  Befugnisse  der  Stadträthe  sich  im  zwölften 
und  dreizehnten  Jahrhundert  mächtig  heben.  Cs  ist  diese 
Erscheinung  nicht  auffallend,  wenn  man  bedenkt,  dass  der 
Rath  vou  der  Bürgerschaft,  die  in  ihm  vorzugsweise  ihr 
natürliches  Organ  sab,  sehr  begünstigt  wurde  und  dass  bei 
dem  zunehmenden  Wohlstände  der  Städte  und  dem  Verfalle 
der  obern  Reichsgcwalt  es  den  Bürgerschaften  leichter  wurde, 
sich  Selbständigkeit  zu  erringen. 

Der  Rath  von  Zürich  suchte  seine  Macht  auszudehnen, 
indem  er  die  Rechte  der  Acbtissinn  und  des  Vogtes  von 
ihnen  abzulösen  und  sich  zuzucignen  strebte,  und  es  gelang 
ihm  dieses  Bestreben  zusehends. 

1)  Die  Befugnisse  der  Ortspolizei  waren  ursprüng- 
lich wohl  die  einzigen,  um  deren  willen  ein  besonderer  Rath 
niedergesetzt  war.  Auch  in  späterer  Zeit  beschäftigten  sie 
den  Rath  vornämlich.  Er  hatte  die  Aufsicht  über  die  städti- 
schen Bauten96),  die  Feucreinrichtungen , die  Glocken,  die 
Lebensmittel 97 ) u.  s.  f.  Auch  übte  er  die  Polizei  über  die 
Sitten  aus. 

Ich  führe  dafür  einige  Stellen  an,  welche  von  den  Sit- 
ten der  damaligen  Zeit  Kunde  geben. 

Richtebrief  IV.  20.  Ze  dcheinem  hrutloufe  sol  nit  me 

hübscher  Itite  sin  wan  zwene  singer , zwene  Giger  vnd  zwene 

nostre  L weernensi.''  Burgdorf  Freibeilsbrief  r.  1316.  bei  Walther  a.  a. 
O.  LXX-  „Et  illi  XII  Jur ati  (sie  werdeu  vorher  auch  XII  consulei  ge- 
nannt) qtni  residentes  sunt  in  villa,  debent  tedere  cum  Sculteto  in  justilia  et 
Scultetus  similiter  cum  illis.”  W i n t e r t h u r.  Weisth.  v.  1297.  „den  git  och 
der  Scbulthaisse  vnd  der  rat  ainen  vogit  uffe  den  aid.” 

96)  Zu  diesem  Behuf  ernannte  er  fünf  Bauherren.  Richtebrief  IV.  45. 

97)  Besonders  ausführlich  sind  die  Bestimmungen  Uber  Weinverkauf  im 
V.  Buch  des  Richtebriefs.  Ich  erwähne  eine  heitere  Stelle:  V.  26.  ,,Swer 
der  lantlüte  ergern  win  dann«  vnsern  lantwin  fueren  wil , der  sol  in 
vsservnt  vnserin  getwinge  für  fueren."  Vgl.  MS.  65.  S.  6.  b.  13.  a.  und  be- 
sonders 34,  b.  wo  für  den  Verkauf  von  Krantern , Obst,  Hühnern,  Anken, 
(Batter)  Ziger  o.  s.  f.  die  erforderlichen  Platze  angewiesen  werden. 
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tocibcr.  Der  dis  blichet , der  git  zehen  pfvnt  7,e  buoze  der 
Stat. 

Richtebrief  IV.  38.  Es  sint  onch  die  Rete  vnd  die 
burger  geineinlich  vber  ein  körnen,  das  man  zer  apteie  iemer 
ewechlich  ein  Nagloggen  luten  sol , so  man  von  wine  gan 
sol.  vnd  sol  man  ie  enzwischcn  eim  liitennc  vnz  dem  an- 
deren alse  lange  beiten,  als  das  man  muesscchlich  gan  mohtc 
ein  halbe  milc98). 

R a t hserke nn  t n i s s von  1343.  Swer  nachtes  nach  der 
Nachgloggen  gat  anc  liecht , das  der  git  V f)  ze  buosse  als 
dikhe  es  geschieht99). 

Richtebrief  IV.  52.  Stver  der  burger  es  sin  vrowen 
aide  man  dehein  Grabstein  machet , der  lenger  ist , dannc 
siben  fuesse , vnd  breiter  dannc  drije  fuesso , der  git  ein  pfuut 
zc  buoze. 

Rathserkenntuiss  von  1314 10°).  Man  schribet  allen 
Roten:  Swer  mist  leit  von  hern  pfungen  hus  bis  au  des 
Messerers  hus  vnd  von  hern  pfungen  bis  an  hern  vvernher 
Biberlis  Gassen , der  sol  in  von  dannan  nemen  an  dem  drit- 
ten tage. 

Ra t hs erk e nn t nis s von  1319  101).  Man  schribet  allen 
Roten : daz  enhein  Jude  noch  Jüdin  von  der  krumben  Mit- 
lewochen  nach  Imbiz  vntz  an  den  hohen  Samstag  daz  man 
die  Gloggcn  lütet,  si  oengen  sol  weder  in  venster  noch  an 
der  straze  vnd  swo  si  in  ir  hiisern  da  zwischent  dehein  ge- 
schrei  oder  gasschelli  machcnt , dar  vmb  sol  der  Rat  si  bues- 
sen  vf  den  eit. 

R a ths er keu  n tn  iss  von  1319  ,al).  Man  schribet  allen 
Reteu;  daz  ein  ieglich  froeweliu , die  in  offen  hiisern  sitzent 
vnd  die  wirtin,  die  si  bchaltcnt,  daz  die  tragen  süln  ir  jeg- 
lichs,  swenne  si  für  die  herberge  gat,  ein  Rotes  keppeli 
über  twcrch  vf  dem  houpte,  vnd  sol  daz  kcppclin  ze  sauten 
sin  genat , kamt  si  in  ein  kilchen  , wil  si  daz  kugellin  abezie- 
hen,  so  sol  sis  vf  ir  achscl  legen,  vntz  das  sis  aber  wider 
vf  gesetzet. 

9S)  Dass  hier  uicht  eine  deutsche  oder  geographische  Meile  gemeint  sein 
kann,  ist  einleuchtend.  Im  Mittelalter  galten  noch  die  alten  römischen  Meilen 
von  20  Minuten,  wie  gegenwärtig  in  Italieu  und  England. 

99)  MS.  65.  S.  32.  a. 

100)  MS.  65.  S.  1.  a.  Vgl.  oben  $.  7 Anm.  67. 

101)  MS.  65.  S.  4.  a. 
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Rathscrkcnntniss  von  1333 ,re).  Der  Rat  vnd  die  har- 
ter sint  überein  koinen  der  nachgeschriben  gesetzte  , diu  stete 
belibcn  sol  vntz  an  vnser  frouwen  abent  nach  sanl  fronen 
tag.  Swa  ein  burger  ein  spamnesser  oder  scheulemesser  treit, 
das  geuarlich  ist,  wirt  der  verleidet,  der  sol  ein  halb  jar 
von  der  stat  sin. 

R athserkenntniss  von  1333  ,M).  Es  sol  ouch  nieman 
spiln  mit  würfeln  hashartz  : wan  in  dem  brette  vnd  mit  frpu- 
wen  mag  man  spiln  ane  geverde. 

Im  Zusammenhänge  mit  dieser  Sittenpolizei  mischte  sich 
der  Rath  selber  in  eheliche  Streitigkeiten.  So  untersagte 
er  1359  Herrn  Joh,  Krieg  alle  Einwirkung  und  allen  Ge- 
nuss in  Rücksicht  auf  das  Vermögen  seiner  Ehefrau,  bis  er 
sie  besser  halle  und  ihr  fürder  Zucht  und  Ehrp  biete  m). 

Von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  städtische  Verfas- 
sung war  die  polizeiliche  Aufsicht  über  die  Gewerbe  und 
Handwerke.  Das  ganze  fünfte  Buch  des  Richtebriefes  han- 
delt davon  und  enthält  Verordnungen  sowohl  über  Handels- 
sachen, wie  den  Seidenkauf,  den  Geldwechsel  u.  s.  f. , als 
Uber  Fabrikation  von  Tüchern  und  über  die  Handwerke  der 
IVJüller,  Becker,  Mezger  u.  s.  f. 

Schon  im  zwölften  Jahrhundert  war  die  Aebtissinn  ge- 
nöthigt,  sich  gegen  die  Anmassungcn  des  Rathcs,  welche 
sie  in  der  Wahl  ihrer  eigenen  Handwerker  beschränken  wollte, 
bei  dem  Könige  zu  beschweren  ,#s).  Es  übte  mithin  damals 
schon  der  Rath  Aufsichtsrechte  über  die  Gewerbe  aus,  die 
sich  dann  natürlich  auf  Unkosten  der  Aebtissinn  fortwährend 
steigerten, 

2)  Der  Rath  sorgt  für  die  Befestigung  der  Stadt,  und 
die  gehörige  Bewaffnung  der  Bürger  ,06).  Wenn  er  zup 

102}  a.  ».  o.  s.  52.  «. 

103)  A.  *.  O.  S.  54.  a. 

104)  SIS.  65.  S.  65.  b, 

1 05)  Die  oben  §.  6.  Note  51  angeführte  Urkunde. 

106)  Rieh  tgbnef  II.  2£  — 24.  I Y'„  42.  und  43.  Zusatz  zum  IV.  Ruch, 

..Der  RAt  vnd  die  burger  sint  getncinliche  Uber  ein  komen  : <1az  ein  jeglich 
Rät  bi  dem  eide  , £ daz  si  ron  einander  gant,  in  allen  wachten  ZUrich  harnescb 
aü In  schovreo , ald  aber  schaffen  , dar  er  geschowet  werde , 4 daz  si  ron  ein- 
ander komen.’*  ^ 

RfunUrhli  Her ht*ge*ehifhle.  U 
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Aufrechthaltung  der  innern  Ordnung  -weitern  Beistandes  be- 
darf, so  ruft  er  die  Bürger  dazu  auf. 

Richtebrief  II.  11.  Ob  swein  der  Rat  gerichtet,  wil 
derselbe  sinen  lias  ald  sin  vientschaft  an  dehein  des  Rates 
keren , die  danne  an  dem  Rat  sint,  die  sülen  in  vristen  vnd 
schirmen  vor  gewalte  vnd  vor  vnreht,  vnd  sulen  des- 
selben ander  burger  inanon  bi  dem  cide. 

3)  Seine  Stellung  in  der  Gerichtsverfassung  wird  später 
erörtert  werden.  Doch  gehört  es  hiehcr,  dass  der  Rath 
für  Exccution  der  Urtheile  sorgt;  so  weit  solche  von  ihm 
ausgehen,  oder  doch  in  seine  Slrafcompetenz  fallen  ,07). 

4)  Endlich  fasste  der  Rath  Beschlüsse  und  erliess  Verord- 
nungen jeder  Art,  welche  ihm  im  Interesse  der  Stadt  zu 
liegen  schienen.  In  dieser  Stellung  vornehmlich  war  der 
Rath  indessen  controllirt  durch  einen  Zuschuss  von  Bur- 
gern. In  einigen  Stücken  bedurfte  er  sogar  der  Zustim- 
mung der  Gemeinde. 

5-  10.  Die  Räthe  und  Burger  und  die  Gemeinde. 

Die  Gemeinde  aller  Burger  kam  gewöhnlich  nur 
zu  Wahlen  auf  dem  Hofe  zusammen.  Berathung  und  Ge- 
setzgebung w*ar  derselben  in  der  Regel  fremd.  Ihrer  Zu- 
stimmung Vorbehalten  waren  nur  zwei  Sachen  von  der  höch- 
sten Bedeutung  für  die  Stadt. 

Nämlich:  Wenn  sich  mehrere  Fürsten  utn  das  deutsche 
Königtbum  streiten,  so  soll  sich  nur  die  Gemeinde  selber 
für  einen  erklären ; und  nur  sie  soll  befugt  sein , nöthigen- 
falls  einen  Schirmherrn  fiir  die  Stadt  zu  wählen. 

Richtebrief  II.  17.  Alle  die  burger  hant  mit  guo- 
tein  Rate  des  gesworn  , das  wir  an  enhein  herren  ge u al- 
len, der  gewerb  ald  krieg  vmbe  Roeinisches  Ri- 
ehe hat,  ald  vndertenj^  werden,  wan  mit  gemeinem 
Rate  vnd  offenbereme  gunst  vnd  willen  aller  der 
burger. 

Richtebrief  II.  18.  Wir  der  Rat  vnd  die  burger 
von  Zürich  setzen  gemeinlich,  vnd  bcin  sin  ouch  gesworn 

107)  Richtebrief  an  sehr  rylen  Stellen. 
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7.en  heiligen  offenlich  ze  behaltenne , das  hie  nach  geschriben 

ist:  das  die  bürg  er  an  enhein  herren  komen  siiln, 

wan  mit  gemeinem  Rate  der  mengi  von  Zürich  108), 

Von  dieser  Gemeinde  aller  Burger  ganz  unterschieden 
ist  der  Zuzug  der  Burger  zum  Rat  he,  ein  Institut, 
das  sich  mit  der  Zeit  zu  dem  wichtigsten  der  ganzen  Staats- 
ordnung ausbildcte.  Job.  von  Müller  ,w)  verwechselt  es  in 
seiner  Darstellung  der  allen  Verfassung  fortwährend  mit 
der  Gemeinde. 

ln  vielen  Fallen  verstärkte  sich  der  Rath,  nämlich  durch 
eine  Anzahl  Ritter  und  Burger,  welche  er  zu  sich  rief. 
Dieser  so  erweiterte  Rath  war  dann  in  mauchcn  Dingen 
als  obere  Instanz  zu  betrachten"0).  Namentlich  konnten 
alle  wichtigem  Sachen  von  der  Minderheit  im  Rathe , wie 
man  es  nannte,  an  die  Burger  gezogen,  d.  h.  eben  jenem 
durch  die  zugezogenen  Burger  vermehrten  Rathe  vorgetra- 
gen und  desseu  Entscheid  unterworfen  werden.  Nur  wenn 
Bussen  erkannt  wurden,  musste  sich  die  Minderheit  im  Rathe 
der  Mehrheit  unterwerfen  und  die  Sache  durfte  nicht  wei- 
ter gezogen  werden. 

Andere  Sachen  musste  der  Rath,  auch  wenn  er  unter 
sich  einig  war,  dennoch  an  die  Burger  bringen,  wie  neue 
städtische  Gesetze,  Veränderungen  des  Richtebriefcs , An- 
sagung von  Fehden. 

Wenn  daher  der  Ausdruck:  »Wir  der  Rath  und  die  Bur- 
ger” sich  findet,  so  hat  man  nicht  an  die  Gemeinde  sondern 
an  diesen  erweiterten  Rath,  der  auch  in  der  spätem  Ver- 
fassung noch  Räth  und  Burger  heisst,  zu  denken.  Nun  die 
Belege  für  diese  Darstellung: 

lOft)  An»  dieser  Stelle  hat  inan  oft  berleiteu  wollen,  dass  die  Handwerker 
auch  zur  Gemeinde  gehör!  haben,  indem  der  Ausdruck  in engi  sie  nothwendig 
umfasse.  Aber  mengi  heisst  hier  ganz  dasselbe  , was  iu  der  vorigen  Stelle 
bestimmter:  all«  die  hitrgcr. 

i09)  Gesch.  Schwer/.  Eidg.  II.  S.  124.  Nur  gelegentlich  bei  der  neuen 
Verfassung  S.  152«  Mul«  153,  gedenkt  er  eiumal  des  Zu/.ug*  von  Burgern; 
ohne  das  Institut  jedoch  in  seiner  vollen  Bedeutung  zu  erkennen. 

1 1 0 > Ist  uicbt  die  Formel:  ..eite*  in  Villihgin  tarn  niajorrs  quam  minores 
et  ut  plenms  dicamu*  ngiversiUl”  v.  J.  12 57  bei  Neu  gart  No.  960  eben, 
fall*  auf  einen  Grossen . Halb  zu  be/icbn , im  Gegensätze  zu  dem  kleinen? 
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Richte I) ri cf  III.  49.  Swenne  der  Rat  niht  mvgen  alle 
vber  ein  homen,  wil  da  der  minder  teil  dem  meren  niht 
volgen,  so  mag  der  minder  teil  sin  Sache  vnd  sin 
ding  furbas  ziehen  vnder  die  burger,  vnd  so  die 
allegesamnotwerdent,  diedanne  derRat  dar  zuo 
wil,  swes  danne  der  mere  teil  überein  Iioint,  das  be- 
schehe. 

Richtebrief  III.  50.  Mag  der  Rat  vmb  buoze  nit  en- 
hel  werden,  da  en  sol  noch  enmag  der  minder  teil  sin  Sache 
vnder  die  burger  nit  ziehen:  wan  swes  der  mere  teil 
vberein  komt,  das  sol  stete  sin. 

Richtebrief  IV.  53.  Swas  vf  gesetzet  wirt  dur  gerihte , 
vnd  an  brief  geschriben  wirt,  das  sol  in  iegelich  Rat  swer- 
ren  ze  behaltenne  vnd  nit  abelau.  Ist  aber  das  die  burger 
alle  bi  dem  eide  ein  anders  besser  vnd  weger  dunket,  das 
geschehe  mitir  aller  wizzende  vnd  willen,  die  man 
(nämlich  der  Rath)  den  ne  dar  zuo  besendet  vnz  an 
hundert,  swas  denne  dermere  teilvnderdien  setzet, 
das  sol  stete  beliben. 

Richtebrief  II.  1.  Der  Rat  sol  enhein  vrluge  «einen 
mit  dem  lantman,  wan  mite  der  burger  wissende  vnd  willen. 

Die  Zahl  dieser  zugezogenen  Burger  war  Anfangs  un- 
bestimmt. Nach  der  dritten  Stelle  sollten  in  der  Regel  bis 
auf  hundert  berufen  werden.  Nach  einer  andern,  wohl  spä- 
tem, wurden  von  jedem  neuen  Rathe  Zweihundert  oder 
mehr  besendet,  welche  ihm  Namens  der  ganzen  Bürger- 
schaft schwüren  mussten. 

Richtebrief  Zusatz  zu  III.  4.  Der  Rat  vnd  die  bur- 
ger sint  gemeinlich  überein  körnen;  Swenne  man  einen  Rat 
sol  nemen,  daz  man  der  Burger  zwei  hundert  oder 
me  sol  besenden,  die  s werren  vnder  dem  Rat,  so  danne 
au  sol  gan. 

Unter  diesen  zugezogenen  Hundert  oder  später  Zwei- 
hundert mochten,  der  Sitte  gemäss,  die  gewesenen  Räthe 
der  vorigen  Drittelsjahrc  wohl  stets  mitgeladcn  werden. 

Rathserkenntniss  vom  Jahr  1335.  Der  Rat  vnd  die 
bürgere  Zürich  sint  gemeiulich  iiberein  körnen,  — das  die 
XXXVI  der  Reten  Zürich  vor  an  vnd  dar  zuo  der 
burger  sovil  soden  Ratguot  dvchte,  gesworn  hant 
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gelerte  eide  ze  den  heiligen  vnd  fürbas  heissen  suln  swerren 
swen  ein  Rat  danket,  dar.  es  notdürftig  ist111). 

Und  so  sind  denn  die  Zweihundert,  nachdem  sich 
einmal  diese  Zahl  durch  Gewohnheit  festgesetzt  hatte,  ver- 
bunden mit  den  XII  Rathen,  die  Grundlage  und  der  An- 
fang des  spätem  Grossen  Rath  cs,  welcher  fortwährend 
die  Zweihundert  hiess,  obwohl  Rath  und  Burger  immer 
aus  212  Mitgliedern  bestanden. 

5.  11.  Gerichtsverfassung  der  Stadt. 

A.  Der  Vogt  und  Rath. 

Die  gaugräfliche  Gerichtsbarkeit  war  auf  den  Re  ich  s- 
vogt  übergegangen.  Doch  ist  dieselbe  zurZeit  des  Rich- 
tebriefes bereits  sehr  geschmälert,  theils  durch  die  ausge- 
dehntere Immunität  der  Aebtissinn,  theils  und  vornehmlich 
durch  die  Usurpation  des  Rathcs. 

Das  Blutgericht,  welches  nur  von  dem  Reichs vogte 
gehegt  werden  konnte,  wurde  nach  alter  Sitte  noch  auf 
dem  Lindenhofe  im  Freien  gehalten.  Wir  haben  noch  ein 
unter  dem  Vorsitze  des  Reichsvogtes,  der  von  des  Kaisers 
Gewalt  zu  Gerichte  sass,  ausgefälltcs  Todesurtheil  vom  Jahr 
1376.  Vor  dem  Vogte  Johann  Oelazapf  erschien  der  Bür- 
germeister Riidger  Mancss  als  Kläger  sanimt  seinem  Für- 
sprechen und  klagte  auf  Niclaus  von  Tann,  Schickli  genannt, 
mehrere  todeswürdige  Vergehn , die  indess  nicht  näher  be- 
zeichnet werden,  ,,so  dass  er  besser  und  weger  tod  wäre 
als  lebend.”  Der  Beklagte  berieth  sich  sodann  mit  seinem 
Fürsprechen,  gestand  die  Vergehen  ein,  und  auf  die  Frage 
des  Vogtes  wurde  von  ehrbaren  Leuten  zu  Recht  gefun- 
den, dass  Schickli  des  Todes  schuldig  und  zur  F.nthanptung 
zu  verurtheilen  sei.  Unter  den  als  Urtheiler  erwähnten  ehr- 
baren Leuten  finden  wir  mehrere  damalige  Räthc  und  Zunft- 
meister, jedoch  urtheilte  nicht  gerade  der  Rath.  Als  Ur- 
thcilcr  wurden  zehn  Männer  mit  Namen  genannt  und  dane- 
ben beigefiigt:  und  andre  ehrbare  Leute  viel;  so  dass  man 


III)  MS.  65.  S.  25.  «. 
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deutlich  sieht,  das  Gericht  war  nach  alter  Weise  kein  ab- 
geschlossenes, sondern  ein  wahres  Volksgericht'15). 

Indessen  war  schon  damals  das  Blutgericht  des  Vogtes 
nicht  viel  mehr  als  eine  Form,  deren  man  bedurfte,  um 
die  Todesstrafe  zu  rechtfertigen.  Die  ganze  Untersuchung 
nämlich  ging  von  dem  Rathe  selber  aus,  wie  eine  Menge 
in  den  Rath-  und  Richtbüchcrn  aufgezeichnete  Beispiele  be- 
weisen. Und  erst,  wenn  der  Rath  sicher  war,  dass  in  Folge 
seiner  Nachforschungen  und  aufgenommenen  Verhöre  der 
Beweis  des  Verbrechens  gesichert  sei,  brachte  er  die  Sache 
an  das  Gericht  des  Reichsvogts  "3). 

Die  ganze  übrige  Strafgerichtsbarkeit  dagegen  scheint 
der  Rath  schon  im  dreizehnten  Jahrhundert  völlig  an  sich 
gerissen  zu  haben.  Das  erste  Buch  des  Richtebriefes  „von 
manslakt  (Todschlag)  vnd  von  freveli”  handelt  von  den  mei- 
sten damals  bekannten  Verbrechen  und  setzt  die  Strafen  fest, 
auf  welche  der  Rath  erkennt  uud  für  deren  Vollzug  er  sorgt. 
Und  selbst,  wenn  ein  Verbrechen  in  dem  Richtebriefe  nicht 
vorgeschn  ist,  der  Nutzen  uud  die  Ehre  der  Stadt  aber  seine 
Bestrafung  fordert,  kann  cs  der  Rath  beim  Eide  bestrafen. 

Richtebrief  II.  16.  Swas  vn/.ubt  vnd  uhels  in  der  Stat 
geschiht,  des  man  an  dem  richtbrieuc  noch  au  disem  buorhe 
nienc  rindet  vnd  doch  buozwirdig  ist,  vnd  swas  si  kunnen 
erdeneben  bi  ir  eide,  das  sich  7,c  guotein  geeichte  vnd  der 
Stat  ze  nutze  vnd  ze  ereil  vnd  ze  guote  geziche,  vnd  der 
Stat  guotsi,  das  sol  an  des  Rates  eide  stan  vnd  ir  beschei- 
denheil, wie  si  das  gefiirdern  vnd  gebesseren. 

Wie  weit  die  Uebergriffc  des  Rathcs  in  dieser  Hinsicht 
reichen , zeigen  besonders  die  Bestimmungen  Uber  die  Be- 
strafung des  Mbrdes  deutlich.  Mord  wurde  damals  wie  über- 
haupt die  meisten  schweren  Verbrechen  nach  gemeinem  Rechte 
unzweifelhaft  mit  dem  Tode  bestraft"*).  Es  hätte  mithin 
hier  der  Vogt  Gelegenheit  erhalten,  das  Blutgericht  zu  hal- 
ten. Nun  ist  aber  auch  dieses  Verbrechen  in  dem  Richte- 


112)  Ab.tch.  tu  «1.  Corp.  Diplom.  Nor.  de»  Staatsarchiv»  VII.  S.  5R7. 

1 1 3)  Vgl.  auch  Donandt  Geschichte  des  Bremer  Stadtrechts.  I.  S.  1S2  lf 

114)  Sachsenspiegel  II.  1.1.  Schwabens  p«  149. 
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briefc  mit  einer  Strafe  bedroht,  auf  weiche  der  Rath  er- 
kennt. 

Richtehriefl.  1.  Ob  ein  Burger  den  andern  bur- 
ger,  der  in  disem  gerihte  wonhaft  ist,  mordet. 

Swa  ein  hurger  den  anderen  borget- , der  in  disetn  ge- 
rihte wonhaft  ald  gesessen  ist , vnd  in  des  riches  vnd  des 
gerichtes  vride  menlithein  wissende  ist  gewesen,  slat  ze 
tode  an  dien  triiwen , daz  sol  im  gan  an  alles  sin  guot, 
das  er  nsse  vnd  inne  hat,  vnd  sol  in  die  stat  nie- 
mer komen*15).  kuint  er  dar  über  in  die  stat,  daz  sol 
der  Rat  mit  allen  bürgern  werren  vf  ir  eit. 

Die  Strafe  ist  somit  nicht  der  Tod,  worauf  der  Rath 
ohne  den  Vogt  gar  nicht  erkennen  könnte , sondern  Ver- 
weisung und  Confiscation.  Dafür  kann  der  Rath  sorgen, 
und  so  erlasst  er  denn  seine  Strafandrohungen  gleich  als  oh 
es  keinen  Reichsvogt  gäbe , oder  vielmehr  recht  absichtlich 
so,  dass  der  Verbrecher  diesem  nicht  überliefert  wird. 
Rechtlich  hätte  der  Rath  den  Vogt  gewiss  nicht  hindern 
können,  den  Mörder  zu  ergreifen  und  über  ihn  das  ßhit- 
gcricht  zu  verhängen.  Aber  er  will  doch  seinerseits  nicht 
dazu  verhelfen,  und  scheint  es  gerne  zu  sehen,  wenn  der 
Verbrecher  entfliehen  kann.  Diese  freilich  nirgends  ge- 
rade ausgesprochenen  Tendenzen  des  Rallies  werden  noch 
klarer  aus  dem  Gegensätze , wo  der  Verbrecher  kein  Bur- 
ger sondern  ein  Landmann  ist. 

Es  findet  sich  nämlich  in  dem  Richtebrief  ein  etwas 
späterer  Zusatz,  der  indessen  jedenfalls  noch  in  das  vier- 
zehnte Jahrhundert , und  vcrmuthlich  in  die  erste  Hälfte 
desselben  gehört,  eingeschaltet,  folgenden  Inhalts  ,l6): 

„Wir  der  Bürgermeister,  die  Rat  vnd  hurger  geuiciu- 
lich  der  Stat  Zürich  haben  ewcnklich  gesetzet:  als  wir 


lti)  Für  blossen  Todsthlng  ist  die  Strafe  geringer,  tüimtirh  10  M.irt 
Silber*  und  Rirderreissung  des  besteu,  dem  Todschlager  zugehörigen  Hauses. 
Riehlebrief  I.  4. 

114)  In  dem  alten  Richtebrief  selber  I.  14.  heisst  die  Stelle  kürzer 
: „lat  aber  J.»z  der  laiilinan  einen  hurger  ze  lode  Aal,  so  git  er  zuenzig 
morcti.  Wirt  er  geuangen , so  sol  man  in  entwiirten  für  den  vogt  ald  «wer 
an  der  slat  sitzet  vnd  sol  man  ah  ime  rililen  nah  urteilde." 
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von  RöünsClieu  keysern  vnd  küngen  gefryet  vnd  begnadet 
syen,  wo  dehein  lantnian  in  vnser  Stat  bunt  vnd  ein  an- 
dern lantman  ein  Burger  ald  der  in  der  Stat  wonhaft  ist 
angrifl'ct  mit  Roffen  mit  slahen  mit  wunden  mit  Manslecht 
ald  mit  andern  sacben , daz  der  dar  vmb  so)  liden  all  die 
buoss  die  an  dem  brief  ald  vf  vnsren  buochen  gesetzet  oder 
gcschribcn  sint.  Ist  aber  daz  der  lantman  einen  burger 
ald  einen  andren  lantman  ald  der  in  der  Stat  wohet , ze 

tod  slat,  so  git  er  XX  March  ze  buosse;  wirt  er 

aber  vff  der  getatt  oder  darnach  in  vnser  Stat  gefan- 
gen: so  sol  man  inn  antworten  für  den  vogt, 

ald  wer  an  des  vogtes  stat  sitzet,  vnd  sol  man  ab  im 
richten  Bar  gegen  Bar  nach  vrteil.  Wer  aber  zuo 
den  ziten  , daz  man  ab  sülichcn  lantlüten  , ald  von  de- 
heinem  andern  schedlichen  Man,  der  den  tod 
verschuldet  hett,  Richten  sölt,  enkein  vogt:  ald  daz 
ein  vogt  ald  der  sin  stat  haltet,  nicht  in  der  stat  wer, 
oder  daz  si  den  Räten  gerichtes  nicht  helfen  woltent,  so 
lnugent  der  Bürgermeister  vnd  die  Rätt  Zü- 
rich ab  allen  luten,  die  den  lib  verschuldent 
Richten  nach  Recht*'7). 

Der  Rath  straft  zwar  auch  den  Landraann,  der  den 
Tod  verschuldet,  am  Vermögen,  überliefert  ihn  aber  doch 
dem  Vogte  für  das  Blutgericht , wenn  er  seiner  habhaft 
wird.  Das  wurde  oben  mit  Bezug  auf  die  Burger  reebt 
absichtlich  verschwiegen  "*). 

Diese  ganze  ausgedehnte  Strafrechtspflege  des  Ratbes 
halten  wir  somit  für  eine  angemasste.  Allein  mit  der  Zeit 
konnte  sic  sich  dennoch  ganz  festsetzen  und  rechtlich  wer- 
den. Die  Erscheinung  ist  indessen  doch  nicht  sehr  auf- 
fallend. Der  Rath  hatte  ein  entschiedenes  Interesse  an  der 
Aufrcchthaltung  der  innern  Ordnung  der  Stadt  und  konnte 
somit  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  Straflosigkeit  der 
Verbrecher  nicht  dulden,  und  sein  eigenes  Einschreiten 
rechtfertigen. 


117)  Man  vergleiche  den  Schlatt  mit  dein  Privilegium  Kaiser  Adolfs  von 
1293.  Oben  9.  3.  Anin.  47. 

118)  Vgl.  damit  die  Enahlung  hei  Hirtel  Züricher  Jahrbücher.  Zürich 
1114,  I.  S.  121. 
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Die  Mittel,  -welcher  er  sich  bediente,  waren  wieder 
klug  gewählt.  Zu  den  Todes-  und  Leibesstnafen , deren 
Anwendung  sich  inzwischen  ausserordentlich  vermehrt  hatte, 
war  er  nach  den  allgemein  anerkannten  Rechtsgrundsätzen 
nicht  befugt.  Dagegen  konnte  ihn  nicht  leicht  Jemand 
hindern,  Geldbussen  einzutreiben,  das  Haus  des  Verbre- 
chers in  der  Stadt  niederzureissen , ihn  aus  der  Stadt  zu 
verbannen.  Und  so  drohte  er  denn  auch  nur  diese  Strafen 
an.  Selbst  die  Freiheitsstrafe  kommt  in  der  Regel  nicht 
vor , und  wo  von  dem  Gefängniss  die  Rede  ist , erscheint 
dasselbe  nur  als  Schuldgefängniss , das  dann  freilich  auch 
fiir  die  Verbrecher  angewendet  wird,  welche  die  Busse 
nicht  zahlen  können  ll5). 


119)  Aller  Zusatz  zum  ersten  Bach  des  Hichtebriefs:  Wenn  ein 
Verwiesener  sich  in  der  Stadt  betreten  lasst,  „vnd  ist  der  geuangene  danne 
schuldig  ze  buoze  X mark  alt  drobe  : So  siut  die  rete  bi  dein  eide  ge- 
bunden in  ze  behaltenne  in  wellenberc  ein  ganlz  iar  an  alle  tegedinch, 
ez  si  danne  so  verre  ob  er  bürgen  vmb  sin  buoze  gebe.’*  Für 
geringere  Bn«*e  bleibt  er  kürzere  Zeit  gefangen.  Nor  eiutnal  finde  ich  in 
einem  Anhang  zntn  ersten  Buche  des  Richtebriefs  einer  Leibesstrafe  erwähnt» 
Wenn  nämlich  einem  vom  Käthe  Frieden  geboten  wurde , und  er  bricht  ihn 
dennoch , indem  er  den  Gegner  verwundet,  und  kann  nunmehr  die  Busse  nicht 
bezahlen , ,,  dem  sol  man  die  hant  abe  staben,  entwichet  er,  so  sol  er  iemer 
tob  der  stat  sin,  kamt  er  dar  Uber  iendert  in  der  stat  gerichte  , wirt  er  be- 
griffen, so  sol  man  im  abir  die  hant  abe  »Iahen,  ob  er  der  buosse  nit  ge- 
eichten mag.”  Aber  auch  da  ist  die  Leibesstrafe  nur  eventuel  angedroht.  Im 
Jahr  1335  MS.  65.  S.  18  a.  wird  dagegen  einer  Weibsperson  Blendung  an- 
gedroht , wenn  sie  sich  wieder  betreten  lasse  innerhalb  10  Meilen  von  der 
Stadt.  Und  in  einem  Rathsscblusse  von  1317  heisst  es;  „Man  sebribet  allen 
litten  vmb  hoger  ofener,  swa  der  begriffen  wirt,  daz  man  im  die  zvngen  vs 
dem  halse  soide , vnd  die  stat  eweklich  verbiete.'*  MS.  65.  S.  3.  a.  Einer 
merkwürdigen  städtischen  Strafforin  gedenkt  Tschudi  Chronik  I.  S.  188, 
nämlich  der  sogenannten  Schnelle  ,,  Diesclb  Schnelle  was  ein  Korb,  der 
stund  hoch  embor  und  was  ein  unsubre  wüste  Wrasser  - Pfützen  darunder,  in 
selben  Korb  salzt  man  die  LÜt  so  etwas  verschuld  haltend  vnd  gab  man 
Inen  darinn  weder  Essen  noch  Trinken,  vnd  wann  Er  vs  dem  Korb  wolt , 
musst  Er  in  die  wüst  Pfützen  fallen  Ynd  sich  verwüsten  zu  einem  Zeichen  , 
dass  er  mit  Beschiss  vmbg.tngen.  Nun  was  allweg  ein  gross  Volk,  so  zu- 
luget vnd  dess  Schimpfs  lachet.”  Die  #Anwendung  dieser  Strafe  auf  einen 
Bäcker  Wackerbold , welcher  unwährhafle  ßrode  gebacken,  im  Jahr  1280, 
hatte  für  die  Stadt  sehr  unglückliche  Folgten;  indem  Wackerbold  aus  Rache 
eine  grosse  Feuersbrunst  erregte,  durch  weiche  ein  bedeutender  Theil  der 
Stadl  eingeaschert  wurde.  Man  höre  darüber  Tschudi:  ,,Er  schnell  zum 
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So  erkläre  ich  die  Milde  der  Strafbestimmungen  im 
Richtebrief , die  keineswegs  als  blosser  Ausfluss  der  Hu- 
manität des  Rathcs  anzusehen  ist  ,3°).  Daneben  muss  man 
sich  zwar  immer  nocli  die  rechtliche  Möglichkeit  denken, 
dass  der  Reichs vogt,  unbekümmert  um  diese  Bestimmungen, 
sein  Blutgericht  gehegt  habe.  Allein  faktisch  geschah  das 
doch  wohl  wenigstens  in  späterer  Zeit  selten  oder  nie  mehr. 

Denn  am  Ende  war  doch  alle  wahre  Macht  in  dem 
Rathc,  und  der  Reichsvogt,  der  schon  im  dreizehnten  Jahr- 
hundert gewöhnlich  ein  blosser  Bürger  der  Stadt  war, 
vermochte  thcils  an  sich  nicht  viel , thcils  wird  er  nicht 
gewagt  haben,  während  der  zwei  Jahre  seines  Amtes  sich 
mit  dem  Rathc  zu  verfeinden.  Zudem  waren  seine  Ur- 
theiler  regelmässig  wieder  Bürger  der  Stadt  Zürich  und 
wirkliche  oder  gewesene  Räthe,  und  wie  konnte  er  das 
Urthcil  exequiren,  wenn  der  Rath  ihm  entgegenstand  ,2*)? 

Damit  indess  cs  desto  minder  einem  cinfallc,  gegen  diese 
Rechtspflege  des  Rathcs  Einwendungen  zu  erheben,  wurde 
verordnet : 

Richtebrief  III.  31.  -Das  nieinan  schaffen  noch 
werben  sol  daz  i ein  an  vmb  dehein  buoze  bitte. 

Bete  ouch  dehein  pfafle,  rittcr  aide  burger  ein  kümg 
ald  ein  Königin  , ein  Bischof  ald  ieinan  andrer,  swic 

ci  geheissen  sin der  sol  geben  zwo  mnreh  ze  buoze, 

der  pfafle  sinem  Golhuse  vnd  dem  Spital  vnd  in  die  silc, 
vnd  der  burger  der  Stat.” 

Aus  demselben  Grunde,  um  sich  ihre  eigene  Gerichts- 
barkeit im  weitesten  Sinne  nicht  bloss  zu  erhalten , son- 
dern vor  jeder  Einwirkung  anderweitiger  Reichsgerichte  zu 


Matt-Thor  lituii»  dar  von  . do  begegnet  Im  afT  dem  Ziirichberg  ein  Frow  , die 
sprach  zu  Iin:  Warum!»  fluchst  du  und  siebst,  dass  es  so  übel  io  der  Statt 
gat?  da  antwortet  fr  der  Bosswicbt  : Sag  denen  von  Zürich,  ich  WacKrrboll 
babs  geton ; dann  als  ich  us  dein  Korb  ins  Kat  gefallen  sige , hab  ich  mich 
wider  müssen  waschen  und  diss  Für  gemacht  mich  ze  trochneo , und  ob  si 
schon  jetzt  weinriid,  so  gedenckent  daran,  dass  si  domalen  all  ininer  ge- 
lachet. ** 

1-0)  Kbenso  waren  auch  in  L'lui  Geld*  und  VcrbAouungsstrafen  die  regel- 
mässigen. Jager’»  lim  S.  120.  121 
121)  Vgl.  Richtebrief  Ul.  i 7 . 
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verwahren , suchte  auch  die  Stadt  von  den  Königen  solche 
Privilegien  nach,  und  erhielt  dieselben  wie  andere  Reichs- 
städte ,w). 

Was  der  Vogt  von  der  alten  Civilgerichtsbarkcit 
erhalten  habe,  ist  nicht  recht  klar.  Jedenfalls  scheint  diese 
nicht  weniger  als  die  Strafrechtspflege  durch  den  Rath  und 
den  Schultheissen  bedeutend  geschmälert  und  verkümmert 
worden  zu  sein.  Streitigkeiten  über  achtes  Eigcnthuui  ge- 
hörten ursprünglich  vor  sein  Forum.  In  späterer  Zeit  aber 
mochte  inan  sich  in  solchen  Dingen  an  den  Rath  wenden, 
oder  noch  eher  an  den  Schultheissen , nachdem  überhaupt 
in  Folge  der  städtischen  Verfassung  und  der  Entwickelung 
der  bürgerlichen  Freiheit  die  Unterscheidungen  zwischen 
freiem  Eigenthum  und  abgeleitetem  Eigenthum  sich  ver- 
loren hatten,  zumal,  bei  öfterer  IS'ichtbesetzung  der  Vogt- 
stclle  oder  Abwesenheit  des  eigentlichen  Vogtes  das  Schult- 
heissengcricht  eine  geeignete  Stelle  schien,  jene  Bedürf- 
nisse zu  befriedigen. 

Jedoch  wird  auch  für  Civilsachen  zuweilen  der  Vogt 
noch  erwähnt,  so 

Richtebrief  III.  17.  Swcr  vmb  gelt  dein  geeichte 
vberhorig  vvirt  vor  dem  schultheissen  ald  vor  dem  vogte, 
also  das  si  vf  ir  eit  licment,  das  si  das  niht  gcrichten  inü- 
gen , die  svn  es  dannc  dem  Rate  künden ; 
aber  in  einein  Zusammenhänge,  woraus  sich  zeigt,  wie 
sehr  der  Vogt  der  Beihülfe  des  Rathcs  bedurfte,  um  sich 
Gehorsam  zu  verschaffen,  und  mit  Bezug  auf  Geldsachen, 
nicht  auf  Eigen.  Ebenso  in  folgender  Stelle:  ’* 

Ra  th  s e r keil  n t ni  s s s.  d.  Man  schrihct  allen  Rcten  : 
swas  von  dem  vogte  an  den  Rat  Uumet,  in  ze  geivin- 

122)  Privilegium  Kaiser  Rudolfs  v.  J.  1273  im  Corp.  Dipl.  N.  VII. 
1175.  ,,t  oienies  dilcctos  cims  notlrot  Thtirtcenee»  et  otnne»  ultut  enn— 

tatet  nobu  et  imperto  utltnenlet  hoc  £ratia  praerogativa  £audere . ut  nullit» 
extra  hupuiuodi  civiUtes  super  quacuaqne  causa  in  judiciutn  evocetur , sed  si 
quis  cootre  cives  diclurum  locoruin  aliqtnd  babueril  actionis,  coram  judice 
eirttalis  actione  proposita  recipiat  quod  est  justum;  singitlis  ae  untvereie 
noelrte  oß'tciultbue , / uJtcibu » et  ftdeltbue  dauius  praesenlibus  in  iii.iudali$ . 
»e  contra  praesentis  nostri  decreti  lenoreiu  cnes  praedirtos  extra  suam  eiei- 
lalem  super  quacunque  causa  audeant  etoeare."  Seither  oft  bestätigt  und  spater 
»och  sehr  erweitert,  wie  wir  nn  drittes  Buche  sehen  werden. 
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ncne,  es  si  vmbe  zinse,  vinb  löne,  alder  gesten,  das 
ouch  das  des  Rates  knecht,  dem  das  danne  empfolhen  wirt, 
in  gewinnen  sol  bi  der  tag  zit  vnd  mornendes  bi  fünf  Schil- 
lingen vntz  an  den  dritten  tag,  \nd  von  dannenhin  tage- 
lich  bi  einem  pfvndc  vntz  an  den  fünften  tag  u.  s.  f.  12 i). 
Solchen  Dingen  hat  daher  der  Vogt  selber  schwerlich 
mehr  oft  vorgesessen , sondern  sich  eher  durch  einen  Ver- 
weser vertreten  lassen , wesshalb  denn  dieser  in  dem  Rich- 
tebrief auch  mehrmals  erwähnt  wird  ,J*). 

Ebenso  beziehe  ich  die  folgende  Stelle  auf  diese  Ci- 
vilgerichtsbarkeit. 

Richtebrief  I.  38.  Nieman  der  burger  ald  der  lant- 
lüte  sol  vor  vogte  ald  vor  dem  schultheisscn  vor  gcrihte 
dem  andern  ze  reht  stan,  wan  in  dem  Rihthuse  an  der 
Brügge,  es  en  si  danne  daz  man  grosse  witi  darzuo 
bedurfi  ane  var  ,2S). 

Der  grossem  Weite  bedurfte  mau  vorzüglich  beim  Blutge- 
richte, welches  daher  immer  noch  im  Freien  gehalten  wurde. 

Darf  man  vielleicht  annehmen,  die  civilrechtliche  Com- 
petenz  des  Vogtes  und  des  Schulthcissengerichtes  sei  dem 
Gegenstände  nach  so  ziemlich  dieselbe  gewesen,  habe  sich 
aber  nach  den  Personen  unterschieden,  in  der  Meinung, 
dass  die  Burger  vor  dem  Schultheisscn , die  Landleutc  vor 
dem  Vogte  belangt  wurden? 

Die  Civilgcrichtsbarkeit  des  Rathes  scheint  sich  wie- 
der an  seine  polizeilichen  Befugnisse  angeschlossen  zu  haben. 
Wie  er  die  Vergehen,  welche  die  öffentliche  Ordnung  stör- 
ten, biisste,  so  sorgte  er  auch  für  die  Execution  in  Schuld- 
sachen, richtete  über  die  Verhältnisse  der  Giseischaft  und 
urtheilte  über  Baustreitigkeiten  126).  Für  Beitreibung  der 
Schulden  setzte  der  Rath  besondere  Eingewinner  nieder  w). 

123)  MS.  65.  S.  2S.  a. 

124)  Richtebrief  I.  14.  (oben  Anin.  116)  III.  5. 

125)  Die  Worte  an  der  Lrugge  sind  nachher  wieder  dnrcbgeslricheu  wor- 
den. Ueber  den  Ort  Ygl.  Vbgelin  A.  Z.  Anin.  27  und  233.  Indessen 
ist  es  ein  Versehen,  wenn  Vogel  in  ineint,  die  obige  Stelle  des  Richte- 
Briefs  sei  auf  die  Sitzungen  des  Rathes  zu  beziehet!. 

126)  MS.  138.  a.  S.  49a. 

127)  Erken  ntni  ss  r.  1324.  MS.  65.  S.  8.  a.  ,,Das  eia  iglicb  Rat 
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Daneben  wurden  auch  gewisse  Rechtsgeschäfte,  welche 
der  Bestätigung  bedurften,  namentlich  Geinä'chde  und  Leib- 
gedinge, vor  Rath  gebracht  und  dessen  Einwilligung  nacli- 
gesucht  ***). 


|.  12.  B.  Der  Schultheiss. 

Das  Amt  des  Schultheissen  steht  jedenfalls  in  Ver- 
bindung mit  dem  Amte  des  vormaligen  Centgrafen,  sowie 
auch  alte  alamannische  Glossare  den  Ausdruck  centenarius 
durch  Schultheiss  verdeutschen  ,w). 

Der  Schultheiss  ist  daher  nicht  als  blosser  Unterrichtcr 
oder  Verweser  des  Vogtes  zu  betrachten,  sondern  viel- 
mehr ein  ständiger  Richter  mit  eigener  Amtssphäre.  Das 
schliesst  denn  freilich  nicht  aus,  dass  nicht  in  manchen 
Städten  der  Schultheiss  eine  doppelte  Stellung  gehabt  habe, 
einmal  als  eigentlicher  Schultheiss  und  iiberdem  als  Unter- 
vogt. Aber  eben  so  gut  konnte  diese  Verbindung  zweier 
Amtssphähren  mangeln , und  die  ursprüngliche  und  wesent- 
liche Stellung  des  Schultheissen  ist  jedenfalls  nicht  in  der 
blossen  Stellvertretung  des  Vogtes  zu  suchen  uo). 

In  Zürich  wird  der  Schultheiss  ausdrücklich  von  dem 
Stellvertreter  des  Vogtes  unterschieden  und  während  dieser 
nicht  im  Rathe  sitzen  durfte,  hinderte  niemand  jenen  zum 
Rathe  zu  gehen  ,Jl). 


— täglich  klag  sol  horren  — tmb  frefin  vud  Ttnb  Giseischaft  vnd  von  ge- 
riebtz  überhöri.*'  Richtebrief  III.  17.  28.  Diplom,  der  Propste« 
ßl.  101.  b.  v.  J.  1314.  R at  h s e r k e n n t n i ss  ▼.  1332.  IUS.  65.  S.  13.  b. 
v.  1341  S.  19.  b.  v.  1344  S.  18.  a. 

128)  Zusatze  zum  IV.  Buche  des  Ricbtebriefs. 

129)  t.  Arx  Geschichte  von  St.  Galleo  I.  S.  44.  Geber  das  deutsche 
Wort,  alt  hochdeutsch  scutd  beizo , berzuleiten  von  sculd  (Schuld)  und  heisseu 
(ezactor)  nicht  von  scullen  vgl.  J.  Grimm  D.  R.  A.  $.  755. 

130)  ln  Winterthur  ist  der  Schultheiss  zugleich  Stellvertreter  des  Lan- 
desberrn.  Freiheilsbrief  ▼.  1297.  $.  2-  Vgl.  Freiheitsbrief  von  Burgdorf 
von  1316  bei  Walther  a.  O.  S.  LXVIII.  unten  und  Jager's  Ulm  S.  104. 

131)  Richtebrief  I.  14.  III.  5.  Oben  §.  8.  Amu.  93.  Die  Dar- 
ste  luDg  Vogel  ins  A.  Z.  S.  147  ist  daher  zu  berichtigen.  Als  Stellver* 
treter  des  Schultheissen  wird  ein  Unterscbultheiss  erwähnt.  Raths- 
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Als  die  Aebtissinn  die  niedere  Gerichtsbarkeit  über  die 
Stadt  erwarb , so  erhielt  sic  auch  das  Recht  den  Scliult- 
heissen  zu  ernennen,  ein  Recht,  welches  ihr  von  Seite  des 
Rathcs  in  der  That  niemals  verkümmert  worden  zu  sein 
scheint  UJ). 

Der  Einfluss  des  Rathcs  auf  das  Schultheissengericht 
war  aber  schon  frühe  sehr  gross.  Die  Urtheiler  in  diesem 
Gerichte  waren,  wenn  auch  nicht  ausschliesslich,  doch  vor- 
zugsweise Mitglieder  des  Rathcs.  Die  Execution  war  ohne 
die  Mitwirkung  des  Rathes  unmöglich  und  auch  die  Sta- 
tuten , welche  Räthe  und  Burger  erliesscn , mussten  un- 
zweifelhaft von  dem  Gerichte  berücksichtigt  werden.  Zu 
Anfang  der  folgenden  Periode  sehen  wir  den  Rath  sogar 
eine  direkte  Aufsicht  über  die  Verhandlungen  des  Schul l- 
hcissengcrichts  ausüben.  Das  Alles  musste  die  Vorstellung 
ausbilden,  dass  der  Rath  über  diesem  Gerichte  stehe,  ge- 
wissermassen  als  zweite  Instanz , eine  Ansicht , die  in  der 
dritten  Periode  ganz  ausgebildet  hervortritt. 

Wie  indessen  auf  der  einen  Seite  das  Gericht  des  Schult* 
heissen  immer  mehr  dem  Rathc  untergeordnet  wurde,  so 
finden  wir  auf  der  andern  Seite  die  Compctcnz  jenes 
Gerichtes  sich  ausdehnen  über  den  ursprünglichen  Gc- 
schaftskrcis  des  Centgrafen.  Dieser  durfte  über  alle  Dinge 
sprechen,  ausgenommen  über  Leben,  Freiheit  und  Eigen, 
thum  ,M).  Dieselbe  Coinpetenz  wird  in  dein  alten  Strass- 
burger Stadtrechte  dem  Schulthcissen  zugesehricben , indem 
sich  dasselbe  positiv  dahin  ausdrückt,  er  solle  richten  über 
Diebstahl,  Frevel  und  Geldschuld  m).  Vergleichen  wir  da- 

erkenntniss  v.  1332  MS.  65.  S.  13.  b.  v.  134S  S.  16.  a.  Auch  in  Ulm 
kommt  neben  dem  Schultheissen  ein  ITnlcrvogt  vor.  Jäger 's  L'lm  S.  lü.  . 
In  Frankfurt  cm  UuterschuKheiss.  Fichard  a,  a.  O.  S.  65. 

132)  leb  schließe  das  daraus,  dass  die  Aebtissinn  noch  int  sechszehnten 
Jahrhundert,  unmittelbar  vor  dein  gänzlichen  Untergänge  der  Ablei , den 
Schullheisseu  wählte.  Für  die  ältere  Zeit  sind  die  Belege  seilen.  Doch  zeigt 
•ich  aus  mehreren  Urkunden  deutlich,  dass  der  Schollbeisss  cm  Ministeriell? 
der  Aebtissinn  war.  Keugart  Mo.  909.  v.  J.  1221.  F r a u m ü n * t e r a in  t 
II.  376.  439  und  443. 

133)  Oben  Buch  I.  $.  9.  Anm.  60. 

134)  F.  ich  hör  n Zeitschrift  I.  5.  22 1. 
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mit  die  Andeutungen  über  die  Coinpctenz  des  Züricher 
Schuitheissen,  so  scheinen  die  Streitigkeiten  über  Geld- 
schuld auch  den  Hauptgegenstand  seiner  richterlichen 
Thätigkeit  ausgemacht  zu  haben  15i).  Ebenso  mochte  der 
Schultheiss  über  Klagen  wegen  (minder  bedeutenden)  Dieb- 
stahls, oder  über  geringe  Frevel  richten.  Denn  zu  dieser 
Annahme  passt  es  trefflich , dass  der  Kiclitebrief,  wo  er 
von  den  Verbrechen  spricht,  welche  der  Rath  bestrafe, 
des  Diebstahls  nicht  gedenkt. 

Aber  darauf  beschrankte  sich  die  Gerichtsbarkeit  des 
Schuitheissen  wenigstens  später  nicht  mehr.  Darin  freilich 
sehe  ich  keine  Ausdehnung  der  ursprünglichen  Compcteuz, 
wenn  vor  dein  Schultheissengerichte  für  Frauen  oder  Kinder 
ein  Vogt  nachgesucht  wird,  der  sic  bei  gewissen  Rechts- 
geschäften oder  bei  Processen  vertrete;  denn  das  mochte 
anch  dein  ursprünglichen  Centgrafen  zugestanden  haben. 
Wohl  aber  wurden  nun  auch  Streitigkeiten  über  Eigen  und 
Erbe  vor  das  Schulthcissengericht  gezogen.  Und  das  ist 
allerdings  neu. 

Darauf  scheint  mir  der  allgemeine  Ausdruck  III.  20  des 
Richtebriefes  hinzuweisen:  „Swer  heinlieh  vf  des  andern 
guot  klagt,  der  sol  es  offenen  vor  dem  schuitheis- 
sen, vnd  dien  bürgeren  inrvnt  aht  tagen.” 

Und  noch  bestimmter  beweist  dafür  eine  auch  in  anderer 
Beziehung  merkwürdige  Urkunde  vom  Jahr  1314  über  den 
Verkauf  von  achtem  Eigen,  die  vor  dem  Schuitheissen  ge- 
fertigt wurde. 

Allen  die  disen  brief  sehent  — — kiind  ich  her  Ruod. 
von  Lunkoft  Ritter  Schultheis  sc  Zürich,  das  fiir  inich 
kamen , da  ich  Zürich  offcnlich  ze  Gerichte  sas , Johan 
Schaili  burger  Zürich  vnd  Johaus  vnd  Verena  sinü  kint, 
vnd  baten  mit  Fürsprechen  zervarne  an  offener  vrteilde, 
ob  sü  ir  eigen  guot  vnd  ir  vaters  Johan  Schallins  recht 
libdinge,  das  gelegen  ist  ze  winingen  — — verboten  wol- 
tin  mit  ir  vaters  des  vorgenant  vnd  ander  ir  friinden  gunst 


135)  Richlebrief  III.  17  IT.  15  fl".,  wo  fortwährend  daeon  die  Rede 
nt,  diu  man  ror  dem  Schuitheissen  utn  Geld  klage. 
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vnd  guotcm  willen,  durch  das  der  Kind  eins  damit  beraten 
wurde , wie  si  das  mochten  getuon  , das  es  kraft  hette.  Dar 
vinhe  fragte  ich  erbere  Lütc  uf  den  eit;  die  erteilten 
gemeinlich  , swa  sich  Johans  Schafli  des  libdinges  — willc- 
klich  und  frilich  entzige  an  mine  hant  vnd  an  der  Rin- 
den vogles  hant  7.ir  wegen,  vnd  sich  ouch  danne  dii 
kint  mit  ir  vogtes  hant  willeklich  des  guotes  entzigin  — 
an  des  hant,  der  es  gekouft  bette,  das  das  wol  kraft 
haben  inoehte. 

Johann  Schafli  verzichtet  sodann  auf  das  Leibding,  die 
Kinder  „mit  ir  rechtes  vogtes  hant  Niclaus  Chuogates, 
der  dien  zvrein  kinden  ouch  vor  mir  mit  rehter 
vrteilde  vnd  mit  Johans  Schaflins  willen  zc 
vogte  geben  wart”  zu  Gunsten  des  Käufers,  der  Prop- 
stei Zürich,  auf  ihr  Eigenthum  für  den  Kaufpreis  von  19 
Mark  Silbers.  Das  Gut  wird  in  der  Urkunde  nochmals 
als  der  „vorgenant  kinden  recht  eigen  vnd  ir  muoter  seligen 
fron  Elsebethen  reht  Morgengabc”  bezeichnet  und  von  dem 
Schultheissen  gesiegelt  uö). 

Man  darf  sich  auch  über  eine  solche  Ausdehnung  um 
so  weniger  verwundern,  als  die  Geldgeschäfte  in  dem  städ- 
tischen Verkehr  eine  ganz  andere  und  viel  höhere  Bedeu- 
tung erhielten,  als  vormals,  mithin  der  Unterschied  zwischen 
Streitigkeiten  um  Eigen  und  solchen  um  Geld  sich  nicht 
mehr  wie  früher  als  ein  Unterschied  zwischen  wichtigen 
und  unwichtigen  Sachen  darstellte. 

§.  15.  C.  Ucbrige  Gerichte. 

1)  Von  dem  Lehen-  und  Hofgerichte  der  Aeb- 
tissinn  war  oben  schon  ausführlich  die  Rede.  Dahin  ge- 
hörten die  Streitigkeiten  über  das  von  der  Abtei  hergclei- 
tete  Lehen-,  Zins-  oder  Erbgut.  Die  Schuldstreite  der 
Angehörigen  der  Abtei  kamen  daher  vermuthlich  an  das 
Schulthcisscngcricht,  zumal  ja  der  Schultheiss  ein  Beamteter 
der  Aebtissinn  war. 


136)  Diplom,  der  Propstei  5,  145.  b. 
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2)  Die  Pfaffcnrichter. 

Den  Rittern  und  Burgern  gegenüber  steht  die  städtische 
Pfaffheit.  An  ihrer  Spitze  finden  wir  drei  Pfaffcnrichter, 
wie  an  der  Spitze  jener  den  Rath.  Sic  werden  alljährlich 
vor  Maien  von  der  Acbtissinn  und  den  sämmtlichcn  an- 
wesenden Chorherren  der  Leiden  Münster,  einer  aus  dep 
Chorherren  der  Abtei  und  zwei  aus  denen  der  Propstei  je 
auf  ein  Jahr  gewählt  u‘). 

Durch  einen  Vertrag  der  Bürgerschaft  mit  der  Pfaffheit 
vom  Jahr  130-i,  der  als  sechstes  Buch  ebenfalls  mit  dem 
Richtebrief  verbunden  wurde  und  auch  die  Bestätigung  des 
Bischofs  von  Conslanz  erhalten  hatte,  wurden  die  Bestim- 
mungen des  Richtebriefs  auf  die  letztere  ausgedehnt.  Wenn 
daher  Frevel  an  einem  Pfaffen  oder  von  einem  Pfaffen 
verübt  werden,  so  erleidet  der  Schuldige  in  beiden  Fällen 
die  nämliche  Strafe,  nur  muss  der  Burger  vor  seinem 
Rathc,  der  Pfaffe  vor  seinen  Pfaffenriehtcrn  verklagt  wer- 
den ,JS).  Die  halbe  Busse  des  Laien  gehört  der  Stadt , die 
halbe  des  Pfaffen  der  betreffenden  Propstci  oder  Abtei,  die 
andere  Hälfte  in  beiden  Fällen  dem  Spital  ,59).  Reichen  die 
Executionsmittel  der  drei  Richter,  des  Capitels  und  des  Bi- 
schofs nicht  aus,  um  einen  Pfaffen  zur  Strafe  zu  ziehen, 
so  ist  auch  hier  wieder  der  Rath  um  seine  Hülfe  anzu- 
gehen uo). 

?icuc  Gesetze  sind  für  die  Pfaffheit  nur  dann  verbind- 
lich, wenn  sic  mit  dem  Rathc  des  Propstes  und  seines  Ca- 
pitels angenommen  worden 

In  Folge  dieses  Vertrags  wurden  die  betreffenden  Pfaffen 
zu  „ Burgern  ” und  in  den  Schirm  der  Stadt  aufgenommen. 
Gerade  hier  zeigt  sich  nun  aber  wieder,  wie  vieldeutig  das 
Wort  Burger  ist.  Wahre  Burger  sind  sie  nicht,  wohl  aber 
Schutzgenössigc.  Jene  Aufnahme  in  das  Bürgerrecht  be- 


137)  Riebtebnef  VI.  3!  IT.  Hl. 
l3Sy  Richtebrief  VI.  2.  3 ff. 
131)  Riebt  eb  rief  VI.  S — S. 
UO)  Riehtebnef  VI.  12. 
litt  Richtebrief  Vf.  33.  36. 
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wirkt  zunächst  nichts  weiter , als  dass  die  Pfaffen  inner- 
halb der  Stadt  und  deren  Bann  (der  Burger  Gctwinge)  auf 
den  öffentlichen  Schirm  der  Stadt  Anspruch  haben.  Aus- 
serhalb aber  dieses  Stadtbezirkes  wird  ihnen  der  Schutz 
nur  dann  zu  Theil,  wenn  sic  die  Kosten  desselben  auf  sich 
nehmen  ua). 

3)  Die  allgemeine  Gerichtsbarkeit  der  Geist- 
lichen suchte  der  Rath  nach  Kräften  zu  verhindern.  Dess- 
halb  wurde  im  Jahr  1333  verordnet,  dass  kein  Burger  oder 
Einwohner  der  Stadt  jemanden  nach  Konstanz  (vor  das  bi- 
schöfliche Gericht)  laden  solle,  ohne  des  Rathes  Erlaubnis.«; 
im  einzelnen  Falle  UJ).  Im  Uebrigen  aber  muss  doch  die 
gemeine  Gerichtsverfassung  des  kanonischen  Rechtes  auch 
hier  als  gültig  angesehen  werden. 

4)  Sehr  viele  und  gerade  die  wichtigsten  Streitigkeiten, 
besonders  mit  hohen  Personen,  svie  z.  B.  der  Acbtissinn, 
wurden  durch  Schiedrichtcr,  welche  von  beiden  Theilen 
anerkannt  wurden,  entschieden.  Uebcr  solche  schiedrich- 
terliche  Sprüche  finden  sich  in  den  Archiven  noch  sehr 
viele  Urkunden  vor. 

$.  14.  Verfassung  der  Landschaft. 

Während  dieser  Periode  zerfielen  die  alten  Gaue , Ziirich- 
und  Thurgau,  in  eine  grosse  Anzahl  von  Städten,  Klöstern 
und  Herrschaften.  Die  Stadt  Zürich  war  saimnt  einem 
kleinen  Stadtgebiete,  wie  wir  gesehen  haben,  aus  dem  Gra- 
feiithume  heraus  gehoben  und  in  ein  eigentümliches  Ver- 
hältniss  zum  Reich  gesetzt  worden.  Die  Abteien  St.  Gallen, 
Zürich,  Rheinau,  Einsiedcln  u.  a.  besassen  eine  Menge  von 
Dörfern  und  Ilöfcn,  welche  mit  Immunität  versehen  waren, 
und  erhielten  in  der  Folge  auch  eigenen  Blulbann. 

Daneben  suchten  die  edlen  Herrn  von  Regensberg,  Rap- 
perschwyl,  Escbibach,  Wädischwyl  u.  s.  f.  ihre  Rechte 


142)  Richtebrief  VI.  34.  35. 

143)  SIS.  65.  S.  14.  b. 
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ebenfalls  auszudclmcu  und  besondere  Herrschaften  von  dem 
Gau  abzulösen. 

Vor  allen  aber  wussten  die  Grafeu  von  Kyburg  und 
das  mächtige  llaus  Oesterreich  ihre  Besitzungen  in  die- 
sen Gegenden  zu  erweitern.  Die  Grafen  von  Kyburg  waren 
schon  unter  dcinZa'hringischcuFürsteuthuine  ein  Geschlecht  von 
hohem  Ansehen  und  bcsassen  weite  Alodialgüter.  Der  Tod 
des  letzten  Zahringischen  Herzogs  1218  vermehrte  aber  so- 
wohl ihr  Eigeu,  indem  Graf  Ulrich  von  Kyburg  mit  einer 
der  beiden  Schwestern  des  Fürsten,  Anna,  vermählt  war, 
als  ihre  hoheitlichen  Hechte.  Die  gräfliche  Gewalt  war  in 
ihrem  Hause  erblich  geworden,  und  jetzt  kamen  noch  die 
herzoglichen  Rechte  hinzu,  um  ihnen  über  ein  weites  ihnen 
eigenthüinliches  Gebiet  wahre  Landeshoheit  im  Sinne  der 
damaligen  Zeit  zu  verschaffen.  Sic  besassen  sowohl  die 
hohe  Gerichtsbarkeit  als  den  Heerbann  und  das  damit  in 
Verbindumg  stehende  Stcuerreckt , und  standen  unter  nie- 
mandem als  dem  Könige  ,v')>  Zugleich  besassen  sie  das 
Landgrafenthum  im  Thurgau , welches  jedoch  seither  von 
ihrer  eigenen  Grafschaft  gesondert  blieb  ,4S),  obwohl  diese 
früher  allerdings  in  dem  Thurgau  gelegen  war. 

Die  Grafen  von  Habsburg,  welche  als  Landgrafen 
im  Eisass  unbestritten  anerkannt  waren,  suchten  auch  im 
Ziirichgau  sowohl  die  Landgrafschaft  an  sich  zu  bringen  u6), 


144)  H.  Es  eher’ s noch  ungedvacklc  Geschichte  von  Kyburg. 

145)  Daher  wird  der  Graf  HarUnann  von  Kyburg  in  einer  Urkunde  ro» 
1255  Landgraf  genannt.  Meugart  Mo.  951.  Der  Unlersrhied  zwischen 
ihren  Hechten  auf  Kyburg  und  Thurgau  beruht  offenbar  darauf,  dass  jene 
Grafschaft  altes  Alodialgut  der  Grafen  war,  wahrend  sie  hier  das  Grafenauit 
io  ein  herrschaftliches  Hecht  verwandelten. 

146)  Vgl.  oben  §.  1.  Aom.  4.  Dass  es  auch  im  Ziirichgau  einmal  einen 
wahren  Landgrafen  gegeben,  beweist  die  Ordnung,  wie  im  freien  Amt  der 
Landtag  (Blutgericht)  gehalten  werden  soll.  Da  wird  der  „Landgraf"  fort- 
während redend  emgefUhrl.  Dass  aber  Rudolf  von  Habshurg  Landgraf  gewe- 
sen , beweist  eine  Urk.  bei  Kopp  Urk,  5».  7 1 ».  J.  1305.  In  L’rk.  r.  12S2 
1294  und  1298  kommt  eiu  her  volrich  von  Hvsrgga  vor,  „ lantrichler  in  ZU- 
riehgaii  »nd  in  Ergan",  im  Jahr  1 3 U 0 und  1302  Hermann  von  Ronstetlen. 
Kopp  5».  26  und  47.  Für  die  ditgre  Zeit,  als  die  Herzoge  von  Zkhringen 
die  Grafschaft  inne  hallen,  vgl.  D.  Sekdpflin  hist.  Zar.  Bad.  I.  p.  "1 
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als  durch  Erwerbung  bereits  abgelüstcr  Herrschaften  ihr 
Gebiet  7.u  vergrössern.  Während,  der  den  Ziirehern  be- 
freundete Graf  Rudolf,  nachmaliger  deutscher  Kaiser,  den 
ziirichcrischen  Adel  im  Kamen  der  Stadt  siegreich  be- 
kämpfte und  schwächte,  hatte  er  zugleich  seiner  eigenen 
Herrschaft  vorgearbeitet,  die  dann  freilich  durch  die  Ent- 
wickelung der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  in  der 
Folge  aus  unsern  Gegenden  wieder  gänzlich  verdrängt  wurde. 

Gegen  Ende  dieser  Periode  aber  finden  wir  das  Haus 
Oesterreich  noch  überaus  mächtig  in  dem  ganzen  Gebiete, 
welches  den  jetzigen  Canton  Zürich  bildet.  Als  Erbe  des 
Grafen  von  Kybnrg  erwarb  Rudolf  von  Habsburg  schon 
1264  diese  Grafschaft  sammt  der  Landgrafschaft  Thurgau. 
Später  (1284)  benutzte  er  die  Geldnoth  des  Abtes  von  St. 
Gallen,  um  seinem  Hause  auch  die  Herrschaft  Grüningen 
erblehcnsweisc  zu  erwerben.  Nach  der  Ermordung  König 
Albrcchls  fielen  die  grossen  Besitzungen  der  Edeln  von 
Eschenbach  im  Knonaueramtc  dem  Hause  von  Oesterreich 
anheim  und  auch  die  Herrn  von  Regensberg  standen  in 
Vasallenvcrhältnisscn  zu  den  Herzogen  von  Oesterreich. 

Ohne  den  spätem  Bund  mit  den  Eidgenossen  hätte  Zürich 
der  österreichischen  Oberherrschaft , die  der  Stadt  mehr  als 
einmal  drohte,  nicht  entgehen  können. 

5.  15.  Die  Stadt  Winterthur. 

Immitten  der  Grafschaft  Kyburg  lag  die  Stadt  Winter- 
thur, woselbst  vormals,  als  der  Ort  noch  ein  offenes  Dorf 
war,  oft  das  Gaugericht  der  Grafen  vom  Thurgau  gehalten 
wurde.  Zur  Stadt  wurde  der  Ort  wohl  erst  unter  der 
Herrschaft  der  Grafen  von  Kyburg  erhoben,  als  auch  die 
Fürsten  dem  Beispiele  der  Kaiser  folgten  und  einzelne  be- 
deutende Orte  mit  besondern  Rechten  versahen  und  von  der 
gewöhnlichen  Amtsgewalt  eximirten. 

Als  Winterthur  sammt  der  Grafschaft  Kyburg  an  Ru- 

and  1S4.  Aii  der  lelvtern  Stelle  führt  er  eine  Urkunde  von  1210  an,  in  der 
m »om  Bertold  von  Zahrmceo  heisst:  „in  oppido  Turieensi  et  lortt  et  dt- 
» trutibua  ctreumquaque  uctms  fmperatoris  ^ratia  tpsms  locum  fenens.” 
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doll  von  Habsburg  kam , wurde  die  Stadt  besonders  von 
ihm  und  den  folgenden  Fürsten  des  österreichischen  Hauses 
mit  grossen  Freiheiten  versehen.  Dafür  hielt  die  Stadt  auch 
getreu  an  ihrem  Ilcrru,  selbst  als  diese  Treue  mit  grosser 
Gefahr  und  INolh  verbunden  und  die  österreichische  Herr- 
schaft in  der  ganzen  Umgegend  bereits  gebrochen  war. 

Die  Verfassung  der  Stadt  ist  einfacher  und  leichter  zu 
erkennen  als  die  vou  Zürich.  Es  waren  dort  nicht  vei> 
sebiedene  Bcstaudthcilc,  wie  in  Zürich,  welche  erst  nach 
und  nach  in  ein  bestimmtes  Verhältuiss  zu  einander  traten. 
Die  ganze  Stadt  gehörte  einem  Herrn  zu,  welcher  die  Grat 
feu-  und  später  auch  die  herzogliche  Gewalt  erblich  bcsass. 
Er  hatte  der  Stadt  eine  Verfassung  und  städtische  Hcchtsamc 
verliehen. 

W'ir  kennen  noch  zwei  Freiheitsbriefe  Rudolfs  von  Habs, 
bürg,  welche  über  die  rechtlichen  Verhältnisse  der  Stadt 
Aufschluss  geben.  Von  besonderem  Interesse  sind  die  Be- 
stimmungen über  die  Standes  Verhältnisse  der  Bürger,  indem 
sic  deutlich  zeigen,  wie  günstig  die  Städte  für  die  Entste- 
hung einer  neuen  bürgerlichen  Freiheit  waren.  Hörige  dür- 
fen nicht  ohne  die  besondere  Einwilligung  des  Stadlkcrrn 
zu  Bürgern  aufgenommen  werden.  W enn  aber  einer  auf» 
genommen  wird,  so  ist  er  nach  Jahr  und  Tag  frei  von 
allen  fernem  Ansprachen  seiner  vormaligen  Herrn  und  mir 
dem  Stadlherrn  gebunden.  Auch  haben  sie  das  Ileelit,  ihre 
Frauen  zu  holen,  in  welchen  andern  Städten  sie  wollen,  oder 
selbst  aus  der  Gralschaft,  ohne  dass  die  ungleiche  Ehe  mit 
hörigen  Geschäftsleuten  und  die  sonst  daselbst  herrschen- 
den Grundsätze  über  Ungenossenschaft  ihnen  und  ihren  Kin- 
dern schaden.  Und  weun  einer  mit  seinem  Gute  die  Stadt 
verlassen  und  anderswohin  ziclm  will,  so  darf  ihn  der  Herr 
nicht  daran  hindern. 

Im  Jahr  1275  verlieh  Köms  Rudolf  den  Burgern  von 
Winterthur  sogar  das  Hecht,  ,,nach  edler  Leute  Sitte  uud 
Rechte  Lehen  zu  empfangen:"  worin  der  sicherste  Beweis 
liegt , dass  sic.  nach  den  damaligen  Ansichten  über  Freiheit, 
iur  Freie  galten. 
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Ais  erster  Beamteter  der  Stadt  wird  ein  Schultheiss 
genannt,  der  auch  an  der  Spitze  des  Rathes  steht.  Er  wird 
von  den  Bürgern  selber  frei  gewählt,  und  daun  von  dem 
Herrn  der  Stadt  belehnt  m).  Merkwürdig  aber  ist  die  Be- 
stimmung, dass  der  Schultheiss  kein  Ritter  sein  noch  Ritter 
werden  solle:  vielleicht  dcsshalb  aufgenommen,  damit  der- 
selbe nicht  dein  Herrn  folgen  müsse,  sondern  in  der  Stadt 
bleiben  könne,  des  Gerichtes  zu  warten  ,iS). 

So  weit  der  Friedkreis  und  das  Marklrccht  der  Stadt, 
welches  auch  den  anderweitigen  Besitzungen  der  innerhalb 
des  Friedkreises  gesessenen  Burger  von  Winterthur  in  der 
Grafschaft  Kyb'urg  gestattet  ist,  reicht,  so  weit  dehnt  sich 
seine  Gerichtsbarkeit  aus.  Und  auch  ihrem  innern  Gehalte 
nach  ist  sie  sehr  umfassend.  Her  Schultheiss  ist  zugleich 
Schultheiss  und  Verweser  des  Herrn  in  manchen  Dingen. 
Er  steht  der  ganzen  uiedern  Strafgerichtsbarkeit  vor;  und 
Selbst  wenn  ein  Burger  ein  todeswürdiges  Verbrechen  be- 
gangen hat ,w) , ist  er  cs,  welcher  den  Schuldigen  sammt 
seinem  Vermögen  in  die  Gewalt  des  Herrn  überantwortet. 
Für  geringere  Vergehen  wird  gewöhnlich  auch  nur  Geld- 
bussc  angedroht,  welche  dem  Herrn  zufällt.  Die  Execution 
besorgt  wieder  der  Schultheiss. 

Die  ganze  städtische  Civilgeriehtsbarkcit  steht  ebenfalls  dem 
Schultheissen  zu.  Für  Geldschuld  wendet  man  sich  an  ihn, 
und  wenn  die  Schuld  richtig  befunden  wird , so  Sorgt  er 

147)  In  den  schweizerischen  Städten  mit  Frrburgerrocht  stand  die  Wahl 

des  Schultheissen  ebenfalls  den  Bürgern  zu.  Vgl.  Freiheitsbrief  der  Stadt  Fr y- 
burg  im  Uecbtland  v.  1120  5.  Walther  a.  a.  O.  S.  IV.  Berner- 

handvestc  r.  121 8.  Art.  3.  Handvesle  von  Arberg  r.  1271  Walther 
WVI.  In  Burgdorf  dagegen  behalten  sich  die  Grafen  Yon  Kybtirg  das 
Recht  vor,  den  mit  Rath  und  Willen  der  Burger  gewählten  Schultheissen  be- 
liebig zu  entsetzen  und  einen  andern  zu  ernennen.  Freiheitsbriefv.  1316 
bei  Walther  LXVII. 

148)  Ritter  gab  es  auch  in  Winterthur  und  die  eigentlichen  Burger  sind 
ihnen  wieder  ebenbürtig.  Kopp  Urh.  r.  J.  1283. 

149)  Fr  ei  hei  tsbrief  t.  1264.  „Das  ir  enkeiner  der  stat  herren  ge- 
nade  oder  huldi  verliehren  sol  , er  haige  denne  ain  groz  vntrüwe  oder  mao- 
siaht getan  oder  ainen  erblondet  oder  ander  sin  1 ide  berobet , oder  ain  raort 
begangen  oder  en  ander  missetat  oder  maintat.  dii  sich  dem  gelichet.” 
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auch  ftir  die  Beitreibung,  indem  er  nöthigenfalls  dem  Schuld- 
ner zu  Haus  und  Hof  geht  und  ihn  pfändet.  Ftir  die  Strei- 
tigkeiten über  Eigen  werden  von  dem  Schultheissen  zwei 
Jahresgerichte  gehalten,  zu  Ostern  und  Weihnachten.  Da- 
selbst dürfen  dann  aber  nur  solche  Urtheilcr  das  Recht  fin- 
den, welche  selber  Eigen  mit  städtischem  Marktrechte  be- 
sitzen. 

ln  allen  diesen  Dingen  ist  indess  der  Schultheiss  dem 
Herrn  untergeordnet.  W'enn  daher  dieser  selber  kommt  und 
zu  Gerichte  sitzt , was  freilich  ausserst  selten  vorgekommen 
sein  mochte,  so  versteht  es  sich,  dass  dannzumal  die  Ge- 
walt des  Schultheissen  zurücksteht  lä0). 

Mit  diesem  städtischen  Gerichte  darf  das  Landgericht 
nicht  verwechselt  werden , welches  die  Herzoge  von  Oester- 
reich nach  Winterthur  verlegt  hatten.  Es  ist  dieses  das 
Landgericht  Tur  die  Landgrafschaft  Thurgau,  und  die  Stadt 
Winterthur  als  einer  der  wichtigsten  Orte  der  Grafschaft 
und  überdein  als  Sitz  alter  Gaugcrichtc  dazu  auserschn1  ’*). 

g.  16.  Die  Stände  auf  der  Landschaft. 

A.  Die  Freien. 

Die  Verhältnisse  der  Stände  hatten  sich  währciid  dieser 
Periode  sehr  geändert. 

Durch  Erwerbung  der  Flirstengewalt  hatten  sich  einige 
Geschlechter  des  Adels  vor  den  andern  emporgesehwungen , 
wenn  ihnen  auch  diese  dein  alten  Rechte  nach  für  eben- 
bürtig galten.  Als  Herren,  welche  zu  dem  hohen  Adel 
gerechnet  werden  dürfen  und  von  dem  Schvrabenspiegcl  Sem- 
perfrtie  genannt  werden,  mögen  ausser  den  Grafen  von  Ky- 
burg  und  Habsburg  auch  noch  die  Grafen  von  Rappersclnvyl, 

JoU)  Vgl.  Uber  diesen  ganzen  $.  das  Weisthum  der  Stadt  Winterthur  ton 
1297,  welches  iu  Beilage  II.  abgedruckt  ist. 

1 51)  Urk.  v.  13$9.  F r a u m ü ns  t er  * in  t If.  663.  Mlcb  Albrccht  von 
Bus» na ng , Ein  Frcycr  Herr  der  llocbgi-borucu  Fürsten  der  Herzogen  von 
Oesterreich  imner  gnädigen  Herren  Landrichter  in  ihrer  Grafschaft 
ic  Thurgau  sei  gab  u.  s.  f. , dass  ich  au  derselben  in  in  er  Herren 
«tat  uf  dein  landtag  bei  Wintert  Hut  — offentlieh  tu  Gericht  i«n. 
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Freiherren  von  Hegensberg,  Wndischwyl , Rusegg,  Wart, 
Schnabelburg,  Esehibnch,  Bonstetten,  Attinghausen  genannt 
werden.  Sie  alle  wurden  ausdrücklich  als  Edle  (nobiles) 
bezeichnet  und  den  Rittern  vorgestellt ,ss).  Sie  waren  auch 
durchgängig  im  Besitze  grosser  Herrschaften  und  hatten  in 
dieser  eine  bald  umfassendere  bald  weniger  ausgebildete  Lan- 
deshoheit erworben. 

Weit  zahlreicher  erscheint  der  Stand  der  sogenannten 
Mittclfreicn,  wenn  wir  ihn  mit  dein  Stande  der  F.deln 
vergleichen.  Denken  wir  aber  daran,  dass  derselbe  aus  vor- 
maligen vollkommenen  Freien  entstanden,  welche  nur  nicht 
dem  Drucke  des  Landesherrn  erlagen , so  kann  die  Zahl  der- 
selben eben  nicht  gross  genannt  werden.  Viele  Freie, 
welche,  ohne  sich  einem  Landesherrn  zu  unterwerfen,  ihre 
Freiheit  zu  wahren  suchten,  waren  nach  den  Städten  gezo- 
gen und  erscheinen  hier  als  Geschlechter.  Auf  der  Land- 
schaft konnten  nur  die  ihre  Unabhängigkeit  erhalten,  welche 
grosse  Güter  besassen  und  in  Folge  dieses  Besitzes  befähigt 
waren,  Ritterdienste  zu  thun.  Zu  ihnen  schwangen  sich 
dann  in  der  Folge  die  Dienstleutc  der  Klöster  und  der  ed- 
len Herrn  auch  dannzumal  auf*  wenn  sic  nicht  als  Freie, 
sondern  als  Unfreie  in  deren  Dienste  sich  befunden  hatten. 
Der  Hofdienst  und  der  ritterliche  Beruf  veredelte  sie. 

Obwohl  diese  letztem  im  dreizehnten  Jahrhunderte  noch 
eine  Stufe  tiefer  in  der  Lehens  Verfassung,  oder  wie  die 
Rechtsbücher  sich  ausdrücken,  im  Hcerschilde  standen,  als 
die  eigentlichen  Mittelfreien,  so  werden  sic  mit  Rücksicht 
auf  ihren  cdeln  Beruf  doch  im  Verfolge  den  freien  Rittern 
gleich  geachtet.  Wir  können  daher  die  Ritter  und  Burger 
(Geschlechter)  in  den  Städten,  die  Ritter  und  ritterlichen 


152)  T*rk.  bei  Neugart  901.  905.  955.  96S.  IJrk.  r.  1255  bei  Kopp 
a.  a.  O.  S.  10.  „Acta  sunt  — sab  titia  io  A'torf.  Tesle»  qui  hiis  inter- 
fuerunt  Wal.  de  Wolhusen  . C.  d<*  Wcdiattile,  G.  de  Gozincön  , Vol.  et  Mar. 
de  Rusegge , Wern,  de  Aligcnbuseu  , nobiles.  Jo.  de  butinebon.  Tolr.  de 
berteosteiu  , M.  de  baldegge,  R.  et  Jo.  de  chussenaeh  , Wer.  vilirus  de  sileu- 
non  et  R.  de  thnrio  milites,  B.  shupher , C.  de  burgellon  et  Wern  de 
arz  (Hielt  rUlici." 
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Dienstleutc  auf  der  Landschaft , wenigstens  zu  Ende  unserer 
Periode,  zu  Einern  ebenbürtigen  Stande  zahlen,  der  sich  von 
der  Masse  der  Gemeinfreien  unterschied  und  Ansprüche  auf 
eine  Art  niedern  Adels  machte,  welcher  freilich  von  jenem  alten 
und  vormals  einzigen  Adel  wohl  zu  unterscheiden  ist 1iJ). 

Da  die  hohe  Gerichtsbarkeit  nur  von  Edeln  erworben 
werden  konnte,  so  erscheinen  diese  Ritterbiirtigcn  auch  nir- 
gends als  Landesherrn.  Wohl  aber  steht  ihnen  gewöhnlich 
niedere  Gerichtsbarkeit  zu,  bald  über  ganze  Dörfer,  bald 
die  grundlierrliche  über  die  Angehörigen  ihrer  Höfe« 

Die  grosse  Masse  der  kleinern  Grundbesitzer  aber,  welche 
ihr  Feld  selber  bebauten,  war  durch  ein  Zusammenwirken 
vieler  Verhältnisse  geniedert  worden  und  wurde  nunmehr 
zum  Bauernstände  gerechnet,  der  mit  jenen  ritterbürti* 
gen  Freien  keineswegs  ebenbürtig  war.  Sehr  oft  hatten 
sie  ihr  Eigen  im  Laufe  der  Zeit  verloren  und  in  abgeleiteten 
Grundbesitz  verwandelt,  der  sie  in  ein  abhängiges  Verhält- 
niss  brachte  zu  dein  Grundherrn.  Wo  sie  cs  aber  auch 
noch  behalten  hatten,  wurde  dasselbe  doch  mit  mancherlei 
Lasten  und  Abgaben  von  dem  Landesherrn  oder  dem  Vog- 
teiherrn belegt.  Ucberhaupt  war  ihr  h'usserer  Zustand 
dem  der  Hörigen  in  manchen  Dingen  näher  gerückt  wor- 
den, und  nicht  selten  mochte  es  einem  übergreifenden  Grund- 
herrn gelungen  sein,  sie  den  Hörigen  völlig  gleich  zu  stellen. 

Der  Sprachgebrauch  ist  daher  auch  sehr  schwankend, 
was  sich  nur  daraus  erklärt,  dass  die  Verhältnisse  selber 
im  Leben  nicht  ganz  klar  ausgeschieden  waren.  So  darf 
man  aus  dem  Ausdrucke:  Vogtlcute,  welcher  allerdings 
oft  gerade  im  Gegensätze  zu  den  Eigenen  die  freien  Hin- 
tersassen bezeichnet,  nicht  ohne  Vorsicht  auf  Freiheit  schlies- 

S 53)  l.'rk.  ▼.  1256.  Neugart  No.  957.  „ mdalgemus  (Hartraannus  couie* 
de  Kibureh  junior)  ul  Um  tniliiet  nostros  qui  vulgo  dicuntur  minitleriale « 
nostri  , quam  alias  hominet  nomen  «ft  caracterem  nobilitatis  habentes,  «/l» 
non  sunt  milituribu s mtigniit  decorati , dnmmodo  sint  de  militari  prosupia 
(ftitterbtirligkef t genügt  somit,  es  bedarf  nicht  nothwendig  der  Ausübung  rit* 
tertirhen  Berufes)  civilitcr  sitc  legitime  deucendenles  , quibuscumque  placuerit 
tu  Ordme  vefttro  Domino  famulari,  euin  rebu*  suis  inohilibus  et  innnobilibtr* 
Kabeatis  ex  nostra  permissione  recipiendi  liberain  faciiltalera." 
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*en ; denn  zuweilen  werden  auch  eigene  Leute  Vogtleute 
genannt ,si).  Ebenso  kann  der  Ausdruck  Bauer  und  Bauer- 
saine  sowohl  freie  als  unfreie  Bauern  bezeichnen14*). 

Dessen  ungeachtet  werden  aber  die  freien  und  unfreien 
Bauern  fortwährend  unterschieden  und  sehr  selten  sind  die 
Folgen  des  einen  oder  andern  Zustandes  so  verwischt,  dass 
dieser  sich  nicht  mehr  erkennen  lasst.  Wenn  daher  auch 
die  Hörigkeit  etwa  ausgedehnt  ward  über  "Freie,  so  wuss- 
ten diese  doch  recht  gut,  dass  sie  zuvor  nicht  hörig  ge- 
wesen. Und  eben  so  wussten  die  Hörigen,  welche  sieb 
zur  Freiheit  aufschwangen , gar  wohl,  dass  sie  in  einen  an- 
dern Stand  treten. 

Erst  in  den  folgenden  Perioden  nimmt  die  Vermischung 
noch  mehr  überhand , und  da  konnten  allerdings  Manche 
selbst  nicht  mehr  wissen,  ob  sie  zu  Freien  oder  zu  den 
Hörigen  zu  rechnen  seien. 

S.  17.  B.  Die  Hörigen. 

Wenn  auf  der  einen  Seite  der  Zustand  des  gemeinen 
Freien  verschlechtert  wurde,  so  hob  sich  im  Gegentheil 
der  Zustand  der  Hörigen  während  dieser  Periode,  so  dass 
auch  von  dieser  Seite  her  die  beiden  Stände  unter  den  Bauern 
einander  näher  gerückt  wurden.  Besonders  wurden  die  Hö- 
rigen der  Kirche  weit  besser  gehalten,  und  nahmen  so  als 
Gottcshauslcutc  eine  eigene  Stellung  ein  über  den  ge- 


154)  Trk.  v.  1301-  Diplom,  der  Propstei  S.  1-44.  ,,  Chuonrat  Stephan 

ton  boengg,  der  ein  rechte  voegtman  ist”  des  Herrn  Joh.  v.  H'tiiniikon  wird 

der  Propstei  von  dem  Ritter  zu  einem  rechten  Hintersassen  (hinderst*/*)  Über- 
lassen , damit  er  den  Meierhof  von  Höng^  verwalte.  Vgl.  Kraut  Vormund 

sebnft.  Göttinnen  1835.  I.  S.  17.  In  einer  L'rkunde  v.  1311  Frauuiün- 

steraint  II.  113.  wechseln  die  Ausdrücke  Voglleute  und  eigene  Leute  mit 
einander  ah. 

155)  Vgl.  die  Stelle  oben  §.  7.  Aam.  67.  Urk.  ▼.  1332.  Diplom,  der 
Propstei  S.  150.  Schiedspruch  zwischen  „ftuod.  Börsen  burger  Zürich**  und 
„der  gebursaini  vnd  husgenossen  des  Dorfes  it  Rieden.”  Öffnung  von  Xu- 
renstorf  r.  1448;  „Wert  Sach  das  ieinand  Dorfholt  abhuwe  , der  ist  ver- 
fallen von  einem  stuinpeu  10  Schilling  vnd  gebot!  dem  rogt  iween  (heil  vnd  der 
pQrsami  ein  dritteil.’* 
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meinen  Hörigen  und  naher  den  Freien  ,46).  Es  wurde  so- 
mit als  eine  Standeserhebung  angesehen , wenn  einer  zum 
Gottesbausmann  erhoben  wurde  und  es  galt  das  in  der  That 
für  eioe  Art  von  Freilassung. 

Ur Kunde  von  1327.  Sigmund  ,tem  Tor  von  Rcgeu- 
sperg"  gibt  „fron  Adelleit  Eiulüuerin,  Rudolfs  Muln  elicb 
vvirtin  von  Zürich,  Nicolaus  vnd  .Mechthild  ir  kint,  du 
min  eigen  waren,”  den  Heiligen  Martyrn  der  l’ropstei  Zü- 
rich auf  und  vernichtet  auf  seine  Rechte  „also  das  si  vnd 
1 r k i n t vnd  i r nachkomenwerbcn  nt ü g i n k o u f e n v u d 
verkoufen  vnd  alle  rechtungtriken  vnd  haben  als 
ander  desselben  Gotzhus  lütc.”  Für  diese  V'eräusse- 
rnng  erhielt  er  von  seinen  Eigenen  ein  Lösegeld : „vnd  han 
dar  vinb  empfangen  von  derselben  fron  Adclheit  ftinfzehen 
pfnnt  pfenning  Zürich  gäber  münze”  lind  gelobt  der  Frau 
Adelbeit  und  ihren  Kindern  „wer  ze  sinne  für  ein  recht 
lidig  eigen  des  vorgenauden  Gotzhus  der  Propst  ei  ze  Zü- 
rich vnd  gab  vollen  gewalt  dem  vorgenanden  Knster  ze  des 
Gotzbus  wegen,  dieselben  fron  adelheit  ir  kint  vnd  die  ge- 
bürt, die  vonirkuinpt,  in  ir  cigcnschafl  ze  zithen  vnd 
ze  besitzen  als  ander  ir  eigen  lüle.  Och  hat  düselb  frd 
adelheit  sich  besetzet  vnd  ir  kint  als  eigen  liit  des  Gotzhus 
vmb  ein  iärlichen  zins  zwei  pfenning  dein  vorgenanden 
Gotzhus  iärlich  ze  geben  ze  vnser  herren  dult  ze  einem 
vrküud  ewekliche.”  Diess  geschah  „in  dem  vorgenan- 
den Gotzhus  vor  fron  alter,  vf  denselben  altar  ich  die- 
selben adelheit  vnd  ir  kint  opfert  vnd  vf  gab  mit  zweien 
hentschuhen  ts7).” 

Es  war  mithin  den  Gotteshausleutcn  vorzugsweise  freier 
Verkehr  zugesichert läs),  und  sie  hattbn,  wenn  nicht  etwa 

156)  Vgl.  Zelweger  Geschichte  von  Appenzell  I.  S.  251. 

157)  Diplom,  der  Propstei  S.  44.  Eine  andere  ähnliche  Erkunde  v. 
J.  1514.  Ebenda  S.  59.  b.  Nur  behalt  sich  hier  der  ursprüngliche  Eigen- 
tümer die  Vogtei  über  die  Leute  vor,  wenn  sie  in  seiner  Vogtei  wohnen 
sollten.  Ueber  die  zwei  Handschuhe  ist  zu  vergleichen  eine  Urkunde  v.  1 3 4 1 
bei  Zelweger  App.  Urk.  No.  77,  Der  Waibel  von  Appenzell  sprach  in  dein 
Gerichte  des  Stadtammanns  za  Constmz  einen  Hörigen  des  Gotteshanses  St.  Gal- 
len an.  Da  ward  geurteilt:  „das  dcrselb  volrich  — dein  vorgnanden  Wai- 
bel an  mins  Herren  des  abbtes  statt  — vor  Gericht  mit  /wein  hentschuo- 
hen  dienoti.  Das  tet  och  derselb  volrich.'* 

158}  Damit  stimmt  eine  altere  Urk.  v.  1170  für  die  Gotteshausleute  von 
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Grundbesitz  sie  zu  weiterm  verpflichtete,  in  der  Regel  bei 
Lebzeiten  nur  einen  Gedächtnisspfcnning  jährlich  zu  entrich- 
ten , zum  Zeichen  ihrer  Hörigkeit.  Weitere  Dienste  wur- 
den nicht  gefordert 

Sic  werden  daher  auch  in  Urkunden  zuw'cilcn  geradezu 
den  freien  Bauern  an  die  Seite  gestellt  und  gleich  geachtet. 

Haus  b rief  von  Bubikon  von  I ’I85.  Wenn  ein  eigen 
man  des  vorgenanten  huscs  ein  rechte  frygiu  oder  ein 
reglarin  (Regler  heissen  die  («otteshausleute  der  Stifter  in 
Zürich  von  den  Heiligen  [Felix  und]  Regula,  denen  si  ge- 
weiht sind),  die  als  fr  y gen  gehalten  w erden  t zuo 
der  heilgcn  Ee  niinpt  — das  den  ein  her  vnd  Comrndiir  des 
huscs  Buhikon  vinh  die  vngeuossanii  nit  strafen  sol , vnd  daz 
ist  darvmii  , das  deren  kind  mit  der  cigenschnflt  an  des  hu- 
ses  vorgenant  dein  vatter  noch  (nach?)  hören  werdent. 
Diese  Bestimmung  erregte  freilich  Streit  mit  der  Acb- 
tissinn;  aber  immerhin  sieht  man,  wie  ganz  anders  im  Le- 
ben die  Gottcshausleutc  und  andere  Eigene  angesehen  werden. 

Die  Hörigkeit  entsteht  zunächst  durch  Gehurt.  Wenn 
die  Kinder  von  Hörigen  Eines  Herrn  gezeugt  wurden,  oder 
eine  Hörige  aussesehclich  gebar , so  hatte  die  Sache  keine 
Schwierigkeit.  Die  Kinder  kamen  in  das  Eigenthum  des 
Herrn  der  Eltern.  Wenn  dagegen  die  Ellern  verschiedenen 
Herren  zugehörten  oder  auch  das  eine  Glied  frei,  das  an- 
dere unfrei  war,  so  mussten  Schwierigkeiten  aller  Art  ent- 
stehn. 

Als  Regel  galt  es  daher,  dass  die  Hörigen  nur  unter  ihrer 
Genossenschaft,  d.  h.  nicht  bloss  innerhalb  ihres  Stan- 
des, sondern  innerhalb  der  Hausgenossenschaft  ihres  Herrn 

Sl.  Gallen  iiberem.  Seü'irt  No.  &7S.  „ ego  Otto  de  Iliclmibech  lerne« 
rneoa  , quos  manu  potestatna  libere  teuui  , pro  remedio  animae  incae  ac  pa- 
reulum  me u rum  beuto  Gallo  trudtdi.  lu  hac  tradiciuue  jut  Juri  cl  aw/uoi 
jutliciam  Itberorum  negotiatorum  habere  cos  aaaem.” 

159)  Urh.  v.  1292.  Franmiin  stnra  int  I.  650.  „also  das  m vnd  tr 
iiaclikoiiieu  iemer  eigen  lieh  hören  au  dasselb  Gotzhu*  (Frauinunslerablci) 
vnd  mit  Gedinge,  das  51  anders  dienst  es  dein  vorgenanteu  Gotzhu*  nit 
gebunden  sin,  wann  das  ze  haubt  (erlichen  gebe  ze  zi  nasse  au 
Sl  Feli*  Tnd  Sl  Regien  tag  Einen  pfenning  Züricher  Miinr 
«on  dem  Li  I»  e.‘ 
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»ich  verheirathen  sollen.  In  diesem  Kreise  war  die  Ehe 
frei,  wenn  auch  in  der  älteslen  Zeit  der  Herr  um  die  Ein- 
willigung befragt  und  eine  Gebühr  fiir  die  Ertheilung  der- 
selben, das  sogenannte  Ehcgeld,  bezahlt  werden  musste160). 

In  itnsern  Öffnungen  finden  sich  davon  indessen  nur  noch 
»ehr  seltene  Spuren,  so  dass  wir  annehmen  dürfen,  cs  seien 
die  Anfrage  bei  dem  Herrn  und  das  Ehcgeld  schon  früh- 
zeitig ausser  Gebrauch  gekommen. 

Das  Hecht  auf  die  erste  Brautnacht,  welches  den  Grund- 
herrn gegenüber  ihren  Hörigen  zugestanden  haben  soll , 
scheint  eine  blosse  Fabel  zu  sein.  Jakob  Grimm,  der  be- 
lesenste Kenner  alter  deutscher  Urkunden  und  Schriften,  ver- 
sichert, eine  einzige  Stelle  gefunden  zu  haben  in  einer  deut- 
schen Urkunde,  die  sich  darauf  bezieht.  Diese  Stelle  fin- 
det sich  in  einer  Öffnung  von  Mure,  welches  der  Abtei 
Zürich  zugehört,  und  lautet  vollständig  so:  r 

Aber  spreehent  die  Hofjiinger,  weiter  hie  ze  der  helgen  ’ < ! r ■ • 
E kunt , der  sol  einen  Meyer  laden  vnd  ouch  sin  frowen , /*■.»•• 

da  sol  der  Meyer  lien  dem  Brütgum  ein  halfen , da  er  svol 
mag  ein  schaff  in  gesieden : Ouch  sol  der  Meyer  bringen 
ein  fuoder  holt/,  an  das  hock/.it.  Ouch  sol  ein  Meyer  vnd 
sin  frow  bringen  ein  viedenteil  eines  swins  bachen,  Vnd  so 
die  hoch/.it  zergat , so  sol  der  Brütgum  den  Meyer  hy 
s i ui  w t p lassen  1 i g c n die  ersten  nicht,  oder  e r s o 1 
sy  losen  mit  V jj.  IIII  dn. 

Die  Öffnung  in  der  Gestalt,  wie  wir  sie  noch  besitzen, 
ist  vom  Jahr  1513,  scheint  aber  allerdings  aus  einer  viel 
altern  Öffnung  wieder  abgeschrieben  worden  zu  sein.  Nun 
wird  aber  aus  dein  Inhalte  der  Bestimmung  selber  klar,  dass 
das  Hecht,  Lei  der  unvermähltcn  Frau  zu  liegen,  nicht  im 
Ernste  dem  Meyer  zugesprochen  wird.  Denn  einmal  kann 
es  fiir  einen  ganz  geringen  Preis  losgekauft  werden.  An- 
derseits muss  der  Meyer  so  viel  in  die  Hochzeit  bringen, 
dass  das  Lüsegcld  durch  seine  Gabe  Überboten  wird.  Dazu 

160)  Vgl.  darüber  von  Arx.  St.  Galten  II.  S.  167.  Griitim  R-  A.  S.  363. 

Crk.  r.  J.  1321  bei  Kindliager  Hörigkeit  No.  72.  „pro  licenlia  tero  nti- 
bcodi  , si  suo  pari  nupsml,  dahit  nobia  duodccim  denarioa  legale«." 
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kommt , dass  dieses  Recht  dem  Meyer  doch  nur  zustehen 
konnte , als  Repräsentanten  des  Grundherrn.  Grundherr  über 
Mure  iu  älterer  Zeit  >var  aber  die  Aebtissiuu  von  Zürich, 
welcher  das  Recht  bei  den  Frauen  ihrer  Hörigen  zu  lie- 
gen nichts  gefruchtet  hätte.  Endlich  findet  sich  in  den  üb- 
rigen Öffnungen  der  Abtei  sowie  in  allen  übrigen  zürche- 
rischen Öffnungen  auch  nicht  die  mindeste  Spur  mehr  von 
einem  solchen  Rechte. 

Ich  halte  daher  die  betreffende  Aeusserung  nur  für  einen 
scherzhaften  Ausdruck.  Um  die  Nothwcndigkeit,  das  Ehegeld 
zu  bezahlen,  welches  eben  in  jener  Loskaufssummc  versteckt 
liegt,  recht  lebhaft  zu  bezeichnen,  wird  dem  Bräutigam  ge- 
droht, wenn  er  es  nicht  zahle,  so  werde  der  Meyer,  der  den 
Einzug  jener  Gebühr  zu  besorgen  hatte,  zur  Strafe  zuerst  bei 
der  Braut  liegen.  Er  soll  die  Gebühr  eben  entrichten,  be- 
vor er  der  Frau  beiwohnt.  Auch  für  Schottland  und  Frank- 
reich , wo  allein  das  jus  primae  noctis  noch  erwähnt  ward, 
kommt  cs  doch  sehr  in  Frage,  oh  es  wirklich  je  gegolten 
habe  und  nicht  eher  auf  Missverständnis  beruhe,  obwohl 
ich  nicht  läugnen  will,  dass  nicht  manche  Herrn  aus  dem 
Scherze  Ernst  zu  machen  suchten  l6‘). 

Die  Hcirath  mit  Ungenossen,  wenn  sic  trotz  jenen» 
Verbote  dennoch  geschah , war  zwar  nicht  mehr  nich- 
tig, weil  sie  von  der  Kirche  geschützt  wurde;  aber  sie 
war  doch  mit  Strafe  bedroht  und  hatte  immer  nachtheilige 
Folgen. 

Den  Uebclständcn , welche  aus  dieser  Beschränkung  für 
die  persönliche  Freiheit  hervorgingen,  suchten  die  Leib- 
herren durch  Verträge  abzuhclfcn.  In  der  altern  Zeit  wur- 
den die  Verträge  dem  ciuzeincn  Falle  besonders  angepasst, 
und  näher  bestimmt,  wie  es  mit  den  Kindern  aus  einer  sol- 
chen Ehe  gehalten  werden  sollte.  ISicht  selten  half  man 
durch  einen  Tausch  aus,  indem  der  eine  Herr  seine  Hörige 
dem  Herrn  des  Bräutigams  übergab,  und  dagegen  von  die- 
sem hinwieder  eine  andere  Hörige  empfing,  die  sich  in  sei- 

161)  C r i in  in  R.  A.  S.  JS*. 
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nein  Gebiete  nicderlicss  und  da  heirathete.  Das  ist  wohl 
die  ursprünglichcBedeutung  des  sogenannten  Wechsels  ,6:). 

Später  aber  dehnte  man,  von  demselben  Principe  ausgc- 
gehend,  den  Kreis  der  Genossenschaft  durch  allgemeine  Ver- 
träge weiter  aus,  so  dass  dann  die  Ehe  mit  den  Hörigen 
eines  fremden,  aber  in  dieser  Verbindung  stehenden  Herrn 
gerade  so  behandelt  wurde,  wie  früher  die  Ehe  mit  ein- 
heimischen Hörigen,  mithin  Weib  und  Kinder  in  das  Recht 
des  Mannes  Ubertraten.  Die  Gegenseitigkeit  des  Princips 
ersetzte  dann  den  Verlurst  wieder,  den  ein  Herr  im  einzel- 
nen Falle  erleiden  musste. 

Zuerst  scheinen  die  Klöster  für  ihre  Gottcshausleute  auf 
diese  Gedanken  gekommen  zu  sein.  In  den  Öffnungen  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  finden  wir  regelmässig  die  sieben 
Gotteshäuser:  St.  Gallen,  Schanis,  Einsiedcln,  St.  Regula 
in  Zürich,  Reichenau,  Pfäfers  und  Seckingen , in  solcher 
Art  verbunden ,M).  Audi  das  durch  solche  Verträge  aus- 
gedehnte Recht  der  Genossenschaft  wurde  zuweilen  Wech- 
sel genannt16*). 

Heirathete  nun  aber  einer,  ohne  dass  sich  die  Herren 
vertragen  hatten,  eine  Ungcnossinn,  so  wurde  er  nicht  bloss 
dafür  in  älterer  Zeit  empfindlicher,  später  gewöhnlich  nur 
mit  einer  Geldbusse  bestraft : sondern  die  Kinder  aus  sol- 
cher Ehe  wurden  in  ihren  Erbrechten  beschränkt.  Wenn 
nämlich  Vater  und  Mutter  beide  hörigen  Standes  waren, 
so  folgten  sie  nach  den  Grundsätzen  des  ältern  Rechts  bei 

1 62)  Vgl.  Sommer  Handbuch  der  bäuerlichen  Rechtsverhältnisse  Ham. 
1830.  B.  1.  S.  357  ff.,  wo  viele  Stellen  für  Westphalen  abgedruckt  sind, 
v.  An  Geschichte  von  St.  Gallen  II.  S.  167.  168.  Urk.  bei  Neugart 
1054.  1064.  Der  Wechsel  kam  auch  bei  Ministerialen  vor.  Urk.  hei  Kind- 
lingcr  Hörigkeit  No.  27.  v.  J.  1251.  Vgl.  auch  No,  29.  b.  103.  115.  116. 
1 1 7.  u.  a.  besonders  aber  No.  162.  a.  eine  Urk.  v.  J.  1423.,  worin  ein 
Wechsel  aber  nur  nach  vorher  eingebolter  Zustimmung  der  ausgctauschteu  Hb 
rigen  rorkomiut. 

163)  Dass  es  aber  siel  ältere  Verträge  dieser  Art  gab,  zeigt  eine  Urk. 
des  Fnomilnsteramt!  II.  415.  v.  J.  1360.:  „Als  unser  Gottshnx  (tu 
deo  Einsiedeln)  von  alter  ber  vnd  guter  gewonheit  ger.  ossami  hat 
gehabt  vnd  noch  bat  mit  den  litten  des  gottshuses  zn  der  Abtei  Zürich." 

164)  Wal  dm.  Spruchbrief  für  Kyburg  v.  J.  1489. 
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einer  Ehe  unter  Ungenossen  der  Mutter  ,M).  Waren  sie  nun 
erbfähig  gewesen,  so  wäre  das  Gut  des  Vaters  in  die  Hände 
von  Hörigen  eines  fremden  Herrn  gcrathen.  Daher  wird 
den  Kindern  aus  ungenossen  Ehen  das  Erbrecht  iu  das  Gut 
ihres  Vaters  entzogen.  In  der  Folge  liess  man  ihnen  zwar 
die  Erbschaft;  dagegen  mussten  sie  einen  bedeutenden  Theil 
wenigstens  der  Fahrhabe  dem  Herren  übergeben,  als  Lass, 
Gelasse  ,G0). 

Hatte  der  Hörige  eine  Freie  geehelicht  oder  ein  Freier 
eine  Hörige  genommen,  so  trat  jene  Gefahr  nach  den  älte- 
ren Grundsätzen  nicht  ein.  Die  Kinder  folgten  immer  der 
ärgern  Hand  und  wurden  somit  in  beiden  Fällen  hörig. 
Demzufolge  verlor  der  Herr  hier  nichts,  als  dass  er  etwa 
seine  Hörige,  die  nun  als  Frau  an  ihren  Manu  gebunden 
war,  von  diesem  nicht  abfordern  konutc. 

Ich  will  nun  einige  Stellen  folgen  lassen , theils  zuin 
Beweise,  theils  zur  weitern  Ausführung  des  Gesagten. 

Alte  Öffnung  von  Wald  s.  d.  Item  es  ist  onch  des 
hofls  recht,  ob  ein  gotzhus  frow,  die  ein  hofwib  ze 
Wald  ist,  hin  v. ss  keine,  nini|it  die  ein  man  vssertbalh,  der 
vngenossam  ist,  er  sig  fry,  eigen  oder  wer  er  ist,  was 
kindrn  von  inen  kuniht , sond  hofflüt  sin,  vnd  hat  der 
hoff  ze  wald  , iro  vnd  ir  kinden  vinb  sin  jerlicbeu  sliir 
nach  ze  fragen,  vnd  sol  inen  das  niemau  vor  sin,  weder 
herren , stelt  noch  lennder.  (Ist  der  Mann  genoss,  so 
tritt  jene  Folge  nicht  ein  , sondern  es  gphoren  dann  die  Kin- 
der dem  Herrn  des  Valors.  Es  wird  auch  unterschieden 
zwischen  Ehen  ausser  und  auf  dein  Hofe.  Heiralhet  ein 
Hofweil)  einen  auf  dem  Hofe,  genossen  oder  ungenossen, 
so  gehören  in  beiden  Fällen  die  da  gehornen  Kinder  dem 


165)  Ent  solcher  Fall  lag  dem  oben  ßtich  I.  $.  16*  Amu.  149.  erwähnten 
Prozesse  zu  Grunde.  Eta  Hunger  der  Propslei  halle  eine  Hörige  der  Abtn 
Zürich  geheiralbet.  Die  Kinder  aus  dieser  Ehe  waren  dann  Honge  der  letz- 
lern  geworden,  und  wollten  das  Gut,  das  ihr  Vater  von  der  PropMci  beses- 
sen, doch  behalten  und  der  Abtei  rct  zinsen.  Daher  die  Gefahr  einer  Entfrem- 
dung. Vgl.  auch  Neugart  No.  332. 

166)  r.  Arx  St.  Gallen  I.  S.  3 12.  stellt  da«  Gelasse  unrichtig  mit  dein 
Fall  zusammen  und  erklärt  es  als  Gew.sndfall. 
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Hofe.  Das  ist  eine  Wirkung  nicht  der  Ehe , sondern  wie 
das  Rechtssprüchwort  sagt,  der  Luft,  die  eigen  macht). 

Alte  Öffnung  von  Berg.  Es  mag  ein  gotzhnsman 
sin  vngenossamen  niit/.  fügen  noch  machen.  Kein  uugenos- 
sami  mag  oeh  kein  gotzhnsman  erben , es  sigen  satter  oder 
mnoter , Schwester  oder  hruoder. 

Öffnung  zu  Laufen  s.  d.  Das  erst  vnd  das  gröst 
(gepresten)  ist  die  sngenossamin.  Wenn  ain  hofhörig  man 
ain  frovven  nimpt , die  nit  sin  genoss  ist , der  haut  des 
bischoffs  (Grundherrn)  vnd  des  vogts  huld  verloren  ,67)  vnd 
darvmh  ist  recht , sitzt  ain  s ogt  vf  sinein  ross , so  er  es 
verninipt , so  sol  er  darab  nimer  kumen , Ee  das  er  In  ge- 
hamnet  vnd  gebyfanget , ob  er  mag , dar  vmb  aineui  vogt 
sin  guot  verfallen  ist.  Doch  snl  er  In  schctzcn  in  der 
uiauss , das  ain  bischoff  och  ettsvas  da  lind , vnd  wenn  er 
sich  mit  ainein  vogt  vnd  mit  ainem  bischofl  als  (aus?)  ge- 
richtet , dennocht  so  ist  er  järlicbs  aiin  bischoffs  pfläger 
verfallen  ze  geben  zc  dem  herbstgeding  III  ft.  pfening 
schauffhuser  miintz  vnd  ze  dem  maigengeding  III  ft.  pfening 
derselben  miintz. 

Am  stärksten  drückt  sich  über  die  Strafbarkeit  der  Ungc- 
nossame  der  zweite  Engelberger  Hofrodel  aus:  Wenne 
ein  gotzhnsman  sinen  herren  verratet  an  lib  oder  an  sinen 
eren  oder  sin  vngenosson  nimmt,  oder  ein  golzhus- 
man  ein  gotzhuswib  erslecht  ze  tode , des  lib  vnd  guo) 
ist  dem  gotzhns  verfallen. 

Öffnung  von  Stäfa  s.  d.  Wer  och  das,  das  dekeiner 
des  Gotzhuses  (Einsiedeln)  man  ze  der  E keine  mit  siner 
vngenossin  , der  sol  eins  abtes  hui  de  gewinnen  als 
er  s y an  Im  finden  mag  ,c*).  Wer  och,  das  er  Kind  gc- 

16.)  Ceber  den  Ausdruck:  „ des  Herr»  Hulde  verlieren/’  siehe  besonders 
Fürlb  Ministerialen  S.  385  und  die  folgen^*  Anm. 

168)  St.  Gallische  Verordnung  bei  'io»  A r * II.  S.  166.  „ Quicunque 

atriusque  sexus  extra  suum  ennsortium  inatrimonium  contraierit,  vel  alias  a 
monasleno  nostro  fugilivi  quoris  modo  •raut,  ab  illis  omnia  feoda  et  bona 
Mnnasteru  ad  nos  iiumediate  devolvunlur,  et  Abba * polest  et  debet  ipsos  abs- 
qw*  cojuseonque  contradictione  punire  in  corpore , rebus  et  bonie  ipeorurn 
sec  und  um  gratiam  euam In  Meilen  (Vogloffnung)  ist  die  Busse  iS  Pfd. 
di«  höchste,  auf  welche  der  Vogt  überhaupt  erkennen  darf.  Die  Öffnung  von 
Brüllen  verordn«!  ausdrücklich,  dass  der  Abt  von  Einsiedeln  in  solchen 
Fällen  di«  Strafe  nicht  auf  das  Ende  «erspare,  sondern  den  Schuldigen  bei 

Rluntsrhli  R«chfige*c hiebt«. 
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wunne  by  der  frowen , so  erbet  das  gotzbns  was  er 
eigens  und  erbens  hett  von  dem  gotsbuse. 

Öffnung  der  Gotteshausleute  von  Embrachs.d. 
Ein  bropst  hat  ouch  das  recht , wclher  gotzhusinau  sin  vn- 
gnossen  niinpt,  das  er  den  straffen  mag,  vnd  ob  ein  bropst 
Inn  nit  miieht  bcgwaltigcn , sol  er  einen  vogt  von  Kyburg 
anrueffen  vnnd  Im  derselb  beholfen  sin. 

Öffnung  von  Binzikon  von  1435.  Es  ist  ouch  ze 
wissen,  das  wir  genossen  sind,  vnsere  kind  ze  geben  vnd 
ze  nerncu  zuo  disen  nachgeschribenon  siben  gotzhüsern , 
(die  obigen  werden  genannt)  vnd  sol  vns  das  kein  herr  zuo 
griiningen  nit  weren  noch  vorsin.  Vnd  ist  das  ein  frow  in 
dir  genossami  hinus  kunt , dero  lib  noch  guot  hat  ein  herr 
ze  grüningen  nit  füro  nach  ze  fragen.  Ist  ouch  daz  ein 
frow  (die  einem  fremden  Herrn  zugehört  aber  innerhalb  der 
Genossenschaft)  har  in  dis  dingstatl  kunt,  dero  lib  noch 
guot  sol  nicinan  nach  fragen.  — Ist  ouch  das  ein  frow  hin 
vs  kunt,  vnd  si  ein  vngenossamen  man  niinpt , der  lib  vnd 
guot  hat  der  herr  zuo  griiningen  nach  ze  fragen  vnd  ir 

km  den . 

Hausbrief  von  Bubikon  von  1483.  Ausser  der  oben 
(S.  188)  schon  mitgetheilten  Stelle  noch  folgende:  das  des 
egnanten  huses  eigen  liit  sich  nit  entvngnossen  sollend.  — 
Vnd  ob  sich  einer  oder  mer  mit  wiher  ze  nemen  entvn- 
gnossamte,  als  dikk  vnd  von  wem  das  geschieht,  das  den 
der  her  vorgenannt,  oder  ein  Comendiir  vnnd  amptinan  des 
huses  Bubikon  dis  darvmb  nach  gnaden  straffen  mögent, 
vnd  wenn  dieselben,  die  sich  also  entvngnossamend,  vnd 
darvmb  gestrafft  sind,  von  todes  wegen  abgand,  das  den 
ein  her  Comendiir  — von  denselben  als  (alles)  ir  varend 
guot,  so  si  nach  tod  lassend,  erben,  vnd  si  darvmb  val- 
len  mögend  vnd  ob  dieselben  eliche  kind  binder  inen 
lassend,  das  den  ir  verlasen  ligend  guott  werden  sol. 
(Man  sieht , wie  sehr  gemildert  die  alten  Grundsätze  damals 
waren.  In  derselben  Richtung  noch  einen  Schritt  weiter 
geht  die  Erläuterung  des  Züricher  Ratiies  zu  diesem  Artikel 
von  1483,  woraus  man  sieht,  dass  zuerst  älteres  Recht  in 

lebendem  Leibe  strafe.  Unterlasst  er  es,  so  hat  er  nur  wie  in  allen  andern 
Fullen  auch  der  Genossnme  das  Besthnnpt,  nicht  aber  einen  Lass  za  be- 
ziehen. Pas  mag  wieder  Milderung  sein  zu  Gnnsteu  der  Erben. 
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die  Urkunde  aufgenominen  wurde.)  Vnd  vfl'  den  artikkel, 
so  hannd  sich  vnnser  herren  von  Zürich  witer  erkennt,  vnd 
zuo  recht  gesprochen  , das  rs  dein  varenden  guot , des  so 
sich  also  entvngenossament  hat , nach  sinem  abgnng  all 
schaldner,  die  sich  wie  recht  ist  crlindent,  vssgericht  vnd 
bezalt  werden,  vnd  das  übrig,  ob  ihzit  me  des  varenden 
gnotz  vorhannden  ist , Einem  herren  des  huses  Babiken  — 
für  den  lass  als  vorstat , gelangen  vnd  werden  sol ; vnnd 
witer  Ist  nachgelassen  In  v unser  herren  piett,  wo 
eliche  Kind  sind,  den  lass  halben  vnd  sunst  nütt. 

Öffnung  von  Wicsendangen  vom  Jahr  Ü73,  Gant 
aber  ein  got/.husmau  ab  , der  sin  vngenossaini  gehabt  hat, 
so  nympt  ain  her  zw  enteil  der  farenden  hab,  vnd 
den  val  vorvss.  (Der  Fall  oder  das  Besthaupt  darf  so- 
mit nicht  mit  dem  Lass  verwechselt  werden  ) 

Urbar  der  Herrschaft  Griiningen:  Vngenos- 
sami  ist,  so  ein  eigener  Man  eine  zur  Ehe  nimmt,  die 
eines  andern  herren  lybeigen  ist,  vs  wcllichem  dan  folget, 
dass  die  kind,  so  von  derselbigen  erhören,  des 
Herren  lybeigne  werdent,  welliches  die  Mutter 
lybeigen  ist.  (Dasselbe  Urbar  verwirft  aber  bereits  die 
ältere  Ansicht , dass  die  Kinder  der  ärgern  Hand  folgen 
sollen , und  lässt  die  Kinder  eines  Hörigen  und  einer  Freien 
frei  werden.  Der  Lass  für  die  Ungenossatne  ist  nach  dem- 
selben auf  einen  Drittheil  der  Fahrhahc  des  Verstorbenen  her- 
abgesunken, gleichviel  ob  Kinder  da  seien  oder  nicht.) 

Nach  dein  alten  Rechte  der  Grafschaft  Kyburg  war 
cs  auch  gewöhnlich , schon  zum  voraus  die  Ungenossame 
loszukaufen , so  dass  dem  Herrn  eine  kleine  Summe  gegeben 
wurde,  um  von  ihm  die  Erlaubniss  zu  erhalten,  eineu  Un- 
genossen zn  heirathen , worauf  dann  die  Ehe  als  eine  Ge- 
nossenehe  behandelt  wurde:  [3l]  der  genoss  koflte  denn  Im 
selbs  die  vngnossamy  nach , so  sol  er  darinne  bescheiden- 
lich  gehalten  werden.  — Das  erinnert  an  die  Ertheilung 
des  römischen  Connubium,  welches  auch  öfter  im  einzelnen 
Falle,  namentlich  zum  Behuf  der  Verhcirathung  der  römi- 
schen Veteranen  mit  Frovincialinnen , verstauet  wurde. 
Ausserdem  machte  der  Aufenthalt  eines  Ankömmlings 
auf  dem  Hofe  eines  Grundherrn  gewöhnlich  nach 
einiger  Zeit  unfrei. 
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Öffnung  von  Hüngg  von  1358:  Wer  der  ist,  der  von 
andern  dürffer  oder  stetten  in  das  dorf  zc  hüngg  kumpt, 
vnd  da  vvonenl  ist  ein  Jar  vnd  einen  tag  vnan- 
»esprochen,  der  sol  dannenhin  dinen  einem  probst 
(Grundherr)  vnd  einem  vogt  in  alle  vvise,  als  ein 
ander  kneht  der  kilchen  von  Zürich,  der  sessehaft 
ist  in  dem  dorf  ze  hüngg. 

Dazu  ist  es  keineswegs  nöthig , dass  nur  Unfreie  da- 
selbst wohnen.  Die  Grundherren  dehnten  jene  Folgen  auch 
da  aus,  wo  freie  Landsassen  neben  Unfreien  unter  ihrer 
Herrschaft  standen.  In  der  Grafschaft  Kyburg  gab  es 
sowohl  Freie  als  Unfreie,  wie  das  Grafschaftsrecht  selbst 
sagt.  Dessen  ungeachtet  heisst  es  in  der  alten  Öffnung: 

[24.]  Vnd  wer  über  den  rin  vnd  die  aren  herin  vnd  über 
den  wallcnsee  herab  in  die  graffsebafft  l.iburg  züchet  vnd 
kompt,  das  heissent  vnd  sind  lantzügling  vnd  her- 
komen  litt  vnd  gehürent  an  daz  hus  hiburg. 

Eine  Bestimmung,  deren  Alter  jedenfalls  das  Alter  der 
betreffenden  Öffnung  übersteigt,  wie  man  aus  den  Angaben 
über  die  Grenzen  der  Grafschaft  sieht.  Dabei  wird  in- 
dessen vorausgesetzt,  dass  diese  Laudziigliuge  nicht  binnen 
Jahresfrist  von  ihren»  Herrn  angesprochen  werden.  Würde 
das  geschehen,  so  würden  sie,  ungeachtet  eines  langem 
Aufenthaltes  in  der  Grafschaft,  dennoch  ihrem  ursprünglichen 
Herrn  verbleiben.  Werden  sie  dagegen  binnen  Jahr  und  Tag 
nicht  angesprochen,  so  fallen  sie  an  das  Haus  Kiburg  169). 

In  Binzikon,  wo  ein  Thcil  der  Bewohner  frei,  ein  an- 
derer dem  Herrn  von  Grüningen  hörig  ist,  fallen  nur  die 
Hörigen  fremder  Herren  nach  Jahr  und  Tag  jenem  zu : 

Öffnung  von  Binzikon  von  1435.  Wenn  fro  wen  oder 
man  har  In  dis  dingstatt  körnend , als  vyl  ir  ist , die  eins 
herren  cygcn  sind , Ist  das  dieselben  lüt  hie  Jar  vnnd  tag 
by  ir  eygen  brott  vnnd  kost  sitzend,  von  Ir  herren  vnan- 
sprochen , so  sond  sy  dannenthin  gen  grueningen  huren, 
vnnd  sol  sy  der  herr  daselbs  dannenthin  halten  vnnd  schir- 
men , als  annder  husgenossen  17°). 

169)  Altes  Grafschaftsrecht  Art.  25.  27. 

170)  Damit  sind  zuweilen  für  den  Grand-  oder  Voglherrn  bedeutende 
Verpflichtungen  verbunden.  Vgl.  Öffnung  von  Alt-Regensbcrg  von  1426  * 
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Der  Zustand  der  Hörigen  war  insbesondere  günstiger 
geworden  durch  die  Ausbildung  des  Hofrechts  ,ri),  wel- 
ches die  Willkühr  des  Herren  sehr  ermnssigte.  Ich  finde 
keine  Spur  mehr  von  einem  freien  Züchtigungsrechte  des 
Herrn,  wohl  aber  eine  Menge,  dass  der  Hörige  unter  dem 
Schutze  seiner  Genossen  steht  in  dem  Gerichte.  Auch  ist 
es  in  der  That  auffallend,  mit  was  fiir  geringen  Bussen 
ganz  ansehnliche  Vergehen  bedroht  sind.  Wir  werden  auf 
dieses  Alles  weiter  unten  zurück  kommen. 

Verä'usscrungen  von  Hörigen  kommen  noch  vor  bis  in’s 
vierzehnte  Jahrhundert  hinein , von  Hofleuten  indess  wohl 
nie  ohne  Verh'usserung  des  Hofes,  und  auch  von  andern 
kaum  anders  als  mit  ihrer  Einwilligung  und  auf  deren  Be- 
gehren, meistentheils  auch  so,  dass  sie  dadurch  in  bessere 
Verhältnisse  traten.  Dahin  gehören  z.  B.  alle  Veräusse- 
ruugen  an  Klöster,  wodurch  die  Hörigen  Gotteshauslcute 
wurden.  Ferner  ein  Fall,  in  welchem  Ritter  Riidger  von 
Werdegg  den  Rä’then  und  Burgern  von  Zürich  im  Jahre 
1299  seinen  Knecht  Heinrich  zu  einem  Rathsknecht  über- 
lasst und  verspricht,  ihn  nicht  mit  Steuern,  Gcwcrf  oder 
Diensten  zu  nötbigen.  Die  neuen  Herren  mögen  „ab  ihm 
richten  von  sincin  libc  und  von  sinem  gute  ane  inincn  zorn ,7*).” 

Die  persönlichen  Dienste  mussten  schon  darum  an  vielen 
Orten  milder  werden,  weil  der  Herr  ferne  von  dem  Gute 
lebte,  und  der  Meyer  oder  Keller,  welche  die  Aufsicht 
hatten,  ihrem  Stande  nach  gewöhnlich  zu  den  Bauern  gehör- 
ten, und  mit  den  liofleulcn  durch  Verwandschaft  u.  s.  f.  enge 


„Itvin  Vary  das  ein  Kind  funden  wurd  In  imner  Herren  gericht , der  so!  es 
antwnrten  vff  die  borg  einem  Herren  oder  einem  tagt,  der  sol  das  Kind 
riechen  (erziehen)  vnlz  das  es  darzuo  kuint , das  es  sich  selber  begon  mag." 

171)  Wie  frühe  sich  das  Holrecht  ausgebildet  habe,  hält  schwer  zu  be- 
stimmen. Doch  wird  es  i.  B.  in  einer  bairischen  Urkunde  von  1015,  bei 
Kindlinger  Hörigkeit  No.  3.  litt.  a.  als  hergebrachtes  Recht  vorausgesetzt. 
n Ceterum  si  coloni  in  litibu»  causurum  decidendi»  tu  (er  se  dissentiunt , ad 
proximam  rurti  inarcbiain  eos  pro  sententiis  ferendis  statuimus  habere  recursum.” 

172)  Frn  um  Unstern  in  t I.  714.  Vgl.  auch  zwei  Urkunden  bei  Kind- 
linger a.  a.  O.  No.  79  und  10  von  den  Jahren  1329  und  1331,  worin 
ebenfalls  Vernusserungen  Vorkommen. 
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verbunden  waren.  Es  gilt  diess  sowohl  von  den  Klöstern 
als  von  weltlichen  Grossen,  und  nur  wo  etwa  ein  kleiner 
Grundherr  noch  selber  auf  seinem  Hofe  hauste,  mochte  er 
von  seinen  Hörigen  strengem  Dienst  fordern. 

5.  18.  Hohe  Gericht sbarkeit. 

Der  Keim  der  spätem  Unterscheidung  zwischen  hoher 
und  niederer  Gerichtsbarkeit  (advocatia  superior  et  infe- 
rior v))  lag  bereits  in  der  alten  Verfassung,  in  welcher  der 
Gaugraf  den  Vorsitz  irn  Gaudinge,  der  Centgraf  den  Vor- 
sitz in  der  Huntnri  hatte.  Das  Verhältniss  hatte  sich  aber 
doch  mit  der  Zeit  schärfer  fixirt  und  eine  modificirte  Ge- 
staltung angenommen.  Die  Stellen  waren  erblich  geworden 
und  so  in  den  Bereich  einzelner  Familien  gelangt.  Die  In- 
haber der  niedern  Gerichtsbarkeit  waren  überdem  häufig  in 
Lchcnsvcrhäitnissc  gekommen  zu  den  höher  gestellten  Herrn 
der  hohen  Gerichtsbarkeit,  und  dienten  ihnen  nunmehr  als 
Vasallen.  Auf  der  andern  Seite  aber  hatte  diese  Gerichts- 
barkeit von  ihrem  ursprünglichen  innern  Gehalte  vieles  cin- 
gebiisst,  und  war  nach  und  nach  sehr  zum  Vortheil  theils 
der  kleineren  Grundherrn,  theils  der  Vögte  ausgebeutet  und 
geschwächt  worden. 

Das  Recht,  welches  das  sicherste  Kennzeichen  der  hohen 
Gerichtsbarkeit  blieb,  war  der  Blut  bann.  Ueber  Leben 
und  Tod  konnte  immer  noch  nur  der  richten , welcher 
seine  Gewalt  unmittelbar  von  dem  Kaiser  selbst  ableitete, 
somit  eines  direkten  Verbandes  mit  demselben  fähig  war. 
Und  als  schon  lange  alle  übrigen  Streitigkeiten  und  die  Be- 
urtheilung  aller  geringem  Vergehen  vor  den  Vögten  und 
Grundherrn  verhandelt  und  abgethan  wurden,  mussten  diese 
doch,  sobald  cs  an  das  Blut  ging,  den  Verbrecher  dem 


173)  Von  Arx  St.  Gallen  I.  S,  112  setzt  den  Anfang  des  ITiilerifhiHe» 
in  das  dreizehnte  Jahrhundert.  ludessen  finde  ich  in  einer  Urkunde  de* 
zwölften  Jahrhunderts  hei  Ochs  Geschichte  von  Basel  I.  S.  265  den  Reichs 
vogt  der  Stadt  atUocatttM  major  genannt,  1111  Gegensatz  zu  den  übrigen  Voglen 
nrt  Rislbntne  , die  der  Bischof  ernennt. 
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Landesherrn  oder  seinem  Vogte  übergeben.  Wir  werden 
im  Verfolge  noch  mehrere  Stellen  finden,  welche  über  die 
Coiupetenz  des  Landgrafen  oder  seines  Laudvogtcs  im  Ge- 
gensätze zu  Vögten  und  Grundherrn  nähern  Aufschluss  geben. 
Indessen  mögen  doch  schon  hier  einige  Zeugnisse  stehen. 

Die  Grafen  von  Kyburg  haben  das  Schirmvogteiamt  des 
Klosters  Beromünster  und  zugleich  Hoheitsrechte  auf  den 
Ort.  Kun  wird  ausdrücklich  bemerkt,  dass  die  niedere  Ge- 
richtsbarkeit daselbst  dent  Propste  zugehörc,  mit  Ausnahme 
der  Verbrechen,  welche  an  das  Blut  gehen.  Diese  ver- 
bleiben dem  Grafen  zur  Beurtheilung.  Lässt  er  sich  aber 
mit  Geldbusse  abfinden,  so  hat  er  nach  jenem  Vergleiche 
nur  ein  Drittel  davon  zu  beziehen , zwei  Drittel  fallen , wie 
von  allen  andern  Bussen,  dem  Propste  zu  l74).  Ferner  über- 
tragen in  einer  andern  Urkunde  des  dreizehnten  Jahrhun- 
derts die  Grafen  von  Toggenburg  die  (niedere)  Vogtei  über 
einen  Ort  im  Thurthal  dem  Abte  des  Klosters  St.  Johann 
daselbst,  darin  ist  alle  Gerichtsbarkeit  enthalten  mit  einziger 
Ausnahme  des  Blutgerichtes,  welches  der  Graf  Craft  von 
Toggenburg  sich  selber  oder  seinem  Verweser  vorbehält ,75). 

Die  Stellung  dieser  Grafen  ist  somit  der  Stellung  des 
Rcichsvogtes  in  den  Städten  ganz  ähnlich.  Denn  wo  einer 
Stadt  kein  besonderer  Reichs vogt  gegeben  war,  war  die- 
selbe wie  das  offene  Land  dem  Blutgerichte  des  Landgrafen 
oder  seines  Vogtes  unterworfen.  Ausser  den  oben  darge- 
stcllten  Verhältnissen  der  Stadt  Winterthur  mag  auch  die 
Rechtspflege  in  der  Stadt  Stein  noch  zum  Belege  dienen. 

174)  L*rk.  v.  1223  bei  Neugart  No.  910:  MPraeterea  jurisdictio  villue 
llcronensis  ad  solmn  Praeposiluin  adeo  pleuarie  pertinet,  quod  ipse  suinu  ibi- 
dem debrl  habere  rectorem,  et  nullu*  ad  advocatum  (den  Graten  vou  Kyburg) 
rcspectus  habetur  , ntti  in  tUia  criminibua  , <juae  jadicio  aunguinia  puniun - 
tur  , aicut  furta , et  hujusiiiodi  majora  ausu  teiuerario  pcrpelr.ila,  quae  tarnen 
»i  poenu  pecaniaria  redimaulur , duue  parle»  Praepoailo  proveuieot,  terlia 
cedat  adi’Oealo." 

1 75)  (Jrk.  v.  1249  Neugart  No.  941.  ,,  Douavi  — abbati  «auch  Jo- 

hannis et  oinnibu.s  suis  successoribus  omni.»  jura  judicanda  et  delerinirtanda 
laut  super  liomines  quam  feoda  spectaotia  ad  monasterium  sancti  Johannis,. 
excepua  cupita/ibua  aententiis  , effuaione  aunf'uinia , et  auper  furea  quod  ego, 
»d  ineus  specialis  minister,  judicare  debemus.” 
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In  einem  Statut  von  13S5  heisst  es: 

Vnd  so  es  einein  an  den  lyb  gat , so  sol  der  Sc  hui  t- 
heiss  vfstan  vnd  sol  den  stab  von  im  (zu  Händen  der 
Herrn  von  Klingen)  geben , es  sige  von  wunden  ald  dieb- 
stal  ald  von  einigen  Sachen , die  einem  an  den  lyb  gand. 
In  der  Grafschaft  Kyburg  hatte  sieh  die  hohe  Vogtei 
in  grüsserm  Umfange  erhalten,  zumal  die  Grafen  zugleich 
auch  die  niedere  Vogtei  in  den  meisten  Gegenden  ihres  Ge- 
bietes bewahrt  hatten.  Indessen  wurde  diese  letztere  doch 
in  der  Kegel  durch  Unter vögte176)  verwaltet,  und  gewöhn- 
lich nur  die  bedeutenderen  Verbrechen  vor  ihr  eigenes  Ge- 
richt gebracht. 

Altes  Kyburg  er  Grafschafts  rech  t ans  dcinfünf- 
zehnten  Jahrhundert:  Item  es  bat  ouch  niement, 
so  kleine  gericht  in  der  graffschaft  kiburg  hat,  hücher  ze 
richten  , denn  IX  pfund.  Und  was  in  sülichcn  kleinen  ge- 
richten  darüber  ist,  das  gehocrett  einem  herren  ze  kiburg 
zuo.  Es  werc  denn  daz  einer,  so  kleine  gericht  hotte,  höcber 
ze  richten  Von  der  herrschafft  vnd  dem  hus  kiburg  anders 
begnadet  vnd  gefrigt  werc. 

Ucbcr  die  Form  des  Blutgerichtes  sind  wir  aus  Rechts- 
quellen des  fünfzehnten  und  sechszehnten  Jahrhunderts  noch 
genau  unterrichtet.  Wir  besitzen  nämlich  mehrere  Ord- 
nungen, wie  ein  Landtag  um  das  Blut  gehalten  werden  soll, 
aus  dieser  Zeit,  deren  wesentlicher  Inhalt  aber  unzweifel- 
haft uralt  ist  und  der  ursprünglichen  Verfassung  entspricht. 
Uin  ein  anschauliches  Bild  dieses  Verfahrens  zu  geben, 
wählen  wir  den  Bericht,  welcher  in  einer  Ordnung  fiir  das 
freie  Amt,  wahrscheinlich  aus  dem  fünfzehnten  Jahrhundert 
niedcrgclegt  ist. 

Wer  einen  andern  wegen  Todschlag  oder  eines  andern 
todeswürdigen  Verbrechens  anklagcn  will,  soll  von  dem 
Ober vogte  im  Freiamte,  „welcher  von  Eeren  wegen  der 
herrschaft  am  Lanndttag  ein  L anndtgraf  genemmpt wirf,” 


176)  Zurrst  linde  ick  einen  Untervugl  m der  Grafschaft  Kyburg  erwähnt 
1376.  Dipl,  der  Propstei  B.  153.  Das  srhliessl  aber  früheres  Vorhanden- 
sein tou  Unten ug teu  nicht  aus. 
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einen  Landtag  begehren.  Der  Obervogt  beauftragt  sodann 
durch  den  Freianitmann  alle  Untervögte  der  Herrschaft, 
den  Landtag  in  allen  Kirchhörenen  zu  verkünden.  Derselbe 
wird  nun  entweder  zu  Bergken  oder  zu  Rifferschwyl  ge- 
halten. In  jenem  Falle  sollen  aus  jedem  Hause  im  Luuk- 
hofer-  und  Oberwyleramte  ein  Mann,  aus  dem  Masch wan- 
deramte sechs  Männer  und  aus  dein  Freiamte  im  engern 
Sinne  ebenfalls  sechs  Männer  anwesend  sein.  Im  zweiten 
Falle  sollen  aus  jedem  Hause  im  Maschwander-  und  Frei- 
amte einer,  und  aus  den  beiden  übrigen  Acmtern  zusammen 
zwölf  Männer  zugegen  sein.  Man  sicht  daraus  deutlich, 
dass  der  Landtag,  wie  vordem  das  Gaugericht,  noch  eine 
wahre  Volksgemeinde  war.  Ebenso  wird  er  noch  fort- 
während iiu  Freien  gehalten. 

Der  Landgraf  (so  wird  er  nun  fortwährend  in  allen 
Formeln  genannt)  leitet  nun  das  Gericht.  Zuerst  fragt  er 
den  Freiamtinann  an,  ob  den  Landrichtern  allenthalben  ge- 
hörig verkündigt  worden,  und  lasst  diese  dann  die  Kirch- 
hörenen eine  nach  der  andern  aufrufen,  um  zu  erfahren, 
ob  die  Landrichter  versammelt  seien.  Nun  fragt  er  wen 
er  will  unter  den  Anwesenden,  was  Recht  sei,  worauf 
der  Angefragte  erwiedert:  der  Amtmann  solle  zwei  zu  ihm 
nehmen,  um  zu  sehen,  ob  cs  Tagzeit  sei  zu  richten.  Denn 
das  alte  öffentliche  Verfahren  ist  nur  zulässig  am  hellen 
Tage,  nicht  im  Dunkel  der  Nacht  ,77).  Das  geschieht  so- 
dann und  es  darf  der  Landgraf,  nachdem  er  auch  darüber 
einen  angefragt  hat,  niedersitzen  und  um  Sachen  richten, 
die  das  Blut  und  Leben  antreffen. 

Jetzt  erst  wird  das  Gericht  gebannt.  Der  Landgraf  fragt 
eineu  der  Anwesenden,  der  nun  als  Fürspreche  bezeichnet 
wird,  wie  hoch  gebannt  werden  solle.  Dieser  erkennt  auf 
seinen  Eid,  dass  man  das  Gericht  verbannen  solle  „an  die 
höchsten  buoss,  das  nyemand  den  andern  sume  mit  sinen 
Worten  oder  werchen.  Eyncr  welle  dann  ein  vrteyl  spra- 
chen oder  mit  Recht  darwider  reden.”  ln  dieser  Form  ver- 


1 77)  (»ri  nun  H.  A.  S.  SU  fl. 
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bannt  nun  der  Freiamtmann  auf  Geheiss  des  Landgrafen 
das  Gericht. 

Jetzt  wird  dein  Klager  verstauet,  sich  zu  verfiirsprechen. 
Er  kann  nun  nach  seiner  Auswahl  einen  Fürsprechen  begeh- 
ren. Doch  können  dadurch  neue  Fragen  und  Erörterungen 
nothwendig  werden.  Es  heisst  nämlich : 

Derselb  (d.  h.  der  zum  Fürsprechen  Begehrte)  oder  sin 
fr ii u d sc  h a f t mögend  sich  daun  nuch  verfürsprächen. 
Hier  schimmert  das  alte  Recht  der  Privatfehde  von 
neuem  durch.  Es  ist  nicht  ganz  gefahrlos,  sich  als  Partei 
zu  benehmen.  Nicht  bloss  der,  welcher  sich  so  einmischt 
und  an  der  Verfolgung  der  Klage  Antheil  nimmt,  auch 
seine  Familie  (Freundschaft)  könnte  möglicher  Weise  in 
feindselige  Verwickelungen  kommen.  Daher  das  Interesse 
auch  dieser,  sich  gegen  solchen  Antheil  zu  verwahren. 

Nachdem  nun  der  Kläger  einen  Fürsprechen  erhalten 
und  sich  mit  demselben  beredet  hat,  so  eröffnet  er  die 
Klage,  insofern  das  Verbrechen  nicht  geläugnet  wird.  Ist 
die  That  bestritten  von  dem  Verbrecher  oder  dessen  Freund- 
schaft, so  soll  zuerst  der  Freiatntinann  die  Wahrzeichen  in 
das  Landgericht  legen,  welche  er  zuvor  von  dem  Leich- 
name genommen  hatte.  Darauf 

mögend  dann  die  Clegcr  Ir  Clag  setzen , vnd  kuntschafU 
stellen  , das  inan  den  entivpten  in n disen  kleydern  hah  le- 
bendig vnd  Todt  gesechen. 

Der  Freiamtmann  hatte  somit,  wie  der  englische  Coro- 
ner, 'l'odtensehau  gehalten  und  die  ersten  Spuren  des  Ver- 
brechens gesammelt.  Den  Klägern  lag  cs  aber  ob,  den 
weitern  Beweis  vor  dem  Gerichte  zu  führen.  Der  Frei- 
amtmann  konnte  freilich  auch  selber  im  öffentlichen  Inter- 
esse klagen.  Dann  liess  er  gewöhnlich  auch  sich  einen 
Fürsprechen  geben  aus  dem  Gerichte  und  brachte  sodann 
seine  Klage  vor.  In  einem  zweiten  Stücke  dieser  Ordnung 
ist  vornehmlich  der  Fall  berücksichtigt,  wo  der  Amtmann 
die  Klage  führt,  und  von  einer  Klageschrift  die  Rede,  die 
er  verlesen  lässt,  und  worin  auch  das  Gcständniss  des  Be- 
klagten auigcnoniuieu  ist,  wenn  ein  solches  erhältlich  war. 
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Aus  beiden)  sebliesse  ich  , dass  das  zweite  Stück  dem 
Inhalte  nach  schon  einer  etwas  spätem  Zeit  angehört. 
Früher  wurde  sicher  alles  rciu  mündlich  verhandelt  und  der 
Beklagte  keineswegs  zu  einem  Geständnisse  angehalten. 

Dieses  war  aber  auch  in  der  spätem  Zeit  keineswegs 
absolut  erforderlich , wie  sich  am  besten  aus  der  betreffen- 
den Stelle  selber  ergibt: 

Der  fryg  AmpUnann  vordert  einen  fürsprächen  vnud  lasst 
durch  den  ftirsprächen  reden:  Herr  Lanndtgranf  In  nauien 
des  beyJigen  Römischen  Rychs  des  gemeinen  nutzes  vnnd 
Lannds,  So  klag  ich  zuo  N.  wie  das  er  so  grob  diebstal, 
schwäre  unmcntschliche  kätzery,  mördery,  verrädtery  vnnd 
bossheyt  hat  volbracht , als  an  eynein  zedel  geschriben 
Staat.  Vnnd  sullicbs  hat  er  selbs  vcriechen  oder  es  ist 
offennbar  am  tag  oder  er  ist  an  der  thaat  ergriffen,  oder 
es  ist  mit  geschwornner  kuntschafft  vff  In  kundtlich  worden. 
Der  Beweis  konnte  somit  ausser  dem  Geständniss  (Vcr- 
gicht)  auch  durch  Zeugen  oder  auf  andere  Weise  gültig 
liergestellt  werden. 

Nach  der  Begründung  der  Klage  findet  nun  der  Für- 
sprech des  Klägers  selbst  zu  Recht , man  solle  den  armen 
Menschen,  wie  der  Verbrecher  genannt  wird,  fragen,  ob 
er  die  Anklage  zugestche  und  ob  auch  er  einen  Fürspre- 
chen begehre,  sich  zu  verantworten.  Nachdem  auch  er  nun 
angehört  wurde  , erfolgt  die  Findung  des  Urtheils. 

Von  der  ganzen  Gemeinde  der  Anwesenden  werden  die 
Landrichter  im  engern  Sinne  unterschieden,  ungeachtet  von 
einer  besondern  Auswahl  derselben  nicht  die  Rede  ist.  Es 
sind  das  wohl  die  angesehensten  und  ältesten  Männer  im 
Amte,  welche  der  Landgraf  innerhalb  die  Schranken  rief. 
Vermuthlicli  wurden  auch  die  Untervögte  regelmässig  in 
dieser  Eigenschaft  ztigezogen.  Zu  ihnen  gehörten  jeden- 
falls auch  die  Fürsprechen  des  Klägers  und  des  Beklagten. 

Gewöhnlich  fragt  der  Landgraf  nun  den  Fürsprechen 
des  Klägers  zuerst  um  sein  Urtheil  an.  Dann  aber  ist  es 
Sitte,  dass  dieser  sieh  einen  Verdank  erbittet  mit  den  Rich- 
tern. Diese  stehen  dann  von  ihren  Bänken , auf  denen  sir 
sassen,  auf,  und  gehen  mit  den  beiden  Fürsprechen  ausser 
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den  Ring  der  Volksgemeinde,  welche  die  Schranken  um- 
gibt , an  einen  besondern  Ort , sich  zusammen  zu  bedenken. 
Inzwischen  muss  der  Landgraf  auf  seinem  Stuhle  still  sitzen 
bleiben  , damit  er  keinen  Einfluss  auf  das  Urtheil  ausübe. 

Nach  der  Rückkehr  der  Landrichter  wird  nun  der  Für- 
spreche des  Klagers  neuerdings  angefragt  um  sein  Urtheil  und 
nun  eröffnet  er  seine  Meinung  und  stellt  den  Antrag  auf  Strafe. 

Deu  übrigen  Landrichtern  steht  es  frei,  ein  abweichen- 
des Urtheil  zu  eröffnen,  und  cs  hindert  wohl  nichts,  dass 
auch  einer  aus  dem  Ring  verlange , seine  Meinung  äussern 
zu  dürfen.  Es  können  daher  mehrere  widersprechende  Ur- 
thcilc  gefunden  werden.  Die  Aufgabe  des  Landgrafen  ist 
cs  dann,  diese  stössigen  Urtheilc  in’s  Mehr  zu  setzen,  zu 
welchem  Behuf  er  die  Frage  stellt  und  zwei  Landrichter 
bezeichnet,  welche  auf  die  Mehre  Acht  haben.  Ob  hier 
dann  alle  Anwesenden  mitgestimmt  haben,  ist  nicht  völlig 
ersichtlich  aus  der  Ordnung,  doch  sehr  wahrscheinlich  ,7S). 

Wenn  nun  das  Urtheil  ausgefallt  ist,  so  wird  jede  wei- 
tere Rache  des  schärfsten  untersagt  und  zu  Recht  gefunden, 
wer  den  Tod  des  Uebelthäters  ahnden  wollte  mit  Worten 
oder  Werken,  der  solle  in  dessen  Fussstapfen  treten,  so- 
mit über  ihn  auch  als  einen  Uebelthater  gerichtet  werden. 


178)  In  einer  Ordnung  des  Landing«  7.11  W.itlensrlnvyl  aus  dein  seclis- 
zchuten  Jahrhundert  heisst  es:  ,,So  bed  f Ursprachen  Irr  vrttel  gen,  so 
fraget  der  vogt  Tin  im  schranken  bun  eid  ein  jeden,  Tnd  so  er  un  schran- 
ken > ingfraget , so  fraget  er  viert  drin  schranken  ouch  et  lieh  alt 
personen  tud  demnach  so  fraget  er  in  der  gemeind,  ob  n ei  wer 
witter  darum  vrteilen  w e 1 y,  der  tu  eg  es  bim  eyd.’*  Uud  in  dem 
Spruchbrief  für  das  Freiaint  Tom  Jahr  1 »89  findet  sich  folgende  Bestimmung  : 
„ Alsdann  die  Gemeind  us  dem  fryen  Ampt  sich  erklagt,  sie  haben  ein  fry 
Gericht,  von  jeweiten  har  also  harkommen  , dass  ein  leglicher  B i e* 
der  in. 4 nn.  der  in  dem  fryen  Ampt  oder  Gericht  sitzt«  Urtheil 
sprechen  mag,  als  er  dauu  in  sinem  Gewissen  gegen  Gott  truwt  zu  ver- 
antworten, solche«  aber  srg  ihnen  bishar  abgestellt,  — init  Begehr,  sie  dess- 
halben  by  ihrem  alten  Herkommen  blyben  zt»  lassen.  Also  habent  wir  zwi- 
schen beiden  Parthyen  an  so  viel  gearbeitet  und  in  Gntlichkeit  erfunden , 
dass  die  geineldten  L'üt  us  dem  fryen  Ampt  hinfiiro  allweg  ein  geschwo» 
re  11  Gericht  haben,  und  unter  ihnen  sechs  ehrbare  91ann  darzu  ver- 
ordnen und  «etzen  sollent  und  nvögent , Recht  zu  geben  und  za  sprechen.” 
Helvetia  von  Balthasar.  Aarau  1827.  Bd.  III.  8.  520. 
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Endlich  wird  min  das  Gericht  wieder  feierlich  aufge- 
löst, wie  es  gehegt  worden  und  dem  Landgrafen  vcrstattet, 
wieder  aufzustehen,  „doch  also  das  dem  allein  genuog  be- 
schech,  das  vrteyl  vnnd  Recht  geben  hat.” 

Diese  Darstellung  des  Landgrafengcrichts  erinnert  in 
allen  Dingen  an  die  des  vormaligen  Gaudings.  Der  Land- 
graf, wie  der  vormalige  Gaugraf,  sitzt  dem  Gerichte  vor, 
fragt  das  Urtheil  und  sorgt  am  Ende  fiir  die  Vollziehung; 
die  Urtheilsfindung  aber  ist  ganz  in  die  Hände  der  Land- 
richter (Schöffen)  und  der  Gemeinde  gelegt. 

Die  Ordnung  gibt  aber  zugleich  noch  ausführliche  Aus- 
kunft, wie  cs  zu  halten  sei,  wenn  der  Verbrecher  nicht 
anwesend  ist.  Wenn  auf  die  cröffnete  Klage  niemand  Ant- 
wort gibt,  so  wird  der  Freiamtmann  zuerst  befragt,  ob 
er  ihm  den  Tag  gehörig  verkündet  habe.  Darauf 

Staat  der  Fryg  Amptinan  Inn  Rynng , vnnd  seyt  vff  sin 
Eyd : Er  habe  dem  M ze  hus  vnnd  hoff  vff  den  oder  den 
tag  allhar  an  das  Gericht  verkündt,  vnnd  Im  dem  sächer 
vss  geheiss  des  Lanndtgraafen  ein  fryg  sicher  geleyt  an  das 
Recht  geben. 

Nun  werden  die  Schranken  an  drei  Orten  geöffnet  und 
bei  jeder  der  drei  Oeffnungcn  ruft  der  Amtmann , von  zwei 
Männern  begleitet,  die  wohl  wie  er  selbst  bewaffnet  waren, 
laut  dem  Beklagten  und  verspricht  ihm  freies  Geleite.  Er- 
scheint derselbe  nicht  auf  den  Ruf,  so  werden  die  Schran- 
ken wieder  geschlossen , und  nun  von  dem  Fürsprechen  des 
Klägers  in  gleicher  Form  das  Urtheil  gefunden  wie  vorhin. 
Nur  kann  er  jetzt  nicht  auf  Strafe  antragen , sondern  muss 
sich  begnügen,  neue  Vertagung  auf  einen  neuen  Landtag 
zu  verlangen.  Erst  am  dritten  Landtage  findet  das  Urtheil 
in  der  Hauptsache  Statt,  und  natürlich  in  der  Regel  nun 
gegen  den  Beklagten,  er 

sülle  für  ein  Todschleger  erkennth  vnnd  all  sin  liggend  vnnd 
varend  guot  vnnsern  herren  von  Zürich  vff  Ir  gnad  ver- 
fallen sin.  Er  solle  ouch  damit  sin  Lyb  vnnd  Leben  ver- 
wiirgkt  han  , dergstalt  das  er  Inn  allen  kilchen  der  Lanndt- 
graafschafft  Sülle  für  ein  Todschleger  verruefl’t  werden.  Vnnd 
so  In  des  entlypten  frtindschafft  Inn  der  Lanndtgraafschafft 
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vif  wasscr  oder  Läund  heträtten , das  sy  In  mit  oder  onc 
Recht  vom  Leben  7.um  Tod  bryngen  mügind,  vnnd  wer  In 
liusct  oder  herberget,  ouch  der  dis  vrteyl  wiilt  aferen  vnnd 
annden , der  soll  Inn  sin  fuossstnpfen  stan. 

Die  Civilrcchtspflcge  hatte  innerhalb  der  einzelnen 
Grafschaften  eine  veränderte  Bedeutung  erhalten.  Durch 
die  Ausbildung  der  grundherrlichen  Gerichtsbarkeit  und  der 
Rechte  der  Vögte  auf  die  in  ihrer  Vogtei  liegenden  ur- 
sprünglich freien  Güter  der  Bauern  waren  weitaus  die  mei- 
sten Streitigkeiten  über  Eigen  und  Grundbesitz  Gegenstand 
der  niedern  Gerichte  geworden.  Auf  der  andern  Seite 
standen  viele  Grundherren  und  Vögte  in  Vasallennexus  zu 
den  Landesherrn,  wie  wir  nun  die  erblichen  Inhaber  der 
hohen  Gerichtsbarkeit  der  Kürze  wegen  nennen  wollen, 
unterlagen  somit  für  ihre  Herrschaft  hinwieder  dein  Lehen- 
rechte derselben.  So  blieb  für  die  alten  Landgerichte  in 
dieser  Hinsicht  wenig  Veranlassung  mehr  übrig,  sich  mit 
solchen  Dingen  zu  beschäftigen.  Nur  wenn  ein  völlig 
Freier,  keiner  Landeshoheit  irgend  einer  Art  unterworfener, 
verklagt  werden  sollte , so  finden  wir  noch  die  Landge- 
richte etwa  handeln , wie  oben  das  Landgericht  der  Graf- 
schaft Thurgau  gegenüber  der  Aebtissinn  von  Zürich ,79) 
und  später  das  Hofgericht  zu  Zürich.  Beides  waren  aber 
nicht  Gerichte  einer  auch  noch  so  grossen  Herrschaft , 
sondern  jenes  die  Fortsetzung  des  alten  Gaugerichtes  für 
die  Grafschaft  Thurgau,  dieses  ein  besonderes  neu  verwil- 
ligtcs  kaiserliches  Gericht. 

Zu  der  hohen  Gerichtsbarkeit  gehörte  ferner  das  Mann- 
sehaftsrecht  (Heerbann).  Der  Landesherr  bot  zum  Reichs- 
dienste auf  und  führte  seine  Schar  dem  Reichsheerc  zu. 
Ueberdetn  ordnete  er  zur  Verteidigung  des  Landes  den 
Landsturm  an.  Damit  diese  Befugniss  sich  aber  nicht  zu 
weit  ausdehne,  so  finden  wir  öfters  beschränkende  Bestim- 
mungen über  das  Mass  der  Dienst-  oder  Reisspflicht. 

171)  §.  15.  Anm.  151.  Oie  Aebtissinn  halle  Uberdem  da,  Gericht  nie 
anerkennen  wallen,  und  beschwerte  sich  darüber  am  Hofgericht  tn  Rnthwyi. 
t'ranniünsieramt  II.  671.  671.  Vgl.  Eichhorn  RechUg.  1-  302. 
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Öffnung  von  Wald  s.  d.  Item  es  sol  ouch  der  hoff 
vnd  die  hoifliU  v.c  wald  derselben  vnnscr  herschaift  von 
dsterrich  noch  dem,  wer  der  ist,  der  die  vesti  vnd  das 
ampt  grueningen  von  ir  wegen  inno  hat  vnd  ze  ir  handen 
fürbas  kein  dienst  tuon  weder  mit  reisen  noch  mit  stu- 
ren noch  mit  keinen  diensten  noch  Sachen.  Es  wer  denn, 
das  vnnser  herschafft  von  dsterrich  offen  land  krieg  hettc , 
so  sbltind  die  hofilüt  also  dienen  vnd  nit  ferer,  denn  das 
sy  eines  tags  frue  bv  Sonnen  vs  zngind  vnd  des- 
selben tags  aber  hv  Sannen  wider  heyin  zu- 
gin d vnd  zicchen  mochtind,  vnd  sdltind  ouch  fiirbas  niht 
gebunden  sin  noch  getrengt  werden. 

Es  kann  indessen  bezweifelt  werden , ob  sich  diese  Ver- 
pflichtungen auch  auf  den  Rcichsdienst  beziehen.  Ein  glei- 
ches Recht  stand  dem  Flecken  Kyburg  selber  zu. 

Dargegen  sollend  sy  so  wit  Ir  Eer , lyb,  leben  vnnd  gnot 
lanugen  mag,  das  hus  helfen  vergoumen  vnd  retten  ,so) 
Öffnung  von  Fiillandcn  s.  d.  Item  ouch  sprechend 
die  hofjiinger  das  Recht , wer  da/,  ein  herr  von  Gryfl'enseo 
jcnahin  reyssen  wolt,  so  sond  sy  Im  ein  tag  Inn  Irin 
kosten  dienen,  weit  er  aber  fürhas  reissen  , daz  sond 
wir  thuon  In  siin  kosten,  vnnd  wenn  In  des  kosten 
Verdruss,  so  sol  vns  das  Reyssen  verdrüssen. 

Öffnung  von  Birmenslorf  von  I3f7.  Vnd  sollen  die 
vogte  die  liitc  nienaz  andcrschwar  hin  liehen,  wann  da 
ein  vogt  selber  hin  vert. 

Im  Zusammenhang  damit  standen  sowohl  das  Recht  der 
Besteuerung  als  mancherlei  neue  Lasten.  Die  Landes- 
einwohner, welche  keine  Reichsdienste  selber  thaten,  muss- 
ten den  Herrn  entschädigen,  dass  er  den  Dienst  mit  seinen 
Vasallen  und  Ministerialen  versah.  Der  Schirm,  welcher 
auch  sonst  aus  seiner  kriegerischen  Stellung  sich  ergab, 
veranlasste  ebenfalls  verschiedene  Abgaben.  Dieses  Alles 
konnte  sich  an  dem  einen  Orte  so , an  einem  andern  anders 
steilen.  Vieles  hing  auch  ab  von  der  wirklichen  Macht 
des  Landesherrn,  dessen  Neigung  natürlich  meist  dahin  ging, 
solche  Lasten  zu  vermehren  und  dauernd  zu  fixiren.  Die 


180)  Kybnrgerurbar  S.  154. 
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Fastnachthühner,  Vogtsteuern,  Vogtgarben  u.  s.  f. , auf 
die  wir  später  noch  naher  zu  reden  kommen,  mögen  theil- 
weisc  ihren  Grund  in  dieser  hohem  Vogtei  gehabt  haben, 
während  andere  auf  der  niedern  Vogtei  beruhten.  F.in  all- 
gemeines Kennzeichen  der  einen  oder  andern  Natur  der 
Steuern  wüsste  ich  nicht  anzugeben. 

Die  Walderhofleulc  gaben  ursprünglich  alle  Jahre  dem 
Grafen  von  Kyburg  nur  vier  neue  Rosseiseu  für  seinen 
Schirm,  später  statt  dessen  den  Herzogen  von  Oesterreich 
oder  ihrem  Vogt  zu  Grüningcn  zwölf  Pf.  Pfennig. 

In  der  Grafschaft  Kyburg  müssen  nach  dem  alten  Graf- 
schaftsrechtc  sowohl  die  Hörigen  des  Hauses  als  die  Freien, 
die  in  dem  hohen  Gerichte  der  Grafschaft  wohnen 

gen  kyburg  dienen  mit  sliiren,  briiehen,  reissen  vnd 
mit  d i e n s t e n. 

F.benso  müssen  alle  diese  einem  Herrn  zu  Kyburg  jähr- 
lich ein  Fastnachthuhn  geben,  und  wer  einen  Zug  (Gespann) 
Vieh  besitzt,  der  soll  zwei  Garben  Kernen,  wer  einen 
halben  Zug  hat,  eine  Garbe  jährlich  geben, 

des  wirt  ein  halb  teil  einem  herren  zuo  kiburg  der 
über  das  hluot  rieht  vnd  der  ander  halb  teil  den  vnder- 
v ü g t c n. 

Es  theilen  sich  somit  die  Inhaber  der  hohem  und  die 
Verweser  der  niedern  Vogtei  in  die  Gebühr. 

§.  19.  Niedere  Gerichtsbarkeit, 
f.  Die  Jahresberichte  des  Grundherrn. 

Jeder  Grundherr  übt  auf  seinem  Hofe  eine  Gerichtsbar- 
keit aus.  Gewöhnlich  werden  zwei  Jahresgerichte  unter 
Leitung  desselben  abgehalten,  das  eine  zu  Maien,  das  an- 
dere im  Herbst;  oder  wie  es  z.  B.  in  der  Stadt  Winter- 
thur heisst,  zu  Ostern  und  zu  Weihnachten.  Zuweilen  finden 
wir  noch  ein  drittes  regelmässiges  Gericht  erwähnt,  etwa  auf 
Johannes  des  Täufers  Tag'*1).  Wenn  der  Grundherr  selber 

• 131)  In  Andelfingen  sind  die  drei  Jahresgerichte  zu  St.  Glaris  Tag. 

tu  Mryen  und  zu  St.  Martins  Tag.  Öffnung  daselbst. 
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erscheint,  uin  dem  Gerichte  vorzusitzen,  so  kommt  er  ge- 
wöhnlich mit  einigem  üusscrn  Pomp  und  wird  dann , sammt 
seinem  Gefolge,  von  dem  Meyer  oder  Keller  auf  dem  Hofe 
anständig  bewirthet. 

Alter  Hofrodcl  von  Engelberg.  Das  ein  apt  von 
engelberg  zwiiront  in  dem  larc  vss  sol  rarn  vff  sin  höue 
(un  Ziirichgau)  zu  inciien  vnd  zu  herbsten  , vnd  sol  mit  im 
fueren  ein  happlan  vnd  sin  probst  vnd  ein  Lütpriester  von 
Stans  ob  er  wil , vnd  ein  Ritter  «wen  er  wil , mit  /.wein 
winten,  mit  einem  vogclhunde , vnd  mit  einem  habchc.  Vnd 
sivenne  er  in  ritet,  so  sol  dii  ineigerin  des  houes  , vff  den 
er  da  denne  kumet,  im  hiikoinen  vor  in  dem  houe,  vnd  sol 
in  einpfan  vnd  sol  in  einer  bant  tragen  ein  brot  vnd  in 
der  andren  ein  huon , daz  huon  höret  an  den  habch  vnd 
daz  brot  die  httnde,  vnd  sol  inan  im  vnd  sim  giisindc,  das 
hie  giinemmet  ist,  Spinwidrin  (soll  es  etwa  heissen  Span- 
widnn , gebildet  wie  Spanferkel?)  fleisch  geben  vnd  hitenr 
gnuegii,  vnd  enhein  ander  fleisch  vnd  gvoten  Elseser  vnd 
enhein  Lantuin.  (Der  Züricher  Landwein  war  )hui  zu 
schlecht , daher  die  sorgfältigen  Bestimmungen). 

Öffnung  von  Wie s end a nge n vom  Jahr  1473,  Das 
ein  yeder  herr  vnd  abbte  zuo  Petershusen  gerechttkait  hat, 
yn  dem  Mayen  vnd  vmh  sant  Johaqs  des  töflers  tag  zuo 
sunnwendi  vnd  zc  herbst  gen  wisendangen  vff  den  kelnhoff 
ze  körnend  vnd  sol  schicken  ein  loffenden  hotten,  der  dem 
heller  verkünde , das  er  koinen  wolle  , vnd  mag  komen  seih 
zwülfft  Rytend  mit  dry  winden  vnd  zwain  vogelhunden  vnd 
mit  einem  habch;  käme  lin  och  aincr  oder  zwen  erber  mann 
vff  dein  weg  , die  mag  er  mit  Im  ncincn  , vnd  die  sol  man 
halten  als  die  siucn.  Vnd  man  sol  ains  heren  pfärtt  stellen 
zu  den  habern  bis  an  das  vislach  vnd  dem  habch  ein  huon 
gehen.  Es  sol  och  nin  her  mit  den  sinen  wie  vorstat  ain 
nachtmal  vnd  ain  ymbis  yegklichs  mit  dry  gerichten  vnd 
zwaycrlay  des  besten  lantwins , so  inan  zuo  winterthur 
schenkt,  vnd  den  hunden  hnsshrotz  gniig,  so  dann  der 
heiler  hat. 

Schon  darin  lag  aber  eine  bedeutende  Verminderung  der 
Kosten  für  das  Jahrgericht , dass  sehr  häufig  die  vornehmen 
Grundherren  überall  nicht  an  demselben  erschienen,  son- 
dern sich  durch  ihren  Meyer  und  etwa  auch  , wiewohl  sei  - 

Elnnhili'i  1 i 
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teil,  durch  ihren  Keller1”)  auf  dem  Hofe  vertreten  Hessen, 
welchen  man  denn  nicht  dieselbe  Aufmerksamkeit  schuldete , 
wie  dem  Herrn. 

Die  Gerichte  wurden  gewöhnlich  zuvor  verkündigt. 
Nach  den  einen  Öffnungen  geschieht  die  Verkündigung  zwi- 
schen acht  und  vierzehn  Tagen,  nach  andern  zwischen 
vierzehn  Tagen  und  drei  Wochen.  Dann  müssen  aber  alle 
Männer  an  dem  bczeichnetcn  Tage  erscheinen,  welche  auch 
nur  einigen  Grundbesitz  von  dem  Hofe  haben.  Gemeinig- 
lich genügt  ein  Grundbesitz  von  sieben  Schuh  für  diese 
Verpflichtung,  ohne  dass  in  dieser  Beziehung  zwischen 
Freien  und  Hörigen  unterschieden  wird.  Das  Hofrecht 
dehnt  sich  gleichmässig  auf  beide  aus  und  verpflichtet  beide, 
sich  einzufinden , ja  zuweilen  die  Hörigen  auch  dann , wenn 
sie  keinerlei  Grundbesitz  haben : 

En  g e lb  e r ger  o ffn  un  g.  Ouch  sol  man  daz  meiienteg- 
ding  vnd  daz  herhsttegding  vorgübieten  acht  tage  , vnd  swer 
zwischent  Rns  vnd  dein  Rine  des  gotzhus  eigen  ist,  die 
sullen  alle  dar  komen  vfl'en  dü  tegding , vnd  darnach  alle 
die , die  von  dem  gotzhus  erb  oder  len  hant. 

Alte  Öffnung  von  Wald  s.  d.  Item  es  Ist  ouch  des 
hoffs  recht , wer  siben  schuoch  gelcgcns  guot  In  den  ge- 
richten  hat,  für  sich  oder  hinder  sich  ze  messen  svit  vnd 
breit , der  sol  ouch  zwinghorig  zuo  den  zsvey  gerichteu  sin 
Im  Jar  ze  meyen  vnd  ze  herbst. 

Öffnung  von  Borsikon  von  1412.  Vnd  sol  man  dar 
gebielten  allen  denen,  die  des  Ertriches  in  dieser  vogtye 
VII  schuoch  wit  vnd  breit  hant  bi  III  f vnd  weller  VII 
schuoch  ertrichs  svit  vnd  breit  hat , der  sol  zu  dem  gericht 
als  gehorsam  komen  als  ob  er  sin  VII  hüben  l&3)  helte. 

So  kommt  cs  sogar  vor,  dass  ein  Kloster  von  einem 
andern  ein  Grundstück  erhalt , welches  zu  einem  Hofe  des 
letztem  gehört.  Dadurch  wird  dann  jenes  genöthigt,  sich 


1 82)  Soia  W i pk i nge  n , Hechln, u;  dar  Abtei  und  in  Bosiwil  bei  Kapp 
Urk.  S.  95. 

153)  la  einer  Handschrift  des  tecbtiehnten  Jahrhunderts  heisst  es  sieben- 
hundert. Die  obige  allere  Lesart  ist  aber  jedenfalls  die  ächte. 
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*uf  den  Jahresgerichten  derselben  durch  einen  Boten  vertre- 
ten zu  lassen;  denn  ausblciben  darf  kein  Grundbesitzer1*4). 

Das  Gericht  wurde  nach  alter  Gewohnheit  im  Freien, 
wo  möglich  bei  einem  Baume  gehalten , und  stellte  sich 
ausserlich  als  eine  Volksgemeindc  dar. 

Urkunde  von  1334.  Ze  Swabendingen  vnder  der 
Linden  an  dem  ersten  Meyentegedinge , da  wir  (der  Ver- 
weser des  Propstes  von  Zürich,  Grundherrn)  offcnlich  ze 
gerichte  sassen  '*•). 

Öffnung  von  Borsiko  n von  J412.  Sol  man  ein  meyen- 
gericht  haben  vnd  — ein  herbstgericht , vnd  die  gericht  sol 
man  haben  ze  stcdeln  vf  dem  berg  by  der  haselstu  den. 
IV achtem  das  Gericht  dann  von  dem  Vorsitzer  gehest 
worden , eröffnete  man  zuerst  die  Gewohnheiten  des  Hofes , 
die  Rechte  des  Herren  und  der  Hofleitte.  Diese  allgemei- 
nen Erklärungen  über  die  gegenseitigen  rechtlichen  Ver- 
hältnisse wurden  dann  in  späterer  Zeit  niedergesehrieken 
und  so  entstanden  die  Bauersprachen,  welche  in  nnsern  Ge- 
genden, eben  jener  Eröffnung  wegen,  meistens  Öffnun- 
gen genannt  werden. 

Öffnung  von  Höngg  vom  Jahr  1338.  Vnd  sullent  vor 
allen  dingen  lulcrlich  vnd  vcrneinlich  geofnet  werden  allii 
reht  vnd  gewonheit  der  kilchen  vnd  des  prob- 
stes  ze  Zürich  (die  Propstei  ist  Grundherr  in  Höngg) 
vnd  des  dorfs  vnd  der  dorflüten  ze  hiingg. 

Öffnung  zu  Einbrach  s.  d.  Vnd  so  es  erkent  wirt, 
das  es  der  tagzit  sige , sol  der  keller  darnach  fragen , ob 
er  das  gericht  bannen  sol,  vnnd  so  das  gericht  zuo  verban- 
nen wirt  erkent,  sol  er  das  verbannen  an  dry  Schilling, 
vnnd  darnach  sol  dann  von  erst  geöffnet  werden  herren 
bropstes  frybeit  vnd  rechlung,  darnach  eins  vogts 


tSi  Cr*,  r.  134".  Dipl,  der  Propstei  S.  29.  b.  Das  Gotteshaus 
Selos ii  kauft  eine  Wies«  io  Albisrieden,  die  Erbe  ist  ron  der  Propslti. 
Dtsshsfb  muss  jährlich  zweimal  ein  Bote  von  Seinen  „in  den  hof  ze  Rieden 
komen,  von  derselben  wisen  wejen  für  den  Probst  rnn  Zllrich  oder  sine* 
ftrweser,  Ser  de  ««Wieh  ze  geriehle  sitzet,  eis  ander  tüte,  die  rnn  der 
'erg.aand  blichen  — erbe  hont."  Ferner  eine  ähnliche  «Trk.  t.  1378.  (bei- 
da  S.  137. 

185)  Dipl,  der  Propstei  Ä.  111.  h. 
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demnach  der  Chorherren  vnnd  zuo  letzt  der  gotzhus- 
liiten  rechtung. 

Öffnung  von  Berg  s.  d.  Item  nachdem  das  Gericht 
verbannen  svirt.  Sol  er  (der  Propst  zu  Einbruch,  Grund- 
herr) die  offnung  lesen,  vnnd  vf  jeden  artickel  vmb- 
frag  halten. 

Der  Herr  fragt  somit  die  anwesenden  Hofgenossen  an , 
und  diese  finden  und  eröffnen  das  Recht.  Man  kann  nicht 
verkennen,  dass  diese  ganze  Verfassung  den  freien  Volks- 
gemeinden nachgebildet  und  überhaupt  sehr  frei  ist.  Selbst 
der  Hörige  hat  Antheii  an  der  Hechtfindung  und  steht 
keineswegs  bloss  unter  dem  Machtgebot  des  Herrn.  Es 
kommen  sogar  Bestimmungen  vor,  welche  den  Hofgenossen 
freie  Berathung  dadurch  noch  mehr  sichern,  dass  sie  sich 
unter  einander  erst  besprechen  dürfen,  bevor  sie  die  Rechte 
weisen. 

Offnung  von  Meilen.  Ouch  sol  man  die  grossen 
gloggcn  dristunt  liiten,  e man  rieht  ze  rechter  tagzit,  denn 
sond  hie  sin  die  ho f lut  gcineinlich  vnd  sond  einen  rat 
n einen  vnd  sond  sich  be  d e n ckc  n , sv  ie  si  minem 
herren  sin  recht  offnen  wcllin  vnd  och  iren. 

Erst  jetzt  werden  die  Streitigkeiten  verhandelt.  Der 
Proccssgang  ist  wieder  ganz  ähnlich  wie  der  in  dem  alten 
freien  Dinge.  Der  Grundherr  urtheilt  selber  nicht,  sondern 
er  sitzt  nur  der  Gemeinde  vor,  die  sich  nunmehr  in  das 
Gericht  verwandelt.  Er  leitet  das  ganze  Verfahren  und  fragt 
die  Hoflcutc  um  ihre  Meinung  an.  Diese  finden  das  Recht, 
und  wenn  sic  einig  sind  oder  die  Mehrheit  entscheidet,  so 
spricht  er  das  Urtheil  aus  und  sorgt  für  die  Vollziehung. 
Aber  um  Eigen  und  Erb  dürfen  nur  solche  urlheileu,  welche 
selber  Grundbesitz  haben,  seien  sie  nun  Hörige  oder  Freie. 

Offnung  von  Fällanden  s.  d.  Item  ouch  spreckent 
die  hoff  Jünger,  dass  da  nieman  sol  In  Ir  hoff  erteylen 
vmb  eigen  vnnd  vmb  erb , er  hah  denn  In  Inn  hoff  siben 
schucb  lang  vnnd  breit. 

Offnung  von  Entbrach  s.  d.  Gotzhusliit  sond  recht 
netnen  vmb  erb  vnd  eigen  vor  dem  propst  vnd  mit  an- 
derschwa  vnd  sol  darvmb  nieman  recht  sprechen 
denn  gotzhuslüt. 
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Hausbrief  von  B ub  i ko  n von  1483.  6.  Vnd  «las  ouch 
niemand  darvinb  (um  Eigen  und  Erbe)  recht  sprechen 
noch  vrtheilen  sol,  dann  des  vorgennud  huses  eigen 
liith. 

Oefters  stehen  aber  die  verschiedenen  Höfe  Eiues  Grund- 
herrn mit  einander  in  solcher  Verbindung,  dass  nicht  alle- 
mal die  Minderheit  sich  der  Mehrheit  zu  fugen  kraucht. 
Sondern  wenn  das  Urthcil,  nach  dem  alten  Ausdruck,  stüssig 
wird,  d.  li.  wenn  die  Minderheit  dasselbe  weiter  ziehen 
will,  so  kann  dieselbe  Sache  in  noch  einem,  zuweilen  in 
noch  mebrern  Höfen  vorgetragen  werden,  die  darum  nicht 
als  Oberhöfe  zu  betrachten,  sondern  von  ziemlich  glei- 
chem Range  sind.  Dort  wird  dieselbe  wieder  beurthcilt , 
bis  zuletzt  allerdings  die  eine  Meinung  obsiegt. 

Öffnung  von  Engclberg  s.  d.  Wcnc  ouch  ein  vrted 
stössig  wirtvor  unsren  gericht  vmb  erb  vnd  lehen,  die  sol  man 
ziehen  vnder  die  Esche  vnd  dannan  gen  buochs  vnder  die 
Gotihus  liit  in  des  Golzhus  hof,  vnd  dannan  gen  urdorf 
ouch  vnder  die  Gotzhus  liit  ouch  in  dis  Golzhus  hof,  vnd 
dannan  barwider  vf  die  grossen  kemnaten,  vnd  sol  da  vs- 
gerichtz  werden. 

Verhorn mmss  über  die  Gerichte  zu  Biruien- 
slorf  von  1317.  Were  ouch  das  ein  vrteil  stüssig  wurde, 
es  sye  ze  meyen  oder  zc  herpst  ze  Birmcnstorf  vud  ze  vr- 
dorf,  ,odcr  ze  den  nachtedingen  beider  hüfen,  ist  die  ge- 
sprochen ze  Byrmenstorff , so  mag  man  sy  ziiehen  gegen 
vrdorf  In  den  hof,  vnd  wirt  sy  da  stossig,  so  sol  man  sy 
riechen  In  den  hof  ze  lulzelhart,  vud  wirt  sy  da  stossig, 
so  sol  mans  ziiehen  in  den  hof  ze  Beimboltzschuile  vnd 
wirt  sy  da  stüssig,  so  sol  man  sy  züchen  vf  den  kenatten , 
für  ein  herren  vnd  ein  Apt  des  gotzhus  ze  Sant  Blasi , vnd 
sol  ouch  da  ein  Ende  haben. 

Etwas  schneller  wurde  die  Sache  erledigt  nach  folgen- 
der Stelle: 

Hof  recht  von  Ddrntcn  von  1180.  Bescheche  es  ouch, 
das  vmh  die  hoffguetter  vrleilcn  stüssig  vvurdent,  die  sol  der 
inerteil  der  hoflüten  schidigen,  vnnd  nit  der  her 
ze  grueningen.  Vnnd  were  ouch  das  einer  derselben  hof 
gnettern  ze  tünraten  anspreche,  vnnd  vmh  vrteylen  stössig 
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wurdint , die  stillend  gan  gen  adellzhusen  an  den  nach- 
tagen , vnnd  wedrer  leyl  vor  zao  tünraten  das  mcr  behept 
hat,  behept  ouch  der  das  mer  an  solchem  naehtag.  So  sol 
Im  sin  sach  gefallen  sin.  Ist  aber  das  er  zuo  tünraten  das 
merer  behept,  vnd  zuo  dem  egcnanteu  nachtag  das  minder, 
so  hat  cs  sich  gemiscblet,  so  sol  es  gan  darnach  an 
dem  nechsten  hofrecht  zuo  tüuraten ; vnd  wedrer  leyl  denn 
da  das  inercr  behebt,  dem  sol  sin  sach  gentzlich  gevallen  sin. 

Urkunde  vom  Jahr  1377  ,s6).  Urthcil  zu  Hongg. 
.Da  von  derselben  sach  wegen  ouch  vrteil  in  vnscrm  bof 
ze  hüngg  zwüschent  vns  (dem  Propst)  vnd  den  Meyern  stös- 
sig  worden,  die  vrteil  aber,  die  da  stüssig  wurdent,  — 
von  keiscrlicher  friheit  von  aller  vnsers  Gotzhus  fronhöven 
rechtung,  vnd  von  als  alter  gewonhait,  das  nieman 
nit  anders  gedenkt  noch  weis  vnd  ouch  an  keiner  ofmtng 
des  vorgenanden  hofs  — nie  sich  anders  cnphand  — für 
das  Capitel  vnsers  Gotzhus  in  Scheidens  wise  gan 
süllent. 

Ausser  jenen  Jahrgerichten , welche  als  regelmässige, 
gesetzliche,  auch  Ehegerichte  genannt  werden,  und 
offenbar  mit  den  ungebolcnen  Gerichten  der  frühem  Zeit 
im  Zusammenhänge  sind,  kommen  in  einigen  Öffnungen  auch 
noch  gebotene  Gerichte  der  Zwischenzeit  vor,  so  oft  es 
die  Nolhdurft  erfordert. 

Öffnung  von  Wiesend angen  vom  Jahr  1473.  Es 
sollend  ouch  alle  gotzhuslüt,  die  In  den  zwingen  vnd  ban- 
nen gen  wysendangen  gehörend  , ainen  inayer  alle  acht  tag 
ainest  ze  gericht  körnen  In  den  kelnhof  zii  wysendangen, 
oder  vff  den  hof  ze  büch,  wen  der  mayer  das  gebietten 
tüt,  vnd  welle  das  nit  tätlen , die  In  den  zwing  gehörend, 
sol  ain  yeder  ihm  das  bessren  mit  dry  Schilling  hallern  als 
dick  daz  beschicht  ’*7). 

§.  20.  Competenz  dieser  Hofgc  richte 
Die  Gerichtsbarkeit  des  Grundherrn  schloss  sich  zunächst 
an  den  Umfang  des  ihm  zugehörigen  Hofes  an.  Sie  bezog 
sieh  somit 


116)  Diplom,  der  Propitei  fr.  155- 
J&7)  Ebeuho  ui  Klo  reu  und  Wipkinge». 
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1)  auf  alle  Streitigkeiten  über  diesen  Grundbesitz,  Über 
Eigen  und  Erbe,  wie  sich  die  Rechtsqucilen  Ausdrücken. 
Nur  ist  zu  bemerken,  dass  man  unter  Erbe  dann  gewöhn- 
lich nicht  achtes  Eigen  zu  verstehn  hat,  welches  auf  dem 
Wege  der  gesetzlichen  Erbfolge  der  Familie  erhalten  bleibt, 
Erbgut,  sondern  vielmehr  abgeleiteten  aber  mit  Erbrecht 
verliehenen  Besitz.  Der  Ausdruck  Eigen  in  jener  Formel 
ist  somit  von  dem  Rechte  des  Grundherrn  der  Ausdruck 
Erbe  von  dem  der  Hofgenossen  hergcleitet. 

Öffnung  von  Ilongg  von  1338.  Der  Propst  richtet, 
vmb  Sachen,  die  sich  da  ruerent  von  ligenden  gtietcrn,  die 
von  eigcnschaft  oder  von  Erbe  hesesseu  werden!  rau  der 
kilchcn  von  Zürich. 

Öffnung  von  Andclfingen  s.  d.  Der  Dorfherr  rich- 
tet: vrab  Eigen,  vmb  lohen  vnd  vmb  Erb. 

Öffnung  von  Berg  s.  d.  Item  all  Zwing  vnd  bann 
sind  der  stifft  Einbrach , vnnd  was  Jemand  in  dem  gerietst 
ze  rechtfertigen  hat,  Es  sigennd  pfand  , vmb  eigen  oder  erb, 
Ouch  alle  buossen , by  dry,  sechs,  nun  Schilling  (gewöhn- 
liche dreifache  Steigerung),  Sol  vor  des  bropstes  stab  ge- 
rechtucrtiget  werden  , vnnd  er  dieselben  huossen  In  nemen. 

Offuung  von  Knonau  von  1161.  Der  Meyer  des  Got- 
teshauses Schanis  hat:  von  des  meyger  aiupls  wegen  ze 
richten  vinb  erb  nid  vmb  cygen , vmb  gcltsrhuld  vnd  was  ze 
richtend  ist , da  die  buossnitgroesser  ist  denn  Hip.; 
vnd  was  fräflcu  ist,  da  rientet  ein  v ogt,  vmb  das  bluot 
richtend  die  von  Zirch  (Zürich). 

Öffnung  von  Wiesendange  n von  1473.  das  er  (Jun- 
ker Ilug  von  llcgi)  als  ain  Mayer  ze  richtend  bat  vmb  aygen 
vnd  erb,  geltscliuldeu  vnd  vmb  alles,  das  ze  berecklend  ist, 
vfgenomen  über  das  plüt,  fräuel  vnd  die  artikel  vor 
von  aiuem  herren  von  pelershusen  In  sinen  oß'nuugcn  ver- 
merkt vnd  begriffen. 

Der  Meyer,  sowie  der  Keller,  ist  immer  nur  Stellvertre- 
ter des  Grundherrn  und  hat  niemals  vogteiliche  Gerichts- 
barkeit. 

2)  richtet  der  Grundherr  nach  den  obigen  Stellen,  deren 
Zahl  leicht  zu  vervielfältigen  wäre,  über  Geldschuld  und 
überhaupt  über  alle  weitern  Civilstreite  der  Hofgenossen. 
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Diese  Civilgerichtsbarkeit  ist  wieder  ausschliessender  Wa- 
tur.  Gerade  wie  in  den  Städten  finden  wir  auch  auf  den 
Höfen  der  Grundberrcn  jedes  Laden  auf  fremde  Gerichte 
möglichst  verhindert. 

Öffnung  der  Propstei  zu  Steilen:  vnd  sol  man  si 
och  nienat  hin  laden  vff  fröinde  gericht , vnd  daz  seih  recht 
hand  och  die  hofliit  ze  meilan  gen  enander , daz  ir  keiner 
den  andern  laden  sol  uifandrii  gerich  vmb  ir  Zins.  — Wirt 
och  einer  gelat  uiT  frowd  gericht , der  sol  mit  dem  latbrief 
körnen  zuo  minen  herren  dem  probst  vnd  bi  dem  laibrief 
sol  in  min  herrc  schirmen  vntz  an  ein  recht.  (Eine  unver- 
kennbare Andeutung  der  Immunität. ) 

3)  Der  Grundherr  hat  aber  auch  eine  geringe  Strafge- 
richtsbarkeit, freilich  die  niedrigste.  Eine  mittlere  steht 
dem  Vogte  zu.  Die  höchste  gehört  noch  dem  Grafen. 
Gewöhnlich  wird  dem  Grundherrn  keine  Bcfugniss  zuge- 
schrieben, über  Diebstal  und  Frevel  zu  richten.  Diese  ge- 
hören schon  wenigstens  in  die  vogteilichc  Gerichtsbarkeit 
und  es  bleiben  somit  nur  kleine  Polizeivergehen  übrig,  die 
mit  der  niedrigsten  Busse  belegt  werden. 

Öffnung  von  Hüngg  vom  Jahr  1338.:  vnd  das  ein 
probst  — in  dem  dorf  vnd  in  dem  Baun  ze  hüngg  hat  alle 
gerichtc  vnd  zwing  vnd  benn  von  des  keisers  gewalt 
aller  Sachen  vnd  twingnüst  aller  liitc  dne  dieb  vnd  frä- 
uelin,  die  einem  vogt  desselben  dorfs  zuo  gchürnd. 
Ebenso  die  obigen  Stellen  der  Öffnungen  von  Knonau 
und  Wiesendangen. 

Von  Sc h w am en d i n g e n sagt  eine  alte  Notiz ,ss) : da 
»int  XIV  geburen  gesessen , da  ist  twing  vnd  bau  vnd  elli 
gericht  des  gotzhns , du  die  fräfli.  da  by  sol  sv  ein  vogt 
schirmen  mit  der  vogt  stiir , so  davon  gat. 

Das  ist  denn  auch  die  Regel.  Doch  dehnt  sich  zuwei- 
len die  Gerichtsbarkeit  der  Grundherren  noch  etwas  weiter 
aus  auf  Kosten  des  Vogtes.  So  nach  der  Öffnung  von  E ni- 
bracb  s.  d. 

Vnnd  nämlich  Ist  diss  eins  Bropsts  rechlung,  das  er  hat 
all  Zwing  vnnd  Benn  ouch  alle  gericht  vnd  (soll  wohl 

!S$)  D i.p  Io  ui.  dtr  Propitei  S.  2*6.  b. 
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heissen:  vmb)  freffel,  on  allein  diehstal;  vnnd  das  so 
das  bluot  heriirt,  gehört  dem  vogt  von  kyburg.  Doch  was 
freflen  an  gebannen  firtagen  von  einer  vesper  zno  der  an- 
dern gefallen , das  hat  ein  bropst  ze  richten  , ouch  über  all 
fraffel , so  lin  kilchhotT  vnnd  vff  dem  kilchweg  beschechcn. 
Wie  ist  nun  aber  diese  Gerichtsbarkeit  des  Grundherrn 
entstanden?  Einige  Stellen  deuten  auf  Verleihung  derselben 
durch  den  Kaiser.  Nach  der  oben  aus  der  Öffnung  von 
Hbngg  mitgethcilten  Stelle  leitet  der  Propst  seine  Gerichte 
her  „von  des  Kaisers  Gewalt.”  Ebenso  hat  der  Propst  von 
Einbrach  seine  gericlitshcrrlichcn  Rechte  von  dem  Grafen 
von  Kyburg  erhalten,  mit  Genehmigung  des  Königs. 

Auf  der  andern  Seite  scheint  die  grosse  Verbreitung  die- 
ser Gerichtsbarkeit,  welche  allenthalben  und  ohne  Ausnahme 
jedem  Grundherrn  zustcht , gegen  eine  Erklärung  derselben 
aus  jedesmaliger  Verleihung  zu  sprechen.  Und  so  lässt  sich 
denn  begreifen,  dass  einzelne  Neuere  sic  geradezu  für  eine 
Folge  des  Eigentumsrechtes  erklären  189).  Im  vierzehnten 
Jahrhundert  scheinen  die  Grundherrn  selber  oft  ihr  Recht 
von  dieser  Seite  her  aufgefasst  zu  haben , wie  sich  aus  einer 
merkwürdigen  Urkunde  vom  Jahr  1319  19#)  ergibt. 

Damals  nämlich  verlieh  „Joh.  Thyje  Sengcr  der  Prob- 
stie  ze  Zürich”  seinen  eignen  Hof  zu  „Schowingen”  oberhalb 
Hottingen  an  eine  Anzahl  Personen  stückweise  erblich  gegen 
einen  ewigen  Zins,  und  verordnctc  nun  , ohne  irgend  eine 
Verleihung  nachzusuchen,  als  Grundherr  ohne  Bedenken: 
Swas  ouch  uf  disem  hone  nid  uf  deheim  teile  in  huse  ald 
in  hone  icmanne  von  dem  andern  geschieht  mit  Worten  ald 
mit  werken , frauenlich  ald  vnnreuenlich , vnd  vmb  gülte 
vnd  vuib  alle  Sachen,  da  sol  ich  vmbe  richten.  — Vnd 
ensol  dirre  hof  noch  lüte  noch  guot,  die  der  zuo  hürent  ald 
truffe  siczent , uiemanuc  nütes  anders  gebunden  sin  mit  ge- 
richten , mit  stürc  mit  cinsen  mit  huenr  noch  mit  enhem 
dienste,  vnd  ensol  ze  dien  geeichten  nie m an  recht 
sprechen,  wan  die  allein  , dienfdes  houos  gnetera 


189)  Dieser  Meinung  ist  auch  von  An  51.  G.tllei»  I.  S.  A6. 
t90)  Diplom,  der  Propstei  S.  175. 
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sitzend  ald  desselben  guotes  bant.  Svvas  oueb  b u o- 
zen  da  geualiend  von  gerichten  ald  anders  ald  cinunge,  die 
soi  ich  ald  min  nakome  halbe  nemen , vnd  sol  man  dien  an- 
dern halben  teil  geben  an  der  vorgenanden  gueter  strazen  ze 
btnvenne.  — — vnd  sout  disü  gericlit  slan  mit  allem 
rechte,  als  eins  probates  von  Zürich. 

Dessen  ungeachtet  halt  diese  Ansicht  nicht  Stich.  Die 
Gerichtsbarkeit  beruhte  ursprünglich  immer  auf  Staatsgewalt 
und  nicht  auf  Eigcnlhum.  Zudem  erstreckt  sich  diese  grund- 
herrliche  Gerichtsbarkeit  durchaus  nicht  bloss  über  Leib- 
eigene, sondern  ebenso  auch  über  freie  Hofgenossen,  bat 
folglich  nicht  entstehen  können  aus  der  Gewalt  des  Herrn 
über  den  Eigenen.  Auch  wäre  mit  dieser  letztem  Annahme 
die  höchst  freie  Verfassung  jener  Hofgerichte  wenig  ver- 
träglich. 

Ursprünglich  muss  daher  allerdings  königliche  Verlei- 
hung Grund  dieser  Gerichtsbarkeit  gewesen  sein.  Und  da 
erklärt  sie  sich  denn  leicht  aus  den  erweiterten  Iinmuui- 
tntspri  vil  egien.  Als  nun  aber  allmälig  allen  Klöstern 
Immunität  verliehen  war  und  es  in  der  Folge  als  gemeiner 
Grundsatz  galt,  dass  auch  die  weltlichen  Herrn  auf  ihren 
Gütern  dieselben  Immunitätsrechte  besitzen , selbst  wenn  sie 
nicht  ausdrücklich  im  einzelnen  Falle  verliehen  worden : so 
konnte  cs  allerdings  so  weit  kommen,  dass  Jeder,  weleher 
einen  Hof  zu  Eigen  besass,  für  berechtigt  gehalten  wurde, 
als  Grundherr  selber  die  Gerichtsbarkeit  über  alle  Hofhö- 
rigen auszuüben.  Und  so  wurde,  was  aufänglieh  Verleihung 
gewesen  war,  nunmehr  zu  einem  allgemeinen  Rechte,  das 
sich  jetzt  allerdings  an  den  Besitz  von  grossem  au  Hinter- 
sassen verliehenen  Grundeigentum  ohne  weiters  anknüpftc. 

J.  2t.  Die  Vogtei. 

Sehr  sorgfältig  wird  allenthalben  die  Gerichtsbarkeit  des 
Vogtes  von  der  des  Grundherrn  unterschieden,  zumal  da, 
wo  der  Grundherr  nicht  auch  zugleich  Vogt  war.  Bevor 
wir  die  ursprüngliche  Bedeutung  dieses  Institutes  und  seinen 
Zusammenhang  mit  der  altern  Verfassung  uachweisen,  wol- 
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leo  wir  erst  die  äussere  Erscheinung  der  Vogteigerichtc  dar- 
stellen. 

Auch  der  Vogt  hält  Maien-  und  Herbstgerichte,  ge- 
wöhnlich zu  selber  Zeit  mit  dem  Grundherrn , an  dessen 
Seite  er  sitzt.  Er  kündigt  seine  Gerichte  ebenfalls  einige 
Zeit  zum  voraus  an,  und  biisst  die  nicht  erscheinenden. 

Öffnung  von  Meilen:  ein  vogt  hat  daz  recht,  daz  er 
sol  haben  sin  uieigentag  vnd  sin  herpsttag  an  aller  wis  als 
ein  probst  vnd  sol  die  vorhin  offcnlich  verkünden  in  der  Itil- 
chen  ob  acht  lagen  vnd  vnder  vierzehn  tagen. 

Von  äusserem  Pompe  bei  seiner  Ankunft  ist  auch  öfter 
die  Rede  ähnlich  wie  von  dem  des  Grundherrn. 

Öffnung  von  Embrach:  Es  sol  ouch  ein  vogt  von 
kyburg,  wer  der  je  ist,  zum  meyen  oder  berpstgericht  kö- 
rnen selb  dritt,  vnnd  mit  Im  bringen  zwey  windspil , einen 
vogelhund  vnd  einen  hapch,  vnnd  sol  herr  bropst  (der  Grund- 
herr) dem  vogt  vnnd  sinen  knechten  zu  essen  geben  vnd  es 
Inen  wol  bietten ; her  bropst  sol  ouch  geben  jedem  bund 
ein  brott , vnd  dem  hapch  ein  hnon  *91).  Der  vogt  von  ky- 
burg sol  ouch  finden  zum  meyen  vnd  herpstgericht  vff  dem 
kelnhotf  fnoter  vnnd  hüw  sinen  rossen. 

Öffnung  von  Mure  von  1543.:  Aber  sprechen!  die  hof- 
junger, das  ein  herr  von  Gryffense  (Er  ist  Vogt,  die  Abtei 
Fraumünster  Grundherr)  stille  zwürent  richten  in  dem  jar 
ze  Meyen  vnd  ze  herpst,  vnd  wenn  er  sin  Mcyentag  wil 
ban , so  sol  er  an  den  tallenbach  kommen , vnd  da  sol  Im 
der  Meyer  komen  , vnd  sol  dem  pferit  bringen  ein  iierttcll 
haber  vnd  ein  becher  mit  Rottem  will , vnd  sol  in  laden  an 
das  gericht.  Aber  sprechent  die  Hofjunger:  wenn  er  das 
herpstgericht  wil  ban  , so  sol  er  aber  nit  fürer  komen  den 
an  den  Taltenhach,  vnd  sol  Im  der  Meyer  bringen,  habriu 
garben  dem  hengst,  vnd  aber  ein  becher  mit  Rottein  win . 
vnd  sol  In  laden  an  das  gericht. 

In  andern  Stellen  finden  wir  dagegen  Bestimmungen, 
durch  welche  die  Hoffahrt  der  Vögte  beschränkt  wird. 


191)  Id  Nee  rach  muss  dem  Habichte  des  Vogtes  ein  Huhn  gegeben  wei- 
den, welches  in  der  Nacht  zuvor  allernächst  beim  Hahnen  gesessen  ist.  Die 
Hunde  erhallen  daselbst  eineu  guten  gesottenen  Hirss.  Öffnung  von  Neev 
«eh  s.  d. 
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Öffnung  von  Altorf  von  1439.  Die  hoflüt  sprechend 
unch,  das  ein  heller,  der  den  kelnhof  inne  hat,  zuo  den 
drvgen  Jar  gerichteu  einem  vogt  selb  ander  essen  vnd 
trinken  geben  sol.  Eubüt  im  das  ein  vogt  an  dem  Abent, 
so  mag  er  dester  bas  gclcbrn.  . doch  das  er  im  des  gnuog 
geb , des  er  hah  in  den  vier  wenden,  vnd  sol  des  ein  vogt 
benuegen  , vnd  sol  in  niit  fürer  straffen. 

Zu  seinem  Gerichte  ladet  der  Vogt  alle,  welche  inner- 
halb der  Voglei  Grundbesitz  haben.  Wenn  diese  dem  Um- 
fange nach  mit  dem  Hofe  des  Grundherrn  zusainmenfallt, 
so  gehören  somit  die  gleichen  Leute  in  das  Vogtding  wie 
in  das  Hofgericht.  Wenn  aber,  was  nicht  selten  der  Fall 
ist,  die  Vogtei  weiter  reicht  als  jener  Hof,  so  sind  meh- 
rere Leute  dingpflichtig. 

So  müssen  in  dem  Vogtgerichte  zu  Meilen  sich  einfin- 
den : alle  die  siben  i'uess  ertrichs  breit  vnd  lang  hie  hand  in 
der  vogty , es  sye  eigen  ald  erb,  (also  nicht  bloss  die  Hof- 
horigen  , welche  Erbe  halten  von  der  Propstei  Zürich,  son- 
dern auch  die  andern  Dorfbewohner,  welche  Glieder  der 
allen  freien  Gemeinde  waren  und  Eigen  besassen.) 

So  erstreckt  sich  die  Vogtei  zu  Höngg  sowohl  über 
die  Leute,  welche  auf  den  Gütern  der  Propstei  Zürich  als 
über  die,  welche  auf  dcmGrundcigenthum  des  Klosters  Eiusie- 
deln  sitzen15®).  In  Breiti  gehört  nur  ein  kleiner  Thcil 
der  Güter  der  Propstei  Einbrach.  Dem  ganzen  Dorfe  aber 
steht  ein  Vogt  vor,  welcher  zu  seinen  Jahrgerichten  alle 
Grundbesitzer  zieht15®).  In  R'ümlang  steht  die  Vogtei 
den  Herrn  von  Zürich  zu,  sowohl  über  ihr  Grundeigen- 
thum daselbst  als  das  der  Acbtissinii ,5i).  Die  Vogtei  über 
Alt  Regensberg  bezieht  sich  auf  Grundstücke  der  Klö- 
ster Einsicdeln,  St.  ßlasy  und  Schaffhausen 

192)  Öffnung  vou  Höngg  von  1335.  „Vnd  rutb  die  beschirinong  vnd 
smb  vogtrecht  gil  man  dem  vogt  des  selben  dorfs  — ilrlichm  zeherbst 
von  den  gueteru  der  kilchcn  z«  Zürich  zwelf  mol  kernen  vnd  zwelf 
miitt  habet*  Züricher  messe* , vud  ton  den  guetern  des  klosters  ze  Ein- 
sidrlleu  dr'ü  pfuut  pfenumg  dri  Schilling  minder." 

193)  Öffnung  von  Breiti  von  1439. 

194)  Öffnung  von  Riiinlaug  vou  1432. 

1°S)  Öffnung  von  Alt  Hegensberg  von  I42ö. 
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Gewöhnlich  wird  in  dein  Vogtdinge  vvieder  zuerst  da* 
Recht  der  Vogtei  geöffnet , auf  ähnliche  Weise  wie  die 
Rechte  des  Grundherrn.  Es  gibt  somit  ebenso  vrohl  Öff- 
nungen derVögte  als  Öffnungen  der  Grundherrn. 
Dann  wird  die  des  Grundherrn  zuerst,  darauf  die  des  Vog- 
tes verlesen  l96). ; sowie  auch  der  Vogt  öfter  über  die  in 
«eine  Compctenz  gehörigen  Sachen  erst  richtet , wenn  die 
Civilprozesse  vor  dem  Grundherrn  beseitigt  sind. 

Öffnung  von  Briilten  s.  d.:  vnd  sol  verhören  dis* 
hofls  Recbtung  vnnd  myne*  herren  von  Einsidlenn  Recht 
vnnd  eines  vogtes  Recht  vnd  der  hoffjunger  Rechluug. 

Öffnung  von  Meilen  s.  d. : Der  Amptmann  der  Prop- 
stei Zürich  (des  Grundherrn)  sol  richten  vntz  an  den  viet- 
den  tag,  denne  sol  er  den  stab  von  im  bieten  einem  Vogt , 
der  sol  denn  einem  hleger  ingewinnen  sin  ansprach  vnd 
einem  herren  IX  fj.  vnd  7. e hindrost  sin  buossen. 

Die  letztem  Worte  deuten  auf  den  Grund  dieser  Be- 
stimmung, welcher  in  der  Art  der  vogtcilichen  Gerichts- 
barkeit zu  suchen  ist. 

Wo  nämlich,  wie  das  häufig  der  Fall  ist,  die  gesammte 
Civilgerichtsbarkcit  dem  Grundherrn  zusteht,  hat  der  Vogt 
dir  diese  nur  eine  subsidiäre  Stellung.  Wenn  die  Zwangs- 
mittel des  ersten  nicht  ausreichen  , so  wendet  er  sich  an  den 
Vogt  und  bittet  diesen  um  Hülfe.  Und  der  Vogt  soll  ihn 
in  der  Vollziehung  der  Urtheiie  und  dem  Bezüge  der  ge- 
ringem Bussen  unterstützen , bevor  er  noch  seine  eigenen 
hohem  Bussen  cinfordert. 

Öffnung  von  Tföngg  von  1338.  Wer  och  da7.  ieman 
dein  meiger  ald  dem  vorster  von  hongg  ein  phant  fräuen- 
lich  ald  mit  gewalt  nit  geben  weit , ald  im  es  werti , so  si 
es  nemen  woltint,  als  gar  vnd  als  vast  daz  si  bi  dem  eid 
sprächin  daz  man  phender  fräuenlich  oder  mit  gewalt  wärint 
gewert  vnd  man  si  darzuo  nit  lassen  körnen  wölt,  die  schuld 
vnd  die  fräueli  sol  der  probst  mit  klag  verkün- 
den einem  vogt  vnd  dieselben  fräueli  sol  man  einem 
probst  von  zürieh  besseren  mit  drin  phunden  vnd  dem 
vogt  in it  sechs  phunden  pheningen.  — vnd  sol  der  vogt 

IS  6)  Di*  ob«*  S.  2t  I milgotlieilt«  Stell«  T«n  P.mbneli. 
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mit  siner  gewalt  des  probsles  hnoi  vor  allen  dingen 
vorderen  vnd  in  gewinnen , vnd  sol  uns  ouch  entwürfen, 
wenn  das  beschicht,  so  sol  denn  der  vogt  sin  buos  ne- 
inen,  ob  er  wil. 

Ve  r komm  n iss  über  die  Gerichte  za  Binnen- 
stör  ff  von  1347.  Ze  disen  vier  gedingen,  wer  an  des 
gotzhus  statt  Richtet,  nebet  dem  sol  ein  vogt  sit- 
zen, vnd  Im  ge walt es  vor  sin,  Darvinbe  nimt  der 
vogt  den  drittelt  Schilling  der  buosse. 

Öffnung  von  Entbrach  s.  d.  Ein  bropst  hat  ouch 
das  recht , welcher  gotzhussinan  sin  vngnossen  niuipt , das 
er  den  straffen  mag,  vnd  ob  ein  bropst  Inn  nit  mücht  be- 
gwältigen,  sol  er  einen  vogt  von  kybnrg  aiirucilen  vnnd  Im 
derselb  beholllcn  sin.  — Der  vogt  sol  ouch  all  wegen  sit- 
zen nebent  cim  bropst  zuo  gericht;  vnd  ob  ein  bropst 
dem  gericht  nit  mochte  gerichten,  so  sol  er  den 
vogt  anrueffen. 

Daneben  hat  aber  der  Vogt  immer  eine  eigene  Ge- 
richtsbarkeit, welche  dein  Grundherrn  als  solchem  nie 
zustcht,  nämlich  die  Bestrafung  der  F rcvcl  und  des  Dieb- 
stahls, wie  sich  unsere  Rechtsquellen  gewöhnlich  ausdrii- 
ekeu.  Ich  fiige  den  schon  oben  Seite  216  dafür  uiitgctheil- 
ten  Stellen  noch  einige  bei: 

Öffnung  zu  Brciti  von  1439.  Item  ein  probst  toi» 
Einhrach  hatl  nit  hücher  ze  richten  vuih  booss^n,  daun  vntz 
an  die  n ii  n Schilling  vnd  wann  es  über  die  nün  Schil- 
ling kompt  ze  richten,  so  sol  er  den  stab  von  Im  Juncker 
bansen  schwenden  dem  vogt  gehen,  der  sol  denn  fürer 
Richten , so  cs  nottdiirfftig  ist. 

Öffnung  von  Ilegi  s.  d.  Item  es  sol  ein  propst  vnnd 
ein  vogt  nehend  einandrrn  zuo  gericht  sitzen  vnnd  hat  ein 
propst  zuo  richten  biss  off  IX  p.  vnnd  so  die  Buss« 
darüber  ist,  so  sol  ein  vogt  den  stab  in  die  hand  ne- 
■nen,  vnnd  richten  biss  an  IX  pCünd. 

Alte  Öffnung  von  Walds,  d.  Item  die  grösst  bnoss, 
An  den  todschlag.  Ist  IX  pfund  da. , vnd  wer  sach  da  vor 
gott  sye  da/,  dchein  todschlag  ln  dem  hoff  beschech , wer 
das  thete , der  wer  veruallen  lib  vnd  guot  siner  berrsehafft 
von  osterrieh  , oder  fr  Statthalter  re  grneningen. 
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An  andern  Orten  geht  die  Busse  des  Vogtes  bis  auf  18 
Pfund,  das  Doppelte  der  vorherigen  Bestimmungen. 

Merkwürdig  ist  besonders  folgende  der  Schrift  nach 
ins  Ende  des  vierzehnten  Jahrhunderts  gehörige  Stelle  über 
die  Vogtei  zu  Thalwil: 

Item  sol  ein  vogt  Richten  vmb  die  frefin  da  ist  dü  Ruoss 
den  sechern  IX  ß.  den.  vnd  dem  vogt  XXVII  £.  den.  das 
ist  dryfalt  Buoss.  vnd  dü  gross  Buoz  ist  dien  Sechern 
IX  pfund  den.  vnd  dem  vogt  XXVII  pfund  den.  das  ist  heim- 
snochy,  Marchstein  ze  ruhen  vnd  Eid  schelten197). 

Hier  wurde  das  ursprüngliche  Mass  der  Busse  dem  Klä- 
ger noch  zugesprochen,  aber  darüber  hinaus  noch  das  drei- 
fache Mass  von  dem  Vogte  bezogen. 

Öffnung  des  Propstes  zu  Meilen:  were  och  dax 
ieman  den  lip  vcrschult  hat,  wenne  denn  dem  vogt  sin  recht 
gefalt,  so  mag  ein  probst  oder  sin  fiirwcscr  richten  vmb 
den  lip  vnd  tuot  cs  not,  so  mag  er  bi  einem  schob  rich- 
ten; ein  vogt  sol  och  nit  mer  neraen  den  XVIII  pfund. 

Öffnung  des  Vogtes  zu  Meilen:  vmb  den  t o d licht 
ein  probst  oder  sin  fiirweser. 

Die  beiden  letztem  Öffnungen  fallen  in  die  Zeit,  nach- 
dem die  Propstei  Zürich  auch  den  Blutbann  in  ihren  Dör- 
fern an  sich  gebracht  hatte,  also  nach  1431.  In  Meilen 
hatte  somit  der  Propst  die  grundherrliche  Gerichtsbarkeit 
und  zugleich  den  Bluthann  , die  niedrigste  und  die  höchste. 
Dagegen  stand  die  mittlere  noch  immer  einem  besondern 
Vogte  zu. 

Öffnung  von  Dübendorf  s.  d.  Es  ist  ouch  die  höchste 
buoss , so  dem  vogt  gefallen  achtzehen  pfund  pfening , vss- 
genoinmeu  vmb  Stallung  geben  vnd  Stallung  brechen  vnd  mes- 
ser  zucken ; die  sol  man  halten  vnd  buessen , als  si  die  von 
Zürich  gen  cinandern  haltend  vnd  huessent , vnnd  wenn  also 
einem  herren  dü  achtzechen  pfund  gefallend  , So  sol  darzuo 
einer  dem  kleger  sechs  pfund  pfening  gefallen  sin. 

Das  Maximum  der  Busse  von  18  Pfund  scheint  indessen 
jünger  und  erst  iin  vierzehnten  Jahrhundert  vorzukommen, 


197)  MS.  1 38.  •.  S.  SS. 
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während  die  altern  Quellen  meistens  den  Vogt  bis  auf  9 
Pfund  beschränken  l9S). 

Wenn  man  alle  diese  Uber  die  Vogtei  mitgethcilten  Stel- 
len zusammenhält,  so  wird  man  den  Gedanken,  dass  diese 
ebenfalls  aus  der  Grundherrlichkeit  hervorgegangen  sei,  fah- 
ren lassen  müssen.  Grundherr  und  Vogt  sind  sehr  häufig 
zwei  verschiedene  Personen  '")  und  der  Vogt  keineswegs 
Verweser  des  Grundherrn.  Als  solcher  erseheint  der  Meyer 
oder  Keller,  zuweilen  auch  ein  Amtmann.  Da  der  Aus- 
druck Vogt  ein  sehr  vieldeutiger  ist,  so  kann  freilich  zuweilen 
auch  der  Verweser  des  Grundherrn  so  genannt  werden. 
Das  ist  aber  nicht  der  Vogt  im  eigentlichen  Sinne,  noch 
die  Vogteigerichtsbarkeit,  wovon  wir  bisher  gesprochen. 
Es  kommt  zwar  allerdings  vor,  dass  der  Grundherr  zu- 
gleich auch  die  Vogteircchtc  hat;  aber  das  darf  einen  um 
so  weniger  irren,  als  nicht  abzusehen  ist,  warum  nicht  ein- 
zelne Vögte  auch  grosses  Grundcigcnthum  besessen,  somit 
Grundherrn  gewesen  sein , oder  umgekehrt  Grundherrn  die 
Vogtei  angekauft  oder  sonst  erworben  haben  können*00). 

Ware  der  Vogt  auch  nur  ursprünglich  Kastvogt  der  be- 
treffenden Klöster  gewesen  und  hätte  als  solcher  die  Vogtei 
erblich  erworben,  so  Hesse  sich  nicht  erklären,  wie  es  denn 
gekommen,  dass  er  dannzumal  von  der  umfassenden  Gerichts- 
barkeit des  Grundherrn  nur  die  Strafrechtspflege  behalten 
hätte,  nicht  aber  auch  zugleich  die  niedere  Polizeigewalt 
und  die  Civilgerichtsbarkeit.  Eben  so  wenig  wäre  zu  be- 

198)  ln  Meilen  ist  die  höchste  Busse  schon  ror  1346  XVIII  Pf.  Aelteslt 
Öffnung  daselbst. 

199)  Aufser  den  obigen  Beispielen  (S.  220)  erwähne  ich  noch  folgende  ; Im  Jahr 
1339  gehörte  der  Meyerhof  zu  Niederurdorf  der  Propstei  Zürich  die  Vogte* 
Job.  von  Schönenwerlb.  Diplom,  der  Propstei  S.  139.  Zu  Wiesen- 
dangen  erscheint  neben  dem  Grundherrn  und  dein  Meyer  ein  Vogt.  In  W i p- 
hingen  h.it  die  Aebtissinn  von  Zürich  Grundherrlichkeit  aber  nicht  Vogtei. 
Öffnungen  daselbsl. 

200)  So  hatte  die  Propstei  Zürich  in  N Öse  hi  ko  n einen  Vogt  und 
Meyer  daselbst  und  alle  Gerichte  bis  au  den  Tod:  „rmb  den  sol  ein  vogt 
«on  kyburg  richten.”  Offnnng  von  Nöschikon  von  1390.  tu  einer  Urk. 
von  1270.  hei  Neugart  1003  ist  Walter  von  Clingen  Vogt  und  Grundherr 
zugleich. 
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greifen,  warum  denn  der  Grundherr,  nachdem  er  die  Fä- 
higkeit erworben,  die  Gerichtsbarkeit  selber  zu  verwalten, 
doch  niemals  auch  jene  vögtliche  Strafgewalt  zu  retten  ge- 
wusst habe,  sondern  diese  immer  als  etwas  Besonderes  von 
der  grundhcrrlichen  Gerichtsbarkeit  Verschiedenes  angesehen 
rdenwo.  Endlich  widerspricht  jener  Annahme  der  Um- 
stand, dass  die  Vogleigewalt  sich  nicht  auf  die  engern  Gra'n- 
zen  der  Grundherrschaft  beschränkt,  sondern  weiter  ausdehnt. 

Mir  scheint  daher  im  Gegcnthcil  die  Vogtei  altern  Ur- 
sprungs und  durch  die  Grundherrlichkeit  nicht  entstanden, 
sondern  vielmehr  beschränkt  worden  zu  sein.  Ich  nehme 
daher  an,  dass  die  Vögte  von  Anfang  an  öffentliche  Beam- 
tete gewesen,  welche  innerhalb  der  Grafschaft  in  engern 
Kreisen  die  Gerichtsbarkeit  ausgeiibt  haben.  Und  da  wird 
man  denn  leicht  an  die  alten  Centgrafen  erinnert , welche 
über  alle  Dinge  richteten  ausser  Eigenthum  und  Leben  und 
Freiheit.  Diese  Gerichtsbarkeit  wurde  nun  aber  in  der  Folge 
durch  die  zahlreichen  Immunitäten  ihrem  Umfange  nach  be- 
schränkt und  eine  Menge  von  Grundbesitz  ihrer  direkten 
Einwirkung  entzogen.  Insbesondere  verloren  sie  nun,  so 
weit  die  grundhcrrlichen  Besitzungen  reichten,  die  Gerichts- 
barkeit über  diese  Grundstücke  und  über  die  Rechtsverhält- 
nisse der  Hofgenossen , welche  an  den  Grundherrn  über- 
ging. Jedoch  behielten  sic  den  öffentlichen  Schutz  auch 
darüber  bei  und  die  Strafrechtspflege  über  die  Frevel.  Die 
letztere  mochte  zu  sehr  in  Verbindung  mit  der  allgemeinen 
Ordnung  und  dein  gemeinen  Frieden  stehn , als  dass  man 
auch  sic  dem  ölfentlichen  Beamten  entzogen  und  dem  Grund- 
herrn überlassen  hatte.  Und  zudem  waren  gerade  die  Bus- 
sen, welche  von  daher  dem  Vogte  zufielen,  ein  Grund,  um 
ihn  desto  sorgfältiger  auf  die  Erhaltung  dieser  seiner  Rechte 
.bedacht  zu  machen. 

Der  allgemeinen  Richtung,  Aintsrcchtc  in  erbliche  Rechte 
7.11  verwandeln,  folgte  nun  auch  das  Amt  des  Vogtes,  ge- 
rade so  wie  das  Amt  des  Grafen.  Und  so  wurde,  was 
ursprünglich  eine  blosse  Stelle  gewesen  war,  nun  zu  einem 
an  eine  Familie  geknüpften  Rechte,  welches  vererbt,  ver- 

RlunUrhli  R«rHfi;«rhirhif.  | j 
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pfändet  und  veräussert  werden  konnte.  Von  solchen  Ver- 
äusserungen'  enthalten  die  Urkunden  eine  Menge  Beispiele. 
Dabei  ist  denn  für  unsere  Auffassung  wohl  zu  beachten, 
dass  nicht  selten  der  König,  als  oberster  Lehnsherr,  oder 
der  Graf,  welcher  im  Besitz  der  Landeshoheit  ist,  diesen 
Veräusserungen  seine  Genehmigung  ertheilt.  Es  wird  mit- 
hin die  Vogtei  als  ein  von  höherer  Staatsgewalt  verliehenes 
Recht  und  keineswegs  als  ein  Lehen  des  Grundherrn  an- 
gesehen 2#l). 

Wenn  diese  Ansicht  über  die  Vogtei  richtig  ist,  so  muss 
sie  bestätigt  werden  durch  ihre  Erscheinung  an  den  Orten , 
wo  kein  Grundherr  sie  beschränkte.  Und  in  der  That  sind 
die  Bestimmungen  über  solche  von  eigentlichem  Hofrechte 
befreite  Gemeinden  geeignet,  sowohl  unsere  Auffassung 
völlig  gewiss  zu  machen,  als  auch  die  Einsicht  in  das  da- 
malige Rechtsleben  noch  weiter  zu  fördern. 

In  solchen  Gegenden  nämlich  hat  der  Vogt  keineswegs 
bloss  über  Frevel  zu  richten,  sondern  wir  finden  ihm  eine 
ganz  umfassende  Gerichtsbarkeit  ebenfalls  beigclcgt  wie  an- 
derswo dem  Grundherrn.  In  dieser  Rücksicht  ist  vornehm- 
lich die  Öffnung  von  Nossikon  vom  Jahr  i43f  von 
grossem  Interesse.  Hier  ist  kein  Grundherr,  wohl  aber 
hat  der  jeweilige  Herr  von  Greifensee  die  Vogtei  über  den 
Ort.  Die  ganze  Gerichtsverfassung,  überhaupt  ist  uralt. 
Wie  auf  den  Höfen  der  Grundherrn  finden  wir  auch  da 
zwei  Jahresgerichte  auf  Maien  und  Herbst,  welche  der  Vogt 
verkündigen  lässt,  und  wozu  er  alle,  die  sieben  Schuh  weit 
und  breit  Grundbesitz  haben  durch  den  Gerichtsweibel  laden 
lässt.  Der  Gerichtsweibel  selbst  muss  ein  freier  Mann  sein. 

Ueber  die  Gemeinde  erheben  sich  nun  aber  sieben 
freie  Stulsässen,  die  alten  Schöffen. 

Es  sind  och  guoter , die  in  die.  dikgen.  dingstat  gehö- 
rent,  dieselben  gueter  söllent  setzen  siben  frig  stulsässen  ze 

20!)  So  kaufte  die  Propstei  Zürich  mit  Bewilligung  des  Kaisers  im  Jahr 
1255  die  \ ogtei  *u  Rieden  am  Albis.  lind  1383  wurde  von  dem  Rathe 
tu  Zürich,  „Ton  das  heilgen  Riehes  wegen”  die  Vogtei  tu  Wollis- 
hofeo  en  Ital  Manntu  geliehen.  Ork.  in  dein  Rath-  nnd  Richthiirh  ».  1383. 
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der  gcrichten  hand  des  nchters.  Dieselben  fryen  stulsassen 
sollent  och  als  svis  vnd  als  witzig  sin,  das  si  wol  vmb 
eigen  vnd  vmb  erb  erteillen  hönnent  iedennan  nach 
siner  notdurft,  als  denn  für  sy  bracht  wirt  nieman  ze  Lieb 
noch  ze  Leid.  Wer  och  das  vnder  den  stuolsässen  deheiner 
wir  bilümdet  oder  noch  heliiindet  wurd  oder  snss  in  zwi- 
vel  wir,  das  er  uit  frig  war,  so  mag  ein  iehlicher  hof- 
junger,  dem  das  ze  willen  stat,  einen  sölichcn  wol  mil- 
den sud  den  heissen  vffstan  vnd  vernichten,  so  lang  vnd 
als  vil  bis  das  sich  ein  solicher  besetzt,  das  er  frig  sige, 
als  och  vorziten  ein,  besigelter  brief  hcrvmb  mit  gericht 
vnd  vrtal  geben  ist  vnd  den  ein  vogt  ze  der  husgenossen 
handen  Inn  hat;  vnd  einer  der  einen  also  heist  vfstan , sol 
hiemit  nit  gefrafelt  han.  Vnd  wir  das  sich  einer  also  der 
ze  gericht  für  einen  stulsassen  gesässen  wir,  für  einen 
fryen  nicht  besetzen  inücht,  denselben  mag  ein  her  oder 
vogt  dar  vmb  straffen,  vnd  ist  veruallcn  acht  zehen  phund 
phen.  ( also  wieder  die  buchste  Busse  des  Vogtes ) der 
vorgeschrihen  werschaft  an  der  herren  vnd  vogtes  guad : 
derselben  Summ  geltz  gehürrent  zwen  teil  den  herren  vnd 
der  dritt  teil  den  hofjungern. 

In  den  Höfen  der  Grundhcrrcn  haben  wir  die  ganze 
anwesende  Gemeinde  urthcilen  sehen.  Zunächst  wurden 
zwar  die  Aeltesten  aufgerufen,  wovon  sieb  ebenfalls  Spuren 
finden  in  den  Öffnungen.  Aber  diese  Aeltesten  wurden 
doch  nirgends  der  Zahl  und  der  Art  der  Urtlicilsfindung 
nach  unterschieden  von  den  übrigen  Anwesenden.  In  dem 
Rechte  von  Nossikon  dagegen  kommt  die  Urtheilshndung 
ganz  ausschliesslich  diesen  sieben  Schöffen  zu,  welche  an 
der  Seite  des  Vogtes  sitzen  und  daher  eben  Stulsassen  ge- 
nannt werden.  Die  übrigen  Dingpflicbtigen,  welche  stehen 
und  daher  öfters  als  Umstand  bezeichnet  werden,  werden 
nur  angefragt,  wenn  ein  Urtheil  stössig  wird. 

Man  sol  ouch  fiirbasser  wissen , das  in  der  vorgeschri- 
tten dingstatt  nieman  vrtal  sprachen  noch  erteilen 
sol,  denndiesiben  fryen  stuolsässen,  vnd  waz  die 
erteilent  vnd  sich  cinhellenhlichcn  erkennent,  ez  sy  vmb 
eigen  oder  erb  von. solicher  gueter  wegen,  die  in 
«1 1 e d i n g s t a 1 1 gehör  re  nt.  dassolb  sol  also  hestau.  hand- 
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sesti  kraft  vnd  macht  haben  nu  vnd  hernach.  War  aber 
das  die  vrtaln  vnder  den  stuolsässen  stossig  wurden  , so  sol 
ein  richter  ander  frycn  vs  wendig  dem  stuol  fragen, 
vnd  die  vrteiln , die  denn  gesprochen  werdent , sollent  gan 
vnd  körnen  gen  Griffense  in  den  Rosgarten  vnd  die  sol  ein 
herr  da  entscheiden  vnd  die  gerecht  geben  vrtal  widervmb 
te  dem  nechsleu  gericht  an  mittel  senden  in  die  dingstatt 
für  die  stuolsässen,  vnd  sol  denn  aber  darnach  beschehen  , 
was  recht  ist. 

Ist  ouch  das  Vrteiln  stossig  vnd  gezogen  werden  In  den 
vorgeschriben  rosgarten,  — die  vrteiln  sollent  gevertget 
werden  durch  der  stuolsässen  ding  oder  mer,  dieselben  mu- 
gent  die  vertgen  mit  mund  oder  in  geschrift  vnd  den  ist 
och  ze  gelouben. 

In  dieser  Dingstatt  nun  wird,  obwohl  sie  keine  grund- 
herrliche ist,  dennoch  auch  über  Erb  und  Eigen  gerichtet, 
jedoch  immer  nur  von  Gütern , welche  in  die  Vogtei  ge- 
hören. Wenn  nun  zwar  auf  der  einen  Seite  daraus  folgt, 
dass  der  von  dem  Grundherrn  nicht  beeinträchtigte  Vogt 
auch  Civilgerichtsbarkeit  besitze,  so  könnte  man  auf  der 
andern  Seile  doch  eben  daher  Bedenken  erheben  gegen 
unsere  Annahme,  dass  die  Vogteigerichtsbarkeit  mit  der 
Gerichtsbarkeit  des  Centgrafen  Zusammenhänge  und  diese 
freilich  in  etwas  veränderter  Weise  fortsctzc.  Denn  der 
Centgraf  durfte  nicht  über  Eigen  richten , während  der 
Vogt  dicss  timt. 

Gesetzt  nun  aber  auch  diese  Schwierigkeit  Hesse  sich 
nicht  beseitigen,  so  würde  jene  Hauptansicht  über  das  Ver- 
hältnis des  Vogtes  zum  Grundherrn  dennoch  nicht  ge- 
schwächt, indem  wir  im  äussersten  Falle  höchstens  ge- 
nüthigt  würden,  die  Vogtei  mit  der  alten  Gaugrafschaft 
in  Verbindung  zu  bringen,  nimmermehr  aber  dazu,  sie  von 
der  Grundherrschaft  herzuleiten.  Das  eben  angedeutete  Aus- 
kunftsmittel  ist  aber  aus  andern  Gründen  so  unwahrschein- 
lich, dass  uns  am  Ende  doch  nichts  übrig  bleibt,  als  auf 
die  Stellung  des  Centgrafen  zurück  zu  kommen,  und  aus 
einer  veränderten  Stellung  desselben  die  veränderte  Com- 
petenz  herzuleiten. 
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Jene  Schwierigkeit  scheint  sich  aber  durch  folgeudc 
Betrachtung  zu  heben.  Auf  ähnliche  Weise,  wie  einzelne 
Grosse  sich  erbliche  Grafengewalt  erwarben  über  ihre  Ter- 
ritorien, und  so  die  ursprüngliche  Reichsunraittclbarkeit 
einer  Masse  von  Freien  in  ihren  Ländern  in  Untcrthanen- 
schaft  von  den  Laudesherrn  verwandelten,  mochte  es  auch 
den  Centgrafen  in  ihren  Bezirken  gelungen  sein , nicht  bloss 
ihre  Gewalt  erblich  zu  machen , sondern  zugleich  auch  die 
dingpflichtigen  Leute  sammt  ihrem  Eigen  m eine  gewisse 
dauernde  Abhängigkeit  zu  bringen.  Die  Vogtei  wurde  zu 
einer  Herrschaft  und  die  Vögte  zu  Herrn.  Ohne  weiters 
in  die  Stellung  von  Grundherrn  einzutreten , denen  gegen- 
über alle  andern  nur  abgeleiteten  Besitz  hätten , das  ging 
nicht,  weil  sich  die  Freien  zu  gut  bewusst  waren,  dass 
ihr  Eigen  ihnen  gehöre  und  sic  es  nicht  von  dem  Herrn 
erhalten  haben.  Wohl  aber  suchten  sie  in  andern  Bezie- 
hungen ihre  Herrschaft  auszudehnen  3o:!).  Und  da  mochte 
es  am  wenigsten  Schwierigkeit  machen,  die  Gerichtsbarkeit 
„her  das  durch  mancherlei  Lasten  bereits  niedergedrückte 
Eigen  der  gemeinen  Freien  an  die  Dingstatt  des  erblichen 
Vogtes  und  Herrn  zu  knüpfen,  zumal  die  Analogie  des  sehr 
verbreiteten  Hofrechtes  zu  Hülfe  gerufen  werden  konnte 
„nd  cs  für  die  Bauern  bequemer  war,  ihr  Recht  in  der 
Nähe  und  unter  ihren  Genossen  zu  suchen,  als  sich  an  ein 


entfernteres  höheres  Gericht  zu  wenden. 

Diese  Auseinandersetzung  wird  nun  auch  noch  von  ei- 
nigen andern  Öffnungen  unterstützt,  ln  Binzikon  bestand 
ebenfalls  eine  „freie  Dingstatt.”  Der  jeweilige  Herr  von 
Grüningcn  hatte  daselbst  die  Vogteirechte;  aber  ungeachtet 
ihm  auch  manche  unfreie  Bewohner  von  Binzikon  eigen- 
thümlich  z, .gehörten,  so  ist  es  ihm  doch  nicht  gelungen , 
die  Vogteirechtc  in  Grundherrschaft  zu  verwandeln.  enn 
Eigen  gestritten  wird,  so  kann  er  zwar  auch  dem  Ge- 
richte vorstehen,  aber  die  Hausgenossen  können  an  seiner 


202)  die  merkwürdige  Stelle  lei  I 
Note  » . wo  schon  im  zehnten  Jahrhundert 


ichhorn  Rechtsgeschichle 
Volt  dem  febtrfcreifen  der  Vogt- 
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Statt  auch  eineu  freien  Richter  erkiesen.  Dagegen  um  die 
Bussen  richtet  er  jederzeit  von  Amtswegen.  Der  Zu- 
stand , in  welchem  wir  nach  dieser  Öffnung  die  Sache  finden, 
ist  somit  ein  mittlerer,  zwischen  dem  ursprünglichen,  wo 
die  Vogtei  noch  blosses  Amt  war,  und  dem  spätem,  wo 
sie  zur  Herrschaft  geworden , inne  liegend. 

Öffnung  von  Binzikon  von  1435.  lies  Ersten  ist  ze 
wissen , da/,  in  dem  dorfl'  ze  Bintzikon  ein  frye  dingstatt 
ist,  vnd  sol  ein  herr  der  grueningen  — inn  hat,  zwiircnt 
im  Jar  daselbs  richten  ze  ineyen  vnd  ze  herbst  vnd  Süllen 
die  gericht  im  dritten  Jar  ze  ßertschikon  sin  in  aller  wise 
vnd  masse  als  ze  Bintzikon , vnd  sol  der  gerächten  Jetwe- 
deres  sin  nachtag  haben  ze  grueningen  vff  der  letzi  vnd  sol 
man  sy  verkünden  ob  XIV  tagen  vnd  vnder  dry  wuchen  ze 
hus  ze  hof  ald  vnder  ougen ; vnd  In  dieselben  gericht  ge- 
hören! dise  nnchgescliriben  siben  dörfler  Bintzikon  , Fryen- 
egg , Gossow , ßertschikon  , Opptikon  , Intzikon  , vnd  wer- 
netzbusen. 

Vnd  wenn  die  olfnung  fürkuinpt,  vnd  man  vmb  dir 
guter  Richten  sol,  so  luugent  die  husgenossen  einen  frven 
darsetzen,  ze  Richten  oder  sy  rnugend  einen  vogt  lassen 
richten,  vveders  sy  wellent.  In  aller  wise  vnd  masse 
als  ob  ein  fry  da  sässc. 

Es  sol  ouch  ein  vogt  by  dem  fryen  (wie  anderswo  bei 
dem  Grundherrn)  sitzen  ze  gericht  vnd  wenn  es  an 
ein  buoss  gat , so  sol  der  vogt  den  Richtstab  in  die 
hand  nemen  vnd  dar  vmb  richten. 

— Es  ensol  ouch  vmb  dieselben  fryen  guot  nicrnan  er- 
leillcn  nach  vfheben  , denn  der  derselben  gueter  hat  Inrent 
Etters  VII  schuoch  wit  für  sich  oder  hinder  sich  ald  aber 
ein  recht  fry. 

Bescheche  es  ouch , daz  vmb  dieselben  güter  erteilen 
stössig  wurden , die  sol  der  merer  teil  schidigen  vnd  mt 
der  herr  ze  grüningen. 

Ferner  findet  sich  die  Gerichtsbarkeit  des  Vogtes  in 
der  vollen , von  keinem  Grundherrn  geschmälerten  Ausdeh- 
nung in  Wettschwyl,  Sellenbiircn  und  Stallikon 
laut  Öffnung  von  1468.  Hier  richtet  der  Vogt  wieder  nicht 
bloss  um  die  Frevel,  sondern  auch  um  Eigen  und  Erb  und 
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Geldschuld  in  den  Jahrgerichten.  Aber  er  kann  statt  seiner  ' 
auch  einen  Amtmann  richten  lassen,  der  von  den  Dingpilich- 
tigen  mit  seiner  Genehmigung  auf  ein  Jahr  erwählt  wird. 

Die  öffentliche  Bedeutung  der  Vogtei  als  eines  ursprüng- 
lichen Staatsamtes  zeigt  sich  aber  auch  noch  in  einigen 
andern  Dingen.  So  sorgt  er  auch  au  den  Orten,  wo  es 
Grundherren  gibt,  für  gehörige  Herstellung  der  öffentli- 
chen Strassen. 

Öffnung  von  Meilen.  Oueh  sol  ein  vogt  die  laut 
Strassen  gebieten  ze  machen  hi  VI  fi  als  dik  es  notdurf 
tig  ist. 

Er  hält  die  grösseren  Verbrecher  zur  Verfügung  der 
ürafsebaftsbeamten,  die  allein  Uber  das  Blut  richten  dürfen. 

Öffnung  zu  Breit i.  Item  wurd  ouch  ein  scliedhchei 
mentsch  ln  den  gerichten  ze  Breiti  gefanngen , den  sol  mau 
Junnkher  hanassen  schwenndcn  (dem  Vogt)  gen  Mossburg 
antu urteil  Der  sol  dann  dem  landtgrafen  von  kyburg 
ruihieteu  , das  er  im  Inu  abnem.  Der  sol  im  den  schedli 
chen  inentschen  ahnemen , vnnd  mit  dem  so  vyl  schaffen 
vnud  Inn  in  sollicher  Mas*  versorgen , das  im  noch  den 
Jineu  von  im  dehein  schad  noch  kumber  uier  beschech , noch 
zugezogen  werd. 

Dabei  ist  zu  beachten,  dass  der  Vogt  sie  dem  Land- 
grafen nicht  zufuhrt,  sondern  erwartet,  dass  dieser  sie  ab- 
hole, wenn  er  von  dem  Falle  benachrichtigt  ist.  Sehr 
unzweideutig  ist  dieses  ausgedruckt  in  einer 

Öffnung  der  Herren  von  Landenbcrg,  Vogte  zu 
A It  - Regensberg  von  1420,  Weri  es  sach  , das  ein 
schädlicher  mensch  ergriffen  wurd  In  denen  gerichten,  den 
sol  man  antwurten  an  den  krayenstein , vnd  sol  cs  dann 
einem  vogt  von  regensperg  (der  die  hohe  Vogtei  ver- 
walte!) verkünden,  das  er  I111  den  inenscken  ahnewm.  War 
das  er  das  nit  tat,  so  sol  er  Inn  binden  an  ein  Zwirns- 
faden. So  hat  man  denn  einem  vogt  (zu  Regensberg) 
gnuog  getan  , Im  vnd  dem  gericht. 

Die  Vögte  schirmen  ferner  sowohl  die  Grundherrn,  als 
ihre  Ilofgenosscn,  und  auch  alle  übrigen  Vogteiangehörigen. 

Öffnung  von  Berg.  Item  alle  die  so  in  dem  gericht 
zu  herg  sitzend , hand  das  recht  , das  sy  der  vogther  vmb 
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die  vogtrecht  vnd  dienst,  die  sv  im  jerlich  gend , sol  be- 
schützen vnd  beschirmen  zuo  dem  rechten  beraten  vnd  be- 
helffen , ouch  jrem  lib  vnd  guot  aller  vnzillicben  dingen 
for  sin. 

Offnutig  von  31  eile  u.  Ouch  hat  ein  vogt  daz  recht 
von  einem  kilchhcrren  ze  Meilan  jerlich  hundert  den.  geltes, 
dur  daz,  daz  ein  vogt  einen  pfaflen  sol  schirmen  vor  dem 
vndertan  vnd  die  vnderlan  vor  einem  pfaflien. 

Öffnung  von  Wieseudangen  von  1173.  Die  viigt 
stillen  vmb  ir  vogtrecht,  daz  man  ynen  git , des  gotzhus 
lüt  vnd  gütcr  schirmen,  darüber  sy  vogt  sind,  als  verrc 
ir  lib  vnd  guot  geraichen  mag  vngeuarlich , wie  daz  von 
alter  herkomen  ist.  Wen  ouch  ain  her  von  petershusen 
(Grundherr)  vnd  vogt  by  einander  ze  gencht  sitzend  , wel- 
cher tayl  dann  den  gotzhuslülen  vnglichs  wolle  ton  oder  ze 
hert  sin,  so  sol  der  ander  die  lüt  schirmen  zuo  ainem  glichen). 

$.  22.  Die  Rechtsquellen  in  diesem  Zeiträume. 

1)  Die  praktische  Gültigkeit  des  alamannischcn  Yolks- 
gesetzes  reichte  wohl  kaum  iiber  das  neunte  Jahrhundert  S0J) 
hinaus.  Ohne  abgesebafft  zu  werden , musste  sein  Ansehen 
zu  Grunde  gehen,  sowie  die  Verhältnisse  des  Lehens  und 
das  Gewohnheitsrecht  mit  diesen  sich  veränderten. 

2)  Grosse  Autorität  erwarb  im  Mittelalter  das  deutsche 
Rechtsbuch,  welches  in  der  einen  Fassung  als  Sachsen- 
spiegel, in  der  süddeutschen  Umarbeitung  als  Schwa- 
bens picgel  bekannt  ist  !M).  Das  letztere  Rcchtsbucli, 
dessen  Abfassung  in  die  zweite  Hälfte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts (wahrscheinlich  in’s  Jahr  1275)  fällt,  ist  unzwei- 
felhaft auch  in  unsern  Gegenden  oft  vor  den  Gerichten 

503)  In  diesem  erwähnen  die  Urkunden  noch  oftmals  der  lex  Alumanno- 
rum , ohne  jedoch  immer  jenes  Volksgesetz  selbst  dnranler  zu  verstehen. 
Neugart  No.  246.  276.  547. 

204)  Man  sehe  darüber  Eichhorns  Rechtsgeschichte  $.  252  nach.  Nene 
Aufschlüsse  wird  darüber  W.  Wackernagel  ertheilen  io  einer  Ausgabe, 
welche  noch  in  diesem  Jahre  zu  Frauenfeld  erscheinen  wird , der  ersten  kri- 
tischen  , die  es  gibt.  Da  mir  die  Aushängebogen  wahrend  des  Druckes  zu- 
kamen , so  habe  ich  dieselben  noch  zum  Theil  benutzen  können  und  in  der 
Regel  auch  darnach  citirt. 
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angerufen  und  darauf  gesehen  worden.  Es  folgt  das,  ab- 
gesehen von  allgemeinen  Gründen,  theils  daraus,  dass  sich 
daselbst  mehrere  alte  Handschriften  vorgefunden  haben  soi) , 
theils  aus  einer  Stelle  des  Winterthurer  Weisthuins  von  1297, 
worin  dasselbe  nicht  undeutlich  bezeichnet  ist  :oe). 

3)  IM  eben  dieser  sehr  bedeutenden  Quelle  des  gemeinen 
deutschen  Rechtes  zeigen  sich  schon  in  dieser  Periode  — 
wiewohl  noch  spärlich  — besondere  Rechtsquellen,  auf 
ttnserm  Boden  gewachsen  und  für  diesen  berechnet.  Schon 
frühe  mochten  sich  einzelne  städtische  Rcchtsgewohuheiten 
in  Zürich  ausgebildet  haben.  Unsere  urkundlichen  Spuren 
von  einem  eigentlichen  Stad  Ir  echte  steigen  aber  nicht 
über  das  dreizehnte  Jahrhundert  hinauf su7).  Einen  Frei- 
heitsbrief, wie  die  meisten  altern  schweizerischen  Städte  sol- 
che haben J0S),  besitzt  Zürich  nicht.  Dieser  Mangel  hängt 
zusammen  mit  der  allmähligen  Entstehung  der  Stadt.  Wäre 
dieselbe  auf  einmal  — gleich  jenen  andern  Städten  — mit 
einem  Stadtrecbtc  begabt  worden,  so  müssten  sich  noch 
Spuren  einer  solchen  Handveste  finden.  Aber  weil  die 
städtische  Verfassung  gewisser  Massen  von  innen  heraus  ge- 

205)  Es  finden  sich  solche  in  Zürich , Rheinau  , Einsiedeln , St.  Gallen. 
Eine  Zürcherische  von  J.  G.  Finslcr  beschrieben  in  den  Er«  nie  n zuin 
deutschen  Recht.  Heide  borg  1826. 

206)  Weit  th  um  v.  1297.  III.  20.  „Wir  ham  och  re  rechte,  ist  daz 
cu  inan  ind  aiu  vrowa  dich  ze  enanderan  koinent,  swar  ir  lelweders  aigens 
ze  dein  andern  bring/,  beilbeut  s'ii  ane  liperben  , machen  t iii  da/,  a i g e n 
nit  en  anderen  nach  swabenrehf,  das  wir!  ledig  iro  ielweders  erben 
nach  iro  lode. 

207)  Urk.  r.  1224  bei  Hottinger  Hist.  Eccl.  VIII.  1214,  wodurch 
König  Heiorich  VII.  dem  Propst  und  Capitol  von  Zürich  Freiheit  von  bürger- 
lichen Dienstleistungen  rusichert : non  obstante  alitjua  eonsuetudine  vel  sta- 
tnto  Consnlam  vestrornni.”  Urk.  v.  1255  Neugart  No.  948:  „in  Torego 
nos  in  obstaginm  nomine  obsiduin  (Gisclschaft)  nos  poneuius  s ecundum  con- 
■luetudtnem  Turiccntium  super  obstagiis  aetenus  obserealurn,"  Urk.  v.  1288 
Frinmöntleraint  I.  610.  Eine  von  ihren  Gläubigern  ,yeecundurn  eon- 
• ueiudtnem  munieipalem  ” gerichtlich  verfolgte  Schuldnerin»  wurde  endlich 
dazu  gebracht,  dass  Haus  und  Hof,  woran  ihr  Erbrecht  und  Leibdiog , der 
Abtei  aber  achte»  Eigenthum  zustand,  öffentlich  versteigert  werden  musste: 

itcundum  jus  nostrum  mtaucipale  ad  vendendum  ad  licitationem  proclamaic.” 

208)  Vgl.  darüber  Henke  in  der  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechts- 
wissenschaft von  Savignv,  Eich  khorn  nnd  Göschen.  III.  191  ff. 
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wachsen  ist,  so  lasst  sich  auch  ein  bestimmter  Ursprung 
des  Stadtrechtes  nicht  nach  weisen. 

Die  älteste  noch  vorhandene  Sammlung  von  städtischen 
Gewohnheiten  uud  Wiikiiren,  durch  welche  sich  das  Stadt- 
recht lortbildetc , ist  der  sogenannte  Richtebrief  der 
Burger.  Es  gibt  davon  zwei  Rcccnsionen.  Die  erste 
entstand  ohne  Beachtung  irgend  eines  Systems.  Wahr- 
scheinlich war  sie  nicht  das  Werk  eines  Privatmannes.  We- 
nigstens erhielt  der  Richtebrief  bald  öffentliche  Autorität 
und  wurde  alljährlich  von  dem  Rathc  beschworen.  Sie 
fällt  veriuuthlich  in  die  zweite  Hälfte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts ; denn  wenn  sich  auch  in  derselben  noch  ein  Be- 
schluss von  1302  findet,  so  folgt  daraus  keineswegs,  dass 
die  Sammlung  erst  damals  entstanden  M9).  Wie  in  allen 
dergleichen  Sammlungen  sind  auch  da  von  Zeit  zu  Zeit 
Zusätze  nachgetragen  worden. 

Diese  Recension  des  Richtebriefs  liegt  dem  Richte- 
brief  von  Schaffhausen  von  1290  zu  Grunde,  welche 
letztere  Stadt  diese  Statuten  von  Constanz  her  erhielt310). 
Man  könnte  daher  auf  den  Gedanken  kommen,  sowohl  der 
Züricher  als  der  Schaffliauscr  Richtebrief  haben  in  einem 
Richtebrief  von  Constanz  ihre  gemeinsame  Quelle.  Und 
wenn  man  bedenkt,  dass  Constanz  eine  bischöfliche  Stadt 
war,  Zürich  nur  den  zweiten  Rang  in  dem  Bisthum  hatte, 
so  werden  die  Zweifel  stärker.  Allein  Constanz  scheint 


209)  Johann  W a » e r vom  Geld,  Zürich  1778  S.  9,  auf  den  der  ge- 
lehrte Dreyer  Beiträge  zur  Literatur  und  Geschichte  des  deutschen  Hechts 
Lübeck  1783  S.  12  aufmerksam  macht,  gedenkt  eines  Kichtebriefes  vom  Jahr 
1237.  Eine  andere  Spur  von  einer  so  alten  Aeccnsion  habe  ich  nicht  ge- 
funden. Von  Moos  astronomisch  - politisch  - historisch  und  kirchlicher  Ka- 
lender für  Zürich,  Zürich,  1777.  Th.  UI.  $.  45  setzt  die  erste  Abfassung 
m’s  Jahr  1291  und  spricht  dann  von  Revisionen  der  Jahre  1298  und  1302. 
Seme  Angaben  beruhen  aber  nur  darauf,  dass  in  den  Richtebrief  Erkenntnisse 
ron  diesen  Jahren  eingetragen  sind. 

210)  Me  Ich.  Kirchhofer  der  Riehtebrief  der  Stadt  Schaff* 
hausen  im  Schweiz.  Museum  VIII.  S.  77  ff.  Auf  dem  Titel  des  Schaff, 
hauser  Ricbtebnefes  heisst  cs:  «Du  sint  du  gesetzede , mit  des  kunges 
rnd  der  borger  willen  von  kosten!«  in  der  selbun  stat  dnr  ende  rnd  der 
gnade  gestlret.” 
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denselben  von  König  Rudolf  von  Habsburg  erhalten  zu 
haben,  welcher  als  vormaliger  Hauptmann  der  Züricher 
ihre  Gesetze  wohl  kennen  mochte.  Auch  wird  diese  An- 
sicht noch  insbesondere  dadurch  unterstützt, 

a)  dass  sich  die  auf  ein  bestimmtes  Faktum  und  bestimmte 
Personen,  nämlich  die  Aebtissinn  Mechtilde  von  Wünnen- 
berg, bezogene  Stelle  des  Züricheriscben  Richtebriefes 2U), 
welche  jedenfalls  älter  ist  als  1269,  in  dem  Schaifhauseri- 
schen  wieder  findet,  jedoch  mit  der  vagen  Abänderung, 
dass  statt  jener  Aebtissinn  allgemein  stebt  Abt  und  Capitel ; 

b)  dass  in  einer  alten  Handveste  von  St.  Gallen,  die 
vermutblich  in’s  Jahr  1271  fällt,  auf  Constanzerrecht  als 
Mutterrecht  von  St.  Gallen  mehrmals  Rücksicht  genommen 
wird,  während  der  Inhalt  dieser  Hand veste  mit  dem  des 
Richtebriefs  nicht  iibercinstimmt.  Hätte  nun  schon  vor 
1271  der  Richtebrief  auch  in  Constanz  gegolten,  so  wäre 
vermuthlich  auch  die  St.  Galler  Handveste  anders  ausge- 
fallen 2'2). 

Ein  vollständiger  Beweis  ist  freilich  so  lange  schwerlich 
zu  führen,  als  nicht  das  Manuscript  des  Constanzcr  Rich- 
tebriefes selbst  wieder  entdeckt  wird.  Das  aber  bleibt  sicher, 
dass  die  drei  Städte  Zürich,  Constanz  und  Schaff- 
hausen wesentlich  denselben  Richtebrief,  mithin  auch  die- 
selbe Verfassung  hatten. 

Der  Züricher  Richtebrief  ist  nach  einem  alten  Manu- 
scripte  der  Scheuchzerischen  Bibliothek  gedruckt  und  da- 
neben noch  eine  Stumpfische  Abschrift  benutzt  worden , 
welche  Zusätze  enthält,  die  sich  in  dem  Schaffhauserischen 

211)  Kichtebrief  IV.  10.  oben  $.3.  Anin.  17.  initgetheill. 

212)  Haodveste  von  St.  Gallen  von  1271  (?)  „Da/  selbe  reht  dar  ixt 
alsns  gtsbafTtn , daz  altir  daz  guot , dar  inrimt  den  vier  crivciu  vnd  von  der 
obettendi  der  berge  bi  der  stxt  bis  inhetde  zilale  lit  — dar  da/  in  demsel- 
bm  rehte  stände  alse  Costinrer  eigin  an  erbinne,  an  virkou- 
finne,  an  ririeuinne,  ane  das,  dar  lenz  eigin  vnd  dis  lehin  ist." 
— — „Wirt  ooch  et  me  dan  «in  vrteilde  vber  dar  selbe  guot  gitprochin  vnd 
bifibmt  die  hi  vngisAimnot , also  da/  der  strit  hie  niht  mag  gisheidin  werdin  . 
«o  sol  man?  darvmbe  mene  richin,  wan  sol  eht  die  di  vrteilde  gisproeben 
hast  zi  Costinzeren  sendin,  ir  reht  darvmbe  da  tirvarne.”  Con- 
Staat  ist  somit  gegenüber  St.  Gallen  als  Oberhof  rn  betrarhten. 
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Richtcbricfc  nicht  finden  3I3).  Die  Scheuehzerische  Hand- 
schrift ist  seither  verloren  gegangen,  die  Stumpfiscbc  ist 
eine  neuere  Abschrift. 

Die  zweite  von  dem  Stadtschreiber  Niclaus  Man- 
go lt  bearbeitete  Recension  des  Züricher  Richtebriefcs 
ist  vom  Jahr  1301  und  noch  im  Original  vorhanden  2U). 
Sic  ist  bedeutend  vollständiger  als  die  erste  und  unterscheidet 
sich  von  derselben  durch  eine  systematische  Anordnung  vor- 
teilhaft. Der  eigentliche  Richtebrief  ist  in  fünf  Bücher 
cingetheilt:  1)  „Von  manslaht  vnd  von  freucli,”  von 
den  Verbrechen  und  deren  Bestrafung,  jedoch  mit  vernehm- 
licher Rücksicht  auf  die  Thätigkcit  des  Rathcs.  2)  „Von 
urliige  vnd  von  kriege,”  grossentheils  politischen  In- 
halts und  enthalt  Bestimmungen,  welche  den  Fehden  steuern 
und  den  innern  und  iiussern  Frieden  wahren  sollen.  3)  „Wie 
man  ein  Rat  nimt  vnd  von  des  gcrihte,”  von  Be- 
stellung und  Erneuerung  des  Rathcs , von  seinen  richter- 
lichen Befugnissen,  der  Eintreibung  der  Bussen  u.  s.  f. 

4)  „Von  der  Stat  vnd  der  burger  erc  vndanderrc 
ir  vriheit,”  behandelt  dasVcrhaltniss  der  Stadt  zum  Reiche, 
sucht  die  Rcichsunmittelbarkcit  der  Stadt  zu  sichern,  be- 
schränkt den  Ankauf  von  Liegenschaften  durch  die  Kloster, 
enthalt  Vorschriften  über  die  Biirgeraufnahmc,  den  Bezug 
des  Gewcrfcs,  über  Leibding,  Bauten  und  polizeiliche  Dinge. 

5)  „Von  a nt  werken,  von  spile  vnd  von  einvngcn, 
die  über  die  antwerk  gesetzet  sind,”  umfasst  viele 
Vorschriften  über  Gewerbe  und  Handwerke,  darunter  auch 
über  Darlehen  der  Juden  oder  Lombarden  (Caurtschin). 
Als  sechstes  Buch  ist  sodann  die  Satzung  der  Pfnlfheit  und 
der  Burger  von  1304  angehängt. 

In  dem  ganzen  Richtebriefe  sind  nur  wenige  Bcstim- 

213)  Hclv.  Bibliothek.  Zürich  1735.  Th.  I.  St.  2. 

214)  MS.  auf  Pergament  Quartband  in  dein  Staatsarchiv,  io  der  Sakristei 
des  («rossmiinsters  aufbewahrt.  H.  H.  FUssli  hat  in  seiner  „ Analyse  de« 
Kirhtebriefes  der  Stadt  Zürich  ” un  Schweiz.  Museum  Jahrgang  fit  bis 
1787  diese  fteccusioii  benutzt  und  ausge/ogen.  Seine  Arbeit  war  besonder* 
fiir  die  damalige  Zrtt  verdienstlich.  Gegenwärtig  hat  sie  keinen  bedeutenden 
W*rlb  mehr. 
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mungen , die  ein  privatrcchtlichcs  Interesse  haben.  Wich- 
tiger sind  die  Zusätze  desselben.  Nach  jedem  Buche  näm- 
lich sind  eine  Anzahl  pergamentener  Blätter  leer  gelassen, 
damit  Zusätze  ohne  Schwierigkeit  augehängt  werden  können. 
Und  wirklich  kommen  nun  auch  solche  nachträgliche  Ein- 
schaltungen vor.  zum  Theil  von  etwas  spätem  Beschlüssen 
der  Räthe  und  der  Burger , zuin  Theil  auch  von  altern 
Freiheiten  und  Gewohnheiten,  deren  Aufzeichnung  über- 
sehen worden  war.  Besonders  sind  die  Anhänge  des  dritten 
Buches  für  das  Güterrecht  der  Ehegatten  und  das  Erbrecht 
von  Bedeutung. 

Ich  habe  diese  zweite  Recension  in  dein  gegenwärtigen 
Werke  benutzt,  zumal  sic  ihrer  Entstehung  nach  nicht  viel 
jünger  ist  als  die  erste  und  jene  durchweg  unverändert  in 
sich  auinahm. 

3)  Ausser  diesem  Richtebriefe  muss  noch  als  städtische 
Rechtsquclle  erwähnt  werden  eine  Sammlung  von  Erkennt- 
nissen des  Ilathes,  die  erst  im  Jahr  1630  veranstaltet  wurde, 
aber  aus  ächten  zerstreuten  Blättern  älterer  Protokolle  be- 
steht J,i).  Sic  enthält  anf  neunzig  Blättern  eine  grosse  An- 
zahl von  Beschlüssen  und  Willkiihrcn  des  Rathcs,  zum  Theil 
von  ganz  vorüber  gehender  und  administrativer  Bedeutung, 
zum  Theil  aber  auch  von  dauerndem  Interesse  für  Geschichte 
und  Recht.  Sic  fallen  in  die  Jahre  1292  — 1371.  Alle  Stücke 
bis  auf  eines  gehören  aber  in’s  vierzehnte  Jahrhundert.  Eine 
grosse  Anzahl  derselben  ist  vor  die  Brunische  Verfassungs- 
änderung zu  setzen  2,<;). 

4)  Herzog  Albrccht  von  Oesterreich  crtheilte  der  Stadt 
Mellingen  im  Aargau  das  Recht  von  Winterthur, 
worauf  sich  die  Mellingcr  an  den  Rath  von  Winterthur 
wendeten  mit  der  Bitte  uin  Mittheilung  ihrer  Freiheiten 

21 5)  Es  ist  das  die  Sammlung,  .welche  grosstcntheils  in  chronologischer 
Ordnung  abgedruckt  ist  in  den  Beitragen  in  Jak.  I.  auffers  Historie  der 
Eidgenossen.  ZUrich  1739.  Th.  II. 

216)  Das  ron  mir  benutzte  Ms.  gehört  in  das  Staatsarchiv  und  ist  mit 
No.  65  bezeichnet.  Nach  J.  C.  II.  Dreyer  gingen  diese  Erkenntnisse  theil- 
weise  über  in  die  Statuten  der  schwäbischen  .Stadt  Waldshut.  Beiträge  >nr 
Literatur  und  Geschichte  des  deutschen  Rechts.  Lübeck  1783.  S.  9, 
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und  Gewohnheiten.  Auf  dieses  hin  stellte  der  letztere  das 
Weisthum  von  1297  aus.  Darin  ist  zuerst  aufgenoinmen  ein 
Freiheitsbrief  Graf  Rudolfs  von  Habsburg  von  1264,  so- 
dann ein  solcher  König  Rudolfs  von  1275  und  zuletzt  eine 
Aufzeichnung  anderer  in  Winterthur  geltenden  Rechtsge- 
wohnheiten 2,?). 

5)  Die  Aufzeichnung  von  Öffnungen  der  Grund- 
herren und  Vögte,  wovon  oben  schon  die  Rede  war, 
fallt  meistens  erst  in  die  folgende  Periode.  Nur  einzelne 
wenige  gehören  sicher  schon  in  die  gegenwärtige.  Das 
Alter  ist  indessen  gerade  Dir  die  altern  OfTnungen  unge- 
wisser als  fiir  die  jiingern , weil  jene  weniger  als  diese  be- 
stimmte Daten  in  sich  aufgenommen  haben. 

Anders  ist  cs  aber  mit  dem  Inhalt.  Dieser  ist  sehr  häufig, 
selbst  in  Öffnungen  des  sechszehnten  Jahrhunderts  uralt ; und 
so  trug  ich  denn  kein  Bedenken , sie  schon  in  dieser  Pe- 
riode zur  Aufhellung  der  damaligen  Rechtsinstitute  viel- 
fach zu  benutzen.  Selbst  in  den  ältesten  Öffnungen , deren 
Abfassung  noch  in  die  erste  Hälfte  oder  die  Mitte  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  fallt,  heisst  cs  oft  ganz  ausdrücklich, 
dass  sie  nur  altes  Recht  und  althergebrachte  Gewohnheiten 
aufzeichnen.  Es  war  auch  gar  nicht  der  Zweck  dieser 
Öffnungen,  neues  Recht  zu  schaffen.  Die  Vorstellung  von 
gesetzgebender  Willkühr  war  überhaupt  dem  damaligenVolks- 
leben  fremd.  Das  Recht  wurde  als  ein  bestehendes'  bloss 
ausgesprochen.  Die  ältesten  Männer  sagten,  wie  es  bei 
ihnen,  so  lange  sie  zu  denken  wissen,  gehalten  worden, 
und  das  so  geöffnete  Recht  wurde  dann  nicdergesclirieben. 
Daher  finden  sich  nur  selten  Bestimmungen  eingemischt, 
durch  welche  ein  Verhältniss  neu  regulirt  werden  sollte  und 
gewöhnlich  tragen  sie  dann  mehr  die  Form  des  Vertrages 
an  sich. 


21 T)  Ich  habe  da,  ganze  merkwürdige  Weiithom  in  der  Beilage  II  ah- 
drucken  lassen.  Da,  Original  da, an  ist  vermuthlich  noch  in  Mellingen.  In- 
dessen findet  sich  eine  alle  wahrscheinlich  gleich/eilige  Abschrift  desselben  aal 
Pergament  in  dem  Archive  der  Stadt  Winterthur,  welches  mir  rnr  Benulrnng 
raitgetbeilt  wurde. 
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Bei  den  Erneuerungen  der  Öffnungen  wurde  selten  gar 
viel  geändert.  Meistentlieils  wurden  nur  Zusätze  beliebt, 
die  das  Ganze  ergänzten,  zuweilen  auch  modificirten.  Man 
schrieb  gewöhnlich  die  ganze  alte  Öffnung  wieder  ab,  statt 
ihr  Materiale  weiter  zu  sichten.  So  kam  cs,  dass  in  den 
neuern  Öffnungen,  welche  wir  noch  besitzen,  öfters  sich 
Stellen  finden,  die  gewiss  damals  schon  veraltet  und  un- 
praktisch geworden  waren. 

Was  die  äussere  Form  und  Sprache  dieser  Öffnungen 
betrifft,  so  ist  ihr  Werth  sehr  verschieden.  Je  älter  sie 
sind,  desto  mehr  scheint  sowohl  in  der  Sprache  als  auch 
in  den  Bestimmungen  ein  poetisches  Element  sich  hervor  zu 
thun.  Es  ist  das  um  so  auffallender,  je  mehr  in  der  Folge- 
zeit nach  der  Reformation  sich  ein  durch  und  durch  pro- 
saischer Charakter  in  unserm  Volke  zeigt.  Auf  die  Art 
der  Entstehung  der  Öffnungen  deutet  zuweilen  auch  die  Fas- 
sung derselben.  Es  werden  nämlich  in  einigen  die  Hof- 
jünger und  Hausgenossen  redend  cingefiihrt  mit  den  Worten : 
Es  sprechen  die  Hofjünger,  die  Hausgenossen.  Und  so 
findet  sich  auch  die  Frage  des  Herrn  etwa  erwähnt,  auf 
welche  hin  jene  das  Recht  finden  und  äussern. 

Einzelne  Öffnungen  haben  die  äussere  Form  des  Ver- 
trages, jedoch  nicht  so  fast  zwischen  Herrn  und  Hörigen 
als  zwischen  zwei  Herrn,  z.  B.  die  Öffnung  von  Wiesen- 
dangen  zwischen  dem  Grundherrn  und  seinem  Meyer,  der 
sich  damals  schon  aus  der  Stellung  eines  gewöhnlichen  Meyers 
erhoben  hatte  und  das  Meyerthum  als  ein  eigenes  erbliches 
Recht  besass.  Doch  kommen  auch  Verträge  zwischen  Grund- 
herrn und  den  Hofgenossen  vor,  wie  z.  B.  der  von  den 
Abgeordneten  des  Züricher  Rathes  vermittelte  Hausbrief  von 
Bubikon  von  1483. 

Ich  werde  am  Schlüsse  dieses  Werkes  ein  Verzeichniss 
zürcherischer  Öffnungen  beifügen,  die  in  sehr  grosser  Menge 
vorhanden,  von  denen  aber  nur  ein  Theil  der  neuern  ge- 
druckt sind.  So  viel  es  anging,  habe  ich  immer  entweder 
die  Originale  selbst,  oder  doch  alte  Abschriften  benutzt. 

6)  Urkunden  über  Rechtsgeschäfte.  Die  Samin- 
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lung  von  Neugart,  von  der  schon  in  der  ersten  Periode 
die  Rede  war,  reicht  auch  in  die  zweite  hinüber.  Doch 
ist  sie  für  diese  von  viel  geringerer  Bedeutung. 

Desto  mehr  sind  die  einheimischen  Archive  zu  benutzen. 
Leider  fehlen  brauchbare  auch  nur  einigermassen  geordnete 
Nachweisungen  und  Ucbersichten.  Und  die  Sammlungen 
von  neuern  Abschriften , die  sich  in  den  Archiven  linden , 
sind,  abgesehen  von  ihrer  Dickleibigkeit,  gewöhnlich  voller 
Fehler.  ln  dieser  Hinsicht  ist  unzweifelhaft  noch  vieles 
nachzuholen,  was  Berücksichtigung  verdient,  aber  von  mir 
übersehen  worden  ist.  Sehr  brauchbar  für  die  Rechtsge- 
schichte ist  besonders  ein  altes  Urbar  der  Propslci  Gross- 
münster, welches  ohne  Zweifel  im  vierzehnten  Jahrhundert 
schon  angelegt  wurde  und  von  einer  Menge  wichtiger  Ur- 
kunden gute  Abschriften  enthält.  Dieselben  sind  zu  An- 
fang des  sechszehnten  Jahrhunderts  mit  den  Originalen  ver- 
glichen und  jede  einzelne  Abschrift  notarialisch  beglaubigt 
worden  21S).  Mangelhafter  sind  die  Abschriften  des  Frau- 
miiosteramtes  2I3)  und  des  Staatsarchivs  2-°). 

23.  Verbrechen  nnd  deren  Bestrafung. 

Noch  immer  werden  die  meisten  Vergehen  mit  Geld  und 
ebenso  oft,  nach  bestimmten  Taxen,  zuweilen  auch  nach  dem 
Ermessen  des  Gerichtes  bestraft.  Und  insofern  erinnert  das 
Strafverfahren  noch  fortwährend  an  das  alte  Conipositionen- 
system.  Es  waren  diese  Bussen  nun  aber  zu  ordentlichen 
Strafen  geworden  und  das  Fchderecht,  ausser  in  den  Fällen 
der  Blutrache,  wovon  sich  noch  häufig  Spuren  finden221), 

218)  Es  ist  das  die  Sammlung,  welche  ich  als  Diplomat**  der  Propslci 
bezeichnet  und  öfters  benutzt  habe. 

219)  Ich  habe  die  Urkunden  , selbst  wo  sie  mir  auch  sonst  noch  »n  Ue- 
sichte  gekommen  waren,  doch  nach  diesen  Abschriften  citirt,  weil  dort  nicht 
bloss  die  Copie  leicht  zu  finden  ist,  sondern  auch  Uber  den  Ort,  wo  die 
Originale  liegen,  Auskunft  rrtheilt  wird. 

220)  Corpus  IVerdmüllcrianum  uni.  et  nov.  in  einer  Reihe  von  Banden. 

221)  Sühnbrief  von  1255.  im  Lande  Uri  bei  Tschad  i Chronicon  Het- 
veticon.  Basel  1734.  I.  155.  Öffnung  von  Neerach  s.  d.  „Ob  aber 
der  todschleger  nit  begriffen  werden  inocht,  so  wird  des  todlen  inenseben  lich- 
n a ins  fründen,  die  in  von  Sip  schuft  wegen  zu  rachen  habend  , der 
lib  ertbeilt  rnd  vnsern  gnedigen  herren  von  Eilrich  da«  guot.” 
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allmälig  untergegangen.  Auch  sind  die  Bussansätze  viel  we- 
niger nach  dem  objectiven  Schaden  detaillirt,  sondern  ge- 
wöhnlich allgemein  gefasst  und  auf  ganze  Gattungen  von 
Vergehen  bezogen. 

In  den  Städten  waren  sie , des  grossem  Rcichthums  we- 
gen, weit  grösser  als  auf  der  Landschaft,  in  Zürich  grös- 
ser als  in  Winterthur.  Es  ist  in  der  Thal  auffallend,  wie 
gering  die  Bussen  für  die  Bauern  angesetzt  sind,  wenn  die 
Sache  in  ihrem  heimischen  Gerichte  von  dem  Vogte  behan- 
delt werden  kann.  Die  höchste  Busse  überstieg  früher  nie 
9 Pfund , später  nicht  18  Pfund , wie  wir  schon  oben  ge- 
sehen haben  22J). 

Zu  den  Vergehen , die  am  häufigsten  erwähnt  wurden , 
gehören  immer  noch  Raufhändel  in  verschiedenen  Formen. 
Ebenso  wurde  das  Haus  des  Mannes  noch  fortwährend  als 
ein  in  gewisser  Hinsicht  gefreiter  Ort  angesehen,  und  jedes 
Vergehen,  das  gegen  einen  andern  durch  Heimsuche  oder 
wie  die  Öffnungen  gewöhnlich  sagen , unter  dem  nissigen 
Hafen  (Vordach)  begangen  wurden,  eben  dcsshnlh  härter 
bestraft  "3). 

Gefängnisse  waren  noch  ziemlich  unbekannt  und  Gefäng- 
nisstrafe als  solche  ungewöhnlich.  Allgemein  galt  der  Grund- 
satz: Wer  die  Busse  zahlen  kann,  darf  nicht  in  ein  Ge- 
fängniss  gebracht  werden.  Nur  wenn  Gefahr  vorhanden  ist, 
dass  einer  die  Schuld  nicht  abtragen  könne,  fand  Thürinung 
Statt.  Von  vielen  führe  ich  nur  drei  Stellen  an. 

Zusatz  z,  um  ersten  Buche  des  R ich  t e br  iefs  : 
Swelch  l.anima»  oder  burger  dekeinen  andern  f.antman  oder 
burger  — mit  messern  oder  mit  swerten  oder  mit  solichcn 
vvall'en  anlouffcl  oder  wundet  ald  ze  tode  siat:  da  sol  inan- 
gelich  es  sin  wirte  oder  ander  liite , die  dabi  sint,  zuo  ruef- 
fen  vnd  die  heftet),  die  die  vnzuht  liant  getan,  so  ferro 

222)  Obeo  }.  21.  S.  223. 

223)  Richtebrief  I.  32.  33.  3t.  Öffnung  von  Wipkingen  «.  J, 
„Wer  aber  das  einer  den  Andern  freffenlieb  vnd  scbalklich  /e  htiss  oder  te 
buff  vnderm  Ruossigrn  Reffen  suochli , der  sol  einen  vogt  mit  eecht  IX  lib. 
enricher  pfenmg  (buchste  Busse)  verfallen  sin  vnd  dem  cleger  III  Ivb . vnd  da/ 
/no  den  cleger  ab/elegen  , als  dann  erber  UH  /unlieb  vnd  bescheiden  dunckel." 

Blnnl.ihli  R.cKl.geichivhl»  1b 
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$l  mvgen,  vnd  behaben  vntz  das  eltelicber  des  Rates  oder 
der  Rdten  dazuo  koiucnt.  Es  enwere  danne  daz  es  solich 
Burger  teten,  vmbe  die  kuntlich  were,  das  si  wol  ze 
buessenne  hetten:  wen  die  sol  inan  n i c h t h eff  ten. 

Öffnung  von  Me i len  s.  d.  Wer  och  die  XVIII  pfund 
(höchste  Busse)  verschuldet,  vindet  er  trostung,  so  sol  in 
ein  vogt  nienahin  fueren.  vindet  er  och  XVIII  gesellen, 
ieglichen  vinb  1 pfund  trostung,  ob  er  als  hahlos  ist,  des 
sol  ein  vogt  bcnuegcn  vnd  sol  in  nienarhin  fueren.  wer  och 
hie  hus  vnd  hof  hat  in  der  vogty  , den  sol  ein  vogt  nit  vahcn. 

Öffnung  von  Altorf  von  1439.  Es  sprechent  die  hof- 
lüt,  welcrley  buossen  einer  verschuldi,  die  erlich  sygint, 
mag  da  einer  trostung  ban  , so  sol  inn  ein  herr  nüt 
turnen. 

Ehrliche  Bussen  sind  Bussen  wegen  ehrlicher  Sachen. 
Unehrliche  Sachen,  als  namentlich  Diebstal  und  andere  Ver- 
brechen, werden  dann  leicht  nicht  mehr  als  Frevel  betrachtet 
und  dem  Blutgerichte  überwiesen JJi).  Doch  werden  die 
geringem  Diebstähle  gewöhnlich  noch  von  dem  Vogte  be- 
handelt und  bestraft. 

Die  erhöhte  Strenge  des  gemeinen  Rechtes,  nach  wel- 
cher eine  bedeutende  Anzahl  von  Vergehen  todeswürdig  wa- 
ren , scheint  überhaupt  durch  widerstrebende  Gewohnheits- 
rechte jeder  Art,  welche  die  Sache  innerhalb  der  niedern 
Gerichtsbarkeit  oder  wie  in  Zürich  durch  den  Rath  abthun 
Hessen , gemildert  worden  zu  sein.  Wenn  aber  einmal  das 
Blutgericht  in  einem  Falle  niedergesetzt  war,  so  ist  nicht 
zu  zweifeln,  dass  doch  das  gemeine  Recht  anerkanut  wer- 
den musste  und  so  dann  auch  zur  Anwendung  kam. 

Gewöhnliche  Frevel  wurden  überall  nicht  bestraft,  wenn 
der  Verletzte  nicht  Klage  erhob.  Die  altern  Öffnungen  ent- 
halten daher  durchgängig  den  Grundsatz,  dass  cs  dem  Be- 
leidigten und  dem  Beleidiger  frei  stehe , sich  mit  einander 
sonst  abzufinden. 

Alte  Vo g t c i offnu ng  zu  Thalwyl.  Ist  daz  teman  in 
der  vogtey  stos  krieg  mishellvng  mit  dem  andern  hat,  wer- 
dent  dieselben  mit  enander  bericht  von  ir  früoden  oder  an- 

U2A)  V||.  obta  18.  Audi.  174.  nid  175. 
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dem  Lüten  , E daz  es  einem  vogt  oder  sinem  aintman  ge- 
klagt wirt,  So  hat  ein  vogt  noch  sin  amlinan  der  Bnoss  niil 
nach  ze  fragen,  dii  Buoss  si  gross  oder  klein. 

Öffnung  von  Wald  s.  d. : wellicherley  frefli  da  be- 
schicht, ane  das,  das  die  kilchen  anrueret,  Ist  das  daz  ver- 
richt vnd  übertragen  wirt , das  es  nit  ze  klag  kumbt , für 
ein  herren  oder  sin  ambliit,  So  sol  ein  kein  herr  noch  ge- 
richt  für  bas  nit  nachfragen  noch  snochen. 

Öffnung  von  ßinzikon  von  1455.:  Ist  ouch  das  einer 
oder  me  als  vyl  der  ist,  stüssig  werdent,  als  vast  das  sy 
ein  annder  wundent  oder  uff  den  tod  cinannder  schlachent, 
kunt  da  Jeman  zuo,  Es  syend  friind,  gesellen  oder  nach- 
buren  vnnd  sy  darumb  Inn  ein  bringend  vnd  richtend , Ee 
das  die  sach  dem  herren  oder  sinen  amptlüten  klagt  wirt: 
So  hat  der  her  noch  dü  amptlüt  das  nit  ze  werren  nach 
dar  zuo  ze  griffen , ob  sy  also  verricht  werdent;  Es  treffe 
daun  vn erlich  Sachen  an;  die  sol  noch  mag  nieman 
richten , nach  dar  zuo  thuon , dann  mit  des  herren  ze  grue- 
ningen  vnd  der  ainptliiten  willen  vnnd  wissen. 

Dadurch  wurde  denn  freilich  das  Strafrecht  und  der  Ge- 
nuss der  Bussen  auf  Seite  des  Vogtes  beeinträchtigt,  und 
so  finden  wir  auch  in  altern  Öffnungen  schon  die  Bestim- 
mung, dass  jedenfalls  der  Vogt  zu  seiner  Busse  gelangen 
soll. 

Öffnung  von  W i p k i n g e n s.  d.  Wer  ouch  Treffen  oder 
kriegen  in  diser  vorgenant  vogty  beschech,  das  mügond  si 
wot  vnder  ein  ander  mit  liehi  vnd  mit  friintschafft  zerlegen 
vnd  berichten  , mit  der  secher  willen  vnd  gunst,  wie  si  wel- 
lend, also  das  allweg  einem  vogt  sin  buoss  vorab  mit  dem 
Fechten  verfallen  si. 

Wer  ouch  das  einer  — frefenty,  — vnd  aber  den  der  kle- 
gcr  nit  klagen  wölt,  so  mag  in  ein  vogt  wol  zwingen  ze 
clagen  oder  ein  vogt  mag  aber  ein  an  sin  statt  setzen  vnd 
mag  selb  clagen  u.  s.  f.  (Der  letztere  Satz  ist  vermulhlich 
etwas  später  als  jener  erstcro , indem  er  noch  weiter  gebt, 
als  dieser.) 

f . 24.  Gemeinden.  A.  Der  Meyer. 

Völlig  freie  Gemeinden  , welche  keinerlei  dauernder  Herr- 
schaft unterworfen  waren , finde  ich  schon  in  dieser  Periode 
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keine  mehr.  Entweder  war  ein  Grundherr  oder  ein  Vogt 
an  ihrer  Spitze.  Wo  das  letztere  der  Fall  war,  da  erhielt 
sich  indessen  die  ältere  freie  Verfassung  noch  in  manchen 
Stücken.  Namentlich  mischte  sich  der  Vogt  nicht  sehr  in 
die  eigentlichen  bäuerlichen  Verhältnisse.  Desto  mehr  da- 
gegen war  der  Grundherr  seiner  Stellung  zu  dem  Boden 
und  den  Besitzern  desselben  gemäss  in  der  Lage  auch  auf 
die  Landwirtschaft  cinzuwirken.  In  dieser  Beziehung  sind 
vornehmlich  von  Bedeutung  die  Stellen  eines  Meyers,  Kel- 
lers und  Försters. 

A.  Dem  Meyer  (villicus  major),  dem  Oberbauer  wurde 
von  Seite  des  Grundherrn  die  Aufsicht  über  die  Bewirthung 
der  Güter  übergeben.  Er  ist  der  erste  unter  den  sämmtli- 
chen  Hofgenossen,  dem  Stande  nach  aber  keineswegs  Uber 
sie  gestellt  in  älterer  Zeit.  Wie  diese  selbst  bald  persön- 
lich frei,  bald  persönlich  hörig  waren,  immer  aber  in  Folge 
ihres  Grundbesitzes  dinglich  unfrei,  so  waren  es  auch  die 
Meyer.  Und  es  ist  wahrhaft  lächerlich,  in  den  ältern 
Meyern  eine  Klasse  von  vornehmen  Leuten  und  Adelichen 
sehen  zu  wollen , wie  das  auch  schon  geschehen  ist.  Die 
Belege  für  die  Hörigkeit  mancher  Meyer  sind  in  der  That 
gar  nicht  selten.  Ich  will  nur  einige  anfiihrcn.  Im  Jahr 
1293  verkauft  der  alte  Bilgrim , Burger  von  Zürich,  der 
Aebtissinn  zwei  seiner  eigenen  Güter  in  Niederwcningen. 
Das  eine  wird  von  Wernher  dem  Meyer  gebaut,  den  er 
daher  ohne  Bedenken  samrnt  dem  Hofe  veräussert 25i).  Im 
Jahr  1209  geben  die  Herren  von  Eschibach  alle  ihre  Rechte, 
die  sie  hatten,  „cs  si  von  cigeschaft  oder  von  vogtey 
ald  svvas  rechtungc  geheissen  mag,”  an  Mechtilde,  Rudolfs 
und  Heinrichs,  „der  mcicr  von  seldebürren  swe- 
stcr,  dü  elich  wirtin  ist  Stephans  des  Meiers  von 
hoengge,  oder  zc  ir  kinden,  dü  si  ictz  hat  ald  noch  ge- 
winnet,” zu  Gunsten  der  Propstei  aufm).  Wenn  sic  eine 
Eigene  war,  so  waren  es  aber  ihre  Brüder,  die  Meyer  von 
Sellenbirrcn  auch  und  nur  einem  andern  Herrn  zugehörig 

225)  FrAumüoiteraml  I.  166. 

226)  Diplom.  der  Propstei  S.  53.  a 
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auch  ihr  Ehemann.  In  einer  Urkunde  von  1377,  also  noch 
ziemlich  spät,  heisst  cs : „in  den  Meyerhof — zuo  den  Meyern 
bansen,  Meyer  Rucdin  vnd  Conrat,  meyer  Stephan  von 
höngg,  die  vnsers  Gotzhus  eigen  vnd  gesworn  1 ü t 
»int 227)-’’ 

Wohl  aber  war  die  vorteilhafte  Stellung  des  Meyers 
geeignet,  ihn  wohlhabend  zu  machen  und  ihm  erweiterte 
Rechte  zu  verschaffen.  Ihr  Amt,  das  ursprünglich  ganz 
von  der  Gnade  des  Grundherrn  abhing,  wurde  an  manchen 
Orten  erblich  in  der  Familie  eines  gewesenen  Meyers,  und 
so  der  Willkühr  des  Herrn  entzogen.  Wenn  dann,  wie  das 
hier  und  da  geschah  , der  entfernte  Grundherr  gewöhnlich  gai 
nicht  mehr  nach  dem  Hofe  kam,  um  daselbst  das  Maien-  und 
das  Herbstding  zu  halten : so  vertrat  der  Meyer  hier  seine 
Stelle  und  erhielt  dadurch  natürlich  in  den  Augen  der  Hauern 
und  seinen  eigenen  ein  höheres  Ansehn  und  Würde.  Wur- 
den dann  endlich  von  Seite  des  Grundherrn,  der  dem  Reiche 
berittene  Leute  stellen  musste,  etwa  wohlhäbigc  Meyer  ge- 
schickt und  thaten  sic  llcitcrdicnst,  so  konnten  sie  sich  so 
in  den  Stand  der  Ritter  erheben.  Auch  davon  sind  die  Spu- 
ren sehr  häufig.  Besonders  glücklich  waren  die  Meyer  der 
Aebtissinncn  gestellt,  weil  diese  Damen  weniger  als  adelichc 
Herrn  befähigt  waren,  sie  in  ihrem  frühem  Zustande  nie- 
der zu  halten.  Die  Anfänge  solcher  Erhebung  einzelner 
Meyer  gehören  in  eine  sehr  alte  Zeit.  In  der  ersten  Hälfte 
des  zehenten  Jahrhunderts  schon  sah  sich  der  Abt  Engel- 
bert von  St.  Gallen  genöthigt,  seinen  Meyern,  welche  an 
fingen,  sich  als  Adelichc  zu  betragen,  der  Jagd  obzuliegen, 
Schilde  und  glänzende  Waffen  zu  tragen,  solche  Anmassuug 
zu  verweisen , ihnen  derlei  Beschäftigungen  zu  verbieten 
und  sie  zu  ihrem  ursprünglichen  Berufe,  dem  Ackerbau  und 
der  Landwirtschaft,  zurück  zu  führen221). 

Dagegen  finden  wir  in  einem  für  die  Geschichte  des  Meyer- 
amtes interessanten  Schicdspruch  von  1200  einen  Meyer, 
dem  es  bereits  gelungen  ist,  gegenüber  der  Aehtissinn  von 

227)  Diplom,  der  Propslei  5.  155 

228)  ton  Ar*  St  Gallen  I.  2f6. 
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Zürich,  seiner  Grundlierrinu , eine  selbständige  Stellung  zu 
erlangen.  Das  Meyertlium  ist  in  seiner  Familie  erblich  und 
ein  ihm  zugehöriges  Recht  geworden.  Er  spricht  einen 
Theil  der  Einkünfte,  die  dem  Grundherrn  zugehören,  für 
sich  an  und  sucht  auf  die  Hauern  zu  seinen  Gunsten  neue 
Lasten  zu  verlegen.  Daneben  hat  er  die  Ritterwiirdc  er- 
langt 

In  Wiesendangen  hatte  der  Meyer  ebenfalls  ein  erbliche» 
Meyerrecht  errungen,  und  die  Fahrlässigkeit  des  Grund- 
herrn so  sehr  ausgcbcutet,  dass  diesem  von  der  eigentlichen 
Gerichtsbarkeit  in  der  'l'hat  nur  noch  der  äussere  Anschein 
übrig  blieb,  während  jener  das  Reale,  was  darin  lag,  als 
eigenes  Recht  behauptete.  Die  öfters  erwähnte  Oifuuug 
von  Wicsendangen  von  1473  ist  nichts  anders  als  ein  Ver- 
trag zwischen  Grundherrn  und  Meyer,  durch  welchen  die 
gegenseitigen  gcrichtshcrrlichen  Rechte  in  dieser  "Weise  an- 
erkannt wurden.  Der  Abt  von  Petershausen,  Grundherr 
zu  Wiescndangeu , darf  noch  nach  alter  Sitte  mit  äusserer 
Hoffahrt  an  den  Jahresgerichten  erscheinen.  Er  nimmt  auch 
den  Gcrichtsstab , das  Zeichen  der  Gewalt,  in  die  Hand, 
und  lässt  seine  Öffnung  verlesen.  Nun  soll  er  aber  sogleich 
den  stab  von  Iin  gehen  vnd  fiiro  nit  richten. 

Dagegen  hat  nun  Junker  Hug  von  Hegi 
als  ein  mayer  ze  richtend  vinb  aygen  vnd  erb , geltschulden 
vnd  vinb  alles  das  zc  bercchtend  ist,  vsgenommen  über 
das  plüt  fräuel  vnd  die  artikel  vor  von  ainern  herren  von 

229)  Urk.  bei  Neugart  No  972.  „ litis  disccplione  iuler  reverendaro  tu 

Christo  Mechtitdaui  abbalissain  — er  una  et  iieuricum,  militem , »illieum  ir< 
Mure  — super  juribu*  et  functionibus  officii  mHicationi s saai  iu  dicta  vilU 
et  in  atiis  Tillulis  eidem  curti  appendentibus , io  qnibus  Hcinricu s quoruiam 
pater  dieti  eillici  plus  debito  usurpavtt Für  die  Erblichkeit  des  Meyeram- 
tes  in  Mur  ist  auch  noch  eine  Urk.  v.  1348.  FraumUnsteramt  II.  339. 
anzuführen.  Wo  die  Meyer  sich  so  aufgeschwtmgen , konnte  doch  wohl  auch 
«in  anderer  Ritterbürtiger  sich  um  ein  Meyeranit  bewerben.  In  einer  Urk. 
v.  1369.  FraumUnsteramt  II.  499.  zeigt  sich  dieselbe  Richtung  nach  der 
Erblichkeit  hin  deutlich.  Nach  dem  Tode  des  Meyers  zu  Horgeu  nämlich 
»ertragen  sieb  mehrere  Erben  durch  Auskauf  mit  einander  über  den  Besitz  des 
Meyerhofes.  Und  es  geschieht  diess  ungeachtet  darin  der  Hof  als  der  Aebhs- 
Mun  frei,  ledig,  eigen  bezeichnet  wird,  weil  die  Erben  „ etlich  ansprach  tu 
demselben  batten." 
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petershusen  vermerkt.  — Itein  im  gehörend  zuo  alle  zwing  vnd 
Bann  Clain  vnd  grosz  über  liollz  velde  wisen  acker  win- 
garten  wasser  wasserrünsen  Gemaininerk  wayde  u.  s.  f.  2W), 
Dieser  Gefahr  suchten  einige  Grundherrn  dadurch  vor* 
zubeugen,  dass  sie  das  Meyeramt  nur  für  eine  gemessene 
Zeit,  oder  doch  nur  auf  Lebenszeit  verliehen.  In  der 
HönggerofTnung  von  133S  heisst  es  daher:  Wenn  der  Propst 
zu  Gericht  sitzt  und  die  Öffnungen  verlesen  sind , 

so  sol  der  meiger  des  meigerhofls  ze  hüugg  vfgehon  den 
meigerhofT  in  des  probates  hand  oder  des  der  sin  statt  haltet 
mit  hofiung  , ist  er  nütze  demselben  hoff,  daz  man 
im  in  ividcr  liehe.  Vnd  wenn  er  in  vf  git , so  sol  sich  der 
probst  ervaren  mit  den  dorfliilen  bi  geswornen  eiden , ob 
der  meiger  dem  hof  mug  nütze  sin.  Vnd  wirt  er  funden  , 
da/,  er  dem  hof  nütz  mug  sin , so  sol  im  der  probst  den 
hof  wider  liben.  Enphindct  es  sich  aber,  daz  er  dein  hof 
vnnütz  ist,  so  sol  er  von  dein  probst  mit  gunst  des  capitels 
ze  Zürich  von  dem  hof  gestossen  werden. 

Auch  das  Meycramt  von  Knonau  war  noch  1461  nicht 
erblich  verliehen,  und  aus  der  Vcrlassenschaft  des  Meyers 
wurde  der  Fall  bezogen,  zum  Zeichen  seiner  dinglichen 
(darum  freilich  nicht  mehr  persönlichen)  Hörigkeit. 

Öffnung  von  Knonau  vom  Jahr  1461.  Item  cs  ist 
och  ze  wissend,  das  der  meygerhoff  ze  hnonow  vnd  aller 
meygerhefT,  die  das  gotzhus  haut  (das  Gotteshaus  Schanis) 
indem  Ergöw  nit  Erblechen  sind,  wann  es  sind  ampt- 
lechcn:  vnd  wann  ein  uieyger  nhgaut  von  tods  we- 
gen, so  mag  ein  Eptissin  den  meygerhoff  liehen,  wem 
sv  dunckt,  oder  Ir  gerautten  wirt,  der  Ir  vnd  dem  gotz- 
hus  nützlich  vnd  fueglich  ist,  vnd  sol  enthein  sin  erb  ent- 
hein  ansprach  han  dar  zuo , denn  als  ver  sy  es  von  einer 
Eptissin  gehuon  »mögend  von  gnauden  vnd  nit  von  recht. 
Vnd  wenn  das  heschicht,  das  ein  Eptissin  von  tods  wegen 
abgaut , so  sund  die  meyger  zuo  einer  andere  Eptissin,  die 
nach  wirt  gesetzt,  knmen  vnd  von  der  enphauchen  vnd  denn 
soll  sy  liehen,  vnd  sund  die  ir  gen  ein  bescheiden  er  s c h at  z , 
als  sy  es  an  ihren  gnauden  lindent.  — Item  es  sind  och 
die  meyger  all  f eilig,  die  die  meygerhoff'  hand,  da*  best 

230)  Öffnung  tob  W loocndnngvn  r.  1473. 
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lebend  hopt,  das  er  baut  oder  sin  hirnesch  oder  sin  bu.t 
gewand,  ob  er  nit  pferet  oder  harnescb  helle. 

Der  Meyer , welcher  gewöhnlich  ftir  sich  selbst  das 
grösste  und  beste  Stück  des  alten  Hofes  zur  Bebauung  er- 
hielt, musste  dann  auch  dafür,  und  für  die  übrigen  Vor- 
theile , welche  ihm  aus  dem  Bezug  der  Gefälle  und  Bussen 
etwa  znticlen , zum  Besten  der  sh'mmtlichen  Hofgenossen 
Wucherthiere  halten.  So  muss  er  z.  B.  nach  der  Öffnung 
von  Fällanden  ein  Wucherschwein  halten  und  ein  Wuelier- 
rind.  Von  dem  Meyer  zu  Wiederurdorf  heisst  es  in  einer 
Urkunde : 

Ist  aber  da/,  Chuonrat  der  tneiger  dirre  stuften  dchrmc* 
brichet , also  das  er  du  höpter  nicht  v f dem  liouc 
hette,  als  vor  gedinget  ist,  ald  den  bof  defteinen  weg  ver- 
ftüinberte  als  ouch  vorgeseit  ist , oder  den  zins  nicht  richte 
— so  sol  der  — hof  gcntzlich  den  ftorherren  aller  dingen 
ledig  sin 

An  einigen  Orten , besonders  wo  der  Meyer  zugleich  im 
Warnen  des  Herrn  die  Gerichtsbarkeit  verwaltete,  Enden 
wir  auch  an  die  Stelle  desselben  einen  Amtmann  gesetzt, 
damit  auch  hierin  wieder  der  Charakter  eines  Amtes  im 
Gegensätze  zu  erblichem  Rechte  ausgedrückt  werde t32). 


231)  Dipl,  der  Propstei  S.  139.  Urk.  v.  1339.  In  einem  Frocessr 
lyrischen  dein  Gotteshaus  Pfafers  Namens  seines  Meierhofs  zu  Mänidorf  und 
der  „Gebursaini”  daselbst,  die  durch  den  Vogt  vertreten  wird,  verlangt  diese  , 
dass  der  Meyer  ein  Wucherrind  , «in  Wacherschwein  und  einen  grossen  Kessel 
„da  arm  lut  ir  habren  mne  sieden”  habeu  solle.  Urk.  v.  1365  in  Manidorf. 

232)  Eichhorn  theilt  in  einer  besondere  Anmerkung  za  HechUgesebicbtc 

343  eine  Stelle  aus  dem  Hofrechte  der  Abtei  Lbersheim  mit  v.  J.  1320 

die  er,  wie  mir  scheint,  desshalb  unrichtig  erklärt,  weil  er  den  Ausdruck 
Meyer  auf  einen  Bauern  überhaupt,  der  ein  Gut  nach  Hofrecht  besitzt,  be- 
zieht, statt  auf  den  Meyer  als  Vorgesctzteu  der  Bauern.  Passt  mau  die 
Stelle  in  dieser  letztem  Weise  auf,  so  erhält  sie  einen  ganz  andern  Sinn, 
der  sich  denn  aber  auch  ganz  natürlich  ergibt  und  keinerlei  Schwierigkeiten 
bat.  Ich  erkläre  dieselbe  so : Von  einem  gewöhnlichen  Gotteshausmanu  be- 
zieht die  Abtei  das  einfache  Bcslhaupt ; von  einem  Meyer,  der  zugleich  dem 
Gotteshause  zugehorl,  einmal  das  Beslhaupt  mit  Bezug  auf  seine  Hörigkeit, 
und  ein  zweites  Beslhaupt  „von  me  ainbachtc  d.  h.  von  dem  Meyeramte 
«reiches  der  Meyer  besessen  hatte.  Wenn  er  aber  nicht  ein  Höriger  dieses 
Gotteshauses  war,  sondern  einem  andern  Herrn  als  Höriger  rustand , so  nimm« 
•fieser  das  Be«thaupt  und  das  Gotteshaus  nur  da*  Nächstbeste  von  dem  Auitc. 
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Öffnung  von  Meilen  s.  d.  Wenne  och  ein  ampt- 
inan  abgat , so  sol  ein  probst  ein  andern  amptinan  setzen 
mit  einer  gebursami  willen  der  merenteil,  vnd  dcrselb  a m p t- 
man  sol  hie  den  lüten  richten  vnd  sol  einem  hofman 
für  gebieten  vmb  I pfening,  einem  vsscrn  vmb  II  den. 

5.  25.  B.  und  C.  Der  Keller  und  Förster. 

B.  Der  Keller.  Wir  finden  auf  den  grossem  Höfen 
oft  neben  dein  Meyer  noch  einen  Keller,  auf  andern  auch 
einen  Keller  allein,  auf  dritten  nur  den  Meyer.  Wo  der 
eine  oder  der  andere  allein  da  steht,  haben  sie  so  ziem- 
lieh  die  nämlichen  Geschäfte.  Nur  steht  der  Meyer  eine 
Stufe  höher  als  der  Keller,  kommt  daher  eher  auf  gros- 
sem, dieser  eher  auf  kleinem  Höfen  vor.  Finden  sich 
beide  neben  einander,  so  sehen  wir  gewöhnlich  den  Keller 
den  Bezug  der  Einkünfte  des  Grundherrn  besorgen , nament- 
lich insofern  sie  in  Naturalleistungen  bestehen ; während  der 
Meyer  dann  eher  anstatt  des  Grundherrn  die  polizeiliche 
und  richterliche  Gewalt  ausübt.  Auch  für  die  landwirt- 
schaftlichen Bedürfnisse  hat  der  Keller  öfters  zu  sorgen , 
bald  in  Verbindung  mit  dem  Meyer,  bald  allein.  In  Fäl- 
landcn  sorgt  er  für  den  Kuhhirten,  der  Meyer  für  den 
Schweinhirten ,u).  In  Wiesendangen  muss  der  Keller 

dem  dorff  ain  Eber  haben : darvmb  sollen  sy  im  siner  swin 
vergebens  hüten  2J‘). 

ln  Ossingen  muss  er  ein  ,, Faselrind”  halten  für  das 
Dorf«5). 

Wie  der  Meyer  den  Meyerhof,  so  hat  der  Keller  den 
Kellhof  von  dem  Herrn  zur  Benutzung.  Er  besass  den- 
selben, wie  alle  andern  Hofleutc,  ursprünglich  aus  Gnade 
des  Herrn,  ohne  erbliche  Rechte  daran  zu  haben. 

Urkunde  von  1376.  Es  erschien  vor  dem  Gerichte  Job. 
Keller  von  ächwamendingen  vnd  verjach  dienlich  , das  er 

Ist  er  aber  ganz  ledig  , so  gibt  er  wieder  das  Besthaupt  dicssm.il  dem  Abte  , 
weil  er  kein  anderes  Bcsthaupt  an  einen  Herrn  tn  entrichten  hat  , nicht 
Nächstbeste , sondern  das  Beste. 

233)  Öffnung  von  Fa  llanden  s.  d. 

234)  Öffnung  von  Wiesendangen  v.  147? 

235)  Öffnung  von  Ossingen  9.  d. 
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noch  alle  sin  erben  oder  nachkoinen  enkein  recht  hettind 
7.uo  dem  kelnhof  ze  s wabendmgen  , der  die  vorgenant 
kilchen  Zürich  eigenlich  angehorrct , vvan  als  vere  si  an  dein 
probste  vnd  dem  Capitcl  der  vorgenaut  probstyg  Zürich 
■nit  gnaden  vinden  müchlind , als  ander  lüte,  (und  dass 
der  Propst  ihm  nun  den  Kelnhof  verliehen  habe,)  also  das 
er  vff  dem  hof  haben  sol  zehen  Ochsen  drü  ross  vnd  dri 
kue , vnd  sol  den  hof  in  eren  haben  mit  hus  mit  hof  vnd 
allen  zitlichen  büwen  vnd  mit  allein  dem  so  darzuo  gehört 
— vnd  vvonnc  das  ist,  das  er  von  dem  hofe  vert  toter  oder 
lebender,  so  sol  er  ze  abzug  geben  zehin  pfunt  pfenning 
Zürich  genger  vnd  gäber  müntz  vnd  sol  abzieeben  nach 
buvves  recht,  vnd  wen  das  geschieht,  so  sol  der  hof  ledig 
sin  der  kilchen  Zürich  vnd  habent  sin  erben  da  mit  nüt 
ze  schaffcnnr. 

Anderswo  mochte  es  aber  auch  dem  Keller  wieder  ge- 
lingen, sich  in  seinem  Grundbesitze  und  seinem  Amte  erb- 
lich fcstzusetzen.  Und  so  kam  cs  denn,  dass  auch  zuweilen 
ciu  Keller  sich  in  den  Stand  der  Ritterbiirtigcn  hob,  zumal 
da , wo  er  allein  war  und  sogar  die  grundherrliche  Ge- 
richtsbarkeit verwaltete  2M).  Doch  war  es  hier  dem  Herrn 
allerdings  leichter  den  Keller  als  den  Meyer  nieder  zu 
halten.  Desshalb  finden  wir  auch  in  der  Öffnung  von  Wie- 
sendangen  von  1473 , woselbst  der  Meyer  bereits  eine  eigene 
Gerichtshcrrlichkcit  erlangt  hatte,  die  ausdrückliche  Be- 
stimmung aufgenommen,  dass  der  Abt  als  Grundherr,  wenn 
er  wolle , den  Keller  eines  Tages  dreimal  entsetzen  könne. 

C.  Eine  für  die  bäuerlichen  Verhältnisse  nicht  unbedeu- 
tende Stelle  ist  die  des  Försters,  der  die  Bewirthung  des 
Waldes  unter  der  Aufsicht  des  Meyers  oder  Kellers  be- 
sorgt. Je  grösser  die  unvertheilten  Wälder  waren,  desto 
umfassender  war  seine  Geschäftsthätigkeit.  Auf  die  Wahl 
der  Förster  scheinen  schon  sehr  frühe  fast  allenthalben  die 
Hofgenossen  Einfluss  erworben  zu  haben.  Er  stand  ihnen 
näher  noch  als  der  Meyer  und  Keller,  welche  eben  so  sehr 


236)  Öffnung  von  Boiwil  bei  kopp  Urk.  S.  9$.  Von  Ars  St.  Gallea 
!.  Ä.  4 16.  Urk.  r.  1391  bei  Zelwcger  Appenteller  Urk.  No.  134. 
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um  des  Grundherrn  als  um  der  Leute  willen  da  waren  237). 
Doch  wird  das  Amt  wieder  von  dem  Grundherrn  verliehen. 

Öffnung  von  Höngg  von  1338-  Aber  ist  ze  wissent, 
daz  der  ineiger  vnd  die  huober  ze  höugg  ellii  jar  an  sant 
Stephans  tag  kiesen  süilent  vnd  er  wellen  einen  vorster 
vnd  weli  von  dem  liieren  teil  wirt  erwellet  vnd  von  dem 
inetger  geneminet,  der  sol  vorster  sin.  vvend  si  aber  den 
nit  erwellen  ald  ob  si  sich  gelich  teiient  vnd  zvven  vorster 
in  mishellnng  crwcllent,  so  sol  der  probst  denn  ze  mal 
einen  vorster  geben,  der  in  den  dorflüten  denn  ze  mal  aller 
nützest  danket,  also  das  er  in  derselben  wishelii  ansech , 
vvelr  der  merteil  si  an  guot  vnd  an  eren. 

Öffnung  von  Laufen  s.  d.  Es  ist  ouch  sidt  vnd  ge- 
vvonlich , das  man  vorster  sol  setzen  ze  Sungichten , diesel- 
ben vorster  sond  die  hoiTIUt  kiesen  by  Ir  eyd , die  si  die 
nutzistoten  vnd  die  besten  darzuo  dunkent.  Denen  sol  es 
denn  ains  Bischofs  pfleger  lihen. 

{.  26.  Nutzung  der  gemeinen  Mark. 

Obwohl  der  ganze  Boden  des  Landes  entweder  unter 
die  Grundherrschaft  oder  die  Vogtei  gebracht  war,  so  be- 
stand doch  die  Almendc,  gemeine  Mark,  fort,  und  die 
Nutzung  derselben  hatte  sich  nicht  sehr  verändert.  Was 
wir  in  der  ersten  Periode  angedeutet  haben,  muss  hier 
näher  angeführt  und  belegt  werden. 

Die  Benutzung  der  gemeinen  Wiesen  und  Waldungen 
hiug  jederzeit  von  Grundbesitz  in  dem  Dorfe  oder  Hofe 
ab,  zu  welchem  die  gemeine  Mark  gehörte.  Wer  keinen 
Grundbesitz  hatte,  konnte  auch  auf  keine  Nutzung  Anspruch 
machen.  Ja  es  stand  sogar  an  manchen  Orten  die  Grösse 
dieser  Nutzungen  im  Verhältnisse  zu  der  Ausdehnung  des 
Grundbesitzes. 

Öffnung  von  Ilüngg  von  1338.  Aber  ist  es  ze  wis- 
sent:  ist  das  der  ineiger  vnd  die  huober  ze  höngg  gemein- 
hch  vnd  einhelleklich  kein  holtz  es  si  vil  oder  wenig  gros 
oder  klein  ushowen  wellint  vnd  verküfien , daz  sol  besehe- 

237)  Urk.  v.  1260  Ncufart  972.  „Officium  neinorarii  st u forestarn 
debd  domma  abbafnsa  ad  prtttntahontm  villict  rt  vtUanorum  eonetderr 
ordinär«." 
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hcn  mit  dem  ineiger  vud  /.wen  huohern , die  darzuo  nütze 
vnd  guot  sigint , vnd  die  im  selber  der  uieiger  darzuo  kiesen 
vnd  erwcllen  wil.  Vnd  dnz  guot,  daz  von  demselben  holtz 
erlöset  wirt,  sol  geteilt  werden  von  dem  meiger  vnd 
zwen,  die  er  darzuo  nimet  vnd  er  die  huober  nach 
tciltig  der  guter  des  hofs  vnd  icglichs  buobers, 
An  alle  geuerd  vnd  inissetrüw  bi  geswornein  cid. 

Aber  hier  begegnen  uns  die  weitern  Fragen:  Genügt 
der  Grundbesitz  innerhalb  des  Dorfbanns,  sei  es  nun  eige- 
ner, oder  von  einem  Grundherrn  abgeleiteter?  Oder  muss 
man  ein  Haus  im  Dorfe  inne  haben?  Oder  ist  cs  zureichend, 
dass  der  Grundbesitzer  mit  seiner  Haushaltung  im  Dorfe 
wohne,  wenn  auch  in  fremdem  Hause? 

Es  ist  hier  schwer,  das  Ursprüngliche  zu  erkennen. 
Doch  glaube  ich , darf  man  sich  wohl  durch  folgende  Be- 
trachtung leiten  lassen.  I11  der  altern  Zeit,  als  noch  die 
gemeine  Mark  grösser  und  die  Bevölkerung  der  Dörfer  und 
Höfe  geringer  war,  konnte  die  Benutzung  jener  leicht  aus- 
gedehnter sein  und  gar  wohl  jeder  zugelassen  werden,  der 
nur  irgend  durch  seinen  Grundbesitz  darauf  Ansprüche 
machen  konnte.  Spater  aber  wurde  die  Genossenschaft  aus- 
schliesslicher, je  mehr  sich  ihre  Bedürfnisse  steigerten  und 
je  geringer  die  Aussichten  auf  Befriedigung  waren.  Daher 
fing  sie  an , den  Mitgenuss  weiter  zu  beschränken  und  sorg- 
fältiger darüber  zu  wachen,  dass  kein  neuer  Antheilhabcr 
erstehe.  Die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  wird,  abgesehen 
von  ihrer  innern  Wahrscheinlichkeit,  auch  dadurch  unter- 
stützt, dass  gerade  die  spätem  Rcchtsquclicu  mehr  von  den 
Beschränkungen  sprechen  und  zugleich  sich  von  einander 
durch  mancherlei  Modificationen  in  der  Art  der  Beschrän- 
kung unterscheiden.  Man  darf  sicher  aunchmen,  dass  die 
Behandlungsweisc  in  der  ältesten  Zeit  so  ziemlich  gleich  ge- 
wesen und  die  Verschiedenheiten  spätem  Ursprungs  seien. 
Nicht  unwahrscheinlich  ist  cs  aber,  dass  schon  in  der  altern 
Zeit  der  blosse  Grundbesitz  ohne  Wohnung  innerhalb  desGe- 
incindcbanns  nicht  zugcrcicht  habe  zur  Nutzung  der  Al- 
uiendc.  Es  mochte  diese  Trennung  auch  damals  faktisch 
nicht  so  leicht  Vorkommen.  Und  später  finden  wir  ent- 
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schieden  allenthalben  das  Erforderniss  eines  engem  oder 
weitern  Wohnsitzes  aufgcstellt,  um  die  Nutzungsrechte  zu 
gestatten.  Interessant  ist  in  dieser  Beziehung  eine  Urkunde 
von  1347.  Das  Gotteshaus  Selnau  kaufte  von  einem  Uz- 
•wiler  von  Zürich  Wiesen  zu  Rieden,  welche  zu  Erbe  ver- 
liehen waren  von  der  Propstei  Zürich.  Da  heisst  cs  nun : 
Ouch  sulen  wir  (das  Gotteshaus  Selnau)  die  vorgenant 
wisen  jcrlich  höwen  vnd  Emden  vnd  dar  nach  soleu  wir 
enkein  sunder  weide  haben  vf  dien  selben  wisen  , wir  sülen 
ouch  dieselben  wisen  mit  ziinnen  noch  mit  graben  nicht  In- 
machen fiirhas,  dannc  vntz  her  bcschcchen  ist,  wir  verje- 
chen  ouch , das  wir  ein  kein  rcchtung  haben  ze 
holtze  noch  ze  vclde  des  dorfcs  ze  Rieden  vor- 
genant, wan  daz  allein  die  vorgen  an  den  wise 
vnser  erbe  sint  von  der  vorgenant  kilchcu  Zürich  :3S). 

Der  Grund,  warum  das  Kloster  Selnau  keinen  Antheil 
habe  an  der  Benutzung  der  gemeinen  Mark,  wird  ausdrück- 
lich in  dem  Umstand  gefunden,  dass  dasselbe  nur  Wiesen, 
nicht  aber  eine  eigentliche  Hofstättc  in  llicdcn  besitze. 
Wir  wissen  übrigens  von  demselben  Dorfe  Albisricdcn, 
dass  selbst  voller  bäuerlicher  Grundbesitz  nicht  immer  ge- 
nügte, um  jene  Nutzungsrechte  zu  haben.  Es  gab  nämlich 
daselbst  eine  Hube,  welche  ordentlich  bewohnt  und  bebaut 
wurde  und  doch  kein  Recht  hatte , vielleicht  eben  dess- 
lialb  die  wilde  Hube  genannt. 

Im  Jahr  1332  hatte  ihr  Besitzer , ein  Rudolf  Börsen , 
Burger  von  Zürich  , gerade  darüber  Streit  mit  der  Gebauer- 
saine  des  Dorfes  Rieden,  indem  er  jene  Nutzungsrechte  ..an 
der  holtzmark  ze  Rieden  als  ein  andrii  ehofstatt  dü  ze 
Rieden  gelegen  were  ,”  in  Anspruch  nahm  und  forderte , ,,  das 
man  im  ze  wiennachten  hollz  geben  solle  vnd  ouch  ze  sinen 
faden  (Zäunen)  so  er  sin  bedürfte  als  man  andern  dhof- 
stetten  vnd  den  husgenossen  ze  rieden  holtz  gewnn- 
lich  gebe,’’  die  Gebauersame  aber  solches  versagte.  Nach 
Anhörung  der  Zeugen  erkannte  sodann  das  daselbst  nieder- 
gesetzte  Schiedsgericht  einstimmig:  »das  der  Börse  noch  die 


238)  Diplom,  dtr  PropU^i  5.  '«?9.  b. 
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wilde  huobe  enkein  recht  hat  an  der  holtzinnrk  re 
Rieden,  weder  zc  wiennachten  noch  7.e  vaden  noch  dehei- 
nen  weg  — das  der  Börse  oder  swer  die  wilden  huobe 
danne  hat,  so  er  bedarf  holtzes , das  guot  z c vadenne , das 
er  das  suochen  vnd  n einen  sol  an  den  hegen  vmb  sin  gnot 
ze  wilden  huohe.  Were  aber  das  er  an  den  hegen  nicht  so 
vil  funde , das  er  sin  guot  gründen  möchte , so  mag  er  in 
dem  fürholtze  vnd  in  den  Strübchen  vor  Rieder  holtze  suo- 
chen vnd  ncinen , das  er  die  vade  vmbe  die  wilden  huobe 
gemache  ane  geuerde , ob  er  solirh  holtz  in  den  Strübchen 
vindet,  also  mit  na  men , das  er  den  von  Rieden  an  der 
rechten  holtzmark  keinen  schaden  tuon  sol,  noch  das  dü 
wilde  huobe  enkein  rcchtunge  han  sol  an  der  vorgenant 
Rieder  holtzmark.  Ouch  sol  man  wissen,  das  der  Börse 
— das  vehe,  das  dü  wilde  huobe  ane  geverde  be- 
darf, nach  zitlichen  Dingen  weiden  vnd  triben  mag 
dur  iar  nf  die  weide  der  von  Rieden  ane  geverde.  — 
da  wider  mugen  die  husgenossen  von  Rieden  triben 
vf  die  weide,  die  zer  wilden  huobe  gehört  vnge- 
varlich” 

Wir  finden  liier  somit  Beschränkung  des  Nutzungsrechtes 
durch  Ausschluss  ciues  innerhalb  des  Gemcindcbanncs  liegen- 
den Gutes.  Zugleich  ergibt  sich  aber  aus  der  Stelle,  dass 
schon  damals  die  Nutzung  der  gemeinen  Mark  ein  wahres 
Hecht  der  Hausgenossen  geworden  war.  Es  mochte  diese 
Entwickelung  Schritt  gehalten  haben  mit  der  Verwandlung 
des  anfangs  preenren  Grundbesitzes , an  welchen  sich  die 
Nutzungsrechte  ankuiipflen,  in  Erbe.  Eben  desshalb  aber 
weil  diese  Verwandlung  der  Gnade  in  ein  Recht  nicht  durch 
einen  besondern  Akt  geschah,  sondern  vielmehr  durch  die 

239)  Diplom,  der  Proptei  S.  150.  Ich  füge  Uber  die  Zanu  - und 
\\  eide Verhältnisse  noch  eine  alterlhumliche  Stelle  bei.  Öffnung  von  Wetzi- 
kon  s.  d.  „Der  hoff  ze  bossikon  ist  ein  beschlossen  hoff  gegen  denn  ron 
wetrikon  , vnd  wenn  denselben  meyers  vech  gienge  in  der  von  weliikon  gaelter. 
so  sol  man  das  vech  tryben  zuo  dein  schloss,  rand  dasei bs  für  geben  ein 
gtlUu  mit  sinnen  vnd  ein  reinen  mit  wasser,  vnd  das  so  lang  bis  söllech 
vech  erlöst  wirf,  jetlich  hopt  vinb  III  §.  den.  vnd  ob  sich  begeh,  das  des 
'on  wetzikon  vech  gieng  in  den  hoff  bossikon , so  vnnverrnft  ist,  so  sollen 
sy  nemen  em  ierig  schoss  vnd  das  darnss  tryben , wrtler  nit  stallen  noch 
setzen,  vnd  söllent  zünen  vor  den  von  welrikon.  Vnd  ob  der  t*m  nit  hti'f . 
«o  nmgent  i v wo|  ein  itmreu  machen.'* 
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immer  fester  werdende  Gewohnheit  sich  unvermerkt  und  all- 
mählich ausbildcte,  ist  es  denn  begreiflich,  wie  auch  da- 
mals noch  darüber  Streit  entstehen  konnte  zwischen  dein 
Grundherrn  und  den  Hofgenossen.  Ein  solcher  Streit  der 
Abtei  Muri  auf  der  einen  und  den  Genossen  zu  Thalweil 
auf  der  andern  Seite  wurde  im  Jahr  1396  vor  den  Rath  zu 
Zürich  gebracht.  Diese  behaupteten  ein  Recht  zu  haben 
auf  die  Holzmitzung  aus  der  Bannegg.  Der  Abt  dagegen 
wies  durch  seine  Urkunde  nach,  die  Holzvcrthcilung  ge- 
schehe „von  gnaden  vnd  nicht  von  Recht”  und  die 
Waldung  sei  des  Gotteshauses  Muri  „recht  eigen.”  Der 
Rath  legte  die  Sache  in  Minne  dahin  bei,  dass  das  Recht 
der  Abtei  anerkannt,  zugleich  aber  von  dem  Abte  für  sich 
und  seine  Nachfolger  verheissen  wurde,  den  Thalweilern  die 
Nutzung  auch  fürder  in  der  hergebrachten  Weise  -i0)  zu 
lassen,  so  lange  als  sie  das  um  das  Gotteshaus  verdienen **'). 

Jener  Ausschluss  der  wilden  Hube  zu  Rieden  hangt  nun 
aber  vielleicht  mit  einem  andern  Principe  zusammen , das 
wir  öfters  antreffen,  nämlich,  dass  nur  wer  innerhalb  des 
eigentlichen  Dorfes  und  dessen  Begrenzung,  innerhalb  der 
Etter  wohnt,  zur  Nutzung  berechtigt  sei,  wer  aber  aus- 
serhalb wohne,  nicht. 

Öffnung  zu  Berg  s.  d.  Item  alle  Efnden,  allmenten, 
wan  vnd  weid  , ouch  was  nutzes  davon  komen  mag,  sind 
der  stifTt , die  ein  probst  beschützen  vnud  beschirmen  sol , 
damit  der  niryer  vff  dein  kclnhoff,  die  vff  des  gotzhus 
gu  e 1 1 er , vnd  go  t zh  usl  ii  t , so  in  dem  älter  sitzent, 
deren  geniessen  mögend. 

Offnuug  von  Wetzikon  s.  d.  Es  ist  ir  alt  hnrko- 
men,  das  niemant  zuo  den  von  welzikon  weidgnoss  sin  sol, 
so  vsser  ätter  sitzet,  denn  der  so  by  Inen  sesshaft  ist. 
Auf  launige  Weise  wird  das  Wohnen  ausserhalb  der 
Etter  verboten  in  der 

Öffnung  von  Fallanden  s.  d.  Item  ouch  sprechen! 
die  hof  jünger,  das  sy  habind  das  recht,  das  nie  in  an  sol 
husen  usserthalb  Etters.  Duotz  aber  ietnan , der  sol 

240)  Siebe  dsrilber  unten  die  Stelle  aus  einer  riemlirh  gUiehreitigen  Öffnung. 
24t)  MS.  1 34.  ».  S.  84.  b. 
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vff  den  first  stan , vnd  sol  mit  dem  rechten  Arm  griffen 
vnniler  dem  lingen,  vnnd  sol  das  luir  in  die  rechten  hannd 
nemcn , vnnd  sol  ein  sichlen  nemen  by  dem  Spitz  in  die 
lingen  hannd;  vnnd  alss  ver  als  er  wirft,  also  ver  sond  sin 
huencr  gan ; vnnd  was  sy  fiirhas  ieinan  schadgent , daz  sol 
er  von  jedem  drit  mit  III  p.  bessren. 

Wenn  nun  aber  eine  Haushaltung,  welche  Grundbesitz 
hatte,  innerhalb  des  Etters  wohnte,  so  war  sie  wohl  von 
Alters  her  nur  insofern  zum  Mitgenussc  befugt , als  sie 
ein  Haus  daselbst  zu  Eigen  oder  Erbe  besass.  Mehrere 
Öffnungen  fordern  Haushäblichkcit  in  dem  Dorfe,  ein 
Ausdruck,  der  wörtlich  gefasst,  doch  nur  diejenigen  be- 
zeichnet, welche  ein  Haus  innc  haben,  nicht  aber  die, 
welche  bei  einem  andern  wohnen  2**). 

Öffnung  von  Riiinlang  von  1132.  Item  es  solle  mit 
denen  von  Riiinlang  niemand  wunn  vnd  weid  haben  noch 
niessen,  denn  der  7.uo  Riiinlang  im  dorff  husha  blich 
ist  gesessen.  Item  wenn  ein  man  oder  fraw  harhomt, 
wer  der  ist,  also  gen  Riimlang  körnet,  vnd  husha  bl  ich 
da  sin  w i I , vnd  ii  b c r n a c h t z u o Riiinlang  ist,  so 
hat  derselbe  alles  das  recht  zuo  der  alment,  wie  der 
der  all  sin  tag  zuo  Riiinlang  ist  gesessen. 

Nach  der  1553  erneuerten  Öffnung  von  Mur  genügt 
die  baushh'blichc  Niederlassung  erst  nach  Verlauf  von  Jahr 
und  Tag. 

Aber  sprcchent  die  hofjiinger , wer  ze  Mure  husha  b- 
licli  ist  gesin  Jar  vnd  tag,  wannen  er  körnen  sy  , der  hat 
als  vil  Recht  vnd  teyl  als  ein  andra , vnd  wer  hinnen  zii- 
chet,  so  hat  er  kein  recht  daran  me. 

Eben  darauf  deutet  auch  der  oft  vorkomtnendc  Ausdruck 
Ehchof statt,  wie  in  dem  obigen  Schiedsspruch  von  AI- 


242)  In  den  Markordnungen  am  Oberrhein  finden  sich  twar  auch  solche, 
welche  Genossen  rulassen  , die  keinen  Grundbesitz  haben,  sobald  sie  nur 
einen  eigenen  Rauch  führen,  wenn  auch  in  fremdem  Hause.  Von  Löw 
Markgeuossen  S.  26  ff.  Indessen  ist  die  Regel  doch  auch  dort , dann  aber 
viel  sicherer  noch  in  Westpbalen  , dass  das  ülarkerrecht  au  eine  Wphnung , 
die  entweder  711  Eigen  oder  ru  Erbe  besessen  wird  , geknüpft  ist.  Auch  mu«v 
man  eich  hüten,  bloss  darum,  weil  die  Ordnungen  eines  Erfordernisse»  nicht 
gedenken,  tu  sr bliesen  . dasselbe  sei  ihnen  unbekannt. 
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liisricden.  Darunter  sind  nämlich  solche  Hofstätten  zu  ver- 
stehen , welche  volles  Recht  besitzen , im  Gegensätze  sol- 
cher, die  dieses  nicht  haben.  Nun  ist  freilich  anzunelmien, 
dass  ursprünglich  alle  zum  Dorf  gehörigen  Wohnungen, 
wie  später  noch  an  vielen  Orten,  diese  Rechte  hatten,  so- 
mit Ehehofstätten  im  spatem  Sinne  waren.  Aber  als  man 
anfing,  jene  Rechte  auf  die  bestehenden  Häuser  cinzuschrän- 
ken  und  den  neu  errichteten  zu  versagen,  wurden  jene  als 
Ehchofstätten  von  diesen  unterschieden. 

Hieher  gehört  z.  B.  eine  Stelle  aus  der  Öffnung  der 
zwölf  Schuppossen  in  Thalwyl,  die  in's  sechszehnte  Jahr- 
hundert fallt,  worin  gesagt  ist: 

dass  nur  die , welche  auf  den  „rechten  Ehehofstat  teil 
sitzen das  benüthigte  Holz  aus  dem  Forst  begehren  und 
Brennholz  hauen  dürfen,  und  wenn  „in  einem  Haus  etliche 
Personen  vnd  Stuben  weren , die  nit  mehr  als  oh 
Einer  allein  werc,  brennen  vnd  neinmen  sollen." 
in  einer  altern  Öffnung  von  Thalwyl  heisst  es: 

Item  sprechen!  die  Gnossen,  daz  ze  Talwil  7.  weif  hoff- 
st c 1 1 ligent,  die  ncchlnng  in  der  Banncgg  hant,  daz  des  Gotz- 
hus  von  Mure  amtinan  Je i. lieber  hoffstat  ierlich  ze 
sant  .Marlins  tag  geben  sol  vier  Hechtung  Buochen, 
als  vnlz  har  sitt  vnd  gcwonlich  gewesen  ist. 

Die  Hauptnutzungen  in  dem  gemeinen  Wald  gehören  so- 
mit nur  denen  zu  , welche  Grundbesitz  und  zugleich  eine ' 
Wohnung  innerhalb  des  Dorfes  haben.  Als  solche  IJaupt- 
nutzungcii  sind  vorzüglich  nnzuschen  die  Befugniss,  ftir  den 
Unterhalt  oder  die  Herstellung  der  Häuser,  Scheunen  und 
Ställe  das  nüthige  Bauholz  zti  beziehen: 

Öffnung  von  Birmcnstorf  von  1317.  Wer  ein 
Ehofstatt  buwen  wil , dem  sol  der  meyger  vnd  die  ge- 
burssami  nit  versagen  so  vil  holtzcs  als  er  bedarf  ze  dem 
Bnwe.  Lat  er  aber  das  selbe  holt/,  fulen  in  dem  walde , so 
solle  man  im  enkeines  anders  geben , vnd  sol  ez  gebesseren 
dem  gerieht , das  er  sämig  gewessen  ist  an  dein  Buwc. 

Alte  Öffnung  von  Thalwyl.  Item  sprechen!  die 
gnossen,  daz  dieselben  hofstet  das  Recht  hant,  wer  vf  die- 
selben bofslct  dekeini  ein  hvs  machen  wil , dem  sol  des  vor- 
genant Gotzbus  (Mure)  nmtmsii  vier  holt/. er  treben  ze 
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einem  Ringe  vml  ein  holtz  ze  einem  first  bum,  dar 
nach  er  husen  wil. 

Öffnung  von  Lauffen  s.  d.  Ain  heller  ze  loufl'en 
mag  ouch  ainem  ieglichen  genossen  7.imerholtz  geben  zu 
.»nein  halben  hus  vnd  die  huober  vnd  die  schupossen  zuo 
dem  andern  halbtayl , doch  also  daz  si  vor  initenander  ze 
Rant  werdin , wa  es  den  hofliiten  aller  vnschedlichest  vnd 
vnwüstlichest  sv  ze  geben. 

Ferner  das  Recht,  Brennholz  zu  holen,  ursprünglich 
wohl  nur  durcli  das  Bediirfniss  begränzt,  spater  aber  näher 
durch  Masse  bestimmt. 

Alte  Öffnung  von  Thalwyl.  Item  hant  dieselben 
hofstett  das  Recht : vf  weler  ein  Bvinan  sitzet , demselben 
Bvman  sol  des  obgenanten  Golzhus  amtman  holtz  geben  vs 
der  Banneg  zuo  zwein  Schiben  als  dik  sin  der  Bvman 
bedarf,  die  sol  ouch  der  selb  Bvman  slissen  vnd  nie- 
man  geben  noch  verkoffen. 

Öffnung  von  Lauffen  s,  d.  In  sülicber  mäss  sond 
ouch  die  heller  die  buober  vnd  die  schuposser  ßrennholtz 
vssgeben,  mit  dem  geding , daz  der  keller  sinen  tail  dez 
holtz  howen  mag,  wa  er  wil,  also  daz  sin  told  uff  der 
andren  Stumpen  vall.  Es  ist  ouch  ze  wissen , daz  zno 
ainer  huob  gehört  IV  fueder  holzrechtz  vnd  zno  ainer 
Schnoposs  zway  fueder  holzrecht. 

Öffnung  von  Wiesendangcn  von  1473.  Item  man 
sol  vsz  den  hbltzcrn  geben  dry  libwe  vnd  sol  ainem  yeden 
zuo  ycklichem  how  geben  dry  burdinen  holtz. 

Ausser  diesen  Hauptnutzungen  kommen  noch  mancherlei 
Nebennutzungen  vor:  Bald  hat  der  Meyer,  oder  Keller, 

oder  Förster,  der  letztere  durchgängig,  einigen  Vortheil, 
der  mit  als  Besoldung  anzusehen  ist. 

Öffnung  von  Birmenstorf  von  1347.  Windprüth 
vnnd  schncbruch  in  den  höltzern  vnd  das  holtz , das  jar 
vnd  tag  in  dem  holtz  geht , vnnd  doch  vnnütz  wer , ist  ouch 
der  vorster. 

Öffnung  von  Lauffen  s.  d.  Wenn  ouch  ain  vorster 
von  der  hiit  gdn  wil  ze  hus , so  mag  er  ainen  Raitel  holtz 
mit  im  haitu  tragen,  wie  gross  er  wil. 

Auch  die  Armen  hatten  geringe  Ansprüche,  die  so  alt 
sind  als  die  Rechte  der  Huber,  wenigstens  da,  wo  die 
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Waldung  in  dem  Eigenthum  eines  Grundherrn  stand ?u). 
Jene  wie  diese  beruhten  auf  der  Gnade  des  Herrn,  und 
wenn  die  Huber  in  der  Folge  allerdings  Rechte  erhielten, 
welche  ihnen  der  Herr  nicht  wieder  willkiihrlich  entziehen 
durfte,  so  blieben  doch  auch  die  Armen  fortwährend  Jahr- 
hunderte hindurch  in  ihren  Genüssen  belassen  und  geschützt. 
Weil  die  Armuth  selber  veränderlich  ist,  somit  bald  diese 
bald  jene  Personen  zur  Nutzung  zugelasscn  wurden,  so 
konnten  sich  freilich  hier  weit  weniger  leicht  bestimmte 
Rechte  der  Armen  aushilden,  als  diess  auf  Seite  der  Huber 
geschah.  Und  iiberdem  halte  die  Art  der  Nutzung  selber, 
wie  sie  den  Armen  verstauet  wurde , so  deutlich  das  Ge- 
präge der  Gnade,  dass  sic  auch  aus  diesem  Grunde  nicht 
ohne  weiters  als  Recht  behauptet  werden  konnte.  Indessen 
werden  wir  doch  in  der  Folge  sehen,  dass  an  manchen 
Orten  die  Ansprüche  der  Armen  als  wahre  Rechte  später 
anerkannt  wurden.  Und  immer  darf  cs  als  Unrecht  angc- 
gesehen  werden , wenn  die  Selbstsucht  späterer  Zeit  die 
Armen  ohne  Entschädigung  ganz  aus  solchen  Genüssen  zu 
verdrängen  sucht,  ein  Unrecht,  welches  um  so  grösser 
wird,  wenn  cs  von  Genossenschaften  verübt  wird,  deren 
eigene  Rechte  ursprünglich  sich  aus  derselben  Gnade  hcr- 
leitcn  lassen , welche  zugleich  auch  die  Armen  begünstigte. 

Öffnung  von  Meilen  s.  d.  Wer  ouch  hie  sitzet  in- 
rend  etters , der  uit  teil  hat  an  lioltz  noch  an  veld . dem 
sol  ein  gehorsam!  lassen  gan  ze  holtz  vnd  z e veld  ein  kuu 
vnd  ein  swin. 

Endlich  waren  auch  einzelne  Nutzungen  als  eine  Art 
Ehrengabe  zu  betrachten. 

Öffnung  von  Hiingg  von  1338.  Aber  ist  ze  wissent , 
daz  der  mciger  ze  hiingg  iarlicben , so  er  weret  sinen  zins 
der  kileben  ze  Zürich,  so  er  einen  gumpost  machet,  wenn 
im  ein  jung  kint  wirt,  zuo  der  ieglictie»  sol  er  howen  ein 
fueder  holtzes. 

243)  Kn  mag  hier  auch  eine  Melle  angeführt  werden  aus  enter  lo  kund« 
»on  905  hei  N engart  No.  653:  „hobain  nnnm  — et  curtile  unmn  — 
rum  via  — talique  u«u  «tlvaheo  . ut  qtn  ilNc  nedent,  e teri/ia  #/  /arrnlta 
li;na  lieeuier  cottigaat." 
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Öffnung  von  Ossingen  s.  d.  Aber  ob  dem  cgenan- 
ten  beller  von  sinem  Evvib  ein  kind  (d.  h.  ein  Mädchen, 
ein  Sprachgebrauch  , der  noch  gäng  und  gäbe  ist)  wurd , so 
sol  inan  iin  aber  geben  vsscr  dem  cgcnanten  holtz  ein  fuo- 
dcr  holtz , wirt  im  aber  ein  kn a b , so  sol  im  werden  zwey 
fuoder  holtz.  Vnd  darnach  so  ist  ciu  recht  von  vnserin 
gncdigen  herren  ze  ossingen : weleiu  man  ein  kint  wirt , er 
sy  arm  oder  rieh , daz  er  wol  mag  howen  ein  karren  vol 
holtz. 

Öffnung  von  W i e send angen  von  1473.  Item  ainem 
gotzhusman,  dem  ain  kind  wirt,  ist  es  ain  knab,  so)  man 
iu  laussen  houwen  ain  fueder  holtz,  ist  es  aber  ain  tochter , 
ain  karren  vol  holtz. 

In  der  alten  Öffnung  von  Thalwyl  findet  sieh  ausser 
der  Holzgabc  für  die  Geburt  auch  eine  solche  für  den  Tod 
eines  Menschen : 

Item  hant  die  rorgenant  zwelf  hofstett  daz  Recht:  wa  vf 
derselben  hofstat  dekein  Menlsch  stirbet,  Es  s i frow  Man 
Jung  Alt  friimd  heim  soll,  dann  sol  der  vorgenant  amt- 
man  der  selben  hofslat  so  vil  holtz  geben  daz  derselben 
lieh  Erlich  ge  wach  et  werd. 

' Ist  es  nicht  möglich , dass  sich  hier  noch  das  Andenken 
an  einen  Gebrauch  erhalten  hat,  dessen  wahre  Bedeutung 
in  eine  vorchristliche  Zeit  gehört,  und  eine  Form  des  Be- 
gräbnisses voraussetzt,  welche  damals  schon  lange  unter- 
gegangen war?  Es  fällt  wenigstens  auf,  dass  das  Holz 
nicht  zuin  Zweck  der  Leichenbahrc  gegeben  wird,  sondern 
vielmehr  zum  Wachen  bei  dem  Leichnam. 

Wo  die  Genossenschaft  Eigcnthiimcr  war,  da  versteht 
cs  sich,  dass  der  Rest  der  Waldung  von  ihr  beliebig  ver- 
wendet werde.  War  aber  ein  Grundherr  Eigcnthüiner,  so 
konnte  ihn  auch  damals  noch  niemand  hindern,  Uber  das  zu 
verfügen,  woran  die  Hofgenossen  keine  besondern  Erbrechte 
erhalten  hatten.  In  der  Folge  suchten  ihn  diese  aber  auch 
hierin  zu  beschränken,  und  es  scheint  ihnen  hier  und  da 
wirklich  gelungen  zu  sein. 

Öffnung  von  Wiesendangen  von  1473.  Von  wegen 
der  höltzer  mag  ein  her  von  petershusen  dem , so  In  danunb 
Bitt,  wol  ettwemänig  holtz  geben  vngcuarlich,  vnd  wenn 
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am  herr  von  petershuscn  also  lüterole , Sol  er  die  wisen 
zue  ainem  inayer ; der  sol  sy  dann  wisen  , xva  es  allervnschäd- 
lichest  ist. 

Schon  hier  sehe  ich  eine  Beschränkung,  obwohl  das  alle 
Hecht  des  Grundherrn  noch  ganz  deutlich  durchschimmert. 
Ganz  unzweideutig  aber  tritt  jene  hervor  in  folgender  Stelle : 
Öffnung  zu  Lauffen  s.  d.  vnnd  was  iihrigs  holt/,  ist, 
denn  in  die  huobcu  vnnd  Schupossen  da  uor  geschriben 
ist,  das  sol  dein  heller  vud  den  hoflülcu  warten  vnd  helihen 
vnd  nieinan  anders. 


5.  27.  E ige  n t hu  in. 

1)  Die  alte  und  im  deutschen  Hechte  wichtige  Unterschei- 
dung zwischen  liegendem  und  fahrendem  Gute  ging 
offenbar  ursprünglich  von  dem  natürlichen  Unterschiede  zwi- 
schen Liegenschaft  und  andern  Sachen  aus.  Als  liegendes 
Gut  erschien  zunächst  jedes  Stück  des  Bodens  und  was  orga- 
nisch mit  diesem  verbunden  war ; als  fahrendes  Gut  alle  an- 
dern Sachen.  Wenn  wir  daher  Spuren  finden,  dass  in  äl- 
terer Zeit  sogar  die  Häuser  für  Fahrniss  gerechnet  worden 
seien,  so  ist  das  eben  daraus  zu  erklären,  dass  die  Häuser 
beweglich  waren , und  ohne  dass  man  sic  uicderbrach,  von 
einer  Stelle  auf  eine  andere  geschoben  werden  konnten,  wie 
das  gegenwärtig  noch  im  Appenzellcrlandc  etwa  vorkommt. 

Öffnung  von  Meilen  vor  13'l6.  Aber  ist  kein  hus 
gelegen  an  dem  vcld , daz  schädlich  müht  sin  oder  wer- 
den den  dorfliiteu  ze  Meilant,  wenn  sich  des  erkennet  wirt , 
das  es  schedlich  ist , v nd  man  dem . des  es  ist , gehütet , das 
er  cs  dannen  zicch,  das  sol  er  tuon  in  re  ul  acht  ta- 
gen nach  dem  gebott , vnd  mag  das  hus  ziehen  oder 
fneren,  war  er  wil. 

Auch  später  dnrf  man  immer  noch  von  den  natürlichen 
Eigenschaften  der  Sachen  ausgehen,  tun  sic  für  liegendes  oder 
fahrendes  Gut  zu  erklären.  Aber  frühe  schon  finden  wir 
doch  eine  künstliche  Ausdehnung  des  Begriffs  der  Liegen- 
schaft auch  auf  wahrhaft  bewegliche  Sachen,  nicht  zwar 
so,  dass  eine  fahrende  Sache  nun  ein  für  alle  Mal  und  für 
alle  Verhältnisse  als  liegendes  Gut  erklärt  worden  wäre, 
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wohl  aber  so , «lass  sic  gegenüber  gewissen  Personen  oder 
mit  Rücksicht  auf  bestimmte  Rechtsverhältnisse  zu  den  lie- 
genden Gütern  gerechnet  werden  solle.  Jener  Unterschied 
nämlich  war  besonders  auch  im  Familien-  und  Erbrecht  von 
Bedeutung;  und  da  hatten  nun  diese  Rechtsverhältnisse  auch 
hinwieder  einen  rückwirkenden  Einfluss  auf  jene  Unterschei- 
dung. So  kann  cs  denn  freilich  sich  fügen,  dass  eine  Sache 
bald  als  fahrende  bald  als  liegende  Sache  anzusehen  ist,  je 
nachdem  sie  gerade  in  einer  Beziehung  zu  diesem  oder  jenem 
Rechtsverhältnisse  steht. 

Öffnung  von  Stäfa  s.  d.  Aber  .sprechen  sy,  das  form 
ligend  guot  Ist,  byss  das  Es  vnnder  die  wid  kuinpt,  vnd 
win  ligend  guot  ist , byss  das  Er  vnnder  die  Reiß'  knmpt. 
Aber  sprechen  sy,  das  Hüser  farend  guot  Ist  gegen 
den  Friinden  vnd  ligend  guot  Ist  gegen  dem  Herrn. 
Itn  Verhältnisse  zu  dein  Rechte  des  Grundherrn  werden 
die  Häuser  für  liegendes  Gut  erklärt,  damit  dieser  sie  nicht 
mit  der  Fahrhabe  ansprechen,  sondern  den  Erben  des  ver- 
storbenen Hofhörigen  lassen  müsse.  Gegenüber  den  Erben 
aber  werden  sic  als  fahrendes  Gut  angesehen,  so  dass  der 
Besitzer  derselben  darüber  frei  verfügen  kann,  ohne  deren 
Zustimmung. 

Öffnung  von  Dürnleu  von  1480.  Man  sol  ouch  wis- 
sen, was  nach  des  holTs  recht  ztio  ligendem  guott  hocrcn 
sol.  Des  ersten  harncsch , wegen,  knren,  hiisscr  vnnd  alle 
vngeschliiTen  wallen. 

Hier  würde  man  wieder  sehr  irren , wenn  man  aus  die- 
ser Stelle  den  Schluss  ziehen  wollte,  für  die  genannten  Ge- 
genstände gelten  nicht  die  Regeln  über  Eigenthumsiibcrlra- 
gung  an  fahrenden  Sachen,  sondern  die  über  Vcräusscrung 
von  Liegenschaften.  In  der  gleichen  Öffnung  wird  ausdrück- 
lich bemerkt,  in  welcher  Beziehung  dieselben  zum  liegen- 
den Gute  gerechnet  werden.  Es  heisst  nämlich  daselbst : 

Wer  das  Seine  nicht  verschaffet  hat,  „von  dem  erbt  ein 
h ci'r  zegrueningen  sin  varent  guott  vnd  gilt  nitzit : 
dochvsgesetztharnesch,  karen,  wägen,  allevn- 
geschliffen  Waffen,  vnnd  ob  ein  käst  in  einer  svannd 
stilend,  der  die  wann«!  verwyst , das  erbt  er  nicht." 
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Um  somit  Modificationen  des  natürlichen  Unterschieds 
auzunehmcn , müssen  dieselben  für  das  betreffende  Rcchls- 
verhältniss  immer  speziel  nachgewiesen  werden,  und  inan 
darf  sich  nicht  durch  einen  scheinbar  allgemeinen  Ausdruck 
täuschen  lassen. 

2)  Das  alte  ächte  Eigen,  oder  wie  man  es  später  noch 
nannte,  ledige  Eigen,  war  in  dieser  Periode  ausseror- 
dentlich vermindert  worden.  Die  alten  Geschlechter  in  deu 
Städten  besassen  zwar  noch  Öfters  solches  Eigen  theils  in- 
nerhalb theils  ausserhalb  der  Städte,  wie  die  Urkunden  zei- 
gen; aber  der  gemeinen  Gerichtsverfassung  des  Reiches  wurde 
auch  dieses  Eigen  entzogen,  weil  sich  die  Bürger  nur  ihren 
städtischen  Gerichten  fügten  und  fremde  Gerichte  iniedcu. 
Man  fing  daher  an,  auch  achtes  Eigen  bald  vor  dem  Rathe 
bald  vor  dem  Schulthcissen  gültig  zu  übertragen 7U).  Auf 
dem  Lande  war  noch  Eigen  in  den  Iläuden  des  Adels.  Der 
hohe  Adel  aber  halle  theils  die  Gerichtsbarkeit  über  das 
Eigen  erblich  an  sich  selber  gebracht,  theils  verlor  er  sich  au« 
unsern  Gegenden  mehr  und  inehr,  und  der  niedere  erwarb 
meistens  Bürgerrechte  in  den  Städten.  So  wurde  auch  hier 
das  Eigen  den  gewohnten  Reichsgerichten  entfremdet.  Von 
diesen  Ucbergängen  zeigen  sich  deutliche  Spuren,  indem 
bald  verordnet  wurde,  man  solle  sein  Eigen  nicht  an  hö- 
here Personen  abtreten , weil  es  schwer  halte,  diese  zu  be- 
langen 7iS),  bald  solche  Eigeuthiimer  um  die  Urtheilc  der 
Gral'schaftsgcrichte  sich  wenig  kümmerten,  weil  sie  sicher 
waren,  in  ihrem  Ungehorsam  von  Städten  oder  Fürsten, 
die  nach  eigener  Landeshoheit  strebten,  unterstützt  zu  wer- 
den 2W). 

3)  Weitaus  das  meiste  Eigen  wurde  der  Vogtei  unter- 
worfen, wenn  cs  nicht  dazu  dienen  musste,  eine  Grnnd- 

t 

244)  Vgl.  oben  §.  12.  Antn.  136.  In  einer  Urk.  v.  1277.  Diplom, 
der  Propste  i S.  36.  wird  Eigen  vor  der  Aebtissina  and  Ralh  Über- 
tragen; ebenso  in  einer  llrk.  v.  1342.  «.  a.  O.  S.  178.  vor  Bürgermeister  , 
Reihen  und  Zunftmeistern. 

245)  IJrk.  v.  1277.  Diplom,  der  Propstei  S.  36. 

2i6)  Ein  solches  Beispiel  enthalten  die  Urkunden  über  einen  Streit  /wischen 
der  Aebtissinn  ton  Zutieh  und  einem  Hoppelet •,  Burger  von  Winterthur. 
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herrscbaft  zu  vergrösscrn.  Dadurch  ward  es  tu  sogenann- 
tem vogt baren  Eigen.  Es  blieb  zwar  noch  fortwähren- 
des wahres  Eigcnthum,  aber  musste  doch  mancherlei  La- 
sten auf  sich  nehmen , welche  es  dem  erblichen  von  einem 
Grundherrn  abgeleiteten  Besitze  naher  brachten,  auf  ähn- 
liche Weise  wie  auch  die  freien,  aber  unter  der  Vogtei  ste- 
henden Leute  den  Hofhörigen  sich  näherten. 

Von  diesem  vogtbaren  Eigen  galt  es  nunmehr  als  aner- 
kannter Grundsatz , dass  dasselbe  mit  voller  Wirkung  nur 
in  dem  Vogtgcrichtc  veräussert  werden  konnte , weil  es 
ja  unter  dein  Schutze  des  Vogtes  stand.  Es  war  das  eine 
analoge  Anwendung  des  alten  Grundsatzes,  wornach  Eigen 
vor  dem  Grafending  veräussert  werden  musste,  weil  es  un- 
ter dem  Schutz  der  ganzen  Volksgcmeinde  stand , auf  ver- 
änderte Verhältnisse. 

Öffnung  von  Nossikon  s.  d.  Alle  die  gueter,  die  in 
die  vorgenannt  dingstall  geboerrent,  sol  noch  mag  nicuxan 
vertgen  vor  de  he  inen  ge  rieh  len,  denn  in  der  vorge- 
schribnen  dingslat,  (welche,  wie  wir  oben  gesehen  ha- 
ben, die  Dingstatt  eines  Vogtes  ist.) 

Öffnung  von  Stäfa  s.  d.  Aber  schprccbent  sv , svolher 
ein  guett  küfft  ln  dem  hoff  ze  Steffen , vogtbär  guett,  der  sol 
cs  Empfacheu  von  Einem  vogt , er  sy  Innder  alder  vsser  In 
Jars  Frist  vmb  dry  Schilling  haller.  tuet  er  das  uit,  so  mag 
ein  vogt  das  guett  zicchen  zue  sinen  handeu  vmb  die  dry 
Schilling. 

4)  In  späterer  Zeit  scheint  es  auch  gewöhnlich  gewor- 
den zu  sein,  lediges  Eigen  vor  dem  Vogtgcrichtc 
aufzulasscn.  Das  erklärt  sich  aus  dem  gänzlichen  Verfalle 
aller  Reichsgerichte.  Auf  dieselbe  Weise,  wie  inan  in  den 
Städten  alltnälig  sowohl  ursprünglich  freies  als  abgeleitetes 
Eigen,  und  beide  vor  den  nämlichen  Gerichten  iibergab, 
konnte  später  auch  auf  der  Landschaft,  nachdem  sich 
einmal  der  Begriff  des  vogtbaren  Eigens  festgestellt  hatte, 
das  Vogtgericht  benutzt  werden  zu  Uebcrtrngungen,  ohne 
dass  dessbalb  dieses  Eigen  nun  auch  zu  vogtbarcin  Eigen 
geworden  wäre.  Es  wurde  vielmehr  als  freies,  unbela- 
stetes Eigen  von  dem  vogtbaren  fortwährend  unterschieden. 
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Urkunde  von  1420.  „ Allen  küud  tcb  Cuoar.  Boppeusol, 
vo't  z e klottcu  vnd  daselhs  in  dem  ampt  z.e  ky bürg,  von 
Enpfelhens  wegen  der  edlen  wolerbornen  gnädigen  frowen 
frö  küngunt  von  IVIiintfort  geboren  von  Toggenburg , jet/. 
griiff  Wilhelms  Brägentz  von  Bregenlz  clichen  fröwen , das 
für  mich  kam  ze  Basserstorf  an  der  statt,  da  ich  von 
derselben  miner  frowen  wegen  offen  lieb  z e gcricht  sas, 
heinr.  liechti  vnd  uolr.  liechty  sin  Bruder  kattzen  Rüty"  und 
offenbarten,  dass  sic  der  Propstei  Zürich  mehrere  Güter, 
die  zum  Theil  vogtbar  eigen  , zuin  Theil  lediges  Eigen  seien, 
verkauft  haben  und  nunmehr  diese  Güter  der  Propstei  vor 
Gericht  fertigen  wollen,  »vnd  liessen  an  Recht,  wie  sy  das 
tuon  selten,  das  es  kr  afft  haben  milcht,  do  fragt  ich 
vm,  vnd  wart  nach  miner  frag  von  erbern  lüten 
an  gemeinem  vrteil  erteilt:  won  die  obgenant  Iiechtin 
gebrueder  Beid  für  mich  in  gericht  dar  stueden  vnd  den  ob- 
genant  herren  die  vorgeschribnen  gülten  vnd  gueter  alle  mit 
aller  zuegehört,  die  frygen  für  fry,  dievogtbern  für 
voglber  mit  miner  hand  ledig  vnd  los  vif  gäben  vnd  sich 
des  entzigen  vnd  loppten  werren  ze  sinne,  daz  si  daz  wol 
tuon  mochten,  vnd  das  ouch  es  da  mit  ntt  vnd  hernach  guett 
hralft  haben  soll.  2<7). 

5.  28.  Abgeleiteter  Besitz. 

Viel  Grundbesitz  wurde  als  sogenanntes  Erbe  besessen. 
Dabei  darf  inan  durchaus  nicht  an  Erbeigen  denken.  Viel- 
mehr wird  der  Ausdruck  Erbe  im  Gegensätze  zu  dem  Ei- 
gentum, welches  dein  Grundherrn  bleibt,  von  dem  Be- 
sitze gebraucht,  welcher  einem  andern  mit  erblichem  Rechte 
von  jenem  überlassen  wird 24S).  Der  Besitz  der  Hofgcnos- 
sen  ist  nun  fast  allenthalben  zu  Erbe  geworden , wenigstens 
insofern,  als  er  sich  auf  die  Dcsccndcuten  vererbte.  Allmälig 
dehnte  sich  das  Erbrecht  auch  auf  die  Seitenlinie  aus.  Man 

247)  Diplom,  der  Propste  i S.  24!.  Vgl.  auch  Urk.  v.  1412. 
Ebenda  S.  213.  uud  t.  1411.  S.  228. 

248)  Urk.  v.  1251.  prauinunslcra  ml  I.  306.  „area  in  Uuininc  Liu- 
dimaci  dicta  aiigia  inferior  jiixta  curinm , «jiic  dicitur  in  dem  harde  , ad  monu- 
tterium  abbalio  Thuriccnsis  proprictano  , ad  ipso*  vero  hontines  iure  here- 
ditär i i spectMle."  Lrk.  v.  1262.  (Ochs  I.  362.)  .jConce.'simus  suh  jure 
empkitcolico  sive  hcrediturio , quod  vulgo  dicitur  Erbrecht .” 
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darf  sich  diese  Umwandlung  der  blossen  Gnade  des  Herrn 
in  ein  erbliches  Recht  des  Hörigen  gewiss  nicht  als  plötz- 
lich und  auf  einmal  cingefuhrt  vorstellen.  Dieselbe  ist  viel- 
mehr fast  unvermerkt  vor  sich  gegangen  und  nicht  anders 
zu  erklären,  als  die  vielfachen  Beispiele  von  Verwandlung 
vorübergehender  Aemter  in  erbliche  Herrschaftsrechte,  die 
wir  schon  getroffen  haben.  Derselbe  Trieb,  der  sich  von 
oben  her  gelten  inachte , zeigt  sich  auch  von  unten  herauf 
und  ist  von  ähnlichem  Erfolge  begleitet. 

Der  Hofgenosse  kann  nunmehr  sein  Erbe  unter  gewis- 
sen Beschränkungen  auch  veräussern;  die  Uebertragnng  be- 
darf dann  aber  nothwendig  der  Kenntnis»  und  Einwilligung 
des  Grundherrn,  von  welchem  ja  auch  der  neue  Besitzer 
seinen  Besitz  hcrlcitet.  Die  Auflassung  geschieht  somit  ent- 
weder in  dem  Gerichte  des  Grundherrn  oder  an  dessen  Hofe. 

Öffnung  von  Höngg  von  1338.  Es  ist  ouch  war:  ist 
daz  keinü  guclcr  verköft  sverdent , die  jeman  hetl  oder  be- 
sitzet von  erlies  reht  von  der  laichen  von  Zürich,  vnd  e 
daz  dii  selben  guetervf  werden  geben  in  eines  p rohstes 
haut  von  dein  verkoffer  vnd  d der  kd  ff  er  sin  verlgun» 
der  selben  gueter  cnphahet  von  eins  probstes'hand,  ein 
tar  vnd  einen  tag  sich  verloffeu  hant:  dieselben  gueter  sind 
ledig  einer  hilchen  ze  Zürich,  es  stand  denu  in  krieg.  — 
Kann  der  Verkäufer  nicht  zu  dem  Propste  gelangen,  so  mag 
er  die  Vermittelung  des  Meyers  nachsuchen. 

Urkunde  von  1377.  Der  Ammann  der  Aehtissinn  er- 
scheint vor  dem  Meyer  zu  Mur  und  fragt , oh  Jemand  berech- 
tigt sei , die  Güter  in  dem  Gerichte  zu  vergaben , versetzen 
oder  verpfänden  an  Gotteshäuser  oder  anderswohin , ohne 
der  Aehtissinn  Millen  und  Gunst?  Durch  Unheil  ehrbarer 
l.eutc  wird  sodann  gefunden,  dass  niemand  das  dürfe,  und 
wenn  er  cs  thatc , so  wären  die  Güter  der  Aehtissinn  ledig, 
d.  h.  so  würde  sie  dieselben  ohne  weiters  wieder  frei  an 
sich  zichu  -‘9). 

In  der  Begcl  kann  aber  der  Grundherr  die  Einwilligung 
nicht  mehr  versagen,  wenn  nur  in  der  Persönlichkeit  des 
Erwerbers  kein  Behiudcruitgsgrund  liegt ;;0),  noch  Gefahr 

? i 1)  F r « a in  ii  n s I c r 4 in  t II.  i 7 . 

■ 1 r K.  r.  i??7 . Piplo  in.  «irr  F r o j*  e I 5.  .'6,  Item  drei  cium 
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entsteht  für  die  gehörige  Abtragung  der  Zinse,  noch  end- 
lich die  Gebühren  im  Rückstände  sind.  Durch  diese  Er- 
weiterung der  Rechte  des  Hofhörigen  kam  sein  Besitz  in 
der  That  dem  Eigentluim  sehr  nahe,  zumal  das  vogtbare 
Eigen  zum  Theil  den  nämlichen  Beschränkungen  unterwor- 
fen wurde.  Es  kann  daher  nicht  auffallcn , dass  derselbe 
schon  früher  zuweilen  als  ein  nutzbares  Eigen  im  Gegen- 
sätze zu  einem  blossen  Obereigenthum  des  Grundherrn  be- 
zeichnet wurde  2SI). 

f.  29.  Beschränkungen  der  Veräussernng. 

1)  Nach  gemeinem  deutschen  Rechte  durfte  Eigen  nicht 
ohne  die  Zustimmung  der  nächsten  Erben  veräussert 
werden  2H).  Schon  in  der  ersten  Periode  haben  wir  Bei- 
spiele von  ausdrücklicher  Zustimmung  derselben  gefunden, 
und  auch  in  den  altern  Urkunden  dieser  wird  ihrer  zu- 
weilen , jedoch  nicht  gerade  regelmässig,  erwähnt.  In  un- 
sern  Öffnungen  dagegen  ist  davon  selten  die  Rede.  Bei  dem 
abgeleiteten  Grundbesitze , auch  wo  derselbe  Erbe  gewor- 
den war,  mochten  überhaupt  die  Verwandten  weniger  beach- 
tet worden  sein,  zumal  dieser  Besitz  mit  den  Familienver- 
hältnissen in  keiner  engern  Verbindung  stand,  sondern  ur- 
sprünglich mehr  von  der  Gnade  des  Herrn  ausgegangen  war. 
Doch  findet  sich  in  einigen  Öffnungen  wenigstens  der  Grund- 
satz ausgesprochen,  dass  man  das  Gut  zuerst  den  Freun- 
den anbieten  müsse,  bevor  man  es  einem  Fremden  veräus- 
sern  dürfe. 

est , quod  pottettore*  douius  et  arcc  (die  Besitzer  eines  Hauses«  welches  der 
Propftei  ui  Eigen  'übertragen , von  dieser  aber  wieder  zu  Erbe  verliehen  war,) 
veeuodum  contuelttdinem  Thune,  servatain  iuter  cix  cs  , nun  inler  altiores  per- 
tonat t sicut  sunl  Ecclesie  seu  ecclcsiastice  persone  et  alie,  que  pix  pottunt 
eonvenirt , sepedictas  Uomtun  et  arcam  de  consensu  preposili  et  Capituli  pos- 
tint alienare,  ila  tarne u , quod  si  prepositus  et  capitulum  tantuin  quanlum  aller 
einptor  dare  voluermt,  eisdem  debcal  reinanere." 

251)  L’rh.  ▼.  1307.  der  Propstei.  Ein  Burger  verkauft  sein  ,,/uz 
hcredUanum  teu  utile  dominium ” an  einem  Hause  in  der  Stadt,  woran  das 
achte  Eigen  der  Propstei  zusteht,  einem  andern. 

252)  Sachsenspiegel  I.  52.  S ch  wa  b e n s p i e 5 e 1 3J2.  (r.  d.  Lahr,) 

Eichhorn  deutsche  Yteehtsge  schiehtr  359. 
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, Öffnung  vou  Altorf  von  1439.  Wirt  einem  em  guott 
feyl , der  sol  das  sineni  nechslcn  friind  erhielten,  weit 
derselb  aber  nit  kouffen , so  sol  er  es  dem  nechslcn  gethcilil 
vcyl  bietten ; vnd  well  er  oucli  nit  kouffen  , so  sol  er  da/, 
den  hielten  den  hoflliiten  in  die  wit  reity. 

Öffnung  von  Brütten  s.  d.  Wer  hie  Inn  disem  ding- 
hof  hab  eigen  oder  Erb,  das  er  verkouffen  will,  das  sol  er 
hiit  veil  pietten  vff  disein  tag,  ald  wenn  min  herr  von  ein— 
sidlen  will  meygen  teding  han,  vnnd  vf  St  Cunrals  tag,  herr! 
vnnd  sol  das  pietten  synen  leylig.  vvils  das  koufTen , so  sol 
ers  im  V ß.  den.  neclicr  gen,  den  es  vfl' dein  weg  gölte,  vvils 
das  theylig  nit  kouflenn , so  sol  er  cs  pietten  den  rech- 
ten Erben;  vvennd  cs  die  Erbenn  nit  kouffen,  so  soll  er 
cs  pietten  den  hussgenossen;  wennd  die  es  nit  kouffen, 
so  sol  er  sin  gut  darumb  nit  vnuerkoufit  lassen,  er  solle  es 
schlachcn  Inn  die  vvyt  Reite.  Wer  im  allermeist  gibt, 
dem  sol  er  sin  gut  gün. 

2)  Diese  Rücksicht  auf  die  nächsten  Erben  scheint  sich 
nun  aber  wirklich  an  manchen  Orten  frühzeitig  verloren  zu 
haben.  Es  begegnet  uns  nämlich  weit  häufiger  die  Bestim- 
mung, dass  der  Ilofgcnosse  sein  Gut  zuerst  seinen  Gcthci- 
len  anbictcn  solle,  für  sich  hingcstcllt,  ohne  dass  daneben 
auch  der  Freunde  gedacht  wäre.  Unter  den  Gcthciicn  sind 
dann  die  zu  verstehen,  welche  noch  Stücke  besitzen,  die 
mit  dem  zu  verbessernden  früher  ein  grösseres  Ganzes  ge- 
bildet haben.  Dieselben  werden  nun  freilich  faktisch  in  der 
Regel  Blutfreunde  gewesen  sein , indem  die  Theilung  eines 
Grundstücks  gewöhnlich  auf  dein  Wege  des  Erbganges  vor 
sich  ging.  Allein  das  Erforderniss  ist  doch  nicht  von  der 
Verwandtschaft  hergenommen.  Auch  wenn  die  Theilung 
anders  entstanden  ist  oder  Gethcile  vorhanden  sind  neben 
Blutsfrcundcn  ; so  schlicsscn  doch  jene  diese  aus.  Man  sicht 
somit  daraus  nur,  wie  leicht  jener  alte  Grundsatz  durch  den 
neuern,  der  ihn  scheinbar  ersetzte,  verdrängt  werden  konnte. 

Wenn  keine  Gcthciicn  vorhanden  sind,  oder  sie  das  Grund- 
stück nicht  wollen,  somit  die  Ergänzung  des  ursprüngli- 
chen Ganzen  vereitelt  ist,  so  muss  dasselbe  bald  dem  Grund- 
herrn und  dann  den  übrigen  Hofgenossen , bald  umgekehrt 
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diesen  vor  jenem  angeboten  werden.  Und  erst,  wenn  alle 
diese  Versuche,  das  Gut  innerhalb  des  gewohnten  Kreises 
der  Hofgenossenschaft  loszuschlagen,  misslingen,  darf  es 
Fremden  angeboten  werden. 

Öffnung  von  Hüngg  von  1338.  Weli  der  dorflülen  ze 
lioengg  von  weierlei  sach  wegen  sin  eigen  guot  ald  das  er 
besitzet  in  erbes  wise  wil  verkoffen , das  sol  er  z e m ersten 
veil  bieten  sinen  geteileu,  vnd  wil  der  oder  keiner 
vnder  in  als  vil  geben  als  ein  fr  ü Inder,  dem  sol  er  es 
7.e  kouffent  geben : wend  si  (die  Getheilen)  des  nit  enluon  , 
so  sol  er  es  veil  bieten  einem  probst  vnd  einem  ca- 
pitel  von  Zürich  (dem  Grundherrn),  vnd  den  cs  gdn  zc 
kouffent,  wcllcnt  si  als  vil  gen  als  ander,  wend  si  aber  des 
nit  tuon,  so  sol  er  cs  verkoffen  liiten,  die  sin  genos 
s i g e n t. 

Öffnung  von  Stiifa  s.  d.  Ist  das  ein  gnelt  feil  wurt  In 
dem  hoff  ze  Stcfen,  das  sol  man  Erhielten  den  neslen  ledi- 
gen , darnach  den  hofflüten  In  der  kilchcn  offcnulich ; wil  es 
da  nieman  hoffen,  so  mag  ers  gen  in  die  will  reite,  wo  er 
wil. 

3)  Wenn  nun  aber  versäumt  wurde,  das  Gut  den  näher 
Berechtigten  anzubieten,  so  konnten  diese  binnen  Frist  das 
verbesserte  Gut  gegen  Erlegung  des  Kaufpreises,  zuweilen 
auch  um  etwas  theurer,  zuweilen  um  etwas  wohlfeiler  an 
sich  ziehn.  Es  stand  ihnen  somit  ein  dingliches  Recht,  bei 
uns  Zugrecht  genannt,  auf  das  Gut  selber  zu. 

Öffnung  von  Hongg  von  1338.  Ist  aber  das  keinü  gue- 
ter  verkoft  werdent , die  vormals  den  gcteilcn  nit  veil  ge- 
botten  sint,  wenn  sich  das  enpfindet,  wil  denn  das  getei- 
lit  das  guot  haben  vmb  als  vil  geltes  als  cs  einen  früin- 
den  verkoft  ist  än  alle  geuerd  , so  sol  das  geteilit  das 
selb  guot  vmb  als  vil  geltes  haben  an  alle  widerred. 
wil  aber  das  geteilit  des  guotes  nit  hoffen  , so  sol  es  der  ver- 
koffer  geben  der  kilchcn  von  Zürich , ob  si  es  haben  vnd 
koffen  wil  vmb  als  vil  geltz  as  daz  selb  guot  verkoft  was. 

Öffnung  von  Altorf  von  1439.  Ist  ouch  das  sich  der 
gnetter  eins  oder  mer  hinvss  vergat , mag  da  ein  Indra 
so  vyl  guotz  haben,  als  der  erst  knuff  beschcclicn  ist, 
vnd  git  dar  zuo  ein  bescheidnen  w i n k o u ff , so  sol  vnd 
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mag  er  das  vergangen  guott  vuib  so  vyl  geltz  wider vwb 
in  ziechen  mit  dem  rechten,  nach  dem  kouff  in  den  nech- 
sten  dry  Jaren , vnd  nit  lenger.  vnd  wero  das  der  vsser  dar, 
gelt  nit  von  dem  Indren  iu  dem  zit  weite  nemen,  so  sol  er 
da/,  gelt  in  ein  luochli  winden  vnd  zwen  erber  man  zuo  im 
nemen,  die  des  ge/.iigen  sigind , vnd  sol  dem  vssren  da/, 
gelt  zuo  der  hus  seilen  in  werfen ; vnd  das  sol  als  guol  krallt 
haben  , daz  den  Indren  nieman  dauon  slossen  sol , weder  er- 
ben nach  geteilit,  vnd  sol  in  daby  schirmen  ein  herr  ze 
grueningen  vnd  das  gericht. 

Öffnung  von  Stäfa  s.  d.  Ist  da/,  ein  guelt  feil  wurt, 
vnd  einer  einen  dauon  trengen  wil  mit  bott , vnd  es  Einem 
vssern  nccher  gilt,  dann  einem  teilig,  alder  Einem  hoffmaii, 
da/,  mag  dann  ein  teilig  alder  ein  hoffman  an  sich  ziechcn 
mit  dem  Rechten,  ein  hoffman  gen  dem  anderen  In  dry  Ja- 
ren vnd  in  dry  tagen,  vnd  ein  hoffman  gen  Einem  vssern 
In  Nün  Jaren  vnd  In  Nun  tagen.  Ist  das  ein  hoffman  cm 
guelt  kofft,  es  sy  geholten  alder  nitt,  hatr  Ers  in  drii  Jar 
vnd  dry  lag  vnerfordert  mit  dem  Rechten,  daby  soll  In  ein 
gewer  schirmcnn,  vnd  halt  cs  ein  vsser  in  Nun  Jar  vnd  Nun 
lag,  so  sol  in  ein  gewer  daby  schirmen,  vnd  wer  das  sich 
ain  giitt  vsshin  vergieng,  wie  sich  das  vsshin  vergautt  vnd 
nit  Erholten  wär , als  Recht  ist;  welher  das  innher  zuhett 
mit  dem  Rechten,  der  hett  als  wol  gewergket,  das  in  ein 
gewer  daby  schirmen  siill  vor  teilig  vnd  vor  aller  Menglich. 

Offnuag  von  Nossilion  s.  d.  Beschcch  aber  daz  einer 
die  guoter  nit  veil  butte  in  vorgeschribner  wisc,  so  mücht 
je  der  nechsle  einem  fromden  die  gueter  abzühen  mit  dem 
rechten  vnd  den  köff  bc/.aln  vnd  fünf  Schilling  pheniung  min- 
der geben  alz  denn  vorgeschoben  ist,  denn  der  summ  ist, 
als  der  vngenoss  gekdfl  bat. 

Es  kann  nach  diesen  Stellen  kein  Zweifel  übrig  bleiben, 
dass  diese  Beschränkungen  sich  auch  auf  vogtbarcs  Eigen 
erstreckten. 

4)  Dem  Erbe  cigenthiimlich  dagegen  ist  eine  fernere  Be- 
schränkung. Es  soll  nämlich  die  Gefahr,  dass  das  veräus- 
serte  Stück  zu  klein  sei , um  dem  Herrn  fernere  Sicherheit 
für  seinen  Zins  zu  gewähren,  beseitigt  vnd  gar  zu  grosse 
Verstiickclung  der  Güter  verhindert  werden. 

Öffnung  von  Rriitten  s d.  Wer  aber , lierr!  das  diser 
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Ihcyl , darab  es  verkoufft  wurde , ze  schwach , das  mynom 
herrenn  vonn  Einsidlen  sin  zinnss  nit  gelten  möchte , So  [st 
die  nachfrag  mines  herren  von  Einsidlen , wo  er  den  erfra- 
gen kann  die  theyl , die  darah  sinnd  vcrkouift  oder  versetzt  ; 
der  sol  diss  theyl  zu  disein  lassen  , das  mynom  herren  sin 
zinnss  werd. 

Öffnung  des  Gotteshauses  Schännis  zuKnonau 
von  1461.  Item  es  soll  och  niemen  kein  giiot  des  in  den 
vorgenanten  hoff  gehöret  hoffen  noch  verkoffen  on  zins: 
doch  mag  man  es  verkoffen  mit  zins,  doch  onscheidlich  dem 
gotzhus.  vnd  wenn  das  beschech,  das  einer  ein  guot  verkofte 
mit  einem  pfenniug  minder  oder  me , das  aber  vil  me  möchte 
tragen  vnd  die  anderen  gielter  als  schwach  wnrdend,  das  sy 
lr  zins  derselben  huob  oder  schuoppis  nit  möchtind  tragen : 
So  mag  ein  amptman  dieselben  huob  oder  schuoppis  mit 
einander  angriffen  vnd  zemend  legen,  also  das  jn-  * 
nen  ir  zins  derselben  huob  oder  schuoppis  gcutzlich  wiert. 
5)  Alle  diese  Beschränkungen  beziehen  sich  nur  auf  Ver- 
ausserung  der  Liegenschaften.  Uebcr  die  Fahrhabc  kann  selbst 
der  Hörige  nunmehr  ganz  frei  verfügen  und  dieselbe  belie- 
big veraussern.  Er  kann  es,  wie  wir  nachher  sehen  wer- 
den, sogar  auf  den  Todesfall  hin;  um  wie  viel  mehr  daher 
unter  lebenden. 

Öffnung  von  Wald  s.  d.  Item  ein  jeglich  hoffman  ze 
wald  mag  einem  sinem  kind  geben  (zu  Aussteuer)  vnd  dem 
andern  nichtz ; vnd  ob  er  wyl , so  mag  er  daz  sin  einem 
hund  an  schwantz  binden. 

t.  30.  Lasten  des  Grundbesitzes. 

1)  Nicht  bloss  der  abgeleitete  Grundbesitz  , sondern  auch 
das  vogtbare  Eigen  war  mit  mannigfachen  Lasten  belegt.  Eine 
der  ältesten  und  nur  den  erstcrcn  eigentümlich  ist  der  Eh  r- 
schätz,  der  in  mancherlei  Gestalten  vorkommt.  Seine  Bedeu- 
tung ergibt  sich  zum  Theil  schon  aus  dem  Ausdruck  Sa3) : der 
Grundherr,  vou  dem  einer  seincu  Besitz  empfangt,  soll  dafür 
durch  eineGabe  geehrt  werden.  Der  Ehrschatz  kommt  daher 

253)  U rk.  v.  1260.  Ncogart  No.  972.  „ Sed  ab  Aar»*,  q»i  »«»»» 

Jit , nomin«  honori » *cu  F.hrtcha : tanliiiii  quatnor  «nlido*  monMf  Thmic»n%i» 
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wenigstens  ursprünglich  nur  da  vor,  wo  Jemand  seinen  Be- 
sitz von  einem  Grundherrn  ablcitct,  nicht  wo  er  Eigen  er- 
worben hat.  Gewöhnlich  muss  dann  jeder,  der,  sei  es 
nun  als  Erbe,  oder  als  sonstiger  Nachfolger,  selbst  unter 
Lebenden,  z.  B.  durch  Kauf  in  den  Besitz  des  Grundstücks 
kommt,  dem  Herrn  den  Ehrschatz  entrichten.  Der  Ehr- 
schalz  w'ird  somit  von  dem  neuen  Erwerber  und  nicht  von 
dem  Veräusscrcr  bezogen.  Er  besteht  dann  bald  in  einer 
kleinen  Summe  Geldes,  bald  in  andern  Dingen,  öfters  in 
einer  Quantität  Wein. 

Urkunde  von  1319.  Man  soll  dem  Grundherrn  hei  jeder 
neuen  Verleihung  eines  Grundstücks  zu  Ehrschatz  gehen : 
„einen  hopf  des  besten  wins,  so  man  denne  ze  Zürich  schen- 
ket, vnd  nit  mer,  vud  von  einer  halben  iuchert  ald  minder 
ein  halben  köpf  desselben  wins.  Vnd  swer  des  selben  guo- 
tes  vt  koufcl  ald  vmb  eins  empfahet , vnd  das  dannan  hin 
inrunt  dein  nocslcn  manode  von  mir  (dem  Grundherrn)  ald 
minen  uakomen  nit  empfahet , der  sol  mir  ald  ininen  nako- 
nien  ze  huoze  geben  vier  köpfe  des  vorgeuanden  wins  — 
vnd  ensol  darzuo  nie  in  er  vf  das  guot  körnen,  e 
das  der  erschaz  vnd  die  vier  köpfe  gewert  wer- 

dent“V 

Öffnung  von  Höngg  von  1338.  Und  wer  der  ist, 
dem  der  probst  semlichü  gueter  lihet  vnd  der  si 
von  einem  probst  enphahet,  der  sol  einem  probst  ge- 
ben vier  köpf  des  besten  wins , so  man  denn  ze  Zürich  ver- 
keilt an  einem,  vnd  dem  closterkeller  zwen  köpf  vnd 
dem  ineiger  von  höngg  zwen  köpf  desselben  wins. 

Urkunde  von  1398.  Abt  und  Convent  von  PfafTers  (Grund- 
herrn) verleihen  „volin  vnd  hänslin  Oetiker  gebruodern”  in 
IMänidorf  „reben  vnd  hofstalt,"  die  ihnen  „ in  erhs  wys  an 
komm  sint.’’  In  dieser  Urkunde  wird  gesagt,  wenn  sic  diese 
Güter  verkaufen  „so  sol  vns  (Abt  und  Convent)  der  der  sv 
kouft,  ein  pfund  pfefTers  ze  erschaz  geben  vnd  sond  wir 
denn  demselben  die  reben  vnd  hofstatt  liehen  ” ?M). 

Einmal  kommt  auch  eine  von  Zeit  zu  Zeit  sich  regel- 
mässig wiederholende  Gebühr  vor,  welche  der  Besitzer 

254;  Dipl,  der  Propst  ei  S.  175.  lTrk.  t.  1315.  Ebenda  S.  131. 

255)  Genieindftnri'hi«'  Minidorf. 
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eines  Grundstücks  dem  Grundherrn  zu  entrichten  hat,  gleich- 
sam als  Anerkennung  der  hühern  Rechte  des  letztem,  und 
welche  ebenfalls  Ehrschatz  genannt  wird.  In  einem  Pro- 
cessc  nämlich  zwischen  der  Abtei  und  der  Propstei  Zürich 
über  die  Reparatur  der  Kirche  in  Cham  itn  Jahr  1442, 
wurde  von  den  Schiedsrichtern  der  alte  Ehrschatz,  wonach 
jeder  Besitzer  des  Meyerhofes  Cham  der  Aebtissinn  als 
Grundherrn 

an  dem  vierden  Jar  zc  rechtem  erschatz  ein  löt  goldes 

geben  vnd  antwürten  soll, 

abgeschafft  und  dagegen  die  Aebtissinn  auch  anderweitiger 
Verpflichtungen  entledigt. 

2)  Mit  dem  Ehrschatzc  darf  der  sogenannte  dritte  Pfen- 
ning nicht  verwechselt  werden,  obwohl  das  nicht  allein 
von  neuern  Schriftstellern256),  sondern  selbst  von  Rechts- 
quellcn  in  der  spätem  Zeit  geschehen  ist 2S7).  Der  dritte 
Pfenning  wird  von  dein  Verkäufer,  nicht  von  dem  Käufer 
bezahlt  und  besteht  in  dem  dritten  Theile  der  Kaufsumme , 
welche  er  von  dem  Käufer  erhielt.  Diese  bedeutende  Ab- 
gabe, welche  mit  Recht  auch  der  böse  Pfenning  genannt 
wurde,  setzt  auch  keineswegs  wie  der  Ehrschatz  voraus, 
dass  der,  welcher  sie  zahlen  muss,  das  Grundstück  von 
einem  Herrn  habe.  Sic  ist  vielmehr  eine  Abgabe,  welche 
dem  Vogt,  nicht  dem  Grundherrn  zugehört. 

In  Meilen  z.  B. , wo  der  neue  Ersverber  eines  der 
Propstei  Zürich  eigenthiimlich  gehörigen  aber  zu  Erbe  ver- 
liehenen Grundstückes  dieser  den  Ehrschatz  entrichten  musste, 
hatte  der  Veräusscrcr  dem  Vogte  den  dritten  Pfenning  zu 
bezahlen  2ää). 

256)  Z.  B.  Ton  Arx  St.  Gallen  I.  312. 

257)  Das  Grüningeraintsrecht  von  166S  tiberschreihl  den  Artikel 
42,  der  vom  dritten  Pfenning  handelt:  „Von  Eh  r schätz  eo." 

25$)  Die  Besitzer  der  Grundstücke  suchten  drin  dritten  Pfenning  auch 
etwa  dadurch  zu  entgehen  , dass  sie  das  Grundstück  scheinbar  mit  Wieder» 
lösungsr^cht  verpfändeten,  statt  für  immer  durch  gewohnten  Kauf  7.0  verkäs- 
tem. Daher  beschloss  der  Rath  im  Jahr  1424,  für  die  Güter,  wo  er  auf 
den  dritten  Pfenning  Anspruch  halte,  denselben  auch  bei  solchen  Verpfändun- 
gen ru  fordern.  MS.  140.  S.  63.  a. 

BluntirMi  R««*l»ftg»*rhirM*  IS 
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Öffnung  des  Vogtes  von  Meilen  s.  U.  Wer  och 
ein  hus  verkoffet  vss  der  vogty,  der  sol  einem  vogl 
geben  den  dritten  den.,  was  er  loset  von  dem  hüs. 

Öffnung  zu  Alt-Regensberg  von  1426.  Item  wery 
das  daz  gotzhus  von  den  einsidcln  vnd  daz  gotzhus  von 
sant  bläsy  vnd  daz  gotzhus  von  scbaffhusen  Ir  eigen  guetter 
verköftind  In  mincr  herren  gcricht , da  siilt  minen  Her- 
ren (dem  Vogte)  der  drilt  pfänning  werden  von  denselben 
köiffen. 

Öffnung  zu  Breiti  von  1139.  Item  Junker  Schvvend 
(der  Vogt)  hat  in  den  jetztgcnanden  smen  gerichten  das 
Rächt,  wass  guetern  Jeinan  darin  verkoufft,  vnnd  wur- 
dint  die  eines  tags  nün  malen  verkoufft,  so  gebend  sy 
Im  als  dick  vnnd  vyl  sy  verkoufft  wurdend , den  dryt- 
ten  pfening , Es  sigend  hüsser  oder  ligende  guetcr. 
Worauf  die  Vögte  dieses  Recht  gründeten  und  wie  sie 
es  einzuführen  wussten,  ist  nicht  klar.  Doch  scheinen  sie 
es  mit  ihrem  Schutzrechte  in  Verbindung  gebracht  zu  haben. 
Darauf  weisen  die  mannigfachen  Beschränkungen  hin,  welche 
hier  oder  dort  eintraten. 

Die  Öffnung  von  Meilen  fährt  fort  nach  der  obigen 
Stelle:  es  sye  denn  daz  trostung  gebe  einem  vogt,  daz  er 
inrend  jarsfrist  als  ein  guotz  hus  dar  setz,  als  eins  was. 
Durch  das  neu  errichtete  Haus  wird  der  Vogtmann  nicht 
allein  wieder  an  die  Vogtei  gefesselt,  sondern  der  Vogt  er- 
wirbt darüber  hinaus  noch  eine  neue  Hofstatt,  von  wel- 
cher er  die  Vogtgebiihren  beziehen  kann.  Daher  soll  er 
in  solchem  Falle  keinen  dritten  Pfenning  fordern. 

Öffnung  von  Nossikon  s.  d.  War  nu  der  ist,  der 
dieselben  gucter  verkoft  vnd  hin  git , derselb  mag  dasselb 
gelt  essen , vertrinken , verzerren  durch  sines  Libes  not- 
durft,  Lust  oder  inuotwillen  , wie  er  wil;  mit  geding,  ist 
das  er  daz  gelt  also  verzert  in  den  gerichten , so  dann 
gen  Griffense  oder  in  die  dingstatt  gehorrent  In 
den  hüsern  vff  dem  väld  oder  hinder  einem  zun , der  git 
keinen  dritten  pheni  ng.  Wil  er  aber  das  gelt  vsser 
den  gerichten  oder  der  der  dingstat  in  andri  ge- 
richt  züben,  so  sol  er  den  dritten  phenning  hie 
lassen  einem  Herrn  (dem  Vogte)  er  Hab  ioch  die  gueter 
ze  kouffen  geben  dem  neebsten  geteilid  , einem  husgenos- 
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sen , dem  herren  oder  einem  vngenosscn , «loch  also : ist 
das  ein  genossen  der  gneter  koft,  so  sol  ein  herr  dcster 
gnediger  sin  an  dem  dritten  phcnning. 

So  lange  der  Verkäufer  in  der  Vogtei  bleibt,  kann  doch 
der  Vogt  die  Rechte,  welche  er  auf  ihn  besitzt,  wenigstens 
theilweise  ausühen.  Zieht  er  aber  fort,  so  ist  der  Vogt 
allerdings  mit  doppeltem  Verluste  bedroht,  einmal  insofern 
ein  Vogteipflichtiger  seiner  direkten  Herrschaft  entzogen 
wird  , und  zweitens  insofern  auch  das  Vermögen  der  Vo^tei 
durch  den  Wegzug  verringert  wird. 

Als  später  die  Stadt  Zürich  viele  Vogteien  erwarb, 
wurde  das  Recht  zu  veräussern,  ohne  den  dritten  Pfen- 
ning zu  bezahlen,  grösser,  weil  nunmehr  das  ganze  Gebiet 
des  Landesherrn  dem  Vogteipflichtigen  offen  stand,  ohne  dass 
desshaib  die  Rechte  des  Vogtes  irgend  Schaden  litten.  Diese 
Ausdehnung  zeigt  sich  z.  B.  in  der 

Öffnung  von  Binzikon  von  UiS.  Welticher  vs*  der 
obgcseiten  dingstau  Linder  vnser  henren  von  Zürich  in  ir 
statt  oder  in  iro  gencht  an  den  Zürichsee  zuge  vnnd  vnz 
an  sin  tod  Linder  Inen  belibe,  derselh  sol  kein  dritten 
pfening  gehen. 

Eine  andere  weiter  gehende  persönliche  Beschränkung 
des  Rechts  auf  den  dritten  Pfenning  zeigt  sich  in  Borsikon, 
nämlich  die  auf  Vcrä'usscr ungen  an  Uugenossen. 

Öffnung  von  Borsikon  vou  i'U2.  Were  ouch  das 
cm  genoss  diser  vorgesebribner  gucter  koufte,  vnd 
das  gelt  vnd  das  guot  ln  dem  gcricht  helibe  , so  bes’tdl  er 
An  den  dritten  pfening,  den  sol  ein  herr  dann  nicht  nemen. 
Kofft  aber  ein  vn  genossen  desselben  guotz,  der  so  1 ei- 
nem herren  den  dritten  pfening  davon  geben.  Gebe 
aher  dann  der  vngenoss  dem  Herren  nit  den  dritten  pfe- 
ning, so  hessret  der  vngenoss  all  tag  dem  herren  mit  III 
den.  vntz  das  er  Im  genuog  getuod,  wenn  es  onch  ze 
schulden  kunt,  das  ein  vngenosser  derselben  guetren  köfft, 
Ist  ouch  dann  das  ein  herr  den  dritten  pfening  genol 
von  einem  vngenossen  nimpt  vnd  Im  daran  nützit  schen- 
ket, so  sol  dann  das  selb  guot  da  von  der  herr  den 
dritten  pfening  genomen  helfe , e wank!  ich  fry  »in. 
Schankte  aber  der  herr  Jnnan  an  dem  dritten  pfening 
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vt7.it,  cs  wcre  wennig  oder  vil;  so  nimpt  er  aber 
dann  darnach,  ob  es  ze  scbnlden  kunt,  den  dritten  pfe- 
ning  als  vor. 

Wenn  in  dieser  Öffnung  die  Sache  ausnahmsweise  so 
ausgedrückt  ist,  dass  der  Erwerber  den  dritten  Pfenning 
zahlen  müsse,  so  darf  das  um  so  weniger  befremden,  als 
eben  nur  in  dem  Falle,  wo  an  einen  Ungenossen  veräussert 
wird,  um  dieses  willen  die  Gebühr  bezogen  werden  soll. 
Dem  Effekte  nach  verliert  doch  der  Veräusserer  so  viel 
an  dem  Preise,  indem  der  Käufer  diese  Last  dann  ausser 
dem  Kaufpreise  auf  sich  übernimmt  und  somit  bei  diesem 
schon  in  Berechnung  bringt. 

3)  Zu  dieser  Beschwerde  hat  die  Vogteiherrscbaft 
noch  andere  Lasten  erzeugt.  Dahin  gehören  ausser  Frohn- 
den,  welche  auch  etwa  erwähnt  werden,  und  andernV ogt- 
steuern,  noch  vorzüglich  die  sogenannten  Fastnacht- 
hühner, welche  alljährlich  dem  Vogte  gebracht  werden 
müssen.  Schon  der  Umstand,  dass  der  Vogt  regelmässig 
ein  solches  Recht  hat,  beweist,  dass  diese  Last  nicht  auf 
der  Hörigkeit  beruhte.  Daher  findet  sich  in  einein  alten 
Einkünfterodel  der  Burg  Kyburg  aus  österreichischer  Zeit 
die  Angabe: 

„ein  fri  guot,  das  giltet  ze  vogtrecht  ein  rnütt  kernen 
n.  s.  f.  vnd  ein  fassnachthuon  *w). 

Urkunde  von  1281.  Herr  Jacob  von  Kienberg  vnd  sin 
nachkomen  , die  an  sin  stat  körnend  , an  die  v o g t e i e über 
des  gottshuses  guott  von  Münster  sond  vue  vogtstür  vor- 
deren noch  nemen  nicht,  vvan  von  ieglichcr  Schno- 
posen  ein  viertel  habern  vnd  ein  huon560). 

Vogtoffnung  za  Meilen  s.  d.  Aber  sol  einem  vogt 
von  ieglicher  hussrochi  jerlich  werden  ein  herlisthuon 
hie  in  der  vogty.  Derselb  han  sol  sin  in  der  masse  , da7. 
er  mag  fliegen  über  ein  geleitroten  wagen,  vnd  ze  vas- 
nacht sol  man  im  geben  ein  hennen  von  ieglicher  huss- 
rochi in  der  vogty. 

259)  Irh  verdanke  die«  Notir  Herrn  Professor  Heinrich  Eicher,  der 
sie  in  eine  leider  noch  nicht  erschienene  treffliche  Geschichte  der  Grafschaft 
Krburg  anfgenoimnen  hat. 

260)  Neugart  Mo.  1026. 
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Öffnung  von  Berg  s.  «1.  Ein  gotzhusman,  der  ze 
Berg  sitzet,  liuslicli  vnd  ba blich,  vud  In  das  gcricht 
da  hurt,  der  sol  dem  vogt  da  tuon  7. wen  tagwan  vnd 
ein  vasnachthuon  geben.  Ein  gotzhusman , der  vsser  dem 
Ettern  sitzet  vnd  doch  in  das  gcricht  hört  zc  Berg,  der 
sol  dem  vogt  ein  tagwan  tuon  vnd  ain  vasnachthuon  geben. 
Ein  gotzhusman  , der  in  den  Ettern  sitzet , der  sol  dein  vogt 
gdn  von  einer  schuopposs  ein  halben  miit  kernen  vnd  ein 
halben  miit  haber  vnd  nütz  mer.  Vnd  sol  ein  vogt  dannen- 
hin  nüt  mer  Vordren  noch  muoten  weder  diensten  noch 
keindley  sach  von  den  gotzhuslüten  noch  von  den  gntern 
ze  Berg. 

Öffnung  von  Nossikon  s.  d.  Die  vorgeschrihnen 
husgenossen  vnd  hofjunger  die  sullent  ouch  jerlich  einer 
herrschaft  oder  vogt  ze  Griil’ense  geben  viertzig  müt  kernen 
vnd  zwentzig  phund  phening  — vnd  iekliche  hussröichi  ein 
fasnachthuon , vnd  sullent  einer  herrschaft  hieinit  von  der 
selben  dingstatt  wegen  gedienet  hdn.  Vnd  hat  Inen  och 
ein  herrschaft  von  der  dingstatt  gueter  wegen  uit  mer  an 
ze  muoten.  Vnd  hiervmb  sol  nu  ein  herrschaft  die  hof- 
junger all  vnd  ieklichen  besonder  schirmen , tckken  vnd 
hanthaben  vor  allennenklichein  als  ferr  Im  Lib  vnd  guot 
gelangen  mag. 

Von  diesem  zuletzt  genannten  Gesichtspunkte  des  Schutzes 
ging  die  Herrschaft  der  Vögte  aus.  Weil  die  Vogteipflichti- 
gen, die  vormaligen  völlig  Freien  inbegriffen,  seiner  bedurf- 
ten, mussten  sie  sich  auch  dergleichen  Lasten  gefallen  lassen. 

Seltener  kommen  auch  Fastuachthiiliner  vor,  welche  fiir 
die  Grundherrn  bestimmt  waren.  Diese  machen  keine 
Schwierigkeit,  indem  anfangs  der  Grundherr  den  von  ihm 
verliehenen  Besitz  zu  seinen  Gunsten  mit  beliebigen  Ver- 
pflichtungen belasten  konnte.  So  musste  in  Meilen,  wer  eiu 
Erblehen  von  der  Propstei  hatte,  ausser  dein  Fastnacht- 
huhne an  den  Vogt  auch  eines  an  den  Grundherrn  entrich- 
ten. Ebenso  legte  Job.  Thyie  in  der  oben  schon  theilweise 
mitgetheiltcn  Urkunde  von  13  1 9 26')  den  verliehenen  Stücken 
ebenfalls  ein  Herbst-  und  ein  Fastnachthuhn  auf262). 

26t  ) Oben  $.  20  S.  217. 

262)  Ebenso  in  einer  Vrk.  x,  i Dipl.  Her  Propste!  5.  262 
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Dabei  ist  immer  zu  beachten,  dass  diese  Lasten  auf  den 
Grundstücken  haften  und  ohne  weiters  auf  jeden  neuen  Be- 
sitzer übergehen.  Dergleichen  Reallaslen  erniedrigten  frei- 
lich den  Begriff  des  freien  Eigeuthums  und  versetzten  das- 
selbe in  eine  gewisse  Abhängigkeit.  Aber  man  war  durch 
die  mancherlei  Zinse  der  Grundherrn  schon  an  ähnliche 
Verhältnisse  gewohnt  und  die  alte  Freiheit  konnte  sieh  in 
der  veränderten  Verfassung  eben  nicht  mehr  erhalten. 

ln  einem  Proccsse  de  - Propstei  Zürich  und  des  Gottes- 
hauses Wurmspach  im  Jahr  1431,  wurde  das  letztere  ver- 
fallt, der  erstem  ein  Fastnachthuhu  von  einer  Hofstcttc  zu 
entrichten , weil  die  Zeugen  erklärten : 

das  sv  wol  wissent,  das  min  herren  der  probst  vnd  das 
cappittel  ein  vaszn  ach  thuon  vf  der  von  wurm  spacli 
hofstatt  — hettent  \nd  das  ouch  Inen  das  Inion  ton  der 
h o f s t a 1 1 geben  w e r c b y d r i s s i g Jarcn*5), 

4)  Zinse.  Alle  Zinse,  welche  von  Gütern  entrichtet 
werden  mussten,  rührten  in  der  ältesten  Zeit  von  Verlei- 
hung des  Besitzes  her,  und  setzten  somit  voraus,  dass  ein 
anderer,  als  der  Zinspflichtige,  der  ächte  Eigcnthiimer  des 
Gutes  sei.  Es  wird  sogar  in  den  Quellen  ausdrücklich  ge- 
sagt, dass  kein  Erbe  ohne  Zins  sein  dürfe. 

Urkunde  von  1319.  Ist  oueb  das  der  vorgeuanden  de- 
heine  von  situ  teile  vt  verkoufet  ald  lihet  vmb  so  vil  cinses 
das  im  des  guotes  vt  bclibe  (ine  eins,  der  sol  mir  (dem 
Grundherrn)  von  dem  teile  der  im  lielibet  änc  eins , cm 
herhs thuon  ze  cinse  gehen,  viind  enhein  erbe 
An  eins  s t ä n mag  ***). 

Neue  Zinse  sind  dann  aber  in  der  Folge  durch  die  Vogtei 
entstanden  (siehe  die  vorige  Nummer),  welche  nun  allerdings 
auch  den  Eigenthiimer  seihst  betrafen  und  ohne  sein  Grund- 
stück in  das  Eigenthum  des  Vogteiherrn  zu  bringen,  doch 
darauf  hafteten. 

Die  Art  des  Bezugs  ist  bald  milder,  bald  härter.  Immer 
aber  kann  der  Herr,  wenn  der  Grundzins  überall  nieht 

263)  Dipl,  der  Propstei  S.  285. 

264)  Dipl,  der  Propstei  S.  f 7$.  Vgl.  auch  die  oben  S.  27 1 mit- 
^•Iheilte  Öffnung  mn  Knonau 
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entrichtet  wird , und  alle  andern  Mittel , sich  bezahlt  zu 
machen , fchlschlagcn , auf  das  Gut  greifen  und  dasselbe  ver- 
ausseru.  Man  darf  sich  dieses  Recht  nicht  als  ein  Pfand- 
recht denken,  wenn  cs  auch  dem  äussern  Scheine  nach 
dem  Pfandrechte  auf  Liegenschaften  ähnlich  sieht.  Diese  Vor- 
stellung muss  schon  darum  gänzlich  beseitigt  werden,  weil 
gemeiniglich  der  Eigenthiimcr  selber  Ziusbercehtigter  ist, 
somit  kein  Pfandrecht  an  seinem  Grundstück  haben  kann. 
Auch  besteht  nicht  eine  Forderung  an  eine  individuelle  Per- 
son, wofür  das  Grundstück  eingesetzt  wäre,  sondern  die 
Forderung  bezieht  sich  vielmehr  direkte  auf  den  jeweiligen 
Besitzer  des  Grundstücks  als  solchen. 

Ich  will  einige  Bestimmungen  über  Zinsbezug  aus  den 
Öffnungen  hersetzen  26i): 

Öffnung  von  Altorf  von  1439.  Wen  aber  ob  leinan 
sin  gueter  liessi  ligen  für  den  herren  zins  , so  sol  pin  herr 
vf  denselben  gueter  n vud  die  dar/.uo  gehörrent , den 
zins  suochen  vnd  nüt  vf  h Usern  noch  vf  an  de  rin 
pluudcr,  das  zuo  ligendein  guot  gehört. 

Öffnung  von  Hongg  von  1338.  Darzuo  ist  ze  wissent, 
Wirt  kein  (ein)  phant  geben  oder  genoinen  v in b der  k li- 
ehen zins,  ist  das  nit  gnuo  gut  fiir  den  zins,  der  uit  ver- 
golten ist,  so  sol  ine  pliender  suochen:  mag  man  aber  nit 
liier  vinden  , so  sol  man  der  übriger  zius  li eiten  vntz 
ze  den  miwen  fr ii eilten.  Vud  also  sol  man  mit  allen 
zinsen  tuon.  Ist  enkein  Zins  vergulteu  vud  man  nuwen 
vnd  alten  zins  haben  mag  von  den  neebsten  fruchten  , mag 
man  aber  von  den  nechsten  friiehten  die  zins  all  nit  vergeh 
ten , so  soi  man  vallcn  vff  die  gueter,  von  den  inan 
den  zins  gelten  sol  als  lang  vnd  als  vil  vntz  daz  die 
zins  gar  vnd  gentzlich  vergulteu  werden!. 

Öffnung  von  Füll  an  den  s.  d.  Aber  sprechent  die 
hofjüngcr,  das  sy  habind  das  Recht  zuo  miiicr  frowen  der 
Eptissinen , das  sy  Sy  nienahin  sol  weder  laden  noch  Banen  , 


265)  Sie  .lind  durrhg.iogig  milder  als  das  Hecht  de*  Schwaben  Spiegel* 
69.  ,,Swer  »ins  von  guotc  geben  sol  , der  sol  in  geben  vf  den  tnc,  der  im 
bescheiden  Wirt,  so  man  im  das  guot  lihet , vnde  git  er  (Ui  den  uns  des 
tage*  niht  , er  mnoxen  ivivaltea  gelten  des  naeslen  tage«  dar  nach,  vnde  alle 
tAge  als  vil  , d<e  wile  er  den  uns  iane  hat. 
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vn iid  wer  das  sy  eins  Jars  nit  mag  bczalt  werden. 
So  sol  sy  bcitten  vntz  vff  den  dritten  Blumen, 
den  mag  sy  den  angryffen ; vnnd  mag  sy  damit  nit  hezall 
werden,  so  mag  sy  fiirbas  vmb  pfaund  gryffen2^), 
vnnd  die  pfand  trylien  hinder  ein  heller  im  unschädlich  vnd 
da  lAn  acht  tag. 

Öffnung  von  Lauffeu  s.  d.  Es  ist  ouch  gewonlich  , 
dar.  ains  Bischofs  pfleger  sins  herren  zins  sol  gebütten  vor 
Sant  galten  tag  viertzehen  tag  vnd  wer  denn  den  zins  in 
den  tagen  git  vnd  vff  vertigot  gen  Costentz , wie  denn  dem 
lins  mysslinget,  da  sol  der  Bischof  den  schaden  hAn.  War 
aber,  das  sich  die  Lüt  sumptin  mit  dem  zins  vntz  nach 
Sant  galten  tag,  misslinget  denn  dem  zins  von  vnwetler, 
so  sond  die  buober  vnd  die  schuoposser  den  schaden  hau. 
— Wer  aber,  daz  yemnnn  sumsälig  ward  an  dem  zins,  so 
mag  ains  Bischofs  pfleger  ainen  vogl  ald  siuen  hotten 
zuo  Im  ne  men  vnd  mag  dar  vmb  pheuden  zuo  dem 
bus  als  zuo  der  hoffstatt,  die  In  daz  guot  gehörrend,  oh 
er  da  phand  vindet,  vnntz  daz  er  gewert  wirt;  vnd  da 
sol  denn  der  vogt  zc  Buoss  uemen  V p phening  vnd  des 
Bischofs  phleger  III  p phening.  Wer  aber  das  si  uil  phand 
funden,  so  mugent  si  daz  hus  vnd  die  hoffstatt  ach  er, 
wisan  vnd  wiugarten  oder  was  denn  zuo  dem  guot 
gehört  angriffen  mit  versetzen  ald  mit  verhouffen  als  verr 
vntz  das  si  der  zins , die  le  denn  vs.sland  vnd  der  freflin  , 
die  denn  von  der  zins  wegen  geuallen  sind , gentzlich  ge- 
wert werden. 

Wer  ouch,  das  dcheiu  huoher  oder  Schuoposser  siuen  zins 
gentzlich  versäss  dry  dar,  daz  er  nicblz  daran  geb, 
so  wer  daz  guot  z i n s u e 1 1 i g , vnd  möcht  es  denn  ain  b i- 
schoff  liehen  vnd  er  den  genossen,  wem  er  weit. 

Öffnung  von  Briitten  s.  d.  Herr!  so  Ists  aber  vmb 
myns  herren  zinns  vnnd  sprechent:  das  er  recht  hab  zuo 
disen  höfen,  wenn  man  gcschnydt,  so  mag  er  sin  zinns 
vorderen  zuo  den  höfen  — vnd  die  sond  Im  zinnsen  vn- 
vertzogenlichen  vnd  die  huoben  bnwen  vff  S.  michels  tag, 
vnd  die  die  Scnuopposscnn  buwen  vff  S.  Otmars  tag,  vnd 
die  die  huoben  vnd  schuoppossen  hand,  die  hand  das  recht : 

26b)  Schwabe  ospiegel  TO.  „Ein  ieghch  man  mag  wol  plienden  6f 
vio«m  gnole . di  man  im  «ins  »on  git,  An  des  rihters  urlop." 
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obsi  n lt  linsen  mügeneins  Jars,  s o s o 1 m a n a i nit 
vertriben  von  irera  Erb  vnntz  an  das  dritt  Jar. 

Bringen  die  Zinser  ihren  Zins  gehörig,  so  gibt  ihnen 
der  Herr  öfters  ein  Mahl  oder  kleine  Geschenke. 

Öffnung  von  Lauffen  s.  d.  Man  sol  ouch  ainem  Bi- 
schof sin  zins  weren  vnd  antwiirten  gen  Costcntz 
vff  die  pfallentz  Au  sinen  schaden,  doch  mit  der  beschaiden- 
hait,  das  er  den  heiler  vnd  ander  Liit,  die  mit  den  zinsen  vss- 
uaren  zeren  vnd  verkosten  sol  vfT  vnd  ab  vngeuarlich. 

Öffnung  des  Gotteshauses  Schännis  zu  Kno- 
uau  von  1461.  Item  als  vor  ziten  ein  Eptisscn  vnd  ein 
gotzbus  ze  schennis  den  zinsern  jarlichcn  ein  maul  vfT 
den  nächsten  fleischtag  nach  sant  andreas  tag  geuallen  gab 
vnd  geben  solt,  Sellichs  maul  nun  mit  wissen  vnd  mit  willen 
der  zinslütten  ab  vnd  hin  getuon  ist , doch  das  ein  Ep- 
tissin  — den  zinsern  — für  yeglichs  maul  abgezogen  hautt 
III  schilhu  pfenning. 

Öffnung  zu  VVermentschwjrl  von  1508.  Item  sy 
spreebent  oueb  , das  die  im  dorfl'  wcrentschwyl  dem  herren 
alle  jar  zwen  mütt  haber  Züricher  mess  fuotlcr  haber  zuo 
geben  schuldig  syen , vnd  den  sol  der  herr  all  weg  vf  Sant 
Martins  abend  an  si  ervordern  — vnd  inen  by  sinem  hotten, 
so  den  haber  reicht  vnd  in  zücht , schicken  ein  köpffige 
flaschen  mit  wyu,  der  desselben  Jars  gewachsen  ist,  vnd 
ein  weggen  , der  drylhalben  scbilliug  wert  sye.  Vnd  wel- 
hcher  dann  an  sineui  teil  fuotcr  babers  zuo  geben  sümig 
wen,  viT  den  selbigen  sol  alllag  dryg  Schilling  gAn  , so 
lang  bis  er  sinen  teyi  babers  ab  im  rieht.  — Vnd  wellicbs 
Jars  aber  der  herr  sollichen  haber  nit  wie  ob  vff  Sant  Mar- 
tins abend  an  sy  ervorderti  vnd  Inzuge  vnnd  ouch  inen 
dann  den  win  vnd  den  weggen  nit  schickti , dann  sölten 
sy  dem  herren  desselben  Jars  die  zwen  mütt  haber  nit  zuo 
geben  schuldig  sin. 

{.  31.  Güterrecht  der  Ehegatten. 

Die  eheliche  Vormundschaft  des  Mannes  über  die  Frau 
und  ihr  Vermögen  datierte  fort  267),  und  auch  die  einzelnen 

267)  Schwibcnspiegfl  59:  „Hin  w»p  mac  in  in  manne«  arlop 
ir  gaotes  nibt  hm  gegeben  , weder  eigen  noch  lipgedinge  noch  zinsgaot  noch 
varende  guot  , da/  ist  dl  von  daz  ei*  »r  toget  i $ t.”  Ebenda  JO.  55.  60. 
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V ermögensstücke,  welche  wir  schon  in  der  ersten  Periode 
mit  Bezug  auf  die  ehelichen  Verhältnisse  von  einander  unter- 
schieden gefunden , scheinen  grossentheils  in  gleicher  Weise 
auch  jetzt  besonders  beachtet  worden  zu  sein.  An  die  alte 
Brautgabe  erinnern  die  Gaben,  welche  als  Hochzeitgeschenkt 
der  Braut  von  ihren  Freunden  überreicht  werden,  durch 
den  Richtebrief  auf  eine  einmalige  Gabe  beschränkt 26®). 
Diese  Sitte  hat  sich  bis  auf  unsere  Tage  erhalten. 

Sehr  häufig  wird  ferner  noch  der  Frau  von  Seite  des  Mannes 
eine  Leibzucht,  bei  uns  Leibding  genannt,  an  Liegen- 
schaften bestellt,  wie  man  theils  aus  den  Urkunden,  theils 
aus  ausdrücklichen  Zeugnissen  ersehen  kann  2W).  Zuweilen 
versorgte  aber  auch  umgekehrt  die  Frau  den  Mann  mit 
einem  solchen  Leibgcding  auf  ihre  Güter  270). 

Ueber  das  Recht  an  dem  Lcibding  gibt  vorzüglich  fol- 
gende Stelle  aus  den  Anhängen  des  Richtebriefes  Auskunft : 
Der  Hat  vnd  die  bürgere  genteinlich  Zürich  hant  nach 
der  Stat  altem  rechte  gesetzet:  was  ieder  man  der  Zürich 
in  der  Stat  ald  der  bnrgcr  gerichten  vnd  twingen  scssehaft 
ist,  sinein  elichcn  wibe  guotes  fueget  vnd  machet  ze  lip- 
dingc,  si  sin  eigen  oder  erbe,  das  doch  die  manne  alle 
die  wile  so  si  lebent  dieselben  gucter  niessen  vnd  haben 
suln  , vnd  suln  di  frowen  bi  der  Mannen  lebenne  enkein 
recht  noch  ge  wer  darzuo  haben.  (Freilich  nicht  so  zu 
verstehen,  als  ob  der  Mann  nun  ohne  Einwilligung  der 
Frau  nach  Belieben  das  Gut  veräussern  dürfte.)  Wanne 
aber  der  Man  erstorben  ist  , so  sol  dü  fronwe  dannenhin 
dü  gueter  haben  vnd  niessen,  so  ir  ze  lipdingc  verferwet 

258)  Richl.brief  v.  130J.  (II.  18. 

Jt9)  Urk.  T.  1255.  .Neiigart  953.  „Prelata  i uror  eju,  sponl«  renun 
ciavit  omni  juri , quod  sibi  in  illo  predto  competcbat  t ul  posset  coinpetere  co 
quod  eidem  coucessum  fuisse  nuptiurum  tempore  ui  man*  eet  — propter  copu- 
lam  dicebatur.”  l/rk.  v.  1264  im  Archiv  der  Stift  tum  Grossinünster.  Dei 
Meyer  Riideger  ?u  Rieden  seiner  Fra«  Mechtild  „ dimidiain  partein  in  omni- 
Uns  hereditariis  bonis  conlulerat  assiguaverat  in  don.itiouein , que  vulgo  dt 
citnr  Ltpgedinge Schwabcnspicgel  20. 

270)  Zutat/  rum  IV.  Buch  des  R i c h t e b r i e f c s : ,,  Dieselbe  reckt  sol 
den  frowen  gen  den  Mannen  verschriben  sin  vmb  die  gueter,  so  die  frowen 
ir  Manne  * i»  lipdinge  fuegent  vnd  inacbent , als  mit  der  karger  rerhfe 
vnd  gpwunheit  herltniuen  ist.'*  Ricbtebrief  111. 
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vnd  gcmachct  siut.  aber  )>■  des  Mannes  iebenne  , so  mu- 
genl  die  gelten , den  der  uiau  ze  den  zilen  gelten  sol , die- 
selben guter , so  den  frouweu  gemachet  sind  , wol  beklagen 
vnd  des  Mannes  nutz  messen  alle  dii  wile , so  der  Man 
lebent  ist.  M anne  aber  der  Man  stirbet,  so  sol  die  frouwe 
die  gueter  haben  vnd  messen  dii  ir  von  dem  Mauue  ze 
bedinge  verferwet  sint  vnd  svln  des  Maunes  gelten  si  daran 
aller  dingen  vnbekümbert  lassen. 

So  lange  die  Ehe  fortdauerte , machte  überhaupt  das 
Güterrccht  der  Ehegatten  keine  besonderen  Schwierigkeiten, 
indem  die  ganze  Verwaltung  unter  einigen  Beschränkungen 
in  die  eine  Hand  des  Mannes  gelegt  war.  Erst  wenn  sich 
die  Ehe  trennte  und  das  faktisch  verbundene  Gut  wieder 
in  verschiedene  Theile  zerlegt  werden  sollte , zeigte  sich 
die  Möglichkeit  einer  verschiedenen  Behandlungsweise.  Un- 
sere Rcchtsquellcn  haben  daher  in  der  Regel  auch,  wenn 
sie  überhaupt  von  ehelichem  Güterreclite  sprechen , den 
Fall  der  Trennung  der  Ehe  im  Auge.  Und  da  zeigen  sich 
denn  schon  in  dieser  Periode  mancherlei  Abweichungen. 
Während  die  eheliche  Vormundschaft  allenthalben  hei  uns 
die  Grundlage  der  ganzen  rechtlichen  Auffassung  der  ehe- 
lichen Güterverhältnisse  bildet,  so  stimmen  die  Quellen 
durchaus  nicht  überein  in  der  Art  und  Weise,  wie  die  über- 
lebenden Ehegatten  zu  bedenken  seien.  Daraus  mag  man 
erkennen , dass  dergleichen  Modihcationcn  nicht  so  leicht 
als  charakteristische  Zeichen  von  nationeller  Verschiedenheit 
des  Rechtslebcns  angesehen  werden  dürfen , sondern  inner- 
halb desselben  Rechtssystems  bei  demselben  Volke  sich 
leicht  so  oder  anders  gestalten  können. 

Sehr  oft  mochten  in  früherer  Zeit  die  Rechte  der  über- 
lebenden Ehegatten  durch  Vertrag  (Gedinge),  oder 
letzten  Willen  (Gemächde)  regulirt worden  sein,  und 
was  nun  an  einem  Orte  gewöhnlich  und  zugleich  billig 
schien,  konnte  denn  auch  leicht  zu  einer  allgemeinen  Rechts- 
norm erwachsen,  die  gerade  dann  zur  Anwendung  ge- 
langte, wenn  aus  irgend  andern  Gründen  jene  besondere 
Willenserklärung  unterlassen  worden  war. 
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Der  Schwabenspiegcl  scheint,  da  wo  er  nicht  auf  eine 
unorganische  Weise  Bestimmungen  des  Sachsenspiegels  über 
die  Gerade  in  sich  aufgenoimnen  hat,  welche  nicht  zu  sei- 
nem eigenen  Systeme  passen,  folgende  Theorie  über  das 
Recht  der  überlebenden  Wittwe  aufgestellt  zu  haben  : Wird 
die  Vcrlassenschaft  des  Mannes  gcthcilt,  so  versteht  es  sich, 
dass  die  Wittwe  ihre  Liegenschaften , die  ja  selbst  während 
der  Ehe  der  Mann  nicht  ohne  ihre  Zustimmung  veräussern 
durfte,  zu  Eigenthuin  beibehielt.  Dagegen  scheint  aller- 
dings die  gesammte  vorhandene  Fahrhabe  beider  Ehegatten 
als  Ein  Ganzes  aufgefasst  worden  zu  sein,  welches  nun  zur 
Hälfte  der  Wittwe , zur  Hälfte  den  Erben  des  Mannes  an- 
heim fiel.  Die  Hauptstellen  dafür  sind : 

c.  8.  ist  der  vntor  An  geschäfede  verfarn , daz  er  nit  ge- 
schafcn  hat  von  dem  varenden  guote , inan  sol  der  scle  ir 
teil  geben,  vnde  dar  nach  geliche  teilen  vnder  wip  vndc  vn- 
der  bind  diu  unuzgestiuret  sint. 

c.  127.  Stirbet  einem  wibe  ir  man,  — — so  uiint  diu 
vrowe  ir  uiorgengabe  vor  erdan  vnde  hat  si  varende  guot 
da  mit  ir  man  uiht  geschafet  hat  an  dem  lode,  so  sol  man 
der  scle  ir  teil  gehen  vnde  daz  ander  geliche  teilen  vnder 
wip  vnde  vnder  killt. 

c.  143.  Ist  daz  ein  man  ein  wip  hat,  vnde  kint  hi  irhat, 
si  ir  vil  oder  wenic ; vnde  er  hat  varende  guot , vnde  er  lit 
an  dem  tode , vnde  daz  varende  guot  daz  teilet  er  mit  dem 
wibe  vnde  mit  den  kinden. 

c.  144.  Vnde  ist  daz  ein  man  verscheidet  An  gcscheftc , 
diu  muoter  vndc  die  friunde  teilen!  daz  guot  als  hie  vor  ge- 
sprochen ist. 

In  diesem  Falle  musste  natürlich  die  Frau  auch  die  Schul- 
den des  Mannes  zur  Hälfte  tragen.  Daneben  hinderte  aber 
wohl  nichts  die  Frau,  wenn  sie  auf  dieses  Recht  verzich- 
ten wollte,  bloss  ihre  eigene  Fahrhabe  nach  dem  altern 
Rechte  wegzunehmen.  Oefters  wurde  durch  Gedinge  da- 
für gesorgt,  dass  die  von  der  Frau  zugebrachte  Fahrhabe 
unversehrt  bleibe  und  gleich  ihrem  Eigen  nach  dem  Tode 
des  Mannes  hcrausgegeben  werde.  Die  gesammte  Heim- 
sleuer  konnte  auf  diese  Weise  sowohl  während  der  Ehe . 
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mit  Bezug  auf  die  Verfiigungsfähigkeit  des  Mannes , als  nach 
derselben  mit  Bezug  auf  das  Recht  der  Wittwe  den  Cha- 
rakter einer  der  Frau  zugehörigen  Liegenschaft  annehmen. 
Wenn  ich  nicht  irre,  so  erklärt  sich  folgende  Stelle  des 
Schwabenspiegels  so,  die  sonst  mit  c.  10.  kaum  zu  verei- 
nigen sein  möchte. 

c.  29.  Gibt  jemant  sinem  wihe  ze  hcimstiurp  varenl  guot 
oder  ander  guot , das  guot  inac  er  ninuner  ane  werden  die 
wile  er  ander  guot  hat.  Twinget  in  aber  ehaft  not,  er  wirt 
ez  wol  ane  mit  rehte.  — Wirt  er  ir  daz  guot  ane  daz  si  zc 
imbrahthat,  vnde  slirbet  der  man , vnde  mac  si  selbe  dritte 
erziugen  daz  ez  ir  wille  niht  enwas:  man  sol  ir  ir  guot  wi- 
der lau. 

In  Verbindung  damit  scheint  der  Ausdruck  unserer  ein- 
heimischen Rechtsquellen  zu  stehen ; wonach  auch  das  fah- 
rende Gut  der  Frau  von  dem  Manne  „zu  Eigen  und 
Erbe”  gesetzt  werden  kann.  Dadurch  erhielt  die  Frau 
das  Recht  nach  dem  Tode  des  Mannes,  selber  auf  das  lie- 
gende Gut  des  Mannes  zu  greifen,  und  darauf  den  Ersatz 
fiir  ihr  zugebrachtes  Gut  zu  fordern  J7‘). 

Es  ist  anzunehmen,  dass  das  Recht  des  .Schwabenspie- 
gels in  dieser  Hinsicht  auch  bei  uns  gegolten.  Bald  aber 
scheint  ein  bedeutendes  Schwanken  in  diese  Theorie  gekom- 


271)  Zusätze  zum  IV.  Buch  des  Richtebriefs  r.  1304.  Swelhcr  mau 
Zürich  wonhaft  ist  rnd  sin  wip  mit  varndem  guote  besorgen  wil , das  ir  volge 
nach  sinem  lode , der  man  sol  Zürich  für  einen  Rat  gan  vnd  sol  dem  sin  mei- 
nunge  fürlegen"  u.  s.  f.  — „ 8wa  das  ist  das  ein  wip  ir  manne  vareude  guot 
zuo  hat  bracht,  ald  ir  eigen  guot  zc  varndem  guote  gemachet  hat,  gant  dü 
beidli  für  einen  Rat  vnd  inachent  ouch  das  vor  in  kuutlich  , da  sol  ir  ein  Rat 
oder  der  mere  teil  vnder  in,  ist  das  si  sin  bittend  vnd  mit  enander  also  über- 
ein komen  sint,  ir  brief  darüber  geben,  das  das  guot  so  si  im  zubrachte  oder 
von  ir  eigen  guote  darkomen  ist,  in  des  inannes  hs  nt  stände,  als  ob 
cs  eigen  oder  an  erbe  lige;  vnd  swanne  daone  der  man  slirbet,  so  sol 
ir  so  Yii  guotes  werden,  so  ir  brief  bat,  ob  an  eigen  oder  an  erbe  so  vil 
guotes  da  ist,  so  man  dea  Ulten  Tergiltet.  — Swa  das  ist,  das  ein  frowe  vnd 
ein  man  zesamen  koment,  die  des  ersten  nicht  hatten,  wan  das  si 
guot  mit  enandein  gewonnen  hant  ald  sust  guot  an  si  geuallen 
ist,  vnd  wan  ouch  da  das  varnde  guot  des  mannes  ist,  vnd  nicht  der 
fr  o wen,  davon  ist  gesetzat , ob  ein  man  sin  wip  ouch  gerne  versorgele  — 
du  svln  für  einen  rat  gan. 
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men  zu  sein«  bis  sich  erst  im  vierzehnten  und  fünfzehnten 
Jahrhunderte  festsetzte,  dass  die  Frau  ausser  Heimsteuer 
Morgengabe  und  Eberecht  auch  noch  auf  einen  Drittheii 
der  Fahrhabe  des  Mannes  Anspruch  habe. 

/*  Ueber  das  Stadtrecht  von  Winterthur  sind  wir  etwas 
besser  unterrichtet.  Hier  wurde  vor  allem  unterschieden 
zwischen  Zugebrachtem  und  ehelicher  Errungen- 
schaft. Wenn  keine  Kinder  vorhanden  sind,  so  erbt  die 
Frau  die  ganze  hinterlassenc  Fahrhabe  des  Mannes  und  iiber- 
dein  auch  das  liegende  Gut,  insofern  dasselbe  wahrend  der 
Ehe  erkauft  wurde.  Es  fallt  somit  den  eigentlichen  Erben 
nur  das  Erbgut  zu  und  was  der  Mann  an  Liegenschaften  be- 
reits zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  besessen  hatte.  Aber 
auch  dieses  kann  von  Seite  des  Mannes  der  Frau  zu  Leib- 
ding vermacht  werden,  so  dass  erst  nach  ihrem  Tode  die 
Erben  ihr  Recht  daran  in  vollem  Masse  ausüben  können  3,T). 
Wenn  dagegen  Kinder  vorhanden  sind,  so  fallt  auch  das 
in  der  Ehe  errungene  Eigen  diesen  zu.  Die  überlebende 
Wittwe  hat  aber  Leibdingsrecht  daran.  „Der”  (kint)  „aigen 
ist  es  vnd  iro  Leder  liptinge” i73).  Nach  diesem  Ausdrucke 
sollte  man  meinen,  würde  auch  der  überlebende  Ehemann 
nur  Lcibdingsrecht  erhalten;  allein  das  ist  doch  geradezu 
unglaublich,  dass  er  sein  Eigenthum  bei  seinen  Lebzeiten 
noch  zu  Gunsten  der  Kinder  verlieren  sollte.  Es  ist  da- 
her eher  anzunehmen,  der  Ausdruck  sei  ungenau,  was  sich 
wohl  begreifen  lasst,  wenn  man  die  faktische  Erscheinung 
bedenkt,  wonach  gewöhnlich  der  Wittwer  ähnlich  der  Wittwe 
diese  Liegenschaft  bis  zu  seinem  Tode  bewerben  und  dann 
. den  Kindern  hinterlassen  wird,  somit  im  Leben  sich  kein 


272)  Stadtrecht  von  Winterthar  v.  1297.  III.  13.  14.  19.  Die 
beiden  letztem  §§.  enthalten  keinen  rechten  Gegensatz.  Es  wird  nämlich  an 
terschieden  zwischen  dein  Tor  Eingehung  der  Ehe  ererbten  Eigen  und  Eigen, 
das  wahrend  der  Ehe  gekauft  werde.  Das  erste  Glied  des  Gegensatzes  aber 
ist  offenbar  zu  enge  gefasst,  und  zu  interpretiren , wie  es  oben  geschehen.  Vgl. 
ferner  auch  1t 1 . 20. 

273)  a.  a.  O.  III-  19.  Diese  Bestimmungen  gingen  auch  m das  Stadtrecht 
von  BUlach  Uber  v 1483. 
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grosser  Unterschied  zwischen  seinem  Eigentumsrecht  und 
ihrem  Leibding  zeigt. 

Starb  die  Frau  vor  dein  Manne  und  war  auch  darüber 
nichts  durch  Gedinge  oder  Gemächde  verordnet,  so  dar! 
als  gemeines  Recht  dieser  Zeit  angenommen  werden,  dass 
die  ganze  Fahrhabe  dem  überlebenden  Manne  verblieb  und 
er  lediglich  das  Eigen  herauszugeben  hatte.  Unsere  Rechts- 
quellcn  enthalten  darüber  einige  Bestimmungen,  die  offen- 
bar alt  sind. 

Öffnung  von  Altorf  von  1439.  Es  sprechent  die  hof- 
int : wenn  ir  einer  griff  zuo  der  E , vnd  das  so  ferr  kom , 
daz  sich  die  frow  engürt  vor  dem  Bett,  so  syg  all 
ir  varend  guot  des  uians. 

Nach  dieser  Stelle  dürfte  man  zwar  geneigt  sein,  anzu- 
nehmen , das  Eigentum  an  der  fahrenden  Habe  der  Ehefrau 
sei  auf  den  Mann  schon  während  der  Ehe  übergegangen, 
worin  denn  eine  Erweiterung  des  ursprünglichen  Rechtes 
freier  Verfügung  läge.  Der  Ausdruck  allein  rechtfertigt 
indessen  eine  solche  Annahme  durchaus  nicht;  denn  er  fin- 
det sich  mit  denselben  Worten  auch  in  andern  Öffnungen, 
und  zwar  in  einem  Zusammenhänge,  wo  man  deutlich  sicht, 
es  soll  nichts  weiteres  gesagt  sein , als  dass  der  Mann  hei 
Lebzeiten  der  Frau  das  vollste  Verfügungsrecht  darüber  habe 
und  nach  ihrem  Tode  die  ganze  Fahrhabe  behalten  dürfe. 

Öffnung  von  Dürnten  von  1480.  Wo  ouch  zwey  men- 
schen  elich  zesaiuen  koment , wenn  dann  die  frow  zuo  iro 
man  nider  an  daz  bett  kompt  vnd  sich  entgiirt , was  sy  dann 
zeinal  varentz  guot  hat , so  bald  sy  sich  entgürt , das  ist  des 
mans  vnd  stirbt  sy  vordem  man  ab  , so  erbt  der  man  von 
i r o alles  irvarentguot.  Wer  aber  daz  der  man  vor 
der  frowen  absturbe , So  sol  die  frow  des  ersten  nemen  iro 
verschrottengewand  vnd  iro  heimstür,  was  sy  zuo 
irem  man  bracht  hat , das  syc  ligend  oder  varent  guot, 
nutzit  vsgenoinen,  onch  iro  morgengab,  als  ver  daz 
alles  verhanden  ist  vnud  sy  das  zöigen  kan. 

Ebenso  in  der  Öffnung  von  Binzikon  von  1435  2ri). 

274)  Vgl*  auch  Öffnung  von  Lauffen  %.  d.  Wenn  ouch  ain  man 
vnd  ain  frow,  die  Tn  d*n  hoff  rno  loitffen  gehören!,  «ich  in  der  mainnng  ent- 
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Die  übrigen  Bestimmungen  des  Altorfcrhofrechts  zeigen 
nun  genauer,  wie  jener  Satz  zu  verstehen  sei.  Die  Frau  kann 
nämlich  entweder  auf  ihr  Erbrecht  verzichten.  Dann  er- 
hält sie  nur  ihre  Fahrhabc  wieder  hinaus,  in  welchem  Falle 
sich  klar  ergibt,  dass  sie  strenge  genommen  das  Eigenthum 
daran  nie  verloren.  Oder  aber  es  steht  ihr , wie  nach  der 
Lehre  des  Scliwabenspiegcls , frei , nach  dem  Tode  des  Man- 
nes die  Hälfte  der  gesammten  vorhandenen  Fahrhabc  zu  be- 
ziehen, so  dass  cs  dann  allerdings  aussicht,  als  ob  sie  eine 
eigene  Fahrhabe  gar  nie  gehabt  hätte. 

Öffnung  von  Altorf.  Stirbt  aber  der  inan  vor  dem 
vvib , wil  denn  die  fröw,  so  mag  si  erben  die  var  enden 
hab  halb  ze  eigen  vnd  gilt  halben  teil  sincr  geltschuld, 
vnd  mag  halben  teil  des  ligenden  guols  niossen  ze  end  ir  wil 
mit  verbundnem  sah  vnd  sol  och  ir  erccht  behalten. 

Si  sprechent  ouch : ob  einer  frowen  ir  elicher  man  von 
Tod  abging  vnd  wdlt  die  frow  den  nüt  stan  ze  giilt  vnd  ze 
erb  , als  vorstatt , so  mag  si  das  i r nemen , wo  si  das  er- 
zdigt  nach  des  holl'  recht  vnd  mag  da  mit  varn  wohin  si  wil. 
Wollte  die  Frau  sich  auf  alle  Fälle  hin  ihre  Fahrhabe 
sichern , so  bedurfte  es  eben  hiezu  nach  dem  Obigen  des 
Gedinges. 

Öffnung  von  Altorf.  Si  sprechent  ouch:  weh  frow 
zuo  der  E hont  in  iren  hof  v nner di n go 1 1 , so  ist  ir  va- 
rend guot  gantz  des  mans,  als  ob  stlt.  kumpt  si  aber 
verdingot  zuo  dein  man,  das  daz  ir  stilli  ligen  an  eigen 
vnd  an  erb  , so  sy  ir  hoffrccht , das  dazvarendguot  zno 
dem  ligenden  gehorri  vsgcselzt  ir  verschrotten  ge- 
wand,  ir  tucchli  ir  bettstatt  vnd  das  sy  dann  zno  im  bringt775). 
Ein  ganz  eigcnthiimliches  Erbrecht  der  Ehegatten  ist 
in  der  alten  OfTnung  von  Wald  s.  d.  enthalten,  womit 
die  OfTnung  von  Fischenthal  s.  d.  iibereinstiinmt.  Nach 
diesen  Statuten  wird  die  beerbte  Ehe  von  der  kinder- 
losen unterschieden.  Ist  die  Ehe  kinderlos , so  erbt  die 

gürten,  da»  sy  el  ich  by  ain  ander  liggen  wellen,  si  syen  ze  sauten  geben, 
oder  sy  haben  ain  ander  selb  ge  noinen,  so  sind  sy  morn  des  sy  vff- 
»tond , am  ander  geerb  end  genoss  Uber  alles  das  guot  das  sy 
yendert  band,  es  sye  ligend  oder  varend  guot. 

275)  Vgl.  darüber  Näheres  Buch  III.  §.  23. 
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Fr.ni,  dii,  wie  die  Öffnung  sagt,  ihr  Ehcrccht  besitzt,  zwei 
Dritlheilc  der  Falirhnbc  des  Mannes  zu  Eigen , und  einen 
Drittlicil  seiner  Liegenschaft  zu  Leihding, 

vnd  mag  sy  dar.  (das  I.cibding)  mt  verendreit  noch  verhoiiflcu, 
es  det  Tr  ilen  lips  not  an  liplichcr  narhilg , so  möclit  sy  noch 
einander  je  vmb  fiinf  schifling  Züricher  iuiinz  da  von  ver- 
l.ouHeu  vml  /.e  hon  den  geben  den  rechten  getbeiliden  , die 
will  ir  solicbe  libcs  not  an  lege  vnd  des  guots  vt  were. 
Der  Mann,  welcher  das  Ehcrccht  besitzt,  erbt  die  ganze 
von  der  Frau  zugebrachte  Fahrhabe  zu  Eigen  und  eben- 
talls  einen  Drittlicil  ihres  liegenden  Gutes  zu  Leibding.  Das 
Eherecht  aber  bat  die  Frau  nur,  Wenn  sic  wenigstens  ein 
Jahr,  sechs  Wochen  und  drei  Tage  bei  dem  Manne  in  der 
Ehe  gelebt  bat  und  auch  nach  seinem  Tode  eine  gleiche 
Zeitdauer  iin  Wittwcnstaudc  verbleibt.  Der  Mann  besitzt 
cs,  sobald  er  jene  Zeit  Über  mit  der  Frau  verbunden  war. 
Mach  ihrem  Tode  aber  darf  ft,  seinem  Ehcrcehtc  unbescha- 
det, sich  wieder  verheirathen. 

Besitzt  aber  die  Frau  ihr  Ehcrccht  nicht,  so  darf  sie 
nur  ihre  Morgeiigabc , ihr  „ verschroten  gwand”1  bnet  ihr 
Zugcbraclites  bezieh»  j erhalt  aber  von  der  eigentlichen  Vcr- 
lasscnschaft  des  Mannes  nichts.  Der  Mann  erbt  in  diesem 
Falle 

von  ir  das  veder  gwand , das  sv  Zuo  im  hracht  hat  vnd  ir 
hüs  gerat  rml ‘ein 'dritten  ir  vnrenden  guofz , es  syc  ir  ver- 
hcnsen  oder  sy  bab  es  von  ir  selber  vnd  sol  der  man  des 
iriho*  fründrn  die  morgeiigab  hin  vss  gehen  **b)  .1 

Wo  an  nun  aber  die  Ehe  beerbt  ist,  so  stellt  sich  die 
Sache  anders.  Von  dem  Erbrechte  des  Mannes  ist  überall 
nicht  die  Bede,  vermut  blich  dcsshnlb,  weil  dannzumal  die 
ganze  Vermögeusmasse  beisammen  bleibt  und  die  .Verwal- 
tung und  Nutznicssung  des  Mannes  ununterbrochen  fortdanert. 
Stirbt  der  Mann,  so 

■-  — I"1’"  ll>  I • :•  ‘I  ■ i 1.5  ... 

276)  Die  Fiseheiilhaleroftnuns  behandelt  den  Icl/Iern  Fall  iiirhl,  Ks  ist 
»her  bei  der  «örtlichen  ITcbereitiStiuunung  der  beiden  Sl.ilute  in  dem  übrigen 
Systeme,  welche  in  den  altestrn  lUtcimonvn  noch  grosser  ist  als  in  den  spa- 
lern . kaum  dtran  zu  zweifeln,  dass  derselbe  (ernnd^ali  auch  dort  gegolten 

Ml..  • i.  ‘ l.'  .i  ’i.'  '•  . ;i.  / >. ' 
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sol  die  muoter  eins  kindcs  theyl  »einen  vnd  sich  des 
lassen  benuegcn,  sy  habind  vil  kind  oder  lützel , dar/.uu  sol 
sy  Ir  inorgengab  vor  vs  nemen,  ob  sy  von  den  kiuden  wij. 

Es  wird  hier  in  der  'l'hat  nicht  weiter  unterschieden 
weder  zwischen  der  Fahrhabc  und  dem  liegenden  Gute,  noch 
zwischen  dem  Vermögen  des  Mannes  und  dem  der  Frau. 
Sondern  beide  bilden  zusammen  auch  jetzt  nach  Eine  Ver- 
mögensmassc,  welche  nun  den  Kindern  und  der  Frau  zu 
ideellen  Theilen  zufallt.  Diese  wird  nunmehr  wie  ein  Kind 
angesehen  und  suecedirt  mit  ihren  Kindern  in  der  Verlas- 
senschaft ihres  Mannes,  in  welcher  ihr  eigenes  Vermögen 
inbegriffen  ist.  Dass  dieses  die  Auffassung  des  Statutessei, 
geht  besonders  deutlich  aus  einer  fernem  Bestimmung  des- 
selben hervor: 

Nimbt  die  selb  frovv  darnach  ein  andren  man  in  dem  hof , 
der  ein  hofmau  ist , vnd  gewünl  hy  demouch  kind,  die- 
selben kind  sünd  ouch  die  froweu  nach  ir  tod  er- 
ben, vnd  nit  die  vordren  kind  hy  dem  ersten  man:  wen 
sy  die  muoter  vorhin  geerbt  handandentheylen. 

Dahin  trieb  allerdings  die  Consrquenz.  Die  Kinder  er- 
ster Ehe  hatten  die  Mutter  bereits  in  der  Verlassenschaft 
des  Vaters  beerbt.  Desshalh  können  sic  nicht  mehr  concu- 
riren  mit  den  Kindern  zweiter  Ehe,  welche  ihre  Mutter 
noch  nie  beerbt  hatten. 

Dieses  ganze  System  erinnert  einen  an  das  der  altrömi- 
schen Manus,  welche  die  Ehefrau  in  die  Stellung  einer  Toch- 
ter brachte,  die  dann  zugleich  mit  ihren  eigenen  Kindern  wie  eine 
Schwester  derselben  in  die  Verlassenschaft  des  Mannes  und 
Vaters  als  Erbinn  cintrat,  zumal  ihr  urspriingliclics  Vermögen 
zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  in  das  Eigenthum  des  Man 
nes  'übergegangen  war,  somit  sich  ebenfalls  unter  jener  Ver- 
lassenschaft  fand.  Und  doch  ist  nicht  daran  zu  denken , dass 
die  Ilofrechte  von  Wald  und  Fischcnthal  irgend  mit  Rück- 
sicht auf  jenes  alte  Recht  der  römischen  Republik  sich  so 
gestaltet  haben. 

5-  32.  Vormundschaft. 

So  lange  der  Vater  lebte,  war  er  der  Vormund  seiner 
Kinder,  die  noch  nicht  abgesondert  waren.  Nur  wo  jener 
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selbst  bcthciligt  schien  bei  einem  Rechtsgeschäfte , kannte 
cs  eines  für  dcu  speziellen  Fall  besonders  bestellten  Vogtes 
der  Kinder  bedürfen  -,7). 

War  aber  der  Vater  ladt,  so  trat  der  nächste  Yatcr- 
mag  von  Rechtes  wegen  als  Vormund  für  die  Kinder  ein. 
Er  hicss  dann  im  Gegensatz  zu  dem  erkor  neu,  Vogte  ein 
rechter  Vogt. 

Stadtrecht  von  Winterthur  vou  1297.  HI.  2Ü.  Sun 
ante  vnser  burger  stirb/.,  11t  er  kiat,  ilü  vogüier  sint,  ist  dar. 
der  ki «de  aechster  vattrrmag,  der  iro  vogit  solle 
sin,  inen  m vogte  vnnüz  ist,  den  git  der  Schalthaisse  vnd 
der  rat  vffo  den  atd  amen  pfleger  über  iro  guot. 

Urkunde  van  1563.  Das  ich »*■  miner  Vetter  wegen,  dero 
wixzentbafter  erblicher  vnd  rechter  vagt  ich  lun.wan 
si  z«  iren  tagen  noch  nicht  Konten  sint*74). 

War  der  nächste  Vntermag  untauglich  oder  keiner  vor- 
handen, dann  erst  wurde  ein  Vogt  gcricbtlich  bestellt*7»). 
Die  Mutter  konnte  diese  Vormondschaft  um  so  weniger 
erhalten,  als  sic  selbst  unter  der  Geschlechts  Vormund- 
schaft stand.  Vielmehr  konnte  sie  unter  der  Vogtschaft 
ihres  eigenen  zu  seinen  Tagen  gekommenen  Sohnes  stehn. 

Urkunde  von  1574.  Pro  Hedwig,  Ulrichs  Siglisoggers 
burgers  Zürich  seligen  wilent  eeliehi  wirtin  mit  Rudolf  Stüs- 
stn  irem  dicken  Sun  vnd  rechten  vegt  offenbart  vnd  Kla- 
get **>)  u.  s.  f. 

Urkunde  von  1516.  Ich  Eberhart  Mitlner  burger  Zürich 
rechter  vogt  der  vorgenanten  fron  nnnen  Mülnenn  vnd 
heinricks  ir  sünes  *'). 

Das  Gericht  übte  mithin  insofern  eine  gewisse  Aufsicht  aus, 
al*  c*  einen  Vogt  setzte,  wenn  nicht  schon  durch  das  Erh- 

2'T)  Kui  Beispiel  der  Art,  wo  der  Vogl  mit  4e<  Voten  tVil|cn  >»r  dj, 
SrhulUif issengcricht  Hestelll  wurde,  findet  sich  oben  S.  \l(t. 

2f8)  N tagurl  No.  1150. 

2T9)  SlAdtrrcht  vom  Winterthur  III.  24.  25. 

2S0)  T * c 1»  u d i ScUwci/ei  chronik  I.  482,  Ebenso  I vk.  t,  1325.  Fvau- 
mttn  »lern  int  II.  196.  „ Margaretha  diel*  Amman  ii  in  lilia  Arnnldi  — Heu* 

ricos  , Arnoldus  etc.  liheri  ejusdrm  tfargarvlhac  aucloranlc  Iteur.  feutre  eorum 
Uürrorum  , advocuto  et  curutore  iptoruw  UC  dielt  ^Hae^urciUe I„u7erniKbr 
l*rk.  v.  1300.  mi  Archiv  der  l*ro(i.sln. 

281)  Diplom,  der  P r o jm  I » i S.  x48t  i*.  , 
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recht  hinreichend  für  einen  solchen  gesorgt  war.  Und  selbst 
die  von  einer  Wittwe  oder  anderen  zu  ihren  Tagen  gekom- 
menen Weibspersonen  zuin  Behuf  gerichtlicher  Rechtsge- 
schäfte erkornen  Vögte  bedurften  wenigstens  der  Bestätigung 
des  Gerichtes  9S?). 

llAnndc  von  1333.  Frau  Anna,  „hern  Johnns  seligen 
fiitschirs  Ritters  elicli  wir l in , dii  ein  frycs  will  ist",  erüfl- 
ncte  mit  ihrem  Fürsprechen  vor  dem  Schnltheissengerichle  in 
Zürich,  „das  si  nicht  wistej  wer  ir  vogt  von  rechte 
svere  , vml  hat  das' inan  ir  mit  vrteil  einen  vogt  gebe.1’  Darauf 
wurde  geurthcilt , sie  solle  schwüren,  dass  sie  ihren  rechten 
Vogt  nicht  Nenne  nnd  dann  einen  Freien  zitin  Vogte  erkie- 
sen, Das  that  sie  „ vml  wart  och  ir  der  mit  in  in  er  ha  nt 
(des  Schultlieisscn)  ze  einem  erkornen  vogte  gehen." 
Der  rechte  Vogt  konnte  auch  seinem  zu  seinen  Tagen 
gelangten  Pflegebefohlenen  die  Befugnis*  einräumen , einen 
solchen  Vogt  zum  Belnif  gewisser  Geschäfte  zu  bezeichnen 
nnd  ihn  sich  vom  Gerichte  bestätigen  zu  lassen. 

Urkunde  von  1393.  fch  Johann  hopler  von  Wintertnr 
i (non  bullt  — als  ich  her  inathisen  hnppfers  kor  her  re  der 
probsly  Zürich  min  cs  bruoders  rechter  Vogt  hm  ,■  da/ 
ich  da  dem  ohgonanlen  brrn  Mutlosen  hoppler  unnein  bruo- 
der  vollen  gewal.l  gib,  im  einen  andern  vogt  ze 
nennen  vml  da  nutze  werken  vnd  zc  tuou  was  im  fneglirh 
ist,  es  sy  mit  versetzen  oder  mit  vcrkofTen  — es  sy  mit  ge- 
r ich  len  oder  an  gericht,  »an  ich  niit  alle  Zit  lu  im  mag  ge- 
i sin,  vnd  gib  och  allen  richtern  vollen  gewalt,  oh 
es  zc  schulden  keine,  daz  si  in  bovogten  mugent,  mit 
wem  er  wil  **•’).  i . . 

So  machte  sich  bereits  in  manchen  Anwendungen  ein 
Vornnindsehaftsrceht  des  Gerichtes  geltend,  welches  allent- 
halben da  ergänzend  helfend  und  bestätigend  einwirkte, 
wo  die  natürliche  Vormundschaft  nicht  aiisrcichlc.  Es  konnte 
daher  auch  die  Ehefrau  schon  nach  dem  Rechte  des  schwä- 
bischen Landrechts  sogar  gegen  ihren  Mann  als  natürlichen 

282)  Schwaben  Spiegel  50.  „Meide  umle  wittwen  inüf7en  7e  rehle 
vor  ir^ichftn  gtrihle  ende  in  ieglirhvr  kl.it;**  ir  itirmunt  bi  eu  han.  — uf 
leglichem  gerihle  nimet  si  tvol  einen  rorimnit  unde  llt  jenen  raren.” 

J8?)  Diplom,  dev  Propstei  S.  203, 
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Vormund  klagend  auflrelcn  vor  Gericht,  wenn  dieser  von 
seiner  Vogtschaft  ungehörigen  liebrauch  machte  und,>ihr 
Vermögen  verschwendete.  Derselbe  wurde. sodann  zur  Her- 
ausgabe ihres  Vermögens  an  ihren  (ierichtsvorimind  gezivun- 
gcn.  Noch  eher  nahm  sieh  das  (icricht  anderer  Hevoglcten 
au , wenn  der  Vormund  deren  Interessen  verletzte 


s.  33.  Forderungen. 

i)  Darlehen  gegen  Zins  zu  gc\>rn  ist  nu r den  bilden 
und  Lombarden  (den  sogenannten  CaiirlschinJ  gestaltet.  Von 
diesen  wurden  wöchentlich  Zinse  gefordert,  fiir  tl'r  der 
Rath  ein  freilich  sehr  hohes  Maximum  festsetzte. 

t ! ^ ; 

Richte b rief  V.  101.  Swele  der  iudeu  ald  der  Ciaurt- 

schiu  dien  hiirgern  ciu  March  .Silbers  /.er  \y  u c li  o u liiro 

1 1 

In  I dciiiie  vuilir  sechs  jifeiiuingc , \ ml, ciu  jifuitt  viuhc  zvvenr, 
vnd  /.eilen  Schillinge  vmh  ein  |ifeniiiiig  vud  lunf  srlnllin- 
vmh  ein  hellicling  , als  diele  eis  tunt  gcg^li  dien  bürgeren 
vnd  "egen  dien  ,'  die  'ir  gelwinge  siiit1,  als  ’dilflie  5git  er  rin 
halbe  Marefr. 

1 R <** h * ecken  ir l n IS  s von  1321.  Wo  eiii  burgel“  vl  rliirh 
andern  hnrger  von  den  Juden  ald  voll  den  CAinverseinn  in 
vtixer  Stal  guot  eutlclieiil  mit  des  Schuklenei  s.jwtsSende  ald 
ivdlcli,  ist  das  d><4:  Juden  ald  die  C.iUHOischiu  de,»  Lr|,lu- 
geut  vmh  ii  fguot(i  d.f’isl  der  Rat  »rlmndcm  il  den  cid, 
beide  iioii{»lgiiot  wi^l  jgesuoch  in  *v  "Cwiniifiif  Were  aber 
das  ein  Juirucr  it  einen  andern  hur»er  “eil  heisset  au  dr|i 

i ® . ° i 

juden  ald  au  den  Gauu  ersehnt  schrillen,  da  ist  dei  Rat 
nicht  gehn  mir  n das  gell  in  ze  geuiiiiiene  noch  der  Schult- 
heis dNion  ze  richteniie  **<>.  1 • - 

Die  Siimlc,  welche  der  christliche  lliirgcr  hi'gilig7  " Clin 
er  dem  Verbote  zuwider  dciiuoeb  Geld  auf  Zinsen  lieh, 

/ f ’l  t • / 

wurde  indessen  schon  nicht  mehr  liir  so  gross  gehalten, 
dass  das  ganze  Geschäft  ungültig  geworden  wäre.  .Bereute 
er  den  Fehltritt,  zeigte  er  die  Sache  seihst  dein  Halbe  an 
und  iibcrlfcss  diesem  die  Hallte  des  empfangenen  ZiuseS, 
so  durfte  er  die  andere  Iliilftc  behalten.  Das  war  der 


2$4t  S < ti  \y  a ti  c u 1 p i,r  g c V ^*0.  Vgl.  ui  h r.  14  ai.  33 
28aJ  MS  H.  S.  IS.  b. 
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Uebergang  zu  gänzlicher  Aufhebung  jenes  kanonischen  Ver- 
botes. 

Raths  er  kenntniss  verinuthlich  von  13t6.  Sw*  de- 
kein  Burger  oder  vsmnn , der  den  Borgern  guot  hat  gc- 
iihen,  für  ein  Rat  kuint  vnd  durch  siner  sele  willen 
den  gnics,  so  iin  von  den  Bürgern  worden  ist«  dein  Rat 
antwürtet,  da  sol  iin  der  Rat  den  halben  teil  des 
g e n i e s e s wider  geben  2S6>. 

2)  Forderungen  aus  Spiel  werden  dannzumal  aner- 
kannt, wenn  der  Schuldner  dafür  bewegliche  Pfänder  hat; 
ohne  solche  nicht  S8?). 

Richtebrief  V.  35.  Swer  zc  Zürich  vf  spiel  hhet , dci 
sol  pfant  hau  das  er  ziehen  ald  tragen  muge , tihcl  er  nie 
das,  da  stat  enhein  gericht  über. 

3)  Die  Eintreibung  von  Geldschulden  geschah  sowohl 
ui  Zürich  als  in  Winterthur  durch  die  Vermittelung  des 
Ratlies.  Wenn  die  Schuld  liquid  war,  so  wandte  sich  der 
Gläubiger  an  den  Rath  und  zeigte  diesem  die  Forderung 
zum  Behufc  des  Bezuges  an.  Man  nannte  das  verlieren. 
Der  Rath  bestellt  dann  einige,  gewöhnlich  drei  Männer 
aus  seiner  Mitte,  Eingewinner  genannt,  welche  je  den 
Bezug  der  in  der  Woche  zuvor  verloren  gegangenen  Schul- 
den leiten.  Sic  inahnen  nämlich  täglich  den  Schuldner  zur 
Zahlung,  das  erste  Mal  ohne  Busse,  die  fünf  folgenden 
Tage  aber  bei  einer  Busse  je  von  einem  Pfund.  Am  sie- 
benten Tage  *83)  gehen  sic  dem  Schuldner  zu  Haus  und  zu 
Hofe,  ihn  zu  pfänden289).  Die  Busse  wird  vorweg  ge- 
nommen und  der  Rest  verwendet,  die  Schuld  zu  decken. 


286)  MS.  65.  S.  55.  a. 

*87)  Vgl,  R i cli  te  b r te  l V.  36. 

238)  Nach  dem  Schwnbcnspicgel  66  neiden  die  Pfauder  auch  oaert 
sieben  Tagen  teraussert. 

289)  Auch  des  „Flu  chtsals,”  «wie  der  Schwaben  Spiegel  c.  2 Sb  ta 
nennt,  wird  in  dem  Richtebriefe  gedacht  IV.  33:  u»wa  dehein  burger  ald 
der  in  dtsetn  geribte  gesessen  ist,  sin  guot  es  si  ligendes  ald  varendes  eim 
andern  burger  ald  der  in  disem  geeichte  sitzet  dur  scliirn  ald  dur  fristungc 
git  ald  enpfilt  , der  sol  niemer  me  te  Zürich  / c burger  geiioinen  noch  «rnpfan- 
geu  werden.*'  Vgl.  IV.  34.  II.  H.  Fttssfv  iin  schweizerische«  Museum 
1784.  S.  978. 
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Siud  weder  genügende  Pfänder  noch  Pfenninge  vorhanden, 
so  wird  dein  Schuldner  sofort  der  längere  Aufenthalt  in 
der  Stadt  verholen,  letzt  erst  zeigt  sich  das  uesfirlingliclic 
Kecht  des  Gläubigers,  äuf  die  Person  des  Schuldners  zu 
greifen.  Wem  die  Stadt  verboten  ist,  de»  darf  der  Gläu- 
biger verhaften.  Doch  muss  er  nunmehr  den  Schuldner  aul 
seine  Kosten  vorläufig  ernähren.  Will  er  das  nicht,  so 
wird  lediglich  die  Verweisung  cxcijuirt. 

[\alhscrkeiiBlniss  von  1332.  VV il  im  daun«*  dekeiuer 
ander  iv  esseaae  geben  von  dem  1111  die  stat  verholten  ist , 
vud  von  dem  er  an  vuserm  buochc  verschriJuin  stat , so 
soll  er  alle  die  wilc  helihen  in  dem  Tvruc  vntz  daz  der 
Megcr  gerichtet  wift;  vverc  aber,  da/,  iiu  niemau  /.e  csscnuc 
wollte  geben  in  dem  Ivruc  , so  sol  man  in  lassen  ns  stver- 
ren  , da/,  er  vor  der  stat  si , alle  die  wilc  vntz  das  die 
kleger  ir  giiltc  vnd  die  stat  ir  huossen  mit  (ifcndern  mit 
pfenningen  oder  mit  bürgschaft  gerichtet  wcrdenl  als  och 
vnt/.her  bcscliechen  ist  29°). 

Das  Winterthurer  Stadtreeht  lasst  eine  zwiefache  Exfc- 
cution  zu,  je  nach  der  Wahl  des  Gläubigers.  Entweder 
geht  der  Schöltheiss  dein  Schuldner  zu  Haus  und  Hofe  und 
weiset  den  Gläubiger  in  das  Eigen  desselben  ein,  dieser 
erhält  dann  das  Hecht,  das  Eigen  nach  drei  MoH.itcn , wenn 
er  inzwischen  nicht  befriedigt  wurde,  zu  Verkaufen,  und 
sich  aus  dem  Erlöse  bezahlt  zu  machen.  Oder  aber  der 
Schnllticiss  gibt  den  Schuldner  dem  Gläubiger  zu  Gast, 
d.  Ii.  in  seine  Haft,  aber  wieder  so,  dass  der  letztere  den 
erstem  ernähren  muss  2J 1 ). 

4)  Ein  merkwürdiges  Institut  des  Mittelalters,  welches 
in  unser u Quellen  oft  erwähnt'  wird  und  im  Lehen  häutig 
vorkatn,  ist  das  der  Gisclschafl  (Einlagcr),  wodurch 
man  suchte  die  Verträge  zu  verstärken.  Die  Giselschaft 
kommt  durchaus  nicht  bloss  bei  Darlehen , sondern  auch 


J90)  Itulhscr  liimtniii  r.  1332.  in  MS.  65.  S.  13.  b.  Riebt«, 
briet  III.  19.  II  ä t h & e r k e n n tn  i s s v.  1341.  MS.  65.  S.  19.  b.  K.tlhs- 
«r  kennt  Hiss  v.  1344.  MS.  65.  S.  18.  4.  Nach  «1er  kielen  Verordnung 
n erden  die  Eingew  inner  Au&serb.ilb  des  Halbes  ^enoniiiien. 

291)  SUdtreebt  von  Wiutcilhur  »,  1297.  III.  6 — II 
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für  jede  ander«;  Schuld  vor  ?K),  und  besteht  darin,  dass 
bald  der  Schuldner  selbst  und  seine  Bürgen  (Giscln),  bald 
nur  die  letztem  sieb  verpflichten , wenn  nicht  bezahlt  werde, 
an  einen  zum  Voraus  bestimmten  Ort  sich  zu  begeben  Wi), 
daselbst  zunächst  auf  ihre,  mittelbar  dann  aber  wieder  des 
Schuldners  Kosten  zu  zehren  und  aus  dieser  freiwilligen 
Haft  so  lange  nicht  zu  weichen,  bis  die  Gläubiger  befrie- 
digt seien.  Da  sich  auf  diese  Weise  die  Unkosten  ausser- 
ordentlich steigerten , so  wurde  sowohl  dadurch  als  durch 
die  Hemmung  der  Freiheit,  welche  die  Giseln  erlitten, 
der  Schuldner  bewogen,  allem  JHifzubicten , um  Zahlung  zu 
leisten.  Auch  waren  die  Giscln  wohl  in  manchen  Fällen 
geneigt , statt  Einlagcr  zu  leisten , sofort  die  Schuld  vor- 
läufig abzutragen.  Da  das  Gisclmal  aber  auch  seine  Freuden 
batte  und  zu  Atiscliwcifungen  aller  Art  Veranlassung  gab, 
so  diente  das  Institut  doch  öfter  dazu,  den  Ilauptschuldncr 
zu  ruiniren.  Und  oft  inochtcu  die  Gischt  selber  zu  viel 
ausgclcgt  haben,  uiu  je  wieder  zuui  Ersätze  zu  gelangen. 
Wir  vernehmen  daher  mancherlei  Klagen  Uber  die  grosscu 
Nachtheile,  welche  die  Giseisebaft  nach  sich  ziehe,  wess- 
iialh  sic  denn  auch  von  Zeit  zu  Zeit  in  Zürich  wenigstens 
für  die  Bürger  .verholen  wurde  2'J'). 

Zum  Schlüsse  führe  ich  zwei  merkwürdige  Fälle  von 
Giseisebaft  aus  Urkunden  an,  die  sehr  verschiedenen  Zcilcu 
angeboren.  ,, 

292)  R all*  s er  k c n u t n i s s v.  13T0.  3/8.  133.  a.  i>.  9.  a,  Verbot  da»« 
man  „enkein  giseisebaft  dingen  sol  mnb  enkein  gelCstbult  norh  tiuh  ca 
kein  ko  uff”  z^viNckru  Bürgern  » weil  daran«  mancherlei  Schaden  entstanden 
ln  einer  llrk.  1255  Neugart  No.  913  ist  ein  Beispiel  einer  Giselschufl 
fdr  eine  in  der  Zukunft  mögliche  SchadeDSersatrfordcruiig.  Tsrbudi  Chronik 
1.  8.  248.  Vgl.  Krhard  tu  Hofers,  Erik  kr  ds'taud  Mederns  Zeitschrift 
fiir  AreUivkunde,  Diplomatik  und  Geschichte,  Hamburg  1834.  Bd,  l.  S.  239  ff 

293)  Uik.  v.  1313  bei  Tschudi  Chronik  I.  S.  261. 

-94)  Richtebrief  III.  16.  R a t h se  r k e n u t n i * » v.  1344.  MS.  65 
S.  33.  a.  Rrithserkenntniss  v.  1354.  MS.  65.  S.  23.  a.  Neugart 
No.  1000.  1020*  1046.  Der  Abt  von  Mur  buch  wurde  vorzüglich  von  den 
Lasten,  die  ibiu  aus  deu  Giscbrhuttt-n  erwüchsen , gedrängt,  dir  Stadt  Ln- 
xerp  dein  Könige  Rudotf  im  Jahr  1291  zu  mausitrn.  Vgl.  auch  MS.  140 
Ahtli.  I.  S.  63.  b.  Verordnung  von  1420,  wodurch  un  Amte  Hegensberg  dir 
'lisch«  hatt  untersagt  wird  , angenommen  tur  Kauf:»« buldcA  tob  \ erkauftem  Eigen. 
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Urkunde  von  Viäb.  Jakob  der  Mulucr  von  Zürich  ver- 
pJlichtct  sieb  gegenüber  dem  Propst  und  Cajutcl  von  Zürich 
iml  guten  Treuen,  dafür  zu  sorgen,  dass  sein  Lehnsherr 
Berehlold  von  Sehnahclhurg  das  Lehen  und  die  Voglci  7.11 
Rieden  (Albisricden)  dem  Kiinigc  aufgehe , damit  dieser  die 
Vogtei  dem  Propste  und  Capitrl  leihe.  Wenn  er  diess  aber 
nicht  von  dein  Könige  'binnen  Frist  erhalten  bann , wi!  der 
probisl  vnd  da/.  Capitil  von  disein  geshelTede  vnd  dem  houfr 
mich  ledig  Mn,  so  sol  ich  mich  darnach  zc  dem  zweKtih 
tage  vnd  min  Geh  ein  her  he  in  rieh  von  Schönen- 
wert  vnd  her  chvonrat  welle  vnd  her  heinrich  in  dein  liovc 
dein  proJiist  vnd  dem  •Capitil  g i sei  Iigen  vude  vuihc 
veil  guot  czzin  an  geverde,  al  die  vvtle  v u z wir  dem 
probisl  vnd  dem  Capitil  Sechszehiu  in  arg  Silbers 
die  ai  mir  gegeben  haut,  wider  g ege  bin.”  Will  aber 
der  Propst  das  Geschäft  weiter  betreiben  bei  dem  Könige , 
so  soll  er  dazu  ciu  Jahr  lang  Zeit  haben  , dann  aber  binnen 
Monatsfrist  weitere  zweiund zwanzig  Mark  an  MuUurr  be- 
zahlen, und  würde  die  Summe  nicht  entrichtet,  „so  svln 
mir  (Jab.  Miilnrr)  gisel  Iigen  her  heinrich  von  clilutun  , her 
merzen,  her  ihmocli , her  vinheder  1 i v t pr  i es  1 e r vnd 
her  ütle  inane/,  al  die  wilc  vnz  ich  gewert  werde  von  dem 
capitel  der  zwo  vnd  zwenxig  marg  Silbers.''  Will  aber  der 
Propst  und  Capitel  binnen  Jahresfrist  auch  jetzt  noch  das 
Geschäft  fahren  lassen  , so  haften  Müllncr  und  dessen  Gi- 
sein wieder  für  die  Krstattuug  von  zweiuiulvierzig  Mark 
Silbers,  „so  si  mich  vnd  die  Burgen  des  gemant  darnach 
ober  ein  manot.  — Swcdirhalli  aber  dekein  gisel  stirbet, 
so  solu  sich  die  an  dem  die  gisel  11  vnd  v m b e veil 
guot  ezzen,  vnz  si  an  geverde  ein  andern  also  g Vo- 
ten an  des  slat  gebin ” J9i).  • 

ln  dieser  Urkunde  findet  sich  also  eine  wechselseitige 
Gisclscliaft  verabredet  in  Folge  Kaufs.  Aueh  zeigt  der 
Ausdruck  Bürgen,  welcher  von  den  Giscln  gebraucht  wird , 
dass  die  Gisclschaft  eben  nur  eine  cigcntliiiinlichc  Art  der 
Bürgschaft  war.  Den  Ausdruck,  um  feiles  Gut  essen,  er- 
kläre ich  davon,  dass  die  Giscln  in  ein  offenes  YVirthshaus 
ziehen  und  sich  daselbst  verköstigen  mussten 2,s).  Mcrk- 

215)  S 1 1 f l 5 ht v /am  {.roumtaslci-.1 

296)  In  der  oben  Amn.  2 92  «ngcidhrlen  fikuadc  Lei  Tsehudi  heisst 
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würdig;  ist  auch  die  Ergänzung  der  Giscin,  wenn  einer 
starb , wofür  die  Ucbcrlebetiden  nach  Gisclrccht  hinwieder 
haften. 

Die  zweite  Urkunde  ist  vom  Jahr  1550  und  zeigt , wie 
sehr  lange  sich  dieses  Hecht  hei  uns  noeli  in  einzelnen 
Fdllcu  erhalten  hat.  Zugleich  fallt  es  auf,  dass  hier  die 
tiiscln  nicht  wie  im  Mittelalter  gewöhnlich  Edle  oder 
Ritter  oder  Burger  waren , soudern  dein  Bauernstände  an- 
gchörten. 

In  einem  Giihhricf  vom  Jahr  1550  nämlich  nus  der  Graf- 
schaft Kyhurg  findet  sich  folgende  Stelle : Wann  dann  wir 
lfiiupl  vnnd  niilgültcn  (nämlich:  Hans  Hägi  von  Gäblen  um 
der  |>farr  Bärentsehwyl  rechter  hauptgiilt,  Jakob  vnd  voll 
die  S|idry  tnfillcr  r.c  Bouinan  — beyd  recht  mit» ulten)  vnnd 
»unser  Erben  gemeinlich  oder  snnnderlich  gemailt  werden 
zc  hvs  r.c  hof  mvndtlich  oder  vnndoroiigcii  , so  soll  vnnscr 
Jeder  “emanier  vnnd  su  vil  gemannt  werdenn  alhvcg 
ln  acht  tagen  den  nechslen  nach  der  iiianung  mit  sin 
sclbs  lyh  vnd  einem  iniis  eigen  pferd  oder  welhcher 
nit  leysten  weit  oder  möclit  mit  sinein  Krhern  knecht 
an  siner  statt  vnnd  miissegen  pferd  7.n  Zürich  Inn 
der  Statt  Inn  eins  offen  wirtzhuss,  vnns  inn  dei 
ntaming  liest impt  , Int ziechen  vnnd  leisten  Hecht 
offenu  gisselschaft  noch  leyslens  recht  vnd  ge- 
wouheit  vnnd  darvou  mt  koineu  noch  lassen,  bis  bcmellei 
Junker  Hans  Edlihachs  livsfruw  vnnd  Ire  Eilten  vmh  Ire 
vsslennd  vnnd  verfaHen  zins  gnnog  beschicht  sanipt  coslen 
vnnd  schaden , oder  aber  mit  Iren»  crloubcn. 

§.  34.  Erbfolge. 

1)  Um  die  Mitte  des  dreizehnten  Jahrliundcrts  wurden 
die  Töchter  für  fähig  erklärt,  auch  in  die  Lchcu  zu  suc- 
ccdircu,  wenn  keine  Söhne  da  waren.  Vorher  waren  sic 
von  solchem  Erbe  ganz  ausgeschlossen.  Durch  diese  Vcr- 

es  „ alle  zu  feilen  Gut  tu  offne  wnljhüstr  vnd  de  leisten  <i  ist  I schaff.  D.t 
Stilist  heisst  es  fcrnei  „ouck  haud  die  Gisel  Incu  selber  iffgcnunitnen  , «renne 
sie  sich  band  in  Giselsrhaft  ftcanlwuit,  dass  Ir  (erblicher  so  Er  will,  sechr 
Mann  oder  minder  ru  Im  über  Tisch  laden  111*5  *•»*!  hat  omk  Giselsrhaft  dn- 
mit  gelüst,  als  ob  er  selber  bette  so  luautgraal  gelüst." 
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Änderung  würde  die  Erbfolge  nach  Lchenvccht  der  nach 
Landrccht  näher  gebracht  297). 

2)  Ueher  die  Erbfolge  in  der  Seilcnvcrwaudschaft 
sind  wir  nicht  besser  unterrichtet,  als  in  der  ersten  Pe- 
riode. Nur  tritt  nun  öfters  die  Andeutung  hervor  eines 
Vorzugs  der  Vatcrmagcn  vor  den  Muttcrmagen. 

Schon  der  Schwabcnspicgel  kennt  einen  solchen. 
Das  Recht  der  Vormundschaft  steht  in  der  altern  Zeit  in 
enger  Beziehung  zum  Erbrecht.  Finden  wir  dort  einen 
Vorzug  der  Vatcrmagcn,  so  wird  cs  nicht  unwahrschein- 
lich , dass  iin  Erbrechte  ein  ähnlicher  zur  Erscheinung  ge 
kommen  sei. 

Nun  heisst  cs  Schwabcnspicgel  c.  ö2 : 

Der  (der  nhler)  sol  iiu  einen  pfleger  geben,  der  ir  ge- 
noz  si,  der  lundc  vndc  irs  vaters.  — vndc  haut  si  mhl 
v a t e r s ina  ge , so  gebe  in  einen  ircr  muolcr  mac. 

Wir  Huden  aber  überdem  im  Schwabenspicgcl  Stellen, 
die  sich  unmittelbar  auf  das  Erbrecht  in  der  Seitenlinie  be- 
ziehen und  auf  einen  Vorzug  der  Vater  - vor  den  Mutter- 
magen hinweisen: 

Cod.  Amhr.  c.  223.  Swcr  eines  guotes  erbe  vril  sin, 
der  sol  «wertes  halben  darzun  gehören , daz  ist  der  vater 
mach.  Swa  ein  vater  mach  vnd  ein  muoter  mach  chrigent 
vmh  ein  erbe,  da  sol  der  vater  mach  erben  vor  dem  uitto- 
ter  mach. 

Es  ist  nicht  unwahrscheinlich , dass  hier  die  Ursprung 
liehe  Stelle,  die  sich  ganz  allgemein  ausdrückte,  endigte, 
und  der  in  der  Handschrift  folgende  beschränkende  Zu- 
satz rj*)  aus  einer  andern  Rcchlsqucllc , vielleicht  mit  Be- 
rücksichtigung des  obcti  Cod.  Ambr.  c.  127  (Wackcrttagtl 
c.  128)  Gesagten , angchäugt  wurde , so  dass  in  diesem 

297)  Ricbtebriof  IV.  10.  obeu  §.  3.  Amu.  17.  Stadlrtcbt  von  Wil- 
Uitliur  v.  1297.  II.  5. 

298)  „Ist  aber  dar,  guol  von  muoter  magtri  dar  chouuii  , so  erbeut  ez  der 
muoter  »nage.  swcr  aber  einer  sippc  naher  ist,  ei  si  von  vater  oder  von  wuolir 
magen  , der  sol  ae  reble  erben." 

299)  r.  12S  Scblun . vndc  ul  <Ui  &uul  vou  vater  magen  dar  Itomeu  , 
rrbent  c i ie  die  nahsteu  die  da  zuo  hotco.  vndc  ist  cz  tou  rauntet  magre 

dar  fcomen  , So  ist  cs  daz  selbe  rtht.*’ 
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Capitcl,  wie  auch  anderswo  in  diesem  HcchUbuclic , fremd- 
artiges neben  einander  gestellt  wurde. 

t Nach  der  St.  G aller  Handvcstc  ,um’jS  JaJir  i‘271  gehen 
diu  Vater  tu  a gc.n  den  Multcriungcn  unbedingt  vor: 

Swer  dissis  gvolis  ihl  hat,  c z m man  aldc  will,  stukit 
der  aiie  l.int , den  sol  sin  uahistcr  vafermag  crhui , cs 
si  will  aide  man;  vindit  aber  man  der  cnlieinin , so  sol 
>4  in  unter  halb  d.as  u eins  tu  (also  der  nächste  Alultcr- 
mage)  tuon. 

“ i 

In  dem  alten  Ilölrcchlc  von  Wald  s.  d.  heisst  cs; 

rtem  es  ist  des  holl'  recht  ze  Wald  , vnd  hat  die  fryheil  , 
das  nieinan  weder  herr  noch  golzhus  delieiu  hofinaii  noch 
liorwyh  sol  erben,  denn  der  neclisl  valcrmag;  wenn  aber 
in  u o 1 1 er  mag  eines  lidos  nechcr  werind  , deun  valer- 
mag , so  erbeut  sv  gclicli  out  einander;  wo  aber  vatler- 
niaw  noch  inuultrrniag  werind , da  ei  blind  die  so  der  guctlcr 
geleibt  hollind. 

Öffnung  von  Stafa  s.  d.  Aber  sprechen!  sy,  wäre 
das  SUiss  wurde  vjnh  Erb,  wenn  der  iiiiilteriiiag  eins  lids 
nechcr  svor,  denn  valleruiag , so  Erbend  sy  mit  eiii.nulcr 
glich , werend  sy  aber  glich , so  ziiclit  valtcrinag  fiir. 
Nach  diesen  Statuten  erbten  die  Miilltrinagcn  auch  neben 
den  V atermagen , aber  so , dass  jene , uiu  coneuriren  zu 
können,  um  ein  Glied  naher  sieben  mussten  als  diese.  Grös- 
sere Schwierigkeit  macht 

das  ilofreclil  von  Altort  von  i'i3D.  Si  spreehent  aber, 
wer  in  ir  hot  von  lod  ahgat  vnd  stirbt,  wer  denn  des  seihen 
toten  Itcliain  v aller  aller  neclisl  von  friintschaft  r.uo  ge- 
Itorr , der  seih  erbt  den  lotcu  licliam,  wer  aber  da/,  ein 
ui  unter  mag  des  toten  lieh  am  [valtcr]  eines  lidcs 
nechcr  wer,  denn  der  valler  mag,  so  eiheul  hcid  teil 
glich  mit  einander.  , 

Das  System  scheint  das  Gleiche : das  der  Parcnlclen  ver- 
bunden mit  dein  Vorzug  der  Vatermagen  um  ein  Glied.  Aber 
auflallcn  muss  es,  dass  die  Erbberechtigung  aucli  der  Mut- 
termagen  von  dem  Vater  des  Verstorbenen  her  berechnet 
wird,  während  doch  nur  ein  Tbcil  der  Muttermageii  und 
zwar  nur  aus  den  fernem  Parcnlclen  durch  den  Vater  ver- 
mittelt sciu  können.  Die  meinem  MulUrningcu  und  zwar 
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gern  de  die  nächsten  der  mütterlichen  Parentel,  sind  nicht 
durch  den  Vater,  sondern  durch  die  Mutter  nrit  dem  Todteii 
verbunden.  Ob  im  Ausdrucke  ein  Fehler  liege,  oder  oh 
die  Muttermagen  wirklich  auf  die  durch  den  Vater  ver- 
mittelten zu  beschränken  seien , wage  ich  nicht  zu  ent- 
scheiden. Doch  ist  das  Erstcre  viel  wahrscheinlicher  und 
das  cingcklainmcrte  Wort  „ vattcr  ” vielleicht  nur  durch  Miss- 
schrcibung  beigefugt  worden. 

3)  Uneheliche,  welchen  cs,  wenn  sic  keine  Nach- 
kommen hatten,  an  Erben  gebrach,  da  die  Erbfähigkeit 
immer  auf  ehelicher  Zeugung  oder  Geburt  3U0)  beruhte , 
wurden  von  dem  Immunitäts-  oder  Landesherrn  beerbt.  InZii- 
rich  und  auf  den  Höfen  der  Abtei  erbte  die  Acbtissinn 30 ') ; in 
dem  weilen  Umkreise  der  Grafschaft  Kyburg  der  Graf. 

Öffnung  von  Ncerach  s.  d.  Item  alle  ledige  kind , 
die  da  sitzend  in  den  gerichtcn  des  Twinghofs  zun  neracli , 
die  sind  vnscr  gnädigen  herren  von  Zürich  mit  tili  vnd 
mit  guot , vnd  vvclher  derselben  personen  ahgAt  on  dich 
lib  erben , den  erbeut  vnser  herren  von  Zürich. 

4)  Die  gesetzliche  Erbfolge  blieb  bei  den  fortwährend 
engen  Familien  Verhältnissen  Kegel , und  cs  hat  sich  auch 
später  niemals,  wie  das  im  römischen  Rechte  der  Fall  ist, 
eine  Erbfolge,  welche  auf  dein  freien  Willen  des  Erblas- 
sers beruht,  rechten  Eingang  in’s  Lehen  verschafft.  Wir 
finden  zwar  ausser  den  Gedingen,  von  denen  ohcti  die  Rede 
war,  und  die  in  dem  altern  Rechte  allein  vorkamen,  auch 
noch  eine  andere  neuere  Form  erwähnt,  wie  der  Erb- 
lasser auf  die  Art  der  Beerbung  Einfluss  äussern  konnte . 
nändicli  die  der  Geschäfte,  wie  sic  im  Schwabcnspie- 
gel  regelmässig,  oder  der  Gc  mach  de,  wie  sic  bei 
uns  genannt  wurden.  Aber  alle  diese  Verfügungen  sind  im 
Interesse  der  rechten  Erben  sehr  beschränkt. 

300)  S c b iv  a b e n s p i e g o I c.  38:  ,,die  uoclicb  geboren  sin!  — die  sinl 
alle  rdiiiui." 

301)  Ork*  v.  1 280.  Fr  aumii  n s ler  a in  I.  Die  Abtei  Zürich  sprach  die 
ganze  Verlassenschall  eines  unehelichen  Hörigen  an,  Liegendesund  Fahrendes. 
Das  Klo  sie  r Weltingen  bestritt  die  Ansprache,  weil  derselbe  zu  seinen  CJnu- 
sten  verfügt  habe.  In  dein  srhiedrichterlichcn  Spruche  wurde  der  Aeblissiun 
Recht  gegeben.  Ebenso  Urk.  v.  1343.  1376.  1383. 

302)  Schwabenspiegel  8.  16.  22.  30.  u.  s.  f. 
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Insbesondere  besticht  sich  die  Freiheit,  zu  Gunsten  dritter 
Personen  zu  verfügen,  gewöhnlich  nur  auf  die  Fahrbabe 30J), 
Das  Eigen,  wenigstens  das  ererbte  Eigen,  soll  Jeder  seinen 
rechten  Erben  lassen,  und  höchstens  darf  inan  zu  Gunsten 
des  Ehegatten  daran  Lcibding  verschaffen. 

Stadtrecht  von  Winterthur  von  1297,  III.  20.  Siehe 
oben  §,  22.  Anm.  206  »»}. 

Öffnung  v on  La  n ffen  s.  d.  Hofhörig  lüt  mugent  onch 
ir  varend  guot  vor  nins  herrn  stab  vnd  vor  aioem  huc- 
licr  vnd  ainem  Sehuoposscr  vermachen,  wem  si  vvend. 
alle,  die  vvile  si  An  fueren  vsseP  irem  hus  an  offen  strauss 
gan  mitgend ; aber  dar.  ligend  guot  sol  ir  deheiner 
den  rechten  erben  en dfrütn  hd  cn. 

Die  Gemh'clidc  sind  darin  den  Testamenten  des  römischen 
Hechts  ähnlich,  dass  sic  eine  wesentlich  auf  dem  einseiti- 
gen Willen  des  Erblassers  beruhende  letzte  Willcnsvcrord- 
nung  sind.  Sic  unterscheiden  sich  aber  von  denselben  doch 
in  Form  und  Inhalt  gar  sehr.  Sie  werden  nämlich  in  den 
Städten  vor  dem  Rath  305) , auf  dem  Lande  vor  dem  Ge- 
richte des  Grundherrn,  oder  wo  jener  fehlt,  des  Vogtes 
erlassen  und  bedürfen  der  Bestätigung  der  Gemeinde,  welche 
ohne  weiters  versagt  wurde,  wenn  die  Verfügung  dcrVolks- 
nnsicht  zuwider  auf  eine  ungebührliche  Weise  die  Ansprüche 
der  Erben  kränkte30*),  während  das  römische  Testament 


303)  Vgl.  Kai  * e rr  ech  l II.  36, 

304)  Vgl.  auch  III.  14.  20  — 23. 

305)  Vgl.  oben  §.  31.  Amu.  271.  die  Zus.it/e  nnn  Richtebrief,  ferner  zwei 

Krkennlntssa  von  1424.  1115.  151.  S.  135  a.  und  S c h »▼  a b e u s p i e g e I c.  22. 

306)  Vgl.  I'insler  über  die  angeblich  unbedingte  Tesiirfreibcit  nach  deiu 
Hechle  der  Grafschaft  Kybwg,  de»  Amles  Groningen  ii.  s.  w.  in  der  Mo- 
nalschronik  für  zürcherische  KechUpflege  Zürich  1534.  IV.  S.  361  ff.  Da 
wo  man  sieh  auf  römisches  Krrlit  berufen  konnte,  fand  natürlich  diese  Be- 
schränkung der  Teslirfceiheii  nicht  Malt.  Als  daher  Rüdger  Manc.ss  seinen 
als  t'anonicus  der  Stift  rum  Grossitittnstcr  verstorbenen  Sohn  beerb#»  w«4Ue, 
beriefen  sic!»  die  Chorhericit,  TB  de»  cn  Gunsten  derselbe  lest i r t hatte,  darauf 
,,quod  idem  scolasticus  sanus  n.ente  corpore  licet  languens , res  universas  sna* 
legavit  et  donant  ecrlesi*/’  Da  die  Sache  an  das  bischöfliche  Gericht  in  üou- 
vIjh;  kam,  so  ist  es  begreiflich,  dass  der  Bischof  m Gunsten  der  Stift  nt- 
(heilte : ,,qma  clerici  sani  mente  de  rebns  suis  lestan  |M>»sunt.*#  Diplom,  der 
Propstei  S.  14.  b. 
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ganz  auf  dem  Willen  des  Erblassers  beruhte.  Eine  Ana- 
logie findet  sich  freilich  auch  im  römischen  Hechte,  näm- 
lich in  den  alten  vor  den  Volksversammlungen  erlassenen 
Testamenten,  welche  in  Form  eines  Privatgesetzes  der 
öffentlichen  Sanction  unterlagen.  Aber  diese  älteste  Form 
wich  im  römischen  Rechte  schon  frühe  dem  Grundsätze 
ungebundener  l’cstir Freiheit,  welche  siel»  weit  bequemer 
in  der  Form  des  Testamentes  vor  blosscu  Zeugen  geltend 
machte. 

Nicht  weniger  verschieden  ist  der  materielle  Inhalt.  Das 
römische  Testament  enthält  immer  eine  Erbeinsetzung  als 
einzig  wesentliche  Bestimmung,  während  das  Gcmächdc  in 
der  Regel  die  Erbfolgeordnung  nicht  antastet , sondern 
blosse  Verfügungen  über  cinz.elnc  Vcrinögensstiiekc , nament- 
lich Fahrhabe oder  Lcibding  an  Liegenschaften  enthält. 
So  schliesst  ferner  von  Anfang  an  die  testamentarische  Erb- 
folge der  Römer  die  Intestatserbfolgc  unbedingt  aus.  Das 
Gemächde  aber  geht  neben  der  gesetzlichen  Erbfolge  ein- 
her und  entzieht  der  Succession  der  rechten  Erben  nur  ein- 
zelne Rechte,  die  einem  andern  zugctheilt  werden. 

Zuweilen  wird  freilich  verstauet,  auch  das  liegende  Gut 
zu  verschaffen,  doch  gewiss  nur  dann,  wenn  keine  Erben 
vorhanden  sind,  ausser  dem  Grundherrn,  zur  Zeit  als  dir 
Rechte  des  letztem  bereits  sehr  geschmälert  sind.  Uebcr- 
haupt  sind  in  den  Öffnungen  manche  darauf  bezügliche 
Stellen  mit  Rücksicht  auf  den  Grundherrn  geschrieben  und 
cs  wird  den  Hofgenossen  in  dringenden  Fällen  sogar  ohne 
förmlich  vor  Gericht  bestätigtes  Gcraäcbde  verstauet,  über 
das  Ihrige  noch  vor  dein  Tode  zu  verfügen,  nur  damit  cs 
nicht  dem  Herrn  anfalle.  Nach  dem  Gesagten  werden  nuu 
auch  die  folgenden  Stellen  klar  werden; 

Altes  Grafschaflsrecht  von  Kyburg  28.  Vnd  dir 
obgeschr  ihnen  lütte,  die  also  ein  herr  zuo  kyhurg  zc  »al- 
lem vnd  ze  erbeut  hat , die  wüe  sy  in  der  grafischafit  ky- 
burg  sitzen t,  söllcnt  ir  guot  ligeudz.  vnd  vareudz,  nit  » er- 

307)  Schwaben  »pirgel  8.:  „Ist  der  valer  an  ge  schaff  de  verfem  , 
dar  er  nit  gesebafen  bil  von  dent  raren  den  guote.**  145, 
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'“eben  noch  verordnen,  denn  mit  oiüs  hertfen  von 
kylmrg  erlolien,  willen  vnd  wisse«.  ) Vnd  ob  sv 
der.  darüber  tältend . so  sol  doch  da*  kein  «rafft  noch 
■>,  macht  haben. 

Iler  mächtige  Graf  von  Kybnrg  und  dessen  Nachfolger 
hielten  ihr  Erbrecht  noch  fest  und  machten  die  Gültigkeit 
der  Gemndide,  durch  welche  dasselbe  beschränkt  wurde, 
unbedingt  von  ihrer  Zustimmung  abhängig,  ln  der  folgenden 
Stelle  dagegen  ist  das  Recht , gegenüber  dem  Grundherrn 
frei  zu  verfügen,  schon  durchgcdrungcn. 

Öffnung  vou  Km  brach  s.  d.  So  haben  die  golzhus- 
liit  das  recht  , das  eiu  j erblicher  gotzhusinan  oder  fron 
sinem  genossen  geben  mag  vnd  gcfuogeu  Alles  das 
rr  hat,  ligeuds  oder  varends,  aber  an  den  Stetten 
als  ir  recht  stat,  das  erli  in  dem  ni  ev  erhoff.  Vnd 
was  anders  guol  ist,  on  ein  erh,  es  sy  ligonds  vnd  va- 
rends, das  sol  bcschechcn  vor  Ei he's 'bri> (is ts  stab, 
vnd  das  sol  inen  uieman  weren  , vnd  sol  inen  ein  hro|isl 
sin  versigelfen  brieff  darüber  geben.  — Dach  u,i  ein  gatz- 
liusman  oder  eiu  gotzhus  frow  m krnnckheit  oder  zmo 
beit  keine,  vnd  derselben  krnncUeu  |>crsonrn  eine  lln  stab, 
du  steckeu  vngefuert  , dry  schritt  für  das  taciitroufl  , darin 
si  luissliablirli  sind,  gnn  möge,  das  derselheu  got/.hiisliiten 
eins  d a s s i u w o 1 vor  (Irv  e o t /.  hu  s in  a n e n in  ii"  e i c r- 
schaffen  vnd  vermachen,  wie  im  das  eben  ist;  vnd 
ob  dieseib  person  desselben  legers  geslirjit,  so  sol  es  dabi 
bliben,  kommt  aber  dieseib  person  wider  \IT  vnd  z uri'  gr- 
snntheil,  so  bat  es  n i l hrnfft,  vnd  wil  si  dann  das 
es  k rafft  hab,  mag  si  das  gemacht  förer  thuon  vor 
'*  eins  bropsts  stab. 

Ausnahmsweise  ist  liier  also  schon  ein  formloses  Ge* 
müclnlc  vor  einigen  Zeugen,  statt  vor  dem  Grundherrn  ge- 
stattet. Sobald  es  aber  möglich  wird,  die  eigentliche  Form 
vorz imehmen,  soll  diesclhc  nachgeholt  werden. 

Öffnung  von  Alto'rf  von  1439.  Rs  sprechent  oucli 
die  hofliit : Ist  das  man  oder  will  knaben  oder  tochtran  in 
das  todbeit  kommt , miigcnt  si  denn  so  vil , das  si  an  stab 
an  Stangen  an  hilf  silirn  schnncli  für  das  olitach  hekleit 
gand,  so  mngen  si  wol  ir  varend  gnot  gehen,  wem 
si  well  ent.  vmb  das  das  es  dem  genanten  her  reu 
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niit  werd;  vnd  hat  man  zwen  biderman , die  das  sechent 
vnd  horrent,  vnd  ob  das  vor  dem  herren  gesagen  kunnent 
als  Recht  ist  in  dem  hofl',  so  soll  der  herr  das  geloben. 

Si  sprechent  och , sver  ein  Kind  so  Mein  vnd  es  nüt  so 
vil  Vernunft  hetti  vnd  gan  hündi  oder  sin  wort  brühen  , 
won  das  es  vogtbar  wcri,  So  mag  es  sin  vogt  an  sin  arin 
nrinen  oder  der  nechst  v aller  mag  vnd  mücht  das  och 
für  das  oblach  tragen  siben  schuo  witt  vnd  vergiinsten 
das  varend  guot  7. c geben  war  oder  wem  er  wil, 
:in  allein  im  selb  7.e  behaben,  vnd  sol  das  als  guot  kraft 
vnd  inacht  han , als  wer  es  vor  dem  Rechten  be- 
schechen. 

Öffnung  von  Bin7.ikon  von  1435.  Vnd  was  sv  im 
todbett  begryffen  iniigent,  mit  ir  henden  an  7.110  tragen, 
das  sollend  vnd  inugent  sy  geben,  wem  sy  wellend. 

So  sehr  indessen  dieses  Gctnächdc  von  dem  römischen 
Testamente  abweicht,  so  lässt  sieb  doch  nicht  bestreiten, 
dass  die  ihm  zu  Grunde  liegende  Idee  keine  ursprünglich 
deutsche  war,  sondern  unter  dem  Einfluss  des  römischen 
Rechts  hervortrat.  Das  ältere  deutsche  Recht  kannte  über- 
all keine  einseitige  und  unwiderrufliche  Verfügung  auf  den 
Todesfall  hin.  Wenn  jemand  einem  andern  Rechte  zu- 
sichern  wollte,  die  ihm  auch  nach  des  Vcrgabcndcn  Tode 
verbleiben  sollten,  so  konnte  das  nur  so  geschehen,  dass 
er  diesem  schon  bei  Lebzeiten  dingliche  Rechte  verschaffte. 
Grundstücke  wurden  durch  die  Auflassung  in  dem  echten 
Dinge,  Fahrhabe  durch  sofortige  Ucbcrgabe  verschafft. 

Dagegen  kannte  das  römische  Recht  einseitige  Willens- 
erklärungen, durch  welche  Jemand  über  seinen  Nachlass 
verfügen  und  die  der  Erblasser  jeden  Augenblick  nach  Be- 
lieben ändern  konnte.  Das  Bedürfnis  nach  einer  bequemem 
Form , vorzüglich  um  den  Ehefrauen  mehrere  Rechte  zu 
sichern,  oder  um  das  Erbrecht  des  Grundherrn  zu  be- 
schränken, — ein  Bedürfnis,  welches  mit  dem  steigenden 
Werthc  der  Fahrhabe  in  Vergleich  mit  den  Liegenschaften 
«Bd  dem  lebhaftem  Verkehr  zunchinen  musste,  — weckte 
Empfänglichkeit  für  die  Aufnahme  jener  römischen  Vor- 
stellung. Aber  wie  überhaupt  die  ältere  Zeit  noch  mehr 
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Kraft  in  sich  fühlte,  auch  fremden  Stoff  zu  verarbeiten 
und  ihm  eine  einheimische  Färbung  zu  geben,  als  die  neuere 
Zeit , welche  sich  nur  zu  lange  einer  gedankenlosen  Knecht- 
schaft unter  ein  fremdes  Gesetz  hingab,  so  wurde  auch 
das  römische  Testament  durch  den  Einfluss  deutscher  Rechts- 
ansichten und  Sitten  zu  etwas  ganz  anderem,  und  erhielt 
ein  nationales  Gepräge. 

J.  35.  Einfluss  der  Herrschaft  auf  das  Erbrecht. 

Je  weiter  wir  in  die  Vergangenheit  aufsteigen,  desto 
ausgedehnter  zeigt  sich  ein  Erbrecht  des  Grundherrn  gegen- 
über den  Hofgenossen.  Später  wird  dasselbe  immer  mehr 
nach  allen  Seiten  hin  beschränkt,  bis  es  zuletzt  ganz  er- 
lischt. Dieses  Erbrecht  gründete  sich  wohl  ursprünglich 
auf  zweierlei  verschiedene  Verhältnisse,  einmal  das  Recht 
des  Leibherrn  gegenüber  seinen  Hörigen,  zweitens 
das  Recht  des  Grundherrn  gegenüber  den  Besitzern 
von  einzelnen  Stücken  Land,  die  zu  seinem  Hofe  gehörten. 

Der  Leibherr  licss  zwar,  vielleicht  von  jeher,  den  Hö- 
rigen so  lange  dieser  lebte  in  dem  Besitze  seines  Erwerbes. 
Aber  wenn  er  starb,  so  hinderte  ihn  nichts,  die  Verlassen- 
schaft desselben  an  sich  zu  zichn.  Das  mochte  denn  in  der 
ältesten  Zeit  auch  etwa  geschehen  sein.  In  weit  den  häu- 
figem Fällen  iibcrliess  aber  der  Herr,  wenn  der  Hörige 
Kinder  hintcrlassen  hatte,  die  Fahrhabe  diesen,  die  ihm 
auch  ferner  das  Gut  bebauten,  und  begnügte  sich  mit  einem 
einzelnen  Stücke  der  Verlassenschaft , dem  besten,  was  der 
Hörige  besessen,  dein  sogenannten  Besthaupte.  Anders 
war  cs,  wenn  der  Hörige  keine  Lcibeserben  batte.  In 
diesem  Falle  zog  der  Herr  die  ganze  Verlassenschaft  ein 
als  erbloses  Gut,  und  kümmerte  sich  nichts  um  die  An- 
sprüche der  allfälligen  Verwandten  des  Verstorbenen. 

Der  Grundbesitz  ferner,  nicht  bloss  der  Hörigen  son- 
dern auch  der  Freien,  hing  gemeiniglich  nur  von  der  Gnade 
des  Herrn  ab,  und  wurde  nach  des  Besitzers  Tode  diesem 
ledig,  so  dass  er  ihn  behalten  oder  weiter  verleihen  konnte. 
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Freilich  wenn  der  Besitzer  zu  dem  Sunde  der  Freien  ge- 
hörte, so  konnte  der  Herr  auf  dessen  hinierlasscne  Fahr- 
habe  so  wenig  Ansprüche  haben  als  auf  anderes  demselben 
zugehöriges  Eigen.  Als  durch  die  Ausbildung  des  Hof- 
rechtes dieser  abgeleitete  Grundbesitz  ebenfalls  zu  einem  erb- 
lichen Rechte,  zu  Erbe  wurde,  so  beschränkte  sich  diese 
Folge  doch  gemeiniglich  nach  Hofrecht  immer  nur  auf  die 
Desccndenz,  und  die  Scitenverwandtcn  hatten  auch  darauf 
keinerlei  Rechte. 

Deutliche  Spuren  dieser  ausgedehnten  Rechte  des  Grund- 
herrn, besonders  da,  wo  er  zugleich  Leihherr  war,  sind 
in  den  beiden  alten  F.ngelbergerhofrechten  enthalten  Da- 
selbst heisst  es: 

Krste  Öffnung  von  Fngelberg  s.  d.  Ouch  sol  dii 
vorgüschribne  l«*n  ein  golzhusman  von  dem  andern 
erben  vnz  an  das  uiindc  güslechte.  (Das  neunte  Ge- 
schlecht ist  wohl  nicht  als  Grenze  der  Erbfolge  der  Nach- 
kommen, denn  von  diesen  ist  liier  allein  die  Hede,  zu 
hetrachten , sondern  eher  als  Andeutung  unbeschränkten 
Erbrechts  der  Descendenz  aufznfassen , etwa  so , wie  Ge- 
fängniss  auf  Lebenszeit  auch  ausgedrückt  wird,  Gefängniss 
auf  101  Jahre.)  „Wir  (der  Abt)  hau  ouch  an  Unsren  hant- 
uestin  vnd  brieuen : Wer  An  llpcrhen  stirbet,  daz  wir 
den  erben  stillen,  vnd  snn  die  gnössami  lieplich  mit  Uns 
dem  vorgiischribnem  apte  vnd  gotzbus  lau  tegdingen.”  Das 
Erbrecht  des  Abtes  wird  noch  anerkannt , wenn  keine  Leib- 
erben  vorhanden  sind , aber  zugleich  angedeutet , dass  er 
billig  sich  mit  den  übrigen  Genossen  desslialb  vertrage  und 
ihnen  nicht  alles  entziehe. 

Zweite  Öffnung  von  Engelberg.  „Das  gotzbus 
erbet  ouch  alle , die  An  liberben  slerbeut , es  sigen  frowen 
oder  man;  vnd  teilt  der  vatter  von  dem  sun  vnd  stirbt 
der  vatter,  so  erbt  in  dasgotzhus;"  (dieses  schliesst 
sonnt  sogar  den  Sohn  ans,  wenn  derselbe  ausgerichtet  war), 


303)  Schwaben. Spiegel  c.  *29:  Swa  ein  mensche  stirbet , es  *i  wij* 

oder  man,  die  ane  erben  (Kinder)  slerbeut,  sWat  si  binderen  guotes  laut, 
#»  st  varrnde  oder  ander/  gnot , haut  si  einen  herren  de«  si  eigen  «int . dem 
>ol  #«  aulniirtrn  , ob  erz  torderl.”  c.  145. 
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stirbt  ouch  der  sun,  so  erbt  in  ouch  daz  gotzhus345).  Wenne 
ouch  ein  man  stirbz , der  ein  Dich  frowen  lat  vnd  nit  lan- 
den , da  erbt  das  gotzhus  den  halb  teil  alle  des  guotes , so 
si  mit  enander  hatten  vnz  an  sinen  tod,  vnd  sol  ouch  die 
frowe  den  andren  halb  teil  erben  vnd  sollent  das  gotzhus 
vnd  die  frow  och  gelten  was  er  gelten  solt  gelicblich  des 
tags , da  er  erstarb,  du  frow  sol  och  ir  vorus  behaben 
das  best  bette  vnd  alles  versnitens  gwand  das  er  14t.” 
Nach  dem  folgenden  Gegensätze  ist  wohl  von  einem  Ge- 
mächdc  die  Rede,  welches  der  Mann  der  Frau  noch  bei 
Lebzeiten  auf  die  Hälfte  des  ganzen  Vermögens  verschaffte, 
und  durch  jene  Bestimmung  sowohl  die  Gewohnheit  des 
Hofes  als  die  Grenze  der  zulässigen  Gemächde  bezeichnet : 
„ Stirbt  ouch  ein  man  An  liberben,  vnd  ein  frowen  lat  vnd 
nüt  enander  gemachct  haut  nach  des  gotzhus  recht, 
so  erbt  das  gotzhus  den  man,  vnd  die  frowe  niit.” 
(Diese  behält  dann  aber  ihr  Zugebrachtes.)  „also  erbt  och 
das  gotzhus  die  frowen  die  ein  man  lAt  vnd  ouch  enandern 
nüt  gemachet  hatten,  vnd  der  man  nüt.  Ouch  stirbt  ein 
man  vnd  sin  frow  in  zwiuel  ist,  ob  si  trag,  so  sollent  des 
hindes  fründe  vertrösten,  daz  das  guot  bi  euander  belibe, 
vnd  die  frow  ir  notdurft  bruchi  vnz  vf  die  stunde , daz 
man  An  zwifcl  muge  sin.” 

Öffnung  von  Ein  brach  s.  d.  „Si  habent  ouch  das 
recht,  welcher  gotzhusman  von  todes  wegen  abgAt  on  lib- 
erben, der  das  sin  nit  verfüget  hat  sinen  genossen 
in  dem  meyerboff  ald  vor  eins  bropsts  gericht,  als  recht 
ist,  alles  das  er  lAt  ligends  oder  varends  guot  sond 
dannothin  die  Chorherren  nemen.’’  Hier  geht  bereits  neben 
dein  Recht  des  Grundherrn  ein  freies  Recht  zn  verfugen , 
auf  Seite  des  Erblassers  her  3,°). 

In  manchen  Öffnungen  wird  das  Erbrecht  des  Herrn 


309)  Vgl.  eine  (Jrk.  des  eilflen  Jahrhunderts  über  di«  Rechte  des  Klosters 
Weingarten  gegen  seine  Zinslcnte  bei  Kindlinger  Hörigkeit  Mo.  2.  S.  220: 
, Si  quis  censualis,  facta  legitime  divistone  rcrum  nondum  uxoratus,  absque 
filiis  legitimis  lnigrarerit,  nec  a fratre  anc  a sorore  vel  aliquo  propinqnorurn 
hereditabitur  sed  omnia  tarn  mobilia  quam  immobtha , qua«  reliquerit , in 
usum  eedunt  aecdesiae. 

310)  Oben  f.  34.  S.  304. 
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auf  die  Fahrhakc  beschränkt.  Das  Erbe  soll  dann  jeder* 
zeit  den  Genossen  bleiben. 

Öffnung  von  Binzikon  von  1435.  Ist  ouch  das  am 
man  oder  wib  von  todes  wegen  abgand,  an  liberben,  so 
sol  vnd  mag  der  hcrr  ze  grueniugen  ncmen  ir  varent 
guot,  cs  sige  dann  das  sy  fry  lüt  syent”  (diese  wer- 
den von  ihren  Anverwandten  beerbt)  „oder  das  das  guott 
vergeben  sye,  nach  der  dingstatt  Recht." 

Öffnung  von  Altorf  von  1439.  Die  hoflUt  sprechcnt 
ouch : wer  ob  es  darzuo  kenn , das  ein  herr  inan  wib 
knaben  oder  tochtran  erben  sölt  inn  oder  vss  , so  erbt  er 
des  aberstorbnen  varend  guot  vnd  gilt  nüt  doch  vsgeseUt 
harnasch , karren  wägen  vnd  elli  vngeschliifni  wallen , die 
sol  er  nüt  erben  3U). 

Wem  kam  nun  aber  das  liegende  Gut  zu,  wenn  der 
Herr  nur  die  Fabrhabe  erbte?  Es  ist  auffallend,  wie  wenig 
in  den  Öffnungen  von  einem  Erbrecht  der  Seitcuvcrwandtcn 
die  Rede  ist,  und  man  darf  mit  Sicherheit  annehmen,  dass 
es  früher  gar  kein  solches  Recht  der  Seiten  verwandten  auf 
die  Verlassenschaft  der  Hörigen  gegeben  habe.  Nur  die 
Familien  der  Freien  standen  in  einem  Erbnexus  unter  einander. 

Später  suchte  man  den  Grundherrn  , auch  wenn  keine 
Kinder  vorhanden  waren  , docli  von  dem  Erbe  zu  ver- 
drängen. Das  geschah  nun  auf  verschiedene  Weise.  Ent- 
weder, wie  wir  schon  oben  gefunden,  der  Erblasser  ver- 
fügte zu  Gunsten  eines  seiner  Genossen  durch  Gcmächdc, 
oder  inan  verstattetc  den  Geth  eilen,  oder  den  nächsten 
Nachbarn  das  Recht,  das  fällige  Grundstück  an  sich  zu 
ziehen.  Oder  endlich  man  dehnte  die  Erbfolge,  die  sich 
bei  den  Freien  ausgebiidet  fand,  die  Erbfolge  der  nächsten 
Verwandten,  auch  auf  die  Hofhörigen  aus.  Das  Letztere 


311)  Vgl.  damit  eine  gerichtliche  Urkunde  v.  1340  tu»  Staatsarchiv,  wo- 
nach der  österreichische  Vogt  zu  Grtinmgen  vor  dem  Schullbeisscn  in  Zürich 
den  Beweis  mit  Zeugen  führte , dass  der  Herzog  von  Oesterreich  für  die 
Höfe  Dürnten  und  Münchaltorf  das  Recht  habe  , von  Hofgenossen  , die  ohne 
Leiberben  absterben,  das  ganze  fahrende  Gut  zu  nehmen,  hatten  sie  aber 
Leiherben,  so  soll  er  den  Fall  nehmen  ,,vnd  sol  fiirbas  mit  demselben  erbe 
out  ze  schaffen  haben/' 
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scheint  indessen  erst  spater  zugelassen  worden  zu  sein , sonst 
hätte  sich  das  Erbrecht  der  Getheilen  und  Nachbarn  wohl 
nicht  ausgebildet.  Als  man  nun  aber  den  Verwandten  ein 
Erbrecht  gewährte,  so  war  es  natürlich,  dass  diese  hin- 
wieder die  Getheilen  und  Nachbarn  von  ihrem  Platze  ver- 
drängten und  die  Letztem  dann  oft  in  eine  Zwischenstel- 
lung kanten  nach  den  Freunden  (Verwandten)  und  vor  dem 
Grundherrn. 

Nach  der  oben  S.  300.  mitgetheilten  Stelle  des  alten 
Hofrechts  von  Wald  erbten,  wenn  keine  Vater-  oder 
Muttermagen  da  waren , die  nächsten  Getheilen. 

Beispiele  eines  Erbrechts  der  Nachbarn  enthalten  fol- 
gende Stellen: 

Öffnung  von  Brütten  s.  d.  Vn<!  wer  herr!  das  ein 
harkomtnender  man  hie  sessc , in  disein  dinghof  vnd  der 
absturbe  an  liberheu  vnd  6 das  min  herr  vonEinsidlen 
erbti,  so  sol  & sin  ncchster  nachgepur  erben,  vnd 
wer,  herr  der  Richter!  das  iui  iwe  also  sessen,  das  die 
stössig  werind , so  sol  inan  messen  mit  einer  schnür  vnd 
weder  im  den  der  allernechst  ist,  der  sol  in  erben  vor  im- 
nem  herren  von  Einsidlen. 

Öffnung  von  Kloten.  Ilern  wcllcr  ouch  gen  Zürich 
an  das  frey  gotzhuss  gehört , stürbe  der  ab  also , dass  er 
kein  fründ  nit  hete , der  inn  von  Sibschafft  wegen 
erbte,  so  sol  Inn  doch  kein  herr  nit  erben,  vnd  sol 
inn  der  nechst  nach  ge  hur  erben,  der  an  dasselb  gotz- 
huss gehört. 

Öffnung  von  Wie  send  angen  von  1473.  Wäre  och. 
das  ain  gotzhus  tncnseh  von  tod  abgieng  vnd  de  ha  inen 
angebornen  fründ  verlicsz,  so  mag  vnd  sol  man  ein 
faden  an  des  abgegangnen  ntenschen  herberg  türnagel  bin- 
den vnd  den  stregken  an  des  nächsten  gotzhus  menschcn 
hus,  der  daby  wonet  vnd  seshaift  ist ; dersclb  gotzhus  inensch 
sol  vnd  mag  die  guter  erben  , die  der  abgestorben  inensch 
verlausscn  hat  vnd  sol  dann  die  gueter  von  ainem  herren 
von  petershusen  emphaheu  verzinsen  vud  vererschatzen. 
Wenn  och  ainer  also  ain  gotzhusgüt  emphahen , sol  er  das 
an  in  eruordren  vnd  ob  ain  her  ainen  lyhen  verseite ; So 
mag  ain  gotzhus  mcnsch  ain  iierlal  des  brslen  lantwin* 
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so  man  zn  Costcntz  oder  zü  Winterthur  schenkt , vngeuar- 
lich  ainem  Herren  von  petershnsen  vff  den  tisch  stellen 
vnd  sol  das  lehen  damit  emphaogen  haben. 

Item  wäre  oh  ain  gotzhnsinan  oder  froe  abgieng , das 
am  ainige  band  wäre,  so  erbt  ein  her  das  varend  guol 
gentzlich  vnd  gar. 

Nach  dem  Hausrodcl  von  Bubikon  erbten  zwar  auch 
schon  die  Seitenverwandten  der  Hörigen,  aber  nur  bis 
zum  vierten  Gliede.  Waren  keine  vorhanden  in  solcher  Nähe, 
so  trat  das  Erbrecht  des  Herrn  ungeschmälert  wieder  ein. 

Hausrodel  von  Bubikon  von  1483.  Zuo  dem  ein 
vnd  dryssgeston : das  die  kind  vatler  vnd  muotter  erben 
sollend,  vnd  deren  kindskind , vnd  ein  bruoder  ob  da  nit 
kind  werind  eiu  ander,  die  alle  des  huses  vorgenant  eigen 
werind  vnd  sölichs  erben  hestan  vnd  blibcn  biss  an  das 
vier  dt  glid,  vnd  denn  das  erben  also  nssgan;  vnd  wenn 
es  also  wyler  über  das  viert  glid  kompt , das  denn  dem- 
nach das  huss  vorgenant  des  huses  eigen  Hit  so  die  ab- 
sterbent  in  irem  vcrlassnen  guot , ligendcm  vnd  varen- 
dem  fallen  vnd  erben  mag,  vnd  dann  der  fal  vnd  lass 
zuo  gehören  sol. 

Nunmehr  wird  es  auch  leichter  sein,  die  wahre  Natur 
des  Falles  oder  Beslhauptes  zu  erkennen.  Dasselbe  war 
ursprünglich  nicht  so  fast  eine  Beschränkung  der  natürlichen 
Hechte  der  Erlien,  als  vielmehr  eine  Beschränkung  des  Erb- 
rechts des  Grundherrn , sowie  sich  das  Beeilt  der  natürlichen 
Erben  erweiterte.  Sein  Dasein  schon  zur  Zeit  des  fränki- 
schen Reiches312)  beweist,  dass  schon  damals  den  Kindern 
des  Hörigen  die  Erbschaft  des  Vaters  überlassen  wurde  und 
der  Herr  sich  mit  Einem  — gewöhnlich  dem  besten  — Stucke 
zufrieden  gab  : was  auch  ohnehin  schon  die  innere  Wahr- 
scheinlichkeit fiir  sich  hat.  Denn  so  lange  der  Herr  die 
ganze  Erbschaft  oder  auch  nur  die  Fahrhabe  Wegnahm, 
hatte  das  Besthaupt  keinen  Sinn.  Es  kam  daher  in  dieser 


312)  Siehe  die  von  Grimm  deutsche  Rechtsgeschichte  S.  365,  mifgcthril- 
t rn  Stellen.  G r i in  in  hat  überhaupt  für  die  (.ehre  von  dem  Falle  eine  grosse 
Anzahl  von  Stellen  gesammelt.  In  dein  Resultate  weicht  aber  Hie  obige  Auf- 
fassung von  der  setnigen  einiger  Massen  ab. 
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altern  Zeit  auch  nur  in  dem  Falle  vor,  wo  ein  Höriger 
Kinder  hintcrliess.  Diese  behielten  dann  die  Verlassenschaft 
gegen  Auslieferung  des  Besthauptes  an  den  Herrn,  welches 
so  gewisser  Massen  theils  als  Loskauf  (darum  freilich  nicht 
mit  dem  Ehrschatz  zu  verwechseln)  theils  als  Auerkennung 
seiner  Erbrechte  diente. 

Dafür  sprechen  wieder  die  beiden  Öffnungen  von  En- 
gelberg, nach  welchen  nur  die  Kinder  zum  Erbe  zugelas- 
sen werden. 

Erste  Öffnung  v on  E ng elbe r g : vnd  wa  vnsers  gotz- 
hus  man  stirhet  wer  den  dur  recht  erben  sol  vnd  des 
gotzhus  eigen  ist , der  sol  geben  das  beste  houpt , das  der 
inan  hatte  do  er  in  daz  tot  bette  kan , vnd  sin  gvwant  alles 
als  er  zü  kilchon  gieng , von  rechter  eigenschefte. 

Zweite  Öffnung  von  Engelberg.  Wenne  och  ein 
inan  stirbet , der  nüt  geteilt  het  von  sinen  kinden  vnd  kindt 
14t  du  dich  sint  (also  gerade  der  Fall,  wo  das  volle  Erb- 
recht des  Herrn  ausgeschlossen  ist)  so  sol  das  gotzhus  ze 
valle  neinen  das  best  houbt,  das  es  lat,  vnd  sollentsinii 
kindt  damit  ir  erb  enpfangen  han313). 

Als  sodann  das  Erbrecht  des  Grundherren  noch  weiter 
geschmälert  wurde,  so  wurde  auch  den  entferntem  Erben 
gegenüber  das  Fallrecht  des  Herrn  eingeführt.  So  erklärt 
cs  sich  vollkommen,  warum  sich  das  Besthaupt  nicht  bloss 
den  Kindern  gegenüber  erwähnt  findet.  Näheres  wird  sieb 
im  dritten  Buche  noch  ergeben  in  der  Lehre  von  der  Z«- 
sammcntheilung.  Hier  nur  noch  eine  darauf  bezügliche 
Stelle. 

Öffnung  von  Birmenstorf  von  (3)7.  Wa  ein  getz- 
hussman  stirbet,  der  git  das  beste  lebent  houbt , das  er  hat, 
ze  valle,  vnd  damit  hat  er  sin  erbe,  das  er  von  dem 
gotzhuss  hate,  sinen  rechten  erben  verschätzet.  — 
Stirpt  ouch  ein  gotzhusman  ane  liberben , wenne  von  des 
wegen  ein  val  dem  gotzhus  — gerichtet  wirt,  so  sollen 


313)  Vgl.  d.,imt  llrlt.  v.  312.  bei  Gr, mm  S.  365,  ,,opltmum  ,«mr • - 
lum  mm  vestitu  supcriori  rccUsia  habcbil,  et  fiUus  i/us  (inorlai)  herct  ktibat 

trit.” 
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sin  nechsten  erben,  die  genoss  sint,  ligendes  vnd 
varendes  gnot  erben,  das  er  gelassen  hat. 

Von  Anfang  an  war  der  Besthaupt  ein  sicheres  Zeichen 
der  Hörigkeit,  eben  weil  es  mit  dem  Erbrechte  des  Grund- 
oder Leibherrn  in  die  Fahrhabe  zusammenhing.  In  der  spä- 
tem Zeit  ist  aber  das  nicht  mehr  durchgängig  der  Fall, 
indem  das  Fallrecht  nunmehr  hh'ufig  an  den  abgeleiteten  Grund- 
besitz geknüpft  wurde  und  von  jedem  — auch  dem  freien 
— Besitzer  desselben  gefordert  wurde.  Es  konnte  somit 
nicht  bloss  fällige  Leute , sondern  auch  fällige  Güter  geben. 
Als  daher  im  Jahr  1324  dem  Kloster  Selnau  eine  Schupposc 
von  Seite  der  Abtei  Zürich  verliehen  wurde , fand  die  Ver- 
abredung Statt,  dass  bei  jedem  Todesfälle  einer  Aebtissinn 
von  Selnau  der  Abtei  Zürich  ein  Pfd.  Pfenning  „ ze  falle  ” 
gegeben  werden  solle JU).  Ebenso  war  der  Abt  von 
Muri  der  Abtei  Zürich  in  Folge  abgeleiteten  Grundbe- 
sitzes einen  Fall  von  einem  Miilt  Kernen  schuldig,  wenn 
er  verstarb  3,s). 

Zum  Schlüsse  mögen  noch  einige  Stellen  Uber  die  Art, 
wie  der  Fall  bezogen  wurde,  folgen. 

Öffnung  von  Lauffen  s.  d.  Von  der  väll  wegen. 
Wenn  da  ein  man  von  tods  wegen  abgAt,  sol  ainem  Bi- 
seboff  ze  honptval  werden  daz  best  boupt , daz  derselb 
man  nach  tod  vnder  sin  ein  vyh  denn  gelassen  hat.  So  sol 
ainem  keile r werden  der  best  mantel  vnd  daz  gewand , da/, 
er  denn  an  hochzitlichen  tagen  ze  kilchen  vnder  sinem  mantel 
getragen  haut  vnd  alli  die  geschliffni  wallen , die  er  nach 
tod  lit,  vntz  an  ainen  gerter,  den  sol  er  der  frowen  lassen, 
das  si  stubcnhollz  damit  how.  Wer  aber  daz  er  vnberaten 
San  nach  tod  licss  , den  sond  die  wallen  heliben.  ald  wer 
die  frow  ains  Suns  schwanger,  so  der  man  abgieng,  als 
bald  denn  daz  kind  geborn  wirt  vnd  die  vier  wend  gesech , 
so  sollen  Im  ouch  die  wallen  beliben. 


3f  4)  F r a ti  m ü o 5 1 e r 4 m t II.  193. 

315)  F ra  umiin  ateramt  II.  543.  Urk.  r.  1377.  Oben  ($.  24.  S.  247.)  ha- 
ben wir  auch  gesehn  , dass  der  Meyer  von  Knon.su  noch  tu  einer  Zeit  das 
Besthaupl  geben  musste,  als  er  gewiss  nicht  mehr  für  einen  Hörigen  gelten 
honnte. 
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Es  sol  ouch  ainein  vors t er  von  ainein  man  ze  val  wer- 
den die  best  kapp,  das  best  gürlel  gewand  mit  täscben  vnd 
mit  messer  als  er  es  denn  getragen  bat  vngeuarbeh  II  bösen 
II  schuocb  ald  II  stiuel , weders  er  denn  nach  tod  gelassen 
hat. 

Weun  ouch  aiu  frow  von  tod  abgat;  so  sol  ainein  Bi- 
se hoff  zc  val  werden  das  best  bett,  das  si  denn  tod  14t, 
an  die  obern  zicch,  vnd  ainein  keil  er  das  best  obergewand 
vnd  vndergewand  , als  si  an  hochzitlichen  tagen  ze  kilchen 
gilt,  yettweder  gewand  ains,  vnd  das  best  honptnoch  daz 
si  denn  nach  tod  14t.  darzuo  wirt  ainein  vorster  von  ainer 
frowen  zc  val  II  schuoch  I hüll , ob  si  ain  bullen  gehept 
hat , vnd  die  giirtel  vnd  das  giirlelgewand  als  si  es  denn 
getragen  bät,  vsgenonimen  die  Schlüssel. 

G4t  ouch  ain  frow  ab,  das  si  ainen  inan  nach  tod  14t  vnd 
nit  vnberauten  tochtern  , so  sol  das  bett  dem  man  hliben , 
(es  wird  also  dein  Herrn  vorläufig  entzogen)  vntz  das  er 
ain  ander  wyb  geniinet.  vnd  sol  denn  ainein  Bischoff  wer- 
den Jl8).  Niinpt  aber  er  dchain  ander  wyb , so  sol  im  daz 
bett  behben  vntz  an  sinen  tod , vnd  sol  denn  darnach  aber 
an  ainen  Bischof  vailen.  L4t  aber  ain  frow  vnberaten  toch- 
tran  nach  ir  tod,  den  sol  der  val  gentzlich  beliben. 

Wenn  ouch  hofborig  lüt  den  val  losen  wend,  den  sol 
man  men  V fi.  nehcr  geben  denn  andern  lüten. 

Öffnung  von  Meilen  s.  d.  Wele  och  abstirbel  nfl  des 
gotzhus  guol  von  Zürich , von  dem  sol  min  her  nemeu  daz 
beste  hopt  daz  er  hatt  lebentz  vnd  hat  er  anders  nit , so  sol 
er  neinen  den  bann  uff  dein  sedcl  oder  die  katzen  bi  dem 
ftir , ob  er  vvil. 

Öffnung  von  Rüschlikon  s.  d.  Wer  och  der  ist, 
der  hinder  ininen  herren  mit  husrochi  sesshaft  ist,  g4t  der 
ab  von  todes  wegen  , der  sol  minen  herren  ein  val  geben 
ist  daz  er  ficli  hat , so  git  er  daz  best  hopt  mit  gespaltem 
fuess.  Hat  er  aber  nit  fiches , so  git  er  daz  best  gewanl, 
so  er  hat,  als  er  ze  kilchen  vnd  ze  markt  gat.  Wer  aber 
vH'  den  guctern  nit  sitzt , gat  der  ab  von  todes  wegen  , so 


316)  Da*  druckt  nut  alte  Öffnung  ton  Andelfingen  s.  d.  so  aus; 
, War  och  da»  er  ein  frowen  natn  l»r  lebendem  lib , wenn  man  ins  denn  die 
frowen  ze  dar  vordren  hir  in  faorti , so  sol  inan  das  bett  zc  der  hmdren  tu« 
ts  tiNgen  vnd  niil  J.” 
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oit  er  minen  herren  7.e  fal  so  vil  als  er  linnen  herren  von 
sinen  guctern  zins  git  vnd  hat  sich  gericht  mit  sinein  herren. 

Öffnung  von  ßriitten  s.  d.  ,,Herr!  dieselben  feil  die 
staud  ouch  atso  : Ists  das  ein  man  Vech  hett , das  so  man 
myneu  herren  oder  synen  Aniptlüten  fürschlachen , die  sond 
vngefarlich  neuen  vnbegriflen , nach  den  Ougen  tveders  sy 
vrellent , das  best  oder  das  schwechst , vnd  was  er  benamset 
ze  «einen»  das  soll  er  neuen  vnd  sol  nit  hindersich  griffen, 
ob  er  ein  bessers  seeli  vnd  des  armen  manes  Erben 
damit  gefelet  han.  Wcrc  aber,  herr!  das  sy  vtz  ver- 
seitind,  oder  hinder  sich  hiibint,  so  ist  die  nachfrag  mynes 
herren  von  cmsidlen.  Wer  aber  das  min  herr  vt  erfragete, 
das  ist  inines  herren  ouc  gnad.  Wcnd  das  die  Erben  lösen  , 
so  sol  man  Inen  es  V jj . den.  necher  ze  lösen  geben , dann 
es  vff  dem  inerckt  gulti.”  Ist  kein  Vieh  da  , so  wird  auch  hier 
das  beste  Gewand  genommen  nvnd  sol  min  herr  von  Ein- 
«idlen  keiner  Erbschaft  nit  fürbass  nachfragen.” 
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Von  der  Bruulscheti  Neuerung  bis  zur  Feststellung  der 
Reformation.  Vom  Jahr  1336  bis  i63t. 


$.  1.  Historische  Einleitung. 

ln  dem  tragischen  Kampfe  der  Hohenstaufischen  Kaiser 
mit  dem  Papstthume  war  die  alte  kaiserliche  Macht  in  ihren 
Grundfesten  erschüttert  worden.  Sie  vermochte  sich  nach- 
her nie  wieder  zu  heben.  Die  allgemeine  Richtung  der  Zeit 
ging  auf  Abtrennung  einzelner  kleinerer  Staaten  von  dem 
römisch  deutschen  Reiche;  und  die  Kaiser  selbst,  diesem 
Zuge  folgend,  waren  mehr  auf  die  Gründung  und  Feststel- 
lung einer  eigentümlichen  Hausmacht  als  auf  die  Erhaltung 
der  Einheit  des  Reiches  bedacht.  Ein  Bestreben,  das  für 
die  Habsburger  den  grössten  Erfolg  hatte. 

Die  Krcuzziigc,  in  welchen  das  Abendland  sich  mit  dem 
Morgenlande,  das  Christentum  sich  mit  dem  Muselthume 
mass,  bereiteten  in  doppelter  Weise  eine  neue  Zeit  vor, 
indem  sie  zugleich  viele  Kräfte  des  Mittelalters  aufzebrten 
und  in  die  Zerstörung  die  Keime  eines  neuen  Lebens  über- 
trugen. 

Die  schweizerische  Eidgenossenschaft  hat  sich  vorzüg- 
lich im  Kampfe  mit  der  österreichischen  Hausmacht  ausge- 
bildct.  Gerade  in  den  Erblanden  des  Habsburgischen  Ge- 
schlechtes wurde  derselbe  für  dieses  am  unglücklichsten  ge- 
führt. Die  Landeshoheit  der  Grafen  von  Habsburg  in  den 
Bergländern  war  noch  nicht  entwickelt;  aber  die  Anfänge 
dazu  waren  vorhanden , und  hätten  die  Fürsten  ein  kluges 
und  mildes  Verfahren  beobachtet,  so  wäre  sic,  wie  überall 
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sonst,  allmäfalig  anerkannt  worden.  Aber  die  hochmiithige 
Gewalt  wurde  von  dem,  wenn  auch  rohen,  doch  kräftigen 
und  entschlossenen  Bergvolke  zuriickgcstossen. 

Es  gelang  den  Herzogen  von  Oestreich  nicht  nur  nicht, 
die  von  ihnen  angesprochene  Landgrafschaft  in  diesem  Ge- 
biete  zu  befestigen.  Der  Widerstand  breitete  sich  aus.  Wer 
ihrer  Herrschaft  in  der  weiten  Umgegend  noch  nicht  unter- 
worfen war  und  wer  sich  derselben  zu  entziehen  suchte, 
schloss  sich  an  das  tapfere  Bergvolk  an ; und  bald  sahen  sich 
die  Habsburgischen  Fürsten  selbst  in  ihren  Stammgiitern  an- 
gegriffen. Sie  verloren  allmählig  alle  ihre  ausgedehnten  Graf- 
und  Herrschaften  auf  dem  Gebiete  der  gegenwärtigen  Schweiz. 

Die  Reichsstadt  Zürich  hatte  sich  schon  frühe  mit  den 
Eidgenossen  in  Bündnisse  eingelassen.  Die  den  Geschlech- 
tern ungünstige  Verfassungsänderung  des  Jahres  1336  brachte 
sie  jenen  noch  weit  näher , indem  sich  die  vertriebenen  Ge- 
schlechter, wie  die  Aristokratie  des  Landes  überhaupt,  mehr 
an  das  österreichische  Fiirsteuthuin  anschlossen.  Zwar  wankte 
die  Stadt  noch  mehrmals  zwischen  den  Eidgenossen  und 
Oesterreich , je  nachdem  die  eidgenössischen  oder  Österreichi- 
schen Interessen  ihr  oder  vielmehr  den  städtischen  Parteien 
und  Führern  näher  zu  liegen  schienen.  Aber  die  eidgenös- 
sische Richtung  erhielt  doch  auf  die  Dauer  die  Oberhand. 

Die  Landschaft,  welche  zu  Anfang  dieser  Periode  noch 
grossenllieils  österreichisch  war,  wurde  während  derselben 
auch  von  dieser  Herrschaft  abgelöst.  Und  die  Stadt  be- 
nutzte die  jeweiligen  Unfälle  der  Oesterreicher  klüglich , um 
ihr  Gebiet  zu  erweitern.  Sie  brachte  eine  bedeutende  Zahl 
von  Herrschaften  selten  durch  Eroberung,  gewöhnlich  durch 
Vertrag  in  ihre  Gewalt.  Besonders  während  des  fünfzehn- 
ten Jahrhunderts  gelang  es  ihr,  sehr  umfassende  Erwer- 
bungen zu  machen , unter  denen  der  in  Form  einer  Ver- 
pfandung geschehene  Ankauf  der  österreichischen  Grafschaft 
Kyburg  vorzüglich  zu  nennen  ist. 

Die  ganze  spätere  eidgenössische  Entwickelung  war  über- 
haupt dem  Adel  in  der  Schweiz  verderblich.  Der  hohe  Adel 
verlor  nach  und  nach  seine  Gebiete,  indem  die  fürstlichen 
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und  gräflichen  Rechte  an  diesen  Landesthcilen  bald  auf  ein- 
zelne schweizerische  Städte,  bald  in  Gestalt  gemeiner  Herr- 
schaften auf  mehrere  eidgenössische  Stände  übergingen.  Der 
niedere  Adel  wurde  entweder  ganz  vertrieben  und  ausge- 
ruttet , oder  gezwungen , in  das  Riirgerrccbt  der  Städte  sich 
aufnehmen  zu  lassen.  Und  so  verlor  er  schon  in  dieser  Pe- 
riode alle  wahre  Bedeutung.  Er  konnte  sich  vor  andern 
Bürgern  höchstens  noch  dadurch  auszcichnen , dass  eine  An- 
zahl niederer  ßerichtsherrlicbkeiten  auf  deui  Lande  einzel- 
nen adclicheu  Familien  erblich  zugehörten.  Manche  der- 
selben gingen  aber  auch  auf  bürgerliche  Familien  über,  und 
die  höchsten  städtischen  Aeinter,  ■ mit  welchen  weit  grössere 
Macht  verbunden  war,  waren  angesehenen  Bürgern  ebenso 
zugänglich  als  Adelichcn. 

Die  Bündnisse  der  Eidgenossen  fielen  bereits  in  eine  Zeit, 
in  welcher  die  Centralkrait  des  deutschen  Reiches  sehr  ge- 
schwächt war,  und  so  nahmen  dieselben,  wenn  sie  sich 
gleich  noch  lange  als  Glied  des  römischen  Reiches  deutscher 
Nation  betrachteten,  doch  schon  frühe  eine  faktisch  ziem- 
lich unabhängige  Stellung  ein.  Die  allmählige  Lostrennung 
vom  Reiche  wurde  theils  durch  die  Lage  der  Schweiz  an 
der  äussersteu  Grenze  Deutschlands,  Italiens  und  Frankreichs 
theils  dadurch  begünstigt,  dass  sic  öfters  im  Kriege  waren, 
besonders  mit  dem  österreichischen  Kaiserhause,  und  so  den 
Kaiser  selbst  zuweilen  als  ihren  Feind  betrachten  lernten. 

Als  Maximilian  I.  (1493  — 1519)  durch  Einführung  eines 
höchsten  Gerichtshofes,  des  sogenannten  Reichskainmerge- 
richtes  und  ähnliche  allgemeine  Rcichsordnuugen  das  zerfal- 
lende Reich  wieder  fester  zusanunenzubinden  versuchte,  war 
dieser  Versuch  für  die  Schweiz  schon  zu  spät.  Gerade 
weil  man,  was  schon  faktisch  nicht  mehr  recht  zusammeii- 
passte,  wieder  vereinigen  wollte,  trat  die  Absonderung  desto 
deutlicher  hervor.  Die  Eidgenossen  weigerten  sich  beharr- 
lich und  mit  Erfolg,  das  Reichskammergericht  auch  für  sieh 
anzuerkennen.  Wenn  daher  die  Lostrennung  der  Schweiz 
von  Deutschland  erst  durch  den  westphälischen  Frieden  im 
Jahr  lo4S  vollständig  im  europäischen  Staatensysteme  atier- 


Digitized  by  Google 


Historische  Einleitung.  319 

kannt  wurde,  so  war  der  bedeutendste  Schritt  dazu  doch 
schon  anderthalb  Jahrhunderte  früher  geschehen. 

Diese  Lostrennung  hatte  auch  für  die  Rechtsentwicklung 
die  grössten  Folgen.  Man  schlägt  gewöhnlich  den  Einfluss, 
den  das  Reichskaromergericht  zu  Gunsten  der  Herrschaft 
des  römischen  Rechtes  in  Deutschland  geäussert  hat,  viel 
zu  gering  an.  Zwar  ist  es  unläugbar,  dass  schon  vorher 
auf  verschiedenem  Wege  und  in  verschiedener  Weise  römi- 
sches Recht  in  Deutschland  eingedrungen  ist  und  sich  daseihst 
gelten  gemacht  hat.  Aber  diese  umfassende  Gesetzesauto- 
rität des  gesammten  Corpus  Juris  und  diese  Zurückdrängung 
und  Verkennung  des  einheimischen  Rechtsstoffes  gerade  von 
Seite  der  höchsten  Gerichte  ist  doch  wohl  grosscntheils  dem 
Reichskam mer gerichte  zuzus chreiben . 

Eben  desshalb  ist  auch  die  Schweiz,  welche  den  frü- 
hem Einflüssen  des  römischen  Rechtes  kaum  viel  weniger 
ausgesetzt  war  als  Süddeutschland  überhaupt,  von  dieser 
direkten  und  zum  Thcil  auch  pedantischen  Herrschaft  eines 
fremden  Gesetzbuches  frei  geblieben,  weil  ihr  dasselbe  nicht 
von  dem  obersten  Reichsgerichte  aufgezwungen  wurde. 

Den  Schluss  dieser  Periode  und  so  auch  den  Uebergang 
zu  den  folgenden  der  neuern  Zeit  bildet  das  grosse  Drama 
der  Reformation.  Es  ist  merkwürdig,  djss  die  grösste  Ge- 
fahr, welche  die  Hierarchie  der  Kirche  erlebt  hat,  ihr  nicht 
von  Seite  der  höchsten  weltlichen  Macht  her  kam,  sondern 
aus  ihrem  eigenen  Schosse  erstand.  Niedrig  gestellte  Mönche 
und  Pfarrer  waren  es,  deren  gewaltiges  Wort  das  Papst- 
thum fiir  immer  erschütterte.  Ein  charakteristisches  Zei- 
chen der  neuern  Zeit,  in  welcher  so  viele  Bewegungen  so- 
wohl in  allen  Richtungen  menschlichen  Wissens  und  mensch- 
licher Kunst  als  in  dem  Staatslcben  von  unten  her  erzeugt 
und  gefordert  wurden. 

Die  schweizerische  Reformation  ging  von  Zürich  aus, 
woselbst  Zwingli  lehrte.  Durch  dieselbe  wurde  der  bis- 
herige kirchliche  Organismus  gänzlich  iimgewandclt,  und 
das  Verhältniss  der  Kirche  zum  Staat  geändert.  Die  Klö- 
ster wurden  aufgehoben  und  ihr  Vermögen  in  die  Verwal- 
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tung  des  Staates  genommen.  Insbesondere  gingen  auch  die 
Hoheits-  und  Herrschaftsreclite  der  Klöster  in  Folge  der 
Reformation  auf  den  Staat  über. 

Noch  inehr  Einfluss  äussertc  aber  die  Reformation  auf 
die  Standesverhältnissc.  Es  war  durch  sie  in  der  That  das 
gan7.e  System  des  Mittelalters  in  weltlicher  nicht  weniger 
als  in  religiöser  Hinsicht  in  Frage  gestellt  worden.  Das 
Princip  der  individuellen  Freiheit  durchbrach  die  alten  For- 
men einer  organischen  und  corporativen  Gliederung.  Die 
grosse  Bewegung  thcilte  sich  auch  den  niedersten  Ständen 
mit  und  die  verbreitete  Lehre  von  religiöser  Freiheit  weckte 
in  ihnen  Ansprüche  auf  höhere  persönliche  Rechte.  In  den 
Bauernaufständen,  die  sich  hier  zeigten  wie  in  Deutschland , 
wurden  alle  Lasten  des  Grundbesitzes  und  der  Hörigkeit 
bestritten,  und  auch  dabei  die  Acusserungen  der  Bibel,  als 
der  Grundquelle  aller  Wahrheit,  vielfach  benutzt.  Die  Hö- 
rigkeit erhielt  damals  schon  auf  dem  zürcherischen  Gebiete 
die  grössten  Stösse  und  verschwand  bald  grösstcntheils.  Man 
war  froh , die  ökonomischen  Gefälle , welche  auf  dein  Bo- 
den hafteten,  noch  aufrecht  erhalten  zu  können. 

Die  unglückliche  Schlacht  bei  Kappel , in  der  Zwingli , 
welcher  vielleicht  grössere  Anlagen  noch  zum  Staatsmanne 
hatte  als  zum  Theologen,  sein  Leben  verlor,  setzte  der 
weitern  Verbreitung  der  Reformation  und  den  kriegerischen 
Unternehmungen  der  Stadt  überhaupt  ein  Ziel.  Das  Ver- 
hältniss  zu  der  Landschaft,  welche  der  Stadt  und  dem  neuen 
Glauben  in  der  Noth  treu  blieb,  wurde  durch  den  Kappe- 
lerbrief  auf  eine  jener  günstige  und  milde  Weise  dauernd 
festgestellt.  Und  so  schliessen  wir  denn  diese  Periode  ain 
besten  mit  diesem  wichtigen  Akte. 

5-  2.  Die  Brunische  Neuerung. 

Die  von  dem  Ritter  Rudolf  Brun , einem  angesehenen  Ge- 
schlechter, geleitete  städtische  Neuerung  (so  wird  sie  von 
dem  sogenannten  geschworenen  Briefe  ')  selber  genannt) 

1)  Der  »nie  Sclmorbrief  ju  Ulm  ul  eoin  Jahr  1345.  Jager  S.  235. 
Er  ging  ebrnfalli  aus  Streitigkeiten  der  Stande  bereor.  Die  bette  auf  L’rkea- 
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griff  in  die  Verfassung  der  Stadt  tief  ein  und  hatte  dauernde 
Veränderungen  zur  Folge.  Die  Verfassung,  welche  durch- 
aus als  das  Werk  Bruns  anzusehen  ist,  wird  aus  der  Ur- 
kunde , welche  darüber  aufgestellt  und  beschworen  wurde , 
dem  sogenannten  geschworenen  Briefe  völlig  deutlich.  We- 
niger die  innere  Bedeutung  der  Umänderung. 

Der  geschworene  Brief  fuhrt  zwar  auch  die  Gründe  an, 
welche  die  Gemeinde  bewogen  haben,  das  alte  Regiment 
abzuschaffen  und  ein  neues  einzufiihren.  Als  solche  werden 
angegeben  wilkührliche  Rechtsverzögerung  und  Rechtsver- 
weigerung, übermüthige  Behandlung  der  armen  Leute,  Ver- 
schwendung des  Stadtvermögens , Uber  welches  keine  Rech- 
nung abgelegt  werde.  Vergleicht  man  aber  die  neue  Ver- 
fassung mit  der  alten  und  beachtet  die  ungefähr  gleichzeiti- 
gen ganz  analogen  Erscheinungen  in  sehr  vielen  Städten 
Deutschlands,  so  wird  man  bald  gewahr,  dass  nur  die  äus- 
sern  Vorwände  und  Anhaltspunkte  in  der  Urkunde  bezeichnet 
werden,  nicht  aber  die  innere  Richtung,  welche  gerade  eine 
solche  und  nicht  eine  andere  Verfassungsänderung  bervorrief. 

Der  Gegensatz  zwischen  den  Geschlechtern , die  al- 
lein des  Regimentes  fähig  waren , und  der  Handwerker  und 
aller  andern,  die  nicht  zu  jenen  erstem  gehörten,  hatte  sich 
im  Verlaufe  der  Zeit  innerlich  sehr  verändert.  Die  frühere 
Hörigkeit  der  Handwerker  vertrug  sich  mit  dem  Aufleben 
der  Städte  nicht  und  verminderte  sich  daher  allinählig  sehr. 
Der  Wohlstand  des  gemeinen  Mannes  nahm  durch  Ausübung 
von  Handel  und  Gewerben  zu  und  mit  diesem  erhoben  sich 
auch  seine  Ansprüche.  An  den  zahlreichen  Fehden  der  Stadt 
mussten  sie  Theil  nehmen  nicht  weniger  als  die  Geschlech- 
ter. Sie  zogen  mit  dem  gemeinen  Banner  der  Stadt  zu  Feld 
und  halfen  die  nöthigen  Gelder  herbeischaffen.  Auf  der  an- 
dern Seite  verminderten  sich  die  Geschlechter  in  Zahl  und 
Bedeutung. 

den  gegründete  Darstellung  der  Bremischen  SlaaUvrrauderung  in  ZUrich  ist  in 
neuester  Zeit  von  J.  J.  Hottinger  erschienen  im  schweizerischen  Mu- 
seum für  historische  Wissenschaften,  h erausgegeben  von  Gerlach, 
Hottinger  und  Wackernagel.  Frauenfeld  1837.  I.  5.  37.  ff. 

RhmtsehU  Rerlilignehifh'»  2 1 
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Es  war  daher  eine  naturgemässc  Forderung  der  erstem, 
dass  sic  den  letztem,  denen  sie  nunmehr  im  Leben  näher 
standen  als  früher,  auch  in  der  Verfassung  näher  gestellt 
werden.  Und  das  erlangten  sie  nun  eben  durch  die  Rru- 
nischc  Verfassungsänderung  des  Jahres  1336  3). 

Diese  innern  Kämpfe  der  Gemeine  mit  den  Geschlech 
tern  zeigen  sich  in  sehr  vielen  deutschen  Städten  zu  glei- 
cher Zeit  in  ähnlicher  Form.  Durchgängig  erlagen  die  Ge- 


2)  Oer  geschworene  Brief  ist  datirt  Dienstag  vor  Sant  Maria  Magda- 
lenatag.  Die  spalern  Chronik-  und  Geschichtschreiber  setzen  die  Brnuische 
Revolution  in  den  Frllhling  des  Jahres  1335  und  lassen  die  alten  Räthe  damals 
schon  vertrieben  werden.  Joh.  v.  Müller  behauptet  sogar  (eidgen.  Gescb. 
II.  149.),  Brun  werde  im  Jahr  1335  schon  Bürgermeister  genannt.  Dagegen 
führt  nun  Kopp  (Urkunden  u.  s.  f.  S.  1S8.)  eine  Urk.  an,  in  welcher  noch 
am  20.  Jenner  1336  XII  Käthe  der  alten  Ordnung  Vorkommen.  Er  setzt 
desshalb  die  Umwälzung  auf  Pfingsten  1336.  Ich  kann  der  ersten  Meinung 
überall  nicht,  der  zweiten  nur  mit  einer  Modification  zustimmen.  Die  Ver- 
fassungsänderung fällt  sicher  erst  in’s  Jahr  1336  und  Müller  hat  jedenfalls  sich 
geirrt , wenn  er  schon  vorher  einen  Bürgermeister  zu  finden  geglaubt  hat. 
Aber  die  Aufregung  und  der  Anstoss  zu  der  Verfassungsänderung  ist  schon  im 
Jahr  1335  zu  suchen.  Darüber  gibt  eine  Ralhserkenntniaa  Aufschluss , welche 
unter  den  Herbstrathen  des  Jahres  1335  erlassen  wurde.  (MS.  65.  S.  25.  a.) 
„Anno  dom.  1335  sub  consulibus  auetunipnnlibus.  Der  Rat  vnd  die  bürgere 
Zürich  sint  gemeinlich  überein  komm,  durch  das  vnser  Slat  geriebte  beide 
armen  vnd  riehen  vor  dem  vogte  dem  schultheissen  vor  andeVn  richten  Zürich 
gefürdert  werde , das  die  fürsprechen  vntz  her  vaste  gesrniet  vnd  gehindert 
hant,  das  die  XXXVI.  der  Rctcn  Zürich  .voran  vnd  dar  zuo  der 
bnrger  so  vil  so  den  Rat  gnot  drehte,  gesworn  hant  gelerte  eidc  ze  den 
heiligen,  vnd  fürbas  heissen  svln  swerren  sweu  ein  Rat  dvnket,  daz  es  not 
dürftig  si , das  man  hinan  ze  der  nächsten  sant  walpurg  tult  vnd  von  dan 
nen  hin  die  neclislen  fünf  Jar  weder  von  frouwen  noch  von  man  von  Cri- 
slan  noch  von  Juden  vou  bürgern  noch  von  gesten  noch  von  nielnau  eakeme 
miete  nemen  noch  nainzen  svln  noch  mielewan , durch  daz  ieinan  des  andern 
rete  tuo.”  Damals  galt  die  alte  Verfassung  noch  und  schien  noch  auf  Dauer 
Anspruch  zu  machen.  Aber  wenn  man  die  von  dem  alteu  Käthe  selbst  znge- 
gebenen  Missbrauche  in  der  Rechtspflege  und  die  ausserordentliche  Massregel, 
sie  zu  beseitigen  , vergleicht  mit  dem  Eingang  des  geschworenen  Briefes , so 
kann  man  einen  innern  Zusammenhang  nicht  verkennen , und  wird  zugeben 
müssen,  dass  schon  iin  Jahr  133a  die  nämlichen  Klagen  sehr  lebhaft  laut  ge- 
worden, welche  bei  der  Verfassungsänderung  von  1336  neuerdings  hervortra- 
ten. Ulrich  Krieg  in  seiner  alten  Chronik  setzt  den  Brumscben  Aufruhr 
richtig  in  s Jahr  1336  „an  dem  sibenden  tag  bracbotz”  MS.  der  Stadtbiblio- 
thek  S.  12.  b.  Hottin  ger  a.  a.  O.  S.  45.  folgt  der  koppischen  Ansicht, 
hat  aber  die  eben  mitgelheille  Rathserkenntmss  von  1335  nicht  gekannt. 
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schlechter  dein  aufstrebenden  Elemente  der  gewerbetreiben' 
den  Bürger.  Im  Einzelnen  aber  unterscheiden  sich  diese 
Verfassungsänderungen  wieder  sehr,  je  nachdem  der  Wi- 
derstand stärker  oder  geringer  war.  Während  aus  einzel- 
nen Städten  die  Geschlechter  ganz  vertrieben  wurden,  theil- 
ten  sie  sich  in  andern  mit  den  Zünften  in  das  Regiment.  In 
dritten  vermischten  sie  sich  mit  der  Gemeine  zu  einer  Masse. 

In  Zürich  wurde  von  Brun,  der,  selber  ein  Geschlechter, 
unmöglich  daran  denken  konnte,  alle  seine  Standesgenossen 
zu  entfernen,  der  zweite  Weg  cingcschlagcn. 

Die  ganze  Bürgerschaft  der  Stadt  wurde  nunmehr  in  zwei 
Hauptklassen  verthcilt  I)  dicConstafel  II)  die  Zünfte. 

I.  In  die  Constafel 3)  gehören  alle  Ritter  undEdctyppJe, 
alle  Burger,  die  von  ihren  Renten  leben,  die  Kaufiepte, 
Gewandschneider  (die  später  sogenannten  Tuchherren,  nicht 
zu  verwechseln  mit  den  Schneidern,  die  als  Handwerk  zu 
einer  Zunft  gehören),  Wechsler,  Goldschmidc  und  Salzleute. 
Diese  alle  werden  als  Burger  im  engem  Sinne  den  Hand- 
werkern entgegengesetzt  und  fallen  mit  der  freien  Bürger- 
gemeinde  vor  der  Revolution  wohl  zusammen.  Alle  alten 
rathsfähigen  Geschlechter  gehören  zur  Constafel,  gesetzt 
auch,  es  sollten  nicht  alle  Bürger,  die  in  der  Constafel  ein- 
geschrieben waren , früher  rathsfähig  gewesen  sein.  Aus 
ihr  werden  auch  später  noch  alle  Räthe  gewählt.  Der  Bür- 
germeister selbst  steht  vornämlich  dieser  Abtheilung  vor 
und  das  Banner  der  Stadt  gehört  ebenfalls  ihr  zu. 

II.  Dieser  Constafel  gegenüber  stehen  die  13  Zünfte  der 
Handwerker,  abgcthcilt  nach  den  einzelnen  Berufskreisen. 
Der  geschworene  Brief  zählt  sic  folgendermasscn  auf : 1)  Krä- 
mer; 2)  Tuchscherer,  Schneider  und  Kürschner;  3)  Wein- 
schenken, Weinrufer,  Winzer,  Sattler,  Maler  und  Unter- 
käufer (Mäkler);  4)  Becker  und  Müller;  5)  Wollenwebcr, 
Wollenschlager,  Grautucher  und  Ilutmachcr;  6)  Leinewe- 
ber, Leinwater  und  Bleicher;  7)  Schmide,  Schwertfeger, 

3)  Constafel  verkürzt  aus  roinites  slabuli.  Regt  non.  Chron*  ad.  a. 
$0T.  bei  P e r t z I.  564.  „ Burcliardum  comitem  slabuli  sui , quod  corrupt 0 

eonttabulum  appellainas,“ 
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Kannengiesser , Glockcngicsser,  Spengler,  Waffenschmide , 
Schärer  und  Bader;  8)  Gerber,  Weisslederer  und  Perga- 
menter ; 9)  Metzger,  Viehkäufer  und  Viehtreiber ; 10)  Schuh- 
macher; 11)  Zimmerleute,  Maurer,  Wagner,  Drechsler, 
Holzkäufer,  Fassbinder  und  Rebleute;  12)  Fischer,  Schif- 
leute, Karrer,  Seiler,  Träger;  13)  Gärtner,  Ochler  und 
Grempler. 

Zwei  Handwerke , das  der  Kammacher  und  das  der 
„Vffbisewer”  (?Tschudi  hat  Aufbrosener) , bildeten  zwar  Ge- 
sellschaften aber  keine  Zunft , und  mussten  dem  Bürgermei- 
ster und  dem  Stadtbanner  warten.  Sie  verblieben  somit  so 
ziemlich  in  derselben  Lage,  in  welcher  früher  alle  Hand- 
wierksinnungen  gewesen  waren.  Denn  ungeachtet  sie  mit  dem 
Banrt'cr  der  Stadt  auszogen , so  gehörten  sie  doch  nicht  als 
gleichberechtigte  Bürger  zur  Constafel. 

An  der  Spitze  jeder  Zunft  steht  ein  Zunftmeister,  wel- 
cher je  auf  ein  halbes  Jahr  gewählt  wird,  die  Zunft  im 
Rathc  vertritt  und  zugleich  die  Zunftgenossen  im  Kriege 
anfuhrt  ')•  Wenn  die  Constafel  der  Stadt  Banner  trägt,  so 
hat  hinwieder  jede  Zunft  ihr  besonderes  Zunftpanner  für  sich. 

Jede  Zunft  ist  auch  in  mancher  Hinsicht  wieder  ein  Ge- 
meinwesen für  sich,  und  hat  ihre  eigene  Rechtspflege  für 
Handwerksstreitigkeiten.  Sie  wählt  nämlich  ausser  dem  Zunft- 
meister noch  sechs  Männer,  die  sogenannten  Sechser*), 
welche  mit  jenem  die  Angelegenheiten  der  Zunft  besorgen, 
je  auf  ein  halbes  Jahr.  Vor  ihnen  geschieht  die  Mcister- 
annahme.  Und  sie  schlichten  die  Händel  zwischen  den  Mei- 
stern, Gesellen  und  Lehrknaben  der  Zunft  in  Minne  oder 


4)  Daher  wird  in  den  Zunftordnungen  der  Schinide  und  Becker  vorn  Jahr 
1336  dem  Zunftmeister  zur  Pflicht  gemacht,  die  Harnische  der  Znnftgenossen 
zu  beschauen  und  über  gehörige  Bewaffnung  zu  wachen.  Damit  ist  eine  Raths* 
erkenntniss  wahrscheinlich  von  1336  I»1S.  65.  S.  58.  a.  zu  verbinden:  „sweler 
cunftbruoder  siuein  Zunftmeister  nicht  wolle  gehorsam  sin  mit  wachte  oder 
mit  andern  dingen  so  er  im  gehütet  toi»  der  zUofte  notdurfl  wegen  , der  buesset 
V 0.  der  Zünfte." 

5)  U r k.  t.  1346.  Diplom,  der  Propstei  S.  133.  Zunftordnungen 
der  .Schinide  und  Becker  ▼.  1336.  In  Basel  kommen  jehon  1235  Sechser 
vor  als  Vorsteher  einer  Zunft.  Ochs  I.  $.  352. 
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durch  ihren  Rechtsspruch.  Aber  weder  Frevel  noch  an- 
dere Prozesse  über  civilrechtliche  Dinge  dürfen  von  ihnen 
entschieden  werden.  Ausser  den  Handwcrkssachen  tritt  so- 
fort wieder  die  gewöhnliche  Rechtspflege  ein.  Es  ist  den 
Zünften  unter  Androhung  von  Bussen  untersagt,  ihre  Coin- 
petenz  zu  überschreiten  6). 

Unter  sich  stehen  die  Zunftbrüder  in  einem  fainilienalin- 
lichen  Verbände.  Die  Gemeinschaft  durchdringt  das  ganze 
Öffentliche  und  gesellige  Leben.  Sic  ziehen  zusammen  als 
Kameraden  aus  in  die  Fehde,  sic  besprechen  zusammen  die 
Angelegenheiten  der  Stadt,  sic  vereinigen  sich  zu  geselligen 
Festen  und  regelmässigen  Gelagen.  Und  selbst  im  Tode 
noch  stellt  sich  die  Verbindung  dar,  indem  alle  Zunftge- 
nossen bei  Busse  verpflichtet  sind,  den  Leichnam  des  ver- 
storbenen Zunftbruders  oder  seiner  Angehörigen  zum  Grabe 
zu  geleiten  7). 

8-  3.  Bü  r ge  r me  i s ter  u nd  Katii. 

Brun  schuf  für  sich  selber  das  neue  Amt  eines  Bürger- 
meisters, der  im  Mittelpunkte  der  ganzen  Verfassung  das 
Gleichgewicht  zwischen  den  Ständen  erhalten  und  beide 

6)  Ratbserkenntniss  wahrscheinlich  r.  1336.  MS.  65,  S.  58.  a.  „da/ 
enkein  Zunft  enkeinen  Einung  Uber  sich  selben  setzen  svln  noch  enkein  Ding 
vnder  in  selben  richten  noch  schet/en,  wan  da/,  ouch  ir  zunflbrieve  haut , — 
r nd  swele  zunft  iebt  anders  tete  , die  sol  inan  dar  vinh  buossen  nach  der  ge- 
legenheit  der  Sache  vfT  den  eit.” 

7)  Zunftordnungen  v.  J.  1336.  Von  diesen  Sitten  hat  sich  gegenwärtig 
noch  manches  erhalten  , obwohl  die  ZUnfte  fast  ihre  ganze  Bedeutung  eilige« 
hilfst  haben  und  nunmehr  ein  veraltetes  Institut  sind.  Noch  immer  bringt  es 
die  Sitte  mit  sich,  dass  bei  den  Leichenbegängnissen  die  Zunftgenossen  sich 
vor  andern  einstellen.  In  Basel  gab  es  im  dreizehnten  Jahrhundert  ZUnfte, 
die  unter  dem  Hofrechte  des  Bischofls  standen.  Dass  damals  schon  diese  reli- 
giöse Gemeinschaft  der  Zunftgenossen  bestanden  habe,  somit  älter  sei  als  die 
politische  Bedeutung  derselben,  beweist  eine  Stelle  aus  einer  Urk.  v.  124$. 
Ochs  I.  S.  323.,  die  ich  anführen  will  „Preterea  si  aliqnis  harum  confra- 
termarum  decesserit  omnes  confratres  predicti  sue  sepulture  cum  sacrificio  in* 
tererunt  qnod  si  «tiam  extra  civitalein  ad  spatium  trium  iniliarium  quispiam 
fritruin  obierit,  si  proprie  desunt  facultates  de  coimnnni  Zunfta  adducetnr, 
sepelietar  et  tricesimus  in  Anime  sue  remedium  couferetur  et  si  quisquam  fra- 
trum  sepulture  cum  sacrificio  se  absentarerit  dnnidiam  libram  Cere  pro  pena 
persolvet.**  Vgl.  auch  die  Zunftordnung  der  Baselermezger  r,  J.  1248.  bei 
Ochs  I.  S.  319. 
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beherrschen  sollte.  Hier  zeigt  sich  vornehmlich  der  scharf- 
sinnige staatsmännische  Geist  des  Gründers  dieser  Verfas- 
sung. Man  sieht  deutlich,  wie  er  die  grossen  Schwierig- 
keiten seiner  Lage  überschaute  und  mit  welch  sicherem 
Takte  er  zum  voraus  schon  die  Mittel  in  die  Verfassung 
selber  zu  legen  wusste , welche  die  Gefahren  der  Zukunft 
beseitigen  sollten.  Allerdings  hat  Zürich  später  vorzügli- 
lichere  Männer  erzeugt  als  Brun,  aber  sicher  keinen  Staats- 
mann, der  jenem  an  Talent  und  Einsicht  gleich  käme. 

Zunächst  sorgte  er  für  persönliche  Sicherstellung  in  sei- 
ner neugeschaffenen  Würde,  damit  er  als  Haupt  der  Ver- 
fassung mit  dieser  selber  verbunden  sei  und  nicht,  ohne 
Verletzung  dieser,  entfernt  werden  könne.  Alle  andern 
Stellen  werden  nur  auf  ein  halbes  Jahr  übertragen.  Er 
allein  behält  seine  Macht  lebenslänglich.  Ja  er  sorgt  schon 
zuin  voraus  für  den  Nachfolger,  vielleicht  um  so  die  Ge- 
fahr des  Mordes,  welcher  von  der  erbitterten  Partei  der 
Geschlechter  zu  befürchten  stand,  zu  verringern,  wenn 
der  todte  Bürgermeister  einen  Nachfolger  und  Rächer  hatte, 
vielleicht  auch  um  die  Dauerhaftigkeit  der  neuen  Verfas- 
sung zu  sichern.  Es  werden  vier  Freunde  des  Bürger- 
meisters, alle  vom  Stande  der  Geschlechter,  als  mögliche 
Nachfolger  desselben  bezeichnet. 

Sodann  suchte  Brun  einen  entschiedenen  Einfluss  zu  ge- 
winnen auf  die  Bildung  des  Rathes.  Der  Rath  besteht  aus 
je  26  Mitgliedern,  13  aus  der  Constafel  genommen,  und 
13  von  den  Zünften8).  Die  erstem  heissen  Räthe  im 
eigentlichen  Sinne,  die  letztem  sind  die  Zunftmeister 
der  dreizehn  Zünfte 9).  Sie  werden  alle  auf  je  ein  halbes 


8)  In  den  Verzeichnissen  der  Rath-  und  RichtcbUcher  werden  die  Räthe 
oft  CotuuJe * die  Zunftmeister  Scabini  genannt. 

9)  Fichard  Geschichte  von  Frankfurt  nimmt  an,  schon  in  der  Mitte  des 
dreizehnten  Jahrhunderts  habe  es  zu  Frankfurt  im  Rathe  eine  Bank  der 
Zflnfte  gegeben.  Die  erste  völlig  sichere  Erwähnung  der  Handwerker  im 
Rathe  fällt  aber  erst  in's  Jahr  1352  (S.  185).  Alle  übrigen  ron  demselben 
beigebrachten  Gründe  scheinen  mir  ungenügend.  Die  Erwähnung  der  eonsute* 
um  die  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  beweisst  sicher  nicht  für  die  Auf- 
nahme der  Handwerker  in  den  Rath  ; denn  gerade  so  begegnet  uns  der  Name 
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Jahr  gewählt,  von  einer  Sonnenwende  zur  andern,  und 
keiner  darf  ein  ganzes  Jahr  hindurch  iiti  Amte  bleiben. 
IVach  einer  halbjährigen  Ausschliessung  sind  dann  die  alten 
Käthe  und  Zunftmeister  wieder  wählbar.  Faktisch  machte 
sich  die  Sache  natürlich  so,  dass  meist  die  gleichen  Männer 
im  dritten  Halbjahre  wieder  gewählt  wurden , so  dass  die 
Käthe  und  Zunftmeister  je  alle  halbe  Jahre  alternirten.  Ganz 
anders  war  nun  aber  die  Stellung  der  Zünfte  zum  Bürger- 
meister als  die  Stellung  der  Constafel.  Er  hatte  jene  neu 
in’s  Leben  gerufen.  Sie  bedurften  seiner  Stütze  und  waren 
ihm  natürlich  ergeben.  Er  konnte  daher  ihnen  grössere 
Wahlfrciheit  lassen  und  war  ihrer  Zunftmeister  ohnehin 
sicher.  Die  Zunftgenossen  haben  daher  selber  freies  Wahl- 
recht. Aber  wenn  sie  sich  nicht  vereinigen  können,  so 
sollen  sie  den  Zwiespalt  dem  Bürgermeister  vortragen  und 
er  wird  ihnen  dann  einen  Zunftmeister  gehen,  wen  er 
will,  doch  der  dem  betreffenden  Handwerke  zugehört. 

ln  der  Constafel  dagegen  sassen  die  Geschlechter,  welche 
cs  dein  Bürgermeister  nie  vergeben  konnten,  dass  er  sie 
von  der  ausschliesslichen  Herrschaft  verdrängt  und  die  Zünfte 
erhoben  hatte.  Wer  eine  Revolution  erlebt  hat,  kennt  den 
geheimen  und  offenen  Hass  der  Parteien,  der  allen  Le- 
bensgenuss vergiftet  und  fortwährende  Kämpfe  bereitet. 
Brun  durfte,  wenn  er  bestehen  wollte,  es  nicht  gestatten, 
dass  die  Gegner  seiner  Verfassung  ihre  Macht  frei  ent- 
wickeln und  ihre  Stellung  zu  seinem  Verderben  benutzen 
konnten.  Daher  brachte  er  die  Wahl  der  Käthe  ganz  in 
seine  Gewalt. 

Er  wählt  nämlich  aus  dem  abgehenden  Rathe  zwei  Ritter 
oder  Edelknechte  und  vier  andere  Burger,  und  dann  ge- 


der  Cnnsuln  auch  in  Zürich  am  jene  Zeit  zuerst,  uud  doch  kamen  die  Zünfte 
erst  durch  Brun  zuiu  Regiment.  Den  Ausdruck  anirersi  cizes  (S.  84.  88. 
415)  aber  kann  ich  eben  so  wenig  als  den  Ausdruck  jurati  (S.  185)  auf  die 
Zunftmeister  beziehen.  Vielmehr  nehme  ich  auch  für  Frankfurt  einen  Zuzug 
der  Bürger  zum  Rathe  (grosser  Rath)  an,  worauf  denn  eben  jene  Aus- 
drücke gehn.  Dadurch  wird,  wie  mir  scheint,  jede  Schwierigkeit  gehoben 
und  erhalt  zugleich  die  altere  Geschichte  ron  Frankfurt  neues  Licht.  Vgl. 
oben  Buch  II.  Anrn.  56a. 
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meinschaftlich  mit  diesen  seinem  Einflüsse  unterworfenen 
Ausschüssen  sechs  Ritter  oder  Edelknechte  und  sieben  ehr- 
bare Bürger  aus  der  Constafel.  Diese  bilden  dann  den 
eigentlichen  Rath  des  ' folgenden  Halbjahres.  Dabei  er- 
hält der  Bürgermeister  sogar  die  Befugniss,  wenn  es  ihm 
nöthig  scheint,  einige  Glieder  des  alten  Rathes  noch  dein 
neuen  zuzugeben , damit  nicht  die  in  den  Behörden  so 
wichtige  Ueberlieferuug  unterbrochen  werde.  Zugleich  dien- 
ten dann  aber  diese  Mitglieder  wieder,  den  Einfluss  des 
ständigen  Bürgermeisters  durch  ihr  Ansehen  zu  verstärken. 

Nachdem  so  die  Rechte  des  Bürgermeisters  verfassungs- 
gemäss  normirt  waren,  wurde  seine  Würde  und  der  Be- 
stand der  Verfassung  noch  durch  das  religiöse  Mittel  des 
Eides  gewährleistet.  Alle  Bürger,  ohne  Ausnahme,  muss- 
ten dem  Bürgermeister  Gehorsam  schwören  bis  an  seinen 
Tod,  und  es  wird  ausdrücklich  bemerkt,  dass  dieser  Eid 
allen  andern  Eiden  vorgehe.  Die  Zunftmeister  müssen 
überdem  noch  insbesondere  ihm  geloben,  seinen  Nutzen 
und  seine  Ehre  zu  fördern.  Alljährlich  zweimal  wird  der 
Eid  von  Seite  der  ganzen  Gemeinde  wiederholt  und  so- 
wohl dem  Bürgermeister  als  dem  Rathe  Treue  und  Gehor- 
sam zugeschworen ; doch  wird  auch  hier  aufs  neue  be- 
merkt, dass  der  Eid,  welcher  dein  Bürgermeister  geleistet 
werde,  dem  andern  Vorgehen  solle.  Später  erliess  Brun 
darüber  eine  noch  schärfere  Verordnung,  damit  keiner, 
ohne  meineidig  zu  werden,  seine  Verfassung  gefährde.  Wer 
es  versäumt , in  den  Münster  zu  kommen  und  den  Eid  zu 
leisten , verliert  sein  Bürgerrecht ; und  überdein  ist  keiner 
schuldig,  ihm  weder  vor  dem  Vogte,  noch  vor  dem  Schult- 
heissen , noch  vor  dem  Rathe  zu  Recht  zu  stehen.  Kranke 
oder  Abwesende  werden  genöthigt,  sobald  sie  wieder  an- 
wesend sind  und  ausgehen  können,  sich  vor  dem  Rathe  zu 
stellen  und  den  Eid  dort  nachzuholen  ,0). 

Dagegen  schwört  denn  freilich  auch  der  neue  Bürger- 
meister hinwieder  den  Zünften  und  alleu  Bürgern,  sic  ge- 

10)  R a t h s e r k e n n t o t s » 5.  d.  MS.  65.  S.  25a.  In  dem  Register  fiadet 
sich  des  Datum  1349  angegeben. 
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treu  zu  schirmen  und  ihnen  gleich  zu  richten,  den  Armen 
wie  den  Reichen. 

Oie  alten  Räthe  und  ihre  zur  Zeit  der  Neuerung  leben- 
den Kinder  sind  unfähig,  je  wieder  zu  Rathen  oder  Zunft- 
meistern gewählt  zu  werden.  Sie  dürfen  somit  auch  nicht 
einer  Zunft  beitreten. 

Man  sieht,  wie  der  Bürgermeister  nicht  frei  ist  von 
der  Neigung  zu  städtischem  Despotismus.  Der  Erfolg  aber 
zeigt,  dass  dieser  nöthig  war.  Denn  ohne  solchen  wäre 
es  wohl  den  gefallenen  Geschlechtern,  deren  Verbindung 
in  der  Stadt  noch  lange  mächtig  blieb,  gelungen,  die  Ver- 
fassung wieder  zu  stürzen.  Die  Dolche  der  Verschwornen 
waren  daher  auch  gegen  den  Bürgermeister  vorzüglich  ge- 
richtet; denn  mit  dem  Haupte  wäre  auch  die  neue  Ordnung 
Air  einmal  gefallen.  So  aber  wusste  er  seine  Herrschaft, 
trotz  mancher  ungünstigen  Ereignisse,  bis  zum  Tode  (1360  u) 
zu  behaupten,  und  dadurch  auch  die  Verfassung,  deren 
Wesen  mehrere  Jahrhunderte  hindurch  bestehen  blieb,  zu 
sichern.  Wahrlich  keine  geringe  Aufgabe  nach  einer  Re- 
volution und  inmitten  einer  feindseligen  Aristokratie  und 
einer  aufstrebenden  Demokratie.  Mag  Brun  als  politischer 
Cliarakter  auch  nicht  rein  von  bedeutenden  Flecken  sein, 
so  verdient  doch  sein  grosses  Talent  und  seine  geistige 
Kraft  die  vollste  Anerkennung. 

Die  Befugnisse  des  durch  die  Zunftmeister  vermehrten 
Rathes  blieben  so  ziemlich  dieselben  wie  früher.  Und  es 
zeigt  sich  auch  der  Zuzug  auserwählter  Burger  zu  dem 
Rathe  in  derselben  Weise.  Wenn  sich  daher  die  Formel 
findet:  Der  Bürgermeister,  der  Rath  und  die  Burger  Zü- 
richs, oder  vollständiger:  Der  Bürgermeister,  der  Rath,  die 
Zunftmeister  und  die  Burger  Zürich,  so  darf  man  wieder 
nicht  an  die  Gemeinde  denken.  Unter  den  Burgern  sind 

11)  Eine,  wie  die  Römer  sagen  würden,  elegante  Untersuchung  über  das 
Todesjahr  Brnns , durch  welche  die  irrthUmliche  Annahme , dass  er  im  Jahr 
1375  verstorben  sei,  für  immer  beseitigt  wird,  findet  sich  in  dem  Archiv 
für  Schweizerische  Geschichte  und  Landeskunde.  Bd.  I.  S.  294  ff.  von  G. 
von  Me  iss.  Das  Verdienst,  zuerst  die  Auflösung  des  Irrthums  gefunden  zu 
haben,  gehört  dein  trefflichen  Alterthmnsfor scher  loh.  Hcinr.  Schinz  zu. 
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vielmehr  auch  jetzt  die  Zuschüsse  zu  verstehen,  welche  mit 
dem  Rathc  vereint  den  grossen  Rath  bildeten.  Es  ergibt 
sich  das  schon  aus  einer  andern  Formel  mit  Sicherheit.  In 
einer  Rathscrkenntniss  vom  Jahr  1336  selbst  heisst  es  näm- 
lich: „Der  Bürgermeister,  der  Rat  vnd  die  bürge  re  Zü- 
rich vnd  darzuo  alle  die  gemeinde  sint  überein  kö- 
rnen ” ,ä).  Demzufolge  wird  die  Gemeinde,  in  welcher  sich 
die  ganze  Bürgerschaft  einfand,  von  den  Burgern  unter- 
schieden. 

Ueber  die  Besetzung  des  grossen  Rathcs  finden  sich  in 
dem  geschwornen  Briefe  noch  keine  nähern  Angaben.  Der- 
selbe scheint  überhaupt  noch  keine  durch  ein  Gesetz  der 
Zahl  nach  für  immer  beschränkte  Organisation  gehabt  zu 
haben ; sondern  es  mochten  auch  da  noch  Bürgermeister 
und  Rath  beliebig  eine  Auswahl  von  Bürgern  zu  sich  be- 
rufen haben.  Jedoch  wird  derselbe  beiläufig  erwähnt  in 
der  Verfassungsurkunde.  Die  Söhne  der  vormaligen.  Räthe 
können  nämlich  zu  den  Burgern  besendet,  nicht  aber  in 
den  Rath  gewählt  werden.  Die  alten  Räthe  selber  sind 
von  beiden  für  immer  ausgeschlossen. 

Zuerst  finde  ich  den  grossen  Rath  mit  dem  Ausdrucke 
die  Zweihundert  bezeichnet  im  Jahr  1370.  Die  Ge- 
meinde beschwert  sich,  dass  der  Rath  sich  nicht  imraet- 
an  den  mit  Einmuth  oder  Mehrheit  gefassten  Beschluss  der 
Zweihundert  kehre,  ungeachtet  jener  doch  selbst  die  Sache 
an  die  Zweihundert  gebracht  habe  ,3).  Es  wird  demnach 
das  Institut  der  Zweihundert  als  etwas  Bestehendes  aner- 
kannt und  keineswegs  eine  neue  Einrichtung  getroffen.  So 
mochte  vielleicht  schon  zu  Bruns  Zeit  der  grosse  Rath 
ebenfalls  die  Zweihundert  genannt  worden  sein , weil  die 


12)  MS.  65.  S.  58a.  Es  ist  das  eia  Beschluss , welcher  begreiflicher 
Weise,  wie  die  Verfassung  selbst,  der  Gemeinde  mitgetheiit  werde.  Nach 
demselben  soll  nämlich  Jeder , der  ohne  des  Bürgermeisters  oder  Räthe* 
Willen  vou  der  Stadt  entweicht,  „von  der  nüwerunge  wegen,  so  in  vnser 
Mat  besehehen  ist  oder  von  dekeines  vrliiges  vnd  kvtnbers  wegen  so  der  SU* 
Ktmeinlich  vfflofTei"  auf  immer  von  der  Stadt  verbannt  sein. 

13)  Hirtel  Zürich.  Jahrb.  I.  S.  143 
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Sitte  allmählich  diese  Zahl  fcststellte  **).  Wie  wir  aber 
oben  schon  den  grossen  Rath  gefunden  haben  als  aus  212 
Personen  bestehend,  und  auch  in  der  spätem  Verfassung 
die  Zweihundert  immer  212  sind,  so  war  es  vermuthlich 
auch  in  dieser  Zwischenperiode.  Für  diese  können  wir  uns 
den  grossen  Rath  etwa  folgendcrmassen  componirt  denken : 
a)  Bürgermeister  und  die  regierenden  Räthc  und  Zunftmei- 
ster 27  Personen,  b)  die  abgetretenen  26  Personen,  c)  die 
sämmtlichen  Sechser  der  13  Zünfte;  78  Personen.  War  die 
Constafel  als  alte  Gemeinde  gleich  repräsentirt,  so  lieferte 
auch  sie  78  Personen  und  so  blieben  denn  nur  noch  drei 
übrig  zu  völlig  freier  W ahl  des  Bürgermeisters , wie  er 
ja  auch  befugt  war,  höchstens  drei  Männer  dem  engem 
Rathc  nach  seinem  Belieben  beizugeben.  Bei  dieser  Ver- 
theilung  nehme  ich  indessen  an,  hatte  der  Bürgermeister 
wieder  auf  die  Ernennung  der  Glieder  der  Constafel  den 
grössten  Einfluss.  Vielleicht  bezeichnete  er  dieselben  in 
Gemeinschaft  mit  den  gerade  regierenden  Rathen,  die  ja 
ohnehin  von  ihm  abhängig  waren. 

Dieser  Vcrinuthung,  welche  ich  freilich  nur  als  solche 
gebe,  darf  zum  wenigsten  nicht  das  entgegnet  werden,  dass 
die  Constafel  verhältnissinässig  zu  stark  repräsentirt  gewe- 
sen sei.  Man  darf  nicht  den  Massstab  späterer  Jahrhun- 
derte anlegen , um  die  Zahl  der  Mitglieder  der  Constafel 
zu  berechnen.  War,  wie  ich  glaube  nachgewiesen  zu 
haben,  die  Constafel  die  alte  Gemeinde,  so  war  sie  jeden- 
falls an  Zahl  mehreren  Zünften  zusammen  genommen  und 
an  Ansehen  allen  Zünften  überlegen.  Und  cs  dauerte  noch 
über  ein  Jahrhundert,  bis  dieselbe  zu  dem  Rang  einer  — 
wenn  auch  der  ersten  — Zunft  herabsank , wie  wir  in  der 
Waldmannischen  Verfassung  sehen  werden. 

4.  Stellung  der  Stadt  nach  Aussen. 

Nach  dem  Richtebriefc  war  die  Pfaffhcit  nur  dann 
gehalten , die  neuen  Gesetze  der  Stadt  anzuerkennen , wenn 
sie  mit  dein  Rathc  des  Propstes  und  seines  Capitels  erlassen 

14)  Oben  Buch  II.  $.  10  S.  164. 
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wurden  ,s).  Es  wurde  somit  auch  die  neue  von  Brun  ge- 
gebene Verfassung  der  Chorherrenstift  mitgetheilt  und  von 
derselben  gut  geheissen. 

Die  Aebtissinn  ferner  ertheilte  dem  geschworenen 
Briefe  ihre  Genehmigung,  aber  diese  freilich  in  andern 
Sinne  und  anderer  Form.  Brun  und  die  Gemeinde  erlassen 
die  Verfassung  mit  Gunst  und  Willen  der  Aebtissinn  und 
mit  dem  weisen  Rathe  des  Propstes  und  seines  Capitels. 
Und  so  wie  jene  schon  die  Stellung  der  Aebtissinn  und  die 
des  Propstes  wohl  unterschieden,  so  zeigt  sich  derselbe  Ge- 
gensatz noch  stärker  in  der  Unterschrift.  Die  Aebtissinn 
erlaubt  den  ehrbaren  bescheidenen  Leuten,  ihren  lieben 
Burgern , alle  ihre  Gerichte , Zünfte , Einungen  in  ihrer 
Stadt  zu  besetzen  und  entsetzen  für  jetzt  und  in  Zukunft. 
Sie  thut  das,  indem  sie  sich  auf  ihr  Fürstenamt  beruft. 
Der  Propst  und  sein  Capitel  hängen  nur  zur  Bestätigung 
des  Ganzen  auch  ihr  Siegel  an. 

Indessen  geht  selber  aus  der  von  der  Aebtissinn  ge- 
brauchten Formel  hervor,  wie  sehr  ihre  Gewalt  der  Stadt 
gegenüber  sich  vermindert  hatte.  Sie  gestattet,  was  sie 
nicht  zu  hindern  vermag,  und  verspricht  auch  für  die  Zu- 
kunft alle  Veränderungen  in  den  Gerichten,  den  Zünften  und 
Innungen  der  Stadt  zu  genehmigen.  So  blieb  von  ihren 
ursprünglichen  Hoheitsrechten  wenig  mehr  als  die  äussere 
Form  zurück.  Es  gidg  ihr  ähnlich  wie  in  der  alten  rö- 
mischen Verfassung  den  Curiatcomitien , welche  seit  der 
lex  Publilia  nun  zum  voraus  die  Gesetze  der  übrigen  Co- 
mitien  ihrerseits  gut  heissen  mussten,  nachdem  sie  früher 
die  ganze  gesetzgebende  Gewalt  allein  besessen  batten. 

Wichtiger  war  die  Genehmigung  der  neuen  Verfassung 
durch  den  Kaiser.  Die  Macht  des  Kaisers  und  Reiches 
gegenüber  den  einzelnen  Reichsstädten  war  freilich  im  Laufe 
des  vorigen  Jahrhunderts  sehr  geschwächt  worden.  Aber 
wenn  der  Kaiser  auf  Seite  der  vertriebenen  Geschlechter 
getreten  wäre,  hatte  er  doch  leicht  der  Stadt  die  grössten 


15)  Oben  Buch  II.  $ 13.  Anm.  141 
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Gefahren  bereiten  können.  Der  klugen  Einleitung  Bruns 
gelang  es  aber  noch  ini  Jahr  1336  die  kaiserliche  Bestäti- 
gung zu  erhalten.  In  derselben  sind  die  Klagen  über  die 
abgetretenen  Räthe  und  ihre  Willkiihr  noch  verstärkt  und 
auch  angedeutet , dass  es  früher  schon  in  Zürich  Zünfte  ge- 
geben 16).  In  bcidem  mag  man  Bruns  Vorstellungen  er- 
kennen, die  mit  Bezug  auf  das  Vorhandensein  vormaliger 
Zünfte  freilich  falsch  sein  mochten.  Es  musste  ihm  aber 
daran  liegen,  die  Neuerung  dem  Kaiser  so  geringfügig  als 
möglich  darzustellen. 

Ebenso  sehen  wir  später  noch  den  Bürgermeister  sich  an 
den  Kaiser  Ludwig  anlehnen  und  dessen  Gunst  ftir  die  Stadt 
gewinnen.  Sie  hatten  auch  in  der  That  gemeinsame  Interes- 
sen. Denn  Ludwig  war  im  Kampfe  mit  dem  österreichi- 
schen Fürstenhause  zum  Throne  gelangt,  und  die  aus  Zürich 
entwichenen  Geschlechter  fanden  vorzüglich  bei  dem  be- 
nachbarten österreichischen  Adel  Schutz  und  Unterstützung. 

Dasselbe  antiösterreichische  Interesse  zwang  den  Bür- 
germeister Brun  auch  mit  den  Eidgenossen  der  drei  Thäler 
Uri,  Schwyz  und  Unterwalden,  welche  die  österreichische 
Macht  zu  ihrem  Hauptgegner  hatten,  sich  näher  zu  ver- 
bünden. Der  Versuch  der  verbannten  Geschlechter,  mit 
Hülfe  ihrer  äussern  und  innern  Freunde  sich  der  Stadt 
durch  Ueberraschung  zu  bemächtigen  und  die  Neuerung 
wieder  abzustellen , war  zwar  missglückt  (1350)  und  Brun 
selbst  den  persönlichen  Nachstellungen  seiner  Feinde  ent- 
gangen. Mehrere  Geschlechter  wurden  hingerichtet,  der 
Graf  Hans  von  Habsburg  blieb  in  der  Bürger  Gewahrsam 
gefangen.  Aber  der  bei  diesem  Ucberfalle  compromittirte 
Adel  der  Umgegend  und  seine  Freunde  arbeiteten  nun  um 
so  eifriger,  um  durch  ein  gemeinsames  Bündniss  und  na- 
mentlich auch  mit  ötserreichischcr  Hülfe  wider  die  Stadt 
diese  zu  bezwingen. 

Schon  früher  hatte  die  Stadt  einmal  mit  dem  kräftigen 
Bergvolke  ein  Schutz-  und  Trutzbiindniss  geschlossen,  auf 


16)  Urk.  bei  1 sebudi  Chronik  I.  S.  345. 
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St.  Gallustag  1291,  nicht  schon  1251,  wie  die  Chronik  - 
und  Geschichtschreiber  behaupten  l7).  Dieses  Bündniss  hing 
■uit  dein  Tode  König  Rudolfs  zusammen  (15.  Juli  1291). 
Die  drei  Länder  Uri,  Schwyz  und  Unterwalden  traten 
schon  im  August  desselben  Jahres,  als  es  noch  keinen  Kai- 
ser gab  und  die  ganze  Gefahr  der  innern  Verwirrung  und 
des  Streites  um  die  Krone  wieder  erneuert  war , zusammen 
und  beschwuren  ein  Bündniss , durch  welches  sic  vornehm- 
lich eine  von  fremden  Herrn  unabhängige  Gerichtsverfas- 
sung sich  zu  sichern  trachteten  und  sich  gegenseitig  ge- 
lobten , die  Verbrecher  zu  bestrafen  und  die  innere  Ordnung 
aufrecht  zu  halten  |S).  Der  einige  Wochen  später  auf  drei 
Jahre  mit  Zürich  abgeschlossene  Bund  ,9)  hatte  zum  Zweck  . 
die  verbündeten  Länder  und  Stadt  gegenseitig  gegen  feind- 
liche Ueberfälle  durch  das  Versprechen  bewaffneter  Hülfe 
zu  schützen. 

Mit  diesen  Ländern,  welche  inzwischen  die  österreichi- 
schen Landvögte  vertrieben,  ihre  von  diesen  bestrittene 
Reichsunmittelbarkeit  in  der  Schlacht  bei  Morgarten  (1315) 
gegen  den  Herzog  Leopold  von  Oesterreich  siegreich  be- 
hauptet und  durch  ein  Bündniss  mit  der  Landstadt  Luzern  10) 
ihre  Kräfte  verstärkt  hatten , schloss  nun  der  Bürgermeister 
Brun  und  die  Reichsstadt  Zürich  auf  St.  Walpurgentag 
1351  einen  ewigen  Bund,  den  Bund  mit  den  vier  Wald- 
stättc-n,  welcher  als  die  Grundlage  der  spätem  schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft  zu  betrachten  ist. 

Zürich  war  damals  das  ansehnlichste  Glied  dieses  Bun- 
des und  erhielt  auch  den  Begriffen  des  Mittelalters  gemäss 
als  freie  Reichsstadt  den  ersten  Rang.  Luzern  war  nur 
österreichische  Landstadt  und  behielt  auch  in  dieser  Bun- 
desurkunde noch  die  Rechte  ihres  Herrn,  des  Herzogs  von 


17)  Kopp  Urk.  S.  39.  ’ ' 

18)  Eine  Abschrift  dieses  Bündnisses  habe  ich  durch  die  Güte  des  Herr« 
I.andaininann  N.  Beding  von  Schwyz  erhalten. 

19)  Bei  Tsehudi,  freilich  niil  falschem  Datum,  I 1 iS  genauer  bei 
Kopp  Urk.  S.  37. 

?0)  Tsehudi  I.  323. 
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Oesterreich , ausdrücklich  vor , ungeachtet  die  Richtung  der 
ganzen  Verbindung  offenbar  dahin  ging,  sich  dieser  Herr- 
schaft zu  entziehen.  Die  Länder  waren  zwar  ebenfalls 
reichsumnittelbar , aber  als  Länder  traten  sie  doch  hinter 
den  Städten  zurück.  Und  so  ergab  sich  denn  die  vor  ört- 
liche Stellung  Zürichs  von  selber,  ohne  dass  es  jemanden 
einficl,  dieselbe  durch  Vertrag  anzuerkennen,  und  noch 
weniger,  sic  zu  bestreiten. 

Die  Stände  versprechen  sielt  gegenseitig  Hülfe.  Wenn 
einer  von  ihnen  angegriffen  oder  geschädigt  würde , so  soll 
er  die  andern  mahnen,  und  diese  dem  Rufe  unverzüglich 
und  unweigerlich  folgen  mit  aller  Macht.  Auch  ungeinahnt 
sollen  die  Eidgenossen  dem  durch  raschen  Angriff  bedroh- 
ten Stande  zu  Hülfe  ziehen.  Streitigkeiten  zwischen  Zürich 
und  Luzern  oder  einem  der  Länder  werden  durch  Schieds- 
richter in  Minne  oder  nach  Recht  entschieden.  Jeder  Theil 
erwählt  zwei  ehrbare  Männer.  Können  sich  die  vier  nicht 
vereinigen,  oder  bildet  sich  keine  Mehrheit,  so  erwählen 
sie  einen  Obmann,  der  entscheide.  Kein  Laie  soll  einen 
andern  aus  dem  Gebiete  des  Bundes  wegen  Geldschuld  vor 
ein  geistliches  Gericht  laden.  Jeder  soll  bei  dem  Gerichte 
seines  Wohnorts  belangt , und  nur  wenn  Rechtslosigkeit 
sich  findet,  bei  höhern  (kaiserlichen)  Gerichten  geklagt 
werden.  Wer  den  Leib  verschuldet  hat  und  von  seinem 
Gerichte  geächtet  (verschrien)  ist,  der  soll  innerhalb  der 
Eidgenossenschaft  keiuc  Aufnahme  finden. 

Weitere  Bündnisse  werden  den  einzelnen  Ständen  nicht 
untersagt.  Doch  soll  dieses  den  spätem  vorgehn.  Die  Bru- 
uische  Verfassung  wird  noch  besonders  unter  den  Schutz 
der  Eidgenossen  gestellt. 

Je  zu  zehn  Jahren  um  soll  der  Bund  neuerdings  be- 
schworen werden31). 

S.  5.  Der  zweite  und  der  dritte  geschworene  Brief. 

Eine  Verletzung  des  Marktfriedens  gab  schon  im  Jahr 
1370  Veranlassung  zu  weiterer  Ausbildung  der  Verfassung. 

21)  Urk.  bei  Tschad«  1.  391. 
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Der  Propst  Bruno  Brun  und  sein  Bruder  fingen  den  Schult* 
heissen  Gundoldingen  von  Luzern,  als  dieser  von  dem  Markte 
der  Stadt  weggeritten  war,  unterwegs  und  noch  in  der 
Nahe  der  Stadt  auf.  Darüber  gerieth  die  ganze  Bürger- 
schaft in  Aufruhr.  Die  Gemeinde  versammelte  sich  und 
der  Propst  wurde  gezwungen,  den  Gefangenen  frei  zu 
geben,  und  da  er  sich  der  Gerichtsbarkeit  des  Käthes  der 
Zweihundert  nicht  unterwerfen  wollte,  von  der  Stadt  ver- 
wiesen. Hier  zeigte  nun  aber  die  Gemeinde  auch  ihr  Miss- 
trauen gegen  die  Käthe  im  engem  Sinne.  Die  Zunftmeister 
nämlich  standen  der  grossen  Masse  der  Bürger  näher  als 
die  Käthe  der  Constafel.  Daher  wurde  ausdrücklich  ver- 
ordnet: Wenn  die  Käthe  säumig  seien  im  Richten,  so  sollen 
die  Zunftmeister  befugt  sein,  allein  zusammen  zu  treten, 
und  bei  ihren  Eiden  zu  richten , und  es  solle  dann  ihr 
Spruch  gelten,  wie  wenn  die  Käthe  mitgewirkt  hätten. 
So  erhielten  die  Zunftmeister  bereits  ein  Ucbergewicbt  in 
der  Verfassung,  indem  ihnen  eine  Art  Aufsicht  Uber  die 
Thätigkeit  des  Käthes  und  das  Recht  eingeräumt  wurde, 
gemeinsame  Geschäfte,  wenn  die  Käthe  ausblicben,  auch 
allein  abzuthun  22).  Uebcrdein  wurde  das  Ansehen  des  gros- 
sen Käthes  der  Zweihundert  durch  einen  Beschluss  der  Ge- 
meinde gehoben  und  dem  Käthe  zur  Pflicht  gemacht,  wenn 
die  Zweihundert  etwas  erkannt  haben , dabei  zu  bleiben 
und  nichts  daran  zu  ändern. 

Dieses  Ereigniss  hatte  Einfluss  auf  die  Revision  des  ge- 
schwornen  Briefes  vom  Jahr  1373.  lin  Wesentlichen  blieb 
zwar  die  Brunischc  Verfassung  stehen,  aber  die  Gewalt 
des  Bürgermeisters  wurde  vermindert  und  seine  Stellung 
zu  dem  Käthe  und  den  Zunftmeistern  geniedert.  Es  zeigt 
sich  das  schon  in  den  Formeln.  Wo  es  früher  hiess : Ich 
der  Bürgermeister,  die  Käthe  u.  s.  f. , heisst  es  nunmehr: 
Wir  der  Bürgermeister,  die  Käthe  u.  s.  f.  Wenn  früher 
der  dem  Bürgermeister  geleistete  Eid  allen  andern  vorging, 
so  gilt  ein  solcher  Vorzug  nicht  mehr.  Die  Constafel, 


32)  Hintl  Zürich , Jahrb.  Zürich  1814.  I.  S.  30*. 
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welche  früher  in  rorzWgHcI.cn.  Sinne  dem  Bürgermeister 
im  gehorchen  hatte,  wird  nunmehr  nur  noch  verpflichtet 
dem  Banner  der  Stadt  zu  warten.  Werden  die  Wahlen  der 
Zunftmeister  streitig,  so  entscheidet  nicht  mehr  der  Bür- 
germeister allein,  sondern  er  in  Verbindung  mit  dem  Rathe. 
Die  gewählten  Zunftmeister  schwören  nicht  mehr  ihm  be- 
sonders, sondern  ihm  und  dem  Rathe.  Die  Rathe  von 
.ler  Consta  fei  werden  ferner  von  dem  Bürgermeister  und 
dem  ganzen  abgehenden  Rathe,  die  Zunftmeister  inbegriffen, 
erwählt,  und  die  Minderheit  im  Rathe,  auch  wenn  der 
Bürgermeister  auf  ihrer  Seite  stände,  muss  sich  dem  Willen 
der  Mehrheit  fugen.  Ja  wenn  der  Bürgermeister  an  der 
Wahl  keinen  Theil  nehmen  wollte,  so  sind  die  Räthe  doch 
befugt,  auch  ohne  ihn  gültig  zu  wählen. 

Ferner  wurde  nun  jener  Gemeindebeschluss  über  das 
Reel.t  der  Zunftmeister,  zu  richten,  auch  wenn  die  Räthe 
säumten,  in  den  zweiten  geschworenen  Brief  aufgenommen 
und  des  grossen  Rathes  der  Zweihundert  ausdrücklich  ge- 
dacht 2J).  ” 

Eine  andere  Veränderung,  deren  freilich  der  geschwo- 
rene Brief  nicht  gedenkt,  mochte  in  dieselbe  Zeit  fallen 
Wahrscheinlich  hat  schon  Brun  in  manchen  Dingen  einige 
auserwäblte  Glieder  des  Rathes  zur  Vorberathung  für  be- 
sonders wichtige  politische  Dinge  zugezogen.  In  den  Rath- 
und  Richtbüchern  finden  wir  von  Anfang  derselben,  also 
von  1375  an,  gewöhnlich  jedesmal  wenn  der  neue’ Rath 
zusammen  trat , auch  die  sogenannten  fünf,  zuweilen  auch 
sieben  Heimlicher  gewählt.  Sie  wurden  zum  Theil  aus 


23)  S.  Hirtel  ....  O.  S.  ||»  ,r.  Hi rze I nimmt  „och  ei.ig.  wich- 

**  Änderungen  an,  nameellieh  du»  die  Conslafel  „„.gehör,  heb«  Z„„fi 
.«»,.„d  d.e  Schuhmacher  eine  ....  Zunft  geworden  Iur  Er  * 

d.r  dreizehn  Zbefta.  Altai.  et  beruht  da,  .of  ,i„,„,  Irrlllulll.  D], 
war  « der  Br«.,.rh«,  Verfawuog  keine  Zunft  ond  die  Sch.hm.ch.r  bildet,. 
" »ebo.  «in.  Z.oft.  Der  Irrthon.  erkürt  »irh , «bald  man  w,i„ 

vtrJ  TY'l'  77  Z7:~  “ri'f"  iU  ',Cr  h'U'  Zürich 

■ ' *•  dl*  Ssksümaehrr  vergeiten  wurden.  So  fand  Hirtel 

nn«  bio„  twolf  Zünfte  der  Handwerker  e.d  war  .o  genöihig,,  drr  C.n- 
«lafel  noch  eine  drciiehnte  tu  nirheu. 


BlimUi  Hl  1 Rrrhli^rickicMt- 
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den  neuen,  zum  Theil  auch  aus  den  alten  Rathen  und 
Zunftmeistern  genommen  und  wechselten  halbjährlich.  Sie 
hatten  wohl  die  Bedeutung  eines  Staatsrathes  -•) , scheinen 
aber  bald  wieder  abgekommen  zu  sein.  Nach  dem  Jahr 
1395  finde  ich  sie  nicht  mehr. 

Als  der  zweite  Bürgermeister  Riideger  Maness  zehn 
Jahre  nachher  in  hohem  Alter  starb,  benutzte  der  Rath 
diesen  Anlass,  um  das  Amt  des  Bürgermeisters  noch  wei- 
ter zu  beschränken95)  und  den  übrigen  Aemtern  mehr  an- 
zupassen. Räthe,  Zunftmeister  und  die  Zweihundert  fassten 
nämlich  im  Jahre  13S3  den  Beschluss,  es  solle  in  Zukunft 
mit  jedem  neuen  Rathe  auch  ein  neuer  Bürgermeister  gewählt 
werden  und  dieser  nicht  länger  als  sechs  Monate  int  Amte 
bleiben.  Von  da  an  gab  es  somit  alljährlich  zwei  Bürger- 
meister, von  denen  jeder  ein  halbes  Jahr  regierte,  und  die 
gewöhnlich  dann  fortwährend  in  derselben  Weise  mit  ein- 
ander wechselten  96). 

Wieder  zehn  Jahre  später  (1393)  wurde  der  dritte  ge- 
schworene Brief97)  erlassen.  Es  geschah  diese  Revision 
zur  Zeit  grosser  Aufregung  in  der  Stadt.  Der  Bürgermei- 
ster Schöno  nämlich  hatte  in  Verbindung  mit  dem  Rathe 
ein  Biindniss  mit  Herzog  Leopold  III.  von  Oesterreich  vor- 
bereitet, welches  dem  eidgenössischen  Bunde  entgegenwir- 
ken sollte.  Hier  zeigt  sich  von  Neuem  das  Schwankende 

24)  Ina  Jahr  1 393  heisst  es:  „vnd  sol  inan  inen  fürbringen  ob  Jemen 
iltxit  vername,  daz  der  Statt  schaden  oder  bresten  bringen  möcbt." 

25)  Maness  hatte  das  Amt  keineswegs  tadellos  verwaltet,  and  traf  da- 
durch wohl  bei,  die  Würde  herabzusetzen.  Es  ergibt  sich  das  aus  einem 
Rathsbeschluss  von  1370.  MS.  133a  S.  15a.  Er  hatte  nämlich  den  Besitz 
des  Stadtsiegels  dazu  missbraucht,  der  Stadt  zugehöriges  Eigen  für  eine 
Privatschnld  zu  verpfänden.  Desshalb  beschloss  der  Rath:  er  habe  binnen 
Frist  den  Gläubiger  zu  befriedigen  ; „won  tätt  er  des  nit,  so  dnebt  die 
Burger,  daz  inen  der  Bürgermeister  für  bar  vnnütz  wer  vnd 
weltin  och  dannenhm  mit  im  nilt  ze  schaffen  haben."  Später  zog  er  einmal 
die  Reichssteuer  von  200  Golden  ein  und  verbrauchte  sie  mit  seinem  Sohne, 
worauf  ihm  der  Rath  mit  Abzug  an  seiner  jährlichen  Besoldung  von  100 
Gulden  drohte.  MS.  138.  a.  S.  23.  b. 

26)  Beschluss  v.  26.  Nov.  1383.  MS.  138.  a.  S.  52. 

27)  Er  ist  unler  der  unrichtigen  Bezeichnung  des  zweiten  geschworenen 
Briefes  abgedruckt  ia  der  Helv.  Bibi.  a.  a.  O.  S.  12.  ff. 
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in  der  Lage  Zürichs  zwischen  den  Eidgenossen  und  Oester- 
reich. Im  Rathc  finden  wir  von  Zeit  zu  Zeit  mehr  Ge- 
neigtheit sich  mit  diesem  als  mit  jenen  näher  zu  verbinden!; 
in  der  Masse  der  Bürgerschaft  dagegen  hatte  die  eidgenös- 
sische Gesinnung  gewöhnlich  die  Oberhand.  Das  österreichi- 
sche BUndniss  ist  dem  Bunde  Zürichs  mit  den  Waldstätten 
sehr  ähnlich,  in  manchen  Stücken  stimmt  es  wörtlich  damit 
iiberein.  Oesterreich  verspricht  Zürich  durch  seine  benach- 
barten Landvögte  Hülfe,  sobald  der  Rath  mahnt,  bei  gä- 
hen  Angriffen  auch  ohne  Mahnung.  Ebenso  umgekehrt  Zü- 
rich den  österreichischen  Beamteten.  Zürich  behält  sich 
zwar  die  eidgenössischen  Blinde  vor , doch  mit  der  ausdrück- 
lichen Beschränkung,  dass  es  sich  in  dem  damaligen  Kriege 
Oesterreichs  mit  den  Eidgenossen  neutral  verhalten  solle. 
Würde  die  Stadt  von  diesen  desshalb  angefeindet,  so  ver- 
spricht der  Herzog  Hülfe,  erwirbt  sich  dadurch  aber  auch 
das  Recht  auf  zürcherische  Hülfe  gegen  die  Eidgenossen  *8). 

Den  Letztem  musste  alles  daran  liegen,  diesen  feindli- 
chen Bund  zu  trennen.  Als  ihre  Boten  daher  bei  Bürger- 
meister und  Rath  kein  williges  Gehör  fanden,  wandten  sie 
sich  an  die  Mitglieder  des  grossen  Rathes,  die  schon  darum 
jenem  Plane  abgeneigt  waren,  weil  derselbe  ganz  insge- 
heim, und  ohne  ihren  Rath  betrieben  worden  war,  und  an 
die  Bürgerschaft.  Es  gelang  ihnen,  die  öffentliche  Meinung 
auf  das  lebhafteste  zu  Gunsten  der  eidgenössischen  Verbin- 
dung und  zum  Hasse  gegen  die  österreichischen  Projekte 
anzuregen.  Der  grosse  Rath  beschloss,  die  ganze  Gemeinde 
zu  versammeln  und  einstweilen  jeden  Abschluss  des  Bundes 
für  nichtig  zu  erklären. 

Die  Gemeinde  verwarf  denselben  vollends,  entsetzte  den 
Bürgermeister  und  ermächtigte  den  Rath  der  Zweihundert, 
über  die  schuldigen  Räthe  zu  richten.  Eine  bedeutende  An- 
zahl angesehener  Männer  wurde  verwiesen  und  ein  neuer 
geschworener  Brief  aufgerichtet,  dessen  Bestimmungen  deut- 
lich den  Einfluss  dieser  Ereignisse  nachweisen. 


28)  D«r  Vertrag  bei  TtcHudi  I.  571. 
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Der  grosse  Rath  der  Zweihundert  nimmt  in  dieser  Ver- 
fassung eine  viel  bedeutendere  Stellung  ein,  als  früher;  in- 
dem die  Bürgerschaft  in  ihm  vornäralich  eine  Garantie  zu 
finden  glaubte  gegen  allfällige  Aumassungcn  und  missfällige 
Tendenzen  der  Räthe.  Es  wurde  nunmehr  auch  den  Zwei- 
hunderten von  der  gesammten  Bürgerschaft  Treue  und  Ge- 
horsam geschworen.  Die  neuerwählten  Zunftmeister  müs- 
sen jenen  ebenfalls  den  Eid  leisten.  Ueber  streitige  Zunft- 
wahlen entscheiden  Bürgermeister , Räthe , Zunftmeister  und 
der  grosse  Rath.  Ebenso  soll  der  Bürgermeister  halbjähr- 
lich von  dem  kleinen  und  grossen  Rathe  erwählt  werden. 
Denselben  ist  nun  auch  die  Wahl  der  dreizehn  Räthe  über- 
tragen. Je  zahlreicher  der  grosse  Rath  war  im  Vergleich 
mit  dem  kleinen,  desto  mehr  mussten  diese  wichtigen  Wahlen 
ganz  in  seine  Hände  kommen , und  so  bildete  sich  nach  und 
nach  in  Verbindung  damit,  dass  die  wichtigsten  Rathsbe- 
schlüsse  namentlich  von  allgemeinem  Inhalt  regelmässig  vor 
den  grossen  Rath  zur  Entscheidung  gebracht  wurden,  die 
Vorstellung  aus,  dass  die  höchste  Gewalt  in  der  Stadt  bei 
ihm  stehe. 

Ausser  den  beiden  Bürgermeistern,  den  alten  und  neuen 
Räthen,  den  alten  und  neuen  Zunftmeistern  und  den  Sech- 
sern der  Zünfte  gehörten  noch  eine  ungewisse  Anzahl  von 
Gliedern  der  Constafel , die  von  dem  regierenden  Bürger- 
meister und  Rath  gewählt  wurden , zum  grossen  Rathe. 
Die  übrigen  wurden,  um  die  Zahl  der  Zweihundert  (212) 
zu  ergänzen,  von  dem  grossen  Rathe  durch  Ergänzung  ge- 
wählt *9). 

Eine  andere  bedeutende  Verfassungsänderung  bezog  sich 
auf  die  Räthe  im  engern  Sinne.  Nach  althergebrachtem 
Rechte  mussten  diese  aus  der  Constafel  genommen  werden ; 
die  Zünfte  als  solche  waren  nur  fähig  Zunftmeister  den  Rä- 
then beizugeben,  nicht  aber  auch  aus  sich  Räthe  bervor- 
gehen  zu  lassen.  Von  nun  an  aber  soll  die  Wahl  der  letz- 
tem nicht  weiter  auf  Constafel  beschränkt  sein,  sondern 

29)  Vß>.  eine  Rathsrerordnung  ton  1401.  in  Lauf  fers  Beitragen  tor  Hi- 
storie der  Eidgenossen.  Zürich  1739.  II.  $.  144. 
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dieselben  auch  aus  den  Zünften  und  von  den  Handwerken 
genommen  werden  dürfen. 

Auf  diese  Weise  sanken  alltnälig  alle  ständischen  Unter- 
schiede innerhalb  der  Bürgerschaft  zusammen.  Und  es  wurde 
durch  diese  Freigcbung  der  Wahl  der  Käthe  die  letzte  Ent- 
wickelung vorbereitet,  nach  welcher  auch  die  Constafel  nicht 
mehr  als  die  eine  Gemeinde  allen  Zünften  entgegen , sondern 
vielmehr  als  die  erste  Zunft  den  übrigen  Zünften  an  die  Seite 
gesetzt  wurde. 

Auch  dieser  geschworene  Brief  wurde  noch  von  der 
Aebtissinn  kraft  ihres  Fiirsteuaintes  bestätigt.  Man  schrieb 
die  Formel  noch  hin,  aber  ohne  sich  dabei  Vieles  zu  denken. 

Kaum  war  der  grosse  Rath  durch  die  neue  Verfassung 
als  Träger  der  höchsten  Macht  anerkannt  und  im  Gegen- 
sätze zu  dem  kleinen  Rathe  von  der  Gemeinde  gehoben 
worden,  als  er  seine  Macht  auch  dieser  gegenüber  festzu- 
stelien  und  zu  sichern  suchte.  Es  war  wohl  niemals  genau 
ausgemittelt,  welcherlei  Gegenstände  vor  die  Gemeinde  ge- 
bracht werden  müssen , und  welche  auch  ohne  ihre  Mit- 
wirkung von  dem  Rathe  ahgethan  werden  dürfen.  Aber 
aus  der  Erzählung  von  einzelnen  Vorfällen  ergibt  sich  doch, 
dass  die  Gemeinde , so  oft  ein  Ereigniss  die  Gemiither  der 
Bürgerschaft  lebhaft  bewegte,  zusammenberufen  wurde,  und 
dann  ziemlich  frei  nach  ihrem  eigenen  Gutdünken  handelte. 
Besonders  waren,  seit  der  Brunischen  Neuerung,  die  sich 
auf  eine  ähnliche  Thätigkeit  der  Gemeinde  gründete,  die 
Beispiele  nicht  selten,  dass  die  Gemeinden  in  die  Behand- 
lung der  Angelegenheiten  der  Stadt  tüchtig  cingriffen  und  den 
Rath  ihrem  Willen  unterwarfen. 

Dieser  Gefahr  nun , dass  einzelne  Glieder  des  grossen 
Rathes,  wenn  ihnen  die  Beschlüsse  desselben  nicht  gefielen, 
die  Sache  an  die  Gemeinde  bringen  und  die  Bürgerschaft 
in  Bewegung  setzen  möchten,  suchte  der  grosse  Rath  da- 
durch zu  begegnen , dass  er  beschloss : Es  sollen  in  Zukunft 
keine  andern  Sachen  an  die  Gemeinde  kommen  als  die  An- 
gelegenheiten des  heiligen  römischen  Reiches,  der  Eidge- 
nossenschaft, Landkriege  und  neue  Bündnisse,  und  auch  diese 
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nur,  wenn  die  Mehrheit  des  grossen  Rathes  es  beschiiesse. 
Wer  ohne  Erlaubnis  Dinge , die  der  Rath  verhandelt,  aus- 
bringt, wird  mit  Strafe  bedroht.  Und  macht  er  gar  sich 
Umtriebe  und  reizt  die  Bürgerschaft  auf,  so  wird  sofort 
Uber  seinen  Leib  und  Gut  |von  dem  grossen  Rathe  gerichtet. 
Jedes  neu  gewählte  Glied  des  grossen  Rathes  soll  auch  die- 
sen Beschluss  beschwören  30). 

Die  Tendenz  dieses  Beschlusses  liegt  klar  vor.  Jedoch 
würde  man  irren,  wenn  man  darin  eine  bedeutende  Aendc- 
rung  in  den  Grundzügen  der  Verfassung  oder  gar,  wie  einige 
es  ansehen,  eine  Abschaffung  der  Demokratie  und  Herstel- 
lung der  Aristokratie  finden  wollte.  Der  Beschluss  selber 
beruft  sich  auf  das  alte  Recht  und  will  bloss  unruhige  Auf- 
tritte verhindern.  Man  konnte  in  der  That  damals  noch  die 
Verfügung  der  Gemeinde  in  andern  Dingen  ausser  den  ge- 
nannten für  missbräuchlich  halten,  indem  sie  auch  früher 
nicht  regelmässig,  sondern  nur  dann  an  die  Gemeinde  ge- 
kommen waren , wenn  irgend  ein  Ereigniss  die  Leidenschaf- 
ten erhitzt  hatte. 

So  viel  aber  ist  allerdings  nicht  zu  bestreiten,  dass  der 
Rath,  im  Gefühle  seiner  Macht,  diese  nicht  mit  der  Ge- 
meinde theilen  noch  viel  weniger  sie  unter  den  entscheiden- 
den Einfluss  der  Gemeinde  stellen  wollte. 

t.  6.  Erwerb  der  Landschaft. 

Die  Stadt  Zürich  besass  zur  Zeit  der  Brunischen  Ver- 
fassungsänderung noch  kein  irgeud  ansehnliches  Gebiet  aus- 
serhalb ihrer  Mauern.  Um  dieselbe  herum  zog  sich,  wie 
um  alle  ältere  Städte,  ein  Weichbild,  dessen  Grenzen  durch 
Kreuze  bezeichnet  waren31).  Dieses  vornehmlich  ist  unter 
dein  Ausdrucke:  der  Burger  Getwinge,  der  sich  in  dem 
Richtebriefe  wiederholt  findet,  zu  verstehen.  Es  mochten 
dazu  auch  noch  die  alten  Almenden  gehören,  welche  den 
Burgern  offen  standen. 

30)  R a I k s * *r  o r «t  n w n g von  1401  liri  Li  n ffrr  i.  i.  O.  MS.  138. 
».  S.  I.  ff. 

31)  Siebe  unten  S-  H. 
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Die  spätere  Landschaft  Zürich  bestand  damals  aus 
einer  Anzahl  Herrschaften,  in  denen  sich  die  Landes- 
hoheit bereits  ausgebildet  hatte,  aus  erblichen  Vogt  eien 
und  aus  Grundherrlichkeiten.  Diese  Hechte  nun  suchte 
die  Stadt  nach  und  nach  an  sich  zu  bringen  und  so  sich 
ein  Gebiet  zu  erwerben,  welches  ihr  Ansehen  und  ihre 
Kräfte  vermehre.  ...  .. 

Für  die  Erwerbungen  in  der  nächsten  Umgebung  der 
Stadt  waren  besonders  zwei  Ereignisse  günstig.  Einmal 
nämlich  der  Kampf  mit  dem  Freiherrn  Liithold  von  Regens- 
berg in  der  zweiten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts, 
dessen  um  die  Stadt  her  gelegene  Burgen  von  jener  unter 
der  Anführung  des  Grafen  Rudolfs  von  Habsburg  gebro- 
chen wurden.  Sodann  die  Vernichtung  des  mächtigen  Dy- 
nastenhauses der  Herren  von  Eschibach  in  Folge  der  Blut- 
rache nach  König  Albrechts  Tode.  Bei  dieser  Gelegenheit 
erhielt  dis  Stadt  das  Sihlfeld  und  die  Rechte  jenes  Hauses 
auf  den  Sihlwald  3S). 

Die  eigentlichen  Ervverbungeu  von  Herrschaftsrechten 
beginnen  aber  erst  um  die  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts. 
Im  Jahr  1362  verlieh  König  Karl  IV.  der  Stadt  die  Herr- 
schaftsrechte über  den  Zürichsce  bis  zu  den  Hürden  und 
gab  den  Burgern  das  Recht  den  See  und  die  Fische  darin 
zu  bannen , zu  besetzen  und  entsetzen.  Auch  einzelne  Ter- 
ritorien erwarb  um  diese  Zeit  die  Stadt.  So  erkaufe  sie  im 
Jahr  1358  die  Vogtei  über  die  Höfe  Trichtenhausen, 
Zollikon  und  Stadelhofen  uin  400  Mark  Silbers  von 
ihrem  Bürger  Gottfried  Miillner33);  im  Jahr  1384  von  dem- 
selben die  Vogtei  Küssnach  und  Goldbach,  ferner  im 
gleichen  Jahre  die  Vogtei  Meilen,  1385  die  Vogtei  Thal- 
wyl  von  dem  Bürger  Andres  Seiler.  Im  Jahr  1384  ver- 
pfändeten Abt  und  Convent  des  Klosters  Wettingen  ihr  die 
Vogtei  Höngg.  Dergleichen  Pfandschaften  kamen  ge- 
wöhnlich dem  Ankäufe  von  Herrschaftsrechten  ihrem, Effekte 
nach  gleich , weil  die  Pfandrechte  meistens  nicht  wieder 

22)  ßlunticbli  .'Hcinorabiha  Tigmina.  Zürich  «742.  u,  i.  W.  Sihlftl«. 

33)  Tich.Si  I.  S.  «49. 
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abgelöst  wurden , und  später  nicht  mehr  losgekauft  werden 
konnten. 

Ein  anderer  Grund  zur  Ausdehnung  der  städtischen  Herr- 
schaft lag  darin,  dass  einzelne  Bürger  der  Stadt  grtindherr- 
liche  oder  Vogteirechte  auf  der  Landschaft  besassen.  Da 
die  Stadt  sie  in  ihrem  Besitze  schützen  musste  und  zugleich 
die  betreffenden  Grund-  und  Vogteiherrn  als  Bürger  der 
Stadt  dein  Rathe  der  Stadt  unterwürfig  waren , so  ent- 
wickelte sich  auf  natürlichem  Wege  ein  Hoheitsrecht,  wel- 
ches die  Stadt  auch  gegenüber  den  Dörfern  und  Höfen  der- 
selben gelten  machte.  Als  daher  der  Rath  im  Jahr  1403 
es  für  nöthig  hielt,  um  den  zerrütteten  Finanzen  wieder 
aufzuhelfen,  die  Steuer  des  Umgeldes,  welches  von  dem 
ausgeschenkten  Weine  erhoben  wurde  und  schon  längst  iu 
der  Stadt  eingefiihrt  war,  auf  die  Bewohner  der  städti- 
schen Vogteien  auszudebnen , trug  er  kein  Bedenken,  sie 
auch  auf  die  Herrschaften  der  in  der  Stadt  eingesessenen 
Burger  zu  erstrecken  3*). 

Diese  Verordnung  fällt  in  eine  Zeit,  wo  schon  die  be- 
deutendsten Vogteirechte  über  die  Dörfer  am  Ziirichsee  der 
Stadt  zugehörten.  Die  natürlichen  Interessen  des  Verkehrs 
hatten  gerade  diese  Theile  des  spätem  Cantons  am  frühesten 
in  engere  Beziehungen  zu  der  Stadt  gebracht35). 

Die  wichtigsten  Erwerbungen  ausgedehnter  Territorien 
gehören  nun  aber  ins  fünfzehnte  Jahrhundert.  Die  Herr- 
schaft Greifensee  wurde  im  Jahr  1402  der  Stadt  von 


34)  MS.  138.  .i.  S.  1 07-  «.  und  1>.  „So  lubm  wir  tm  — «eeiobert 
*nd  erkent,  das  Menlicb  so  iu  vnsern  voglyen  , Twmgeu  vnd  gerichlen  sitzenl 
vnd  dien  wir  z«  gebieten  haben,  vnd  darzuo  alle  die,  so  in  »ns  er  In- 
gesessen Borger  vogtyen,  geriebten  vnd  Twin  gen  seshafl  siut.** 
Auf  die  ausser  der  Stadt  gesessenen  Burger  und  deren  Herrsebafleu  wurde  so- 
mit die  Verordnung  nicht  bezogen.  Diese  letztem  waren  gewöhnlich  angese- 
hene Adeliche,  deren  Stellung  zor  Stadt  auf  Vertrag,  den  sogenannten  Borger- 
rcchtsbriefen  beruhte,  so  dass  die  Stadl  hier  nicht  einseitig  Herrschaftsrechte 
ansprechen  konnte. 

35)  Schon  im  Jahr  1313  heisst  es  in  einem  Vertrage  zwischen  Zürich  und 
Schwyz  : „Was  ouch  das  Gottshnss  ze  Einsidlen  an  Beben  und  andern  guetern 
hat,  widerselb  dem  Zorirbsee,  da  die  Berger  Ztirrcb  Voegt  oder 
Meyer  siet."  Tschudi  I.  262. 
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Graf  Friedrich  von  Toggenburg  verpfändet  für  die  Summe 
von  6000  Gulden  und  ist  in  der  Folge  nicht  abgelöst  wor- 
den. Bedeutender  war  der  Erwerb  der  Herrschaft  Grii- 
ningen.  Im  Jahr  1408  nämlich  verpfändeten  die  Brüder 
Hermann  und  Wilhelm  Gessler  alle  ihre  Rechte  auf  die  Burg, 
Feste  und  Stadt  Grüningen,  Landenberg,  das  Amt  Grünin- 
gen,  die  Dinghöfe  zu  Stäfa,  Hombrechtikon  und  Münchal- 
torf  mit  grossen  und  kleinen  Gerichten  und  allen  Ge- 
fällen der  Stadt  Zürich  fiir  8000  rheinische  Goldgulden, 
ünd  im  Jahr  1417  erkannte  König  Sigismund,  der  sich  da- 
mals auf  der  Kirchenversammlung  zu  Gonstanz  befand,  nicht 
bloss  die  Gültigkeit  der  Verpfändung  an,  sondern  iiber- 
liess  den  Zürichern  iiberdem  alle  Rechte , welche  das  Haus 
Oesterreich  von  den  Grafschaften  (wie  er  sie  nannte)  Grü- 
nin gen  und  Regensberg  verpfändet  habe,  auszulösen 
und  an  sich  zu  bringen,  nur  die  Wiederlösung  des  Reiches 
Vorbehalten , die  indess  nicht  zu  fürchten  war.  Es  fällt  das 
in  jene  für  die  Herzoge  von  Oesterreich  so  unglückliche 
Zeit,  zu  welcher  sie  die  bedeutendsten  Besitzungen  in  der 
Schweiz  verloren,  nachdem  Herzog  Friedrich  von  dem  Kai- 
ser in  die  Reichsacht  und  von  dem  Constanzerconcilimn  in 
den  Kirchenbann  versetzt  worden  war  und  nun  die  Gegner 
dieses  Fürsten  überall  rasch  Zugriffen,  um  ihn  zu  schädi- 
gen. Die  Gessler  nämlich  hatten  die  Herrschaft  selber  nur 
pfandweise  besessen  und  als  die  wahren  Landesherrn  über 
dieselbe  waren  bis  dahin  noch  die  Herzoge  von  Oesterreich 
zu  betrachten 3G).  So  ward  ihnen  nun  aber  die  Möglich- 
keit abgeschnitten,  die  Herrschaft  wieder  an  sich  zu  brin- 
gen gegen  Erledigung  der  darauf  haftenden  Summen  w). 

Die  Herrschaft  Regensberg  wurde  im  Jahr  1409  von 
Herzog  Friedrich  von  Oesterreich  selbst  an  Zürich  ver- 
pfändet für  7000  Gulden  mit  Vorbehalt  der  Auslösung  bin- 
nen 10  Jahren.  In  dem  Pfandbriefe  heisst  es:  „Wem  sy 
(die  von  Zürich)  ouch  die  gericht  ze  Regensberg  vnd  ze 

36)  König  Rudolf  halle  «>•  »rhlchensweiAe  seiner  Xeit  toi»  dem  Able  »on 
H|.  Gallen  erhallen. 

37)  Die  Crknnden  finden  siel»  in  der  Sakristei  rum  Crosstnfinster. 
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Bulach  einpfehlchen , dein  sol  der  pan  über  das  pluott 
von  vnns  (dem  Herzoge  von  Oesterreich)  verliehen  syn." 
Auch  auf  sie  bezieht  sich  die  vorhergehende  Urkunde  Kö- 
nig Sigismunds. 

ln  dieselbe  Zeit  (1415)  fallt  die  Eroberung  des  Frey- 
amtes  jenseits  des  Albis  durch  die  Zürcher,  welches  eben- 
falls dem  Herzoge  von  Oesterreich  seit  dem  Sturze  des 
Eschibachischen  Hauses  zugehört  hatte.  König  Sigismund 
überliess  diese  Herrschaft  der  Stadt  im  Jahr  1425  als  Reichs- 
lehen und  erneuerte  1433,  nachdem  er  inzwischen  die  Kai- 
serw'iirdc  erlangt  hatte,  die  Verleihung  der  Hoheitsrechte, 
den  Blutbann  inbegriffen. 

Die  bedeutendste  Erwerbung  aber  unter  allen  bezog  sich 
auf  die  im  alten  Thurgau  gelegene  Grafschaft  Kyburg. 
IN  och  im  vierzehnten  Jahrhundert  hatte  Herzog  LUpolt  von 
Oesterreich  die  Grafschaft  zweimal  in  den  Jahren  1384  und 
1386  seinen  Vettern  den  Grafen  von  Toggenburg  zuerst  für 
die  Summe  von  7550  Gulden,  spater  für  weitere  1200  Gul- 
den verpfändet.  In  Folge  dieser  pfandweisen  Benutzung 
kam  die  Gräfinn  Kunigunde  von  Montfort,  geborne  von 
Toggenburg,  1405  in  den  Besitz  der  Grafschaft.  Von  da 
an  finden  wir  nun  die  Züricher  ausserordentlich  thälig,  um 
diese  wichtige  Herrschaft  an  sich  zu  bringen.  Der  Gemahl 
der  Gräfinn,  der  von  den  Zürichern  gefangen  ward,  musste 
schwören,  sich  jener  Grafschaft  nicht  zu  unterwinden  , noch 
selbst  dort  zu  wohnen  ohne  der  Stadt  Wissen  oder  Willen. 
Seine  Frau  möge  das  thun. 

Nachdem  gegen  Herzog  Friedrich  die  Reichsacht  ver- 
hängt worden,  zog  der  Kaiser  Sigismund  auch  die  Rechte 
des  Hauses  Oesterreich  auf  Kyburg  zu  seinen  Händen  ein. 
An  ihn  wendeten  sich  nun  die  Zürcher,  und  in  der  That 
gelang  es  ihnen,  im  Jahr  1424  das  Recht  der  Auslösung 
der  Toggenburgischen  und  andern  Pfandrechte,  welches  vor- 
mals dem  Herzoge  von  Oesterreich  zugestanden,  von  dem 
Kaiser  zu  erhalten  }s).  Die  Gräfinn  von  Montfort  wurde  für 

38)  Dir  Unterhandlungen  mit  dam  König  fangen  spatesten«  im  Jahre  141$ 
an.  Damals  boten  die  Züricher  für  eifenthümliehe  t/cberlassang  der  Grafschaft 
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ihre  Forderung  ausbezahlt  und  nunmehr  gelangte  die  Stadt 
Zürich  in  den  erwünschten  Besitz.  Indessen  war  dieser 
Besitz  noch  nicht  gegen  weitere  Ansprüche  geschützt.  Die 
Stadt  war  bloss  an  die  Stelle  der  frühem  Pfandinhaber  ge- 
treten und  die  Grafschaft  noch  lange  nicht  so  verschuldet, 
dass  nicht  die  Möglichkeit  einer  Wiederlösung  von  Seite 
des  Reichs  gedroht  hätte.  Der  König  liess  sich  selbst  zu 
wiederholten  Malen  ansehnliche  Summen  von  den  Zürichern 
bezahlen , welche  dann  wieder  auf  die  Grafschaft  geschla- 
gen wurden.  Ebenso  war  die  Stadt  sorgfältig  genug,  die 
Kosten , welche  sie  auf  eine  Schlosshaute  verwendet  hatte , 
sich  von  dem  Könige  wieder  auf  die  Grafschaft  anweisen 
zu  lassen.  So  wuchs  die  Summe,  für  welche  das  Land 
verpfändet  war,  zusehends  und  die  Wiederlösung  wurde 
schwieriger. 

Schon  der  erste  Zürichkrieg  im  Jahr  1440,  welcher  sich 
zwischen  den  Zürichern  und  den  eidgenössischen  Ständen 
Schwyz  und  Glarus , die  von  den  übrigen  Eidgenossen  un- 
terstützt wurden , über  das  Toggenburgische  Erbe  erhoben 
hatte,  brachte  die  sämtntlichen  neuen  Erwerbungen  der  Stadt 
in  Gefahr.  Nicht  bloss  wurde  ihr  ganzes  Gebiet  verwüstet. 
Die  auf  Vergrösserung  nicht  weniger  lüsternen  Schwyzer 
und  Glarner  Hessen  nur  ungerne  das  eroberte  Gebiet  fahren 
und  erhielten  auch  wirklich  iin  Frieden  die  Dinghöfe  zu 
Pfefßkon,  Wolrau  und  Hürden  am  Zürichsee  abgetreten. 

Erbittert  darüber  näherte  sich  Zürich  insgeheim  wieder 
den  Oesterreichern.  Herzog  Friedrich  von  Oesterreich  wurde 
in  demselben  Jahre  noch  zum  deutschen  Könige  gewählt, 
ein  noch  jugendlicher  Fürst  aber  voll  wohlüberlegter  wirt- 
schaftlicher Plane.  Es  kann  niemanden  befremden , dass  er 
daran  dachte  , auch  die  noch  vor  kurzem  erst  an  die  Eid- 
genossen verlorenen  Länder  wieder  zu  gewinnen.  Mit  Zü- 
rich schloss  er  in  seiner  Eigenschaft  als  Herzog  von  Oester- 


10,000  Gulden,  und  wenn  der  König  ihnen  nur  die  Auslosung  der  Pfandrechte 
rngestehe  2000  Gulden.  Ungeachtet  in  dem  Briefe  Ton  1424  keine  Bede  da- 
»oo  ist,  dass  der  König  Geld  empfangen  habe,  so  darf  man  das  doch  nach  dem 
eben  Mitgf theilten  als  siehar  eorausietten.  MS.  138.  b.  S.  59.  b. 
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reicli  fiir  das  angränzendc  vorderösterrciehischc  Gebiet  einen 
Bund,  welcher  zu  Aachen  auf  dem  Krönungstage  unter- 
zeichnet wurde39),  und  wenn  auch  nicht  den  Worten  doch 
dem  Geiste  nach  den  Eidgenossen  feindselig  war.  Zürich 
hatte  aber  diesen  Bund,  der  ihm  doch  nur  neues  Unglück 
bereitete,  ohne  einen  wahren  Ersatz  zu  leisten,  nur  durch 
das  Opfer  der  Grafschaft  Kyburg  erkaufen  können.  Durch 
einen  gleichzeitigen  Vertrag  nämlich  hatte  sich  Zürich  ver- 
pflichtet , die  Grafschaft  Kyburg  wieder  dem  Hause  Oester- 
reich zu  überliefern  und  fiir  6ich  nur  einen  Einfluss  auf  die 
Wahl  eines  jeweiligen  österreichischen  Landvogtcs  sowie 
das  Recht  erlangt,  wenn  je  die  Herzoge  ihre  Grafschaft  ver- 
wässern oder  verpfänden  wollten , sie  um  den  nämlichen  Preis 
vor  andern  Erwerbern  voraus  an  sich  zu  bringen ; ein  Recht, 
welches  auch  auf  andere  Herrschaften  ausgedehnt  wurde, 
insofern  diese  durch  das  Haus  Oesterreich  wieder  von  den 
darauf  zu  Gunsten  Zürichs  haftenden  Pfandrechten  geledigt 
werden  sollten.  Würde  die  Grafschaft  Baden,  welche  im 
Jahr  1415  von  den  Eidgenossen  erobert  war,  je  wieder  in 
die  österreichische  Gewalt  zurückkehren  (aus  welcher  Be- 
stimmung sich  deutlich  die  Tendenz  des  Bundes  ergibt),  so 
soll  Zürich  auch  darauf  dieselben  Rechte  erhalten  wie  auf 
die  Grafschaft  Kyburg.  Nur  der  Theil  der  Grafschaft  Ky- 
burg, welcher  jenseits  der  Glatt  nach  Zürich  hin  lag,  das 
sogenannte  Neuamt,  wurde  der  Stadt  bleibend  überlassen  i0). 
Und  die  früher  schon  von  der  Grafschaft  Kyburg  abge- 
trennte den  Herren  von  I.andenberg  verpfändete  Herrschaft 
Andelfingen,  welche  die  Züricher  auf  ähnliche  Weise 
von  diesen  losgekauft  hatten,  wie  die  Grafschaft  Kyburg 
von  der  Gräfinn  von  Montfort,  soll  der  Stadt  auch  ferner 
zu  Pfand  verbleiben , jedoch  die  Wiederlösung  dem  Hause 
Oesterreich  Vorbehalten  sein. 

Die  von  dein  Bürgermeister  Stiissi  und  dem  Stadtschrci- 
ber  Graf  missleitete  Stadt  wurde  in  dem  erneuerten  Kriege 

39)  Trebndi  I!.  S.  335. 

10)  Die  Urkunden  sind  in  dev  Sakrntei  um  Ol  05sniiin>ter , Abschriften 
budrn  sich  in  den  Urbanen. 
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mit  den  Eidgenossen  hart  mitgenommen;  die  Landschaft  hatte 
noch  mehr  zn  erdulden.  Der  Kaiser  nahm  sich  des  Krie- 
ges nur  lässig  an  und  der  österreichische  Befehlshaber  führte 
^denselben  planlos  und  unglücklich.  Allgemeine,  beidersei- 
tige Ermüdung  bereitete  indessen  den  Frieden  vor  (1446), 
aus  welchem  Zürich  doch  ohne  neue  Verluste  von  Land 
sich  rettete.  Bald  darauf  (1452),  und  zwar  in  Folge  dieses 
Krieges,  erwarb  denn  auch  die  Stadt  die  Grafschaft  Kyburg 
wieder,  und  nun  für  immer.  Der  österreichische  Befehls- 
haber hatte  nämlich  bedeutende  Geldsummen  in  Zürich  ent- 
lehnen müssen,  um  den  Krieg  zu  führen;  und  so  blieb  der 
Herzog  Sigismund,  der  inzwischen  die  Regierung  des  vor- 
derösterreichischen Landes  angetreten  hatte,  noch  eine  Summe 
von  17,000  Gulden  der  Stadt  schuldig,  für  welche  er  ihr 
die  Grafschaft  Kyburg  von  neuem  verpfändete.  Ungeachtet 
er  sich  aber  das  Auslösungsrecht  mit  sehr  grosser  Bestimmt- 
heit vorbehielt  für  sich  und  seine  Erben,  wurde  doch  nie 
davon  Gebrauch  gemacht. 

Die  Stadt  Winterthur  war  durch  die  Aechtung  des 
Herzogs  Friedrich  ebenfalls  von  der  österreichischen  Herr- 
schaft frei  geworden  und  in  die  Stellung  einer  Reichsstadt 
gelangt.  Nach  König  Sigismunds  Tode  huldigte  sie  aber 
freiwillig  wieder  dem  österreichischen  Hause,  und  kehrte 
so  7,u  ihrem  alten  Landesherrn  zurück.  Seihst  als  schon 
die  Grafschaft  Kyburg,  von  der  sie  umgehen  war,  von 
neuem  den  Zürichern  verpfändet  war,  wehrte  sie  doch,  im 
Verein  mit  einer  österreichischen  Besatzung,  die  Belagerung 
der  Eidgenossen  auf  das  tapferste  ah,  als  diese  den  Krieg 
gegen  Herzog  Sigismund  von  Oesterreich  erneuert  hatten 
(1460).  Indessen  musste  doch  die  Unhaltbarkeit  dieser  Lage 
immer  fühlbarer  werden,  und  so  war  es  Winterthur  ganz 
recht,  als  der  Herzog  die  Stadt  im  Jahr  1467  ebenfalls  an 
Zürich  verpfändete.  Sie  entging  dadurch  wenigstens  der 
grossem  Gefahr,  eine  gemeineidgenössische  Herrschaft  zu 
werden.  Die  Züricher  bezahlten  10,000  rheinische  Gulden, 
wovon  der  Herzog  8000  der  Stadt  Winterthur  selbst  iiber- 
liess,  um  sie  für  die  Unkosten  des  Kriegs  dadurch  zu  decken. 
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In  dem  Vertrage  wurde  ausdrücklich  bestimmt:  „daz  die 
von  Zürich  die  egcmelten  von  Winterthur,  Schultheissen , 
Rat  vnd  gemeinde,  vnd  alle  die  so  zuo  In  gehören,  by 
allen  Iren  Rechten,  Fryheiten  vnd  gnaden,  so  sy  von  Rö- 
mischen Reisern  vnd  ktinigen,  ouch  vnsern  vordem  vnd  vns 
(Herzog  Sigismund)  haben  vnd  by  Iren  alten  löblichen  her- 
komen  gerueblich  belyben  lassen,  vnd  dawider  nicht  drin- 
gen, sunder  daby  vor  anndern,  die  darwider  teten,  oder 
tuon  weiten,  handthaben  schützen  schirmen  sollen  nach  al- 
lem Irem  vermugen.” 

Winterthur  behielt  somit  seine  freie  selbständige  Verfas- 
sung auch  unter  ztiricherischer  Hoheit  bei , wie  sich  dieselbe 
unter  den  österreiscben  Landesherrn  ausgebildet  hatte.  Damals 
schon  bestand  neben  dem  kleinen  Rathe  von  zwölf,  dem  noch 
immer  ein  Schultheiss  Vorstand , ein  grosser  Rath  von  vierzig 
Mitgliedern41).  Zünfte  gab  es  keine  daselbst,  obwohl  sich 
zu  Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  solche  aus  der  Ge- 
meinde heraus  bilden  wollten.  Diese  Neuerung  wurde  aber 
im  Jahr  1416  von  den  angerufenen  Schiedricbtern  auf  das 
schwerste  untersagt.  Und  es  blieb  somit  bei  einer  Gemeinde 
der  ganzen  Bürgerschaft,  was  auch  bei.  dem  geringen  Um- 
fange der  Stadt  das  natürlichste  war. 

Von  geringerer  Bedeutung  war  der  ähnliche  Erwerb 
der  Stadt  Stein  am  Rhein.  Diese  Stadt  nämlich  hatte  sich 
selbst  1457  von  ihren  frühem  Landesherrn,  den  Freiherrn 
von  Klingen  losgekauft  und  so  den  eigenen  Besitz  der  Ho- 
heitsrechte über  das  Stadtgebiet  und  was  noch  sonst  abge- 
treten wurde  erworben.  Dieser  freie  Zustand  schien  ihr 
aber  später  nicht  ohne  Gefahr,  und  so  verkaufte  sie  jene 
Hoheitsrechte  im  Jahr  1484  um  8000  Gulden  an  Zürich, 
behielt  sich  aber  unter  dem  Schirme  dieser  Stadt  ihre  städti- 
sche Verfassung  vor. 

Endlich  erkaufte  die  Stadt  im  Jahr  1496  von  dem  Edeln 
Johann  Gradner  die  Stadt  und  Herrschaft  Eglisau  für 
10,500  Gulden ; 46  Jahre  früher  hatte  sie  die  nämliche  Herr- 


41)  Müller  Geschichte  der  Eidgenossen  III.  S.  403. 
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achaft,  welche  sie  von  den  Grafen  von  Tengen  erworben 
hatte,  um  die  gleiche  Summe  an  die  Familie  Gradner  ab- 
getreten und  machte  nunmehr  von  ihrem  Rechte  des  Wie- 
derkaufs Gebrauch. 

So  besass  nun  die  Stadt  ein  sehr  ansehnliches,  ziemlich 
abgerundetes  Gebiet.  In  allen  diesen  grossem  Herrschaften 
hatte  sie  die  hohe  Gerichtsbarkeit,  wie  sie  vormals  von  den 
einzelnen  Landesherrn  ausgeübt  worden  war.  Daneben  konnte 
sie  auch  die  niedern  Vogteirechte  oder  grundherrliche  Rechte 
inne  haben,  je  nachdem  der  frühere  Landesherr  auch  diese 
besessen  oder  sie  solche  von  andern  Vögten  oder  Grund- 
herrn erworben  hatte. 

Man  darf  sich  indessen  in  der  ersten  Zeit  dieses  Gebiet 
durchaus  nicht  denken  als  eine  einheitlich  und  gleichförmig 
regierte  Landschaft.  Vielmehr  war  es  ursprünglich  nur  ein 
Aggregat  einzelner  Herrschaftsrechte,  die  ihrem  Umfange 
nach  sehr  verschieden  sein  konnten  und  immer  trat  die  Stadt 
nur  an  die  Stelle  der  frühem  Herrn.  Wohl  aber  musste 
die  gemeinsame  Beziehung  aller  dieser  Theile  zu  der  Haupt- 
stadt und  die  allgemeine  Theilnahme  an  den  öffentlichen 
Schicksalen  des  erweiterten  Staates  in  Kurzem  auch  grössere 
Einheit  und  einen  innern  Zusammenhang  der  ganzen  Land- 
schaft hervorbringen.' 

7.  Der  Bürgermeister  Waldmann. 

Um  dieselbe  Zeit  als  der  Graf  von  Toggenburg,  Uber  des- 
sen Erbe  jener  unselige  Krieg  der  Züricher  mit  den  Schwy- 
zern  und  Glarnern  ausbrach,  starb  (1437),  wurde  Hans  Wald- 
mann in  Blickenstorf,  einem  Dorfe  des  Landes  Zug,  ge- 
boren, der  grösste  züricherische  Held.  Als  armer  Bauer- 
knabe kam  er  nach  Zürich , wurde  Rothgerber , kaufte  das 
Bürgerrecht  und  zeichnete  sich  bald  vor  allen  seinen  Ge- 
nossen durch  unternehmenden  Muth  und  raschen  Geist  aus, 
wie  er  durch  seine  körperliche  Schönheit  den  Frauen  lieb 
und  gefährlich  wurde.  Zum  Zunftmeister  erwählt,  entwi- 
ckelte er  in  den  burgundischen  Kriegen  seine  kriegerischen 
Talente  und  erwarb  einen  grossen  geachteten  Namen  weit 
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umher.  Sciu  Einfluss  stieg  in  der  Stadt  mit  seinem  Ruhm 
und  seinem  Vermögen.  AU  oberster  Zunftmeister  hatte  er 
auf  den  Zünften  und  unter  seinen  Aintsgenossen  grosses  An- 
sehen. Aber  nicht  zufrieden  mit  dieser  Stellung,  suchte  er 
eine  höhere  zu  erwerben.  Von  der  Natur  zum  Haupte  eines 
Staates  gcschaffeu , wollte  er  seine  angeborenen  Herrscher- 
rechte , wenn  dieser  Ausdruck  erlaubt  ist,  verwirklichen, 
und  mit  dem  Einflüsse  auch  die  Anerkennung  seiner  Ucber- 
legenheit  verbunden  sehen. 

Oie  Bürgermeister  waren  dem  alten  Herkommen  gemäss 
bisher  meistenteils  aus  der  Constafel  genommen  worden. 
Waldmann  aber  gehörte  nicht  dieser  sondern  der  Zunft  zum 
Kameele  an.  Gerade  damals  waren  zwei  Bürgermeister  aus 
jener  Gesellschaft  abwechselnd  im  Amte,  von  denen  keiner 
frei willig  dein  Emporkömmling  (denn  so  sahen  ihn  trotz  sei- 
nes eminenten  Talentes,  trotz  seiner  Ritterwürde,  die  er  durch 
eigenes  Verdienst  erworben  hatte,  und  trotz  seines  Vermö- 
gens wohl  die  Meisten  von  den  alten  Geschlechtern  in  ihrer 
Beschränktheit  an)  weichen  wollte.  Doch  Waldmann  wurde 
durch  beide  Schwierigkeiten  von  dein  gefassten  Entschlüsse 
nicht  abgeschrcckt.  Er  liess  sich,  statt  des  bisherigen  Bür- 
germeisters Güldli,  zum  Bürgermeister  wählen.  14S3. 

Die  Plane,  die  er  schon  als  Oberstzunftmeister  verfolgt 
hatte , förderte  er  nunmehr  noch  rascher  und  kühner.  Der 
Verwilderung  und  Sittcnlosigkeit,  welche  sich  während  der 
unaufhörlichen  Fehden  und  Kriege  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts über  Stadt  und  Land  verbreitet  hatten,  suchte  er 
mit  energischen  Massregeln  zu  begegnen.  In  ihm  selber 
waren  die  Leidenschaften  und  Tugeoden  jener  Zeit  im  höch- 
sten Masse  vereinigt.  Iin  Gefühle  seiner  Uebennacht  wollte 
er  jene  beim  Volke  bändigen,  ohne  sich  selbst  Gewalt  an- 
zuthun,  was  grossen  Charakteren  öfters  wiederfäbrt,  von 
der  grossen  Mehrheit  aber  gewöhnlich  bitter  betirlheilt  wird. 
Er  wollte  vor  allen  die  Bewohner  wieder  an  solide  Thä- 
tigkeit  gewöhnen.  Die  Städter  sollten  vornehmlich  Handel 
und  Gewerbe  treiben , die  Landbewohner  sollten  dem  Acker- 
bau obliegen. 
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Aus  Zürich  gedachte  er  den  Hauptmarkt  des  ganzen 
Landes  zu  machen,  auf  welchem  alle  Erzeugnisse  des  Bo- 
dens und  des  industriellen  Fleisses  timgesetzt  würden.  Nach 
der  Stadt  sollten  die  Handwerker  aus  den  Dörfern  kommen 
und  daselbst  das  Bürgerrecht  erwerben.  Die  Handwerke 
wurden  gegen  fahrende  Krämer  geschützt,  der  öffentliche 
Verkauf  von  Lebensmitteln  unter  erneuerte  polizeiliche  Auf- 
sicht gestellt,  die  Arbeitslöhne  taxirt.  Im  Innern  der  Stadt 
wurde  grössere  Reinlichkeit  geboten , und  durch  öffentliche 
Bauten  (die  Wasserkirche  und  die  Helme  des  Grossmünsters) 
ihr  Aussehen  verschönert is). 

Für  die  Bewirtschaftung  der  Güter  auf  dem  I.ande  er- 
liess  er  ebenfalls  Verordnungen.  Er  verbot  weitere  Aus- 
reutung  der  Wälder  und  Verwandlung  der  Aecker  in  Wei- 
den. Das  verderbliche  unstäte  Herumfahren  von  Ort  zu 
Ort  und  das  Reislaufen  in  fremde  Kriege  suchte  er  durch 
strenge  Gesetze  zu  hindern.  Fester  Wohnsitz  und  bestimmte 
Beschäftigung  sollte  die  Leiden  des  Krieges  und  die  allge- 
meine Verderbniss  wieder  entfernen  und  dem  Gemeinwesen 
zu  neuer  Biiithe  verhelfen  M). 

Man  würde  Waldmann  Unrecht  tliun,  wenn  man  seine 
Verordnungen  nach  dem  Massstabc  des  achtzehnten  oder 
neunzehnten  Jahrhunderts  messen  wollte.  So  einseitig  und 
schroff  sie  uns  erscheinen,  so  konnten  sie  doch  für  die  da- 
malige Zeit  von  heilsamen  Wirkungen  sein.  Und  nur  das 
zu  rasche  Durch  greifen  des  Bürgermeisters,  der  keinen  Wi- 
derstand duldete,  brachte  sein  ganzes  System  in  Gefahr. 
Auch  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  der  Ucbcrgang  von  dem 
Bauern  - in  den  Bürgerstand  damals  äusserst  leicht  war. 
Jeder  Einheimische,  der  in  die  Stadt  zog,  3 Gulden  fiir  das 
Bürgerrecht  bezahlte  und  sich  eine  Zunft  wählte,  war  Bürger. 

Die  Finanzen  der  Stadt  hob  Waldmann  hauptsächlich  da- 
durch, dass  er  den  Salzverkauf  fiir  ein  Regal  der  Stadt  er- 
klärte und  alle,  welche  mit  ihr  steuerten  und  reiseten,  nü- 

42)  H.  H.  Fitssli  Joh,  WiMmani  , Bitter  Bürgermeister  der  Stadt  Zü- 
rich. Zürich  J 780.  S.  66.  ff. 

43)  4’llsili  j.  a.  O.  S.  73.  ff.  1 3t.  ff. 

Hltmt.rltli  tt.rtilf*r»f tiirtil».  2'J 
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thigte,  „ sich  von  ihr  zu  besaiten. " Zugleich  legte  er  in 
der  Stadt  und  ihren  Herrschaften  die  sogenannten  Reis- 
büchsen an,  in  welche  die  steuerpflichtigen  Bewohner  der- 
selben jährlich  einen  Beitrag  abgeben  und  mancherlei  Bussen 
und  andere  Gebühren  fallen  sollten.  Dadurch  wurde  zum 
Voraus  auf  den  Fall  des  Krieges  gesorgt,  dass  die  Kosten 
desselben  desto  leichter  bestritten  werden  können  **). 

In  der  Regierung  des  Landes  suchte  er  grössere  Gleich- 
förmigkeit zu  bewirken  durch  Ausbildung  des  Steuerwesens 
und  Durchführung  eines  allgemeinen  Mannschaftsrechtes.  Die 
Rechte  der  Vogtei  und  Grundherrn  wurden  so  viel  möglich 
an  die  Stadt  erworben  und  manches  Altertümliche , was 
sich  daran  knüpfte,  abgeschafft.  Die  Wahlen  der  Unter- 
vögte,  welche  faktisch  seit  längerer  Zeit  den  Herrschafts- 
angehörigen zugestanden , wurden  in  Dreiervorschläge  ver- 
wandelt, aus  denen  dann  die  Ober-  oder  Landvögte  den  Un- 
tervogt ernannten.  Die  niedere  Strafrechtspflege  wurde  ein- 
geschränkt, die  höhere  erweitert  und  die  Strafen  verschärft*4). 

Seine  Hauptgegner  waren  die  Pfaffen  und  die  Geschlech- 
ter. Die  schlechten  Sitten  der  erstem  suchte  er  zu  zügeln. 
Er  wollte  sie  zwingen,  wid  sich  eine  Verordnung  von  1485 
ausdrückt,  zu  „ tuon  als  die  so  die  wolust  der  zergengli- 
chen  weit  zurück  gelegt  haben,  vnd  als  sie  geistlicher  Würde 
vnd  ir  Pfruud  wegen  zu  tun  schuldig  sind.”  Die  Veräus- 
serung  liegender  Güter  an  Kirchen  und  Klöster  hinderte  er 
wirksam  und  nöthigte  den  Klerus  zu  seinem  grossen  Ver- 
druss zum  Bau  der  Thürme  am  Grossmünster  beizusteuern. 
Und  obwohl  er  sich  selbst  früher  mit  iibermiithigem  Stolze 
geäussert,  er  wolle  in  Zürich  Kaiser  und  Papst  zugleich 
sein,  so  war  er  doch  schon  1479  vorsichtig  genug,  um  bei 
Gelegenheit  eines  Bündnisses  von  Papst  Innocenz  VIII.  der 
Stadt  sehr  ausgedehnte  Rechte  in  kirchlichen  Dingen  und 
gegenüber  der  Geistlichkeit  zusichern  zu  lassen  *6). 

44)  Filssli  S.  79.  ff.  Eine  ausführliche  Verordnung  über  diese  Buchsen 
findet  sich  MS.  140.  Ablh.  II.  S.  30.  a. 

43;  FUssli  S.  S'i.  ff. 

46)  Filssli  S.  34.  ff. 
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Da  er  in  der  Stadt  den  Geschlechtern  verhasst  war,  so 
suchte  er  in  den  Zunftmeistern  vornämlich  seine  Stütze. 
Durcli  sie  Hess  er  manche  Massregel  genehmigen,  welche 
er  bei  dein  Ralhe  nicht  leicht  durchzusetzen  hoffen  konnte, 
indem  er  die  Bestimmung  in  der  Verfassung,  dass  wenn  der 
Rath  säumig  sei , die  Zunftmeister  allein  zusammentreten  und 
Beschlüsse  fassen  dürfen,  benutzte  und  allerdings  ungebühr- 
lich anwandte.  Die  Wahl  der  inzwischen  gesunkenen  Con- 
stafel  in  den  Rath  wollte  er  auf  6 Mitglieder  beschränken, 
und  ihre  Mitglieder  hindern,  auf  andere  Zünfte  zu  gehen, 
und  sich  dort  eintragen  zu  lassen,  damit  sic  nicht  als  Zunft- 
meister gewählt  werden  und  so  das  Uebergewicht  von  neuem 
Herstellen  können.  Der  Trinkgesellschaft  zur  Constafel  setzte 
er  eine  andere  entgegen , die  sieh  unter  seinem  Vorsitze 
auf  dem  Schnecken  versammelte  und  die  vorzüglichsten  sei- 
ner Anhänger  vereinigte.  Denn  noch  immer  war  cs  Sitte, 
beim  Gelage  die  wichtigsten  Dinge  vorzuberciten i7). 

Das  ganze  Verfahren  Waldmanns  hatte  einen  so  ausge- 
prägten Charakter , dass  wenn  auch  viele  dieser  Verordnun- 
gen nicht  gerade  seinen  Namen  tragen,  man  doch  seinen  re- 
forinirenden  Geist  darin  nicht  verkennen  kann.  Sie  passen 
alle  zusammen  und  haben  alle  Einen  Zweck.  Eine  Zeit  lang 
schien  dem  thätigen  Staatsmanne  Alles  zu  glücken.  Oeffent- 
lich  wagte  ihm  niemand  zu  widerstehen.  Er  fing  an,  für 
sein  Streben  nach  weitern  Kreisen  zu  suchen.  Er  wollte  in 
der  Eidgenossenschaft  herrschen,  wie  er  in  Zürich  herrschte, 
und  so  die  von  ihm  mit  Leidenschaft  geliebte  Stadt  noch 
mehr  verherrlichen.  Allein  zu  rasch  in  seinen  Planen  fort- 
schreitend, vermehrte  er  die  Kräfte  seiner  Feinde.  Weil  er 
ihre  Personen  verachtete,  so  verachtete  er  auch  ihre  Macht. 
Das  führte  seinen  Sturz  herbei. 

Ohnehin  schon  zu  despotischen  Massrcgeln  geneigt,  wurde 
er  von  seinen  Feinden  im  Rathe  zu  stärkern  Uebertreibun- 
gen  hingedrängt.  Die  Härte  und  das  Gehässige  seiner  Ver- 
ordnungen sollte  noch  iiberhoten  und  dann  das  öffentliche 


47)  FU  * » 1 1 S.  6 ».  ff. 
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Missvergnügen  gegen  seine  Person,  von  der  dieses  Alles 
ausgehe,  gelenkt  werden.  Das  war  der  schlaue  Plan  seiner 
Gegner,  an  deren  Spitze  die  von  Waldmann  vielfach  ernie- 
drigte Familie  Göldli  stand.  Gegen  Ende  des  Jahres  1488 
wurde  ein  sehr  strenges  Sittenmandat  erlassen , durch  wel- 
ches die  Lustbarkeiten  bei  Hochzeiten,  die  Geschenke  bei 
Wahlen  und  Kindstaufen  u.  s.  f.,  das  Tragen  kostbarer  Klei- 
der und  Schmuckes  bedeutend  beschränkt,  auf  der  Land- 
schaft auch  die  gemeinen  Schiessen  und  Kegelschieben  un- 
tersagt und  nur  an  den  Kirchweihen  grössere  Versammlun- 
gen gestattet  wurden.  Dieser  Eingriff  in  das  häusliche  Le- 
ben und  die  persönliche  Eitelkeit  verwundete  tiefer  als  die 
frühem  viel  wichtigeren  Reformen.  Als  aber  gegen  Wald- 
manns Willen,  wenn  schon  unter  seinem  Namen,  gar  den 
Landleuten  verboten  wurde,  grosse  Hunde  zu  halten  und 
Freunde  Waldmanns  den  Auftrag  erhielten  und  ausführten, 
die  Hunde  todt  schlagen  zu  lassen ; da  war  die  Unzufrieden- 
heit auf  einen  solchen  Punkt  gestiegen,  dass  sie  bald  darauf 
in  offenem  Aufstande  losbrach. 

Schon  hatte  ihn  Waldmann  durch  einige  Concessionen 
und  vernünftige  Vorträge,  welche  er  den  Gemeinden  halten 
Hess,  wieder  beschwichtigt,  als  sein  Stolz  iS) , der  sich  selber 
kein  auch  nothwendiges  Nachgeben  gestehen  und  die  Würde 
der  städtischen  Regierung  mit  übertriebener  Sorgfalt  wah- 
ren wollte,  ihn  verleitete,  die  Urkunde,  welche  die  Land- 
schaft befriedigen  sollte,  in  Ausdrücken  niederschreiben  zu 
lassen , welche  für  diese  äusserst  demüthigend  waren  und 
eine  offenbare  Lüge  enthielten.  Der  Aufstand  brach  von 
neuem  aus.  Die  Feinde  Waldmanns  in  der  Stadt  Hessen 
alle  ihre  Minen  springen  und  benutzten  alle  Mittel  des  Nei- 
des, der  Lüge,  der  Verschwörung  und  des  Verrathes,  um 

48)  Waldmanns  Stolz  darf  durchaus  nicht  mit  dem  widerwärtigen  Hoch- 
mulhe  nnd  der  Eitelkeit  verwechselt  werden,  die  »ich  bei  schnell  aufgesebo». 
senen  Glückspilzen  eben  so  oft  finden , als  bei  den  Nachkommen  alter  Ge- 
schlechter, welche  nichts  für  sich  habeu  als  einen  Namen,  der  vor  Zeiten 
guten  Klang  gebäht.  Er  war  gerade  gegen  Niedere  äusserst  freundlich  und 
leutselig.  Nur  die  Hochinuthigen  liess  er  persönlich  semea  Stolz  schwer  em- 
pfinden. 
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einen  Mann  stürzen  zu  helfen , dessen  Grösse  ihre  Kleinheit 
desto  fühlbarer  machte.  Innerer  Aufruhr  begegnete  dem 
aussern.  Die  einberufenen  eidgenössischen  Gesandten  fan- 
den einen  willkommenen  Anlass,  sich  von  dem  gefürchteten 
Bürgermeister  zu  befreien.  Waldmann  wurde  gefangen  ge- 
setzt, von  seinen  Feinden  gerichtet  und  am  6.  April  1489 
enthauptet.  Er  starb  als  Held,  grösser  noch  auf  dein  To- 
desgang, als  je  im  Leben*3). 

In  Folge  des  Aufruhrs  war  einstweilen  die  ganze  städti- 
sche Verfassung  abgethan  worden.  Es  wurde  eine  ausser- 
ordentliche Regierung,  der  Rath  der  Sechzig,  die  aber  bald 
darauf  auf  73  vermehrt  wurden,  bestellt,  den  Lazarus  Göld- 
Jin  das  Haupt  j der  Empörung,  einen  durch  und  durch 
schlechten  Gesellen,  an  seiner  Spitze.  Dieser  Rath  machte 
indess  die  kurze  Zeit  seiner  Herrschaft  nur  durch  eine  An- 
zahl Hinrichtungen,  besser  politische  Morde  genannt,  be- 
merklich.  In  Kurzem,  noch  im  Jahr  1789,  wurde  er  wieder 
abgeschafFt  und  die  Grundzüge  der  neuen  Verfassung  fest- 
gesezt,  welche  dann  9 Jahre  später  in  den  sogenannten  vier- 
ten geschworenen  Brief  niedergelegt  wurde  50). 

J.  8-  Der  vierte  geschworene  Brief. 

Mit  Recht  hat  schon  Fiissli  darauf  aufmerksam  gemacht , 
dass  das  bündigste  Zeugniss  für  Waldmanns  Streben  darin 
lag,  dass  unmittelbar  nach  seinem  Fall  von  seinen  Feinden 
die  Revision  der  Verfassung  in  demselben  Sinne  vorgenom- 
men werden  musste , in  welchem  er  sie  vorbereitet  hatte. 
Sie  konnten  sich  dem  Eindrücke  der  Zeit  und  seines  Gei- 
stes nicht  einmal  da  entziehn , als  sie  vor  ihm  sich  nicht  inehr 

♦ 9)  Weidmann  wurde  in  einer  ziemlichen  Anzahl  ton  Trauerspielen  schon 
gefeiert,  zuletzt  ton  Spindler.  Nicht  leicht  eignet  sich  ein  Stoff  besser 
für  die  Tragödie  als  dieser.  Doch  finde  ich  die  Geschichte,  wie  sie  Job.  ». 
Müller  im  drillen  Capilet  seines  V.  Boches  der  Geschichte  der  Schweiz  er- 
zählt , noch  tragischer  als  die  Poesieu  , zu  welchen  sie  begeisterte. 

50)  Ob  schon  ein  geschworener  Brief  iin  Jahr  1*89  errichtet  worden  sei 
und  ob  und  wodurch  er  sich  ton  dem  npalern  »on  1*98  unterscheide , ist  noch 
nnansgemittelt.  Jedenfalls  honntrn  die  Veränderungen  nicht  bedeutend  gewe. 
*tn  sein. 
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fürchten  mussten.  Dass  er  aber  eine  naturgeuiässc  Rich- 
tung verfolgt  hatte,  beweist  die  dreihundertjährige  Dauer 
der  Verfassung,  die  wir,  ungeachtet  sie  von  Waldtnanns 
Gegnern  angetragen  wurde , dennoch  die  Waldmannische 
nennen  müssen. 

Der  geschworene  Brief  von  1495 4I)  stellt  den  grossen 
Rath,  der  schon  früher  die  höchste  Gewalt  inne  gehabt, 
nunmehr  auch  forme!  an  die  Spitze  der  Verfassung.  Nicht 
bloss  wird  ihm  das  Recht,  allgemein  verbindliche  Beschlüsse 
und  Verordnungen  definitiv  zu  erlassen,  zugeschriebeu,  son- 
dern er  soll  die  Verfassung  selbst  mehren  oder  mindern 
dürfen,  ohne  dass  ihm  eine  Verpflichtung,  die  Veränderun- 
gen an  die  Gemeinde  zu  bringen,  aufcrlegt  wäre. 

Er  besteht  wieder  aus  212  Mitgliedern,  welche  nun  fol- 
gender Massen  zusammengesetzt  werden : 

1)  Gehören  zu  den  Zweihundert  die  beiden  Bürgermei- 
ster, der  regierende  und  der  abgetretene; 

2)  24  Rathe,  von  denen  je  die  Hälfte  iiir  das  eine,  die 
andere  Hälfte  für  das  andere  Halbjahr  gewählt  werden, 
nämlich : 

4 von  der  Constafel  aus  derselben  ernannt, 

2 aus  den  Achtzehnern  der  Constafel  von  dem  gros- 
sen Rathe  gewählt, 

12  aus  den  Zwölfern  der  12  übrigen  Zünfte  ebenso 
gewählt, 

b ganz  frei  aus  dem  grossen  Rathe  von  diesem  gewählt. 

24  Räthc. 

3)  24  Zunftmeister  von  den  Zünften  ans  ihrer  Mitte  ge- 
wählt, von  denen  wieder  die  Hälfte  halbjährlich  erneuert 
wird. 

Diese  50  Mitglieder  bilden  die  beiden  abwechselnd  re- 
gierenden engern  Rathe. 

Dazu  kommen  nun  noch 

4)  die  Achtzehner  der  Constafel . gewählt  von  den  klei- 
nen und  grossen  Räthcu  der  Constafel ; 


51)  Ab^tdruckl  in  d*r  h«hct.  Bl  bl.  VI.  S.  30. 
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5)  die  Zwölfer  der  12  Zünfte,  gewählt  von  den  Zunft- 
meistern, Käthen  und  den  übrigen  Zwölfern  jeder  betref- 
fenden Zunft,  zusammen  Mi  Mitglieder. 

Im  Ganzen  somit  lo2  grosse  Käthe  im  Verein  mit  den 
engern  Käthen  212  Mitglieder. 

Der  Wortlaut  des  geschworenen  Briefes  könnte  freilich 
zu  dein  Irrthume  verleiten , dass  sich  die  Zahl  der  Acht- 
zehner und  Zwölfer  durch  Wahl  in  den  kleinen  Rath  ver- 
mindert habe,  wodurch  dann  der  grosse  Rath  nothwendig 
kleiner  würde.  Allein  es  kann  doch  kein  Zweifel  sein,  dass 
derselbe  unmittelbar  nachher  wieder  ergänzt  wurde  und  die 
Urkunde  sich  nur  nicht  deutlich  genug  ausspricht ”). 

Von  dem  kleinen  an  den  grossen  Rath  findet  ein  Zug- 
recht Statt,  mit  Ausnahme  für  gerichtliche  Urtheilc,  welche 
definitiv  von  dem  kleinen  Rathe  erlassen  werden.  Bei  an- 
dern Beschlüssen  des  kleinen  Rathes  dagegen  steht  es  jedem 
einzelnen  Mitgliede  aus  den  neuen  Rathen  oder  den  neuen 
Zunftmeistern  frei , wenn  auch  zwei  andere  mit  ihm  in  der 
Minderheit  geblieben  sind , die  Sache  an  den  grossen  Rath 
zu  ziehen  und  dessen  Entscheid  zu  unterwerfen.  Betrifft 
aber  die  Sache,  wie  der  geschworene  Brief  sich  ausdrückt, 
„der  Statt  Fryheit , Reehtung,  Eehaffte,  alt  Harkoinmeu , 
oder  der  Statt  Gut,  Brief  oder  Insigel,”  so  entscheidet 
die  Mehrheit  der  Räthe  und  Zunftmeister,  ob  ein  Zug  an 
den  grossen  Rath  zulässig  sei  oder  nicht. 

Eine  Anzahl  Sachen  musste  an  den  grossen  Rath  ge- 
bracht werden.  Darüber  gibt  eine  Rathsverordnung  nähern 
Aufschluss,  die  verinuthlich  in  das  Ende  unserer  Periode 
gehört  und  folgender  Massen  lautet: 

Wir  hahent  vnns  erkennth  vnnd  wellent  das  Rälhen  vnnd 
Burgern  zuostan  vnnd  für  sy  ze  richten  vnnd  entscheyden 
gehören,  vff  die  S t a 1 1 vnnd  die  Iren  eynich  stür  ze  lcg- 
gen,  I.annd  vnnd  Lüth  zuo  konffen  ald  frömbd  herren  vnnd 
Kdelliilh  zuo  Burger  ze  einpfachen,  ald  nüw  piintnuss 
vnnd  Ey  nun  gen  zuo  machen  oder  krieg  anzefachen. 
Dessglychcn  Bürgermeister,  Rätli,  Zunfftineystar  vnndZvvölf- 

$2)  Vgl.  »uch  MS,  144.  s.  20.  fa. 
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fer  Inn  dcu  grossen  Rath  zuo  erwellen  vnnd  /.uo  bestatten. 
Ouch  der  Stall  einpter  vnnd  vogtycn  zeuerlychen , zuo 
den  Taglcy  s t ungc  n zuo  ferttigen  vnnd  in  ii n t z zuo 
machen  oder  zeenderen.  Sonst  all  annder  gineyn  täg- 
lich zuofa  llend  Sachen,  die  betreffend  das  Göttlich  wort, 
gmeyn  ald  sonnder  personen  «an  , nüt  vssgenonitnen  , die  sch- 
ient vor  dem  Cleynen  Rath  vssgetragen  vnd  nit  meer  für 
Räth  oder  Burger  gebracht  werden.  Doch  Vorbehalten  die 
Ziig , luth  des  geschwornen  brieffs  von  dem  Cleynen  Rath 
für  den  grossen  Rath  ze  thuoud.  Darzuo  das  die  Cleynen 
Räth  ye  zuo  zytteu  die  Sachen , so  Inen  alleyn  vsszuorichten 
überlegen  vnnd  beschwerlich,  für  Räth  vnnd  Burger  wyscu 
mögend  wie  das  von  alter  harhonnnen  vnnd  gebrucht  wor- 
den ist53). 

Aus  der  Coinposition  des  grossen  und  kleinen  Halbes 
ergibt  sich  schon,  dass  die  Constafcl  nun  eine  andere  Stel- 
lung einniinmt  als  früher.  In  dein  Urtheilc  gegen  Bürger- 
meister Waldmann  wird  es  demselben  zu  einem  Hauptver- 
brechen gemacht,  dass  er  in  Verbindung  mit  den  Zunftmei- 
stern die  Zahl  der  aus  der  Constafcl  zu  nehmenden  kleinen 
Räthc  auf  sechs  beschränkt  habe , was  er  durch  seinen  Ein- 
fluss auf  die  Wahlen  des  grossen  Käthes  hatte  durchsetzen 
können.  Und  nun  finden  wir  dasselbe  als  Grundsatz  der 
neuen  Verfassung  ausgesprochen,  die  von  seinru  Widersa- 
chern angetragen  wurde. 

Die  Constafcl,  wohin  noch  immer  die  Ritter,  Edellcutc 
gehörten,  die  keine  Zunft  hatten  und  kein  Gewerbe  oder 
Handwerk  trieben,  ferner  die  Goldschmidc , Seidensticker. 
Glaser,  Gewandschncider,  Salzlcute  und  Eisenhändlcr,  welche 
sich  beliebig  auf  der  Constafcl  oder  in  den  Zünften  eintra- 
gen lassen  konnten,  endlich  die  Hintersassen,  diese  indess 
wohl  ohne  Stimmrecht,  war  nun  in  den  Rang  einer  Zunft 
herabgesunken,  welche  von  den  übrigen  Zünften  noch  einige 
aber  nicht  bedeutende  Vorrechte  hatte,  aber  keineswegs  mehr 
den  übrigen  säintntlichcn  Zünften  an  die  Seite  gestellt  wer- 
den konnte. 

Die  Verminderung  der  übrigen  Zünfte  auf  zwölf  wurde 
53)  MS.  144.  S.  51.  a. 
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schon  im  Jahr  1443  vorgenommen  si).  Oie  Constafel  bil- 
dete nunmehr  wieder  die  dreizehente. 

Die  Obristzunftmeister,  deren  Amt  früher  schon 
bestanden,  wurden  nun  in  der  Verfassung  ebenfalls  erwähnt 
und  ihr  Amt  näher  bezeichnet.  Sie  werden  aus  den  24 
Zunftmeistern  von  dem  grossen  Käthe  auf  drei  Jahre  erwählt, 
so  dass  alljährlich  einer  abtritt,  und  nie  zwei  aus  einer 
Zunft  gewählt  werden  dürfen.  Sie  sind  befugt,  die  24 
Zunftmeister  allein  ohne  den  eigentlichen  Rath  zu  versam- 
meln, um  mit  ihnen  über  Streitigkeiten  der  Zünfte  und  Hand- 
werkssachen zu  richten.  Betrifft  aber  die  Sache  einer  Zunft 
das  gemeine  Wesen,  so  sollen  sic  es  vor  den  grossen  Rath 
bringen.  Sie  sollen  darüber  wachen,  dass  Jedem  gleiches 
Recht  gehalten  und  keinem  Gehör  versagt  werde.  Ueber 
Unbill  oder  wenn  irgend  eine  öffentliche  Gefahr  droht,  ha- 
ben sie  dem  engern  oder  nöthigcnfalls  dem  grossen  Rathe 
zu  referiren  und  ihre  Anträge  zu  stellen.  Sie  sollen  über- 
haupt gemeine  Stadt  und  das  Land  und  Männlichen  vor  Ge- 
walt und  Beschwerde  verhüten. 

In  der  Abwesenheit  des  Bürgermeisters  vertritt  der  erste 
unter  ihnen  als  Statthalter  seine  Stelle,  dann  der  zweite  und 
dritte.  Mit  den  beiden  Bürgermeistern  zusammen  bilden  sic 
eiuen  geheimen  Rath,  der  bei  plötzlicher  Gefahr  Zusammen- 
tritt um  vorläufige  Massnahmen  zu  treffen,  dann  aber  die  Räth 
und  Burger  (grosser  Rath)  beförderlich  einzuberufen  hat  ss). 

Am  Schlüsse  des  Briefes  wird  das  heilige  römische  Reich 
noch  Vorbehalten.  Dagegen  findet  sich  keine  Bestätigung 
der  Achtissinn  inehr  noch  eine  Zustimmung  der  Chorherren. 
Die  erhöhte  Gewalt  des  Käthes  und  der  Stadtgeiueinde  machte 
beide  ganz  entbehrlich. 

fl.  WaldmannischeSprnchbriefe.  Cappelerbrief. 

Der  Aufstand  gegen  Waldinann  war  den  Rechten  der 
Landschaft  sehr  günstig,  wenn  auch  manche  heilsame  Ycr- 

51)  Vgl.  da«  Richtbuch  ».  J.  J 44 1 . und  Itlunt.'ehli  Mein.  Tip.  « 
d.  \V.  Zünfte . 

55)  MS.  14«.  S.  30,  a.  Fiissti  Waldm.  S.  J5J.  Da»  Letzter«  findet 
•leb  nirht  im  geschworenen  Rnrle  , gehört  «her  in  die  gltiehe  Zeit. 
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ordnutig  bei  dieser  Gelegenheit  den  Begehren  des  Unver- 
standes und  der  Selbstsucht  erlag.  Durch  die  gemeinsame 
Erhebung  und  das  Zusammenwirken  aller  Herrschaften  wurde 
die  Landschaft  ihrer  Einheit  inne  und  der  über  Erwarten 
gelungene  Erfolg  des  Aufstandes  gab  ihr  ein  Kraftgefühl, 
mit  welchem  die  Schwache  des  neuen  städtischen  Halbes, 
der  ihre  Empörung  erregt  hatte  und  doch  die  Folgen  der- 
selben fiir  die  Stadt  nur  ungerne  sah , sehr  contrastirte.  Es 
entstanden  von  Seite  der  Landleute  eine  Menge  von  be- 
gründeten und  unbegründeten,  gemeinschaftlichen  und  par- 
tikularen Forderungen.  Ihre  Erledigung  geschah  durch  die 
sogenannten  Waldmannischen  Spruchbriefe  von  1489, 
welche  im  Namen  der  Gesandten  der  7 Orte  der  Eidgenos- 
seu  ausgestellt  wurden. 

Schon  diese  sowohl  von  der  Stadt  als  der  Landschaft 
anerkannte  Vermittelung  und  die  jenen  Gesandten  übertragene 
schiedsrichterliche  Gewalt  war  für  die  Landleute  günstiger 
als  für  die  städtische  Regierung.  Unter  den  7 Orten  näm- 
lich befanden  sich  ftinf  Länder,  deren  Neigung  und  Inter- 
essen mehr  für  jene  als  für  diese  sprachen , und  nur  zwei 
Städte,  bei  denen  die  entgegengesetzte  Gesinnung  vorherr- 
schen mochte.  Dazu  kam,  dass  die  damalige  städtische  Re- 
gierung nicht  bloss  ohnmächtig  war,  nachdem  sie  ihres  wah- 
ren Hauptes  beraubt  worden,  sondern  sogar  verächtlich 
sein  musste.  Sie  iiigte  sich  fast  allen  Forderungen  der  Laud- 
leutc  gutwillig,  und  auf  Zureden  der  Eidgenossen  hin.  Nur 
in  wenigen  Funkten  liess  sic  es  auf  einen  Rechtsspruch  an- 
Komroen. 

ln  diesen  Spruchhriefen  werden  Stadt  und  Landschaft 
sich  als  zwei  Gemeinden  gegenübergcslcllt , als  gleiche  Par- 
teien, die  sich  über  ihre  Rechtsverhältnisse  entweder  güt- 
lich vertragen  oder  den  Spruch  des  Schiedsgerichtes  anneh- 
men. Der  Streit  ist , wie  sich  die  Briefe  ausdriieken  : „ zwi 
sehen  den  strengen,  vesten,  fürsichtigen  uud  wysen  Haupl- 
mann,  Rathen  und  ganzer  Gemeind  der  Stadt  Zü- 
rich an  einem,  und  den  Ehrsamen  und  Wysen  ganzer 
Gemeind  vor  der  Stadt  Zürich,  si  syent  vom  Zii- 
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richsee,  Wädischwyl,  Hichtisehvvy) . uss  der  Grafschaft  Ky- 
burg , liss  dein  fryen  Ampt,  Grüningen,  Gryffensce  und  von 
anderen  Herrschaften  und  Aemptern  der  gedachten  Stadt  Zü- 
rich, als  den  ihren,  an  dem  andern  Theil.” 

Es  ist  das  wohl  das  erste  Mal,  wo  mit  solcher  Bestimmt- 
heit die  gesammte  Landschaft  als  ein  Ganzes  der  Stadt  ent- 
gegengesetzt wurde;  eine  Idee,  welche  immer  weiter  um 
sich  greifen  und  ein  gleichmassigeres  Regierungssystem  för- 
dern musste,  bis  zuletzt  auch  die  äussern  Schranken  der 
alten  Herrschaften  zusammenfielen.  Trotz  diesem  Eingänge 
erhielt  aber  damals  noch  jede  Landschaft  einen  besondern 
Sprtiehbrief.  Es  wurde  einer  dem  Zürichsee  ertheilt , 
einer  der  Grafschaft  Kyburg  (das  Neuamt  inbegriffen), 
ein  dritter  der  Herrschaft  Grüningen,  ein  vierter  der  Herr- 
schaft G r e i f e n s e c , ein  fünfter  dem  F r e y a m t e , ein  sechs- 
ter der  Herrschaft  Andelfingen  und  ein  siebenter  der 
Herrschaft  Regensberg18). 

In  den  mehrern  Hauptpunkten  sind  diese  Spruchbriefe 
wörtlich  übereinstimmend.  Daneben  kommen  aber  noch  in 
jedem  locale  Abweichungen  ebenfalls  zur  Sprache.  Wir 
heben  das  Wichtigste  heraus. 

Voran  steht  eine  Veränderung  der  Eidesformel.  Wäh- 
rend nämlich  früherhin  der  Stadt  als  Landesherrn  von  ihren 
Unterthanen  geschworen  wurde:  „irn  herrn  in  allen 
Sachen  gehorsam  zuo  sind”,  so  sollen  inskiiuftig  die 
allerdings  dem  Missbrauch  ausgesetzten  und  daher  verfäng- 
lichen Worte  „in  allen  Sachen”  weggelassen  werden.  Die 
Eidesformel  schreibt  somit  einfach  Gehorsam  vor  gegen 
Bürgermeister.  Halbe  und  grossen  Rath  der  Stadt  Zürich 
und  ihren  Vogt 17 ). 


56)  Der  vom  Ztlrichsec  und  Ansxtig»  aus  denen  für  (*rMnin£cn  ttmi  drin 
Freratnl  finden  sich  Abgcdrurkl  in  der  llelretia  von  Balthasar.  Bd.  III 
Anc«n  1827.  S.  4<>9. 

57)  Ich  k.tnn  mich  nicht  enthalten  , sie  gatif  hcr/met/eu.  „Ir  sollen! 
schweren  traft  »er  n gnrdtgen  herren  Biir&ertneifttcr  vml  Bellen  vimd  dem  (tosen 
Hai  den  rweThnnderlru  der  S|j|t  Zürich  Iriltv  tnd  Werheit  *no  hallen  tnd 
Inen  tnd  Iretn  gegen  wiirlhgen  togt  ton  Ir  wegen  tnd  .tu  fr  .Stall  gehorsam 
tnd  gewertig  *.fto  smde  , tnd  ob  iktter  dehemer  tl/it  ternemc  , da«  den  tot 
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Die  Waldmaonischen  Verordnungen  über  den  Markt, 
die  Bewirthung  der  Güter,  die  Verweisung  der  Handwer- 
ker nach  der  Stadt,  die  Veränderung  des  Wohnortes,  die 
Festlichkeiten  bei  den  Hochzeiten  wurden  abgeschafft.  Auch 
seine  finanziellen  Massregeln  wurden  abgethan,  der  Salz- 
kauf wieder  freigegeben,  die  Beiträge  in  die  Reisbüchsen 
für  jetzt  und  die  Zukunft  erlassen.  Die  Kriegesbeute , welche 
von  Waldtnann  zur  Anlegung  und  Ausrichtung  eines  Zeug- 
hauses verwendet  worden,  soll  nun  jedesmal  unter  die  Stadt 
und  die  Angehörigen  der  Herrschaften , welche  an  dem  Zuge 
Theil  nehmen , vertheilt  werden.  Nur  die  Eroberungen 
sollen  mit  Städten,  Schlössern,  Landen,  Leuten,  Renten 
und  Gülten  und  der  erbeuteten  Kriegsr'iistung  der  Stadt 
ausschliesslich  zufallen. 

Wichtig  ist  der  aufgestellte  Grundsatz  über  Besteurung , 
dessen  Gerechtigkeit  augenfällig  ist: 

Itcin  von  wegen  der  sturen , so  vff  die  liit  gelegt  worden , 
die  sy  aber  vermeinen  In  sollichcr  gestalt  wie  bisshar  zuo 
geben  nit  schuldig  sin , haben  wir  ann  allen  teylen  durch 
unser  arbeit.  So  vyl  erlangt,  wenn  hin  für  vnter  Eyd- 


genant  vnnsern  gnedigen  herren  von  Zürich  Ir  gemeinen  Statt  vnnd  gemeinem 
Trem  lande  schaden  oder  gebresten  bringen  inöcht , das  Inen  oder  Irein  vogt 
für  zuo  bringen , re  warnen  vnd  ze  wennden  , Als  veer  Üwer  Jecklichem  sin 
lib  vnd  guot  langen  mag.  Vnd  wo  üwer  einer  by  deheiner  zerwürftuus  ist, 
die  sicht  oder  hört  oder  daruo  kompt,  die  zuo  stellen  vnntz.  an  eyn  Hecht, 
als  veer  Er  kau  oder  mag  , Vnnd  ouch  im  er  deheiner  In  keinen  krieg  ze  louf- 
fen , re  rillen  nach  ze  gande  , On  der  obgenanteo  vnser  gnedigen  herren  von 
Zürich  erlouben  wii.ssen  vnd  willen  , ouch  ob  üwer  deheiner  Jeinan  den  ann- 
dern  seche  gcuarlich  vmb  fueren  oder  vmb  zücken , Es  were  lüt  oder  guot, 
das  vff  ze  heben  rt  hanndlhaben  vnd  7e  heflfte»  zuo  dem  rechten , vnnd  euch 
üwer  deheiner , Er  sige  Rieh  oder  Arm  deu  audern  inil  deheinen  frömbden 
gerichlen  , geistlichen  noch  weltlichen  für  ze  nemen  , vmb  ze  driben , nach  ze 
hekiiinern  , vmb  dehein  sach , vnd  üwer  Jetlicher  von  dem  auudern  das  recht 
zuo  suochen  vud  zuo  nemen,  an  den  enuden  vnd  ln  den  gerichten , da  die 
ansprechig  gesaessen  , vnd  da  hm  gericht  zwingig  ist  oder  vor  den  obgenanten 
'nsern  herru  von  Zürich,  ob  die  das  für  sich  nnnent,  üwer  dehemem  werde 
dann  von  denselben  vnnsern  herren  annders  oder  wiler  gegonnen  vnd  erloupt , 
vnd  das  I ii ne  Ist  üwer  yccklichein  vssgelasen  vnd  vfgesetzt,  Elich  Sachen  , die 
mit  dem  geistlichen  genchl  zc  berechtigen,  Als  das  von  alter  harkominen  Ist, 
alles  gelrüwlich  on  arglist  vnd  vngeuarlich."  Ich  habe  die  Stelle  «ns  dem 
Kyhiirg^rui  bar  ausgeschrieben. 
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genossen  von  Zürich  v ff  sich  selb*  ein  stiir  legen, 
nach  lib  vndguat,  das  sy  dann  gewalt  vnd  macht 
habind,  vf  alle  die  Jren,  wa  vnnd  welchen  enden 
die  In  Iren  graffsch  alten  He  r sch  affte  n , Aemp- 
tern,  hocken  vnd  nidern  gerichten  sitzend,  ein 
stiir  nach  lib  vnd  nach  guot  leggen  mugend. 

Zum  Schutze  persönlicher  Freiheit  wurde  der  alte  Grund- 
satz, dass  für  geringere  Vergehen  Gefängnisstrafe  unzulässig 
sei,  sobald  Sicherheit  für  das  Rechtsverfahren  geleistet  werde, 
wiederholt.  Ein  Grundsatz , welcher  unter  Waldmann,  der 
schonungsloser  eingriff,  nicht  gehörig  beachtet  worden. 

Item  von  des  vachens  vnd  tiirnens  wegen,  Haben 
wir  rwüschen  allen  teyllen  so  vyl  erfunden  vnd  abgeret, 
welcher  das  recht  vertrösten  inag  vinb  Sachen, 
das  nit  das  leben  oder  er  beruert,  das  vnser  eydge- 
nosson  von  Zürich  die  trostung  nernen  vnd  die  so 
also  vertröstent  nit  turnen  söllent. 

Ueber  die  wichtigen  Stellen  der  Untervögte,  welche 
die  niedere  Vogtei , wenn  auch  in  beschränkterem  Umfange 
als  die  Vogteiherrn  verwalteten  und  den  Gemeinden  näher 
standen  als  die  Land-  und  Obervögte,  finden  wir  in  meh- 
reren dieser  Spruchbriefc  eigentümliche  Bestimmungen  auf- 
genommen. In  der  Grafschaft  Kyburg  schlagen  die  in 
einem  Amte  gesessenen  Leute  drei  Männer  vor,  aus  denen 
dann  die  Stadt  als  Landesherr  einen  zum  Untervogte  wählt; 
vnd  allwyl  sich  derselb  an  vnsern  eydgenossen  von  Zürich 
ouch  an  der  gmeind  in  sinem  ampt  erlich  vnd  redlich  halt, 
so  mag  man  denselben  vnuerendert  beliben  lassen. 
Dieselbe  Bestimmung  wurde  auch  durch  Rcchtspruch  der 
Schiedrichter  auf  das  Frey  amt  ausgedehnt. 

Die  Leute  am  Zürichsee  dagegen  werden  für  berech- 
tigt erklärt,  die  Untervögte  frei  zu  erwählen.  Die  ernann- 
ten sollen  dann  aber  auch  so  lange  in  ihrem  Amte  verblei- 
ben, als  sie  sich  an  der  Stadt  und  den  Gemeinden  redlich 
und  ehrlich  halten. 

Ueberhaupt  stehen  die  Bewohner  des  Zürichsees  um  eine 
Stufe  höher  und  den  Städtern  näher,  als  die  übrige  Land- 
schaft. Ihre  Verbindung  mit  der  Stadt  ist  auch  eine  ältere 
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und  engere,  ihre  Beziehungen  zu  ihr  mannigfaltiger.  Es 
zeigt  sieh  das  aus  folgendetn  Artikel : 

Iteui : von  desstvegen , als  sich  die  (Gemeinden  am  Zürich- 
see erklagt  habent,  dass  man  sie  um  Geldschulden  an  den 
Rath  zu  Zürich  beschriebe  vnd  betage , das  syg  ihnen  in 
mengen  Weg  eine  Beschwerung , davin  habeilt  Wir  zwischen 
beiden  Theilen  so  viel  erfunden  und  gütlich  betragen,  die- 
wyl  die  Gemeinden  amZiirichsee  Unserer  Eid- 
genossen von  Zürich  yugesess  ne  Burgersiud  und 
syn  w o 1 1 e n t , wie  sie  dann  vornachcr  um  Geldschulden 
an  den  Rath  beschrieben  sind,  dass  es  auch  hinfür  by  dem- 
selben blyben , und  dieselben  vom  Zürichsee  um  Geldschul- 
den für  ihre  Herren  und  Räth  beschrieben  werden  süllent. 
Wenn  sic  hier  und  in  andern  Urkunden  cingessene  Bur- 
ger der  Stadt  genannt  werden,  so  darf  man  indess  die  Viel- 
deutigkeit des  Wortes  Burger  nicht  Abersehen.  Da  sie  we- 
der auf  Constafel  noch  Zünften  eingeschrieben  waren,  so 
waren  sic  auch  nicht  Bürger  der  Stadt  im  eigentlichen  Sinne 
und  werden  daher  in  demselben  Spruchbriefc  auch  öfter  als 
Uuterthanen  der  Stadt  bezeichnet.  Aber  durch  die  alte 
Schutz  Verbindung  mit  der  Stadt  sind  sic  im  alten  Sinne  Bur- 
ger geworden  und  stehen  so  in  manchen  Dingen  den  eigent- 
lichen Burgern  gleich. 

Merkwürdig  in  diesem  Spruchbriefc  für  den  Zürichscc 
ist  noch  die  Aufnahme  einer  verfassungsmässigen  Bestim- 
mung, wie  diese  Gemeinden,  wenn  sie  „mit  böser  Gewalt 
übersetzt  werden  wölltent",  sielt  dagegen  zu  verwahren 
haben.  In  diesem  Falle  dürfen  sich  zwei  oder  drei  Kirch- 
gemeinden zusammenthun,  sich  über  ihre  Anliegen  bespre- 
chen und  eine  Anzahl  Ausschüsse,  aus  jeder  Gemeinde  10 
bis  20,  erwählen,  welche  vor  den  Rath  in  Zürich  kehren, 
ihre  Begehren  zu  eröffnen ; 

vnd  sollent  sie  aber  in  söllichen  Gemeinden  nützit  rathen 
noch  hnndlen , das  wider  die  ehgenannten  Unsere  Eidgenos- 
sen von  Zürich  und  ihre  Stadt  syg  nnd  auch  hinfür  kein 
Ufruhr  mehr  wider  sie  machen. 

Endlich  verdient  noch  besondere  Beachtung  die  Ten- 
denz, welche  sich  in  allen  Spruchhriefen  zeigt,  die  Land- 
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heute  den  Burgern  der  Stadt  und  umgekehrt  diese  jenen 
gleich  zu  setzen.  Es  stellte  sich  nämlich  immer  inehr  die 
Ansicht  fest,  dass  die  höchste  Gewalt  bei  dem  gros- 
sen Rat  he  sei.  Ihm  hatten  die  Bürger  in  der  Stadt  zu 
gehorchen,  wie  die  Bewohner  der  Landschaft.  Jene  konn- 
ten daher  auch  als  seine  Unterthanen  betrachtet  werden  wie 
diese , und  wenn  nun  in  mchrern  Hauptsachen , z.  B.  der 
Ausschreibung  der  Steuern,  der  grosse  Rath  die  Landleute 
den  Stadtbürgern  gleich  zu  halten  hatte,  so  forderte  das 
jene  Auffassung  sehr.  Dazu  kam,  dass  manche  Hoheits- 
rechte doch  von  Anfang  an  nicht  der  Gemeinde,  sondern 
dem  Bürgermeister  und  Rathe  der  Stadt  übertragen  wur- 
den , somit,  wenn  die  Bürger  auch  die  Regierung  aus  ihrem 
Kreise  wählten,  doch  die  eigentliche  Regierungsgewalt  nicht 
bei  der  Bürgerschaft  sondern  bei  dem  Rathe  stand,  und 
dieser  seine  Herrschaft  die  Bürger  nicht  minder-  fühlen  Hess 
als  die  Landleute. 

Das  staatsrechtliche  Verhältniss  der  Landschaft  zu  der 
Stadt  wurde  durch  den  sogenannten  Cappelerbrief  vom 
Jahr  1531  S8)  noch  mehr  gehoben.  Als  nämlich  Zürich  sich 
mit  dem  für  die  reformirten  Stände  günstigen  Friedensschluss 
mit  den  fünf  katholischen  Orten  vom  Jahr  1529  nicht  be- 
gnügte und  die  Ausdehung  der  Reformation  mit  zu  unge- 
stümen und  gewaltsamen  Massregeln  förderte,  brach  der 
Krieg  von  neuem  los.  Von  den  reformirten  Ständen  ohne 
rechte  Uebereinstimmung  und  unvorsichtig  geführt , endigte 
er  mit  einem  für  diese  sehr  nachteiligen  Frieden  vom  24. 
November  1531  59).  Gleichzeitig  hatte  der  ohnehin  in  sei- 
ner eidgenössischen  Stellung  bedrängte  Rath  auf  neue  Be- 
gehren seiner  eigenen  Landschaft  einzutreten,  welche  über 
die  Leitung  im  Kriege  und  dessen  Ausgang  missvergnügt 
war.  In  dem  Cappelerbriefe  entsprach  er  ihren  Forderun- 
gen, so  weit  sie  sich  nicht  auf  persönliche  Bestrafung  der 
Führer  bezogen , grossentheils. 

öS)  Abgedruckt  in  der  Helvetia  III.  S.  490.  ff. 

59)  Abgedruckt  bei  Hottinge  r.  Fortsetzung  v.  M U 1 1 e r » beschichte  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft.  Zürich  1829.  Bd.  VII  S.  497. 
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Der  Rath  versprach , in  dieser  Urkunde , welche  in  schö- 
ner würdiger  Sprache  abgefasst  ist,  mit  einigen  Vorbe- 
halten 

weder  Bischiiffen , Aebten  Prälaten  noch  andern  frombden 
Pfaffen,  Fürsten  und  Herren,  so  nit  in  Unserer  Stadt  und 
Landschaft  gesessen  — kein  Schirm  noch  Bürger- 
schaft mehr  zu Zusagen  auch  kein  Krieg  mehr 
an/,  ufangen,  ohn  einer  L andschaft  Wissen  und 
Willen. 

Ferner  wurde  der  Landschaft  zugesichert : 

Und  oh  Wir  mit  etwas  Artiklen  oder  grossen  ehhaften 
Beschwerungen  gegen  Jemand  beladen  wärent , dass  Wir 
gedächtint  iu  Unserm  Erlvden , auch  Stadt  und  Land  nit 
tragenlich  zu  syn,  dass  Wir  Unsere  biderhen  Lüt 
uff  dem  Land  darum  berathsainen  und  es  ihnen 
anzeigen  sollen  t. 

Dadurch  erhielt  nun  die  Landschaft  in  der  That  in  eini- 
gen der  wichtigsten  Sachen  einen  gewissen  Anthcil  au  der 
Ausübung  der  Hoheitsrechtc.  Eine  allgemeine  Landesge- 
fahr sollte  nicht  ohne  die  Zustimmung  der  Landleute  ein- 
gegangen und  über  die  Abhülfe  grosser  Beschwerden  ihre 
Meinung  cingeholt  werden.  Es  war  das  schon  vorher  im 
Fünfzehnten  Jahrhundert  und  während  des  sechszchnten  Jahr- 
hunderts öfters  geübt  worden.  Aber  jetzt  finden  wir  zuerst 
das  sogenannte  Berichten  der  Landschaft  als  urkundli- 
ches Recht  anerkannt. 

Die  Form  dieser  Berichtung  bestand  darin,  dass  der  Ralh 
Abgeordnete  an  die  verschiedenen  Gemeinden  seiner  Herr- 
schaften sendete,  welche  ihnen  von  der  Lage  der  Sache 
und  der  Ansicht  des  Rathes  Kcnntniss  gaben  und  ihre  Ant- 
worten einholten.  Ein  solches  offenes  Entgegenkommen  und 
der  Beweis  des  Zutrauens,  welches  die  Regierung  ihrer 
Untcrthanen  erzeigte,  hatten  gewöhnlich  gute  Folgen,  und 
gaben  der  ohne  die  Geneigtheit  des  Landes  immer  schwa- 
chen Regierung  einen  festen  Stützpunkt  und  Kraft60). 

Eine  andere  Stelle  des  Cappelerbriefes  bezieht  sich  auf 

60)  Vgl.  darüber  F erd.  Mer  er.  Pie  evangelische  Gemeinde  in  Locarno. 
Zürich  1336.  Bd.  F.  3.  388.  ff. 
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die  städtische  Regierung  selbst  und  erfordert  hier  noch  eine 
nähere  Berücksichtigung.  Es  heisst  nämlich  daselbst: 

dass  Wir  nachmalen  mit  Grossen  und  Kleinen  Rathen  wie 
von  Alters  har,  auch  mit  Stadt-  und  I.andos-Kin- 
dern  von  al t e n S ta mm en  u n d Geschl ech t er n , so 
es  an  Vernunft,  Ehr  und  Gut  verinögent,  so  wyt  man  die 
geschickt  und  tugenlich  finden  mag , regieren  und  man  auch 
dieselben  vor  Andern  an  das  Regiment  zu  fordern , sich  be- 
flyssen  uud  Unsern  Rath  nun  hinfür  nach  Unsern 
geschwornen  Briefen  besetzen  — süllent. 

Man  hat  daraus  herlcitcn  wollen  cl),  dass  dadurch  ausser 
den  Stadtbiirgcrn  auch  die  Landlcute  für  regiments- 
fähig  erklärt  worden  seien.  Allein  daran  dachte  damals 
gewiss  kein  Mensch.  Eine  solche  bedeutende  Verfassungs- 
änderung hätte  unmöglich  auf  den  bestehenden  geschwore- 
nen Brief  basirt  und  als  Folge  desselben  dargestellt,  noch 
halte  sie,  ohne  weitere  Auseinandersetzung,  in  welcher  Form 
denn  die  Landbiirger  Mitglieder  des  Rathes  werden  kön- 
nen, nur  so  mit  vagen  Worten  eingeführt  werden  können. 
Auch  finden  wir  vor  dein  Jahre  1531,  während  desselben  und 
nachher,  den  Rath  immer  aus  Constafcl  und  Zünften  bestellt. 

Es  muss  daher  jene  Aeusserung  in  Uebereinstiminung 
mit  der  damaligen  Verfassung  erklärt  werden,  und  da  hat 
sie  denn  auch  einen  ganz  guten  Sinn.  Die  Aufnahme  in 
die  Bürgerschaft  der  Stadt  war  zu  jener  Zeit  noch  ganz 
unschwierig  und  so  auch  den  Landleuten  das  Bürgerrecht 
leicht  zugänglich.  Sie  brauchten  nur  nach  der  Stadt  zu 
ziehen,  sich  in  eine  Zunft  eintragen  zu  lassen  und  wenige 
Gulden  zu  bezahlen,  so  wurden  sie  dann  des  Regimentes 
fähig.  Und  so  gelangten  auch  viele  ursprüngliche  Landleute 
in  deo  Rath , so  dass  man  gar  wohl  sagen  konnte , derselbe 
bestehe  aus  Stadt-  und  Landeskindern.  Der  Geist  der  Ab- 
schliessung und  Beschränkung,  der  einer  spätem  Zeit  an-- 
gehörte,  war  denn  freilich  mit  dem  Geiste  des  Cappeler- 
briefcs  wenig  verträglich. 

Jene  Stelle  hat  aber  noch  einen  andern  Sinn.  Durch 


St)  Htlrctia  Bd.  III.  S.  4S2.  Anm. 
Klunhi  Kit  firiihcftrliirlih 
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den  Einfluss  Zwingli’s  nämlich  waren  die  Achtzehner  der 
Constafel  in  dem  grossen  Rathe  auf  Zwölfer  herabgesetzt, 
und  ihre  Zahl  somit  der  Zahl  der  grossen  Räthe  aus  den 
übrigen  Zünften  gleich  gestellt  worden62).  Das  Missver- 
gnügen der  Landschaft  gegen  Zwingli,  den  man  als  den  Ur- 
heber des  unglücklichen  Krieges  betrachtete  und  gegen  die 
Pfaffen  überhaupt  wurde  daher  in  jenem  Momente  von  den 
beleidigten  Constafelherren  geschürt  und  die  Forderungen, 
welche  den  Cappelerbrief  zur  Folge  hatten,  zum  Theil  von 
ihnen  der  Menge  beigebracht.  Durch  denselben  wurde  da- 
her das  alte  Recht  wieder  hergestellt,  und  zugleich  verdeutet, 
der  Rath  sollte  aus  Landeskindern  von  altem  Stamme  und 
Geschlechte  besetzt  werden. 

Im  Zusammenhänge  damit  versprach  der  Rath  auch  von 
den  heimlichen  Rathen,  auf  welche  seiner  Zeit  Zwingli  haupt- 
sächlich Einfluss  ausgeübt  hatte,  abzustehen,  und  gegen  die 
harverloflenen  Pfaffen , ufrührigen  Schryer  und  Schwaben 
wurde  tüchtig  geeifert. 

Die  Pfaffen  sollen  sich  der  weltlichen  Sachen  weder  in  Stadt 
noch  Land  ganz  und  gar  niitzit  zu  beladen , sonder  das 
Gotteswort  ziichtiglich  und  christenlich , darzu  sie  geordnet 
sind,  zu  verkünden. 

Gerade  hier  widerstand  nun  aber  der  Rath  weise  über- 
triebenen , theils  von  heimlichen  Hassern  theils  von  dem  vor- 
übergehenden Kriegsunglücke  veranlassten  Begehren  der  Un- 
tert  honen. 

Die  Freiheiten  und  Gerechtigkeiten,  Briefe  und  Siegel  und 
die  Hofrödel  der  Landschaft  wurden  ausdrücklich  bestätigt. 

(Vuf  solche  Weise  ward  die  Ruhe  nun  wieder  auf  lange 
gesichert.  Und  es  war  eine  fernere  ruhige  Ausbildung  eines 
freien  und  wohl  organisirten  Staatswesens  möglich  gemacht. 
Das  Verhältniss  der  Landschaft  zu  der  Stadt  war  auf  eine 
Weise  geregelt,  die  beiden  Theilen  Zusagen  konnte  und  wei- 
terer Reformen  fähig  war;  Regierung  und  Volk  standen 
in  freundlichen  Verhältnissen.  Die  Stadt  besass  eine  für 
sie  passende  zweihundertjährige  Verfassung,  die  schon  meh- 

62)  Hottioger  Schw«i/ergcicliiebU  VII.  S.  245. 
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rere  Revisionen  und  die  gefährlichsten  Zeiten  iiberstanden  hatte, 
ohne  in  ihren  Grundfesten  erschüttert  worden  zu  sein.  Die 
Verfassung  der  einzelnen  Herrschaften  des  Landes  war  noch 
immer  die  uralt  hergebrachte,  über  die  keine  Beschwerden 
laut  wurden,  weil  sie  den  Bedürfnissen  und  Gewohnheiten 
noch  immer  zusagte. 

Das  Mittelalter  konnte  ruhig  seine  Erzeugnisse  der  neuern 
Zeit  übermachen.  Es  durfte  von  ihr  erwarten,  dass  sie  es 
verstände,  dieselben  zu  wahren,  weiter  zu  führen,  umzu- 
bilden,  wo  es  Woth  that,  ohne  weder  in  starres  Festhalten 
des  Ueberlieferten  zu  versinken , noch  zu  wildem  und  plötz- 
lichem Umsturz  des  Bestehenden  sieh  drängen  zu  lassen. 

5-  10.  Die  Abtei  Zürich. 

Die  Aebtissinn,  der  es  schon  in  früheren  ihr  weit  gün- 
stigeren Zeiten  nicht  gelungen  war,  alle  Rechte  der  Landes- 
hoheit zu  erwerben,  küsste  nunmehr  im  Verlaufe  der  Zeit 
auch  noch  die  verkümmerten  Rechte  ein,  welche  sie  vor 
dem  alten  Rathe  der  Geschlechter  hatte  retten  können. 

Zuerst  verlor  sic  ihre  freie,  selbständige  Stellung,  indem  der 
Kath,  im  Gefühle  seiner  grossem  Macht,  ein  Aufsichtsrecht 
auch  über  die  Abtei  ansprach , das  sich  immer  weiter  aus- 
delinte.  Schon  der  Bürgermeister  Brun  benutzte  die  Gele- 
genheit, welche  sich  ihm  bei  einer  streitigen  Wahl  der  Aeb- 
tissinn darbot,  inzwischen  das  gcsainmte  Vermögen  der  Abtei 
unter  seine  Obhut  zu  nehmen  und  Pfleger  zu  ernennen , 
welche  dasselbe  verwalten  sollten.  Und  als  nun  der  kai- 
serliche Abgesandte,  Graf  Berchtold  von  Greispach  und 
Marstctten,  sich  für  die  Aebtissinn  Fides  von  Clingen  ent- 
schied, fand  dieser  für  nötbig,  mit  des  Kaisers  Zorn  zu 
drohen,  wenn  Bürgermeister  und  Rath  der  Aebtissinn  nicht 
ihre  Gülten  wieder  heraus  geben M).  Erst  ein  halbes  Jahr 
später  aber  scheint  cs  der  neuen  Aebtissinn  gelungen  zu 
sein,  die  Abrechnung  und  Herausgabe  zu  erhalten,  nach- 
dem sie  die  dem  Rathe  von  den  Pflegern  abgelegte  Reeh- 

63)  Nmg.rl  ITrk.  t.  IS.  Drr.  134t.  No.  1130,  Hollipstr  -V  Tir 
S.  257. 
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nung  ohne  weiters  anerkannte  und  nur  für  die  seitherigen 
Einnahmen  und  Ausgaben  der  Pfleger  sich  selber  Rechnung 
geben  liess  G4). 

Im  Jahr  1373  verbannte  der  grosse  Rath  sogar,  aufge- 
bracht durch  die  Begünstigung,  welche  die  Aebtissinn  dem 
mit  der  Stadt  verfeindeten  Propste  Brun  angedeihen  liess, 
dieselbe  auf  zehn  Jahre  aus  der  Stadt  und  bedrohte  sie, 
wenn  sie  dem  Verbote  zuwider  sich  in  die  Stadt  oder  den 
Umkreis  einer  Meile  begebe,  mit  einer  Busse  von  10  Pfd. 
für  jede  Uebcrtretung , und  habe  sie  die  Busse  dreimal  ver- 
schuldet, so  „mugent  si  die  Raet  vnd  Burger  an  ir  lib  vnd 
an  ir  guot  straffen  nach  ir  erkautniss  65).”  Eine  Anmassung 
der  Gerichtsbarkeit  über  eine  nach  der  Verfassung  des  Reichs 
nur  den  kaiserlichen  Gerichten  unterworfene  edle  Frau,  die 
um  so  mehr  auffallen  muss,  als  im  gleichen  Jahre  die  Aeb- 
tissinn den  zweiten  geschworenen  Brief  als  Fürstinn  mit 
jener  bekannten  hoheitlichen  Formel  bestätigte.  So  sehr 
stand  die  faktische  Gewalt  mit  den  noch  formel  und  dem 
äussern  Scheine  nach  geltenden  Rechten  früherer  Zeiten  im 
Widerspruch. 

Gegen  Ende  des  vierzehnten  Jahrhunderts  ging  der  Rath 
noch  weiter  und  setzte  einer  verschwenderischen  Aebtissinn 
(Beatrix  vou  Wolhusen)  selbst  weltliche  Pfleger,  welche 
nicht  bloss  ihr  und  ihrem  Capitel , sondern  auch  dem  Rathe 
über  die  Verwaltung  des  Vermögens  der  Abtei  Rechnung 
ablegen  sollten.  Hierin  lag  nun  keineswegs  bloss  die  Aus- 
übung eines  Aufsichtsrechtes,  welches  sich  früher  darauf  grün- 
dete , dass  es  ungewiss  sei , wer  an  der  Spitze  der  Abtei 
stehe  und  die  Geschäfte  zu  leiten  habe,  sondern  eine  wahre 
Bevormundung  der  Aebtissinn  und  ihres  Capitels.  Auch 
mischten  sich  die  Pfleger  sogar  in  die  Verwaltung  der  Ge- 
richtsbarkeit der  Aebtissinn.  Wenn  nämlich  vor  dem  Hof- 
gerichte , welches  über  den  Erbbesitz  und  andere  Sachen  in 
dein  Hofe  der  Abtei  gehalten  wurde , ein  Urtheil  stössig  ge- 
worden , so  soll  es  in  Schrift  verfasst  und  den  Pflegern  über- 

64)  Neugart  L’rk.  T.  24.  Juli  1342.  Ko.  1131. 

65)  MS.  1 38.  a.  S.  12.  b. 
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antwortet  werden.  Diese  sollen  es  dann  der  Aebtissinn  init- 
tbeilen  und  mit  ihr  und  ihrem  Capitel  (Herren  und  Frauen) 
gemeinsam  die  stössigen  Urtheile  scheiden  und  Recht  er- 
kennen 66). 

Das  Gericht  selber  dauerte  indessen  noch  fort  und  hatte 
auch  fiir  die  Stadt  fernere  Bedeutung,  weil  das  Eigenthuiu 
vieler  Hauser  immer  noch  der  Abtei  zustand  und  dieselben 
nur  als  Erbe  an  dritte  Personen  veräussert  waren.  Wir 
nehmen  nun  aber  wahr,  wie  sich  auch  dieses  Erbe  allinälig  N 
ganz  von  der  Abtei  ablöste  und  in  Eigenthum  der  Besitzer 
verwandelt  wurde.  Dazu  trug  wieder  die  Stellung  des  Ra- 
thes,  der  seine  Burger,  den  Herrschaftsrechten  der  Aebtis- 
sinn entgegen,  schirmte  und  begünstigte,  vieles  bei. 

Das  wird  aus  folgendem  Vorfälle  schon  klar.  Ein  Bür- 
ger verkaufte  ein  Haus  in  der  Stadt,  welches  er  von  der 
Abtei  zu  Erbe  besass , an  einen  Dritten  und  wollte  nun  die 
Fertigung  des  Kaufes  von  Seite  der  Aebtissinn  als  Grund- 
herrn vornehmen  lassen.  Diese  verweigerte  nun  aber  ihre 
Zustimmung  und  die  Fertigung.  Der  Rath  schickte  ihr  eine 
Botschaft  und  liess  sie  bitten,  von  ihrer  Weigerung  abzu- 
stehn. Und  als  auch  diese  Bitte  fruchtlos  geblieben,  so  er- 
kannte der  Rath  auf  den  Eid , er  werde  nun  doch  den  Käufer 
im  Besitze  dieses  Hauses  schirmen , bis  diese  oder  eine  fol- 
gende Aebtissinn  das  Haus  gehörig  leihe67). 

Ein  entscheidender  Schritt  in  dieser  Richtung  geschah 
zu  Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts.  Der  grosse  Rath 
nämlich  crliess  eine  allgemeine  Verordnung  über  die  Erb- 
güter, welche  den  Klöstern  als  Grundherr«!  zugehörten. 

66)  Die  Buch  II,  $.  3.  Note  18.  erwähnte  I’flegerordnung. 

67)  R a t h s e r k e n n t n i s s v.  1396.  MS.  138.  a.  S.  85.  b.  rfvnd  dUcht 
vm,  daz  si  muotwillen  mit  den  egenanlen  knechten  beiden  trib  vnd  dar  vff  ha- 
ben wir  rns  erkent  vff  vnsern  Eid,  daz  der  vorgenante  heintz  Suter  daz  ege« 
nante  bus  vnd  hofslalt  mit  aller  zuogehört,  als  er  es  koft  hat,  haben  vnd 
messen  sol  vnd  daz  im  das  kein  schaden  Bring,  daz  im  uicht  gefertgot  ist 
vnd  sillent  och  wir  Iun  da  bi  schirmen  als  verr  wir  mugen,  rntz  vff  die  stund 
daz  im  von  der  obgenanten  vnser  frowen  oder  von  einer  andern  Eblischin  dai 
egenante  lins  geliehen  wirt  als  dann  gewonlich  vnd  recht  ist/'  — Auf  ähnliche 
Weise  schreitet  der  Rath  ein  Regen  die  Propstei  Zürich  im  Jahr  1418.  MS.  140. 
Ablh.  II.  S.  22.  a. 
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Wenn  die  Angehörigen  der  Stadt  solche  kaufen , so  soll  der 
Erbzins  jederzeit  genau  in  der  Fcrtigungsurkiinde  angege- 
ben und  nachher  nicht  wieder  erhöht  werden. 

R n t h s er ke nnt niss  von  1415:  Was  guetern  hinnanhin 
Icman  der  vn&ern  kouflent,  die  von  deheiuein  gotzbus  In  vnd 
vmb  vnscr  Statt  erb  sind,  daz  denn  ein  jeklich  gotzbus  von  dem 
denn  daz  selb  guot  erb  ist  den  erb  zins  nainlich  war  an 
vnd  wie  vil  des  sye  In  die  vertgung  brief  eigenlich  sol 
schribcn  vnd  von  disshin  enkeineu  vertgung  brief  vmb  kein 
scmlich  guot  machen  mit  denen  Worten,  daz  das  guot  so 
man  denn  vertgen  sol , erb  sye  vmb  einen  semlichen  zins 
als  an  des  selben  gotzbuss  Roedeln  oder  Zins 
Büchern  verschribcn  sye.  — Were  aber  daz  die  ob- 
genanten  gotzhüser  dise  vnser  erkantniiss  nit  also  halten 
oder  da  wider  tuon  weilten  oder  taten , so  meinen  vnd  wel- 
len wir  Jeklicben  der  vnsern  bi  semlichen  koiffen  vnd  gue- 
tern die  si  also  gekouft  hettin  ze  schirmen  tis). 

Das  Münzrecht  der  Aebtissinn  wurde  früher  schon 
in  der  Regel  von  ziiricherischen  Bürgern  unter  Aufsicht 
des  Rathes  beworben.  In  der  Folge  konnten  so  die  Rechte 
des  Rathes  und  der  Aebtissinn  leicht  verwechselt  werden 
und  so  finden  wir,  dass  in  der  ersten  Hälfte  des  fünfzehn- 
ten Jahrhunderts  König  Sigismund  in  einer  Urkunde  bereits 
dem  Rathe  ein  eigenthiimliches  Münzregal  bestätigt  und  sich 
darauf  beruft,  dass  des  Rathes  und  der  Aebtissinn  Miinzrechl 
von  langen  Zeiten  hergebracht  sei  69). 

Auch  der  Zoll  wurde  im  Jahr  1463  der  Stadt  auf  zehn 
Jahre  zum  Bezüge  verliehen  und  dem  Rathe  gewisse  La- 
sten, welche  darauf  hafteten,  Uberbunden.  Von  Alter  her 
nämlich  hatte  der  Vogt  das  Recht,  wöchentlich  einen  GrifT 
Salz  zu  nehmen.  Ebenso  erhielten  die  Sigristen  der  Abtei 
und  Propstei  monatlich  einen  solchen,  der  Henker  wöchent- 
lich 1 f.  Pfd.  und  alle  Monate  auch  einen  Griff  Salz. 
Ferner  musste  die  Galgenleiter  auf  diesen  Einkünften  des 
Zolles  bestritten  und  dem  Nachrichter  zwei  weisse  Lederhand- 


68)  MS.  138.  b.  S.  26.  b. 

69)  Ulk.  t.  S *25.  Wtrdmtilltr  C.  n.  S.  V.  S.  262.  V|l.  N « ■- 
g 4 v i No.  MSI. 
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schuhe  gekauft  werden.  Alle  diese  Abgaben,  welche  gros- 
sentheils  mit  der  Blutgerichtsbarkeit  und  dem  daherigen 
Schirme  des  Reichsvogts  in  Verbindung  stehen , hafteten  auf 
dem  jeweiligen  Zoller.  Und  so  musste  damals  auch  der 
Rath  dieselben  zu  entrichten  übernehmen 70). 

Das  Recht  des  Marktes  und  die  Bestimmung  der  Ge- 
wichte war  natürlich  schon  sehr  frühe  auf  den  Rath  iiber- 
gegangen,  indem  diese  Befugnisse  von  der  polizeilichen  Ge- 
walt des  Rathes,  die  sich  am  schnellsten  und  am  leichte- 
sten entwickelte , bald  absorbirt  werden  mussten  7I). 

Dem  Sturme  der  Reformation  konnte  der  morsche  Bau 
nicht  widerstehen.  Die  letzte  Aebtissinn  Catharina  Frciinn 
von  Zimmern,  die  einzige  Stiftsdame,  die  noch  in  dem  Klo- 
ster lebte,  übergab  iin  Jahr  1524  alle  noch  übrig  gebliebe- 
nen Rechte  der  Abtei  an  Leuten  und  Gütern  der  Stadt  Zü- 
rich und  erhielt  dagegen  die  Zusicherung  bedeutender  Nu- 
tzungsrechte für  Lebenszeit 7J). 

§.  11.  Die  Stände. 

Die  ständischen  Verhältnisse  hatten  sich  nunmehr,  seit- 
dem die  persönliche  Freiheit  oder  Hörigkeit  keine  genü- 
genden Unterschiede  mehr  zu  begründen  schien,  so  gestal- 
tet, dass  man  gewöhnlich  vier  weltliche  Stände  aus  einander 
hielt,  nämlich  I)  die  Herren , II)  die  Edelleute,  111)  die 
Bürger  und  IV)  die  Bauern  und  diese  alle  als  Laien  den 
Geistlichen  entgegensetzte.  Sehr  klar  ergibt  sich  jene 


70)  VVerdmiiller  C.  D.  N.  V.  321.  FraumitusttrAinlsurkunden 
II.  619. 

71)  MS.  138.  b.  S.  107.  b.  Beschluss  von  1424.,  in  Welchem  der  Rath 
die  Gewichte  normirt.  Aehniiche  Bestimmungen  schon  im  Ricblebrief. 

72)  Neugart  No.  1176.  und  1177.  In  der  ersten  dieser  Urkunden  findet 

sieh  die  merkwürdige  Stelle:  „Die  weil  nun  aus  der  Ordnung  Gottes  diser 

Zeit  Ir  Guad  die  letzt  vnd  einig  in  dem  Gottshaus  Gewaltsame  hab , so  sie  Tr 
Gnad  des  genanten  Goltshauees  guten  willens  gegen  einer  Statt  ton  Zürich 
wegen  den  Guthateo , so  Irn  Gnaden  Torher  geschehen  , auch  um  Ruwen  bei- 
der (heilen,  vnd  besonders  darum,  dass  ein  Statt  von  Zürich  ir 
fürneinmen  gegen  andren  dergleichen  diedannoch  in  minderer 
Achtung  sigend  dann  IrGnad,  dester  mit  heiseren  fugenenden 
mögind,  solich  ihres  Gottshausei  freyheiten  — — — — übergeben.” 
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Einteilung  aus  der  Ordnung  des  ziiricherischen  Hofgerichtes 
von  1383.  Daselbst  heisst  es: 

Welcher  och  in  das  Achtbuoch  geschriben  wirt,  von  was 
sacb  das  ist,  kunt  er  vsser  Acht,  so  git  er  dem  Landrichter 
sinen  Achtschilling,  Ein  herr  X March  Silbers,  Ein 
Edelmann  V March,  Ein  Burger  drij  March,  vnd 
Ein  geburEin  March,  si  mngen  dann  bas  mit  dem  Richter 
getaedingen  7J). 

I.  Die  Herren.  Durch  die  Ausdehnung  der  ziiricheri- 
•chen  Landeshoheit  musste  notwendig  der  Herrenstand  aus 
ihrem  Gebiete  grosscntheils,  und  insofern  die  Herren  da- 
selbst eigene  Landeshoheit  ausgeiibt  hatten,  ganz  verdrängt 
werden.  Die  gesammte  schweizerische  Entwickelung  war 
diesem  Stande  überhaupt  nicht  günstig,  indem  die  Selbstän- 
digkeit der  Länder  und  die  Herrschaft  der  Städte  gleich- 
massig  mit  der  Hoheit  jener  unverträglich  waren.  Es  wur- 
den zwar  immer  noch  Bündnisse  und  Burgrechte  mit  Her- 
reu abgeschlossen,  aber  ihre  Zahl  und  ihr  Ansehen  war 
doch  im  beständigen  Sinken. 

II.  Die  Edelleute,  welche  sich  durch  ritterlichen  Ge- 
werb  gehoben  hatten  und  dem  eigentlichen  und  alten  Adel 
der  Herren  als  neuer  wenn  auch  minderer  Adel  an  die  Seite 
traten,  waren  ziemlich  zahlreich  über  die  Landschaft  ver- 
breitet, besonders  als  Vogtei-  und  Grundherrn.  Manche 
derselben  hatten  sich  aus  blossen  Meiern  zu  Gerichtsherrn 
aufgeschwungen.  Immer  mehrere  wurden  aber  durch  die 
Gefahren  des  Krieges  und  aus  Schutzbedürftigkeit  genöthigt, 
das  städtische  Bürgerrecht  anzunehmen , wodurch  ihr  Stand 
indess  nicht  geniedert  wurde. 

Im  Jahre  1362  hatte  sich  die  Stadt  von  Karl  IV.  das 
Privilegium  zu  erwirken  gesucht  und  es  wirklich  erhalten, 
dass  sie  wohl  Edelleute  auf  dem  Lande  zu  Burgern  aufneh- 
men dürfe,  sie  haben  Festen  oder  nicht  und  dass  diese  dann 
in  der  Stadt  oder  auf  dem  Lande  sitzen  mögen,  nach  ihrer 

73)  MS.  138.  a.  S.  51.  b.  Vgl.  damit  einen  Abschied  des  Tages  su  Ba- 
den vom  Jahr  1539,  worin  es  heisst:  „Wandet  einer  einen  Edelinenn,  ist 
die  Buss  100  Pfd. , Einen  Burgsässen  75  Pfd.  vnd  einen  Beuren  37  Pld.** 
Meyer 's  Locarno  I.  S.  116. 
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Wahl n).  Es  war  eine  solche  Aufnahme  freilich  schon  frü- 
her auch  vorgekommen ; aber  jetzt  wurde  sic  durch  die 
kaiserliche  Autorität  unterstützt  und  gegen  Anfechtungen 
gesichert.  Gewöhnlich  wurden  indessen  diese  Burgrechte 
mit  Edelleuten,  die  Land  und  Leute  besassen,  nur  auf  eine 
Anzahl  Jahre,  nicht  auf  ewig  geschlossen.  Und  es  haben 
dieselben  weit  eher  die  Bedeutung  wahrer  Bündnisse  als 
blosser  Bürgeraufnahmen  im  gewöhnlichen  Sinne. 

So  z.  B.  wurde  1363  mit  Friedrich  und  Jakob  von  Berg, 
den  Lamparten  von  Roth  ein  Burgrecht  auf  zehn  Jahre  ge- 
schlossen, mit  Gottfried  von  Hiinaberg  eines  auf  fünfzehn 
Jahre,  mit  Diethelm  Blarer  von  Wartensee  wieder  eines  auf 
zehn  Jahre  u.  s.  f.  Die  Edelleute  wurden  sodann  Burger 
genannt,  und  genossen  als  solche  den  Schirm  der  Stadt, 
sowie  sie  hinwieder  auch  ihre  Festen  und  Schlösser  den 
Burgern,  wie  man  sich  ausdrückte,  als  offene  Häuser  halten 
und  sich  überhaupt  städtischen  Anordnungen  und  Gesetzen 
in  mancher  Hinsicht  unterziehen  mussten 71 ). 

Gerade  diese  Burgrechte  trugen  viel  zu  der  Erweiterung 
der  städtischen  Herrschaft  bei,  wenn  sie  auch  auf  der  an- 
dern Seite  die  Stadt  in  mancherlei  Händel  verwickelten  76). 

Als  ferner  die  Stadt  später  ausgedehntere  Hoheitsrechtc 
erwarb  über  ganze  Landschaften,  mussten  manche  Edelleute, 
die  zuvor  unter  einem  andern  Landesherrn  gestanden  hatten, 
unter  ihren  Schutz  und  ihre  Hoheit  kommen,  ohne  dass 
sie  darum  Burger  wurden.  Solche  Edelleute  mussten  dann 
aber  schwören,  der  Stadt  Treu  und  Wahrheit  zu  halten, 
und  so  lange  sie  in  ihrem  Gebiete  wohnen,  keinen  andern 
Schirm , Landrecht  noch  Burgrecht  anzunehmen  ohne  Wis- 
sen und  Willen  der  Stadt.  In  der  Folge  mussten  sie  sich 
auch  verpflichten,  keine  Angehörigen  der  Stadt  mit  aus- 


74)  Die  Urkunde  in  der  Sakristei  zuin  GrossmUoster. 

75)  Vgl.  eine  grosse  Anzahl  Beispiele  in  d.  Corp.  Dipl.  Nor.  Rd.  VI. 

76)  Zur  Vorsicht  wurde  1410  beschlossen  es  dürfe  kein  einzelner  An- 
gehöriger der  Stadt  für  einen  Herrn  oder  Edelmann  Bürge  weiden , bei  XX 
Mark  Busse.  Eben  weil  dadurch  die  Stadt  leicht  in  gefährliche  Verwickelun- 
gen hineingebracht  werden  konnte.  MS.  139  a.  S.  121  a. 
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wärtigcn  Gerichten  zu  plagen,  die  Urtheile  des  Raths  an- 
zuerkennen und  die  Verfassung  der  Stadt  und  ihre  Bünd- 
nisse aufrecht  zu  halten  ”). 

III.  Die  Burger.  Durch  die  Bruuische  Neuerung  hatte 
die  Bürgerschaft  eine  grössere  Ausdehnung  erhalten,  indem 
nun  auch  die  Handwerker  in  den  Zünften  als  Burger  an- 
gesehen wurden.  Der  Biirgerverband  fiel  aber  desshalb 
doch  nicht  zusammen  mit  der  Einwohnerschaft,  sondern 
es  blieb  derselbe  als  ein  persönliches  corporativcs  Verhält- 
niss  fortbesteben.  Es  konnten  somit  immer  noch  Leute  iu 
Zürich  wohnen,  ohne  Burger  zu  sein. 

Wie  fliessend  noch  gegen  Ende  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts übrigens  diese  Gegensätze  gewesen,  ergibt  sich 
aus  folgender  Stelle  deutlich. 

Ein  „Chueni  haller  " hatte  1378  den  Bader  in  einer  Bad- 
stube todt  gestochen.  Nun  behaupteten  die  Freunde  Hallers  . 
cs  sei  der  Fall  als  Todschlag  eines  Gastes  zu  behandeln, 
weil  der  Bader  selig  nicht  vff  der  Statt  Buoch  für 
Ein  Burger  geschriben  was. 

Es  wurde  somit  die  Eintragung  in  das  Burgerbuch  schon 
damals  als  nothwendiges  Merkmal  der  Erwerbung  des  Bür- 
gerrechtes von  Einigen  betrachtet.  Der  Rath  aber  nahm 
darauf  Rücksicht: 

daz  der  selb  Bader  vil  ziten  in  vnser  Slat  mit  husröchi 
wonhafft  was  gewesen,  vnd  ouch  in  einer  zunft 
was  vnd  ouch  vnser  Statt  vnd  siner  zunft  mit  stö- 
ren vnd  mit  andern  Sachen  gedienet  halt,  als  ein  ander 
vnser  burger 

und  behandelte  den  Fall  als  Todschlag  gegen  einen  Burger 
verübt.  Zugleich  erliess  er  damals  folgende  allgemeine  Ver- 
ordnung : 

Wer  her  in  vnser  Statt  körnen  ist,  oder  noch  hinnen  hin 
her  kuint , vnd  Ein  zunft  hie  bi  vns  empfahet  vnd  fünf 
gantzc  iar  an  enander  in  vnser  Stat  wonhafft  ist  vnd  och 
dieselben  fünf  iar  vnser  Statt  vnd  siner  zunft  stüret  vnd 
mit  allen  Sachen  dienet,  vnd  och  swerret,  vnser  brief  vnd 
vnsrü  gericht  ze  halten  vnd  dem  Bürgermeister  vnd  dem 

77)  MS.  liO.  Aklh.  II.  S.  21  i. 
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Rat  Zürich  gehorsam  ze  «ine  al«  ein  ander  vncer  burger 
vnd  das  vor  dem  Bürgermeister  vnd  den  Räten  kuntlich 
wirt  gemacht,  das  och  der  oder  die  nach  dien  selben 
fünf  iaren  vnser  burger  sin  vnd  bi  vns  Burgrecht 
haben  sülent,  vnd  was  die  selben  die  ir  Burgrecht  mit  den 
vorgeseitcn  fünf  iaren  also  erfolgent  vnd  besitzent , danncn- 
hin  tuond  oder  was  inen  beschicht , das  sol  man  Richten , 
als  von  andern  vnsern  bürgern , Es  wer  dann  das  derselben 
keiner  für  ein  Rat  Zürich  gieng  vnd  vor  dien  versprecb , 
das  er  vnser  burger  nicht  sin  wolt  n). 
Fünfjähriger  Wohnsitz  in  der  Stadt  und  eben  so  langes 
Steuern  und  Dienen  mit  einer  Zunft  gaben  somit  das  Bür- 
gerrecht. Von  einer  Einzugsgebühr  war  noch  keine  Rede. 
Ein  Einkauf  in  das  Bürgerrecht  wird  zuerst  erwähnt  im 
Jahr  1407.  Damals  nämlich  wurde  festgesetzt,  dass  keiner 
zum  Burger  angenommen  werde,  der  nicht  mindestens  drei 
Gulden  bezahle,  welche  für  Kriegsbedürfnisse  der  Stadt 
zu  verwenden  sind, 

vnd  darzuo  sol  dann  der  so  burger  werden  wil,  an  vnser 
Statt  buw  so  vil  geltes  geben,  als  man  dann  mit  im  über- 
ein körnen  mag  n). 

Von  da  an  ist  der  Einkauf  in  das  Bürgerrecht  ein  we- 
sentliches Erforderniss  seines  Erwerbes ; dagegen  wird  keine 
Dauer  des  Wohnsitzes  in  der  Stadt  mehr  verlangt.  Die 
Einkaufssumme  wurde  von  Zeit  zu  Zeit  etwas  erhöht, 
blieb  aber  während  der  blühendsten  Zeit  unserer  Stadt  im- 
mer nur  gering. 

Noch  während  dieser  Periode  wurde  dieselbe  für  Aus- 
wärtige auf  zwanzig  Gulden,  für  Eidgenossen  anf  zehn 
Gulden  und  für  Angehörige  der  städtischen  Herrschaft  auf 
drei  Gulden  festgesetzt.  Die  Fremden  und  die  Eidgenossen 
mussten  überdem  urkundlich  nachwcisen,  dass  sie  aus  ihrer 
frühem  Heimath  mit  Ehren  geschieden  seien.  Die  Unter- 
thanen  der  Stadt  bedurften  dessen  nicht 80).  Wohl  aber 


TS)  MS.  138  ..  S.  M i. 

79)  MS.  13S  a.  S.  114  a.  In  lllm  war  die  Emkanfsgebiihr  Anfänglich 
iwei  Gulden,  seit  1376  ebenfalls  drei  Gulden.  Jager  S.  315. 

30)  MS.  144.  S.  35  a.  „Doch  Vorbehalten  ob  treffcnnlich  w crgklüth  vnnd 
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musste  jeder  zuvor  dem  Zunftmeister  und  den  Zwölfern 
der  Zunft,  in  die  er  aufgenommen  werden  wollte,  seinen 
Harnisch  und  Gewehr  vorweisen.  Dann  erst  konnte  er 
in  das  Burgerbuch  eingetragen  werden 8I). 

Schon  vorher,  1409,  war  die  Aufnahme  in  eine  Zunft 
und  in  das  Bürgerrecht  in  den  engsten  Zusammenhang  ge- 
bracht worden.  Das  eine  ohne  das  andere  war  unmög- 
lich M).  Und  im  Jahr  1425  wurde  das  Verhältniss  einer 
bedeutenden  Anzahl  von  Einwohnern,  die  nicht  in  das  Biir- 
gerbuch  eingetragen  waren,  sich  aber  dennoch  für  Burger 
hielten,  geregelt,  und  der  Constafel  und  den  Zünften  von 
dem  grossen  Rathe  Vollmacht  gegeben,  sie  entweder  als 
wirkliche  Burger  ohne  weiters  anzuerkennen,  oder  sie  au- 
zuhalten , die  Einkaufsgebühr  zu  bezahlet)  ”). 

Sonst  geschah  Aufnahme  und  Absagung  des  Bürger- 
rechts in  der  Regel  vor  dem  grossen  Rathe  8*). 

Unter  den  Burgern  selber  werden  sodann  unterschieden 
die  Inburger  von  den  Ausburgern.  Inburger  heissen 
die,  welche  innerhalb  des  städtischen  Weichbildes,  des- 
sen Gränzen  durch  Kreuze  bezeichnet  waren,  wohnten, 
Ausburger  die,  welche  ausserhalb  der  Kreuze  sassen.  Wenn 
nämlich  gleich  das  Weichbild  sich  über  die  Stadt  hinaus 
erstreckte,  und  sich  ein  Gegensatz  zwischen  dieser  und 
allen,  die  vor  der  Stadt  wohnten,  zeigen  musste,  so  waren 
doch  die  Spuren  des  alten  Rechtes,  wonach  das  ganze 
Weichbild  zur  Stadt  gehörte,  keineswegs  erloschen.  So 
wird  namentlich  von  denen,  welche  innerhalb  der  Kreuze 
wohnen,  kein  Zoll  bezogen  8ä),  und  cs  können  dieselben 


ine?ster  sundriger  Künsten  dero  mau  Inn  vnser  Statt  nottnrfTiig  sin , harkom- 
men  vnnd  vmb  rnser  Burgkrecht  bitten  worden,  das  die  genommen  vnnd 
empfangen  werden  mögent  (nämlich  ohne  alle  Gebühr)  re  nach  erkanutuuss 
eins  Raths  vnnd  gelegenheit  der  sach.M  Eine  viel  zweckmassigere  Bestimmung 
als  die  spätem  Ausschließung*  - und  Hemmungsdekrete. 

Sl)  MS.  144.  S.  23  a. 

82)  MS.  118  a.  S.  116  b.  MS.  144.  S.  22  b. 

* S3)  MS.  I3S  b.  S.  127  b. 

84)  MS.  1 43.  Abth.  II.  S.  40  a. 

85)  SIS.  65.  S.  29  b.  „ larenth.lb  Zürich  hörne  v n d den  Ornlrei».1' 
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auch  füglich  in  den  grossen  Rath  gewählt  werden,  sobald 
sie  nur  nach  Vorschrift  des  vierten  geschworenen  Briefes 
zehn  Jahre  lang  in  der  Constafel  oder  in  einer  Zunft  ge- 
dient hatten  ®6). 

Dem  ursprünglichen  Stande  nach  konnten  die  Burger 
Edelleute  sein;  dann  wurden  sie  zu  diesen  gerechnet.  Sic 
konnten  aber  auch  Gemeinfreie  und  selbst  Hörige  sein;  in 
beiden  Fällen  wurden  sic  aber  glcichmässig  als  Burger  be- 
handelt, indem  der  abnehmende  Unterschied  zwischen  Hö- 
rigen und  Freien  von  dein  Begriff  des  Bürgcrthumes  ver- 
dunkelt worden  war. 

Es  lag  in  der  Bedeutung  der  Städte  eine  Kraft,  welche 
die  Hörigen  von  ihren  Lasten  und  ihrer  Niedrigkeit  be- 
freite. Wie  anderswo  die  Luft  eigen  machte,  so  machte 
die  Luft  der  Städte  frei. 

Ein  Privilegium,  welches  Karl  IV.  im  Jahr  1362  der 
Stadt  ertheilte,  verordnete: 

Wer  zu  In  in  ir  Statt  koinpt  von  wibs  oder  inannes 
natnen  vnd  der  einen  Tag  und  ein  Jar  wonhafitig  by  In 
ist,  er  diene  oder  habe  selber  hus,  vnd  er  von  ey- 
genschaft  des  libs  in  Jarsfrist  von  nieman  versprochen  noch 
geuordert  wird,  das  och  der  furbascr  ledig  vnd  lose  gentz- 
lich  sin  vnd  bliben  sol  aller  vordrung  vnd  ansprach,  so 
von  eygenschaft  des  libs  ieman  zu  In  oder  derselben  lüt 
kindern,  die  in  der  Stal  sitzent,  gebaben  inücht  *7). 

Dieses  Privilegium  schloss  freilich  die  Fortdauer  der 
Hörigkeit  innerhalb  der  Stadt  keineswegs  aus,  aber  zer- 
störte sie  doch  in  einer  Masse  von  einzelnen  Fällen.  Noch 
später  finden  wir  Hörige  als  Burger  aufgenommen.  So 


MS.  13*  b.  S.  136  ».  W.rdmüller  C.  1).  N.  V.  573.  In  #in«r  Urk. 
v.  1366  FranraUnsteramt  II.  479:  „an  der  spanweid  enhalb  dein  ertttz.” 

86)  MS.  144.  S.  33  a. 

87)  Ein  ähnliches  Privilegium  erhielt  die  z'dricherische  Stadt  Elgg  io  der 
Grafschaft  Kyburg  von  den  Herzogen  von  Oesterreich.  Elgger  Stadtrecht 
Art.  62.  bei  Pestalnlz  Sammlung  der  Statute  des  eidsgenossischen  Kantons 
Zürich.  Zürich  1830.  Bd.  I.  S.  364.  Andere  Stadt«  haben  viel  altere 
ähnliche  Privilegien,  z.  B.  Bremen  eines  v.  J 1186.  Donaodt  Geschichte 
des  Bremer  Stadtrechls.  TU.  1.  S.  114. 
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heisst  es  in  einem  Burgrcchtsvertrage  mit  Herrmann  von 
Hohenlandenbcrg  vom  Jahr  1407 : 

Die  vorgenanten  von  Zürich  en  sullent  och  nu  noch  her- 
nach min  Liiten  ir  keinen  nicht  ze  burger  empfachen  noch 
nemen  in  dehein  wisc,  es  wolle  ir  dann  debeiner  in  ir 
stat  zücben  vnd  darinne  hushablich  sin  ane  Geucrde.  Wer 
aber  das  derselh  uiiner  luten  in  ir  stat  hushablich  sin  vnd 
ein  burgerrecht  von  inen  empfachen  wollte  , der  ui  i n ei- 
gen were , den  liiugent  si  wol  ze  burger  neinen,  mit 
solichem  geding  , das  dieselben  min  eigen  lüt  mir  herus 
dienen  vnd  tun  sullent  als  ander  ir  inges essen  bur- 
ger, die  eigen  sind,  ircn  herren  tund  vnd  dienent 
ungefarlich  ss). 

Erst  dureh  Erkenntniss  des  grossen  Rathes  vom  Jahr 
1540  wurde  verordnet,  dass  künftig  kein  Eigener  mehr  zntn 
Burger  angenommen  vverdeu  solle,  sondern  wer  das  Bür- 
gerrecht zu  erwerben  wünsche,  habe  zu  erweisen, 

das  er  ledig  vnd  nyeinands  eygen  syge  ouch  keyn 
nach  jagenden  herren  habe  ®). 

So  wurde  in  gewissem  Sinne  das  alte  vorbrunischc  Recht 
wieder  hergcstellt  und  persönliche  Freiheit  für  ein  wesent- 
liches Erforderniss  des  Bürgerrechtes  erklärt. 

IV.  Die  Bauern.  Die  freien  und  die  hörigen  Bauern 
sind  nun  einander  in  ihren  Zuständen  so  nahe  gebracht 
worden,  dass  man  sic  füglich  für  einen  Stand  halten  konnte. 
Durch  die  Ausdehnung  und  Erblichwcrdung  der  Vogtei 
wurden  auch  jene  mit  Lasten  aller  Art  Frohnden  und 
Zinsen  beschwert.  Und  auf  der  andern  Seite  milderten  sich 
mancherlei  Lasten  der  Hörigkeit  immer  mehr.  Der  Grund- 
besitz auch  der  hörigen  Bauern  war  zu  Ende  unserer  Pe- 
riode schon  durchweg  ein  erblicher,  wenig  anders  als  der 
der  freien  Bauern.  Sie  fingen  an,  durcheinander  zu  hei- 
rathen,  wie  sic  neben  einander  in  dem  Dorfgerichte  waren 
und  zusainmeu  in's  Feld  zogen. 

Besonders  war  das  sechszehnte  Jahrhundert  der  persün- 

SS)  WerdmUllcr  C.  D.  >.  VI.  S.  651. 

.V»)  SIS.  14t.  S.  3 5 b. 
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lieben  Freiheit  günstig,  indem  theils  eine  grosse  Anzahl 
von  Hörigen  geradezu  die  Freiheit  erhielten,  theils  manche 
Lasten  der  Hörigkeit  abgeschafft  oder  verringert  wurden. 

Durch  die  Waidinannischen  Spruchbriefe  wurde  der 
freie  Zug  schon  als  gemeines  Recht  anerkannt,  und  nun 
auch  von  den  Hörigen  angesprochen , ungeachtet  ihrer  die 
Briefe  nicht  gerade  ausdrücklich  gedachten. 

Die  Verehelichung  mit  Vngenossen  war  zwar  immer 
noch  untersagt  bis  in’s  sechszehnte  Jahrhundert  hinein , aber 
die  Folgen  der  Ungenossame  geringer  als  früher  und  die 
Kreise  der  Genossenschaft  viel  weiter  gezogen,  ln  dem 
Waldmannischen  Spruchbriefe  für  die  Grafschaft  Kyburg 
von  1489  werden  die  Kinder  aus  einer  ungenossen  Ehe  be- 
reits für  vollkommen  erbfähig  erklärt. 

Item  von  eygnen  lüten  wegen , die  in  der  graffschafft  ky- 
burg sitzent,  sy  sigend  geystlicher  oder  weltlicher,  Edler 
oder  ander  lüten , wa  derselben  eygnen  Mannen  evner  wi- 
der sinen  halsberren  wybott , der  sol  zechen  pfund  ze  buos 
verfallen  sin , vnd  ob  der  kind  über  kem , wenn  der  den 
darnach  abgatt , so  sollen  desselben  erben  sinem  berren 
nit  iner  denn  den  houbtvall  zuo  geben  schuldig  sin , vnd 
dannethin  das  guot  von  den  bern  vngesuinpt  erben,  nach 
des  gerichtz  recht,  dar  In  der  abganngen  gesessen  gesin  ist. 
Wie  sehr  im  sechszehnten  Jahrhundert  der  Rath  der 
Erweiterung  persönlicher  Freiheit  geneigt  war,  ergibt  sich 
daraus,  dass  er  im  Jahr  1514  bei  Gelegenheit  eines  Pro- 
zesses den  Grundsatz,  dass  das  Kind  aus  ungleicher  Ehe 
der  ärgern  Hand  folge,  ungeachtet  derselbe  in  der  zur  An- 
wendung kommenden  Öffnung  ausdrücklich  anerkannt  war, 
doch  im  Interesse  der  Freiheit  der  Kinder  verwarf90). 

Diese  Richtung  wurde  durch  die  Reformation  bedeu- 
tend verstärkt.  Die  Erschütterung  der  althergebrachten  Au- 
torität der  Kirche , die  Lösung  der  gewohnten  Bande  des 
Gehorsams , die  erregten  Hoffnungen  einer  neuen  bessern 
Zeit,  der  kühne  Aufschwung  der  neuen  kirchlichen  Frci- 


90)  E*  war  des  ein  Prozeis  /.wischen  der  Ablei  Fraumiinsler  fiir  ihre 
Golteshausleute  und  dem  Propste  von  Embrach  als  Herr  von  Eigenen. 
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heit  erregten  eine  Menge  von  Begierden  und  Wünschen  je- 
der Art  im  Volke,  unter  welchem  die  Reformation  grossen 
Beifall  erworben  hatte.  Wie  im  südlichen  Deutschland,  so 
entstand  auch  in  der  nördlichen  Schweiz  ein  Bauernaufruhr, 
von  ähnlichen  Trieben  geleitet  und  mit  denselben  Tenden- 
zen. Insbesondere  wurde  die  Leibeigenschaft  als  unver- 
träglich erklärt  mit  dem  Worte  Gottes  und  der  natürlichen 
Freiheit  des  Menschen,  und  der  Versuch  gemacht,  alle 
Lasten  abzuschütteln.  So  wenig  wusste  man  indessen  da- 
mals schon  zu  unterscheiden  zwischen  den  Lasten,  wel- 
che in  der  Hörigkeit  ihren  Grund  hatten,  denen,  welche 
aus  abgeleitetem  Grundbesitze  herrührten,  und  denen,  wel- 
che die  Vogtei  aufcrlegt  hatte,  dass  in  den  Beschwerdc- 
schriftcn  der  Bauern  Alles  dieses  durch  eiuander  gemengt 
wurde.  Sie  verlangten  gleichsam  in  einem  Athemzugc  Auf- 
hebung der  Fastnachthühner,  des  Falls,  der  Gelasse,  der 
Ungenossame,  des  dritten  Pfennings,  der  Vogtgarben,  der 
Frohndicnste,  des  Zehntens,  (den  Korn-,  Haber-  und  Wcin- 
zchnten  wollten  sic  gutwillig  noch  geben),  der  Gerichts- 
herrlichkeit, der  Lcibstcucr,  Loskauf  aller  erkauften  Zinse 
u.  s.  f.  9I). 

Da  die  Stadt  viele  Rechte  von  Leibherren  an  sich  ge- 
bracht hatte,  so  konnte  der  Rath  auf  diese  verzichten. 
Wirklich  hob  er  1525  die  Leibeigenschaft  auf,  so  weit 
die  Rechte  darauf  ihm  zustanden.  Er  erliess  seinen  vor- 
maligen Leibeignen  in  den  meisten  Herrschaften  die  Fälle, 
Gelasse  und  die  Strafen  der  Ungcnosscuschaft  für  immer, 
als  welche  aus  der  Hörigkeit  hervorgegangen.  Dagegen 
wurden  die  Reckte  der  Vogtei  und  die  grundherrlichen 
Rechte  im  engem  Sinn  noch  aufrecht  erhalten. 

In  der  Herrschaft  Grüningcn,  wo  der  Aufstand  am  zü- 
gellosesten und  die  Forderungen  am  trotzigsten  gewesen, 
Hess  der  Rath  zur  Strafe  die  Hörigkeit  fortbestcken.  Auch 
an  andern  Orten  erhielt  sie  sich  noch  eine  Zeit  lang,  in- 
dem der  Rath  über  die  Rechte  fremder  Herren  nicht  ver- 

91 J H.  H.  FUssli  Geschichte  des  Aufstandes  der  Bauern  von  1525  in 
dessen  handschriftlichem  Nachlasse. 
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rügen  konnte.  Indessen  wirkte  er  doch  auf  die  unter  sei- 
nem Schutze  stehenden  Gerichtsherrn  in  demselben  freiem 
Geiste,  und  vermochte  manche,  auf  ihre  Rechte  zu  ver- 
zichten, oder  sich  dieselben  loskaufen  zu  lassen. 

V.  Der  geistliche  Stand.  Das  Verhältnis  der  Pfaf- 
fen zu  den  Burgern  der  Stadt  Zürich  war,  wie  wir  oben 
gesehen  hatten,  durch  den  Vertrag  vom  Jahr  1304  gere- 
gelt worden  und  blieb  längere  Zeit  noch  das  nämliche. 
Insbesondere  ist  nicht  zuzugeben,  dass  dasselbe  durch  den 
Vertrag  mit  den  Eidgenossen  vom  Jahr  1370,  den  soge- 
nannten Pfaffenbrief,  wesentlich  verändert  worden  sei*2). 
Dieser  Vertrag  wurde  allerdings  hauptsächlich  auf  Zürichs 
Antrieb  hin  geschlossen  und  mochte  Bezug  haben  auf  die 
widerrechtliche  Gefangennehmung  des  Luzernischen  Schult- 
heissen  durch  den  Propst  Brun  von  Zürich,  welche  diese 
Stadt  so  sehr  in  Aufruhr  setzte.  Allein  es  wurden  durch 
denselben  doch  nur  die  in  der  Eidgenossenschaft  gesessenen 
Pfaffen  genöthigt,  den  Städten  und  Ländern  Treue  zu 
schwören,  gezwungen,  sich  an  die  einheimischen  Gerichte 
zu  halten  und  verhindert,  in  andern  als  geistlichen  Dingen 
den  Schutz  eines  auswärtigen  Gerichtes  anzurufen.  Eine 
Tendenz,  welche  sich  in  der  gesammten  Eidgenossenschaft 
von  Anfang  an  zeigte,  von  fremden  Gerichten  möglichst 
frei  zu  bleiben.  Damals  mochte  in  der  Stellung  des  Prop- 
stes Brun  zu  dem  Kaiser  und  der  Gefahr,  dass  er  sich 
an  kaiserliche  Gerichte  um  Schutz  wende , ein  besonderer 
Grund  liegen,  sich  durch  einen  neuen  Vertrag  besser  zu 
sichern,  zumal  die  Stadtgemcindc  Zürich  durch  ihr  Ein- 
schreiten in  dieser  Sache  die  Gränzen  ihrer  Competenz  be- 
deutend überschritten  und  sich  eine  Gerichtsbarkeit  ange- 
masst  hatte,  die  nur  insoweit  gelten  konnte,  als  sie  ihren 
Willen  mit  Gewalt  durchzusetzen  entschlossen  und  fähig 
war.  Dass  aber  jener  Vertrag  von  1304  noch  später  fort- 
bestand,  ersehen  wir  daraus,  dass  noch  nach  dem  Pfaffen- 

92)  Abgedruckt  bei  Tschudi  I.  47 2. 

Rlunttrhli  JWhls^fochirhl». 
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briefe  im  Jahr  1407  die  drei  Pfaffenrichter  als  geltendes 
Institut  erwähnt  werden  *3). 

Durch  Vertrag  des  Ratlies  von  Zürich  mit  dem  Bischöfe 
von  Constanz  vom  Jahr  1506  wurde  sodann  auch  das 
Rechtsverhältniss  zwischen  Pfaffen  und  Laien  ausserhalb 
der  Stadt  Zürich,  aber  in  ihren  Gebieten,  festgestellt.  Ueber 
alle  von  Pfaffen  gegen  Laien  oder  umgekehrt  von  diesen 
gegen  jene  verübten  Frevel  und  Vergehen  soll  der  Rath 
von  Zürich  selber  richten.  Und  wenn  auch  nicht  geklagt 
wird,  ist  er  dennoch  befugt,  das  Vergehen  von  Amtswe- 
gen zu  ahnden.  Im  letzten  Falle  soll  aber  „nach  der  tat 
und  nit  nach  dein  anlass,”  also  ohne  Rücksicht  auf  die 
subjective  Veranlassung,  sondern  lediglich  nach  der  äussern 
objectiven  Erscheinung  des  Vergehens,  gerichtet  werden. 
Die  den  Pfaffen  aufcrlcgte  Busse  fällt  dann  dein  Bischöfe 
von  Gonstanz  zu,  die  der  Laien  der  Stadt  Zürich.  Nur 
über  todeswürdige  Verbrechen  der  Priester  hat  der  Bischof, 
über  die  der  Laien  der  Rath  zu  richten  9i).  So  ausgedehnt 
waren  schon  vor  der  Reformation  die  Rechte  des  Rathes. 
Seid  Ansehen  mochte  hauptsächlich  durch  Waldinanns  Be- 
streben gegenüber  den  Geistlichen  verstärkt  worden  sein. 
Die  Reformation  zerriss  nun  auch  den  letzteu  Zusammen- 
hang mit  dem  Bisthuinc  Constanz  und  stellte  die  Geist- 
lichen überhaupt  den  Laien  gleich.  Jener  Vertrag  wurde 
dem  Bischöfe  im  Jahr  1524  aufgekündigt 9S).  Die  refor- 
mirten  Pfarrer  wurden  in  eine  kirchliche  Synode  vereinigt 
und  unter  die  Hoheit  des  Rathes  gestellt  96).  Die  Aufhe- 
bung der  Klöster  blieb  nicht  aus. 

Die  Propstei  Grossmünster,  welche  von  König  Karl  IV. 
im  Jahr  1363  auch  die  hohe  Gerichtsbarkeit,  oder  wie 
man  sich  damals  ausdrückte,  „Stock  und  Galgen”  in  ihren 
Dörfern  zu  Fluntcrn,  Rieden,  Riischlikon  und  Riifers  er- 
halten hatte97),  musste  nun  auch  ihre  hoheu  und  niedern 

93)  Diplom,  der  Propstei  S.  127. 

94)  MS.  140.  Abth.  II.  S.  44.  a. 

95)  MS.  140.  Ablb.  II.  S.  44.  b. 

96)  Cappelerbrief  ArL  4.  Pradikantenordnnngen. 

97)  Erneuerte  Privilegien  von  1384,  1404  und  1415* 
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Gerichte  im  Jalw  1525  an  den  Rath  abtreten,  ein  Jahr 
später  als  die  Rechte  der  Abtei  Zürich  an  die  Stadt  iilier- 
gegangen  waren. 

Gerichtsverfassung  A.  der  Stadt. 

?.  12.  Das  Landgericht  und  die  R e i chs  v ogt  ei. 

Wenn  wir  auf  der  einen  Seite  gesehen  haben,  wie  die 
Stadt  sich  allmählig  zu  einem  von  König  und  Reich  unab- 
hängigen Gemeinwesen  zu  erheben  suchte,  so  zeigt  sich 
doch  auf  der  andern  Seite  der  Zusammenhang  mit  der 
Reichs  Verfassung  noch  keineswegs  ganz  zerstört.  Die  Er- 
richtung eines  königlichen  Landgerichtes  in  Zürich 
war  der  Stellung  der  Stadt  zum  Reiche  zu  verdanken. 

Ungeachtet  der  Ausbildung  der  Territorialhoheit,  behiel- 
ten doch  die  Kaiser  fortwährend  auch  auf  die  losgetrennten 
'i'heile  alle  Rechte,  und  zumal  die  Städte,  welche  als 
Reichsstädte  keinem  Landesherrn  unterworfen  waren , schie- 
nen in  vorzüglichem  Masse  ihnen  noch  anzugehören.  Ins- 
besondere war  der  Kaiser  noch  oberster  Richter  im  Lande, 
und  wo  er  erschien,  konnte  er  auch  sein  kaiserliches  Ge- 
richt hegen , welches  dann  an  Ansehen  alle  andern  Gerichte 
überragte.  Wurde  irgendwo  kein  Recht  gehalten,  oder 
war  die  Execution  eines  Urtheils  unmöglich,  so  konnte 
inan  sich  an  dieses  höchste  Gericht  wenden,  welches  dann 
die  Schuldigen  achtete. 

Aber  auch  wo  der  Kaiser  nicht  erschien,  Hess  er  sich 
früher  durch  seinen  Pfalzgrafcu,  später  auch  durch  einzelne 
Hofrichter  vertreten , und  so  wurden  einige  Reichsstädte 
vorzugsweise  zum  Sitze  stehender  Hof-  oder  Landgerichte 
erhoben,  welche  in  des  Kaisers  Namen  die  oberste  Rechts- 
pflege verwalteten. 

Eines  der  berühmtesten  Ilofgerichte  dieser  Art  war  das 
zu  Hotweil.  Diesem  nachgcbildct  bestellte  Kaiser  Karl  IV., 
der  den  Zürichern  überhaupt  günstig  war,  iiu  Jahr  1362 
auch  ein  Landgericht  zu  Zürich  und  crtheilte  ihm  alle 
Rechte,  Freiheit,  Gnade  und  gute  Gewohnheit,  „die  das 
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Landgericht  zu  Rotweil  habe  und  von  Alters  her  gehabt 
habe  ").” 

Der  Kaiser  bestellte  dann  selber  den  Land-,  oder  wie 
er  auch  genannt  wurde,  Hofrichter,  bis  König  Wcnceslaw 
1384  dem  Bürgermeister  und  Rath  der  Stadt  das  Recht  er- 
tbeilte,  nach  Absterben  oder  Abtritt  des  alten  Landrichters 
einen  neuen  zu  wählen,  der  dann  von  Reiches  wegen  den 
Bann  haben  solle  Uber  das  Blut  und  um  alle  Sachen  zu 
richten").  Nur  soll  derselbe  jederzeit  ein  Graf  oder  Freier- 
herr sein.  An  seiner  Seite  sassen  dann  als  Schöffen  zwölf 
Richter,  welche  der  Rath  in  oder  ausserhalb  seiner  Mitte 
ihm  beiordnete,  wie  sich  aus  einer  im  Jahr  1383  verfass- 
ten Ordnung  um  das  Hofgericht  ergibt  1<K>).  Nach  alten 
Rechtsgrundsätzen  raUssen  von  diesen  zwölf  Richtern  we- 
nigstens sieben  anwesend  sein , damit  der  Hofrichter  richten 
darf.  Auch  zeigt  sich  der  Zusammenhang  mit  der  alten 
Verfassung  darin,  dass  neben  diesen  Schöffen  noch  andere 
Freie  in  dem  Gerichte  erscheinen  und  ebenfalls  Urtheil 
finden  dürfen.  Nur  müssen  diese  nunmehr  dem  Ritterstande 
zugehören,  indem  sich  inzwischen  die  alten  ständischen 
Verhältnisse  verändert  hatten.  Es  genügt  das  einfache  Bür- 
gerthum  schon  nicht  mehr.  Ob  aber  diese  Ritter  erschei- 
nen oder  nicht,  ist  insofern  gleichgültig,  als  es  ihnen  völlig 
frei  steht,  sich  einzufinden  oder  wegzubleiben,  da  auch 
ohne  sie  die  Rechtspflege  ihren  Fortgang  hat. 

Ordnung  von  1383.  Es  sol  ouch  vor  dem  gericht  nie- 
man  kein  vrteil  sprechen  noch  erteilen  dann  dieselben  ztvelf 
Richter,  vnd  all  Ritter  die  da  vor  gericht  sint. 

Es  nnigen  och  dieselben  Richter  die  Lüt  wol  in  Acht  er- 
teilen mit  den  Rittern  vnd  och  ane  Ritter  ob  zuo  dien  ziten 
niena  Ritter  da  wer , doch  also  das  der  vorgenant  Richtern 
nicht  minder  vnder  ogen  syen  dann  siben. 
lieber  die  Art,  wie  das  Urtheil  gefunden  wird,  gibt 
folgende  Stelle  dieser  Ordnung  Auskunft: 


98)  Werdmiiller  C.  D.  N.  V.  S.  120.  Vgl.  Tjetiudi  I.  456. 

99)  WerdmHIler  C.  D.  N.  V.  S.  168. 

100)  MS.  138  *.  S.  51  ff. 
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Wer  ouch  von  dein  Richter  einer  vrteil  gefraget  wirt  vn- 
der  den  Rittern  oder  den  Richtern , der  selb  nirnet  dann 
zuo  im  die  andern  Ritter  vnd  Richter  an  sinen  Rat  vss- 
wendig  dem  Ring,  vnd  wes  si  sich  d*  geeimberent  oder 
das  merteil  vndcr  Inen,  das  belihet  ouch  statt,  doch  wer- 
dent  si  selten  misshell,  vnd  was  do  das  mer  wirt,  darnach 
sol  man  Richten,  won  es  sol  noch  mag  die  vrteil  von 
dein  gericht  nieman  fürbas  lüchen. 

Ein  Zug  kann  unmöglich  Statt  finden,  weil  das  Gericht 
eben  den  Rang  eines  höchsten  kaiserlichen  Gerichtshofes 
hat. 

Das  Verfahren  war  durchgängig  auf  die  kaiserliche  Acht 
gerichtet,  indem  man  sich  in  der  Regel  an  diess  Reichsge- 
richt nur  dann  wendete,  wenn  man  bei  den  gewohnten 
Landesgerichten  kein  Recht  fand , denn  wenn  gleich  das 
Hofgericht  befugt  sein  mochte , von  Anfang  an  bürgerliche 
oder  strafrechtliche  Streitsachen  an  Hand  zu  nehmen,  so 
war  doch  damals  schon  allenthalben  der  Grundsatz,  dass 
man  vorerst  die  gewohnten  heimathiieben  Gerichte  anzu- 
gehen habe,  so  verbreitet,  dass  fast  jeder  Kläger,  theils 
sobald  er  diese  überging  in  seinem  Gerichtshöfe  Strafe  zu 
fürchten  hatte,  theils  geringe  Aussicht  auf  Execution  gegen 
seinen  Gegner  erhielt.  Dcsshalb  stellte  es  sich  faktisch, 
wenn  auch  anfangs  nicht  rechtlich,  so  her,  dass  nur  aus- 
nahmsweise, wo  das  lieimathliche  Gericht  einem  entweder 
Recht  nicht  schaffen  wollte,  oder  nicht  konnte,  die  Sache 
bei  dem  kaiserlichen  Hofgerichte  anhängig  gemacht  wurde. 

Der  Besitz  eines  solchen  Hofgerichtes  scheint  in  der 
Stadt  selbst  zu  verschiedenen  Zeiten  verschieden  geschätzt 
worden  zu  sein.  Der  wichtigste  Vortheil  lag  wohl  darin, 
dass  das  Ansehen  der  Stadt  gegenüber  dem  Adel  sowohl, 
als  der  umliegenden  Landschaft,  gehoben  wurde,  indem 
das  kaiserliche  Gericht  keineswegs  auf  die  Stadt  und  ihre 
nächste  Umgebung  beschränkt  war , sondern  als  ein  allge- 
meines Reichsinstitut  für  das  ganze  Reich  Bedeutung  hatte 
und  auch  entfernte  Herren  und  Edle  daselbst  verklagt  und 
geächtet  werden  konnten.  Auch  finden  wir  in  den  Acht- 
büchern, besonders  im  letzten  Jahrzehende  des  vierzehnten 
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Jahrhunderts,  eine  bedeutende  Anzahl  vuii  Städten  und 
Edlen  verzeichnet. 

Gerade  darin  lag  aber  auf  der  andern  Seite  auch  eine 
Gefahr  für  die  Stadt,  indem  die  Aechtungen  des  Gerichtes 
ihr  selbst  Streit  und  Feindseligkeiten  zuziehen  konnten. 

Nachdem  daher  der  Rath  einmal  die  Reichsvogtci  er- 
worben hatte,  schien  das  Hofgericht  von  geringerer  Be- 
deutung und  ging  sodann  bald  völlig  ein  ,01).  Indessen 
verzichtete  die  Stadt  doch  nicht  auf  das  Recht,  wenn  cs 
ihr  nützlich  schiene,  das  Hofgericht  wieder  neuerdings  zu 
bestellen  und  Hess  sich  noch  1422  von  Kaiser  Friedrich 
dieses  Privilegium  ausdrücklich  bestätigen  102). 

Die  Reichsvogtci  hörte  nun  endlich  ebenfalls  auf. 
König  Wcnceslaw , welcher  der  Stadt  auch  die  Reichs- 
steuer pfandweise  überlassen  batte,  verlieh  1400  dem  Rathe 
das  Recht,  in  Zukunft,  wenn  cs  nülhig  sei,  einen  Vogt 
zu  setzen  ,0J).  Als  Grund  der  Verleihung  wird  angeführt, 
dass  es  in  der  Stadt  Zürich  oft  an  einem  Vogt  fehle , weil 
diese  Vogtei  an  Zinsen  und  jährlichen  Rechten  so  schwach 
und  krank  sei,  dass  sich  ein  Vogt  damit  nicht  ernähren 
möge  104). 


101)  Im  Jahr  1400  erwarb  die  Stadt  die  Reichst  ogtei.  Von  HO*  n> 
mangelt  in  den  Rath*  und  Richtbüchcrn  das  Verzeichnis*  der  Rathe , die  an 
das  Hofgericht  gehen. 

102)  W er  dmüll  er  C.  D.  N.  V.  S.  305. 

103)  Die  Urkunde  gedruckt  bei  Ilottingcr  Spec.  Tig.  |t.  132. 

194)  Diese  Verminderung  der  Einkünfte  mochte  Iheils  daher  rühren,  das» 
der  Rath  durch  sein  faktisches  Uebergewicht  dem  Reichsvogte  mancherlei  Ein* 
kunfte,  wie  namentlich  von  den  Bussen,  welche  schon  zur  Zeit  des  Richte* 
briefes  in  der  Regel  ganz  von  dem  Rathe  bezogen  und  für  die  Stadt  verwendet 
wurden,  zu  entziehen  wusste , theils  dass  andere  Gefalle  veraussert  wurden. 
So  z.  B.  hatte  Karl  IV.  1370  das  Gewcrf,  welches  bisher  der  Reicbsvogt  be- 
zogen hatte,  an  den  Ritter  Maness  veraussert.  Hirzel  Zürich.  Jahrb.  I.  5. 
310.  Dass  schon  früher  ähnliche  Verausserungen  vorkatnen,  beweist  eine 
Urk.  v.  1293,  in  welcher  König  Adolf  dem  Abte  von  St.  Gallen  verpfän- 
det: omnes  utiUtatc * et  prOQenlu * universo jt  de  udvocaciu  lmpcrii  , quoad 
ipsum  Monastenum  homiues  et  bona  ipsius  tibicunque  fuerint,  rcdenles,  et 
qui  haberi  seu  exigi  et  conquiri  quo  modo  libet  poterunt  de  eadcin , rxcep- 
tis  videlieet  et  nobit  et  hnperio  reiervati*  Judicio  et  jure  Advocaticto  anti- 
yno.M  Die  Gerichtsbarkeit  hlieb  unveraussert.  Die  nuliharen  Rechte  der 
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Desshalb  übergibt  der  König  dein  Rath  und  der  Stadt 
seine  und  des  Reiches  Vogtei  zu  Zürich.  Diese  mögen 
von  nun  an  selbst,  so  oft  sie  wollen,  einen  Vogt  kiesen 
und  die  Vogtei  besitzen  und  gemessen.  Auch  soll  der  Vogt 
bei  ihnen  in  ihrem  Rat  he  sitzen,  wenn  man  über 
schädliche  Leute  und  über  das  Blut  richten  soll  und  will. 
Von  da  an  wurde  daher  vcrmuthlich  das  Blutgericht  nicht 
mehr  auf  dem  Lindenhof  iin  Freien  gehalten,  wie  wir  es 
noch  24  Jahre  früher  in  einem  Beispiele  gefuuden  haben. 
Sondern  der  Rath  als  solcher  richtete  unter  dem  Vorsitze 
des  von  ihm  bestellten  Vogtes.  Wohl  aber  scheint  auch 
damals  noch  das  Gericht  öffentlich  gewesen  zu  sein , indem 
wohl  noch  Jeder  zu  dem  Gerichtssaale  Zutritt  hatte.  In 
dem  Privilegium  Karls  V.  von  1521  heisst  cs  aber  schon 
von  deinVogte,  er  möge  „bi  inen  iin  Rate  mit  beschlos- 
sener tiir  Uber  schedlich  lüte  nach  erkantnuss  des  merer 
teyls  der  Roten  über  das  Blut  richten  ” 104). 

Zwar  bedurfte  auch  jetzt  noch  der  Vogt  des  königlichen 
Bannes.  Das  Blutgericht  konnte  nur  wirksam  gehegt  wer- 
den, wenn  die  Gewalt  dazu  vom  Reiche  verliehen  war. 
Aber  schou  1305  hatte  König  Karl  IV  der  Stadt,  in  Form 
eines  widerruflichen  Privilegiums  das  Recht  crtheilt,  alle 
Reichslehen  bis  auf  drei  Meilen  rings  um  die  Stadt  im  Na- 
men des  Reiches  zu  leihen,  ausgenommen  Fürsten-,  Gra- 
fen- und  Freierlehcu  l0S).  Jetzt  wurde  dem  Rathe  von 
König  Wcnceslaw  auch  die  Befugniss  eingeräumt,  dem  je- 
weiligen Vogte  in  dem  Namen  des  Kaisers  uud  Reiches 
den  Blutbann  zu  leihen. 

Von  nun  an  wurde  der  Vogt  gewöhnlich  von  dem 
Rathe  aus  seiner  Mitte  bezeichnet.  Und  bis  1798  hiess 
das  Rathsglied,  welches  die  Execution  des  Todesortheils 
leitete,  noch  immer  der  Reichsvogt. 


Vogtei  aber  wurden  von  ihr  getrennt.  Zell  weg  er  IJrk.  zur  Appenz.  Gcsch. 
Mo.  47.  Leber  die  spatere  kärgliche  Besoldung  des  Vogtes  za  Zürich  vgl 
Rathsverordnung  von  1405.  MS.  138  a.  S.  I J 0 b. 

105)  Werdmüller  G.  D.  N.  V.  S.  361. 

106)  Werdmüllet  C.  P.  N.  I 134. 
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$.  13.  Der  Schulthciss. 

An  der  Spitze  des  Scliultheisscngerichtes , welches  bald 
auch  Stadtgericht  in  vorzüglichem  Sinne  genannt  wurde , 
stand  fortwährend  der  von  der  Aebtissinn  ernannte  Schult- 
heiss.  Als  in  Folge  der  Reformation  1524  die  Rechte  der 
Abtei  an  die  Stadt  übergingen,  so  besetzte  von  da  an  der 
grosse  Rath  die  Stelle  des  Schultheissen. 

Weder  die  Personen  noch  die  Zahl  der  Urtheiler  in  die- 
sem Gerichte  waren  Anfangs  näher  bestimmt.  Mach  der 
vorbrunischen  Verfassung  durfte  gewiss  jeder  Burger  in 
dem  Gerichte  erscheinen  und  wenn  er  von  dem  Schultheis- 
sen angefragt  wurde,  auch  urthcilen.  Mach  derselben  hin- 
derte auch  die  Handwerker,  insofern  sie  wenigstens  per- 
sönlich frei  waren , nichts  neben  den  alten  Geschlechtern  zu 
urthcilen , obwohl  der  Schultheiss  der  alten  Sitte  huldigend 
noch  lange  weniger  geneigt  sein  mochte , von  jenen  als  von 
diesen  Rechtsfindung  zu  verlangen. 

Die  Befugniss,  Urtheiler  zu  sein,  und  als  Fürspre- 
che für  den  Kläger  oder  den  Beklagten  zu  reden,  beruhte 
auf  den  nämlichen  Gründen.  Die  Fürsprechen  wurden  aus 
denen  genommen,  welche  zugleich  auch  urtheiiten.  Und  so 
darf  man  mit  Sicherheit  aus  der  verbreiteten  Befugniss  Für- 
spreche zu  sein  auch  schliesscn  auf  die  eben  so  grosse  Ver- 
breitung der  Befugniss  als  Urtheiler  zu  fungiren.  Wenn 
daher  noch  im  Jahre  1335  nicht  bloss  alle  36  Räthe  son- 
dern auch  die  zugezogenen  Burger  schwören  müssen,  als 
Fürsprechen  vor  dem  Schultheissen  keine  Miethe  zu  neh- 
men, so  ersieht  man  daraus,  sowie  dass  alle  diese  möglicher 
Weise  Fürsprecher  ab  auch  dass  sie  Urtheiler  sein  konnten ,07). 

Brun  scheint  zuerst  für  eine  regelmässige  Besetzung  des 
Gerichtes  gesorgt  zu  haben , indem  zu  seiner  Zeit  ein  Ge- 
setz erlassen  wurde , dass  jeder  neue  Rath  vier  ehrbare  Bur- 
ger erwählen  solle,  welche,  so  lange  die  Gewalt  des  Ra- 
thes  dauert,  also  die  nächsten  sechs  Monate,  an  das  Schult- 


1 07)  Vgl.  die  oben  E.  III.  §.  1.  Anm.  1 . witgetheiitc  Stelle. 
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heissengericht  regelmässig  gehen  und  da  für  die  Leute  reden 
und  ihnen  Recht  linden. 

Dieselben  vier  sülent  dien  Lüten  irü  wort  tuon , sprechen 
vnd'ir  red  tuon  mit  guoten  triiwen  vngevarlich  , als  si  ir 
Ende  vnd  ir  Er  wise  daz  das  best  vnd  daz  gerechtest  sy 
nach  gelegenheit  der  sach 1M). 

Diese  vier  Fürsprechen,  wie  sie  im  Verlaufe  der  Ge- 
richtsordnung ausdrücklich  genannt  werden,  sind  verpflichtet, 
dem  Rufe  des  Rathes  Folge  zu  leisten.  Neben  ihnen  kön- 
nen aber  auch  noch  andere  Fürsprechen  erscheinen : 

Wer  aber  daz  ieman  andre  für  gericht  käme,  durch 
daz  er  iemans  Red  do  täte,  der  sol  och  dauon  kein  Miet 
nämen 1M). 

Da  überhaupt  jeder  ehrbare  Rurgcr,  der  vor  dem  Ge- 
richte erschienen,  verpflichtet  ist,  auf  die  Frage  des  Schult- 
heissen  zu  antworten,  als  Fürsprecher  zu  dienen,  wenn  er 
den  Auftrag  erhält,  und  das  Urtheil  zu  Anden,  so  können 
ausser  jenen  vier  Fürsprechen  auch  die  andern  Burger  zu 
beidem  genöthigt  werden. 

Urkunde  von  4348.  Ouch  soln  die  drye  bisitzer  den 
gewalt  haben,  daz  si  einem  fürsprechen  oder  sust  einem 
erb  er n Manne  gebieten  mvgen , daz  er  an  dem  gerichte 
belibe , bi  den  Sachen  , so  si  danne  notdürftig  dunket. 

— Wer  der  ist , der  Zürich  an  dem  gerichte  einen  für- 
sprechen vorder!  sin  wort  vor  dem  gerichte  ze  tvonne , dem 
sol  der  Schultheisse  gebieten , daz  er  das  wort  tuo , vnd  ist 
daz  der  fürspreche  ald  der  erber  man  über  das  gebot 
ab  dem  gerichte  gat,  der  gilt  V §■  dem  Rat  ze  buosse  vnd 
sol  darzuo  eines  Manodes  an  das  gerichte  nicht  körnen , vnd 
daz  gericht  verbotten  sin  *19). 

Brunische  Gerichtsordnung  s.  d.  dieselben  vier 
sülent  och  dien  Lüten  irvrteilen  vertigen,  diesioder 
ander  Lütt  sprechent,  ob  si  ir  geuolget  hant  vnd  sis 
Recht  dvnkct. 

— Wer  für  gericht  kumt  vnd  vrteil  sprichet  — 

108)  Gerichtsordnung  s.  d.  «her  vor  1360  erneuert  139 7.  MS.  13$.  e. 
S.  40.  b. 

109)  Ebenda. 

110)  Ordnung  von  1348.  MS.  65.  S.  16.  1 T. 
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da/,  och  dem  Ein  Schullbeiss  gebieten  sol  die  vrteii  te 
uffcnnc  vnd  och  ze  vertgenne.  wölt  aber  der  des 
von  des  Schultbeisscu  gebottes  wegen  nit  tuon,  so  sol  er 
dem  Schullheissen  sin  Buoss  geualicn  sin , vnd  suln  danne 
die  Vier,  die  Ein  Rat  an  daz  Gericht  gesetzt  hat,  gewalt 
haben  dem  ze  gebieteune  vntz  an  Ein  Mark  Silbers  die  vr- 
teii zc  oil'ennc  vnd  ze  vertgenne , Er  uioechl  danne  mit  dem 
Eide  vssgan,  daz  in  Ein  andrü  vrteii  Rechter  düchte, 
dann  die  so  er  gesprochen  hat"'). 

Gerichtsordnung  von  1370  (?) : sülent  och  dieselben 
zwen  oder  die  vier , so  dann  da  sitzend  von  demRat  den  gewalt 
haben  , daz  si  den  fiirsprechen  zuo  dem  gericht  gebieten  ob 
es  notdürftig  ist ; vnd  inngent  och  ein  Jeklichen  fiirspre- 
chen  oder  sus  Eint  Erbcrn  burger,  der  an  dem 
Ring  stat,  gebieten  vntz  eine  Mark,  daz  si  der  lütten 
red  tügen  vnd  vrteilen  für  den  Rat  vcrgcn,  ob  es 
notdürftig  Wirt  an  geverd  *12). 

Diese  Stellen  lassen  keinen  Zweifel  übrig,  dass  die  Fä- 
higkeit zn  urtheilcn  nicht  auf  einzelne  Personen  beschränkt 
war,  sondern  für  alle  ehrbaren  Burger  überhaupt  erhalten 
blieb.  Auch  beweisen  diese  Gerichtsordnungen  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts,  dass  damals  noch  zuweilen  Einer  aus 
dem  Ringe,  oder,  wie  es  anderswo  genannt  wird,  dem  Um- 
stand Urthcil  sprach.  In  der  Regel  aber  wird  sich  der 
Schulthciss  begnügt  haben,  die  vier  beiwohnenden  ordent- 
lichen Urthcilcr  anzufragen.  So  wurde  nach  und  nach  eine 
Mitwirkung  der  übrigen  Bürger  bei  der  Urlhcilfindung  un- 
gewöhnlich und  es  gerieth  zuletzt  das  Recht  derselben  zu 
urtheilen  in  Vergessenheit. 

Die  Aufsicht  des  Rathes  über  das  Schulthcissengcricht 
wurde  während  der  Brunischen  Zeit  durch  Beisitzer  aus- 
geübt, welche  der  Rath  iibcrdcui  zu  demselben  sandte.  Wö- 
chentlich nämlich  bczeichnctc  er  drei  Mitglieder  des  alten 
Rathes,  einen  von  den  Edeln,  einen  von  den  Constafeln 
und  einen  von  den  Zunftmeistern,  oder  andersausgedrückt, 
einen  Ritter,  einen  Burger  im  alten  Sinuc  und  einen  von  den 

1 1 1 > Oben  Anm- 
1 12)  >18.  65.  S.  65.  s. 
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Zunftgenosscu , welche  die  nächste  Woche  neben  dem  Schuit- 
heissen  sitzen  und  darüber  wachen  sollten,  dass  allen  gleich 
gerichtet  werde  und  keine  Unordnung  entstehe.  Diese 
Beisitzer  sind  durchaus  nicht  für  Urtheiler  zu  halten.  Sic 
repräsentiren  lediglich  den  Rath  und  es  wird  ihnen  aus- 
drücklich untersagt,  für  einen  andern  Fürspreche  zu  sein 
oder  mit  einer  Partei  zu  Rathe  zu  gehen.  INur  ausnahms- 
weise ergreift  einer  von  ihnen  das  Wort113}.  Das  ganze 
Institut  dieser  Beisitzer  scheint  indessen  nur  eine  vorüber- 
gehende Bedeutung  gehabt  zu  haben.  Die  Brunischc  Re- 
volution stellte  die  Mängel  der  Rechtspflege  als  Hauptmotiv 
in  den  Vordergrund.  Der  zu  den  alten  Geschlechtern  ge- 
hörige Schulüteiss  und  die  Urtheiler,  welche  regelmässig 
erschienen,  nach  alter  Gewohnheit  gewiss  noch  grossen- 
theils  Geschlechter,  wurden  vielleicht  um  dieser  politischen 
Stellung  willen  von  dem  Bürgermeister  mit  schelen  Augen 
angesehn  und  so  einige  Anhänger  desselben  ihnen  zur  täg- 
lichen Aufsicht  an  die  Seite  gesetzt. 

5.  li.  Der  Ratli. 

Die  Gerichtsbarkeit  des  Hathes  wurde  während  dieser 
Periode  sehr  bedeutend  erweitert , sowohl  gegenüber  der 
Stadt  als  vorzüglich  mit  Rücksicht  auf  die  Landschaft.  Von 
der  letztem  werden  wir  aber  erst  in  dem  folgenden  Para- 
graphen reden. 

Die  strafrichtcrlichcn  Befugnisse  des  Raths , welche 
schon  zu  Brun’s  Zeit  sehr  ausgedehnt  waren,  haben  sich 
besonders  durch  Erwerbung  der  Reichsvogtci  sehr  vermehrt. 
Doch  erhielt  sich  noch  lange  in  der  äussern  Form  des  Ge- 
richtes der  Unterschied,  dass,  wo  der  Rath  in  Folge  sei- 
ner altern  Competcnz  richtete,  der  Bürgermeister  den  Vor- 
sitz führte,  wo  derselbe  aber  als  Blutgericht  über  todes- 
wiirdigc  Verbrechen  (Malefizgcricht)  sass,  der  von  dem 
Rathe  bezeichncte  Reichsvogt  die  Verhandlungen  leitete  ,u). 

113)  J.  Gerichtsordnung  ton  1348.  MS.  65.  S.  16. 

J 1 4 ) J.  Simlcr’s  lUgnneut  der  lobl.  Eidgenossenschaft.  Zweite  Auflage  , 
iesorgt  von  (I.  J.  Leu.  Zürich  1T35.  S.  466.  , 
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Auf  die  bürgerliche  Rechtspflege  hat  nun  der  Rath 
eine  doppelte  Einwirkung.  Einmal  nämlich  erscheint  er  als 
obere  Instanz  gegenüber  dem  Schultheissengerichte , freilich 
nicht  so , dass  ein  Appellationsverfahren  Statt  gefunden  batte, 
sondern  so,  dass  auf  dein  Wege  des  Zuges  eine  von  jenem 
vorläufig  entschiedene  Sache  an  den  Rath  zu  definitivem 
Entscheide  gelangen  konnte.  Beides  ist  wesentlich  verschie- 
den. Denn  die  Appellation  hängt  ihrer  Natur  nach  ganz 
ab  von  dem  Willen  der  Parteien , die , init  dem  ürtheile  des 
untern  Gerichtes  nicht  zufrieden,  den  Entscheid  des  hohem 
Gerichtes  anrufen.  Der  Zug  dagegen  ist  nicht  in  die  Will- 
kühr  der  Parteien  gesetzt  und  geht  nicht  von  ihnen,  son- 
dern von  den  Richtern  aus,  welche  das  Urtheil  der  Mehr- 
heit anfechten.  Er  kann  somit  nur  Vorkommen,  wenn  die- 
Meinungen  in  dem  untern  Gerichte  selber  geth«ilt  sind.  Ist 
das  ganze  Gericht  einig,  so  steht  den  Parteien  kein  Mittel 
offen,  sein  Urtheil  anzugreifen. 

Gerichtsordnung  von  1548.  }.  7.  Es  sol  ouch  en- 
kein  fürspreche  (also  der  Richter,  nicht  die  Partei)  en- 
keinen  Zug  von  (lern  gerichte  tuon  , wan  durch  gerichtes 
willen  vnd  vinb  enkein  verzihen , vnd  wanne  ein  fürspreche 
einen  Zug  swerren  wil , so  sol  im  der  Schultheisse  in  den 
eit  geben,  daz  in  du  vrteilde  als  recht  dunket,  daz  er  von 
der  rechtekeit  den  Zvg  tuo,  vnd  dvreh  enkein  hinderung 
noch  durch  enkeines  Verziehens  willen  der  Sache  vf  den 
Eit.  §.  8.  Wann  ein  Zug  ab  dem  gerichte  für  den  Rat 
gezogen  Wirt,  so  siiln  der  so  den  Zug  getan  hat,  vnd  ouch 
der,  so  des  Zuges  wartende  ist  (in  der  Folge  werden  beide 
als  Fürsprechen  bezeichnet)  beide  für  den  Rat  rnornen  dess 
komen  , ald  so  ein  Rat  inner  schierest  sitzet  vnd  söln  i r 
Züge  dem  Rate  fürlegen ,li). 

Abgesehen  von  den  Zügen  übte  der  Rath  auch  dadurch 
Einfluss  aus  auf  die  bürgerliche  Rechtspflege,  dass  das  Schult- 
heissengericht  in  Fällen,  deren  Behandlung  ihm  besondere 
Schwierigkeit  zu  haben  schien,  sich  an  den  Rath  wendete 
und  denselben  um  eine  Rechtsweisung  bat,  welche  dieser 
selten  verweigerte  und  die  sodann  immer  massgebend  war. 
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5.  15.  Gerichtsverfassung  B.  der  Landschaft. 

Die  Stadt  hatte  nunmehr  auch  Uber  ein  weites  Gebiet 
im  Laufe  des  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhunderts 
Landeshoheit  erworben.  Diese  verwaltete  der  Rath  zum 
Theil  selber,  zum  Theil  liess  er  sie  durch  Vögte  verwal- 
ten. Insbesondere  finden  wir  den  Rath  sowohl  als  Blut- 
gericht sich  gegenüber  der  Landschaft  qualificiren,  als 
die  Stellung  einer  Appellationsinstanz  ansprechen.  Als 
Blutgericht  konnte  der  Rath  um  so  eher  auftreten,  als  er 
die  Reichsvogtei  zu  Ende  des  vierzehnten  Jahrhunderts  nun 
auch  erworben  hatte.  Wenn  er  somit  befugt  war , mit  Be- 
zug auf  die  Bürger  und  Einwohner  der  Stadt  über  das  Blut 
zu  richten,  so  machte  eine  Ausdehnung  dieser  kaiserlichen 
Gerichtsbarkeit  auf  die  erworbenen  Herrschaften  keine  Schwie- 
rigkeit , zumal  wohl  auch  früher  schon  der  Reichsvogt  über 
Verbrecher  der  Umgegend  gerichtet  hatte,  die  unter  keinem 
besondern  Landesherrn  standen. 

Nur  in  den  sogenannten  ausser n Vo gteien,  Kyburg, 
Eglisau,  Grüningen,  Greiffensee,  Andelfingen,  Regensberg 
und  Knonau,  welche  durch  Landvögte  im  Namen  der 
Stadt  regiert  wurden  und  wo  früher  schon  ein  landesherr- 
liches oder  freies  Blutgericht  gehalten  worden,  sowie  in 
den  Städten  Winterthur  und  Stein  wurde  das  Blutgericht  nach 
alter  Sitte  in  den  Herrschaften  und  Städten  selbst  abgehal- 
ten. Darauf  bezieht  sich  schon  ein  Privilegium  König  Si- 
gismund's  vom  Jahr  1431 , 

dass  fürbaser  mer  ein  Bürgermeister  zu  Zürich , der  zu  Zi- 
ten sin  vvirdet , den  ban  über  das  bluut  Zürich  vnd  zu  Grü- 
ningen zu  Pfeffikon  vnd  zu  Meilen  in  den  gerichten  vnd  iren 
gebieten  einem  frommen  Manne  , so  offt  vnd  dicke  des  noth 
geschieht,  befehlen,  reichen  vnd  verliehen  sol  vnd  mag, 
damit  zu  volfüren  — als  des  Riehes  recht  vnd  gewonheit 
ist  «•«). 

Und  ein  Privilegium  KarPs  V.  vom  Jahr  1521: 

„also  das  sy  (Bürgermeister  und  Rath)  den  pann  über  das 
plut  zuo  richten  in  allen  vnd  ieglichen  iren  Stetten , Graf- 

116)  Vgl.  auch  oben  Buch  III.  6.  S.  316. 
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schäften  und  Ilerschaften  , Merkten , Dörfern  hohen  und  ni- 
dern  Gerichten , die  si  jcl/.o  kaufs  pfands  oder  in  ander  wise 
besitzen  haben,  und  den  iren  Vögten  und  ainbtliiten 
oder  denen  die  si  zu  solchem  verordnen , fiirbascr  mögen 
bevclchen."  — Auch  ihre  Hauptlente  im  Felde  sollen  den 
ßlutbann  haben  dürfen. 

Die  Möglichkeit  war  somit  vorhanden , in  jeder  Herr- 
schaft nüthigenfalls  ein  ßlutgcricht  zu  hegen.  Viele  Gründe 
wirkten  aber  zusammen,  um  selbst  in  manchen  grossem 
Landschaften,  welche  zu  den  äussern  Vogteicn  gerechnet 
wurden,  das  Blutgericht  später  eingchcn  zu  lassen  und  die 
schweren  Verbrechen  in  Zürich  vor  dem  Rathe  zti  beur- 
theilen  li;). 

Wichtiger  aber  noch  war  die  Stellung  des  Halbes  als 
Appellationsinstanz,  welche  er  nach  und  nach  gegen- 
über dem  ganzen  seiner  Hoheit  unterworfenen  Gebiete  ein- 
zunehmen wusste.  Denn  am  Ende  waren  doch  die  Blut- 
gcrichtc  sehr  selten  und  der  Einfluss  auf  die  Rechtspflege 
von  daher  nur  gering,  während  der  Rath  als  Appellatious- 
gericht  sehr  bedeutend  auf  die  ganze  Gestaltung  der  Rechts- 
pflege einwirken  und  dieser  wieder  grössere  Einheit  geben 
konnte. 

Es  kann  freilich  auf  den  ersten  Blick  auffallen,  dass  nicht 
auch  gegenüber  den  Gerichten  der  Landschaft  nur  ein  Zugs- 
nicht  ein  Appellationsverfahren  cingeftihrt  wurde , wie  jenes 
in  dor  Stadt  mit  Rücksicht  auf  das  Schultheissengericht  sich 
noch  lange  erhielt.  Aber  wäre  nur  der  Weg  des  Zuges 
an  den  Rath  offen  gestanden , so  hätte  dieser  in  seltenen 
Fällen  seine  höhere  Stellung  geltend  machen  köunen.  Denn 
die  Urtheiler  in  den  Landgerichten  waren  immer  angeses- 
sene Leute  der  betreffenden  Herrschaft,  wclehc  gewiss  in 
der  Regel  lieber  ihre  in  der  Minderheit  gebliebene  Meinung 
fahren  licssen  als  die  Unabhängigkeit  ihres  Gerichtes  da- 
durch gefährdeten , dass  sie  den  Zug  an  den  städtischen  Rath 

1 17)  Besonders  sorgfältig  zeigt  Aich  indessen  die  SUdt  Winlerlhar,  da.'  Recht 
eines  eigenen  Blutgerichtes  zu  wahren.  lu;  Jahr  1464  erbaten  lieh  die  Win- 
terthurer  roa  dem  Rathe  zn  Zürich  tlaa  Recht  ihren  Galgen  wieder  nufzunebten. 
>1S.  140.  Abtht.  II.  S.  25.  h. 
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thaten  und  von  diesem  sich  ihr  Herrsch. iftsrecht  weisen  Hessen. 
Eine  Partei  aber,  welche  ihren  Prozess  verloren  und  Hoff- 
nung hat,  ihn  bei  einer  zweiten  Instanz  zu  gewinnen,  ist 
weit  weniger  scheu,  das  Mittel  der  Berufung  zu  ergreifen, 
gleich  viel  an  wen,  wenn  er  nur  die  Macht  hat,  das  ihr 
missfällige  Urtheil  zu  ändern.  Schon  die  blosse  Absicht, 
den  Gegner  zu  chikaniren  und  wenigstens  Aufschub  in  die 
Sache  zu  bringen,  bestimmt  jene  oft  zur  Appellation , auch 
wenn  sie  dadurch  Gefahr  läuft,  sich  selber  grössere  Ko- 
sten und  Schaden  zu  bereiten. 

Der  Rath  musste  daher  schon  1507  dieser  Trölerei  ent- 
gegentreten und  erliess  eine  Verordnung,  dass  wer  appel- 
liren  wolle,  dieses  thun  müsse 

ze  stund,  derselben  tagzit,  E das  gericht  vffstatt  vor  dein 
richter  vnd  gericht,  da  die  vrteil  gegangen  ist, 
und  iiberdein  genöthigt  sei,  ein  Appcllationsgeld  zu  ent- 
richten, und  wenn  er  verliere,  der  Gegenpartei  Entschädi- 
gung für  die  Kosten  zu  bezahlen"8). 

Die  Stadt  Winterthur,  welche  sich  auf  ihre  alte  Selb- 
ständigkeit berief  und  ihre  städtischen  Gerichte  von  der  Apel- 
lation  an  den  ziirichCrischen  Rath  frei  erhalten  wollte,  drang 
nicht  durch,  sondern  wurde  im  Jahr  1506  ebenfalls  genö- 
thigt , den  Grundsatz  anzuerkennen , dass  eine  Berufung  zu- 
lässig sei119). 

Und  selbst  das  Kyburgergrafschaftsgericht  konnte  sich 
der  Appellation  nicht  auf  die  Dauer  entziehen,  wie  sich  aus 
einem  Beschlüsse  des  Rathes  von  1560  ergibt,  dessen  wir 
hier  doch  erwähnen  müssen,  ungeachtet  er  allerdings  in  eine 
etwas  spätere  Zeit  fällt  und  eine  einiger  Massen  geänderte 
Gerichtsverfassung  voraussetzt.  Während  des  sechszehnten 
Jahrhunderts  nämlich  wurde  in  den  verschiedenen  Herr- 
schaften die  Civilrechtspflege  mehr  centralisirt  und  die  nie- 
deren grundherrlichen  und  Vogteigerichte  vor  den  neuen 
Amts-  und  Herrschaftsgerichten  zuriiekgedrnngt.  Nun  ge- 
langte auch  in  der  Grafschaft  Kyburg  ein  Erbstreit  vor  das 

118)  MS.  140.  Abthl.  II.  S.  51.  b. 

119)  WcrdmUller  C.  D.  N.  XVII.  S.  34. 
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Grafschaftsgericht  der  zwölf  Richter  und  die  verlierende 
Partei  wollte  an  den  Rath  zu  Zürich  appclliren.  Dem  wi- 
dersetzten sich  der  Vogt  und  die  Grafschaftsrichtcr , indem 
die  Appellation  ihrem  alten  Herkommen  entgegen  sei.  Der 
Rath  zog  von  den  alten  Landvögten  Bericht  ein»  welche 
erklärten : 

das  sülliche  Graffschafftgricht  wenig  in  Uebung  gewissen, 
noch  etwas  für  dieselben  gcwysst,  Sonnders  syge  das  der 
gmeyn  bruch , das  die  parthygen  ein  anndern  vmb  eigen 
vnd  erb , vnd  derglych  Sachen , vor  den  ordenlichen  ge- 
richlen , da  die  guetter  gelegen , oder  dahin  einer  gricbts 
zwingig  syge,  fürnemmen  vnd  rechtfertigen  sollen,  diesel- 
ben Richter  mögen  der  vrteylcn  Inn  ald  vsserlhalb  der  Grafl- 
schafft  Rath  suochen  , von  denen  dann  die  züg,  Appellatio- 
nen vnd  wyssungon  Iren  ordenlichen  gang  wyter  für  die 
recht  Oberhand  ald  gerichtc  habind,  Aber  was  maleiitz 
hendel  die  gehürind  für  ein  l.andgricht  oder'  gineyn  Graff- 
schaft  gricht,  vnnd  was  dieselben  Inn  söllichen  händlen  geur- 
teilt vnd  gericht,  darby  syge  es  on  alles  Appellieren  oder 
z.ühen  pliben. 

Es  war  somit  schon  lange  eine  Appellation  von  den  nie- 
dern  Gerichten  der  Grafschaft,  welche  aber  die  ganze  Ci- 
vilrechtspflege  an  sich  gebracht  hatten,  an  die  Oberhand 
d.  h.  den  Rath  gestattet.  Und  nur  von  dem  Grafschafts- 
gericht, insoweit  cs  sich  als  Blutgericht  darstellte  und  die 
Befugnisse  eines  kaiserlichen  Reichsgerichts  hatte , war  keine 
Berufung  zulässig.  Als  nun  aber  die  Grafschaftsgerichte 
auch  ihre  civile  Competenz  wieder  zu  erneuern  suchten, 
konnte  es  allerdings  in  Zweifel  gezogen  werden,  ob  dadurch 
das  Recht  der  Appellation  für  die  Parteien  verloren  gehe. 
Der  Rath  bestätigte  mit  Rücksicht  auf  das  Blutgericht  das 
alte  Recht,  gestattete  dagegen  die  Appellation  in  Civilsa- 
chen  auch  gegenüber  dem  Grafschaftsgericht  ,2°). 

Die  sämmtlichen Vögte,  sowohl  die  Landvögte,  welche 
ihren  Sitz  in  der  Herrschaft  nahmen,  als  die  Obervögte, 
welche  in  der  Stadt  blieben,  wurden  später,  sowie  alle  be- 
deutenderen Stellen  überhaupt  von  dem  grossen  Rathe  ge- 

120)  Kyburjerurbor  io  Jcr  Finnnrkantlei  5.  253. 
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wählt  '*•).  Sie  stehen  immer , wie  das  schon  bei  den  älte- 
sten Beamtungen  sich  zeigte,  zugleich  an  der  Spitze  der 
Rechtspflege  und  führen  die  zur  Herrschaft  gehörige  Mann- 
schaft der  Stadt  zu. 

Da  das  Mannschaftsrecht  (Reisspflicht)  mit  zur 
hohen  Gerichtsbarkeit  gehört  '**),  so  werden  in  der  Regel  die 
Dienstpflicht  und  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Steuern 
von  den  Landvögten  gefordert,  welche  jene  Gerichtsbarkeit 
verwalten.  Indessen  gibt  es  doch  davon  Ausnahmen.  So  finden 
sich  in  der  Grafschaft  Kyburg  Edelleutc,  welche  als  Bur- 
ger der  Stadt  in  direkter  Verbindung  mit  dieser  stehen, 
und  daher  samint  ihren  Gerichtsangehörigen  unmittelbar  der 
Stadt  ihre  Leute  zuführen  und  mit  ihr  steuern.  Ein  Ver- 
hältniss,  welches  sich  jedoch  vermindern  musste,  je  mehr 
eine  gleichmäßige  Verwaltung  von  Seite  der  städtischen 
Beamten  durchgeführt  werden  konnte ,M). 

Von  dem  Besteurun  gsrechte  der  Stadt  war  oben 
schon  die  Rede.  Die  Steuern  wurden  dann  wieder  von  den 
Vögten  cingesammelt  1J‘)  und  dem  Rathe  überliefert.  Die 
älteste  Vermögenssteuer,  welche  ich  kenne,  fallt  in’s 
Jahr  1417.  Und  es  lohnt  sich  wohl  der  Mühe,  die  betref- 
fende Verordnung  des  grossen  Rathes  im  Auszuge  hier  rait- 
zutheilen:  Sie  war  auf  drei  Jahre  angesetzt, 

vnü  sol  iederinan  alles  sin  guot  beide  ligendes  vnd  fa- 
rendes  hus  pluuder  kleider  vnd  gewand  nützit  vs- 
gelassen  verstüren  nach  sinein  werd  vnd  sol  je  von  einem 
pfnnt  einen  pfennig  geben,  doch  so  ist  her  Inne  vsgelassen, 
das  nieinan  sinen  harnesch  da  mit  er  gemeiner  statt  wartet 
oder  der  zno  sinem  lib  gehöret  nit  sol  verstüren.  — Was 
ouch  lüten  ist , die  sich  köstlich  tragent  mit  kleidern  oder 
gnoten  ge w erb  hand,  cs  sye  mit  ir  antwerch  oder  an- 
ders vnd  doch  lützel  guotes  hand , da  süllent  die  sturer  ge- 
walt  haben  , von  denen  ze  nemen  nach  gelegenheit  des  ge- 

121)  MS.  1 44.  S.  21.  b,  Ihr  AmUtid  find«!  sieb  MS.  MO.  Ablbl.  II. 

S.  •).  b. 

122)  MS.  140.  Ablh.  II.  S.  42.  s. 

123)  MS.  140.  Ahth.  II.  S.  31.  34.  b.  33.  a. 

124)  Vgl.  1US.  13$.  a.  S.  111.  a. 
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werbe*.  Darzuo  süllent  Bürgermeister  vnd  die  Rät  gewalt 
haben,  die  Gotzhuser  vnd  die  klöster,  die  dann  In  vn- 
sern  gebieten  gelegen  oder  vnser  Burger  sind  ze  bitten , vnd 
anzekomen , daz  sy  vns  ouch  die  stiiren  helffen  tragen,  vnd 
ist  dann  daz  die  Rät  danket,  daz  sy  vns  so  vil  geben  oder 
schenken  wellen,  daz  es  vf  ze  nement  sye,  daz  sy  es  dan 
vf  nenten , ist  aber  des  nit,  daz  sy  es  dann  wider  für  die 
bnrger  bringen  ***}. 

Die  Vögte  waren  dem  Rathe  für  ihre  Verwaltung  ver- 
antwortlich. Wenn  daher  die  Herrschaftsleute  Beschwer- 
den zu  führen  hatten,  so  stand  es  ihnen  frei,  sich  an  den 
Rath  zu  wenden  und  die  Vögte  dort  zu  verklagen  ,?s). 

Was  wir  von  der  niedern  Gerichtsbarkeit  in  der 
vorigen  Periode  ausführlich  besprochen , findet  seine  An- 
wendung auch  hier , wesshaib  wir  nicht  weiter  darauf  ein- 
gehen.  Nur  scheint  schon  gegen  das  Ende  des  fünfzehnten 
und  zu  Anfang  des  sechszehnten  Jahrhunderts  sich  eine  vor- 
herrschende Neigung  auszubilden,  diese  Herrschaftsgerichte 
zu  beschränken  und  allmählig  zu  beseitigen;  eine  Tendenz, 
die  sich  in  den  Waldmanniscben  .Spruchbriefen  zeigt,  noch 
mehr  aber  in  den  mit  ausgedehnter  Civil-  und  Strafcoinpe- 
tenz  versehenen  Herrschafts-  und  Amtsgerichten,  welche 
wir  gleich  zu  Anfang  der  folgenden  Periode  antreffen  werden. 

J.  16.  Die  R ec b t s que  1 len. 

1.  Zu  der  schon  oben  Buch  II.  §.  22.  angeführten  Samm- 
lung alter  städtischer  Rathscrkcnntuisse  kommen  niiu  noch 
einige  andere  von  spätem  Verordnungen  nämlich: 

a)  Sammlung  von  Erkenntnissen  der  Jahre  1363  — 1433. 
I Band  MS.  129  Blätter  im  Staatsarchiv  aufbewahrt, 
mit  No.  1S3  a.  bezeichnet  und  mit  dieser  Nummer  auch 
in  unserm  Werke  öfters  citirt. 

b)  Sammlung  von  Erkenntnissen  aus  den  Jahren  1412 — 1428. 
I Band  MS.  138  Blätter  ebendaselbst,  mit  No.  138  b. 
bezeichnet. 


125)  HS.  1 38.  b.  S.  5*.  b.  Vgl.  S.  56.  und  S.  12S.  b. 

126)  MS.  138  b.  S.  S a.  Erkenntnisse  roo  1413. 


Digitized  by  Google 


Drilles  Buch.  g.  16.  Die  Recblsquellen.  403 

c ) Sammlung  von  Erkenntnissen  der  Jahre  1412  — 4515. 
in  zwei  Abstellungen.  I Band  MS.  95  und  56  Blatter. 
Ebenda  unter  No.  140. 

Alle  diese  Sammlungen  wurden  gegen  die  Mitte  des  sie* 
benzehnten  Jahrhunderts  von  dem  damaligen  Stadtschreiber 
Waser  veranstaltet. 

d)  Sammlung  von  Erkenntnissen  aus  den  Jahren  1422—  1534. 
MS.  auf  75  Blättern,  früher  auf  der  Obergerichtskanzlei 
verwahrt,  mit  Nummer  77  bezeichnet  m). 

e)  Sammlung  von  Satzungen  und  Ordnungen  der  Stadt, 
zusammengetragen  von  dein  Stadtschreiber  Wernher  By- 
gel  (Beyel)  im  Jahr  1539.  Das  sogenannte  schwarze 
Buch,  MS.  in  dem  Staatsarchive  mit  No.  144  bezeichnet. 

Dazu  kommen  nun  noch 

f)  die  sogenannten  Rath  - und  Richtbiicher  vom  Jahre 
1375  an,  zuweilen  auch  libri  malcftciorum  genannt.  Pro- 
tokolle theils  über  die  Strafrichterfiche  Thätigkeit  des 
Rathcs,  theils  über  den  Einzug  der  Schulden  durch  die 
Eingewinner. 

g)  die  Rathsinanualc,  Protokolle  des  Ratlies,  vom  Jahre 
1484  mit  geringen  Unterbrechungen  fortgcfiihrt  bis  auf 
die  Gegenwart. 

2.  Von  den  Öffnungen,  deren  Abfassung  grossentheils 
in  diese  Periode  fällt,  haben  wir  bereits  im  zweiten  Buche 
ausführlich  gesprochen.  Charakteristisch  ist  es,  dass  alle 
diese  Rechtsquellen  noch  immer  eine  Beziehung  haben  auf 
ein  einzelnes  grundherrliches  oder  vögtliches  Gericht,  oder 
doch  nur  auf  einzelne  Dörfer  und  Gemeinden.  Nur  eine 
Öffnung  kenne  ich  aus  dieser  Periode , welche  sich  auf  eine 
ganze  Herrschaft  bezieht,  nämlich  das  alte  Grafschaftsrecht 
von  Kyburg,  welches  noch  in  das  Ende  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  zu  gehören  scheint t58).  Es  war  diess  gewis- 
sermassen  der  Vorläufer  der  spätem  Herrschaftsrechte  , 

127)  Der  Band  muss  seit  einigen  Jahren  sich  irgendwo  verschoben  haben, 
indem  ich  sein«  Einsicht  nie  habe  erlangen  können.  Ich  habe  aber  die  Aes- 
rüge  des  Herren  Obergericbtspreaidenteo  Df.  Finaler  benutzen  können. 

12S)  Jedenfalls  nach  1483.  Vgl.  MS.  140.  Abthl.  II.  S.  31.  a.  und  rot 
1506,  dem  Zeitpunkte  der  Revision. 
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welche  um  die  Mitte  des  sechszehoten  Jahrhunderts  fast  al- 
lenthalben eingefiibrt  wurden,  und  von  denen  in  dem  vierten 
Buche  die  Rede  sein  wird.  Hätte  Waldmann  länger  ge- 
lebt, so  wäre  wohl  schon  zu  seiner  Zeit  eine  bedeutende 
Veränderung  eingetreten.  Er  hatte  nämlich  im  Jahr  1487 
den  Auftrag  übernommen,  die  sämmtlichen  Hofrödel  der 
niedern  Gerichtsherren  einzufordern,  zu  prüfen  und  nöthi- 
genfalls  die  Gerichte  selbst  der  Stadt  anzukaufen  129).  Sein 
durchgreifender  Geist  hätte  unzweifelhaft  grössere  Einheit 
in  diese  Rechtsquellen  gebracht,  wenn  er  je  dazu  gelangt 
wäre,  den  erhaltenen  Auftrag  zu  erfüllen. 

5-  17.  Von  Verbrechen  und  deren  Bestrafung. 

1.  Die  Idee,  dass  es  im  Interesse  des  Staates  liege,  die 
Vergehen,  auch  ohne  Klage  des  Verletzten,  von  Amts  we- 
gen zu  ahnden,  verbreitete  sich  nun  auch  auf  der  Land- 
schaft mehr.  In  der  Stadt  war  sie  schon  lange  zuvor  an- 
erkannt worden.  Begreiflich,  denn  hier  war  das  Bedürf- 
niss  gegen  Verbrecher  einzuschreiten,  schon  darum  viel  grös- 
ser, weil  die  Gefahr  von  Unordnungen  mit  der  zusammen- 
gedrängten Bevölkerung  stieg.  Alle  Räthe,  die  neuen  und 
die  alten,  waren  verpflichtet,  dass  sie 

all  fräfinen,  Sy  sygent  daby,  sechent  die  oder  vernemiuts 
ald  wie  Inen  die  fürkomment , leyden  vnnd  angeben  sol- 
len! by  dem  Eyd , so  sy  geschworen  haben , als  das  von 
alter  harkoiumen  vnnd  gewonlich  gewesen  ist  ,3°). 

Aber  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts mussten  auch  alle  Angehörigen  der  Grafschaft  Ky- 
burg  der  Stadt  schwören: 

Es  sol  och  Jederman  den  andern  einem  vogt  oder  vndern 
vogt  vinb  alle  frefinen  leiden  by  sinem  Eid ’31). 

Am  Zürichsee  hatten  wenigstens  die  Weibel  schon  1415 
die  Verpflichtung,  alle  Zerwürfnisse  und  Frevel  zu  leiden  u*'>. 

129)  Rathsinan  uale  von  1487.  I.  S.  15. 

130)  WS.  144.  S.  31.  a.  Bei  Dona  n d ( Geschichte  des  Bremer  Stadt- 
rachti  1.  S.  174.  ff.  findet  inan  eine  interessante  Untersuchung  Uber  die  all- 
mahlige  Verdrängung  des  reinen  Anklageverfahrens  in  Strafsachen,  welche  be- 
sonders wahrend  des  vierzehnten  Jahrhunderts  in  den  Städten  vor  sich  ging. 

131)  WS.  140.  Abthl.  II.  S.  15.  a. 

132)  WS.  140.  Abthl.  I.  S.  85.  a. 
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Waldmann,  welcher  nach  allen  Richtungen  hin  einen 
festen  geordneten  Zustand  förderte133),  scheint  auch  darauf 
strenger  gehalten  zu  haben,  dass  keine  Vergehen  unbestraft 
bleiben.  Daher  wurden  nach  seinem  Fall  auch  darüber 
Klagen  laut  und  die  Waldmannisclien  Spruchbriefe  suchen 
das  Leiden  (Angeben)  wenigstens  auf  schwerere  Vergehen 
zu  beschränken.  Die  Ausdrücke  scheinen  indess  hier  ab- 
sichtlich nicht  sehr  stringent  gefasst  worden  zu  sein,  so 
dass  inan,  ohne  in  direkten  Widerspruch  mit  den  Spruch- 
briefen zu  kommen,  leicht  die  unabweisbare  neuere  Ansicht 
wieder  geltend  machen  konnte. 

Immer  aber  wurde  es  noch  als  Regel  angeseheu,  dass 
der  Beleidigte  selber  die  Klage  führe.  Und  nur  ausnahms- 
weise, wenn  eine  Klage  nicht  auf  diesem  Wege  eingeleitct 
wurde,  nahmen  in  Zürich  (und  Winterthur)  der  Rath,  auf 
der  Landschaft  die  Vögte  und  Untervögte,  von  sich  aus  die 
Sache  an  die  Hand.  Die  Verschiedenheit  der  Einleitung 
hatte  auch  Einfluss  auf  die  Beweisführung.  Im  erstem  Falle 
nämlich  lag  der  Beweis  zunächst  dem  Kläger  ob,  so  jedoch, 
dass  wenigstens  spater  auch  von  Seite  des  Gerichtes  die 
mangelnden  Beweise  von  Amts  wegen  ergänzt  werden  konn- 
ten. Iin  letztem  Falle  hatte  das  Gericht  den  ganzen  Be- 
weis von  sich  aus  herzustcllen. 

Für  Zürich  gibt  darüber  nähere  Auskunft  ein  Statut  s.  d. 

Unnd  ob  ein  sach  daruuib  dann  fräfel  bescliechen  nit  clagl 
wurde , So  soll  doch  nüt  destinynder  von  eym  Rath  dem 
n achgega  n n gen  werden  vnnd  also  ein  Bürgermeister  vnnil 
Rath  so  denn  gewalt  hat  darüber  richtenn  vnib  der  Statt 
buoss  134.) 

133)  Vgl.  Rathserk'nntniss  von  1484.  tin  R at  h s m an  u a le  S-  62.: 
„Es  Ist  von  bevdtn  Raten  erkennt,  Das  fUrer  kein  vogt  gewollt  haben  aot  an 
den  Buossen  , so  minen  herren  vuder  Inen  vervallen  oder  bekannt  werden  , 
wirst  eo  sebennken  , abzuolassen  oder  zuo  Udingen.  — Ob  aber  ein  vogt  be- 
danken wölt,  das  die  Buossen  einem  arrnuot  Laib  100  sw.tr  oder  die  lieder- 
lich verschuldt  vnd  lichllich  zuo  ganngen  were  , So  mag  ein  vogt  das  an  mm 
herren  bringen.  — Vnd  als  In  ettlichen  b e r r s c b a ff  te  n vnd  vogtyen 
gar  Ring  Buossen  vnd  bissbar  vil  missordn  ungen  dar  Iu  gebracht, 
sind  geordnet  darutnb  zuo  Rat  siegen  Herr  Goeldl», 

„ Waldmin, 

* Roeist." 

134)  MS.  144.  $.  25.  a. 
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— Ob  eynich  fräfel  vnzucht  oder  buosswirdig  sacbcn  Tags 
oder  nachts  fürgiengen,  da  ein  Rath  bedungkle  das  dein 
■achganngen  werden  solle,  Das  mag  ein  Rath  also  an  gloub- 
würdigen  personen,  die  dess  ein  wüssen  haben  erkennen 
vnnd  die  darumb  by  den  Eyden  verhören,  Doch  das 
denselben  zugen  vor  vnnd  ee  sy  schweeren  erofinet  vnnd 
fürgehalten,  vmb  was  sach  sy  also  gehört  werden  sollen, 
vnnd  ob  man  nit  annder  zögen  fynndet , So  mag  man  die 
säcber  selbs  darumb  by  geschwornnen  Eyden  fragen  vnnd 
verhören  ,M). 

Gewöhnlich  wurden  dann  einige  Mitglieder  des  Rathes 
dazu  verordnet,  den  Freveln  nachzugehen  und  die  Untersu- 
chung einzuleiten.  Diese  Rathsgliedcr  wurden  später  Nach- 
gänger genannt136). 

Die  Ausdehnung  dieses  inquisitorischen  Verfahrens  hatte 
denn  eben  die  Tortur  zur  Folge.  Einmal  war  es  für  die 
untersuchenden  Richter  bequemer,  durch  Anwendung  kör- 
perlicher Leiden  ein  Geständniss  dem  Beklagten  auszupres- 
sen, als  durch  eine  mühevolle  Sammlung  der  Beweismittel 
sich  zu  belästigen.  Und  iiberdiess  fing  man  an,  das  Ge- 
ständniss für  ein  wesentliches  Beweismittel  zu  halten,  ohne 
welches  man  nicht  vcrurtheilen  dürfe.  Nach  der  im  zwei- 
ten Buche  mitgetheilten  Landgerichtsordnung  für  das  freie 
Amt ,37)  war  dieses  noch  nicht  nothwendig.  Bald  aber  ist 
immer  nur  von  der  Vergicht  (Geständniss)  die  Rede,  auf 
welche  das  Urtheil  begründet  wird.  Schon  der  Bürger- 
meister Waldmann  wurde  von  den  ergrimmten  Feinden  auf 
die  Folter  gespannt,  ein  sicheres  Zeichen,  dass  sic  früher 
schon  für  geringere  Leute  gebraucht  wurde. 

In  der  Ordnung  eines  Landtags  zu  Wädischwyl  s.  d., 
aber  aus  dem  Anfang  des  sechszehnten  Jahrhunderts,  ist  deut- 
lich von  der  Folter  die  Rede.  Wenn  erst  gegen  den  ver- 
klagten Verbrecher  die  Zeugen  abgehört  sind,  wird  ein 
Rathschlag  gehalten,  was  weiter  zu  thun  sei. 

Vnd  wann  sy  vermeinend , das  der  arm  mantsch  übel  ge- 

135)  MS.  144.  S.  37.  «. 

136)  MS.  138.  *.  S.  38.  ».  MS.  144  S.  38.  «. 

137)  Ob.o  Buch  II.  (.  18.  S.  203. 
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bandlet . das  noch  witter  ettevas  hinder  lin  stäcky , wirtt 
erkantt,  den  naebrichter  zuo  beschicken  vnd  Ine 
witter  initt  der  inartter  beffragen  lasen  ,a) 

Mit  demselben  Grundgedanken , dass  der  Staat  dafür  zu 
sorgen  habe,  dass  kein  Verbrechen  unbestraft  bleibe,  stebt 
es  in  Verbindung,  wenn  der  Rath  im  Jahr  1424  die  Ver- 
suche der  Freunde  eines  gefangenen  Uebeithäters,  in  Masse 
vor  Rath  zu  geben  und  denselben  um  Freilassung  zu  bitten, 
beschränkte  und  nur  zehn  der  nächsten  Freunde  desselben 
zu  diesem  Gnadengesuche  zuliess  ***) 

2.  Die  gewöhnliche  Strafe  für  die  meisten  Vergehen 
ist  noch  immer  die  Busse.  Doch  werden  andere  Strafen 
allmählig  häufiger.  Insbesondere  die  Gefän  gnissstrafe. 
Besonders  in  der  Stadt  ist  das  „Thiirmen  ” sehr  häufig. 
Den  Versuchen  aber,  es  auch  auf  der  Landschaft  weiter 
auszudehnen,  widerstrebten  die  alten  Gewohnheiten  sehr, 
und  sowohl  in  den  'NValdinannischen  Spruchbriefen  uo) , als 
in  den  Öffnungen  wird  öfters  dagegen  geeifert.  Nur  für 
schwerere  Vergehen  und  insbesondere  die  sogenannten  un- 
ehrlichen Sachen  wurde  dasselbe  leichter  ertragen.  Dadurch 
hatte  diese  Strafe  aber  in  vielen  Fällen  den  frühem  Cha- 
rakter eines  Nothbehelfs,  wenn  die  Busse  nicht  erhältlich 
war,  verloren,  und  trat  nun  von  Anfang  ein  als  wahre 
uicht  durch  Geld  abzulösende  Strafe.  Daher  konnte  der 
Rath  von  Zürich  im  Jahr  13U9  schon  einen  gewissen  An- 
dres Seiler  wegen  grober  Verleumdung  zu  ewigem  Ge- 
fängnisse bis  zu  seinem  Tode  verurtheilen  ul). 

Uin  desto  sicherer  zu  sein  vor  weiterer  Anfechtung , 
liess  der  Rath  gewöhnlich  den  Gefangenen,  bevor  er  frei- 
gelassen  wurde,  Urfehde  schwören.  Derselbe  musste  näm- 
lich beschwören,  dass  er  des  Rathes  und  aller,  welche  zu 
seinem  Gefängniss  geholfen  oder  gerathen,  in  Zukunft 


138)  Vgl.  Ed.  Henke  Grundins  einer  Geschichte  dei  deutschen  peinli- 
rhen  Hechts.  Sulibach  1809.  Bd.  I.  S.  237.  ff. 

139)  1US.  140.  Abth.  I.  S.  60. 

140)  Oben  B.  III.  {.  9.  S.  363. 

1)1)  MS.  138.  a.  S.  93.  b. 
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guter  Freund  sein  und  keinen  vor  fremden  Gerichten,  son- 
dern wo  der  Augesprochene  gesessen  sei , belangen  wolle. 
Zudem  wurde  in  der  Regel  auf  den  Fall  hin,,  dass  der 
Losgelassenc  dein  zuwider  handle , eine  Convcntionalstrafe 
in  Geld  verabredet  und  dafür  Bürgen  gesetzt  nz). 

3.  Die  Anwendung  der  Todesstrafe  nahm  besonders 
im  fünfzehnten  Jahrhunderte  sehr  zu.  Verbrechen  und 
Strafen  scheinen  überhaupt  damals  einen  roheren  Charakter 
angenommen  zu  haben  und  der  sittliche  Zustand  tief  ge- 
sunken zu  sein.  Die  vielen  Kriege  und  Fehden  trugen  ge- 
wiss nicht  wenig  bei  zu  dieser  Verwilderung.  Ausser  der 
Todesstrafe  durch  das  Schwert  des  Scharfrichters“3), 
kommen  vor  das  entehrende  Hangen  am  Galgen  beson- 
ders für  Diebe“*),  das  Verbrennen“5),  das  Erträn- 

142)  Beispiele  aus  dem  vierzehnten  Jahrhundert  in  MS.  13S.  a,  S.  48.  av 
48  b.  50.  b.  55.  b.  64.  b.  91.  b.  Ein  ausführliches  anderes  vom  Jahr 
1372  in  dem  Diplomatnr  der  Propstei  S.  248.  Es  schwor  nämtich  vor  dem 
Voglgerichte  zu  Fluntern  ein  „heinrich  Ströli  von  Meilau  offenlich  — ainen 
cid  ze  den  heiligen  mit  vflgehepter  band  vnd  mit  gelerten  Worten  frilicb 
lediklich  vnbetwungenlich  viigebundenlich  vngevangen  vnd 
mit  wolbedachtem  muote  virib  die  sach  vnd  misstät,  als  win  hinder  iin 
funden  wart,  der  mit  wasser  vermert  was,  das  ein  offener  falsch  was,  — 
darumb  in  des  obgenant  gntzhus  geriebt  in  fangnussen  genoinen  hat,  gentzüch 
fr'ünt  ze  sin  aller  dero,  so  in  des  obgenant  gotzhus  gericht  gesessen  si nt,”  u.  s.  f. 

143)  Richtbuch  v.  1415.  S.  213.  „ Darumb  ist  von  demselben  Clausen 
gericht  nach  gnaden,  daz  man  Inn  so!  dein  nachrichter  enpfolehen ; der  sol 
Inn  hin  vs  für  die  Stad  an  die  walstad  In  di»  grüben  Ihren  vnd  im  sin 
houpt  Yon  sinern  lip  stachen  , daz  inan  ein  wagen  Rad  zwüschent  dem  corpet 
vnd  sinem  houpt  gesielten  mug  (in  andern  Formeln : daz  ein  Karren  la  u- 
schend sinem  houpt  vnd  dem  Lip  gan  mag)  vnd  Ino  also  lassen  sterben  vnd 
verderben.” 

144)  MS.  140.  Abth.  I.  S.  64.  a.  Riehtbuch  v.  1410.  S.  82:  „vmb 
dis  sach  vnd  dybstal  hat  der  vogt  der  Bürgermeister  vnd  die  Rat  rff  Ir  Eid 
gericht  — daz  Man  bans  von  Bibrach  sin  hend  hinder  sich  vff  dem  Ruggen 
resamen  Binden  Inn  dein  nachrichter  empfolhen  sol  vnd  daz  man  Im  sin  ögen 
verbinnden  vnd  hin  vs  fueren  vnd  Inn  an  den  galgen  henken  sol  vnd  Inn  da 
in  dem  lufft  lassen  sterben  vnd  verderben.” 

145)  Ricbtbuch  v.  1416.  S.  7.  Wegen  unnatürlicher  Wollust  wurde 
Uber  einen  „gerichted,  das  man  Inn  sol  dem  nachrichter  enpfelen , der  sol 
Inn  hin  vs  fueren  an  die  Silen.  Sol  Inn  da  an  ein  Sul  binden  vfT  ein  hurd 
setzen  vnd  da  ein  fUr  vnuder  Inn  machen  vnd  anstossen  vnd  sol  also  Cuoni 
koch  da  an  der  Sul  vff  der  hurd  vnd  In  dem  für  sterben  vnd  verderben  vnd 
sin  Lip  vnd  gebein  te  Eschen  verbrinnen.” 
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ken1*6),  das  Radflechtcn  sogar  in  Verbindung  mit  dein 
Galgen  u7).  Dm  Nähere  ergibt  sich  aus  den  in  den  An- 
merkungen ausgezogenen  Formeln  der  Todesurthcile. 

4.  Auch  andere  körperliche  Strafen  mit  einem  grausa- 
men Charakter  finden  sich  nun  häufiger,  als  Absch nei- 
den eines  Ohres,  einer  Hand,  durch  die  Stadt  und  zu 
den  Thoren  hinaus  gcisseln,  das  Halseisen  in  Verbin- 
dung mit  Brandmarkung  durch  ein  glühendes  Eisen,  das 
Schwemmen  in  der  Limmat  unter  den  Brücken  durch  us). 

5.  Besonders  häufig  wird  des  T odschlags  gedacht. 
War  er  von  einem  Burger  gegen  einen  Burger,  oder  seit 
der  Ausdehnung  der  Landeshoheit  auch  von  einem  zur 
Stadt  gehörigen  Landmann  an  einem  Burger  verübt  wor- 
den, so  blieben  bis  in's  sechszehnte  Jahrhundert  hinein 
zwanzig  Mark  die  regelmässige  Busse.  Und  nur  in  schwe- 
reren Fällen  , den  sogenannten  schändlichen  und  unredlichen 
Todschlägen  im  Gegensätze  zu  den  sogenannten  gemeinen 
und  ehrlichen1*9),  behielt  sich  der  Rath  vor,  nach  Gestalt 
der  Sache  ,i0)  zu  richten.  Wenn  dagegen  von  einem  Frem- 
den der  Todschlag  verübt  ward,  so  richtete  man  über  ihn 
„mit  dem  Schwert”  ,äl).  Nur  von  unredlichen  Todschlä- 

146)  Richtbuch  ▼.  1422.  S.  321.  „Der  (nackrichter)  soll  Inn  fueren 
vff  da/,  wasser  vff  daz  hUtly  sol  im  da  sin  hend  vnd  foess  zesainen  binden  vnd 
also  gebundnen  Uber  das  hUttli  ab  In  daz  wasser  werffen , sol  dar  Inn  er- 
trinken vnd  sterben  vnd  vsser  dem  wasser  nit  komen , £ er  mit  sinem  tod 
den  egeuaot  frefel  vnd  daz  unrecht  gebuesset  hat/’ 

147)  Richtbuck  ▼.  1429.  S.  3 87:  „der  (Nachrichter)  sol  Im  sin  fuess 
vesamen  vud  dem  Ross  an  sin  swantz  binden,  sol  Inn  also  hinvs  vff  die  wall- 
stad Schleipfen  vnd  sol  Im  dann  da  der  nachrichter  sio  Ruggen  sine  bein  vnd 
Arm  mit  einem  Rad  zersiossen  vnd  sol  Inn  dann  in  daz  rad  flechten,  er  sol 
ouch  ein  galgen  vff  daz  Rad  setzen  vnd  einen  helsing  volr.  zimbermann  an 
sin  hals  sinken  vnd  den  onch  an  den  galgen  binden  vnd  sol  also  vo.  z.  vff 
dem  Rad  vnd  an  dem  galgen  sterben  vnd  verderben  vnd  da  mit  dem  geriehl 
gebuesset  haben/'  Ygl.  MS.  144.  S.  28.  a. 

148)  Vgl.  MS.  140.  Abtb.  I.  S.  1.  b.  u.  S.  7.  a.  und  die  RichtbU- 
eher.  Eine  Ehrenstrafe  kommt  z.  B.  vor  Ricbtbuch  v.  J.  1421.  S.  115: 
„der  (Nachrichter)  sol  si  vff  ein  karren  setzen,  sol  inan  vor  ir  anhm  blasen 
ein  horn  vnd  durch  die  Statt  fueren." 

149)  MS.  144.  S.  54. 

150)  MS.  144.  S.  26.  27.  Vgl.  MS.  135.  b.  S.  29.  a. 

151)  MS.  144.  S.  27.  a. 
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gen  ist  wohl  die  Rede  in  dem  alten  Kyburgergrafschafts- 
rechte,  wenn  es  heisst: 

Artikel  3.  Item  wer  den  andern  von  dem  leben  zuo 
dein  tod  bringt  mit  sim  selbs  gewalt , wirtt  der  begriffen , 
so  sol  man  richten  bar  gegen  bar  vnd  dem  herren  das 
guot  erteilt  werden. 

Artikel  4.  Ob  aber  der  todsleger  nit  begriffen  werden 
möchte , so  wirtt  des  totten  lichnamen  mentschen  fründen , 
die  inn  von  sibschafft  wegen  ze  rechcnt  hand  der 
lib  erteillt  vnd  dein  herren  zuo  kiburg  das  gnot. 

Durch  Rathsbeschluss  vom  Jahr  1448  werden  die  Per- 
sonen bezeichnet,  welche  das  Recht  haben,  den  Todschlag 
za  rächen  und  au  dem  Thäter  Wiedervergeltung  zu  üben, 
wenn  ihnen  dessen  Leih  zuertheilt  ist.  So  rächen  darf 
ein  vatter  sine  kind,  die  kind  Iren  vatter  vnd  änyn  , der 
äny  siner  kinden  kind , und  derselben  kindzkinde.  Ein  ge- 
svvistergitt  das  ander , derselben  geswistergilt  kind  etoan- 
dern  vnd  dero  kindzkinde  ouch  einandern  ,äJ). 

Sobald  der  Leib  des  Uebelthäters  verwirkt  ist,  so  fällt 
dann  das  ganze  Vermögen  desselben,  liegendes  und  fahren- 
des, dem  Landesherrn  zu.  Das  Kyhurgergrafscbaftsrecht 
spricht  sich  darüber  sehr  deutlich  aus  15J).  Aber  auch  die 
Griiningcr  erhoben  vergeblich  bei  Gelegenheit  der  Wald- 
mannischcn  Händel  Einwendung  dagegen.  Sie  wurden  durch 
den  Spriichbrief  von  1489  angewiesen,  das  Recht  der  Stadt 
auch  auf  die  Liegenschaften  des  Todschlägers  anzuerkennen, 
wie  es  schon  vorher  durch  die  zu  Bern  verfassten  Spruch- 
briefe für  Griiningcu  von  1441  geschehen  war  lsi). 

Redliche  Todschläge  wurden  aber  gelinder  bestraft  und 
nicht  selten  mit  Zustimmung  des  Rathes  von  den  Parteien 
gütlich  beigelegt  lJi).  Faud  der  Todschläger  eine  unmittel- 
bare Rechtfertigung  seiner  That  durch  den  Ehebruch  seiner 
Frau,  so  wurde  es  noch  viel  leichter  genommen  und  es 
trat  eine  blosse  Scheinstrafe  ein. 

152)  Tn  den  Richtbiicbern  heisst  es  gewöhnlich  ton  dem  Verbrecher  , 

gegen  den  die  Blutrache  gestattet  ist:  , er  sol  sich  vor  deu  fiunden  hüten.” 

153)  Art.  1.  und  2. 

154)  Vgl.  Helvetia  III.  S.  517. 

155)  Cme  solche  Richtung  tu  MS.  140.  Abth.  I.  $.  5$, 
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Well  ich  er  den  anndern  by  einer  Eefrowen  fyndt,  an 
oder  vff  einem  schand  rnnd  laster,  vund  der  dess  die  Ee- 
frow  ist , die  frowen  lybloss  thuot , oder  dem , den  er  by 
siner  frowen  an  der  thaat  fanden  bat,  So  soll  derselb  Ke- 
man,  so  dero  eyns  oder  sy  lieyde  lyblos  gethan  hat,  Acht- 
zechen  haller  vff  den  todten  Lychnain  leggen, 
vnnd  damit  dein  gericht  vnd  Rechten  gcbnesst  haben  ,s6). 
Der  Selbstmord  wird  fiir  ein  schweres  Verbrechen 
gehalten  und  mit  dem  Todschlage  mehrfach  in  Verbindung 
gebracht.  Auch  das  Vermögen  des  Selbstmörders  fallt  nach 
dem  Kyburgergrafschaftsrechte  dem  Landesherrn  au ,57). 
Merkwürdig  ist  in  dieser  Rücksicht  folgende  Stelle: 

Anno  domini  1417  — sind  Bürgermeister  Rät  vnd  die 
burger  einhellenklich  über  ein  komen  , das  man  pfaff  Schen- 
nis  vss  dem  kilchbof  graben  vnd  in  ein  vas  slahen  vnd  daz 
wasser  ab  Richten  sol  von  des  wegen , das  er  sich  selb  er- 
trenkt  vnd  erleidet  hat.  Vnd  süllen  heinr.  Snter  Berhard 
Eilend  vnd  Jos.  Kiel  von  den  Bäten  vnd  den  Burgern  zuo 
den  Chorherren  gan  vnd  die  Bitten,  das  sy  es  nit  für  übel 
haben,  won  es  beschehe  nit  in  keinem  freuel,  dann  dar 
vmh  daz  vnser  Eidgenossen  vnd  gemein  land  dar  vf  schrycn 
vnd  meinen,  das  sy  daz  gross  vnwettcr,  so  ietz  lang  zit 
gewesen  ist , da  von  haben , daz  man  einen  sülichen  rnen- 
schcn , der  sich  selber  ertüdet  hat , in  dem  gewichten  ertrich 
ligen  lasse. 

6.  Die  oben  erwähnten  Todesstrafen  wurden  ineist  auf 
Mörder,  Räuber,  Diebe,  Kindsmörderinnen,  Brandstifter, 
Betrüger,  zuweilen  auch  auf  Leute  angewendet,  welche 
sich  widernatürlicher  Wollust  schuldig  gemacht  hatten.  Po- 
litische Vergehen  wurden  nicht  seilen  ebenfalls  mit  dem 
Tode  durch  das  Schwert  bestraft  ,ä8). 


156)  Aus  dem  sechszehnten  Jahrhundert.  MS.  144.  S.  29.  a. 

157;  Axt.  2. 

158;  Zur  Zeit  des  sogenannten  Ziirichkrieges  wurden  die  Bitrger  Hans 
Meis,  Hans  Bluntscbli  und  Ulinan  Zörndli  enthauptet,  weil  sie  sich 
auf  einem  Tage  zu  Baden  den  Eidgenossen  zu  sehr  genähert.  L.  Meyer 
von  Knonau  Handbuch  der  Gesch.  der  Schweiz.  Eidgenossensch.  Zürich  1826. 
B.  I.  S.  198  und  die  Richtbücher.  Eben  d abiu  gehört  die  Enthauptung 
Weidmanns. 
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7)  Wichtig  ist  die  alte  Sitte  des  Friedegeb ictens. 
Wer  nämlich  einen  andern  verletzte,  mit  welchem  er  in 
einem  besondern  Frieden  stand,  wurde  sehr  viel  härter  be- 
straft, als  wenn  kein  Friede  unter  ihnen  gewirkt  war. 
Schon  darauf  waren  ganz  ansehnliche  Bussen  gesetzt,  wenn 
einer  den  ihm  gebotenen  Frieden  ausschlug. 

Bussenrodel  von  Stamm  hei  in  s.  d.  Wcllicher  frid 
zuo  geben  widert,  oder  verseit,  denn  sol  man  des  mit  ge- 
walt  zwingen,  vnnd  derselb  frid  Versager  darzuo  gebuesst 
werden  vmb  V pfund  haller. 

Kyburgergrafschaftsrecht  Artikel  17.  Item  wer 
frid  verseitt , der  ist  veruallen  X lib. 

Rathserkenntniss  von  1528.  Wir  habend  vnns  ouch 
erkennth:  Wellicher  hynfiir  Stallung  versagt,  vnnd  das  mit 
eynein  Eerbaren  man  kundtlich  wirt , der  soll  gemeyner 
Statt  zwo  march  Silber  bar  zuo  geben  verfallen  sin,  vnd 
sollichs  von  Im  on  gnad  inzogen  werden  ,49). 

Für  einen  Bruch  dieses  Friedens  mit  blossen  Worten 
musste  nach  der  Öffnung  von  Stammheim  5 Pfund,  in  der 
Grafschaft  Kyburg  18  Pfund  Busse  bezahlt  werden.  Wald- 
mann hatte,  wie  es  scheint,  50  Pfund  zur  Strafe  einge- 
führt , um  desto  strenger  den  Frieden  zu  halten.  In  dem 
Spruchbriefe  für  Kyburg  von  1189  aber  ist  diese  über- 
mässige Busse  wieder  vermindert  worden. 

Wer  im  Frieden  den  Andern  verwundete,  wurde  als 
Todschläger  behandelt;  der  Todschlag  während  des  Frie- 
dens wurde  dein  Morde  gleich  bestraft. 

Kyburgergrafschaftsrecht  Art.  7.  Item  wer  mit 
gewaffnoter  hand  in  friden  den  andern  wundet  oder  bluot- 
ruonssig  machet,  das  sol  gericht  vnd  gebüsst  werden  als 
ein  todslag. 

Rathserkenntniss  von  1529.  Wellicher  aber  Stallung 
bricht  mit  den  wergken , also  das  er  den  , mit  dem  er  inn 
frid  vnnd  Stallung  Staat , mit  gewappneter  hand  bluottrunss 
schiacht  oder  wundet  on  zum  Tod,  vnnd  das  kuntlich  ge- 
machet  wirt , der  soll  nach  Recht  gericht  werden  vom  leben 
zum  Tod  mit  dem  schwert.  Wellicher  aber  den  anndern 


1 59;  .MS.  t <4.  S.  27.  b. 
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über  frid  vnnd  Stallung  vom  leben  zum  Tod  bryngt,  vnnd 
das  kundtlich  ist,  7.uo  desselben  Thäters  lyb  vnnd  lehenn 
soll  nach  Recht  mit  dein  Rad  als  vmb  ein  mord  gericht 
werden  160). 

8.  Es  kann  somit  ein  Vergehen , dessen  Beurtheilung  an 
sich  der  niedern  Gerichtsbarkeit  angehören  würde,  darum 
in  den  Bereich  der  hohen  fallen,  weil  es  im  Frieden  ver- 
übt wurde  und  als  Friedebruch  eine  höhere  Strafe  erfor- 
dert, als  das  niedere  Gericht  aussprechen  darf. 

S.  18.  Die  Gemeinden. 

lieber  die  Gemeinden  und  ihre  Verhältnisse  lässt  sich 
wenig  Neues  berichten.  Was  wir  in  der  vorigen  Periode 
angeführt  haben,  gilt  grossentheils  auch  für  die  jetzige. 
Nur  zeigen  sich  bereits  Spuren  der  spätem  Gemeindever- 
fassung, die  dann  im  sechszehnten  Jahrhunderte  fast  überall 
sichtbar  hervortritt. 

Grundbesitz  war  fortwährend  noch  das  einzige  und  Haupt- 
erforderniss  für  die  Genossenschaft  in  den  Dorfgemeinden. 
Wer  solchen  besass,  war  denn  auch  in  der  Regel  berech- 
tigt, „Wunn  und  Weid,  Holz  und  Feld”  zu  geniessen. 
Und  wem  dieser  Genuss  zukam,  der  war  eben  desshalb 
verbunden,  mit  den  übrigen  Genossen  Steuern  zu  bezahlen 
und  Kriegsdienste  zu  thun. 

Es  zeigt  sich  das  schon  in  der  unmittelbaren  Nähe  der 
Hauptstadt.  Von  Alters  her  gehörten  viele  Leute,  welche 
ausserhalb  der  Mauern  und  Thore  der  Stadt  wohnten,  doch 
zu  den  Bürgern  derselben.  Sic  waren  auch  in  den  Zünften 
eingeschrieben  und  hatten  als  Zunftgenossen  gewisse  Lasten 
zu  tragen.  Daneben  aber  waren  sie  durch  ihren  Grund- 
besitz auch  wieder  mit  den  umliegenden  Dorfgemeinden  ver- 
bunden und  genossen  mit  den  übrigen  Bewohnern  der  letz- 
tem Wunn  und  Weid.  Aus  diesem  Doppelverhältnisse  ent- 
stand nun  oftmals  Streit.  Diese  Bürger  weigerten  sich 
nämlich  bei  mehrern  Gelegenheiten , die  Dienste  und  Steuern 
der  Ausgemeinden  tragen  zu  helfen  und  es  kam  die  Sache 

160)  MS.  144.  S.  28.  n.  Vgl.  Meyer  Locarno.  I.  S,  II".  ff. 
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dann  zur  Entscheidung  an  den  Rath.  Dieser  blieb  sich 
freilich  nicht  consequent  bei  seinen  Beschlüssen ; aber  inan 
sieht  doch,  dass  die  ältere  und  in  der  Regel  lestgehaltenc 
Ansicht  dahin  ging,  dass  beides,  der  Genuss  der  Almende 
und  die  öffentlichen  Lasten,  mit  einander  unzertrennlich 
verbunden  seien,  somit  die  Lasten  der  Zünfte  die  betreffen- 
den Doppelbürger  (wenn  hier  schon  ein  der  spätem  Zeit 
angehöriger  Ausdruck  erlanbt  ist)  nicht  befreie  wl). 

Das  nämliche  Prinzip  wurde  aber  auch  liir  die  Land- 
schaft während  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  wiederholt  an- 
erkannt l6J). 

In  der  äussern  Verfassung  der  Gemeinden  aber  bereitete 
sich  allmählich  eine  Veränderung  vor.  Das  Schicksal  der- 
selben hat  eine  offenbare  Achnlichkeit  mit  dem  Schicksale 
grösserer  Gaue  und  Landcstheile. 

Die  alten  Gaue  wurden  während  des  Mittelalters  durch 
eine  bedeutende  Zahl  eximirter  Bezirke  durchschnitten,  bis 
sich  im  Verfolge  eine  neue  einheitliche  Landeshoheit  auf 
den  Trümmern  derselben  erhob. 

So  wurden  auch  die  kleinern  Gebiete  des  Ccntgrafen 
und  die  Dorfgemeinden  durch  eine  Menge  Grundhcrrschaf- 
ten  durchzogen  und  getrennt,  bis  sich  im  Verfolge  wieder 
eine  gewisse  Einheit  der  Gemeinden  herstelltc. 

161)  MS.  138.  a.  S.  114.  b.  r.  J.  1408.  V\fir  haben  tns  einhellen- 

klich  erkent : — welicher  in  de»  genant  wachten  fud  kremen  (re  fluatreni  . 
te  hotlingen , ze  hirslanden  , 7e  Kie&pach  vud  au  dem  Seucjd)  ge.s esse»  tmä 
husbablich  ist,  das  och  der  selb  mit  dien  so  in  der  selben  wacht  sint,  dienet* 
Reisen  rnd  inen  mit  allen  sacken  hilflichen  sin  sol  nach  March/a!  als  er  dam* 
ungeleil  wirt  rnd  ensol  sich  des  nicht  sperren,  er  sie  in  einer  runtt  oder 
nicht.'*  Dieser  Beschluss  wurde  1415  wieder  aufgehoben,  ebendaselbst  ; im 
Jahr  1425  aber  das  alte  Recht  wieder  hergestellt.  MS.  138.  a.  S.  40.  a. 
Hintersassen  im  engem  Sinne  heissen  daher  gerade  die,  welche  keinen 
Grundbesitz  haben  nnd  darum  auch  nicht  an  der  Genossenschaft  als  vollbe- 
rechtigte Glieder  Anlhcil  haben.  Urk,  v.  1264  1268  bei  Kindlinger 

Hörigkeit  S.  296  : „est  jus  curie  in  Monre , quod  ilti  homines , qul  dicuntur 
Hindersesse  sive  eyuleffigede  Lüde  in  rilla  Durchwinden  dal  quilibet  duoa 
pullos  annuatim  et  sunt  tales  hoinines  sic  vocati  illi , qni  non  babeut  heredi- 
tateni  rel  agros  sei  posseasiooes  in  rilla." 

162)  MS.  138.  b.  S.  46.  *.  filr  das  Maschwander  - und  Freiamt.  MS. 
140.  S.  66.  b.  fUr  die  Grafschaft  Krhnrg. 
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Die  Beziehungen  der  Meyer  als  Vorsteher  der  Bauer- 
schäften  ini  Namen  und  aus  Auftrag  des  Grundherrn  zu 
dem  letztem  verminderten  sich,  und  ihr  Verhältnis  zu  den 
Übrigen  Bewohnern  des  Dorfes  wurde  enger.  So  entstan- 
den nach  und  nach  an  vielen  Orten  mehrere  eigene , von 
der  Bauerschaft  gewählte  Vorsteher  des  Dorfes,  welche 
ebenfalls  Meyer,  oft  Dorfineyer  genannt  wurden.  Diese 
leiteten  dann  die  gemeinen  Angelegenheiten  und  Interessen 
der  Genossenschaft  und  besorgten  auch  die  niedere  Orts- 
polizei. 

Hofrodel  zn  Wetzikon  s.  d.,  mit  dem  Hofrodel 
von  Gryfenherg  von  1475  übereinstimmend : Mer  ist  ir 
alt  harkomen , das  sy  süllin  setzen  zwen  dorfftneyer , die- 
selben zwen  sollen  einem  herren  schweren  des  dorfs  ze 
wetzikon  nutz  vnd  ere , Iren  nutz  ze  fiirdern  vnd  schaden 
ze  wennden  als  vere  si  mögen , das  an  geuerd , dieselben 
dorffmeyer  sollen  zuo  gebietten  haben  Steg  vimd  weg  ouch 
efaden  ze  machen , vnd  In  eren  ze  halten. 

Es  schloss  sich  somit  die  neue  Beamtung  noch  ganz  an 
an  die  alte  Grundherrschaft , bis  sie  auf  dein  Boden  des 
Dorfes  eigene  Wurzeln  schlug  und  sich  von  jener  allmäh- 
lich ablöste. 

9.  19.  Eigenthum. 

1.  Was  wir  oben  von  dem  Unterschiede  zwischen  lie- 
gendem und  fahrenden  Gute  gesagt,  gilt  fortwährend  und 
hat  sich  bis  viel  später  hinab  erhalten.  Die  Häuser  wur- 
den nun  aber  allmählig  solider,  so  dass  sie  nicht  mehr 
leicht  in  irgend  einer  Rücksicht  als  fahrendes  Gut  behan- 
delt werden  konnten.  Daher  verordnete  im  Jahr  1410  der 
Rath : 

Daz  alle  hüser  vnd  trotten.  So  in  vnser  Statt  in  vnsern 
gerichten  vnd  gebieten  stand , Si  standen  vfl  gneter  oder 
vsserhalb  dien  guelern  Ewenklich  ligend  guot  sin  vnd  heis- 
sen sol , vnd  sol  man  cs  für  ligend  guot  erben  vnd  verstü- 
ren  änc  alle  widerred  vngefarlich  ***). 

Dagegen  werden  nun  andere  Vermögensstiicke  wieder 

163)  MS.  1 3$.  m.  S.  121.  ». 
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in  gewissen  Beziehungen  zum  liegendeu  Gute  gerechnet. 
Vor  allen  werden  die  Gülten  in  mehrfacher  Hinsicht  den 
Liegenschaften  so  sehr  gleich  gestellt,  dass  man  hier  in  der 
That  zweifeln  kann,  ob  nicht  diese  Gleichstellung  wenig- 
stens ursprünglich  ganz  durchgreifend  gewesen.  Dafür 
wirkten  mehrere  Gründe.  Einmal  na'mlich  waren  die  Lie- 
genschaften, besonders  für  die  Städter,  nicht  mehr  das  ein- 
zige bedeutende  Vermögenstück , dem  gegenüber  alles  übrige 
fast  nur  als  Zubehörde  erschien,  wie  in  frühem  Zeiten. 
Sondern  durch  die  Ausbildung  des  Verkehrs  hatten  insbe- 
sondere auch  die  Gülten  die  Bedeutung  eines  Capital  Ver- 
mögens erhalten,  welches  den  Liegenschaften  füglich  an  die 
Seite  gesetzt  werden  konnte.  Ferner  lag  in  den  ewigen 
Gülten  eine  ähnliche  Dauerhaftigkeit  und  Unbeweglichkeit, 
wie  in  dem  Eigenthum  von  Liegenschaften  selber,  wesshalb 
denn  auch  zuerst  nur  die  ewigen  Gülten  im  Gegensätze 
zu  den  aufkündbaren , für  liegendes  Gut  erklärt  wurden. 
Endlich  ging  das  Recht  auf  das  Gut,  dessen  Besitzer  den 
Gültenzins  oder  die  Rente  alljährlich  zu  entrichten  hatte, 
wieder  dem  Rechte  des  Eigenthümers  parallel.  Es  war 
ein  dingliches  Recht  auf  das  belastete  Grundstück  selbst. 

Nun  zur  Beweisführung  und  Erläuterung  einige  Stellen: 
Rnthserkenntniss  von  1419.  Item  so  haben  wir  vns 
erkennet  vmb  guot , so  man  liehet  vff  Stett , vff  gueter  — 
vnd  man  jerlich  gult  in  kouffeswise  oder  suss  darvmh  ge- 
ben sol  — — — darinn  der  so  daz  gelt  liebet  vnd  die  giilt 
koft , vmb  daz  hoptguot  oder  den  widerkouf  nit  inanen 
mag , wie  wol  der  verkoffer  den  widerkouff  vnd  die  Lo- 
sung tuon  mag , das  dasselb  guot  sol  heissen  vnd  sin  ligend 
guot  vnd  nicht  varend  guot. 

Wo  aber  jeman  — im  selben  vorbehept  vmb  sin  houpt- 
guot  vnd  den  widerkouf  ze  manen,  vnd  man  im  daz  ge- 
bunden weri  ze  geben  ob  er  wült.  Es  sye  über  kurtz  odrr 
lang,  Sülich  guot  sol  heissen  vnd  sin  varend  guot  vnd 
nicht  ligend  guot ***). 

Es  kommt  demzufolge  nur  darauf  an,  ob  der  Renten- 
verkäufer  (Gläubiger)  aufkünden  könne  oder  nicht,  gleich- 

164)  MS,  138.  b.  S.  63.  b.  und  69.  i. 
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viel  ob  dieses  Recht  dem  Verkäufer  (Schuldner)  zustehe  oder 
entzogen  sei.  In  jenem  zweiten  Falle  darf  bei  der  Erb- 
theilung  die  Gült  zum  liegenden  Gut  gerechnet  werden,  im 
ersten  wird  sic  zum  fahrenden  gezählt. 

Viel  laxer  ist  schon  das  Kyburgergrafschaftsrecht  der 
zweiten  Reccnsion: 

Wytter  so  ist  hierby  zuo  wissen , das  der  graffschaiTt 
bruch  vnd  recht  ist,  das  alle  huser  schüren  vnd  spicher 
zuo  dem  gelegnen  guot  gehören  sollen  vnd  des  glich  die 
wyl  kern  vnd  haber  Im  feld  slat  oder  an  semloten  lit,  vnd 
das  hüw  nit  an  birgling  kompt,  so  heist  vnd  ist  das  och 
ligend  guot.  Zuo  glycher  wyss  wo  gelt  vmb  zins  vss- 
gelichen  wirt,  vnd  einer  zinss  dauon  nimpt,  es  syg 
verbriefft  oder  nit,  das  hört  och  zuo  dem  gelegnen 
guot , vnd  hat  ein  frow  an  deren  stucken  dehcin  nutz  zuo 
erben. 

Hier  werden  alle  verzinslichen  Darlehen  schon  der  Frau 
gegenüber  zum  liegenden  Gute  gerechnet. 

Dieser  relative  Begriff  des  liegenden  Gutes  ergibt  sich 
noch  aus  einer  andern  Stelle  dieses  Grafschaftsrechtes  sehr 
deutlich : 

Item  was  och  ein  frow  Irein  cmann  zuobringt  In  heinstür 
wyss,  es  sig  bar  gelt  oder  sust  varende  hab,  das  sol 
ligend  guot  heissen  vnd  sin  vnd  nit  varendts; 
offenbar  nur  gegenüber  den  Erben  des  Mannes,  welche 
das  Alles  unvermindert  heraus  zu  geben  haben. 

2.  Die  Fertigung  der  Grundstücke  ging  in  derselben 
Weise  fort,  wie  in  der  vorigen  Periode.  Das  Erbe  wurde 
vor  dein  Gerichte  oder  in  dem  Hofe  des  Grundherrn,  das 
vogtbare  Eigen  und  in  der  Regel  auch  das  freie  Eigen 
vor  dem  Vogtgerichte  übertragen.  In  der  Stadt  wurde  im 
Jahr  1432  dein  Stadtschreiber  Michael  Graf  von  Seite  des 
Ilathes  zugesichert : 

„daz  man  frye  guetcr  niendert  fertigen  sol, 
dann  vor  einem  Räte. 

Eine  Verordnung,  die  sich  aber  wohl  nur  auf  die  freien 
Güter  in  der  Stadt  mit  Nothwendigkeit  bezieht,  in»  Ge- 
gensätze theils  zu  den  Erbgütern,  deren  Eigen  der  Abtei 

n- 
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oder  Propstei  zustand , teil«  zu  dem  Schultheissengerichte, 
vor  welchem  vormals  auch  solche  Fertigungen  geschehen 
waren.  In  demselben  Beschlüsse  ist  auch  eine  Taxordnung 
aufgestellt  ftir  die  Kauf-,  Gemecht-  und  Satzbriefe,  welche 
unter  dem  Siegel  der  Stadt  von  dem  Stadtschreiber  ausge- 
fertigt werden  ,BS). 

In  Winterthur  war  cs  ebenfalls  nöthig,  Kaufe  oder  Ver- 
pfandungen von  Grundstücken  vor  dem  Rathc  fertigen  zu 
lassen,  widrigenfalls  beide  keine  Kraft  haben,  d.  h.  zum 
wenigsten  keine  dinglichen  Rechte  wirken  sollen  ,BB). 

3.  Die  deutsche  Eigcnthumsklage  auf  Fahrhabe  (der  so- 
genannte Anfang)  unterscheidet  sich  mit  Rüchsicht  auf 
den  Umfang  ihrer  Anwendung  von  der  Eigeuthumsklage 
des  römischen  Rechts  (rei  vindicatio)  hauptsächlich  dadurch, 
dass,  wo  immer  der  Eigentümer  seine  Sache  freiwillig 
aus  seiner  Gewere  gelassen,  einem  andern  geliehen  hat, 
jene  ihren  rein  dinglichen  gegen  jeden  Besitzer  gerichteten 
Charakter  verliert,  und  nur  eine  persönliche  Klage  gegen 
den  Empfänger  zuriickblcibt;  wahrend  diese  auch  dann 
noch  fortbestcht  und  in  allen  Fällen  dient,  wo  die  Sache 
sich  im  Besitze  eines  Dritten  statt  des  Eigentümers  findet. 
Wenn  aber  die  Sache  ohne  den  W'illen  des  Eigentümers 
aus  seiner  Gewere  kam,  sei  cs  nun.  dass  sie  gestohlen, 
oder  geraubt,  oder  durch  Zufall,  z.  B.  durch  iiberfliessen- 
des  Wasser  weggeschwemmt,  oder  sonst  einem  Dritten  zu- 
getrieben  wurde,  so  kannte  auch  das  deutsche  Recht  aller- 
dings eine  dingliche  Klage,  welche  dem  Eigentümer  wieder 
zu  seinem  Besitze  verhalf.  So  war  er  auch  berechtigt, 
Vieh,  das  sich  verlaufen  hatte,  zurück  zu  begehren,  ein 
Fall,  der  in  den  OfTnungen  mehrfach  erwähnt  wird.  Zu- 
nächst konnte  aber  wohl  jeder  Eigentümer  diese  dingliche 
Klage  anstellen,  und  erst  wenn  von  Seite  des  Beklagten 
nachgewiesen  wurde,  dass  der  Kläger  die  Sache  freiwillig 
aus  seiner  Gewere  gelassen , wurde  er  mit  seiner  Klage 
abgewiesen.  Es  ergibt  sich  das  auch  aus  einer  Entschei- 
ds) MS.  140.  Ablb.  II.  S.  8.  ».  S.  56.  «. 

166)  Fr«iheitsbri*f  von  149 7. 
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düng  des  Züricher  Rathes  vom  Jahr  1422.  Es  klagte  näm- 
lich ein  gewisser  Hans  Ammann  auf  ein  Weinfass,  welches 
im  Besitze  eines  Minner  war,  aber  das  Zeichen  trug  des 
Vaters  von  Ammann.  Der  Rath  sprach  ihm  das  Fass  ohne 
weiters  zu,  insofern  nicht  Minner  beweise,  dass  sein  Vater 
es  gekauft  und  bezahlt  habe  ,ör). 

Dagegen  widerspricht  eine  andere  Entscheidung,  welche 
ihrer  Wichtigkeit  wegen  vor  den  grossen  Rath  zur  Besta- 
tigung  gelangt  war,  den  reinen  Grundsätzen  sowohl  des 
altern  deutschen  als  des  römischen  Rechtes.  Gestohlenes 
Gut  konnte  sonst  nämlich  nach  deutschen  Ansichten  immer 
angesprochen  werden.  Davon  wurde  nun  eine  Ausnahme 
gemacht  in  allen  Fällen,  wo  eine  gestohlene  Sache  auf 
offenem  Markte  in  gutem  Glauben  erkauft  worden  sei. 
Zwar  wurde  die  Eigenthumsklage  gegen  den  Besitzer  in 
gutem  Glauben  nicht  ohne  weiters  versagt,  aber  cs  konnte 
der  Eigentümer  doch  nur  unter  der  Bedingung  wieder  zu 
seiuer  Sache  gelangen,  dass  er  dem  Käufer  den  bezahlten 
Kaufpreis  vorerst  vergüte  ,GS). 

Wer  das  kein  bvrger  von  Zürich  oder  der  zv  Inen  ge- 
hört, kc-ner  leig  ding  vff  einem  offnen  markt  kofl'te,  das 
verstoln  were  vnd  er  aber  das  nüt  w isseti , Es  wer  Ross 
oder  ander  ding,  kvmpt  da  yeman  nach  solichem  verstolnen 
gnott  vnd  machet  kvntlich , das  es  sin  was , E es  im  ver- 
stoln ward , dem  sol  man  sölich  verstoln  guot  wider  geben 
ob  er  das  begert,  also  das  der,  dem  das  guot  verstoln  ist, 
dem  koffer,  der  es  kofft  halt,  so  vil  geltz  dar  vmb  geh, 
als  er  dar  vmb  geben  hätt  vngefarlich. 

Ebenso  wurde  die  Sache  behandelt,  wenn  Jemand  Waaren 
zwar  nicht  auf  ofTenem  Markte , aber  doch  durch  Ver- 
mittlung der  öffentlichen  Mäkler  gekauft  halte 

167)  MS.  UO.  Ablh.  I.  S 55.  t. 

16S)  Verordnung  von  1431  in  MS.  77.  S.  14.  4.  , 

169)  Vgl.  eine  Verordnung  v.  i486.  Raths  man.  II.  5.  21,  welcher 
eu  Folge  aller  Handel,  der  Zölle  und  des  Umgeldes  wegen , durch  Unterkaufer 
(Mäckler,  Sensale}  vermittelt  werden  soll:  „darzuo  ob  yernans  hin  der  den 
vnnderköiffem  ichliit  koufflc  vnd  sich  dem  nach  erftinde,  das  e»  ver- 
boten guot  were,  das  der  solichs  widergaben  vnd  In  vmb  sin  vss- 
geben  gelt  nicht  nt  werden  solle.” 
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Diese  Ausnahme  erklärt  sich  nur  aus  der  ubergrossen 
Sorgfalt,  den  Markt-  und  Handelsverkehr  zu  begünstigen. 
Sie  konnte  sich  aber  nicht  in  die  Dauer  erhalten ; wir 
finden  nämlich  schon  in  dem  Gerichtsbuch  von  1553  ent- 
gegen gesetzte  Entscheidungen,  und  die  eidgenössischen  Ab- 
schiede sprechen  im  sechszehnten  Jahrhundert  den  Grund- 
satz, dass  jeder  die  ihm  gestohlene  Sache,  ohne  irgend 
einen  Ersatz , von  jedem  Besitzer  ansprechen  könne , auch 
wenn  dieser  sie  auf  offenem  Markte  erkauft  habe,  als  gel- 
tendes Recht  der  Eidgenossen  geradezu  aus  l7°). 

Ich  bin  geneigt,  aus  unserer  obigen  Stelle  aber  noch 
weiter  zu  folgern,  dass  sich  vorher  schon  bei  uns  die 
Lehre  vom  anvertrauten  Gute  verändert  und  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  derselben  genähert  habe.  Das  ältere 
Recht  gab  nämlich  in  den  Fällen  der  freiwilligen  Veräus- 
scrung  einer  Sache  dem  Eigenthümer  überall  keine  ding- 
liche Klage.  Er  war  genöthigt  sich  an  den  zu  halten, 
dem  er  die  Sache  geliehen  hatte.  Wenn  ihm  dieser  nicht 
wieder  zu  seiner  Sache  verhelfen  konnte,  so  erhielt  er 
sie  nicht  wieder,  da  er  den  dritten  redlichen  Besitzer  nicht 
unmittelbar  belangen  konnte,  sondern  musste  rieh  mit  dein 
Werthc  der  Sache  begnügen  ,n).  Der  Einfluss  des  römi- 
schen Rechtes  modiiieirte  nun  diese  Grundsätze  in  der 
Folge.  Es  wurde  nämlich,  wie  das  im  römischen  Rechte 
von  jeher  gestattet  war,  die  Eigenthumsklage  in  allen 
Fällen  gegen  jeden  Besitzer  zugelassen  und  diese  Klage 
nur  iin  Sinne  der  deutschen  Rechtsansicht  da  beschränkt, 
wo  a)  der  Eigenthümer  die  Sache  einem  andern  geliehen, 
anvertraut  hatte;  b)  ein  dritter  redlicher  Besitzer  sie  inne 
hatte.  Dannzumal  muss  zwar  dieser  Letztere  die  Sache  dem 
ansprechenden  Eigenthümer  herausgeben,  aber  nur  insofern 
ihm  von  diesem  der  Kaufpreis,  den  er  dafür  bezahlt  hatte, 
vergütet  wird.  Die  Lehre  vom  anvertrauten  Gut  hatte 

1 70)  H.  J.  Leu  Eidgenössisch««  Stadt-  und  Landrecht.  Th.  III«  Zürich 
1730«  S.  351.  332.  Mittertnaier  deutsches  Privatrecht.  Landshut  1530. 
§.  138.  Anm.  21. 

Kl)  Albreclit  (Lewere  §,  10. 
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somit  ihren  frühem  dinglichen  Charakter,  nach  welchem 
sie  die  Eigenthumsklage  ausscliloss  und  nur  eine  Forderung 
des  Eigentümers  gegen  den,  dem  er  geliehen,  zuliess, 
verloren  und  einen  mehr  persönlichen  angenommen,  indem 
nunmehr  die  Eigenthumsklage  gegen  den  dritten  Besitzer 
unversehrt  blieb,  diesem  dagegen  eine  Forderung  verstauet 
wurde,  mit  welcher  er  von  dein  Eigentümer  Ersatz  für 
alle  seine  auf  den  Besitz  der  Sache  verwendeten  Kosten 
verlangen  konnte. 

Wenn  es  demnach  in  dem  Falle  des  gestohlenen, 
aber  auf  ofTenem  Markte  gekauften  Gutes  ebenso  gehalten 
wurde,  so  lässt  sich  daraus  mit  grosser  Sicherheit  schlos- 
sen, dass  das  nur  die  Ausdehnung  jener  früher  schon  bei 
dem  anvertrauten  Gute  anerkannten  und  ausgebildeten  Grund- 
sätze gewesen  sei.  Denn  wenn  der  Besitzer  einer  gestoh- 
lenen Sache  sie,  insofern  er  in  gutem  Glauben  war  und 
mit  gehöriger  Vorsicht  gekauft  hatte,  dem  Eigenthümer 
nur  gegen  Ersatz  des  Kaufpreises  herausgeben  musste , so 
wird  man  weit  eher  dein  Besitzer  und  Erwerber  einer  an- 
vertrauten  Sache  denselben  Schulz  gewährt  haben.  Und 
hätte  dieser  nicht  schon  eines  solchen  Schutzes  bedurft 
und  ihn  erhalten,  so  hätte  man  wohl  nie  für  den  erstem 
einen  solchen  eigens  neu  eingeführt. 

g.  20-  Gülten. 

Die  Gülten  reihen  sich  in  den  Urkunden  unmittelbar 
an  die  Verleihung  von  Grundstücken  zu  erblichem  Besitze 
gegen  einen  Zins , so  dass  die  Ucbcrgäugc  von  dem  einen 
Rechtsgeschäfte  zum  andern  zuerst  ganz  unmerklich  sind  17s). 
Die  Erbzinse , welche  der  Hintersasse  an  den  Gutsherrn 
zu  entrichten  hat,  werden  daher  auch  zuweilen  Gülten  ge- 
nannt. Noch  im  Jahr  1411  finde  ich  die  Errichtung  einer 
Gült,  in  welcher  beide  Verhältnisse  in  einander  übergehen. 
Ein  Bauer  von  Zumikon  nämlich  erhielt  von  der  Propstei 
Zürich  ein  bisher  zu  Handlehen  beworben?«  Gut  „ze  einem 

i72)  Vgl.  darüber  besonders  auch  AI  brecht  Gcwere  S.  174.  ff. 
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rechten  erbleu,  vmb  ein  stäten  Ewigen  zins."  „Die- 
selben jerlichen  giilt  vnd  zins”  von  „dritthalb  Malter 
habern  siben  viertel  kernen  vnd  ein  Malter  väscn”  wer- 
den thcils  auf  vogtbares  Eigen,  das  ihm  zugehört,  theils 
auf  das  zu  Erblehcn  verliehene  Grundstück  gesetzt.  Der 
Entstehung  nach  und  mit  Bezug  auf  die  Verhaftung  des 
Erbes  ist  diese  Bestellung  nichts  anderes  als  Bestellung 
eines  Grundzinses  des  Hintersassen  für  seinen  Grundherrn l73). 
Insofern  der  Zins  aber  darüber  hinaus  noch  auf  vogtbares 
Eigen  versetzt  wird,  nähert  sie  sich  der  Errichtung  einer 
gewöhnlichen  Gült.  Doch  ist  die  Natur  des  Grundzinses 
hier  immer  noch  vorherrschend. 

Betrachten  wir  nun  aber  die  Gült  in  ihrer  Ausbildung, 
so  besteht  das  Charakteristische  darin:  Der  Eigentümer 
oder  Erbbesitzer  eines  Gutes  verkauft  einem  andern  das 
Recht  auf  einen  jährlichen  Zins  von  diesem  Gute  um  eine 
gewisse  Summe.  Da  die  Gülten  später  in  die  Schuldbriefe 
übergehen  und  von  Einfluss  gewesen  sind  auf  die  Gestal- 
tung dieser,  so  ist  cs  um  so  nöthiger,  die  beiden  Institute 
vorerst  ganz  aus  einander  zu  hallen. 

Die  Gült  hat  zunächst  einen  durchaus  dinglichen  Cha- 
rakter. Während  nämlich  dem  Schuldbriefe,  d.  h.  dem 
zinsbaren  auf  Liegenschaften  versicherten  Darlehen  ein  per- 
sönliches Schuldverha'Itniss  zum  Grunde  liegt,  wofür  ein 
Pfandrecht  auf  eine  Liegenschaft  bestellt  wird,  so  haftet 
dagegen  die  Verpflichtung,  den  Gültenzins  zu  entrichten, 
unmittelbar  auf  dein  Gute  selbst  und  gehört  zu  den  Real- 
lasten, welche  den  Besitz  des  Gutes  beschränken.  Der 
Gläubiger  im  Schuldbriefe  braucht  sich , wenn  ihm  der 
neue  Käufer  des  verpfändeten  Grundstücks  nicht  ztisagt, 
nicht  an  diesen  zu  halten,  sondern  kann  verlangen,  dass 
ihm  sein  bisheriger  Schuldner,  der  Verkäufer  des  Grund- 
stücks, auch  ferner  noch  persönlich  hafte.  Der  Giiltgläu- 
biger  (Rcntenkäui'cr)  aber  hat  sich  immer  an  den  jeweiligen 
Eigenthiimer  des  Grundstücks  zu  halten,  welcher  ihm  die 


173)  Dip  luin.  der  I*rop.«tei  V 2'JK. 
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Gült  schuldet.  Er  steht  somit  in  viel  engerer  Beziehung 
zu  dem  Grundstücke  und  in  viel  laxerer  zu  dem  Schuldner 
als  jener  erstere. 

Eine  blosse  Folge  davon  ist  es,  wenn  wir  in  deutschen 
Kechtsquellen  die  Ansicht  ausgesprochen  finden,  dass  der 
Gültschuldner  für  die  Giiit  nur  init  dem  Grundstücke  und 
dessen  Zubehörde,  nicht  aber  mit  seinem  übrigen  Vermö- 
gen hafte  m). 

Das  ganze  Crcditwesen  war  somit  ursprünglich  noch 
auf  die  Liegenschaften  allein  gebaut  und  löste  sich  nur 
allinälilich  davon  ab,  um  auf  die  Person  übergetragen  zu 
werden. 

Zunächst  ging  das  Recht  des  Gültgläubigers  anch  nur 
auf  den  Zins.  Das  war  seine  Hauptforderung,  und  eine 
Ablösung  des  Zinses  durch  Capitalzahlung  war  entweder 
tiberall  nicht  zulässig,  oder  doch  in  die  ausschliessliche 
Willktihr  des  Schuldners  gesetzt.  Anders  wieder  beim 
Schuldbriefe,  in  welchem  die  Kapitalforderung  als  Haupt - 
und  der  Zinsrertrag  als  Nebenforderung  erscheint. 

Schon  frühe  änderte  sich  aber  die  Natur  der  Gülten 
bedeutend.  Der  Kaufpreis  fiir  den  Gültenzins  wurde  schon 
zu  Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  öfters  als  Dar- 
leben  betrachtet,  die  Gewcre  auf  das  Grundstück  als  ein 
Unterpfand  des  letztem  für  Hauptforderung  und  Zinse  an- 
gesehen , ein  bestimmter  Zinsfuss  zu  1 von  20  also  5 von 
100  festgesetzt,  und  selbst  dem  Gültgläubiger  eine  einsei- 
tige Ablösung  gestattet.  Wurde  dann  der  Gültgläubiger 
nicht  befriedigt,  so  konnte  er  nicht  mehr,  wie  nach  älterin 
Recht,  selbst  Pfändungen  vornehmen  und  den  säumigen 
Schuldner  zuletzt  ganz  von  dem  Gute  vertreiben,  sondern 
er  musste  sich  nunmehr  an  das  Gericht  wenden  und  öffent- 
liche Vergantung  des  Grundstücks  verlangen  175). 

In  der  oben  schon  ,7C)  erwähnten  Verordnung  von  1419 

174)  Albrecht  Gewcre  S.  170.,  dessen  Ausführung  über  den  Renten- 
kaof  überhaupt  vortrefflich  ist. 

175)  Eichhorn  flcchtsge schichte  §.  459.  Züricher  ürk.  v.  1502. 

174)  B.  III.  $.  19.  S.  416. 


Digitized  by  Google 


424 


Drittes  Buch.  2.  20.  Gülten. 


werden  die  Gülten,  welche  der  Gültgläubiger  nicht  auf- 
kündigen, kann  zum  liegenden,  die  andern  dagegen,  wo  es 
auch  jenem  freisteht,  Ablösung  zu  fordern,  zuin  fahrenden 
Gute  gerechnet.  Eben  daraus  zeigt  sich  aber  auch,  dass 
eigentlich  nur  die  erstem  wahre  Gülten  sind  177). 

Die  GUltenzinsc  konnten  in  Geld,  sie  konnten  aber  auch 
in  Naturalien  bestehen.  Für  die  ältere  Zeit  waren  die 
letztem,  insofern  sie  aus  Früchten  des  zinspflichtigen  Gutes 
bestanden,  die  natürlicheren  und  dem  eigentlichen  Charak- 
ter der  Gült  angemessenem.  Denn  wenn  das  Grundstück 
ab  der  eigentliche  Schuldner  angesehen  wurde,  so  war  es 
passend,  dass  von  dem  Gute  ein  Theil  seines  Fruchtertra- 
ges entrichtet  werden  musste.  Der  freiere  und  bewegliche 
Verkehr  aber  war  dieser  Gült  von  Kernen,  Wein  u.  s.  f. 
nicht  günstig,  indem  man  bald  bemerken  musste,  dass  in 
Theurungsjahrcn  ein  sehr  viel  grösserer  Werth  an  den  Gläu- 
biger abgeliefert  werden  musste  als  in  fruchtbaren  Zeiten, 
ungeachtet  auch  eine  verhältnissmässig  gleiche  Abgabe  dem 
Schuldner  in  jenen  weit  schwerer  fiel  als  in  diesen.  Sie 
kamen  daher  in  Misskredit  und  durch  Verordnung  vom  Jahr 
1529  17*)  wurde  es  verboten,  neue  Fruchtgülten  zu  be- 
stellen. 

Die  Bestellung,  und  im  .ältesten  Rechte  wohl  sogar  die 
Uebertragung  einer  Gült  auf  einen  neuen  Erwerber,  ge- 
schahen vor  denselben  Gerichten,  wie  die  Uebertragung 
von  Eigen. 

3.  21.  Ehe. 

Bis  zur  Zeit  der  Reformation  und  sogar  nach  Durch- 
führung derselben  finden  sich  noch  deutliche  Spuren,  dass 
die  Ehe,  deren  Vollzug  freilich  gewöhnlich  eine  kirchliche 
Einsegnung  folgte,  doch  schon  vor  dieser  als  vollendet 
angesehen  wurde,  somit  wesentlich  auf  dem  ehelichen  Zu- 
sammenleben beruhte.  Die  Reformation , überhaupt  einer 

177)  MS.  13S.  b.  S.  6S. 

178)  Itn  fic  richtsbuch  von  1SS3.  Vgl.  SUSI,  »ui  L.nUr.cbt 
l'h.  V.  S. 
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grossem  Strenge  in  sittlicher  Hinsicht  zugetban,  wirkte 
auch  hier  wohlthätig  ein.  In  einer  Verordnung  über  den 
„Kilchgang”  vom  Jahr  1530  wird  bestimmt: 

Daby  sind  ouch  c (lieh,  die  nach  bezogner  Ee  lange 
zytonkilchgangby  einandern  sitzent,  dardureb 
die  gemeynden  nit  wenig  argwunig  vud  geergert  werdend. 
Sülicbs  zuo  fürkiunmcn  , So  wellend  wir  die  Satzung,  so  vor- 
naher des  Kilchgangs  halb  von  vns  gemacht  vnnd  vssgangen  , 
wideruinh  ernüweret  vnnd  mengklichem  in  krafTt  derselben 
zum  ernstlichesten  gebotten  haben , das  all  vnnd  yede  per- 
sonen,  so  sich  also  mit  einander  vereelichend,  sü lieh  ir 
bezogne  Ee  mit  offnem  Kilchgang  vor  der  Kü- 
chen in  bysin  der  nachpurschafTt  vmterzogenlich  offnen 
vnd  bestäten.  Ouch  sölichen  Kilchgang  zum  minsten 
zwiirend  nämlich  dess  nächsten  Sonntags  darvor  vnd  einest 
inn  der  wuchenn , wenn  man  das  Gottswort  verkündt  oßen- 
lich  durch  ire  pfarrer  an  der  Cantzel  verkünden  vnnd  vss- 
rueflen  lassen.  Sonst  sol  der  Pfarrer  zuosampt  der  gemeynd 
disen  Kilchgang  on  vorganden  ruoff  zuozelassen  vnd  die 
vereelichten  by  einander  wonen  ze  lassenn  nit  schuldig  sin. 
Auch  hier  geht  die  Vollziehung  der  Ehe  noch  der  kirch- 
lichen Erklärung  und  Einsegnung  voraus.  Indessen  sollte 
diese , wenn  sie  auch  anfaugs  nur  als  eine  öffentliche  Er- 
klärung und  Bestätigung  der  Ehe  vor  der  christlichen  Ge- 
meinde angesehen  wurde,  doch  ohne  Verzug  vorgenommen 
werden.  Und  so  wird  es  begreiflich , wie  man  in  der 
Folge  die  kirchliche  Einsegnung  als  den  wahren  Anfangs- 
punkt der  Ehe  nicht  bloss  in  kirchlichem , sondern  auch  in 
bürgerlichem  Sinne  auffasste.  Diese  Form  hat  ohnehin  sehr 
bedeutende  Vorzüge  vor  jeder  andern.  Es  wird  nämlich 
einmal  dadurch  der  Zeitpunkt  der  eingegangenen  Ehe  genau 
fixirt.  Ferner  äussert  sich  in  ihr  die  wahre  und  ernste 
Absicht,  eine  Ehe  cinzugehcn,  sehr  unzweideutig.  Und 
endlich  weist  die  Form  selbst  schon  auf  die  höhere  Be- 
deutung der  Ehe,  die  Heiligkeit  und  Innigkeit  dieses  Ver- 
hältnisses hin,  dessen  Wesen  offenbar  nicht  innerhalb  des 
Rechtsgebietes , sondern  ausser  demselben  zu  suchen  ist 
und  das  passend  dein  religiösen  Cultus  zur  Beachtung  an- 
heim fällt. 
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Ehen  mit  Kindern  ohne  Einwilligung  ihrer  Eltern  oder 
Verwandten  waren  verboten  und  mit  Strafe  bedroht.  Wenn 
das  Kind  noch  nicht  zu  seinen  Tagen  gekommen  „nämlich 
das  vnder  XIII  (wohl  die  Tochter)  oder  XIV  (der  Sohn) 
Jaren  ist”17®),  so  soll,  der  es  zur  Ehe  beredete,  jeden- 
falls nichts  von  dessen  Erbe  oder  übrigem  Gute  haben 
vnd  sond  Im  (kann  kaum  anders  als  von ' dein  Kinde  ver- 
standen werden)  vatler  mnotter  oder  sin  frund  nütz  ver- 
bunden sin  ze  gebent,  si  tuegend  es  denn  gern  vnd  mit  sun- 
derm  willen. 

Uebcrdcm  erleidet  er  noch  Geld-  und  Gcfängnissstrafe. 

Es  hangt  dieses  zusammen  mit  einem  Grundsätze  des 
altern  deutschen  Rechts , wonach  der  Mündel , der  ohne 
Willen  des  Vormundes  heirathet,  sein  Erbrecht  einbüsst  ,so). 
Hier  ist  inan  freilich  bereits  weiter  gegaugen,  und  hat  die- 
selben Wirkungen  auch  gegenüber  der  Mutter,  die  nie  die 
Vormundschaft  hatte,  ausgedehnt.  Aber  auch  wenn  das 
zu  seinen  Tagen  gekommene  Kind  sich  verheirathet  ohne 
seiner  Eltern  und  Verwandten  Willen  und  es  kann  nach- 
gewiesen werden,  dass  der  andere  Ehegatte  die  Ehe  be- 
trieb, um  seines  Vermögens  habhaft  zu  werden,  so  treten 
ähnliche  Folgen  ein  l81). 

Eine  Satzung  von  1535  •**)  bestimmt  sodann,  dass  wenn 

179)  Schwabenspiegel  4$:  „Als  ein  jangeliuc  ze  vierzehn  jlret» 

komeu  ist,  so  nimpt  er  wol  ein  ilich  wip  An«  siocs  Täters  willen.  — So 
diu  junefrowe  kuniet  ze  zwelf  jaren,  so  ist  si  re  ir  tagen  komen.  ende  mmt 
si  einen  einan  wider  ir  valer  vnd  irer  vrinnde  willen,  «lia  4 ist  staete.”  Stadt* 
buch  von  Wesen  v.  J.  1564.  Art.  112:  »Wer  sich  initt  einem  döchlerli» 
so  vnder  zwölff  Jaren  oder  mit  einem  knaben  , der  vnder  Viertzechen  Jaren 
alit  wer«,  zur  Ee  verm.ichlete , ooe  vatter  vnd  inuoter  vnd  der  Rerhlgebnen 
vögten  wtissen  vnd  willen , — — der  ald  die  sind  dem  vogt  vnd  den  Ber- 
gern ze  bnoss  on  alle  gnad  verfallen  FUnfflzig  pfund  haller.  — Vnd  die  wyl 
es  nach  Geysthchcn  rechten  alters  halb  noch  tut  ein  Ee  sin  mocht  , So  mo- 
gent  vatter  vnd  muoter  ald  die  rechtgebuen  vogt  das  kind  wol  wider  heim* 
sehen."  Rathscr  kenntnisi  v.  1498.  Ms».  S.  19:  „Ob  sieh  find! , das 

das  ein  Tochteriy , so  den  Jungen  Büntzly  genotnen  hat,  zw  öl  I ff  Jar  allt 
oder  darüber  ist  , — so  sol  es  daby  bliben , wo  sich  das  nit  fmdl  , so  so! 
es  nit  für  ein  Ee  geachtet  werden.’* 

180)  Vgl.  Kraut  Vormundschaft  S.  320.  IT. 

181)  K athserkenntniss  v.  1435.  MS.  140.  Abth.  fl.  S.  12.  b 

18?)  MS.  144  S.  230.  ff. 
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eine  Ehe  von  einem  Kind  unter  19  Jahren  ohne  den  Willen 
«eines  Vaters,  Mutter,  Vogtes  eingegangen  wurde,  diese 
ungültig  sein  solle.  Wenn  aber  die  Eltern  oder  Vor- 
münder 

sämig  wärind,  vnd  ire  bind  uit  versäkind  innerthalb  den 
Nünzehen  jaren,  so  mögend  sy  darnach  sich  mit  der  hilff 
Gotts  selbs  von  yedennann  vngehindert  vnd  one  alle  ent- 
geltnuss  verhyraten  vnd  versorgen. 

Man  sieht  daraus,  wje  frühe  auch  damals  noch  die  Ehen 
geschlossen  wurden.  Für  ihre  Gültigkeit  wegen  Alters 
der  Ehegatten  bestimmt  dieselbe  Verordnung,  der  Mann 
müsse  über  16,  die  Frau  über  14  Jahre  alt  sein.  Wegen 
Blutsverwandtschaft  wurden  die  Ehen,  indem  man  sich  wie- 
der dein  kanonischen  Rechte  näherte,  bis  zum  dritten  Gliede 
(zwischen  sobrini)  untersagt. 

Doppelehen  wurden  zu  Anfang  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts bei  schwerer  Strafe  an  Leib  und  Gut  von  dem 
Rathe  untersagt  l83),  ohne  dass  dcsshalb  kanonische  Strafen 
ausgeschlossen  waren. 

Ebenso  suchte  1415  der  Rath  zügellosen  und  offenbaren 
Ehebruch  durch  Androhung  von  Strafen  zu  hemmen.  Die 
Verordnung  zeigt  am  besten,  wie  der  damalige  Sittenzu- 
stand beschaffen  war.  Wenn  nämlich  ein  Ehemann  seine 
Frau  verstösst  und  mit  einer  andern  (Hübsch weib)  öffent- 
lich Haus  hält,  oder  die  Frau  ihrem  Manne  entläuft  und 
mit  einem  andern  öffentlich  zusammen  lebt,  so  werden  sie 
von  der  Stadt  auf  so  lange  verwiesen,  bis  sie  von  ihren 
Buhlen  lassen.  Wenn  aber  einer  seine  Frau  behält  und 
doch  ein  Hübschweib  öffentlich  und  regelmässig  besucht, 
oder  mit  diesem  ein  Kind  erzeugt,  so  wird  er  von  dem 
Rathe  nach  Gestalt  der  Sache  bestraft.  Auch  werden  die 
Leutpriester  ermächtigt,  „die  so  also  offenlich  ze  vnrecht 
sitzent , her  für  zu  ncincn  vnd  darvmb  zu  bannen  vntz  daz 
si  davon  lassen”  ,s‘*). 


183)  SIS.  I3S.  b.  S.  26.  ». 
186)  MS.  138.  b.  S.  ti.  b. 
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J.  22.  Güterrecht  der  Ehegatten. 

1.  Eheliche  Vormundschaft. 

Neben  dem  Systeme  der  vormundschaftlichen  Verwal- 
tung und  Nutzniessung  des  Weibergutes  durch  den  Maun 
kommt  nun  auch  ausnahmsweise  in  den  Städten  Güterge- 
meinschaft vor.  Das  erstere  bildet  indessen  die  Kegel  und 
die  letztere,  von  welcher  wir  nachher  noch  eigens  reden 
werden,  findet  sich  nur  in  beschränkter  Anwendung. 

Nach  dem  herrschenden  Systeme  hat  der  Ehemann  als 
Vogt  der  Frau  freie  Verfügung  über  ihr  Vermögen.  Wenn 
er  aber  Liegenschaften  veräussern  will,  die  ihr  gehören, 
so  bedarf  es  dazu,  wie  nach  ältestem  Rechte,  der  Einwil- 
ligung der  Frau  ,8i).  Der  Mann  ist  auch  berechtigt,  das 
sämmtlicbe  von  der  Frau  zugebrachte  Vermögen  zu  be- 
nutzen und  die  Früchte  für  sich  zu  behalten  ,86).  Nur  haftet 
er  hinwieder  der  Frau  dafür,  dass  sie  nach  Auflösung  der 
Vormundschaft  ihr  ganzes  Vermögen  zuriickerhalte,  in  der 
Meinung,  dass  die  noch  vorhandenen  Stücke  herausgegeben, 
die  fehlenden  aber  dem  Werthe  nach  aus  seinem  Gute  er- 
setzt werden. 

Nach  dem  Rechte  der  Grafschaft  Kyburg  kann  die  Frau, 
zur  Sicherheit  für  ihr  Zugebrachtes,  von  dem  Manne  for- 
dern , dass  er  sein  Eigen  und  Erbe  für  dasselbe  verpfände, 
und  nach  ihrem  Tode  können  auch  ihre  Erben  gleiche  Si- 
cherstellung verlangen. 

Ryburgcrrecht  der  zweiten  Recension : Weliche  frow 
och  an  Irn  mann  begertti,  das  er  Iro  Ir  zubracht  guot  vnd 
heimstür  satzti  an  erb  vnd  an  eygen,  oder  ob  die 
frow  abgieng  vnd  Ire  Kind  oder  Ire  fründ  solicher  Satzung 
von  der  abgangnen  frowen  guot  an  Irn  mann  begertiudt, 

185}  MS.  140.  Ablli.  II.  S.  18.  b.  „Wer  es  (des  liegende  Gut  der  Freu) 
aber  verkoufft  vnd  ze  varender  hab  körnen  , vnd  doch  der  frowen  bedinget 
wer,  £ sy  ir  ligend  guot  hett  lissen  verkouffen.“ 

186)  MS.  138.  a.  S.  89.  a.  Io  einem  Streit  zwischen  zwei  Ehegatten 
erkennt  der  Rath  im  Jahr  139T:  „das  der  vorgeaante  heinr  Rordorf  die  vor- 
benanten  Gueter  (der  Frau)  nutzen  vnd  niessen  sol  , als  ander  Bur« 
ger  Zürich  ir  wu  tincn  Gueter  ntessenl  An  geuerd.'* 


Digitized  by  Google 


Güterrecht  der  Ehegatten.  Eheliche  Vormundschaft.  429 


so  sol  der  mann  sölich  Satzung  vmb  der  frowen  guot 
tuon  vnd  erstaunen  wie  dann  Solichs  och  von  altem  har 
der  grafschafft  bruch  recht  rnd  altharhomen  ist. 

Wenn  dann  in  demselben  Statute  das  zugebrachte  Wei- 
bergut für  liegendes  Gut  erklärt  wird*57),  so  ist  die  Mei- 
nung jedenfalls  nicht  die,  dass  der  Mann  über  die  der  Frau 
gehörige  Fahrhabe  nicht  frei  verfügen  dürfe,  sondern  nur 
die,  dass  er  für  die  Herausgabe  oder  den  Ersatz  des  Wei- 
bergutes hafte,  so  dass  die  Gläubiger  nach  seinem  Tode 
nicht  auf  die  Fahrhabe  greifen  dürfen,  so  weit  dieselbe  zur 
Deckung  des  Weibergutes  nöthig  ist.  Es  erklärt  sich  jene 
Fassung  wohl  aus  der  altern,  freilich  in  dieser  Periode 
nicht  mehr  praktischen  deutschen  Rechtsansicht,  dass  die 
Erben  für  die  Schulden  des  Verstorbenen  nur  mit  der  über- 
kommenen Fahrhabe  haften.  Wird  somit  das  Weibergut 
für  Liegenschaft  erklärt,  so  ist  es  von  der  Gefahr  befreit, 
den  Gläubigern  zur  Befriedigung  ihrer  Forderungen  zuzu- 
dienen. 

Dasselbe  Prinzip  des  ehelichen  Güterrechtes  wurde  spriieh- 
wörtlich  auch  so  ausgedrückt:  „Das  Weibergut  darf 
weder  wachsen  noch  Schweinen”  (schwinden). 

Hausrodcl  von  Bubikon  von  1483.:  Wellicber  eigen 
des  huses  ein  elich  wib  nimpt,  an  alle  geding,  vnnd  nach 
des  huses  eigen  luten  recht,  das  deren  gnot,  das  s y vyl 
oder  lützel,  ann  eigen  vnnd  erb  liggen  vnd  geleit  wer- 
den vnnd  das  weder  sch  winnen  nach  wachsen  sol. 
Es  were  denn  des  libs  notturft. 

Durch  die  letztere  Beschränkung  wird  zugegeben,  dass 
um  die  Lcibesnoth  zu  fristen  das  Weibergut  angegriffen 
werden  darf,  ohne  dass  dafür  der  Mann  belangt  werden 
kann. 

Rathser kenntniss  von  1493.  Vnser  slatrecht  sige, 
daz  einer  frowen  guot  weder  schwinen  noch  wachsen  solle ,ss). 
Eine  Beschränkung  des  Satzes,  dass  das  Zugebrachte 
zum  liegenden  Gute  zu  rechnen  sei,  liegt  in  dem  Winterthu- 
rerstatute  von  1526: 

117)  Oben  B.  IU.  (.  19.  S.  417.  Vgl.  B.  II.  $.  31.  Anw.  271. 

188)  Ratbsmanual«  von  1493.  I.  S.  30. 
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Das  einer  jeden  fruwen  heimstür , so  sy  zuo  irem  man  in 
heimstiir  wise  bringt,  es  sige  bar  galt  oder  ander  varend 
guotc , sol  aber  für  ligend  guot  geachtet  vnd  erkent  wer- 
den, vssgeuouien  ir  kleider,  kleinet,  silberge- 
sebir,  bustrag  vnd  betwat,  so  nit  für  ein  genante 
siim  in  der  heimstür  angeschlagen  wirt139). 

Ich  erkläre  die  Ausnahme  so : Die  bezeichnten  Stücke 
müssen  zwar  vorweg  genommen  und  herausgegeben  wer- 
den, wenn  sie  noch  vorhanden  sind.  Im  entgegengesetzten 
Falle  aber  ist  auzunehmen,  sic  seien  in  der  Ehe  und  für 
die  Ehe  verbraucht  worden  und  cs  haftet  der  Mann  dann 
nicht  für  Ersatz.  Nur  wenn  sie  geschätzt  wurden,  haftet 
das  Vermögen  des  Mannes  his  auf  die  Schätzungssumme. 

Das  Recht  der  Stadt  Zürich  spricht  sich  darüber  fol- 
gender Massen  aus : 

Ra  t h s c r Ue  n u t n i s s von  fii6:  Wclliche  Tochter  oder 
svittwe  zuo  der  heyligen  Ee  koimnpt  mit  geding,  was  die 
Tochter  oder  frow  Irem  Man  mit  dem  sy  zuo  der  Ee  kompt, 
varends  guols  zuo  heymstür  zuobringet,  das  söllichs  liggen 
solle  an  eygen  vnnd  Eerb  nach  vnnser  Statt  Recht, 
wenn  da  der  inan  vor  der  frowen  abstirpt , So  soll  die  frow 
der  genannten  Ir  heymstür  als  ryl  sy  Im  an  farender  hab 
zuobracht  hat  vnnd  das  bedinget  ist , als  nbstaat  vorm 
vor  allen  dingen  vss  des  rnnns  farenndem  guot, 
oder  vss  dem  liggenden  ob  dess  farennden  nit  so  vyl  were 
vssgericht  werden1110). 

Man  hat  hiebei  weniger  an  ein  Pfandrecht  als  vielmehr 
an  einen  Vorzug  der  Weihergutsforderung  zu  denken,  wel- 
cher durch  Vertrag  der  Ehegatten  erzeugt  werden  konnte, 
dann  aber  sich  auch  ohne  Vertrag  wohl  von  selbst  verstand. 

Da  alle  Gewalt  und  Gewerc  während  der  Ehe  in  die 
Hand  des  Mannes  gegeben  war,  so  stand  der  Frau  keine 
freie  Verfügung  über  ihre  eigenen  Sachen  zu.  Es  wird 
das  öfters  so  ausgedriiekt,  die  Frau  dürfe  hinter  ihrem  Manne 
(ohne  sein  Wissen  und  Willen)  nicht  mehr  als  achtzehn 


159)  Man  halte  damit  die  oben  B.  II.  $.  3!.  S.  285.  milgethcilte  Stelle 
de*  Hofrecht*  *01*  Altorf  yiuaunnen. 

190)  MS.  144.  S.  39.  Vgl.  MS.  140.  Ahth.  II.  %.  I«.  b. 
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Heller  hinweggeben  m).  Durch  jede  Verminderung 
ihres  Vermögens  würde  sie  auch  die  Nutzungsrechte  des 
Mannes  kränken  und  in  dessen  ausschliessliche  Verwaltung 
störend  e ingreifen. 

So  weit  aber  das  Interesse  der  Ehe  und  der  Einheit  der 
Vermögensverwaltung  nicht  widerstreben,  wird  der  Frau 
eine  gewisse  Handlungsfähigkeit  zugestanden.  Will  daher 
der  Mann  ihre  Liegenschaft  veränssern,  so  ist  ihre  persön- 
liche Zustimmung  vonnöthen.  Ebenso  kanu  sie  mit  Erfolg 
sich  für  ihren  Mann  verbürgen  und  so  Sehuldnerinn  wer- 
den auch  für  seine  Schulden,  während  sic  nicht  haften  wii.de, 
wenn  sie  ihre  Zustimmung  versagt  hätte  ,M). 

K y h ur  ger gr a fsc h af t sr  ech  t II.  Rcc.  Sy  habe  dann 

Jemandt  viub  sin  (des  Mannes)  schuld  versprochen  mit  wund 

vnd  hand  , dasselb  so  sy  also  versprochen  hett,  solle  sy  dann 

och  helflen  hezalen. 

Das  Gerichtsbuch  des  Stadtgerichtes  von  1553  unter- 
scheidet hier  je  nach  der  Art  der  Schulden.  Beziehen  sich 
diese  auf  Essen,  Trinken,  Kleider,  Kleinodien  und  die  Haus- 
haltung überhaupt,  so  ist  es  genügend,  wenn  die  Frau  mit 
Vorwissen  ihres  Mannes  ihre  freie  Zustimmung  ertheilt, 
und  für  denselben  Bezahlung  verspricht.  Für  andere  Schul- 
den des  Mannes  dagegen  muss  sich  die  Frau  zum  Behuf 
eines  gültigen  Versprechens  vorerst  mit  Wissen  und  Willen 
ihres  Ehemanns  und  zweier  ihrer  nächsten  Anverwandten 
von  dem  Bürgermeister  einen  besondern  Vogt  erbitten  und 
dann  mit  dessen  Zustimmung  ihr  Versprechen  leisten ,ss). 

Dasselbe  gilt  nun  wohl  auch , wenn  die  Frau  zu  Gun- 
sten dritter  Personen  versprechen  will.  Nur  soll  kein  arg- 
listiges Spiel  mit  diesen  Formen  getrieben  werden.  Der 
Rath  verfügte  daher  1527:  Wenn  eine  Frau  für  ihre  Kin- 
der, Freunde  und  Verwandte  Pfänder  bestelle  und  zulasse, 

191)  Öffnung  tob  SUfa  $.  15.  GericbUboeh  von  1553.  Th.  IV.  Bei 
dem  Bauernaufstand  von  1525  beschwerten  sich  die  Angehörigen  der  Herrschaft 
Greifensee  namentlich  auch  darUber , dass  man  an  diesem  alten  Rechte  nicht 
mehr  genau  halte» 

192)  Urtheil  von  1424.  MS.  140.  Abth.  f.  S.  77.  a. 

193)  Gerichtsbuch  von  1553.  Th.  IV, 
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dass  der  Rechtstrieb  vollfiihrt,  insbesondere  die  Vergantung 
derselben  vollzogen  werde,  und  erst  dann,  wenn  nun  die 
Pfänder  ausgetragen  werden  sollten , Einsprache  mache  und 
sich  darauf  berufe,  sie  habe  seiner  Zeit  keinen  besonders 
ertheilten  Vogt  gehabt,  so  solle  sie  damit  nicht  mehr  ge- 
hört werden, 

dann  gemelt  vnser  herrn  nitwöllent,  das  Niemand,  besonn- 

der  frürobd  vnnd  vnwissend  lütt  betrogen  sverdint ,94). 

23.  2.  Die  Güterverhältnisse  nach  Auflösung  der 

ehelichen  Vormundschaft. 

Die  eheliche  Vormundschaft  geht  unter  I.  durch  Tod 
des  Mannes,  II.  durch  Tod  der  Frau,  III.  durch  Siech- 
thuin  des  Mannes,  IV.  durch  Auffall  (Concurs)  desselben. 
Von  allen  diesen  Fällen  haben  wir  besonders  zu  sprechen. 

I.  Wenn  der  Ehemann  stirbt,  so  kann  die  Frau  ihr  Zu- 
gebrachtes herausfordern  und  hat  überdem  noch  gewisse  An- 
sprüche auf  die  Verlassenschaft.  Von  der  Herausgabe  des 
ersteren  war  schon  die  Rede,  mochte  es  nun  in  liegendem 
Gute  oder  in  Fahrhabc  (Heimsteuer  im  eigentlichen  Sinne) 
bestanden  haben.  Dazu  gehört  nun  aber  ferner,  was  an 
weiblichen  Kleidern  und  zerschnittenem  Tuche  (verschro- 
ten ge  wand)  sich  in  der  Verlasscnschaft  vorfindet,  zum 
Ersätze  für  dergleichen  Stücke,  welche  die  Frau  zwar  mit 
iu  die  Ehe  gebracht  hatte,  die  aber  doch  nicht  zu  den  wah- 
ren Heimstcuer  gerechnet  wurden  ,9S). 

Darüber  hinaus  fordert  nunmehr  die  Frau  die  ibr  ver- 
heissene  Morgen  gäbe,  deren  Grösse  sic  durch  ihren  weib- 
lichen Eid  im  Zweifel  nachweist,  ln  der  Grafschaft  Ky- 
burg  konnte  die  Morgengabe,  wenn  der  Mann  keine  ver- 
heissen  hatte , doch  im  Betrage  von  fünf  Pfund  gefordert 
werden.  So  allgemein  war  noch  zu  Anfang  des  sechszchnten 
Jahrhunderts  diese  Sitte  l%). 

Eigentümliche  Bestimmungen  finden  sich  darüber  in  dem 
Ziiricherstadtrechte.  Wenn  nämlich  die  Ehe  eine  beerbte 

194)  Schon  in  der  ersten  Recension  des  Gerichtsbuches  S.  24. 

195)  Kyburgergrsfachsfl  d.  /weiten  Recension. 

196)  G »••feehaftsrecht  II. 
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ist,  so  gehört  die  Morgengabc  nicht  der  überlebenden  Mutter 
sondern  ihren  Kindern  zu  Eigen  und  ihr  kommt  nur  der 
lebenslängliche  Genuss  daran  zu  197).  Bei  kinderloser  Ehe 
fallt  dagegen  allerdings  die  Morgengabe  der  Wittwe  zu  Ei- 
gen zu  l98).  Ueberlebt  der  Ehemann  seine  Frau , so  erwer- 
ben die  Kinder  aus  ihrer  Ehe  die  Morgengabc  zu  eigen  und 
der  Vater  zu  Lcibding.  Dann  verändert  sich  aber  auch 
das  gewöhnliche  Erbrecht  in  diesem  Falle.  Die  Kinder  wer- 
den nämlich  sonst  zunächst  von  ihrem  Vater  beerbt;  in  die 
Morgengabe  aber  succediren  dann  zuerst  die  noch  übrigen 
Geschwister  und  erst,  wenn  alle  fehlen,  kömmt  dieselbe  wie- 
der an  den  Vater  zurück ,99). 

Immer  aber  soll  in  der  Stadt  die  Morgengabc  vorzugs- 
weise mit  liegendem  Gute  ausgerichtet  werden  20°). 

Ferner  hat  die  Frau  nach  dem  Stadtrechtc  noch  das  so- 
genannte Eherecht  zu  beziehn.  Was  darunter  zu  ver- 
stehen sei , wird  in  den  altern  Quellen  nicht  näher  angege- 
ben. Es  findet  sich  aber  eine  Rathserkenntniss  von  1558  2<M) 
vor,  die  sorgfältig  angibt,  was  damals  damit  gemeint  sei, 
nämlich : 

Was  der  Frauwen  von  Ihrem  Mann  zum  Guothjahr  geben 
oder  sonst  geschenckt  worden , soll  Ihro  bleiben , dessglei- 
cben  vss  dess  Mannes  bahrem  gelt  ob  Etwass  da  were , Ein 
Ehrpfening , vnd  von  dem  Silbergschir  etwann  ein  Bächerlin 
darnach  desselben  verbanden.  Item  vss  dess  Manns  Klei- 
deren  ein  Kleid , nit  das  Best  noch  dass  Bost  samht  einem 
Sythengewehr  zngehören  und  verlangen : danne  uss  dein 
gineinen  Haussrath  solle  der  Frauwen  wyters  gefolgen:  das 
Bcth,  darinn  Sy  beide  gelegen  sind  und  der  Kasten, 


197)  Das  ist  jedenfalls  nickt  ursprüngliches  Recht.  Die  Öffnungen  weisen 
noch,  wie  der  Sachseti-  und  Schwabenspiegel,  die  Morgengabe  der  Wittwe  zu. 

198)  MS.  144.  S.  39.  b. 

199)  Rathserkenntniss  s.  d.  aber  verujullilicb  ans  dem  Anfang  des 
fünfzehn  len  Jahrhunderts  in  MS.  77.  S.  10.  a. , woraus  sich  zeigt,  dass  da- 
mals noch  dies  Recht  grossen  Zweifeln  ausgesetzt  war.  MS.  144.  S.  40.  a. 

200)  MS.  144.  S.  39.  b.  Diese  ganze  Darstellung  scheint  die  Veruiuthung 
Albrerht's,  (lewere  S.  261  , dass  der  Genuss  der  Morgengabe  wahrend  der 
Ehe  der  Frau  zukoinme , zu  widerlegen. 

201)  In  dein  Geriehtsbach  von  1620. 

BhinUchli  lUrhUgnchichte-  2S 
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Eiu  Tisch  mit  dem  gestühl ; Ein  nufgeriiste  Katschen  (?)  Ein 
Giessfass , Ein  Handtbecki , Ein  Brunnen  Kessi , Ein  Sessel 
sainmbt  einem  Rüssi  daruff,  Ein  BrodtKorb,  Ein  Keertzen- 
stock  oder  Hang  Liecht.  Inn  der  Kuchi  und  dem  gantzen 
Hanss  allenthalben  Ein  Gätzen,  Ein  Wasser  Kessel  oder 
Wassergelten,  Ein  Roost,  Ein  Hall,  Ein  Drcyfnoss,  Ein 
Saltzfass , Ein  Schüssel  Korb,  Schauflen  und  Täller;  auch 
von  Hälfen,  Kessi,  Pfannen,  Küpferin  Zinne  und  anderem 
Haussgeschirr  einem  Jeden  ettvan  ein  Stuck  oder  zwey.  So- 
danne  gehürdt  der  Frau  wen  fehrner  Etwass  Kernen  uJI  der 
Beilien,  Item  dass  Trinckfass  oder  etwass  Wyns  darauss 
und  soll  dass  ein  Eychin  Fass  sein ; Item  der  Ancken  Kübel 
und  Etwass  Holtz.  Und  soll  dass  alless  Ir,  nachdem  Hauss 
Rath  Haahundguoth  vorhanden,  und  durch  die  Wy- 
ber  Throuw  ald  Vortbeil  gebraucht  ist,  ussgestossen  und 
geordnet  werden:  Wellichet  in  den  n s s ric h t u nge n 
zuo  der  Aussrichteren  und  Ga  n d t in  e is  tere  n be- 
scheidenheit  gesetzt  wirdt.  Je  nach  gestallt  der 
Sachen. 

Diese  Aufzahlung  ist  nun  freilich  neu.  Sie  lehnte  sich 
aber  offenbar  an  die  bestehende  Sitte  an  und  das  Institut 
selbst  ist  jedenfalls  sehr  viel  älter.  Mit  der  Gerade  des 
Sachsenspiegels  möchte  ich  es  indessen  doch  nicht  in  Ver- 
bindung bringen,  wenn  sich  auch  eine  gewisse  Aehnlich- 
keit  nicht  verkennen  lässt,  insofern  Eherecht  und  Gerade  sich 
beide  auf  gewisse  Arten  von  Sachen  beziehen , welche  von 
der  übrigen  Fahrhabe  abgesondert  und  einer  eigenthümli- 
chen  Succession  unterworfen  werden.  Denn  es  scheint  doch 
die  eigentliche  Gerade  in  unsern  Gegenden  ebenso  wenig 
einheimisch  gewesen  zu  sein  als  sie  dem  Verfasser  des  Schwa- 
benspiegels offenbar  fremd  ist  *M). 

Die  Grösse  dieses  Eherechtes  hängt  von  dein  Umfange 
des  Hausrathes  ab  und  soll  im  billigen  Verhältnisse  zu  die- 
sem stehn.  Der  Hauptgedanke  scheint  der  zu  sein : Die 
Ehefrau  soll  nicht  durch  den  Tod  ihres  Mannes  auf  einmal 
den  ganzen  Iiausrath , mit  dem  sie  bisher  gewirthschaftet 


202)  Skcbtcotpi  r |tl  I.  24.  $ . 3.  S c h w * b rn  » p i e g e I 26.  Vgl. 
Eichhorn  Rechtsgc»clnchtt  $.  369.  Amn. 
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und  sich  vertraut  gemacht  hat,  verlieren,  sondern  eine  An- 
zahl Stücke,  deren  sie  ferner  ftir  ihren  Lebensunterhalt  und 
ihr  Hauswesen  bedarf,  davon  wegnehmen  dürfen. 

Als  Hauptstück  ist  wohl  von  jeher  das  Ehebett  anzuse- 
hen, welches  die  Frau  erhalt.  Es  findet  sich  dieses  öfters 
in  den  Öffnungen  erwähnt.  Namentlich  erhellt  aus  der  Öff- 
nung von  Stäfa  deutlich,  dass  die  Frau  ausser  der  Morgen- 
gabe und  Heimsteuer  auch  auf  ein  Bett  Anspruch  hat. 

Öffnung  von  Stäfa  j.  15.  Aber  schprechent  sy,  das 
nach  des  inanns  tod  niuipl  die  Frow  die  Erst  pettstatt  alder 
die  hinderst  weders  die  Frow  wil , die  sin  ist , vnd  da  sv 
vff  gelegen  sind , vnd  nimpt  Ir  heiinsliir. 

Endlich  finden  wir  nun  ziemlich  allgemein  ein  Hecht 
der  Frau  auf  einen  Dritthcil  der  übrigen  Fahrhabe  des 
Mannes  anerkannt.  Es  steht  ihr  frei,  diesen  zu  nehmen  oder 
auszuschlagen.  Im  erstem  Falle  hat  sie  aber  auch  einen 
Drittheil  der  Schulden  zu  bezahlen,  da  diese  auf  die  Fahr- 
habe zunächst  angewiesen  sind. 

Öffnung  von  Stäfa  5.  li:  Wer  aber  das  ein  man  ab- 
gatt vor  derFrowen,  so  ist  dcrFrowen  gefallen  ein  drit- 
teil  als  sins  farentz  gutt,  vnd  Ir  verschrotten  gewand, 
Sy  sol  aber  dabv  gelten  den  dritteil  aller  siner  schuld. 
Doch  hat  sy  dar  Inn  die  tval , sölichen  dritteil  also  zuo  ne- 
inen  oder  nit. 

Ebenso  in  den  Hofrechten  von  Binzikon  von  1435, 
Dürnten  von  1480  und  Bubikon  von  1483. 

Nach  der  zweiten  Recension  des  Kyburgcrgraf- 
schaftsrechtes  erbt  sie  wieder 

» den  dryttentcyl  In  allen  des  mans  verlasnen  varenden  hab", 
muss  aber  darum  nicht  den  dritten  Theil  aller  Schulden , son- 
dern nur  »den  dritten  teyl  lidlors,  So  In  Iarsfryst  ver- 
dient ist“  bezahlen. 

Nach  dem  Hofrechte  von  Brütten  haftet  sie  überall 
nicht  für  die  Schulden  und  erhält  doch  den  Dritthcil  der 
Fahrhabe.  Ferner  wird  das  Recht  der  Frau  noch  ausge- 
dehnter bei  kinderloser  als  bei  beerbter  Ehe. 

Ists  das  Inenn  kind  wordent  hy  einannderen  , Stirpt  Iren 
da  der  mann  ab,  vnnd  wil  sy  den  by  den  kinndenn  nit  syn. 
So  nimpt  sy  denn  drittentheyl  Inn  varennder  hab.  Onn  alle 
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geltschuld203),  vnnd  wellchen  weg  sy  will,  darann  Sol  sy 
niemenn  sumen  noch  Iren«.  Wer  aber  das  sy  by  den  kinn- 
dcn  sin  will , so  sonnd  sy  sy  nit  vsstoscnn  nach  vertbrvben 
alle  die  wyl,  So  sy  by  Innenn  syn  will.  Wer  aber  — das 
Ir  der  man  abgieng  Onn  lyb  Erbenn,  hatt  er  eigen  oder 
Eerbguot , das  soll  sy  nicssen  ze  ennd  Ir  wyl. 

Das  Stadtrecht  von  Zürich  gestattet  wieder  der  Wittwe, 
ebenso  wie  nunmehr  auch  das  B'ii lacherstadtrecht  von 
14S3,  das  Stadtrecht  von  Regensberg  von  1501  und 
das  Winterthurcrstatut  von  152620i),  einen  Drittheil 
der  Fahrhabe,  überbindet  ihr  dann  aber  auch  einen  Drittheil 
der  Schulden205).  lieber  die  letztere  Verpflichtung  spricht 
sich  genauer  aus  das  Gcrichtsbuch  vom  Jahr  1553: 

Als  dann  bisshar  der  Statt  bruch  gewessen  vnd  nach  ist, 
So  vnnd  wenn  ein  Eefraw  vinb  Ir  Ecrecht  vnnd  zuobracht 
guot  vssgericht  vnnd  dartzuo  an  einen  drittentheyl  dess  guots 
anstadt,  Das  sy  ouch  den  drittentheil  der  schulden  zuo  be- 
zallen  pflichtig  ist,  liabent  wir  vnns  orkhenndt  vnnd  erjü- 
theret,  ob  man  by  gmeiner  Erbschafl't  by  hüssern  oder  ann- 
dern  liggenuden  gütlern  schuldig  were , Das  dann  ein  Fraw 
an  söllichen  vsslennden  schulden  solle  heißen  bezallen , vnd 
vssrichten  lr  anzal  dess  drittentheils,  Inmassen  wie  an  aun- 
der  Louflcnden  schulden  , Dessglych  so  vnnd  wann  man  by 
liggennden  gutem  Inn  die  Erbschafl't  schuldig  were,  Daran 
soll  ein  Frow  Iren  gebiirenden  drittentheyl  ouch  habenn. 
Die  Schuldforderungcn  gehörten  somit  auch  zu  der  Fahr- 
habe, woran  der  Wittwe  ein  Drittheil  zukam,  und  zwar 
selbst  dann , wenn  dieselben  auf  Häuser  oder  andere  Grund- 
stücke versichert  waren.  Hier  zeigt  sich  nun  eben  der  Un- 
terschied zwischen  eigentlichen  von  Seite  des  Gläubigers 
nicht  aufkiindbaren  Gülten 20S)  und  hypothesirtcu  Forderim- 

203)  Ebenso  war  es  im  freien  Amte  Tor  1535,  too  wo  en  die  Frauen 
daselbst,  um  sie  denen  im  Mnschwanderarote  gleichzustellen , nun  auch  einen 
Drittheil  der  Schulden  bezahlen  müssen.  K n o na  u e r am  ts  r e c b t Art.  51- 
bei  Pestalutz  Zilrch.  Statute.  Bd.  I.  S.  240. 

204)  Art.  3. 

205)  Ba  th  s e r k r n n tni  s s Ton  1446.  in  MS.  144.  S.  40.  a. 

206)  Die  Verordnung  »on  14t0.  oben  wurde  ebenfalls  mit  Rücksicht  auf 
den  Drittheil  der  Ehefrau  erlassen,  indem  schon  damals  Zweifel  waren,  ob 
alle  GUIten  zn  dem  liegenden  Colo  oder  der  Fahrliabe  zu  zahlen  seien. 
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gen  deutlich.  Die  erstcren  gehören,  als  liegendes  Gut,  überall 
nicht  hichcr.  Und  cs  kann  die  Frau  weder  einen  Antheil 
an  den  Gülten  fordern,  noch  haftet  sic  für  dieselben  mit. 
Wohl  aber  bekommt  sie  von  den  Schuldbriefen  wieder 
einen  Dritthcil.  Je  gewöhnlicher  cs  nun  aber  wurde,  einen 
bedeutenden  Theii  des  Vermögens,  statt  iura  Ankäufe  von 
Gülten , zur  Errichtung  von  Schuldbriefen  zu  verwenden 
und  je  mehr  auch  diese  den  Charakter  eines  dauernden  Schuld- 
verhaltnisses  annahmen , desto  grösseres  Bedenken  musste 
man  haben , sie  alle  zur  Fahrhabe  zu  rechnen  und  der  Wittwe 
einen  Drittheil  daran  zu  gönnen.  Schon  im  Jahr  1582 J07) 
wurde  daher  ein  Unterschied  gemacht  zwischen  den  wäh- 
rend sechs  Jahren  nicht  ablösbaren  Schuldbriefen  und  den 
auf  drei  Jahre  oder  noch  kürzere  Zeit  gestellten.  Die  Letz- 
tem sollteu  wie  früher  noch  zur  Fahrhabc  gerechnet,  die 
erstem  aber  als  liegendes  Gut  augescheu  und  der  Wittwe 
kein  Theii  daran  verstattet  werden. 

II.  Wird  die  Ehe  durch  den  Tod  der  Frau  aufgelöst, 
so  scheint  noch  immer  das  gemeine  Recht  der  Landschaft 
dem  überlebenden  Ehegatten  die  ga  nze  Fahrhabe  der 
Frau  zuzusprechen.  Nach  einigen  Statuten  von  umfassen- 
der Geltung  behält  er  auch  das  liegende  Gut  zu  Leib- 
ding. 

Öffnung  von  Stäfa  s.  d.  §.  15.  Und  wer  das  ein  Frow 
abgieng  vor  Ir  mann,  was  farentz  giitt  ein  Frow  hält,  wie 
Fs  sv  aiikouieu  ist , das  sy  eins  manns  eigen , vnd  das  ligend 
giill  fallen  an  Ir  Erhen. 

Öffnung  von  Binzikon  von  1-155.  — stirbt  sy  vor 
dem  man  ah  , So  erbt  der  man  von  Iro  alles  varent  guot. 

Ebenso  Öffnung  von  Diirntcn  von  1180. 

Öffnung  von  üryfenlierg  von  1475:  vnd  oh  ouch  ein 
man  sin  Eofrowon  üherleptc,  So  ist  alles  Ir  varent  guot  sin 
eigen  vnd  was  zy  ligend  gnott  hat,  Ist  sin  lipting. 

Hausrodel  vou  Buhikon  von  1185:  V\  enn  einein  man 
Ein  frow  zuo  der  heilgen  Ee  geben  wirt,  vnndlm  also  zuo 
hus  kombl , So  sol  dem  man  — [ihr]  guot,  o«  sige  ligend 
oder  varend  guot  verfallen  sm,  vnd  also  das  der  man  das 

207)  R a l 1,  i verord  u a a $ im  Useichlsbuch  von  1620. 
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varcnt  guot  mag  nutzen  vnd  damit  thtiou  als  sineui  eignen 
guot , vnd  das  ligend  gnot  er  hiss  ze  ent  siner  wyl  vnd  lep- 
tag,  was  nutzes  davon  fallet,  nutzen  mag,  vnd  das  ligent 
guot  nach  sinem  abgaug  vallen  sol  wie  hieoach  gcschribeu 
«tat. 

Kyburgergrafschaftsrecht  11.  Wo  och  ein  mann 
In  der  gral'schallt  gesässen  ein  wyb  zuo  der  Ee  nimpt,  vnd 
dann  die  frow  vor  Irem  man  todcs  abgät,  so  ist  solich  ob- 
gcnanler  frowcn  verschrotten  gewand  vnd  ander  Ir  varend 
guot  des  mans  eigen  guot,  sy  habindt  kiud  bi  einandern 
oder  nit,  das  ander  Ir  guot  vnd  heimstür  es  sy  wenig  oder 
vil , das  ist  des  mans  libding , dwilerlebt,  vnd  ist  den  hin- 
den  nach  ander  der  frowen  friind  nütz  daruon  schuldig , er 
wolle  dann  gern  , vnd  mag  ein  mann  solich  libding  sins  wybs 
guot,  ob  er  sonst  niit  hettc  vnd  Im  libs  uoltat  angrifen,  ob 
Inn  die  zinss  daruon  nit  betragen  möchten , allweg  vmb 
fiinff  Schilling,  «o  diel;  sin  notturift  das  erheischt,  als  das 
och  von  altem  harhoinen  vnd  gebracht  ist , vnd  ob  dar  Inn 
einich  gefard  vnderstanden  wurde,  sol  ein  herr  von  kyburg 
gwall  haben  dieselben  geferd  vnd  missbruch  abstellen.  Vnd 
wenn  dann  der  man  och  todes  abgangen  ist,  wasguots,  es 
sye  zins  giilt  oder  anders  von  der  frowen  noch  da  verban- 
den ist,  das  sol  dann  wideruinb  fallen  an  der  abgangen  fra- 
wen  rechten  vnd  nächsten  friind. 

Stadtrecht  von  Regensberg  von  150t.  Ist  aber 
das  ein  wib  abgat  dii  kind  bat  vnd  wyl  sich  denn  ein  man 
enndern , vnd  wyl  von  sinen  l.inden , so  sol  den  binden 
werden  Ir  muotter  guott.  Wyl  aber  der  valter  pliben  by 
sinen  kindeu , so  sol  er  der  muotter  guott  ni essen  zuo 
ennd  siner  wyl  vnd  sol  den  binden  den  sin  ein  ver- 
fanngen  guott. 

In  dem  Ziiricherstadtrcchte  sind  die  Ansprüche 
des  Ehemanns  auf  die  Vcrlassenschaft  der  Frau  wieder  auf 
die  Fahrhabe  beschrankt.  Die  altern  Quellen  erwähnen  zwar 
nur  des  Falles,  wo  ein  Maun  eine  Willwe  heirathet,  aber 
was  für  diese  gilt,  darf  wohl  ohne  grosses  Bedenken,  zu- 
mal wenn  es  mit  dein  ausserhalb  der  Stadt  gellenden  Rechte 
wesentlich  Ubercinstimmt,  auch  auf  die  Frau  bezöget»  wer- 
den, welche  zum  ersten  Male  in  die  Ehe  trat.  In  jenem 
Falle  nämlich  sollen  dem  überlebenden  Manne: 
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Ir  der  froweu  eile  verlassene  kleyder,  kleyuoler,  v a- 
r eu  de  hab  vnnd  bar  gellt  zuo  eygen  verfolgen,  vnnd 
das  überig  der  frowen  guot  Ireu  Eerbcn  verlanugen  vnnd 
werden  ws).  . 

Indessen  ist  jene  Annahme  doch  nur  für  das  ältere  Hecht 
zulässig.  Denn  schon  um  die  Mitte  des  sechszehnten  Jahr* 
hunderts  war  das  Recht  des  überlebenden  Ehemannes  sehr 
viel  mehr  beschränkt.  Nach  der  Verordnung  von  1558  *°9) 
nämlich,  welche  iiberdem  erklärt,  bloss  das  bestehende 
Recht  auszusprechen,  uud  jene  auf  die  Wittwc  bezügliche 
Satzung  nicht  verändern  zu  wollen,  hat  derselbe  nur  die 
Kleider,  Kleinodien,  baares  Geld,  nicht  aber  die  übrige 
Fahrhabe  zurück  zu  bcbalteu.  Alles  andere  liegende  uud 
fahrende  Gut  hat  er  den  Erben  aushin  zu  geben.  Und  nur 
wenn  gemeinschaftliche  Kinder  vorhanden  sind,  kanu  er  das 
Muttergut  nutzen,  bis  diese  zu  ihren  Tagen  kommen  oder 
sich  verheirathen,  was  sich  ohnehin  aus  seiner  väterlichen 
Vormundschaft  von  selbst  ergibt.  , 

Je  weniger  aber  das  gellende  Hecht  für  den  Manu 
sorgte,  desto  gewöhnlicher  war  es,  sich  durch  Gedinge 
und  Gcmächdc  zum  voraus  zu  sichern.  Und  cs  sind  daher 
auch  in  jener  Verordnung  diese  ausdrücklich  Vorbehalten. 

III.  Wer  von  unheilbarem  Siechthum  befallen  war,  der 
galt  in  manchen  Verhältnissen  eher  für  todt  als  für  lebend. 
Nach  dem  Sachsenspiegel  behielt  er  zwar  sein  Vermögen, 
wurde  aber  unfähig,  neues  Erbe  oder  Lehen  zu  empfan- 
gen Jl°).  Ungeachtet  die  betreffende  Stelle  nicht  in  den 
Schwabenspiegcl  übergegangen  ist , so  darf  man  daraus 
doch  nicht  schliesscn,  dass  dieses  Hecht  im  Süden  Deutsch- 
lands nicht  gegolten  habe.  Noch  im  fünfzehnten  Jahrhun- 
dert finden  sich  bei  uns  Spuren  davon.  Der  Rath  holte 
nämlich  über  diese  Frage  ein  Rcchtsgutaebtcn  ein,  dessen 
genaue  Mittheilung 2")  nicht  uninteressant  ist. 

208,'  MS.  144.  S.  42.  a. 

209)  Im  Gerichtsboche  von  1620. 

210)  Sachseospiegcl  I.  4.  „De  ineaelseke  inan  ne  vntveit  weder  len 
noch  erue.  Heuet  het  aver  vnhangen  er  der  s'ükc  , he  behalt  it  vnde  erfl 
il  als  ein  ander  man." 

211)  Es  findet  sich  auch  bei  MUH  er  Geschichte  der  Eidgenossenschaft. 
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Dem  wisen  fürsichtigen  dem  Bürgermeister  7.e  znrich. 
IMin  willigen  dienst  /.e  vor , lieber  her  Bürgermeister , ich 
bin  gefraget,  ob  ein  vssetzel  erben  möge  nach  dem  Rech- 
ten. da  sprich  ich  nach  dem  Rechten,  das  Keinen  vssetzel 
sin  siechtage  von  erb  verscholted  vnd  ßesunder  von  erb 
dar.  ml  ist  Lechen , war  vinb  soll  ein  Alentsch  an  schuld 
mit  /.wein  Rueten  geslagen  werden  wider  das  Recht,  dis 
schrillen  tuon  ich  üch , ob  es  /.c  schulden  käme , in  iiwrr 
Statt , das  Ir  dann  das  Recht  onch  wissetind , wie  wol  ir 
iiwer  Statt  gewonheit  vollenklich  wissen!  von  gottes  gna- 
den. got  sve  mit  üch. 

Meister  hans  hagedorn  Juriste  7.c 
Costent7.  üwer  diener  JIJ). 

Und  später,  im  Jahr  1460,  erkannte  noch  der  Rath  zu 
Recht : 

Wenn  ein  man  Suudersiech  wirtt,  hat  er  denn  ein  dich 
wip , das  man  denn  dieselben  siner  elichen  wirttin  I r 
heimstür,  ir  morgen  gab,  Ir  crecht  vnd  dritten- 
leib,  ob  sy  darzuo  stau  wil,  vssrichtten  sol  ze  gli- 
clier  wise  als  ob  der  man  von  todes  wegen  ab- 
gangen wert. 

IV.  Die  Vormundschaft  des  Ehemanns  hörte  endlich  auf, 
wenn  derselbe  zum  Auffall,  Concurs,  getrieben  wurde. 
Auch  dannzumal  kann  die  Frau  ihr  Zugebrachtes,  Mor- 
gengabe und  Eherecht  verlangen,  gleich  als  wenn  der  IVLann 
gestorben  wäre.  Dass  in  diesem  Falle  das  Ehcrecht  nicht 
so  reichlich  gemessen  werden  durfte,  wie  bei  einer  sol- 
venten Erbschaft,  verstellt  sich  von  selbst.  F.s  mochte 
dann  der  Bezug  des  Ehebettes  gewöhnlich  genügt  haben. 
Aber  immerhin  erhielt  doch  die  Frau  unter  der  Form  des 
Eherechls  einige  Stücke,  die  vorher  zum  Vermögen  des 
Mannes  gehört  hatten.  Eben  so  fällt  natürlich  hier  der 
Drittheil  weg,  indem  dieser  der  Frau  statt  Vortheil  Scha- 
den brächte.  Das  sogenannte  Privilegium  des  Weibergutes 
im  Concursc  des  .Manns  stellt  sich  somit  ursprünglich  ledig- 


Ud.  III.  S.  530 , aber  wie  e>  scheint,  aus  einer  »«hi*  lehlerli.tHen  Abschrift 

gedruckt. 

212)  MS.  140.  Ahth.  I.  S.  $4.  b. 
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lieh  dar  als  Beerbung  desselben  durch  die  Frau  und  cs 
hat  gar  nichts  auffallendes,  dass  die  Forderung  auf  Wei- 
bergut allen  Schuldforderungen  vorgeht,  iudeni  dieses  ja 
auch  ganz  ebenso  der  Fall  war,  wenn  der  Mann  starb 
und  die  Wittwe  ihr  Vermögen  begehrte.  Eben  desshalb 
war  es  auch  ursprünglich  kein  Privilegium,  sondern  blosse 
Folge  der  Rechtsansicht,  dass  der  fallite  Mann  mit  Bezug 
auf  die  eheliche  Vormundschaft  und  die  Giiterverbältnissc 
der  Ehegatten  gleich  einem  Verstorbenen  zu  behandeln  sei. 

Rathserkenntniss  von  1489.  Wir  u.  s.  f.  — haben 
uns  erkennth:  — Ob  ein  vffal  vff  eines  Manns  guol  by 
sinem  Lcbenn  beschicht,  das  dann  sin  Ecfrow  ob  sy  das 
begert  vor  allen  gelten  vinb  Ir  /.uobracht  guot,  Mor- 
gengab vnnd  Eerecht  vssgcricht  werden  stille  Inn  aller- 
mass  als  ob  der  Man  gestorben  were. 

Die  bestrittene  Frage,  ob  durch  den  Concurs  des  Man- 
nes dieser  auch  seine  eheliche  Nutzniessung  verliere  oder 
nicht,  welche  vor  Kurzem  bei  gerichtlichen  Verhandlungen 
zur  Sprache  kam213),  und  welche  bekanntlich  auch  in 
Sachsen  , wo  ein  ähnliches  Güterrecht  gilt , zu  den  vielfach 
bestrittenen  gehört,  müsste  nach  jener  altern  Auffassung 
entschieden  bejaht  werden.  Es  sprechen  dafür  aber  ausser 
dieser  historischen  Gestaltung  des  Concursrechtes , noch 
besonders  folgende  Gründe.  Die  eheliche  Nutzniessung  ist 
blosse  Folge  der  ehelichen  Vormundschaft  und  der  aus- 
schliesslichen Verwaltung  des  Mannes.  Hören  diese  auT, 
worüber  kein  Zweifel  sein  kann,  so  kann  auch  jene  nicht 
fortdauern.  Ferner  ist  das  eheliche  Vcrhältniss  ein  so 
höchstpersönliches,  dass  den  fremden,  dritten  Creditorcn , 
welche  zu  der  Frau  weder  in  einer  familienartigen  noch 
selbst  nur  in  einer  obligatorischen  Beziehung  stehen,  un- 
möglich verstattet  werden  darf,  sich  an  der  Stelle  des 
Mannes  in  die  Verwaltung  des  weiblichen  Vermögens,  wel- 
ches die  Frau  gerade  im  Goucursc  gerettet  und  den  An- 
sprachen der  Gläubiger  entzogen  hat,  cinzudrängcii.  Die 
Frage  ist  übrigens  nur  da  von  praktischen  Folgen,  wo  die 

*lj)  M u n .1 1 s c ii  r u n » k für  zitrcberitcbt  Aeclil» |« liege  Lei.  i.  6. 


Digitized  by  Google 


442  §.23.  D.  Gülervcrhällnissc  nach  Auflösung  d.ehel.  Vormundsch. 

Frau  so  reich  ist,  dass  sie  aus  ihrem  allfälligeu  Erwerbe 
und  den  Zinsen  ihres  Vermögens  standesgemäss  samiut  ihren 
Kindern  und  Haushaltung  leben  kann  und  darüber  hiuaus 
noch  etwas  vorschiesst.  Denn  es  versteht  sich  doch  wohl 
von  selbst,  dass  die  Gläubiger,  nicht  weniger  als  der 
Mann  verpflichtet  wären,  zunächst  für  die  Unterhaltung 
der  Frau  zu  sorgen,  wenn  sie  ihr  Vermögen  gemessen 
wollten.  Eine  solche  Sorge  derselben  wäre  aber  eben 
etwas  Unnatürliches  und  eine  praktische  Sonderbarkeit,  die 
mit  einer  Menge  von  Ucbelständen  begleitet  wäre. 

S.  21.  Zusammen  t heil ung. 

Das  Institut  der  Z usam  m en  theilun g , oder  wie  sie 
auch  genannt  wird,  Theil-  und  Gemeinsame,  Zusatn- 
menstoss  oder  Genieinder  Schaft,  reicht  seiner  Entste- 
hung nach  in  ein  sehr  hohes  Alter  herauf Jl4).  Wie  das- 
selbe gegenwärtig  noch  in  der  Kegel  nur  unter  Geschwistern 
vorkommt,  so  war  cs  offenbar  ursprünglich  mit  Rücksicht 
auf  das  Vcrhältniss  dieser  entstanden.  Wenn  nämlich  ein 
Vater  starb  und  mehrere  unausgerichtete  Kinder,  insbeson- 
dere Söhne,  als  Erben  hintcrliess,  so  fiel  sein  Erbe  oder 
Eigen , das  bisher  unter  seiner  alleinigen  Gcwere  gestan- 
den , aber  doch  die  ganze  Familie  ernährt  hatte,  jenen  zu, 
und  es  stand  ihnen  nun  frei,  die  Verlassenschaft  zu  theilen. 
In  vielen  Fällen  aber  und  aus  verschiedenen  Gründen  musste 
cs  für  die  Geschwister  vorteilhafter  oder  ihnen  sonst  be- 
quemer sein,  beisammen  zu  bleiben  und  das  Gütergewerbe 
auf  gemeinsame  Rechnung  fort  zu  bewirthen.  Es  konnte 
auch  nur  ein  Theil  der  Geschwister  die  Gemeinschaft  l'ort- 
setzcn  wollen,  wahrend  andere  Glieder  der  Familie  ausge- 
kauft werden  mussten. 

In  solchen  Verhältnissen  gingen  die  erstem  eben  eine 
Zusammentheilung  ein.  Die  ganze  unvertbeilte  Verlassen- 
schaft wurde  dann  als  Eine  Masse  betrachtet,  welche  den 

214)  Br  sei  er  Erbt  ertrage  I.  S.  92.  ftlbrt  eine  einzelne  Urkunde  Tom 
Jahr  1315  *n , worin  eine  solche  Zusammentheilung  zweier  Geschwister  deut- 
lich tu  erkennen  ist. 
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Geschwistern  zusammen  gehöre.  Es  zeigt  sich  das  schon 
aus  ihren  Verhältnissen  gegenüber  dem  Grundherrn.  Dieser 
hatte  nämlich  sonst  von  jedem  hörigen  Mann  oder  Frau, 
welche  eine  Verlassenschaft  hinterliessen , das  Besthaupt  zu 
fordern.  Lebten  nun  aber  Geschwister  in  der  Zusainmen- 
theilung,  und  starb  eines  derselben,  so  hatte  der  Herr 
nur  dann  das  Besthaupt  zu  fordern , wenn  das  älteste  Glied 
gestorben  war,  nicht  aber  auch  wenn  ein  jüngeres  abge- 
gangen war.  Jenes  repräsenlirte  somit  ihm  gegenüber  die 
ganze  Familie  und  ihr  Vermögen;  daher  trat  denn  auch, 
so  lange  die  Gemeinschaft  dauerte,  nach  des  ältesten  Tode, 
der  Zweitälteste  an  seine  Stelle,  und  auch  von  diesem  be- 
zog der  Herr  wieder  das  Bestbaupt,  wenn  er  starb,  bis 
berab  auf  den  jüngsten. 

Zweite  Öffnung  von  Engelberg.  Wenne  och  me 
sün  denne  eine  bi  enander  sint,  vnd  da  der  eitest  stir- 
bet,  so  sol  aber  dem  gotzhus  das  best  houbt  ze  valle  wer- 
den. sturbi  aber  der  iunger,  so  wirt  dem  gotzhus  einhein 
val , ist  das  si  nüt  von  enander  geteilt  hant. 

G ra  fsc  h a f t s r ec  b t von  Kyburg  I.  5.  25.  vgl.  g.  26. 
Ist  aber  uter  denn  ein  man  in  einem  hus,  die  teil  vnd 
gemein  mit  ein  andern  hand,  die  von  todes  wegen 
abgand , so  sol  doch  nur  der  eitest  geuallet  werden , wenn 
der  ahgät  vnd  daz  ye  von  dein  ehesten  an  den  andern 
ellesten  giin. 

Öffnung  von  Biuzikoii  von  1135.  Wo  ouch  vier 
gebrueder  sind  oder  annder,  die  tcyl  vnd  giueinsame n t 
hand,  als  vyl  dero  Ist,  stirbt  da  je  der  eilest  vnnder  Inen 
ab,  deun  hat  ein  herr  ze  gfueningen  zc  vallen.  Ist  aber 
daz  die  jungen  vor  dem  alten  absterbend,  als  vyl  der  Ist, 
So  sol  sy  der  herr  nit  vallen,  alle  die  wyle  der  eitest  lebet , 
di  wyle  sy  teil  vnd  gineiu  mit  einandern  hand. 

Diese  Gemeinschaft  darf  nicht  als  eine  fortgesetzte  Gü- 
tergemeinschaft der  Ehegatten  angesehen  werden,  indem 
sie  sich  ohue  alle  Rücksicht  auf  die  letztere  und  zu  einer 
Zeit  schon  ausbildetc,  wo  man  bei  uns  wenigstens  von 
Gütergemeinschaft  der  Ehegatten  noch  nichts  wusste.  Viel- 
mehr hat  sich  erst  von  da  aus  das  Institut  auch  auf  andere 
Verhältnisse,  und  so  das  der  Ehegatten  selbst  ausgedehnt, 
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und  cs  ist  auch  diesen  eine  Zusammentheilung  verstattet 
worden,  wie  den  Geschwistern.  Die  Fälle,  wo  Geschwister 
eine  Zusammentheilung  eingingen,  blieben  aber  fortwährend 
die  häufigem,  und  so  kam  es,  dass  sich  diese  Zusarainen- 
theilungen  auch  in  den  Gegenden  erhielten,  wo  die  eheliche 
Gütergemeinschaft  nie  recht  durchzudringen  vermochte. 

Die  Zusammentheilung  wurde  eingegangen  durch  Ver- 
trag der  Theilnehmer.  Bezog  sie  sich  nur  auf  die  fahrende 
Habe,  so  genügte  dieser,  wenigstens  nach  den  Statuten, 
welche  es  Jedem  frei  stellen , über  seine  Fahrhabe  auch 
auf  den  Todesfall  hin  nach  Belieben  zu  verfügen.  Betraf 
sie  dagegen  auch  liegendes  Gut,  so  war  jedenfalls  noch 
die  Eröffnung  des  Vertrages  vor  Gericht  und  Bestätigung 
durch  dasselbe  erforderlich.  In  Zürich  behielt  sich  der 
Rath  die  Genehmigung  vor,  gleich  wie  für  die  Gemächde 2,i). 

Öffnung  von  Stäfa  s.  d.  §.  12.  Aber  sprechen  sy , 
wer  da  begert  eins  zuosameustoss  ze  tuond , der  mag 
gan  zuo  einem  Amman  oder  zuo  einem  vogt,  wo  die  Li- 
genden  güter  hin  gehören,  vnd  vmb  das  varend  mögen 
sy  das  wol  tuon , wo  sy  wellen  oder  vnnder  welichein  Rich- 
ter sy  wellen , vnd  sol  Inen  das  uicman  weren. 

Öffnung  von  Altorf  von  1439.  Si  sprechent  och, 
daz  ein  jeklicher  hofmann  hin  gehen  vnd  verschaffen  mug 
daz  varend  guol.  Aber  die  ligenden  gueter  sol  noch  mag 
nieiuan  hingehen  denn  in  den  Jargerichten.  vnd  mag  och 
vmb  die  ligenden  gneter  nieinan  ein  zemenstoss  noch  ge- 
meinschaft  Volbringen  denn  in  den  vorgeseiten  Jargerichten. 

Öffnung  von  Dürnten  von  1480.  Wir  mögend  ouch 
cinaunder  über  vnnser  ligend  vnd  varent  »not  ze 
getheilit  vnd  ze  gemeindern  neuen  vnd  zernen 
s tos  se  u , Es  sygend  in  an,  frowen,  Jungald  alt,  wer 
die  sind,  vnd  sol  daz  offennlich  vor  gericht  heschc- 
chen,  als  recht  ist,  wo  daz  Ist,  do  man  die  vögt  vou  grue- 
ningeu  by  haben  mag. 

Ueber  das  Rechts verliältuiss  der  Geuieinder  während 
der  Gemeinschaft  sprechen  sich  unsere  Quellen  nicht  mit 
der  vviiusclibaren  Bestimmtheit  aus.  Es  lässt  sich  aber 


.'lj,  MS.  HO.  iülh.  II.  S.  21.  i.  Erk.  t.  J.  Ut>.\ 
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doch  aus  ihren  Angaben  über  die  Ansprüche  bei  der  Auf- 
lösung der  Zusammentheilung,  sowie  aus  der  allgemeinen 
Richtung  des  deutschen  Rechts  manches  folgern.  Was  die 
Gemeinder  zusammen  gebracht  haben , gehört  nunmehr  ihnen 
allein  gemeinschaftlich ; ebenso  was  in  der  Folge  erworben 
wird.  Ob  nun  aber  dieses  Verhältniss  mehr  im  Sinne  einer 
römischen  societas  omnium  bonorum  oder  im  Geiste  des 
deutschen  Gesammteigenthums  zu  beurtheilen  sei,  darüber 
kann  man  zweifeln.  Doch  verdient  die  letztere  Ansicht 
den  Vorzug.  Denn  es  ist  ein  durchaus  charakteristisches 
Merkmal  der  römischen  societas,  dass  jeder  Gesellschafter 
beliebig  Trennung  und  Auseinandersetzung  fordern  darf. 
Das  kann  nun  aber  bei  der  Zusammentheilung  gewiss  nicht 
geschehen,  indem  es  der  deutschen  Ansicht  über  Wirksam- 
keit von  Verträgen  entschieden  widerspräche,  wenn  dem 
einen  oder  andern  Theile  völlig  freier  Rücktritt  gestattet 
wurde.  Es  wird  vielmehr  das  Verhältniss  der  Gemeinder 
als  ein  dauerndes  Familienvcrhältniss  betrachtet,  das  ge- 
wöhnlich sogar  dann  fortdauert,  wenn  einzelne  Glieder  ab- 
sterben, was  hinwieder  bei  der  römischen  Gesellschaft  sich 
ganz  anders  stellt.  Es  kann  daher  in  der  Regel  — die 
einzelnen  Verträge  selbst  können  natürlich  modiheirende 
Ausnahmen  begründen  — die  Gemeinschaft  nur  wieder 
durch  einen  Auflösungsvertrag  aller  Betheiligten  getrennt 
und  Theilung  angeordnet  werden;  oder  aber  sie  wird  da- 
durch aufgelöst,  dass  in  dem  Familienzustand  eines  Gliedes 
eine  solche  Veränderung  vor  sich  geht,  dass  dieselbe  stö- 
rend in  die  persönliche  Verbindung  der  Gemeinder  eingreifen 
müsste,  wie  insbesondere  die  Vcrheirathung  eines  Glie- 
des 2l6).  Indessen  konnte  möglicher  Weise  doch  auch  im 
letztem  Falle  die  Gemeinschaft  noch  fortdauern. 

Die  einzelnen  Gemeinder  hatten  alle  gleiche  Rechte  an 
dem  gemeinsamen  Vermögen,  in  der  Verwaltung  desselben 
aber  standen  sie  kaum  gleich.  Die  ganze  Schwierigkeit 

216)  Vgl.  die  Oflnnng  von  Wiesendangen  von  1473  V.  12.  „Item 
*1*  vil  geswystergit  von  Brüdern  In  ainem  huai  ist,  So  sol  der  eitest  — den 
val  richten,  welher  och  sust  aiu  wyb  nymp»,  der  sol  och  den  ml  richten.” 
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eines  gemeinsamen  Eigentbums  mehrerer,  welches  das  deut- 
sche Recht  zuliess,  bestand  immer  in  der  Verwaltung.  Hier 
konnte  nun  der  mögliche  Conflikt  nicht  dadurch  gehoben 
werden,  dass  einem  — wie  in  der  Ehe  dem  Manne  — 
die  Vormundschaft  zustand  über  seine  Geschwister;  und 
doch  war  eine  Einheit  der  Verwaltung  und  Repräsentation 
des  Ganzen  nach  Aussen  hin  nothwendig.  Es  mochte  da- 
her regelmässig  durch  Vertrag  bestimmt  werden,  wem 
diese  zukomme,  oder  aber,  was  bei  den  Geschwistern  nach 
den  obigen  Stellen  wahrscheinlich  wird,  der  älteste  Sohn 
mochte  als  Haupt  der  Genossenschaft  gelten  s'7). 

So  lange  nun  die  Gemeinschaft  bestand,  so  wurde  der 
absterbendc  Gemcindcr  von  seinen  Genossen  geerbt,  und 
cs  war  jedes  Erbrecht  dritter  Personen  ausgeschlossen.  Es 
fiel  eben  nur  einer  der  mehreren  Gesammteigenthümer  weg 
und  das  gemeinsame  Gut  blieb  den  zurückblcibcnden. 

Öffnung  von  Binzikon  vom  Jahr  1435.  Es  ist  onch 
der  dingstatt  Recht , Es  syen  man  frowen , knaben  vond 
töchtern , jung  oder  alt,  wer  die  sind,  die  teyl  vnd  ge- 
meinsamend hand,  das  die  sollend  vnd  mögend  Einander 
erben. 

Öffnung  von  Diirnten  von  Ü80  ebenso. 

Aeltestes  Gr a fs c h a fts recht  von  Kyburg  s.  d. 
5.  32.  Item  wo  ouch  vngeteiltc  geswistergit  by  ein  an- 
dern hushablich  sind  vnd  teil  vnd  gemein  mit  einandern 
habent , die  zu  dem  hus  kiburg  gehörent , das  die  , die  wile 
sy  mit  einandern  in  teil  vnd  gemein  sind  einandern  erben 
söllent. 

Grafs  ch  a ftsrecht  von  Kyburg  II.  Rec. : Ob  Je- 
mand mit  dem  andern  In  der  gemeindt  stuendi  vnd  dero  eins 
vor  dem  andern  In  der  gemeind  abstiirbi,  so  erpt  das  le- 
bent  des  abgangnen  teyl  verlassen  guot , ligendts  vnd  va- 
rendts. 

Merkwürdig  ist  in  dieser  Beziehung  noch  eine  freilich 
schwierige  Stelle  des  Ilausrodels  von  Bubikon,  welche 
voraussetzt,  dass  auch  eine  Frau  sich  in  die  Gemeinschaft 
verheirathen  kann. 

21 7)  Vgl.  fleseler  Erbvertrage.  IW.  I.  S.  ff. 
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Art.  20.  Wenn  ein  frow  elich  In  ein  hns  ltompt , \nd 
von  Ireni  man  vnd  dem  hns  ge  sind  enpfangen  wirt  au 
einem  theil  oder  gineind , So  vyl  denn  ze  mal  der  personen 
Inn  dem  hus  sind  vnd  eines  nach  dein  andren  von  todes 
wegen  abgat,  das  eines  denn  das  ander  vnd  derselben  per- 
sonen kind  desselben  einigen  teyl  erben  sollend,  ob  aber 
ein  frow  an  eines  kindes  teyl  oder  ein  knab  dessglichen 
enpfangen  wirt,  das  sy  denn  alles  guot  glich  durch  den 
banck,  als  vyl  der  personnen  Ist  oder  wirt,  Jetlichs  glich 
vyl  die  wyl  sy  vngeteylt  sind,  erben  sollend. 

1.  25.  Modificationen  des  Güterrechts. 

Eheliche  Gütergemeinschaft. 

Durch  die  Anwendung  des  Princips  der  Zusammenthei- 
lung  auf  die  Güterverhältnisse  der  Ehegatten  konnte  nun 
auch  für  diese  eine  wahre  Gütergemeinschaft  möglich  wer- 
den. Sie  beruhte  dann  aber  immer  auf  einem  besondern 
Vertrage  der  Eheleute  und  verstand  sich  nie  von  selbst. 

Daneben  finden  sich  nun  aher  besonders  in  den  Städten 
noch  anderweitige  Modificationen  des  Güterrechts,  welche 
eine  Gütergemeinschaft  begründeten,  oder  sich  derselben 
annäherten. 

Nach  dem  Stadtrechte  von  Zürich  bleibt  das  Weiber- 
gut unversehrt  und  kann  insbesondere  von  den  Gläubigern 
des  Ehemanns  nicht  angetastet  werden.  Unter  gewissen 
Voraussetzungen  nun  aber  stellt  sich  das  Recht  der  Frau 
ganz  anders.  Wenn  sie  nämlich  mit  ihrem  Manne  „zu 
Bank  und  Gaden,  zuGewinn  und  Gcwerb”  steht*18), 
wenn  sie  somit  mit  ihm  gemeinschaftlich  ein  öffentliches 
Gewerbe  treibt,  so  hat  sie  auf  der  einen  Seite  Hoffnung 

auf  Gewinn,  auf  der  andern  aber  auch  die  Gefahr  des 

. . 1 * 

Verlustes.  Es  werden  dahin  indessen  die  gewöhnlichen 

218)  Die  R a t b s e rk  e n n tu  iss  T.  1488.  MS.  140.  Abth.  II.  S.  41.  b. 
setzt  dieses  Recht  als  altes  Recht  voraus.  Es  erscheint  nämlich  eine  Frau 
vor  Rath  und  erklärt,  sie  wolle  sich  ferner  nicht  wieder  mit  dem  Gewerbe 
ihres  Mannes  beschäftigen.  Dadurch  erhalt  sie  Sicherheit  gegen  neue  Schul- 
den, aber  nur  insofern  sie  nicht  in  der  Folge  wieder  „zuo  gaden  vnd  banck 
etat." 
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Handwerke,  die  nur  von  dem  Manne  ausgeübt  werden, 
nicht  gerechnet,  obwohl  die  Frauen  ihren  Ehemännern 
behii Iflich  sind,  die  Handwerksartikel  feil  zu  bieten319). 
Wohl  aber  gehören  hieher  Wirthschaften,  Handel,  Kram- 
laden und  ähnliche.  Durch  die  Theilnahmc  an  dem  Ge- 
werbe ihres  Mannes  zeigte  die  Frau  auf  der  einen  Seite 
eine  gewisse  Selbständigkeit,  welche  geneigt  machte,  ihr 
grössere  Handlungsfähigkeit  einzuräumen.  Auf  der  andern 
Seite  lag  es  im  Interesse  des  öffentlichen  Credits,  die  Gläu- 
biger auch  ihr  gegenüber  besser  zu  stellen. 

Eine  solche  Frau  konnte  daher  auch  ohne  Zuzug  eines 
Vogtes  für  ihren  Ehemann  gültig  das  Ihrige  verpfänden  M0). 
Gerieth  dann  der  Mann  in  Concurs  und  genügte  sein  Ver- 
mögen nicht,  die  Gläubiger  zu  befriedigen,  so  haftete  sie 
nachträglich  mit  allem  ihrem  • Gute , selbst  ihrem  ererbten 
Eigen  für  die  Schulden  des  Mannes. 

Verordnung  von  1512,  die  indessen  nach  dem  Obigen 
viel  älteres  Recht  enthält : 

Wann  es  sich  hynfiir  begebe , das  ein  Tflai  der  schuld- 
forderer  vff  einen  Burger  Zürich  käme , vnnd  die  schuld- 
forderer  von  desselben  Bnrgers  vff  den  der  vffal  bescheche 
eygenem  guot  nit  bezalt  vnnd  vernuegt  werden  möchten, 
Hat  dann  derselb  Burger  ein  Ecfrowen , die  mit  Im  zuo 
hangk  oder  gaden  Inn  gwünn  oder  gwerb  wellicherley  hand- 
tierung  vnnd  gewerbs  sich  Joch  derselb  gebrueht  hat,  ge- 
stannden  ist,  So  soll  ouch  derselben  siner  Eefrowen  guot 
allenclich  , es  svsc  Ir  zuoacbracht  »not , Ir  Mor»cn»ab  er- 
crpl  oder  sunst  überkommen  guot , Inn  dein  gannlz  nülzit 
vssgenoininen , vmb  sollich  Irs  mans  schulden  be- 
hafft  vnnd  verfangen  sin,  vnnd  sy  Im  also  darmit 
vnnd  daruss  helffen  bezalen,  bis  an  das  vnnder- 
bembdt,  so  sy  an  Ircm  Lyb  treytwi). 

Dadurch  wird  sie  dann  aber  für  immer  frei  von  den 


219)  G e r i c h l s b u c li  1553.  Th.  IV,  .Vmb  Gerwers  wyber.  Vmh 

Bleicher  wyber.” 

220)  Gerichtsbach  t.  1553.  Th.  IV.  vFrowen  so  für  Ire  man  pfnnd 
fcabent.’* 

221)  MS.  144.  S.  41.  h. 
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Gläubigern  des  Mannes,  und  wenn  sie  später  wieder  zu 
Vermögen  gelangt,  haben  diese  keine  Hechte  darauf  *>*). 

Alle  diese  Bestimmungen  beziehen  sich  indessen  vor- 
nämlich  nur  auf  das  VerhäJtniss  der  Ehefrau  zu  den  Glau- 
bigern,  nicht  aber  auf  die  Güterverhältnisse  der  Ehegatten 
unter  sieh.  Daraus  eine  Gemeinschaft  des  gesammtcn  Ver- 
mögens beider  Ehegatten  zu  folgern,  wäre  sehr  verkehrt. 
Die  Art,  wie  davon  die  Hede  ist,  dass  die  Frau  mit  ihrem 
Vermögen  hafte,  wenn  das  des  Mannes  nicht  zureiche, 
beweist  vielmehr,  dass  beide  Vermögen  fortwährend  ge- 
trennt blieben«-).  Ebenso  wenig  darf  man  annehmen, 
dass  die  Vormundschaft  des  Mannes  über  die  Frau  und 
die  ehelichen  Nutzniessungsrechte  desselben  auch  an  dem 
Vermögen  dieser  dadurch  beseitigt  worden  seien. 

Dagegen  darf  man  allerdings  geneigt  sein,  aus  jener  Haft 
für  die  Schulden  auch  auf  eine  Gemeinschaft  des  durch  den 
Erwerb  errungenen  Gutes,  oder  wenigstens  auf  eine  erhöhte 
Ansprache  der  Frau  auf  dieses  nach  dem  Tode  des  Mannes 
zu  schliessen.  Ich  habe  nun  zwar  in  den  Quellen  des  zil- 
richcrischcn  Stadtrechtes  keine  Stelle  finden  können,  welche 
diese  Ansicht  bestätigte.  Aber  in  dem  'Stadtrechte  von 
Btilach  von  1483,  welches  damals  von  dem  zürichcrischen 
Rathc  bestätigt  wurde,  kommt  eine  Bestimmung  vor,  die 
als  Belege  für  das  Gesagte  angeführt  werden  kann,  zumal 
sie  sich  in  dem  Winterthurerstadtrechte,  auf  welches  sonst 
das  Bülacher  basirt  ist,  nicht  so  findet. 

Ouch  das  ein  Jegklichs  Irs  burgers  wib,  dero  inau  nit 
ein  koufman,  ein  wirt  oder  werbender  man  gewesen  ist, 
ob  er  vor  Iro  abgat,  einen  driteil  sins  vcrlassnen  varenl 
dens  guots  erben  vnnd  dauon  einen  drineil  bezalen  sol , ob 
er  aber  werbent  wie  vorstat  gewesen  ist,  das  denn  vsser 
siuem  varenden  guot  die  Schuldner  bezalt  sollen  werden. 
Vnnd  ob  da  so  das  bescheche  Ichzit  über  wurde , das  den 
das  der  frowen  werden  sülte. 


222)  Erläuterung  r.  1550.  Zusatz  zu  MS.  1*4.  S.  *2.  ». 

^-’3)  Vgl.  auch  G erichtsbuch  v.  1553.  Th.  IV.  Vmb  die  schulden 
so  Tor  ald  nach  u.  j.  f.  t , * * * 

ßlutjUihli  RechUgcichichte-  29 
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Es  ist  demnach  mit  ziemlicher  Wahrscheinlichkeit  zu 
vermuthen,  dass  auch  nach  dem  Stadtrechte  von  Zürich 
die  Frau,  welche  mit  ihrem  Manne  zu  Gewinn  und  Ge- 
werb  gestanden,  gewissermassen  zum  Ersatz  fiir  ihre  Ge- 
fahr berechtigt  gewesen  sei,  nach  dem  Tode  ihres  Mannes 
ausser  Zugebrachtem,  Morgengabe  und  Eherecht  die  ganze 
eheliche  Errungenschaft  anzusprechen. 

2.  Eine  viel  entschiedenere  Richtung  zur  Gütergemein- 
schaft zeigen  die  Statute  der  züricherischen  Städte  Egli- 
sau  und  Elgg.  Zwar  ist  dieselbe  keineswegs  so  ausge- 
bildet, dass  inan  auch  während  der  Ehe  schon  ein  Gesammt- 
eigenthuin  beider  Ehegatten  annehmen  dürfte.  Vielmehr 
beruht  die  Einheit  beider  Vermögen  vornehmlich  noch  auf 
der  Vogtschaft  des  Ehemanns  über  die  Frau,  und  selbst 
nach  dem  Tode  des  einen  oder  andern  treten  doch  wieder 
in  mehrern  Beziehungen  die  ursprünglichen  Bestandtheile 
des  ehelichen  Vermögens  hervor.  In  andern  Rücksichten 
aber  erscheint  dieses  jetzt  allerdings  als  Eine  gemeine  und 
ungetrennte  Masse. 

Beide  Statuten  behandeln  den  Fall  der  kinderlosen  Ehe 
gleichmässig.  Der  überlebende  Ehegatte  erwirbt  die  ganze 
Verlassenschaft  des  andern,  wird  somit  Eigentümer  des 
gesammten  ehelichen  Vermögens. 

Stadtrecht  von  Eglisau  von  1510.  Item  Es  ist  ouch 
unser  Statt  bruch  und  alt  herkommen , wann  zwey  Ecmen- 
schen  Eelich  zuosauimen  kommend , vnd  kein  sünderung 
oder  gmeclit  verdingt  wirt  zwüschent  Innen , da  eerbt  eins 
das  annder  ohn  alles  mittel. 

Noch  unzweideutiger  spricht, sich  das  Statut  von  Elgg 
von  1532  ***)  aus: 

So  erbt  das  überpliben  des  andren  gutt  alles  zu  Eygen 
Für  alle  friind  hin,  uud  so  dasselbig  überpliben  mensch 
ouch  styrbt.  So  valt  dasselbig  gutt,  so  es  zu  disem  eege- 
machel  gepracht  by  im  überkhommen  , und  von  im  ererbt 
hau  alles  an  sin  des  letsten  abgestorbnen  erben  und  nützit 
vvyder  an  dise. 

221)  Bei  PeeLlati  I.  S.  387.  Vgl.  Elgger  St.ltreeM  Art.  54.  5.  !■ 
ke.  Peil. lut«  I.  S.  345. 
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I>t  dagegen  die  Ehe  beerbt,  s<5  gehen  die  beiden  Sta- 
tuten in  einigen  Punkten  auseinander.  Das  Stadtrecht  von 
Eglisau  lasst  auch  in  diesem  Falle  zunächst  das  ganze  Ver- 
mögen beisammen  und  dem  überlebenden  Ehegatten  zu- 
dienen. Es  fährt  nämlich  fort: 

Gewinnend  sy  aber  liind  bi  einandern,  wann  dann  eins 
vor  dem  andern  abstiirbe.  Erbt  aber  eins  das  ander,  darin 
habend  die  kind  nütz  za  reden,  vnd  mag  sollich  guot 
woll  nutzen  und  brachen  syn  Leben  lang  nach  syner  110t- 
turfft  vngefharlich. 

Diese  Stelle  bat  von  jeher  unter  den  Juristen  und  bei 
den  Gerichten  verschiedene  Auslegungen  erfahren.  Noch 
in  der  neuesten  Zeit  hat  ein  sehr  ausgezeichneter  Recbts- 
gelthrtcr  sie  einer  sorgfältigen  Erklärung  gewürdigt  *«). 
Er  sucht  nachzuweisen , dass  auch  in  diesem  Falle  der  be- 
erbten Ehe  der  überlebende  Ehegatte  zunächst  alleiniger 
Eigentümer  des  Ganzen  werde,  somit  das  Princip  allge- 
meiner Gütergemeinschaft  auch  hier  gelte. 

Ich  habe  mich  indessen  von  der  Richtigkeit  dieser  An- 
sicht noch  keineswegs  überzeugen  können , sondern  nehme 
vielmehr  in  Uebercinstimmung  mit  einigen  ürtheilen  des 
Obergerichtes  an,  der  überlebende  Ehegatte  erhalte  nicht 
ohne  weiters  Eigenthum  an  der  Verlassenschaft.  Es  sei 
nur  vergönnt,  in  Kurzem  die  Gründe  für  diese  Meinung 
anzudeuten,  und  die  Auslegung,  welche  ich  für  die  wahre 
halte,  zu  eröffnen  2J6). 

Die  Ausdrücke  jener  Stelle  sind  jedenfalls  einer  zwie- 

225)  Dr.  Pinsler  in  der  Züricher  Monelschronik  BJ.  IX.  Heft  J und 
»orzügl.cb  Heft  3 und  S.  Eine  sehr  alle  Spnr  von  versch.edeoen  Ansichten 
über  da.  Erbrecht  der  Wittwe  ru  Egl,sau  findet  sich  schon  ,m  J.br  149* 
Manuele  S.  59 ; indem  der  Rath  von  Zürich  im  Gegensatz  zu  dem  Urtheil. 
des  Eglisauergerichtes  erkennt,  die  Wittwe  habe  das  Gut  ihres  verstorbenen 
Mannes  dessen  Erben  zu  .zeigen”  und  sich  mit  dem  Inhalt  dir  es  Gemachdts 
7U  brguiigen. 

22«)  Auch  wenn  inan  die  Finslerisclie  Ansicht  in  der  Hauptsache  nicht 
theilt,  so  wird  man  doch  die  Richtigkeit  der  Unterscheidung  zwischen  den  auf 
eine  verführerische  Weise  ähnlich  lautenden  Artikeln  4 und  5 des  Eglisauer- 
erbrechts  «geben  müssen.  Fast  alles  darüber  Gesagte  bleibt  auch  bei  unse- 
rer Ansleg,,, g stehen,  wesshalb  wir  lediglich  auf  „„  Ansein.ndrrset/ung  ver- 
weiien. 
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fachen  Auslegung  fähig,  und  hätten  wir  nur  sie , so  wäre 
der  Streit  wohl  nie  zu  entscheiden.  Der  Ausdruck  „erben  ” 
nämlich  kann  nicht  entscheiden,  indem  er  oft  nicht  den 
Uebergang  aller  Rechte  an  der  Verlassenschaft  auf  den 
Erben,  sondern  nur  den  einem  Nachfolger  zukommenden 
leibdingweisen  Genuss  bezeichnet.  Und  wenn  auch  die 
Bestimmung  dieses  Artikels  sich  unmittelbar  an  die  vorher 
mitgetheilte  anschliesst,  welche  von  der  unbeerbten  Ehe 
handelt,  und  das  Wort  Erben  wirklich  in  der  erstem  Be- 
deutung auffasst,  so  besteht  doch  offenbar  wieder  ein  Ge- 
gensatz zwischen  beiden  Artikeln,  der  um  so  eher  eine 
etwas  veränderte  Auffassung  zulässt,  als  der  erste  von 
„erben  ohne  alle  Vermittlung”  redet,  der  zweite 
dagegen  von  erben,  das  zum  wenigsten  absichtlich  nicht 
bezeichnet  wird  als  ein  „erben  ohne  alles  Mittel”  Mr).  Ist 
es  aber  ein  vermitteltes  Erben,  so  kann  doch  wohl  damit 
nur  der  Antheil  der  Kinder  gemeint  sein  an  dem  Erbe. 
Auch  der  Schluss  der  Stelle  scheint  diese  Ansicht  sehr  zu 
begünstigen,  indem  er  nur  davon  spricht,  dass  der  über- 
lebende Ehegatte  nutzen  und  brauchen  könne  und 
zwar  nach  Nothdurft  und  ohne  Gefährde:  eine  Aus- 
drucksweisc,  die  sich  nicht  wohl  für  den  Eigenthümer 
passt,  der  mit  dem  Scinigen  frei  schalten  und  walten  kann. 

Wenn  wir  somit  auch  zugeben,  dass  die  Worte  unserer 
Stelle  die  Finslerische  Auslegung  möglicher  Weise  zulassen, 
so  scheint  uns  doch  die  entgegengesetzte  natürlicher  und 
besser  unterstützt. 

Dazu  kommt  nun  aber  noch  Folgendes,  welches  uns 
wenigstens  den  Ausschlag  zu  geben  scheint: 

a.  Es  folgt  nämlich  unmittelbar  auf  jene  Stelle  die  Be- 
stimmung, dass  wenn  Vater  oder  Mutter  das  Gut  gefähr- 
lich verbrauchte  und  ohne  Noth  verthätc , sich  die  Kinder 
oder  ihre  Verwandten  an  Vogt  und  Rath  um  Abhülfe 
wenden  dürfen.  Passend  bemerkt  schon  Finsler,  diese 

227)  Vgl.  Art.  S.,  wo  es  wieder  heisst;  „Wo  aber  keine  Kind  sind, 
da  erbt  eines  das  ander  ohn  alles  mittel,’’  wo  sieh  der  nämliche  Gegen- 
salz  wieder  xeigt. 
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Bestimmung  gehe  mit  dein  schon  im  Schwabenspiegel  der 
Ehefrau  auch  während  der  Ehe  zu  gesicherten  Rechte, 
Verschwendungen  eines  „ungerathenen  ” Mannes  zu  be- 
hindern, ganz  parallel.  Allein  eben  das  spricht  für  unsere 
Ansicht.  Die  Ehefrau  hat  diess  Recht,  weil  der  Mann 
nicht  bloss  sein  Vermögen,  sondern  auch  ihr  eigenthiim- 
liches  Gut  in  »einer  Verwaltung  hat,  weil  beide  in  Einer 
Masse  zusammen  liegen,  aber  in  dieser  Masse  sich  doch 
verschiedenartige  Bestandthcile  finden,  von  denen  einer  das 
Weibergut  bildet.  Gerade  so  haben  die  Kinder  das  Recht, 
sich  an  Vogt  und  Rath  zu  wenden  gegen  die  unordent- 
lichen Verfügungen  ihres  Vaters  oder  ihrer  Mutter,  weil 
diese  die  gesainmte  Verlassenschaft , in  welcher  aber  auch 
das  nicht  bloss  eventuelle  zukünftige,  sondern  das  wirk- 
liche gegenwärtige  Vermögen  der  Kinder  mit  enthalten  ist. 

Dass  das  Statut  nicht  schon  an  dieser  Stelle  scharf 
trennt  zwischen  diesen  Bestandtheilen,  ist  sehr  begreiflich. 
Der  Unterschied  zwischen  Eigenthum  und  Nutzung  des 
Gutes  schwebt  ihm  hier  nicht  gerade  klar  vor  Augen.  Es 
betrachtet  vielmehr  das  beiderseitige  eheliche  Vermögen 
als  Eine  Masse,  die  während  der  Ehe  schon  durch  die 
Vormundschaft  des  Mannes  zusammen  gehalten  wurde.  Nach 
dem  Tode  des  einen  oder  andern  Ehegatten  bleibt  es  apch 
ferner  zusammen,  unter  Einer  Verwaltung  uud  Benutzung, 
nämlich  der  des  überlebenden.  Es  ist  somit  vorläufig  kein 
Grund  da , weiter  zu  trennen  und  zu  sondern.  Doch  haben 
die  Kiuder  ein  ähnliches  Recht  auf  dieses  äusserlich  unge- 
trcimtc  Gut,  wie  die  Ehefrau  nach  dem  Systeme  der  Vogt. 
scliaft  des  Mannes  auf  das  ungezweite  Gut,  welches  unter 
seiner  Verwaltung  steht.  • Es  ist  im  Interesse  der  Kinder 
dafür  zu  sorgen,  dass  nicht  Alles  verthan  werde. 

b.  Sobald  nun  aber  äussere  Begebnisse  cintrcten , wel- 
che eine  sichtbar  werdende  Trennung  dieser  noch  äusser- 
lich vereinigten  Bestandteile  rechtfertigen,  so  tritt  dieselbe 
hervor  und  jene  Thcilc  sondern  sich  mit  Bestimmtheit  aus. 
Es  geschieht  das , wenn  der  überlebende  Ehegatte  sich 
wieder  verheiratet.  Es  war  somit  auch  während  der 
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Einheit  jener  Verwaltung  die  Möglichkeit  einer  Theilung 
mit  den  Kindern  nie  ausgeschlossen;  eben  diese  fortgesetzte 
Möglichkeit  hindert  anzunehmen,  dass  auf  den  überleben- 
den Ehegatten  wahres  Eigenthutn  des  Ganzen  übergegan- 
gen sei. 

Der  Wittwer  oder  die  Wittwe  nämlich,  welche  sich 
wieder  verehelichen,  theilen  dann  in  der  Weise  mit  ihren 
Kindern  aus  erster  Ehe,  dass  jene  ihr  ursprünglich  Zuge- 
brachtes und  von  den  Ihrigen  Ererbtes,  die  Wittwe  iiber- 
diess  ihre  Morgengabe  vorweg  nehmen,  ebenso  die  Kinder 
das  Zugebrachte  und  Ererbte  ihres  verstorbenen  Vaters 
oder  Mutter  beziehen , und  dann  das  übrige  gemeine  Gut 
zur  Hälfte  dem  überlebenden  Ehegatten,  zur  Hälfte  den 
Kindern  zufällt. 

Nach  Finslers  Ansicht  würde  erst  jetzt  das  Eigenthum 
auf  die  Kinder  des  Verstorbenen  übergehen,  während  nach 
der  unsrigen  schon  von  Anfang  an  das  Eigenthum  den  Kin- 
dern zugestanden  hatte , nur  allerdings  so , dass  vorher 
keine  äussere  Trennung  in  der  Verwaltung  zulässig  war. 
Jetzt  aber  tritt  diese  Trennung  ein  und  die  Kinder  erster 
Ehe  sind  berechtigt,  ihren  Antheil  aushin  zu  fordern.  Die 
Worte  des  Statuts;  „alsdann  wäre  den  Kinden  Ihr  Vatter- 
oder  Mutter  gut  (in  Artikel  5:  Ihr  Mütterlich  oder 
Vätterlich  erb  und  gut)  gefallen,”  scheinen  mir  wieder 
die  zweite  Meinung  sehr  zu  unterstützen.  Ein  mütter- 
liches oder  väterliches  Erbe  war  vorher  schon  da,  es 
entsteht  nicht  erst  jetzt,  aber  in  diesem  Zeitpunkte  ist  es 
gefallen,  d.  h.  während  früher  der  überlebende  Ehegatte 
berechtigt  war,  cs  mit  dem  übrigen  Vermögen  als  eine 
Masse  zu  nutzen  und  zu  brauchen,  während  cs  früher  nur 
verfangenes  Gut  war , so  hört  jetzt  diese  Eigenschaft  auf, 
es  fällt  den  Kindern  an,  diese  können  es  wegnehmen. 

c.  Am  stärksten  äussert  sich  freilich  die  Gemeinschaft 
der  Ehegatten  nach  dem  Eglisaucrrechte  sowohl  während 
der  Ehe  als  nach  derselben  darin,  dass  für  die  Schulden 
das  beiderseitige  Vermögen  haftet.  Wenn  somit  überall 
keine  Errungenschaft  vorhanden  ist,  sondern  vielmehr  eine 
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Belastung  de»  Vermögens  mit  Schulden  vorlicgt,  so  sind 
diese  nach  den  ausdrücklichen  Bestimmungen  des  Statutes 
von  beiden  Bestandt heilen  gleichmassig  abzuziehn. 

Hcttind  sy  aber  von  Ir  beider  baab  vnd  zuohrachtera  guot 
verthan  vnd  entwedcrs  es  were  hinweg  oder  nach  an  schul- 
den , sollend  sy  beider  syds  bezallen  vnd  glyeh  entgelten. 
Diess  Princip  wirkt  nicht  bloss  bei  der  unbeerbten, 
sondern  auch  bei  der  beerbten  Ehe.  Und  daher  kann  man 
allerdings  den  stärksten  Grund  dafür  ableiten,  dass  auch 
ftir  die  letztere  allgemeine  Gütergemeinschaft  anzunehmen  sei. 
Allein  sogar  in  dem  Falle,  wo  der  Vater  oder  die  Mutter 
eine  zweite  Ehe  eingeht,  und  somit  auch  nach  Finslers 
Ansicht  eine  vollständige  Zertheilung  der  Masse  in  die  ur- 
sprünglichen Bestandtheile  vorkomint,  werden  doch  erst 
die  Schulden  von  beiden  gleichmässig  abgezogen.  Kann 
diess  aber  da  geschehen , wie  sollte  es  nicht  auch  da  mög- 
lich sein , wo  keine  zweite  Ehe  hinzukonunt.  Es  muss  sieh 
somit  jene  Eigentümlichkeit  anders  erklären ; denn  wenn 
ein  Widerspruch  wäre,  so  würde  ihn  doch  die  Finslerische 
Ansicht  nicht  lösen. 

Es  lässt  sich  nicht  läugnen , dass  jenes  Princip  mit  der 
Idee  einer  allgemeinen  Gütergemeinschaft  nicht  bloss  enge 
verbunden,  sondern  auch  oft  diese  aus  jenem  entstanden 
ist.  Sowie  aber  die  Gütergemeinschaft  in  dem  Sinne,  dass 
deu  beiden  Ehegatten  ein  Gcsaimnteigenthum  oder  Miteigen- 
tum an  dem  Einen  Gute  zustcht , jiingern  Ursprungs  ist 
und  sich  nur  allmählich  aus  der  frühem  einheitlichen  Ver- 
waltung des  beiderseitigen  Vermögens  herausgcbildet  hat, 
so  müssen  sich  auch  noch  eine  Menge  von  Rechten  zeigen, 
die  auf  dem  Uebergange  begriffen  sind  und  nach  der  einen 
• Seite  hin  bereits  sich  zu  dem  Principe  einer  Alles  umfas- 
senden Gütergemeinschaft  bekennen,  unter  andern  Voraus- 
setzungen aber  das  System  des  nur  äusserlich  ungezweiteu 
Gutes  mit  verschiedenen  innern  Bestandteilen  fest  halten. 
Dahin  gehört  das  Eglisauerrccht.  Bei  kinderloser  Ehe 
kommt  das  erstere  System  zur  Anwendung ; bei  beerbter 
Ehe  zeigt  sich  noch  das  zweite,  freilich  so,  dass  iusser- 
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lieh  keine  grosse  Veränderung  sichtbar  wird,  wenn  nicht 
eine  zweite  Ehe  hinzutritt.  In  alleu  Fällen  ist  aber  die 
Gemeinschaft  der  Ehegatten  unter  sich  und  des  überleben- 
den Ehegatten  mit  seinen  Kindern  bis  zur  Trennung  so 
eng,  dass  alle  Schulden  von  beiden  Tlieilen  gemeinsam  ge- 
tragen werden.  Alles  Vermögen  bleibt  unter  Einer  Ver- 
waltung, die  frei  verfügt  und  nöthigenfalls  Schulden  con- 
trahirt,  welche  auch  die  Frau  in  der  Ehe  oder  die  Kinder 
des  vorverstorbenen  Ehegatten  betreffen.  In  beiden  Fällen 
hat  der  Theil,  welcher  in  der  Familie  lebt,  aber  keine 
eigene  Verwaltung  hat  (Frau  oder  Kinder)  nur  das  Mittel, 
im  Falle  von  Verschwendung  auf  Sicherstellung  ihres  Ver- 
mögens zu  dringen.  Es  nähert  sich  diess  System  allerdings 
einer  vollständig  durchgeführten  Gütergemeinschaft  sehr  an, 
aber  es  ist  noch  nicht  unbedingt  in  diese  übergetreten. 
Nach  der  Finslcrischen  Ansicht  dagegen  käme  das  alte 
System  nur  noch  in  einem  verhältnissmässig  seltenen  Falle 
ausnahmsweise  zur  Anwendung,  da  nämlich,  wo  der  über- 
lebende Ehegatte  sich  wieder  verheirnthete.  Da  lasst  sich 
denn  aber  nicht  recht  eiuschen , warum  nicht  das  Eglisaucr- 
recht  wie  die  meisten  andern  Rechte  dieser  Art  mehr  im 
Sinne  der  Gütergemeinschaft  für  die  Kinder  erster  Ehe 
gesorgt  hätte. 

d.  Endlich  scheint  mir  die  Analogie  des  Stadtrechts  von 
Elgg  eine  nicht  geringe  Bestätigung  meiner  Ansicht  zu 
enthalten. 

Dieses  Stadtrecht  nämlich  unterscheidet  bei  beerbter  Ehe 
zwischen  dem  überlebenden  Vater  und  der  überlebenden 
Mutter.  Der  erstcre  behält  dann  wieder  das  ganze  Ver- 
mögen beisammen  und  hat  es  lebenslänglich  zu  nutzen  und 
zu  brauchen.  Das  Statut  lässt  nun  aber,  wie  mir  scheint, 
keinen  Zweifel , dass  es  darunter  nicht  ein  Eigenthuin  des 
Vaters  an  dem  ganzen  Vermögen  verstehe.  Es  wird  näm- 
lich , ungeachtet  sich  äusscrlich  die  ganze  Masse  als  Eine 
darstellen  wird,  doch  zwischen  „der  Mutter”  und  „seinem” 
Gut  unterschieden  und  bemerkt,  er  müsse  zwar  das  Mut- 
ergut den  Kindern  nie  herausgeben,  wenn  er  aber  übel 
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hause , könne  er  gcnöthigt  werden , dasselbe  sicher  zu 
stellen,  und  wenn  er  sich  wieder  verheirnthe,  so  müsse 
er  jedenfalls  den  Kindern  erster  Ehe  die  Grösse  ihres  müt- 
terlichen Erbes  an  zeigen  und  sie  dafür  sicher  stellen , da- 
mit sie  es  unversehrt  nach  seinem  Tode  erhalten  und  nicht 
auch  darin  mit  den  Kindern  zweiter  Ehe  zu  theilen  haben1®8). 

Wenn  dagegen  zuerst  der  Vater  stirbt,  so  ist  es  zwar 
auch  möglich,  dass  das  ganze  Gut  unvcrtheilt  beisammen 
und  die  Mutter  bei  ihren  Kindern  bleibt.  Aber  sowohl 
jene  als  diese  können  Theilung  verlangen.  Dann  werden 
erst  aus  dem  gesammten  Gute  die  Schulden  bezahlt.  Den 
Best,  worin  das  mütterliche  Vermögen  ebenfalls  begriffen 
ist  ws),  theilen  Mutter  und  Kinder  zu  gleichen  Theilen. 
Aber  auch  hier  ist  nicht  jede  Rücksicht  auf  die  ursprüng- 
lichen Bestandteile  getilgt.  Wenn  nämlich  die  Mutter  sich 
wieder  verheirathet  und  auch  in  der  zweiten  Ehe  mit  Kin- 
dern gesegnet  ist,  so  können  die  Kinder  erster  Ehe,  bevor 
sie  mit  den  letztem  das  mütterliche  Erbe  theilen , verlangen, 
dass  ihnen,  was  die  Mutter  über  den  Betrag  ihres  in  die 
erste  Ehe  zugebrachten  und  in  derselben  von  den  Ihrigen 
ererbten  Vermögens  hinaus  aus  der  väterlichen  Verlassen- 
schaft erhalten  habe,  zum  voraus  überlassen  werde230). 

§.  26.  Vormundschaft. 

Die  Vormundschaft  über  Unmündige,  welche  in  älterer 
Zeit  fast  ganz  der  Familie  zur  Besorgung  überlassen  war231), 
wurde  nun  immer  mehr  unter  die  Aufsicht  und  Oberleitung 
der  Gerichte  und  des  Staates  gebracht.  Es  war  nun  schon 
Regel  geworden , die  Bestellung  des  Vormundes  von  Seite 
des  Gerichtes  Vornehmen  zu  lassen,  statt  das  Amt  desselben 
bloss  von  dein  Erbrechte  abhängig  zu  machen.  Dabei 
wurde  freilich  auf  den  Wunsch  der  Verwandten  Rücksicht 


22S)  Art.  53.  $.  6 — 8.  bei  FetlaluU  I.  S.  346.  347. 

229)  Vgl.  Erläuterung  v.  1624  bei  Pestalutz  S.  3S5. 

230)  Art.  33.  §.  4.  5.  Pestalulr  I.  S.  346. 

231)  Vgl.  Kraut  Vormundschaft  7. 
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genommen  und  vorzugsweise  Personen  zu  Vögten  bestellt, 
welche  mit  dem  Miindlinge  besonders  nahe  verwandt  und 
schon  nach  älterm  Rechte  zur  Vormundschaft  berufen  waren. 
Aber  nothwendig  waren  diese  Rücksichten  doch  nicht  und 
immerhin  verstand  sich  die  Bevormundung  durch  diese  Per- 
sonen nicht  mehr  von  selbst , sondern  musste  besonders  an- 
geordnet werden.  Diese  Ansicht  ist  bereits  in  dem  Schwa- 
bcnspiegcl  333)  niedergclegt.  Es  ist  aber  zu  beachten , dass 
in  diesem  der  Einfluss  des  römischen  Rechtes  viel  spür- 
barer ist,  als  in  unsern  einheimischen  Rechtsquellen.  So 
kommt  es,  dass  spätere  züricherische  Rechtsquellen  dem 
altern  Rechte  noch  näher  stehen,  als  jenes  Rechtsbuch, 
dessen  Verfasser  offenbar  eine  theoretische  Schrift  über 
römisches  Recht  vor  sich  hatte  und  vielfältig  benutzte. 

Ein  Rathsbeschluss  vom  Jahr  1434  verordnet  darüber 
ganz  allgemein : 

„Wenn  sich  da  fürbas  fügen  wurde,  das  kleinen  kinden, 
die  vogtber  sind  , Ir  vatter  oder  inuoter  absterbent , das  da 
nieman  zuo  derselben  vogty  stau  , denn  das  man  die  sach 
wenn  sülichs  zu  schulden  käme  für  ein  Rat  Zürich 
oder  einen  vogt,  oh  es  vsswendig  der  Statt  beschehe, 
bringen  sol,  die  sollent  dann  der  kinden  fründ  heissen 
berufen  vnd  mit  dero  Rat  bevogten  mit  einem  Iren  fründ 
oder  sus  einein  fromen  man  , mit  dem  die  kind  besorgt 
sigend.”333) 

Die  Erwähuung  der  Mutter  in  dieser  Stelle  fällt  freilich 
auf,  da  das  bloss  mutterlos  verwaiste  Kiud  unter  der  natür- 
lichen Vormundschaft  des  Vaters  zurückblieb,  und  wenn 
auch  die  Mutter  den  Vater  überlebte  , doch  die  Kinder  nicht 
unter  ihre  natürliche  Vormundschaft  kamen.  Ich  erkläre 
diese  Erwähnung  der  Mutter  daraus.  Durch  Ehevertrag 
konnte  sic  im  Besitze  und  Genüsse  der  ganzen  Vcrlassen- 
schaft  bleiben  und  so  die  Gcwere  über  das  ungetheilte  Gut 
behalten.  In  diesen  Fällen  zeigte  sich  kein  besonderes  Be- 


232)  Sc  hwabenspicgel  c.  32.  Pen  Pfleger  gibt  der  Richter ; „umle 
kiAut  si  niht  talers  mig« , so  gebe  in  einen  irer  lunoter  mac." 

233)  MS.  140.  Abth.  II.  S.  11.  b. 
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diirfniss,  die  Kinder  zu  bevormunden,  indem  sie  in  der 
Haushaltung  der  Mutter  lebten,  von  ihr  erzogen  und  er- 
nährt wurden  und  kein  Vermögen  besassen,  das  in  ihrem 
Namen  von  einem  andern  hätte  verwaltet  werden  können. 

In  der  Öffnung  von  Binzikon  von  1435  zeigt  sich 
deutlich  das  Nebeneinanderbestehen  des  alten  Rechtes  neben 
dein  neuen.  Es  heisst  daselbst : 

„Wirt  ouch  ein  kind  wislos , das  Im  sin  vatter  al.gangcn 
ist,  vnnd  es  nit  als  vil  Vernunft  hat  ald  nit  reden  kan,  hat 
es  dann  ein  erbern  man,  mit  dem  es  vor  gericht  he- 
vogtet  Ist,  Nimpt  er  daz  kind  an  sin  arm,  So  mag  er 
mit  desselben  kinds  hand  vnd  mit  sin  selhs  inund  des  kinds 
varent  gnot  vergen , wem  er  wyl,  oder  dem  er  sin  dann  gau, 
als  allein  Inn  selb.” 

„Hat  ouch  das  kind  keinen  vogt  nit,  nimpt  es  dann  der 
nechst  vattermag  an  sin  arme,  So  mag  er  onch  das 
varent  guot  vergen , wem  er  wyl , an  Im  sclbs , mit  des 
kinds  hand  vnnd  mit  sin  selbs  Mund , vnnd  sol  vnnd  mag 
das  alls  guot  krallt  han,  Als  Es  deskindes  Rechter 
vogt  gethan  het." 

Mit  Bezug  auf  die  Aufsicht  über  die  vormundschaftliche 
Verwaltung  dauerte  eine  Concurenz  der  Familie  mit  der 
Obervormundschaftsbehörde  fort.  Schon  im  XIV. 
Jahrhunderte  kommen  Beispiele  vor,  dass  der  Rath  in  Zü- 
rich einzelne  Mitglieder  abordnctc,  um  gemeinsam  mit  den 
Freunden  des  Bevogtctcn  dem  Vormunde  Rechnung  abzu- 
nehinen.-1')  Es  geschah  das  aber  damals  wohl  noch  nicht 
regelmässig;  gewöhnlich  wurde  der  Rath  besonders  von  den 
Vormündern,  welche  sich  dadurch  gegen  fernere  Verant- 
wortlichkeit sicherten,  dafür  angegangen.  Wenn  nämlich 
die  Abgeordneten  des  Rathcs  die  Rechnungsablagc  guthicssen, 
so  konnte  dann  hinterher  auch  von  dem  Mündel  selbst  keine 
fernere  Rechnung  dem  Vogte  abgefordert  werden  über  die 
Zeit,  für  welche  er  bereits  dem  Rathe  Rechenschaft  gege- 
ben hattc.2Jä) 


234)  MS.  138  A.  S.  60.  a.  63.  k.  99.  a.  63.  a. 

235)  MS.  138.  a.  S.  63  1>.  r.  J.  1389. 
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Grössere  Regelmässigkeit  erhielt  diese  Aufsicht  durch  die 
obige  Raths  Verordnung  von  1434,  welche  fortfährt: 

„vnd  welicher  dann  also  zuo  einem  vogt  erbosen  wirt,  der 
sol  den  friinden  vnd  einem  vogt  vnder  dem  er  sitzt, 
ob  das  usswendig  der  statt  wer  (in  der  Stadt  dem  Rathe) 
alle  Jar  vmb  die  vogtye  gnot  Rechnung  gehen.236) 

Durch  eine  spätere  Verordnung237)  wurde  dann  auch  be- 
stimmt, cs  solle  vorerst  das  ganze  Vermögen  des  Mündels, 
Liegendes  und  Fahrendes  aufgezeiebnet  und  das  Verzeichniss 
zu  Händen  der  Kinder  aufbewahrt  werden.  Zugleich  wurde, 
mit  Ausschluss  der  Mitglieder  des  kleinen  Rathes,  jeder  Bür- 
ger verpflichtet,  gegen  einen  näher  bestimmten  Vogtlohn, 
wenn  das  Vermögen  über  100  Gulden  betrüge,  die  betref- 
fende Vogtstellc  auf  Geheiss  des  Rathes  zu  übernehmen. 

Die  Vormundschaft  über  Weiber,  die  zu  ihren  Tagen 
gekommen  und  nicht  verheirathet  waren,  war  noch  immer 
nothwendig  für  Rechtsgeschäfte,  die  vor  Gericht  abgeschlos- 
sen werden  mussten.  Aber  auch  ausserdem  werden  öfters 
Vögte  von  Wittwen  erwähnt  und  zu  Folge  eines  Raths- 
beschlusses vom  Jahr  1527  dürfen  Wittwen  eben  so  wenig 
„hinder  Ireu  Vpgtcn”  als  die  Frau  „hinder  Iren  clichen 
mannen,”  für  Andere  Pfänder  versetzen  oder  Schulden  aus 
Darlehen  (borg)  eingchen. 23S)  Indessen  darf  man  hier  doch 
zweifeln,  ob  auch  diese  Vormundschaft  eine  regelmässige 
und  fortdauernde  gewesen,  zumal  in  jener  Stelle  Wittwen 
vorausgesetzt  sind,  welche  Kinder  haben,  die  unter  Vor- 
mundschaft stehen.  Weil  gewöhnlich  dannzumal  das  Ver- 
mögen doch  beisammen  blieb,  und  der  Vogt  der  Kinder 
über  das  Ganze  Rechnung  ablcgtc , auch  ohnehin  der  natür- 
liche Berather  und  Beiständer  der  Wittwe  war,  so  konnte 
man  leicht  ihn  in  manchen  Rücksichten  auch  als  ihren  Vogt 


236)  WS.  140.  Abth.  fl.  S.  11.  b.  Vgl.  damit  S c h tr  a b e n s |>»  r ge  I 
55.  „Swer  den  Kindcn  ir  guot  von  jire  re  jlre  nibt  wider  reitet,  der  ut 
ouch  •rerraenig.” 

237)  MS.  144.  S.  38.  a. 

23S)  Acllestes  Cerirhtsbuch  des  Zürcherischen  Stadtgerichts  S.  24.  Vgl. 
..ucb  MS.  140.  Abth.  1 S.  91.  a.  und  MS.  144.  S.  38.  a. 
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ansehen  und  namentlich  keine  Verfügungen  der  Wittwe  zu- 
lassen , welche  die  Einheit  der  Vermögensverwaltung  beein- 
trächtigten. So  lange  nicht  neue  Quellen  darüber  aufgefun- 
den werden,  wird  es  schwer  halten,  hier  Bestimmteres  zu 
sagen. 

S.  27.  Erbrecht. 

A.  Gesetzliche  Erbfolge. 

4.  Die  Quellen  für  das  System  der  gesetzlichen  Erbfolge 
sind  nun  in  dieser  Periode  weniger  dürftig.  Insbesondere 
haben  wir  eine  Rathsverordnung  vom  Jahr  1419,  welche 
über  das  Erbrecht  der  Stadt  Zürich  Aufschlüsse  gibt*19) 
und  nach  ihrem  eigenen  Inhalte  auch  für  das  zürcherische 
Gebiet  am  Ziirichsee240)  galt,  so  wie  wir  sie  mehrern  Öff- 
nungen,z.  B.  dervon  Dürnten,  angehängt  finden.  Die  Grund- 
züge desselben  scheinen  indessen  sehr  viel  älter,  indem  wir 
auch  in  andern  Gegenden  der  nordöstlichen  Schweiz  diesel- 
ben wieder  finden,  so  in  dem  Stadtrechte  von  Wesen  und 
dem  Landbuche  von  Gaster  von  1564,  in  dem  Stadtbucbe 
von  Wallenstadt  von  1629,  in  den  Landrechten  ferner 
von  Uri,  Schwyz,  Livenen,  Glarus  und  selbst  in  dem 
Landrechte  von  Luzern;  aus  welcher  grossen  Verbrei- 
tung man  wohl  schliessen  darf,  dass  dieses  Recht  auf  eine 
eigenthümliche  Gestaltung  des  vormaligen  alamannischen 
Rechtes  gebaut  war.®4’) 

2.  Voran  stehen  die  ehelichen  Nachkommen  des 
Erblassers,  Kinder,  Enkel  u.  s.  f.  Aber  auch  jetzt  noch 
erbt  der  Enkel  von  einem  vorher  verstorbenen  Sohne  nicht 
zugleich  mit  einem  Sohne , sondern  es  schliessen  die  nähern 
Kinder  alle  entferntem  unbedingt  aus. 

Statut  von  1419  : „Es  sol  ouch  Ein  kind  sinen  Anin  vnd 
sin  Anen  Erben , das  syen  knaben  oder  tochtern ; Ist  d a z 


239)  Gedruckt  in  der  Mo  n a t sc  b r o n i k für  Zürcherische  Rechtspflege  Ml. 
S.  184.  Sie  findet  sich  im  MS.  138.  b.  S.  68. 

240)  MS.  138.  b.  S.  69.  a. 

241)  Vgl.  darüber  me  io«  Ablheiluog  in  der  MonaLhschr.  III.  S.  201. 
und  IV.  S.  27.  ff. 
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iler  Aenv  und  die  Ana  an  elich  liberhen  abgand. 
Et  were  dann  daz  dar  Inn  dchein  gemocht  mit  Einet 
Rates  willen  beschehen  were  oder  noch  bescheche. 

Es  konnte  daher  in  der  Kegel  nur  durch  Gcmachde  oder 
Erbverträge  geholfen  werden,  wenn  ein  Grossvater  auch 
seinen  Enkeln  einen  Theil  seiner  Verlassenschaft  zusichern 
wollte.1'2)  Die  Härte  dieses  altern  Rechtes,  welches  den 
Grundsatz,  dass  der  nächste  Erbe  jederzeit  allen  entferntem 
vor  gebe,  strenge  fcsthiclt,  mochte  indessen  früher  in  sehr 
vielen  Fällen  darum  weniger  auffallen , weil  die  verheira- 
theten  Kinder  sehr  häufig  auch  ausgerichtet  waren,  und  so- 
mit ursprünglich  selber  nicht  erbten  neben  ihren  in  der 
Haushaltung  des  Vaters  zurückgebliebenen  Geschwistern. 
In  den  Städten  mochte  es  zwar  seltener  sein , die  Kinder  für 
ihr  väterliches  oder  mütterliches  Erbe  noch  bei  Lebzeiten  der 
Eltern  auszurichten.  Aber  auf  der  Landschaft  kamen  solche 
Ausrichtungen  häufig  vor. 

Schon  frühe  finden  wir  indess  auch  da  — namentlich  in 
der  Grafschaft  Kyburg  — Klagen  darüber  laut  werden , dass 
sich  Kinder  verheirathen  und  das  väterliche  Gütergewerbe 
verlassen,  ohne  sich  ausrichten  lassen  zu  wollen.  Dadurch 
würden  dann  die  zurückgebliebenen  Kinder,  welche  dem 
Vater  arbeiten  helfen,  verkürzt,  indem  sie  dann  mit  jenen 
gleich  thcilen  müssten.  Auf  solche  Klagen  bin  hat  schon 
1469  der  Rath  von  Zürich  beschlossen,  dein  Begehren  der 
Eltern  zu  entsprechen  und  ihnen  das  Recht  zuzusichern , 
„daz  hinfür  in  derselben  vnser  Grafschaft  vatter  vnd  muoter 
ir  guot  ligends  vnd  varends,  was  oder  wölichcrley  dar.  were 
hi  Irein  leben  vnd  nach  Ireiu  tode  vnder  Ire  Kinde 
teilen  vnd  ordnen  müchtent,  vor  gerichte  In  dersel- 


242)  Vgl.  MS.  140.  S.  87.  a.  Zuerst  kommt  das  Eintrittsrecht  der  Enkel 
neben  den  Kindern  bei  ans  vor  in  der  zweiten  Kecension  des  Kyburgergraf- 
sehaftsreehts.  Ungeachtet  wir  daher  passender  erst  1111  IV-  Ruche  davon  ban- 
deln werden . mag  doch  die  betreffende  Stelle  schon  hier  stehen:  „Fiirer 
ist  der  grafschaft  - recht » das  wie  uorslat  ein  Jetlich  dich  kind  sin  vatter 
vnd  muotter  erben  sol  vnd  kintzkinder  mit  rechten  kinden  erben, 
dero  vatter  vnd  innoter  vor  von  Irem  vatter  vnd  muotter  by  Irem  leben  nit 
ussgerichl  sind."  Vgl.  S.  sp.  I.  5,  §.  1.  S c h w a b e n s p i e ge  I.  7. 
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Len  Grafschaft  oder  vor  Erbern  lüten  gesund  oder  siech 
wie  vil  oder  was  Jeglichem  Ircm  kinde  siin  oder  Toch- 
tren  gehorsamen  oder  vngehorsamen  dez  werden  vnd  ge- 
folgen  siiltc  vnd  wie  sy  daz  ordnotint  vnd  was  si  des  Ir 
Jeglichem  also  zuofuegtind  und  gebint  bv  Ireui  leben  oder  nach 
Irem  tode,  daz  es  dabi  belibe  vnd  Jeglichem  daz  gefolgte  vnd 
wurde  von  den  andern  vngesunipt  vnd  vngelrt  vnd  Jegliches 
an  dem  so  si  Im  zuogefiigt  vnd  geben  hettent , benuegen 
hette.243) 

Diese  Verordnung  wurde  1517  wieder  bestätigt,  aber 
hinzugefügt,  dass  es  den  ausgerichteten  Kindern  frei  stehen 
solle , bei  Lebzeiten  der  Eltern  noch  gegen  die  Ausrichtung 
au  den  Rath  zu  appclliren.244) 

Die  Regel  erhielt  sich  indessen  hier,  dass  ausgerichtete 
Kinder  neben  unausgerichtetcn  nicht  erben  sollen,  wohl 
aber  ihr  Erbrecht  wieder  auflebe,  wenn  überall  keine  an- 
dern Kinder  bei  den  Eltern  zurück  geblieben  waren. 

Öffnung  von  Dürnten  von  1180:  Ist  ouch  das  ein 
vatter  eliche  kind  oder  andre  kind  hat,  So  mag  er  einem 
kind  fürer  oder  mer  geben , denn  dem  anndren  ob  er  wyl. 
Aber  die  muotter  sol  einem  kind  nit  fürer  noch  me  geben, 
denn  dem  anndren,245)  unnd  welliche  Kind  für  Vatter  vnd 
muntter  erb  vssgewysst  werdent,  die  stillend  denn  ä 
andre  Ir  ge  sch  w i s ter  ge  t vngesuinpt  lassen  an 
vatter  vnd  muotter  erb  vntz  an  einen  rechten 
anfal,  nach  der  statt  Zürich  recht. 

Grafschaftsrecht  von  Kyburg  II.  „Wo  aber  vn- 
der  den  selbigen  Kinden  eins  oder  mer  von  sinem  vatter 
vnd  muotter  für  sin  teil  vatterlich  vnd  muelterlich  erb  Biss 
an  ein  ledigen  anfal  vssgericht  worden  were,  das- 
selbig , so  also  vssgericht  worden  ist , Sol  dann  by  der  uss- 
richtung  pbben  vnd  die  andern  kind , so  nit  ussgericht  sind, 
an  dem  erbfal  vngesuinpt  lasen.  Ob  aber  vatter  nnd  muo- 
ter  Ire  Kinder  alle  ussgericht  hetten , dann  sollen  sy  vil 
abgang  Irer  vatter  vnd  muoter  Ir  verlassen  guot  aber  alle 
mit  eiuandern  erben." 

243)  Kyburgische  Urtisdiniunmloag  iw  Finnuiarrbiv.  Tom.  XXI. 

S.  146.  Vgl.  S eh w ab  ta  ipitg«  I c.  12S. 

244)  Ebenda.  S.  14S. 

245)  Vgl.  Schwabtnapiegel  c.  143.  c.  159. 
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Ueber  das  Verhältniss  der  Söhne  zu  den  Töchtern  sagt 
das  Statut  von  1419  überall  nichts.  Ob  diese  jetzt  schon  init 
den  Sühnen  auch  in  die  Liegenschaften  succedirten  oder  fiir 
ihre  Ansprüche  darauf  wenigstens  ausgekauf  t werden  muss- 
ten, bleibt  zweifelhaft,  ist  aber  nicht  unwahrscheinlich.246) 
Nach  der  zweiten  Reccnsion  des  Kyburgerrechtes  scheint 
das  wieder  der  Fall. 

Nur  soll  den  sünen  Ir  vatler  und  muotter  erb  alweg  ein 
zimlicher  vorteil  ( vor  den  Töchtern)  verlangen.247) 
3.  In  der  Seitenlinie  tritt  nun  überall  der  Vorzug  der 
Vatermagen  vor  den  M u 1 1 c r m a g c n hervor.  Er  äussert 
sich  aber  in  verschiedenem  Masse.  Das  Kyburgergraf- 
schaftsrecht  II.  stimmt  mit  den  schon  zu  Buch  II.  §.  34. 
mitgctheiltcn  Stellen  überein  und  gibt  den  Vatermagen  nur 
den  Vorzug  eines  Grades.  Die  betreffende  Stelle  lautet  so: 
Vnd  wann  vatter-  vnd  muotterinag  das  ahgangen  mcnsch 
glich  nach  gefründet  sind , so  zücht  vattermag  das  erb  hin 
und  wen  ninotermag  eins  gclids  näher  ist  dann  vattermag, 
so  stand  sy  zuo  gliclicm  tcyl , wann  aber  muotterinag  zweyer 
glider  nächer  ist,  dann  vattermag,  so  zücht  muotermag  das 
erb  bin. 

Das  Stadtrecht  von  Zürich  sowie  die  meisten  der  unter 
1 angerührten  Rechte  geben  den  nähern  Vatermagen  einen 
unbedingten  Vorzug  vor  den  Muttermagen.  So  lange  Va- 
termagen  vorhanden  sind  bis  zum  vierten  Gliede,  schliessen 
sie  alle  Muttermagen  , selbst  die  Mutter  oder  Geschwister, 
welche  nur  durch  die  Mutter  verwandt  sind,  aus.  Und  nur 
wenn  jene  fehlen,  bleibt  den  Verwandten  von  der  Mutter 
her  eine  Möglichkeit  offen , an  der  Erbschaft  Theil  zu  neh- 
men, so  jedoch,  dass  mit  den  Muttermagen  des  vierten  Glie- 
des die  Vatermagen  des  fünften  concuriren  und  erst  von  da 
an  völlige  Gleichheit  eintritt. 

216)  Vgl.  «in  Beispiel  im  MS.  HO.  Abth.  I.  S.  tt.  a.  r.  J.  1*14,  wo 
die  Tochter  neben  den  Söhnen  die  ganze  Verlassenschaft  ihres  Vaters  erben. 
Liegendes  und  Fahrendes ; ein  anderes  von  1505.  Man.  1505.  11.  S.  IS.,  wo  die 
Erbschaft  einer  Mutter  zu  gleichen  Theiten  unter  ihre  Söhne  und  Töchter 
rerlheilt  wird. 

247)  Vgl.  auch  MS.  138.  b.  S.  44.  a. 
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Statut  von  1419:  — vnd  sol  Ein  Mnoter  Ir  kind  nicht 
erben.  — Item  vnd  wenn  die  Sippschaft  da  fiirhin  (über  die 
Kinder  von  Schwestern)  kumpt,  wer  dann  des  Tollen  Men- 
schen valtcr  aller  ncchst  Sipp  ist,  der  sol  denselben  Tot- 
len  Menschen  Erben,  vsgenommen  ein  Ana,  die  sol  nit 
erben.  Aber  darnach  dar.  Ein  V alter  Mag  ze  der  fünf- 
ten vnd  ein  Muotermag  je  der  vierden  Linyen  zc 
gelichcin  Erb  gan  sullen,  vnd  wclliche  über  die  fünften 
Linyen  In  geliehen  Linyen  stand , es  syen  Vatter  oder  Muo- 
termagen , die  süllcnt  ouch  ze  gelichcm  Erb  stan  Jemer  iner 
vshin,  als  ver  man  daz  gerechnen  kan. 

Stadtbuch  von  Wesen  von  1564  : Wer  des  todten  Men- 
schen so  das  erb  gelassen  hatt,  Vatters  nechster  Eelicher 
pluotsfründ  ist,  der  ist  rechter  Erbe  vnd  gath  also  vatter- 
inag  vor  bis  In  das  vierdtc  glid.  — vnnd  wann  kein 
nscherer  plutsfründ  von  valtermag  und  Eelichem  hnrkoinen 
dann  zum  vierdten  werc  vnd  von  Muotermag  ouch  kein 
nächrer  vnd  von  Eelichem  harkomen  dann  zum  vierdten 
vvere;  So  sollend  sy  mit  einandern  erben,  ein  yede  person, 
so  Iui  selben  glid  ist,  glych  vil.  Ob  aber  muotermag  — 
denntzemal  necher  pluotsfründ  werind  denn  zun  vierdten  , so 
soll  das  ncchst  eelich  pluoth  dantzemal  erben. 

Es  unterscheidet  sich  das  letztere  Stadtrecht  von  dem 
erstem  nur  darin , dass  es  nach  dem  vierten  Grade  gar  kei- 
nen Vorzug  der  Vatcrinagen  mehr  zugibt,  während  das 
Züricherstadtrecht  den  Vatermagen  des  fünften  Grades  noch 
einen  freilich  nicht  mehr  wie  bei  den  frühem  absoluten 
aber  doch  relativen  Vorrang  einräurot,  indem  sie  mit  Mut- 
termagen des  vierten  Gliedes  concurriren  dürfen. 

Endlich  mag  auch  noch  das  Urnerland  recht  zur 
Beleuchtung  jenes  Statutes  herbeigezogen  werden.  Dabei 
kommt  noch  in  Betracht,  dass  der  grössere  Theil  des  Länd- 
chens  Uri  seit  der  Stiftung  der  Abtei  Zürich  dieser  zuge- 
hörte, somit  in  engerer  Verbindung  mit  Zürich  stand,  als 
die  übrigen  Länder,  welche  sich  aus  dem  alten  Gaue  ge- 
bildet hatten. 

„Dessen  sind  wir  überein  kommen  , welcher  den  Todteu 
Menschen  allernächst  gefreundt  ist  von  dess  Todten  Men- 
schen Vatterniag,  dass  der  des  Todten  verlassen  gutbs 
BItmtarM,  RcrliT.gcchichlf.  30 
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Ein  erb  sein  soll,  und  Nämlich  das  die  Persohnen  von  Vat- 
termag , alss  obsteht , vor  Muttermag  Erben  sollen , welcher 
dem  verstorbnen  In  dem  vierten  oder  nächer  gefreundt  sind; 
welche  aber  dem  Todten  im  fünfften  grad  Vatter- 
mag  mit  Freundschafft  verwandt,  die  sollen  mit  samt 
den  Persohnen,  so  dem  Todten  von  Muttermag  am 
nächsten  verwandt  sind,  und  aber  Niemand  vom  Vattermag 
im  fünfften  grad  vorhanden , dass  dannethin  die  nächsten 
freund  Muttermag  Erben  sollen  sein.” 

Im  Einzelnen  stellte  sich  nun  die  ziirichcrische  Erbfolge  so : 
Sind  1)  keine  Nachkommen  da,  so  erbt 

2)  der  Vater. si8)  Nach  diesem  kommen 

3)  die  Geschwister  vom  Vater  her,  Bruder  und  Schwe- 
ster ohne  Unterschied  des  Geschlechtes. 

Statut  von  1419 : Darnach  sol  ein  geswistergit  dar. 

ander,  das  syen  hnabcu  oder  toctrcn , die  v aller  halb 
Eliche  geswistergit  sint,  ouch  Enandcr  erben. 

4)  wird  nun  in  die  väterliche  Parentel  der  väterliche  Gross- 
vatcr  (Acni)  zwischen  die  Geschwister  und  Kinder  von 
diesen  hineingeschoben. 

5)  folgen  die  Kinder  des  Bruders,  dann  erst  nach  ihnen 

6)  die  Kinder  der  Schwester;  ein  Vorzug,  der  allerdings 
auffallend  ist,  und  den  ich  nicht  genügend  zu  erklären 
vermag.  Denn  beides  sind  Vatermagen , indem  natür- 
lich nur  Kinder  gemeint  sein  können  von  Geschwistern, 
die  mit  dem  Erblasser  den  Vater  gemein  haben , da  ja 
Geschwister  nur  von  der  Mutter  her  einstweilen  und 
so  lange  V atermngen  bis  znm  vierten  Gliede  vorhanden 
sind,  überall  nicht  erben.  Mit  Ausnahme  dieses  einen 
Falles  wird  auch  kein  weiterer  Unterschied  gemacht 
weder  zwischen  männlichen  und  weiblichen  Vatcrma- 


248)  So  kann  es  Adel)  kommen  , «las.»  der  Ehemann  das  Vermögen  »einer 
vorverstorbenen  Frau  durch  Vermittelung  eines  Kindes  et-hält.  Rin  Fall  der 
Art  wird  in  dem  S t a d t in a n u a I e von  1 4^6.  S.  29.  behandelt.  Es  war 
das  nämlich  ein  Prozess  zwischen  Hans  Segenser  und  einer  Familie  Bonslet- 
ten. Die  krau  des  erstem  , eine  geborene  Honstelten , war  verstorben  und 
ihr«  \ erlassenschaft  ihrem  mit  Segenser  erzeugten  Sohne  zagefalleo  , dann 
auch  dieser  verstorben.  Der  Rath  erklärte,  die  ganze  Verlassenschafl  soll 
„dem  genannten  Segenscr  vnd  sinen  erben  als  Ir  erplich  eigen  guot 
znston,  zuogehoren  vod  blilten.” 
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gen  — Bruder  und  Schwester  concurriren  selbst  mit 
einander  — noch  zwischen  Vatermagen,  welche  mit  dem 
gemeinschaftlichen  Stammvater  des  Verstorbenen  durch 
männliche  oder  weibliche  Zeugungen  verbunden  sind. 
Nur  zwischen  dem  Verstorbenen  selber  und  dem  Stamm- 
vater, durch  den  die  Verwandtschaft  vermittelt 
wird,  darf  keine  Frau  in  der  Mitte  stehen.  Die  Reihe 
der  Parentelcn  darf  immer  nur  eine  männliche  sein.  Das 
Grundprincip  der  Vatermagschaft  ist  somit:  Damit 

die  darauf  begründete  Erbfähigkeit  vorhanden  sei , muss 
man  von  dem  Erblasser  aufwärts  bis  zu  dem  gemein- 
schaftlichen Stammvater  durch  lauter  männliche  Zeugun- 
gen aufsteigen  können.  Von  jenem  zu  dem  Erben  ab- 
wärts können  männliche  oder  weibliche  Zeugungen  Vor- 
kommen. Nun  ist  jene  Abnormität  vielleicht  daraus  zu 
erklären,  dass  früher  auch  abwärts  zu  dem  Erben  die 
Verwandtschaft  durch  männliche  Zeugung  vermittelt 
sein  musste,  oder  dass  jenes  Princip  eines  Vorzuges  der 
männlichen  Zeugung  wenigstens  noch  in  diesem  ersten 
Gliede  der  Seiten  Verwandtschaft,  in  welchem  sie  mög- 
licherweise zur  Sprache  kommen  konnte,  auch  unter 
den  Vatermageu  eine  Zurücksetzung  der  Schwester  kinder 
hinter  den  Bruderskindern  hervorbrachte. 

7)  Von  da  an  hören  nun  die  Besonderheiten  des  Systems 
auf.  Es  folgen  nun  je  die  nächsten  Vatermagen  bis  zum 
vierten  Gliede,  alle  entferntem  Vatermagen  und  alle  Mut- 
terraagen  ausschliessend.  Wie  nun  aber  diese  Gränze 
des  vierten  Gliedes  zu  verstehen,  ist  ziemlich  dunkel. 

Dass  das  System  der  P arentelen  sowohl  in  der  Erb- 
folge der  Vatermagen  als  in  der  der  Muttermagen  gilt, 
somit  wenigstens  innerhalb  derselben  Ordnung  keine  Ver- 
wandte höherer  Parenteleu  zur  Erbschaft  kommen , so 
lange  noch  Glieder  der  nähern  tiefem  Parentelen  vor- 
handen sind,  darüber  kann  kein  Zweifel  sein  *ia). 

Ebenso  kann  es  nicht  in  Abrede  gestellt  werden , dass 
die  Vergleichung  der  Vater  - und  Muttermagen  sich  im- 

249)  Vgl.  mrine  AusfiihrnDg  in  dnr  III.  S.  t®9.  •. 
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mer  nur  auf  eine  von  dem  Erblasser  gleichmässig  ent- 
fernte Parentel  beziehen  kann , folglich  Muttermagen 
der  mütterlichen  Parentel  nur  mit  Vatermagen  der  vä- 
terlichen Parentel,  Muttermagen  von  der  Grossmutter 
oder  den  mütterlichen  Grosseltern  her  nur  mit  den  Nach- 
kommen des  väterlichen  Grossvaters  verglichen  werden 
konnten. 

Aber  man  kann  zweifeln,  ob  nicht  alle  Vatermagen 
der  vier  ersten  Parentelen  bis  zum  vierten  Gliede  unbe- 
dingt alle  Muttermagen  ausschlossen,  oder  ob  z.  B.  ein 
grossmütterlicher  Muttermage  des  zweiten  Gliedes,  wenn 
in  der  grossväterlichen  Parentel  keine  Vatermagen  vor- 
handen waren , wohl  aber  in  der  urgrossväterlichen  Pa- 
rentel sich  solche  innerhalb  des  vierten  Gliedes  fanden , 
diese  doch  verdrängt  habe. 

Das  Letztere  ist  mir  aber  doch  das  viel  wahrschein- 
lichere , indem  sich  bei  der  erstem  Annahme  die  Sache 
gar  zu  arg  verwickelt  hätte  und  man  dannzumal  sogar  zu 
der  unglaublichen  Annahme  genöthigt  würde,  dass  ein 
Vatermag  des  fünften  Gliedes  in  der  dritten  Parentel 
einem  solchen  des  vierten  Gliedes  in  der  vierten  Pa- 
rentel nachgestanden  hätte2*0). 

8)  Nach  ihnen  kommen  die  Muttermagen  der  gleichen  Pa- 
rentelenreihe  bis  zum  dritten  Gliede,  je  nach  ihrer  Nähe, 
unter  ihnen  nun  allerdings  die  Mutter,  auch  ebenso  die 
Grossmutter  (ana),  die  vorher  ausgeschlossen  waren  S5,)> 

9)  Mit  den  Muttermagen  des  vierten  Gliedes  concurriren 
die  Vatermagen  des  fünften. 

10)  Die  Vatermagen  des  fünften  Gliedes. 

11)  Muttermagen  des  fünften  Gliedes. 

12)  Vater  - und  Muttermagen  nun  unbedingt  nach  der  Nähe 
der  Parentelen  und  der  Glieder  innerhalb  der  betreffenden 
Parentelen  so  weit  die  Verwandtschaft  nachzu weisen  ist. 


250)  Ich  bin  somit  auf  die  zuerst  in  der  lUon* tichroni k III.  S.  199. 
erörterte  Meinung  zurückgekommen  und  lege  den  ebendaselbst  IV.  S.  23.  dagegen 
erhobenen  Bedenken  gegenwärtig  geringem  Werth  bei. 

251)  MS-  138.  a.  S.  119.  a.  wird  eine  Ins  als  rechte  Erbinn  genannt 
im  Jahr  1418. 
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4.  Das  Stadtrecht  von  Elgg  von  1535  stellt  Vater- 
und  Muttermagen  völlig  gleich  2i2).  Doch  zeigt  sich  selbst 
da  eine  Spur  des  früheren  Rechtes,  indem  die  Mutter  die 
Verlassenschaft  ihrer  Kinder  nur  zu  Leibding  erhält,  wäh- 
rend der  Vater  sie  zu  Eigen  erbt,  beides  jedoch  nur  dann- 
zumal, wenn  ihre  Kinder  weder  Leibeserben  noch  Geschwi- 
ster hinterlassen  haben 2S3).  Die  Abweichungen  dieses  Sta- 
tutes sind  somit  sehr  gross  von  dem  übrigen  gemeinen  Rechte. 

5.  Eheliche  Geburt  war  zufolge  dem  Statut  von 
1419  ein  wesentliches  Erforderniss  aller  Erbfähigkeit.  Un- 
eheliche Kinder  erbten  weder  ihren  Vater  noch  ihre  Mutter. 
Es  konnte  ihnen  durch  Gemäclulc  wohl  etwas  zugesichert 
werden 2M).  Bekamen  aber  die  Unehelichen  selbst  eheliche 
Kinder,  so  waren  diese  allerdings  erbfähig  gegenüber  ihren 
Eltern  sowohl  als  unter  sich  selbst  als  Geschwister,  un- 
geachtet in  letzterer  Hinsicht  die  Verwandtschaft  durch  einen 
Unehelichen  vermittelt  wurde  255 ).  Auf  ähnliche  Weise  wurde 
1429  bestimmt,  dass  der  Vater  eines  unehelichen  Kindes 
dessen  eheliche  Kinder  beerbe ; obwohl  auch  hier  die  Ver- 
bindung zwischen  Grossvater  und  Enkeln  durch  ein  erbun- 
fähiges Glied  strenge  genommen  zerstört  wird.  Als  Grund 
dafür  wird  angegeben; 

svan  gemeiuhch  vnd  den  merteii  So  kumpt  den  kindern  das 
guot  von  Irern  Ani,  das  ist  Irs  vatter  vatter,  dem  söllich 
guot  aller  billcchist  wider  wirt M). 

Der  angeführte  Grund  ist  aber  mehr  scheinbar  als  wirk- 
lich. Der  Grundgedanke  ist  vielmehr  der:  Durch  die  Ehe 
wird  das  Unrecht , welches  auf  den  Unehelichen  haftet , wie- 
der gesühnt  und  in  ihren  Kindern  lebt  ihr  verlorenes  Recht 
wieder  auf.  Der  Schwabenspiegel  drückt  diese  Idee  aus: 
c.  38.  Die  unelich  geboren  sint,  die  inugen  ir  recht  wi- 
der gewinnen  , ob  si  Gliche  hyyeraetc  tuon.  si  erbent  aber 
kein  guot  von  ir  vordem , aber  iriu  kiut  erbent  wol  von 

252)  An.  54.  j.  11.  P«st«lalz  1.  S.  318. 

253)  Art.  53.  $.  10.  PesUlutr  I.  347. 

254)  US.  140.  Ablh.  I.  S.  75.  b. 

255)  US.  138.  b.  S.  69.  b. 

256)  MS.  77.  S.  10.  «. 
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iren  vordem  (einige  Handschriften  lesen  vriunden)  ir  erb- 
guot  **r). 

6.  Geistliche,  welche  in  Klöstern  oder  andern  Häu- 
sern lebten,  von  denen  sie  beerbt  wurden,  durften  dann  hin- 
wieder auch  nicht  ihre  Sippen  beerben.  Weltliche  Priester 
dagegen,  welche  von  den  Ihrigen  beerbt  wurden,  hatten  den- 
selben gegenüber  hinwieder  auch  Erbrecht.  Ebenso  war  cs 

von  alter  harkomen , — das  die  sundersieeben  lütte  lu 
dem  hus  zuo  sant  lakob  vnd  an  der  Spanweid  oueb  nit  er- 
ben sbllcnt.  des  glichen  sol  man  sy  ouch  nit  erben  2M). 
Als  in  der  Folge  auch  diese  Sondcrsiechcn  ihr  Erbrecht 
wieder  bekamen,  blich  es  doch  fortwährend  Grundsatz , dass 
ihre  Verlassenschaft  der  Anstalt  zugehöre,  welche  sie  auf- 
gcnominen  und  verpflegt  hatte. 

7.  Erbloses  Gut,  auf  welches  keine  besondern  An- 
sprüche namentlich  eines  Grundherrn  galten 2S9),  fiel  der 
Stadt  zu  als  Landesherrn. 

Rathscrkenntniss  von  1421.  Die  Acbtissinn  machte 
auf  eine  Erbschaft  Ansprache , weil  sie  von  einem  Uneheli- 
chen herrühre.  Der  Rath  erklärt,  wenn  sie  nachweise,  das* 
der  Verstorbene  unehelich  gewesen,  so  soll  sie  die  Verlas- 
senschaft erhalten.  Im  entgegengesetzten  Falle  „so  meinen 
wir  dassclh  erb  vnd  guot  Inzeziehen  vnd  das  behalten 
vnd  daros  die  egenante  Rndenl.nechtia  (seine  Frau)  Iro  Rech- 
tnng  vsszerichten  vnd  mit  dein  übrigen  ze  warten , ob  ieman 
kerne,  der  zuo  demselben  erb  recht  habe  oder  darzuo  nach 
unser  Statt  Recht  sprechen  welle  daz  wir  dem  darvmb  wis- 
sen ze  antworten,  käme  aber  dann  nieinant , der  vns  das 
egenante  erb  nach  vnser  Statt  Recht  vnd  Indrent  dem  zjJ 
als  dann  vnser  Statt  recht  stat , abzuge  oder  anbehuebe  mit 
dem  rechten,  so  meinen  wir  dann  dasselb  erb  ze  beha- 
ben  ze  vnser  gemeinen  statt  banden,  won  vns  ouch 
das  dann  billicber  zuogehöret  dann  Ieinant  anders  nach  dem 
vnd  wir  von  keisern  vnd  küngen  gefryet  sind  vnd  die  vog- 
tye  In  vnsern  handelt  stat. 

257)  Vgl.  noch  c.  42. 

258)  MS.  77.  S.  54.  >.  Toin  Jahr  1448.  Vgl.  oben  5.  23.  S.  428. 

259)  Schwnbenepiegel  29.  „Swl  ein  mensche  etirbet — In,  erben, 
— ,wnz  ,i  hinderen  gnotes  Uni  et  tl  rarende  oder  ändert  guot,  hin!  ei  einen 
herren  , de,  ,1  eigen  aint,  dem  eol  man  et  anlwiirten."  30. 
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Indem  Stadtbiiph  vou  Wesen  vom  Jahr  1564  heisst 
es  Artikel  79: 

AUe  W indflügell  (das  sind  fündlmg  oder  iqenlschen, 
dero  man  kein  crlien  noch  fraudt.scliaiU  weisst)  Sy  sigind 
vss  verren  landen  oder  ynlendisch,  da  nieinant  kumpt,  das 
Erbe  antzelangen , die  Erbend  vnnscr  herrn  Schwytz  vnnd 
Glarus  (die  Landesherrn)  oh  sy  on  Eelich  Iyberben  abgand. 
Ob  sy  aber  begertind  sieh  abzekouffeu  vmb  den  Erbfal,  da 
sollend  sich  vnnser  herren  Schwytz  vnnd  Glarus  gnedig  fin- 
den lassen,  vnnd  wellich  sich  also  abkoufl'end , die  mögend 
dann,  so  sy  nit  Eelich  Iyberben  habend,  Ir  giith  vor  Ge- 
richt vermachen  vnnd  verschaffen , wohin  oder  wem  sy  wel- 
lend. 

J.  28.  Gemächde  lind  Erbvertrag. 

1.  Testamente  im  Sinuc  des  römischen  Rechtes,  welche 
ausschliesslich  auf  dem  freien  Willen  des  Erblassers  beru- 
hen, werden  noch  immer  nicht  zugelasscn.  Die  Gemächde 
aber,  welche  vor  den  Rath  gebracht  und  die  nun  allerdings 
auch  oft  Testamente  genannt  wurden260),  bedurften  seiner 
Bestätigung,  und  er  verweigerte  sie  auch  öfters,  besonders 
wenn  er  glaubte,  die  Rechte  der  natürlichen  Erben  werden 
dadurch  zu  sehr  verletzt21'1). 

Bezogen  sich  die  Gemächde  nicht  bloss  auf  Fahrhabe 
oder  Eigen,  sondern  aqf  l.ehcu  oder  Erbe,  so  genügte  frei- 
lich die  blosse  Erklärung  vor  dem  Kalbe  nicht,  insofern 
dieser  nicht  zugleich  Lehen-  oder  Grundherr  war.  Damit 
nämlich  durch  dieselben  der  Bedachte  ein  Recht  erhalte  auf 
diese  Güter,  musste  der  Lehenhof  oder  das  Gericht  des 
Grundherrn  von  der  Vergabung  wissen  und  sie  ihrerseits 
hinwieder  anerkannt  haben.  Daher  wurde  im  Jahr  1424 
verordnet,  in  solchen  Fällen  solle  das  Gemächde  immer  zuerst 
an  den  Rath  und  dann  mit  dessen  Erlaubnis  auch  an  das 
Lehen  oder  Grundgericht  gebracht  werden  262). 

Zuweilen  gewährte  der  Rath  aber  auf  Begehren  auch 
einzelnen  Personen  eine  erhöhte  Vergabungsfreiheit,  indem 

260)  Rathsuianuale  von  1490.  II.  S.  12.  2$.  von  1491.  I.  S.  56. 

261)  Beispiele  vou  geslatteleu  und  untersagten  Ueinacbden  !US.  13&.  b. 
S.  44.  a.  US.  140.  Ablb.  I.  S.  3.  a.  18.  b.  46.  a.  50.  b.  61.  b. 

262)  US.  140.  Abtb.  1.  S.  61.  b. 
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er  ihnen  'erstattete,  auch  ohne  dem  Käthe  eine  öffentliche 
Erklärung  gehen  zu  müssen,  zu  Gunsten  anderer  auf  den 
Todesfall  hin  Vermächtnisse  zu  machen.  Solche  Vereini- 
gungen bezogen  sich  aber  nie  auf  das  ganze  Vermögen , 
sondern  wurden  immer  beschränkt  auf  einen  gewissen  Werth, 
oft  auch  auf  eine  bestimmte  Zeitdauer563). 

Eine  Hauptstellc  über  die  Gemächdc  ist  eine  Rathsver- 
ordnung von  1467  5M),  die  ich  auszugsweise  mittheilen  will: 
Und  wer  hinfür  durch  gott  oder  ere  geben  wil,  er  sye 
geistlich  oder  weltlich,  das  dieselben  personen  In  ge- 
schrillt setzen  sollent  wie  vil  och  wem , wohin  vnd  wie  sy 
das  tuon  wellint  vnd  denn  das  In  geschrifft  für  min  herren 
die  Räte  bracht  werden,  vnd  die  das  huren,  vnd  verwil- 
gend  die  denn  das,  oder  mindrent  sülichs,  oder 
tuond  das  ab,  ald  wie  sy  denn  das  ansechent , das  es  denn 
da  by  beliben  vnd  dem  nachgegangen  werden  sol.  Vnd  ob 
Iemant  nit  gern  offenbaren  oder  erscheinen  wiilte,  wenn  wie 
oder  wohin  er  begerte  das  sin  ze  gebent,  das  sy  an  min 
Herren  begeren  mögen t , InenSunen  zecrloben,  durch 
gott  oder  ere  ze  gebent  vnd  was  denen  erlüpt  von  Inen  wirt, 
das  doch  das  anders  nit  bcschechen  sol,  denn  mit  dem  vn- 
derscheide:  wenn  sölich  personen  von  todes  wegen  abgan- 
gen sint , das  denn  Ingescbrifft  für  min  herren  die  Ratte  bracht 
werden  sol  wie  wem  vnd  wohin  die  sölich  verwilget  guot 
geben  hab , vnd  min  herren  die  Ratte  denn  das  hören  vnd 
bedunckt  denn  die,  das  es  also  verordnet  vnd  vergeben  sye 
nach  zi  in  liehen  billiclien  dingen,  vnd  Lassen!  es  daby 

263)  MS.  140.  Ablh.  I.  S.  SO.  b. 

264)  MS.  140.  Abtb.  IF.  S.  29.  a.  Vgl.  Stadtreeht  tob  'Vesta 
von  1564.  Art.  92:  „Wann  Vrinant  sines  guols  vermachen  wellt  — der  soll 
den  neebsten  erben  dartruo  verbunden  vnd  soll  das  gemacht  vor  einem  vogt 
vnd  Rath  oder  vor  einem  Richter  vnd  gerieht  vfgarirht  werden , die  sollend 
derumb  erkhennen,  ob  söllich  gemeebt  billicb  oder  rnbillich  sig  vnd  wes  st 
recht  dunket.  Ob  aber  ein  inentsch  schnetligklich  Inn  sollich  krauebbeit  fiele 
vnd  yemand  ettw.vs  vf7etnachcn  brgerte,  der  mag  7uo  Im  berüffen  7-wcn  drT 
oder  vier  der  Rathen  oder  des  Gerichts  vnnd  sin  Testament  vor  loea  setzen 
vnnd  ordnen,  diewyt  er  nach  — by  vernunfifl  ist,  dasselb  soll  daun  für  ein 
vogt  vnnd  Rath  gebracht  werden : die  sollend  dann  darumb  erkennen  was  sy 
bitlich  vnnd  recht  bedunckt,  vnnd  sott  yetiieb  gemacht  dem  Eegemachcll  an 
sinem  Kerecht  vuschadlteh  sin , Es  were  dann  mit  vcrwitlignng.”  Hier  wer- 
den die  Ausdrücke  Gemaehd  und  Testament  gleichbedeutend  gebraucht.  Das 
Testament  ist  aber , wie  man  siebt  , nichts  anderes  als  das  deutsche  Gemachde. 
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beliben , das  denn  das  daby  bestan  vnd  also  «eben  vnd  vss- 
geriebt  werden  sol.  Ob  aber  min  herren  bedächte , das  so- 
lichs  nit  nach  tauglichen  vnd  zimlichen  dingen  vergeben  vnd 
verordnet  were  das  sy  denn  das  endern  vnd  inindren 
miigent,  wie  sy  bcdunckt  das  gütlich  vnd  billich  sye. 
Man  sieht,  dass  selbst  die  Geistlichen  ihre  Ansprüche 
auf  ungehinderte  Testirfreiheit  im  Sinne  des  römischen  Rech, 
tes  nicht  durchsetzen  konnten.  Besonders  mit  den  Chor- 
herren der  Propstei  des  Grossmünsters  war  der  Rath  über 
diesen  Punkt  öfter  im  Streit.  Aber  noch  im  Jahr  1491 
mussten  sich  dieselben  in  einem  Vergleiche  dazu  verstehen, 
ihre  Gemächde  der  Regel  nach  dem  Rathe  vorzulegen  und 
dessen  Gutheissung  oder  Aenderung  zu  unterwerfen.  Nur 
Vermächtnisse  zu  Gunsten  frommer  Stiftungen  sollten  sie 
frei  erlassen  können,  ohne  den  Rath  zu  fragen 26s). 

Ueber  die  Gemächde  in  der  Grafschaft  Kyburg  findet 
sich  in  dem  Waldmannischen  Spruchbriefe  von  1489  eine 
Stelle,  welche  wieder  darauf  hinweist,  dass  dieselben  durch- 
aus nicht  in  die  völlige  und  unbeschränkte  Willkühr  des  Ver- 
gabenden  gesetzt  sind. 

Item  von  wegen  der  Irrung  ***)  der  gemachten  halb , So 
In  der  grafl'schafft  bywillen  beschechent,  Habent  wir  zwü- 
schen  vnsern  eydgnossen  von  Zürich  vnd  den  vermelten  vs- 
scr  der  graffschafft  Kyburg  so  vyl  erfunden  vnd  sy  deshal- 
ben also  betragen : wenn  ein  person  kranck  wirt  vnd  die- 
selb  person  an  stab  vnd  Stangen  onch  on  fueren  für  das 
tachtroff  bin  vss  an  das  gericht  vnd  wider  von  dem  ge- 
riebt  hein  gan  mag,  das  dann  dieselb  person  Ir  guot  wol 
hin  geben  mtig  durch  gott  er,  fründschafft  ald  wohin  er 
welle,  doch  das  solliche  ge  m ec  h t erb  er  lic  h r e d- 
lich  vffrccht  vnnd  vngevarlich  zuo  ganngint. 


265)  W.rdinüller  C.  D.  N.  V.  S.  337.  Vgl.  Ra th »111  u al e lsül, 
I.  S.  2.  und  9. 

266)  Diese  bezog  sich  wahrscheinlich  auf  das  Verhältnis«  zum  Herrn,  von 
dessen  Einwilligung  nach  dem  alten  Grafschaftsrecht  (oben  Buch  II.  §.  34.  S.  303.) 
die  Gültigkeit  der  Gemächde  gänzlich  abhing.  Dieses  wurde  durch  den  Waidinan- 
nischen  Brief  nun  freier.  Die  Kyburger  durften  nun  frei  Gemächde  machen  , 
wie  die  anJern , insofern  sie  nur  gegenüber  ihren  Freunden  und  sonst  billig 
schienen.  Ist  diese  Ansicht  richtig,  so  wurde  daraus  folgen,  dass  das  Graf- 
sehaftsreebt  vor  1489  gehört. 


Digitized  by  Google 


474  Drittes  Buch.  §.  28.  Gemächdo  und  Erbvertrag. 

2.  Neben  diesen  wesentlichen  einseitigen  Vergabungen 
auf  den  Todesfall  hin  kommen  auch  öfters  Verordnungen 
über  die  Verlassenschaft  vor  in  Form  von  Vertragen. 
Die  meisten  Eheverträge  waren  zugleich  auch  Erbver- 
träge und  diese  bedurften  hinwieder  derselben  Bestätigung 
wie  die  Gemächde.  Ausser  den  Gedingen  unter  Ehegatten 
finden  sich  aber  auch  andere  Anwendungen  des  Erbvertrags. 
So  veräussert  z.  B.  im  Jahr  1420  eine  Frau  ihr  Haus  an 
einen  mütterlichen  Verwandten,  behält  sich  aber  den  lebens- 
länglichen Wohnsitz  in  dem  Hause  „vnd  in  Iren  winkeln” 
vor  und  verabredet,  dass  was  sie  an  fahrendem  Gute  noch 
daselbst  hinterlasse,  worüber  sie  hei  Lebzeiten  nicht  weiter 
verfügt  habe,  dem  Käufer  zufallen  solle  *67).  Ebenso  konnte 
inan  aber  auch  schon  bei  Lebzeiten  sein  ganzes  Vermögen 
einem  andern  übergeben  und  cs  somit  den  natürlichen  Erben 
entziehen  gegen  Zusicherung  des  nöthigen  Lebensunterhaltes. 
Einen  Verpfründnngs  - und  Lcibdingsvertrag  dieser  Art  vom 
Jahr  1421  **•)  will  ich  hersetzen,  zmnal  er  sehr  kurz  ist: 
Margaretha  holtzachin  — hat  gehen  vor  vnseru  Her- 
ren Bürgermeister  vnd  Bäten.  Gerdruten  Johanscu 
Holtzachs  des  Iungen  iro  sunes  elichen  wirtin  alles  irguot 
ligendes  vnd  farendes,  so  si  ietz  hat  oder  noch  ge- 
winnt, auU.it  »«gelassen  , ze  Rechtem  eigen.  Dawider 
hat  die  vorgeoaste  Gerdrut  onch  vor  don  egenanten  vnsern 
herren  versprochen  die  vorgenantc  Margaretha  holtzachin 
hi  Iro  In  Ir  kost  ze  haben  vnd  Iro  hunger  vnd  £rosl  ze 
buessen. 

Aehnliche  Verträge  kamen  auch  vor,  uin  Kinder  unter- 
zubringen und  für  ihre  Erziehung  gehörig  zu  sorgen.  Es 
wurde  dann  oft  dein  Pflegevater  ihr  ganzes  Vermögen  zu 
beliebiger  Nutzung  übergehen,  so  dass  er  nur  für  die  Her- 
ausgabe des  Hauptgutes  haftete,  und  zuweilen  wurden  auch 
hei  dieser  Gelegenheit  Bestimmungen  verabredet  über  das 
Erbrecht  bei  allfälligen  Todesfällen  J65). 

267)  MS.  HO.  Abtb.  I.  S.  62.  b. 

268)  MS.  160,  Ablh.  I.  S.  50.  *. 

269)  Vgl.  MS.  13*.  a.  S.  61.  b.  MS.  160.  Ablb.  I.  S.  16.  «. 
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I. 

8tiflungrurkunde  der  Fraumümterabtei  vom  Jahr  863. 

Au  der  Originalurkunde  auf  Pergament , mit  dein  kauerlichen  Siegel, 

Id  nomine  sce  et  individne  trinitatis  Hludouuicns  dinina  fauen- 
tente  gratis  rex  Si  de  rebus  terrenis  qnas  diuina  suinus  largitate 
consccuti  ad  loca  sctorum  ob  diuinum  amorem  regiuin  worein 
decenter  implentes  aliquid  conferimus  hoc  nobis  esse  profuturum 
ad  aelernae  remunerationis  pinia  capessenda  liquido  crcdimus  Qua- 
propter  eonperiat  omnium  iidelium  sctae  dci  ecclesiae  nostro- 
ramquc  praesentimn  sciiicet  Et  futnroruui  industria  qualiter  nos 
pro  serenissinii  lniperatoris  aui  nri  karoli  Et  praestantissimi  hlu- 
douuici  augnsti  domni  ac  genitoris  nostri  nec  non  Et  nostra  sem- 
pitema  remuneratione  ac  pro  coniugis  prolisquc  nrae  carissimae 
perpetua  mercede  cartim  nram  turegnm  In  ducatu  alamannico 
In  pago  dnrgaugense  cum  omnibus  adiacentiis  ael  aspicientiis 
eins  seu  In  diuersis  functiombus  Id  est  pagellum  uroniae  cum 
ecclesiis  domibus  ceterisque  aediiiciis  desuper  positis  mancipiis 
utriusque  sexus  Et  actatis,  terris  cultis.  Et  Incnltis.  siluis.  pratis. 
aquis.  aquarumue  decursibus  adiacentiis  perniis  cxitihus  Et  re- 
gressihus  quaesitis  Et  inquirendis  cum  uniuersis  censibds.  Et 
diuersis  redibitionibus.  Insuper  etiam  forestem  nrm  albis  no- 
mine Et  quicquid  In  eisdem  locis  nri  iuris  atque  possessionis 
Inre  (Jure?)  proprietatis  est  Et  ad  nrm  opus  Instanti  tempore 
pertinere  uidetur  totum  Et  Integrum  ad  monasterium  nrm  tra- 
dimus  quod  situm  est  In  eodem  uico  turegum  ubi  scts  felix  Et 
scta  regula  martyres  Xpi  corpore  quiescunt.  quod  nidelicet  ex 
rationis  tenore  conplacuit  nobis  agendum  ut  deinceps  In  posterum 
ibidem  omni  tempore  sctimonialium  feminarum  sub  regnlari  norma 
degentium  uita  conuersatioque  monasterialis  inonachicho  cultu  In- 
stituts caelebretur  Et  libentius  ppter  huius  loci  supplementnm  a 
nobis  Iam  praediclis  martyribus  dediti  dei  famulatus  illic  exhi- 
beatur  ac  pro  nrae  debitorumque  nrorum  omnium  mercedis  aug- 
mento  diligentius  dni  misericordia  Et  uberius  exoretur.  Uolu- 
mus  etiam  ut  Iidelium  nrorum  nouerit  beniuolentia  quod  paterna 
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pietate  cominoniti  supradictuin  monasterium  cum  omni  Integri- 
tate  unacuin  nra  traditione  In  locis  praefatis  dilectissimae  liliae 
nrac  hildigardae  In  proprietatem  °)  concessimus  ul  quantnm  dno 
pennittente  unleat  fainiliam  In  codem  inonastcrio  dno  militantem 
suoque  dominatui  subiectain  disctplinis  regularibns  Et  obscruan- 
tiac  inonasterialis  Institutione  corrigat  Et  nutriat  locaque  ipsa 
sibimet  concessa  quantunt  uires  auppeditent  profectihus  Et  emen- 
dationibus  augmentando  prouehat  Et  emendet  denique  iubentes 
praecipiinus  ut  nullus  iudex  pabücus  nec  coins  uel  quislihct  ex 
iudiciaria  potestate  In  locia  praefatis  uel  In  cunctis  rebus  ad 
eandem  loca  'JO)  respicientibus  seu  homines  tarn  liberos  quam  Et 
seruos  qui  illic  commanere  uidentur  distringere  aut  LnfesUre  nec 
iideiussores  tollendos  aut  uUas  redibitiones  uel  freda  aut  bannos 
exigendo  aut  alicuius  Iniuriac  uim  ullo  umquain  tempore  inferre 
psumat  sed  sub  nra  defensione  Et  munitatis  tuilione  cum  aduo- 
catis  ibi  coustitutis  res  illae  securc  p diuturna  tempora  perma- 
neant  Et  ut  haec  auctoritas  denationis  atque  conlirmatioois  nrae 
tirmior  habcatur  Et  p futura  tempora  a cunctis  fidel  ibus  seine 
dei  ecclesiae  nrisque  praesentibus  Et  futuris  uerius  credatur  al- 
que  dibgentius  conseructur  Manu  propria  nra  subter  eaiu  firwam- 
mus  Et  anuli  nri  Inpressionc  adsignari  iussiutus. 

Signum  domni  hluduuuici  gloriosissimi  regis 

comeatus  uotarius  ad  uicein  radleici  recognovi. 

Actum  XII  kld  äugt  anno  xpo  ppitio  XX  regni  dmni  hlu- 
douuici  screnissimi  regis  In  orientali  francia  Indictione  prima 
actum  regunes  bürg  ciuitate  In  dei  nomine  feliciter  amen. 


II. 

Stadtrecht  von  Winterthur , rom  Jahr  1297. 

(Aas  einer  im  Archiv  ?a  Winterthur  aafbewahrten  , wahrscheinlich  gleichzeitig 
geii  PcrgAmenlhandscbrifl.  > 

[I.]  Allen  die  disen  brief  ansehent  oder  horent  lesen,  kün- 
den wir  der  Schulthaisse  der  rat  vnd  alle  die  burgerre  von  Win- 

•)  Die  Worte  In  proprietatem  sind  mil  anderer  Tinte  spater  geschrieben , 
daher  entweder  nufgefriseht  oder  aber  verfälscht. 

*•)  rundem  locum  ? 
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tertnr  ainerkantnuste  der  nachgescribenen  dinge.  Wissin  alle 
den  es  ze  wissinne  besehiht , wan  der  hob  gelopt  fürste  vnser 
herrc  herzog  albreht  von  Ostcrich  den  erberen  beschaidenen 
lüten  den  bnrgerren  der  Stat  ze  Mellingen  mit  sinern  briefe  ge- 
nade  getan  het , da/,  aü  vnd  alle  ir  nachkomen  , die  in  der  stat 
wonhaft  sint , alle  die  genade  alle  die  fribait  vnd  allü  du  reht 
dü  vns  von  sinern  vatter  vnd  andren  siuen  vordem  geliben  vnd 
gegeben  sint,  haben  suln  als  och  wir , vnd  wan  sü  dii  vorgenan- 
den  reht  vnd  frihait  nüt  gesriben  hatten  , darvmbc  so  haben  wir 
durch  der  vorgenanden  burgerre  bette  vnserrc  briefe  vnd  vnssre 
altun  gewonhait  absrift  gegeben  vnder  vnserre  stat  Insigel.  Dis 
ist  dü  absrift  dez  briefes  , den  vns  der  hoh  wirdig  herre  vnser 
herr  künig  Ruodolf  selge  von  Rome  gab , e das  er  künig  wurde. 
Wir  grafe  Ruodolf  von  habspurg  kündin  allen  gottes  getrüwen 
zuo  den  disü  srift  kumet  vnsern  gruoz  mit  ainerkantnuste  der  nach- 
gesribenen  dinge.  Das  man  hoher  herren  gesezte  , die  wirdig 
sint  ze  gedeukinne  von  des  zites  lengi  iht  vergessi , so  hant  die 
wisen  erdaht,  das  man  si  mit  sriftlicher  habe  vnuergeslich  mache, 
da  von  so  kundin  wir  beschaidenliche  an  dises  briefes  habe  in 
ganz  trüwen , das  wir  vnseren  liehen  burgerren  von  wintertur  ge- 
sezzet  vnd  gegeben  haint  sunderliche  von  vnseren  genaden  disü 
reht , dii  hienach  gesriben  stant  ze  haltinnc  iemer  eweklich  von 
vns  vnd  von  vnseren  nachkomen.  ze  dem  ersten  male  hain  wir 
inen  gesezzet  und  ze  reht  gegeben  , das  ir  fridecraisses  invang 
hinnanhin  iemer  eweklich  marclcs  reht  haben  sol  nach  der  Stat 
sitte  vnd  gewonhait.  Dasselbe  reht  sol  hau  swaz  die  burgerre 
die  inrnnlhalh  dem  fridecraissc  gesessen  sint  der  herschefte  aigens 
besessrnt  haint  vmb  rchten  und  gesasten  Cins.  Och  hain  wir 
inen  gesezzet  vnd  ze  rehte  gegeben  iemer  eweklich,  das  sü  nie- 
man  ze  rclite  stan  suln  der  inen  ir  aigen  ansprichet,  dem  wir 
ßurgreht  vnd  Marctes  reht  gegeben  hain  anderswa  wan  vor  vns 
aldcr  vor  vnserem  nachkomen,  der  denne  ir  rehter  herre  ist, 
vnd  vor  ir  Schultbaissen  ze  der  burgerre  gegeni  gcmainliche. 
Och  hain  wir  inen  gesezzet,  vndze  rehte  gegeben  , das  ze  Schult- 
haissen  vnd  ze  Amman  dersclbun  stat  nieman  erwellet  sol  werden, 
wan  das  die  burgerre  ainen  vnder  inen  wellen  suln,  der  weder 
ritter  si  noch  ze  ritter  werden  sul,  vnd  den  son  wir  inen  ze 
Schulthaissen  geben  vnd  enkainen  andern.  Och  hain  wir  inen 
gesezzet  vnd  zcrchte  gegeben  , swer  ir  herre  ist , dem  ir  ainer 
verlaidot  wirt  von  etlicher  missetat,  über  die  er  rihten  sol  das 
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der  vor  den  hurgerrcn  gemainlichen  sol  ervarn  sin  schulde  oder 
sin  vnschuldc  , vnd  sol  in  genuegen  swai  inie  darumbe  mit  ostern 
vrtailt  ertailet  wirt  vinb  die  missetat.  Och  hain  wir  in  gesezzet 
vnd  ze  rehte  gegeben  , das  enkain  herre  dekainen  sinen  man  , 
der  inrunt  dem  vorgenanden  ir  fritcraisse  seshaft  ist , vallan  sol 
es  wer  denne  das  derselbe  inan  enkainen  erben  hetti  gelassen 
nach  siuein  lode , vnd  hat  er  enkainen  erbeu  gelassen  , sol  er  in 
vallan  nach  der  burgerre  rat.  Och  hain  wir  inen  gesezzet  vnd 
ze  rehte  gegeben  , das  enkain  herre  erben  sol  siner  aigener  lute 
aigen,  das  iurnnthalb  dem  fridccraisse  lil  vnd  inarct  rebt  heti. 
Och  hain  wir  inen  gesezzet  vnd  ze  rehte  gegeben  das  alle  die 
in  dein  vorgenandeui  fndecraisse  scssehaft  sint,  inan  vnd  wib , 
sünc  vnd  tohteran  ze  der  e körnen  miigen  mit  allen  luten  an  die 
sit  gevalleut  in  ander  Stete  vnd  von  anderen  steten,  sweler 
kiinne  sü  sint,  vnd  sol  inen  dii  vngenosami  der  berschefte  enhain 
schade  sin.  Och  son  wir  vnd  vnsern  nachkomen  , diederseiben 
stat  herren  sint,  dii  ainpt  vnd  dii  genhte  niesindc  sin  nach  ir  ge- 
sezte.  Och  hain  wir  iucn  gesezzet  vnd  ze  rehte  gegeben,  swer 
ir  burger  ist  oder  wirt,  vnd  in  der  stat  veriaret  vnd  vertaget 
ane  siues  herren  ansprache  in  landes  indem  des  aigen  er  ist, 
der  sol  darnach  iemer  me  enkainen  herren  dienstes  gebunden 
sin,  wan  der  stat  herreu.  Och  svln  sü  enkaiues  herren  eigenne 
oder  lennian  ze  burger  enpfahen  wan  mit  der  stat  herren  willen. 
Och  hain  wir  inen  gesezzet , vnd  ze  rehte  gegeben , daz  ir  en- 
kainer  der  Stat  herren  genade  oder  hnJdi  verlieren  sol , er 
haigi  denne  ain  groz  vntruwe  oder  manslaht  getan  oder  ainen 
erblendet  oder  ander  siner  lide  berobet,  oderain  inort  begangen 
oder  en  ander  missetat  oder  maintat , dii  sich  dem  gelichet.  Och 
hain  wir  inen  gesezzet  vnd  ze  rehte  gegeben , sweler  vnder  inen 
ir  ainen  mit  gewafenter  hant  wundot  der  sol  der  stat  herren  fünf 
phunt  geben , oder  man  sol  ime  die  haut  abslahen  ze  besscrunge 
und  ze  huos.  Swer  och  vnder  inen  aine  freuenli  tuot  die  man 
rihten  sol  anne  die  hie  vorgesriben  sint , der  sol  der  stat  herren 
geben  drii  pfunt,  oder  die  stat  miden  ain  ganz  jar.  Daz  wir 
vnseren  lieben  burgerren  disü  reht  gegeben  vnd  gesezzet  halnn, 
das  sint  gezüge  die  hie  nach  genement  sint,  die  es  horton  vnd 
sahen,  her  Cuonrat  von  Tengen , her  Cuono  von  Tüfen,  her 
hainrich  von  hüinlicon  frien,  her  Johans  von  Bluomenberg,  volrich 
von  hetlingen  , vnd  sin  Bruoder  der  Truhsezze  von  Diessenhonen, 
Burchart  von  wida,  Ruodolf  der  vogit  von  nrowennelt.  Nicolaus 
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von  Girsperg  vnd  ander  vil  die  man  nit  nemraet  dur  die  kurzi. 
Vnd  das  disü  genade  vnd  disü  reht,  die  wir  gelihen  haben  der 
vorgenanden  stat  vnd  den  burgerren,  die  darinnc  wonhaft  sint, 
hi  vns  vnd  allen  vnseren  nachkomen  stete  beliben  vnd  nüt  ver- 
werzalot  sulint  noch  werden  mugint  harnach , darnmbe  so  haben 
wir  inen  disen  brief  besigelten  gegeben  mit  vnserem  Insigel. 
Dis  geschach  do  von  gottes  gebürte  waren  zweihundert  Sech- 
zig Jar  vnd  dar  nach  ln  dem  vierden  Jare  an  dem  ersten  tage  vor 
sant  Johaus  ahent  ziingihtun  In  dem  sihenden  Jare  Römer  Stür  Jar. 

[II.]  [$.  1.]  Dis  ist  die  abscrifl  des  briefes  den  uns  der  vor- 
genande  vnser  herre  künig  Rnodolf  dar  nach  do  er  kiinig  wart 
gab.  [8-  2.]  Künig  Ruodolf  von  Roma  von  Gottes  genaden  kün- 
det allen  getrüwen  des  heiligen  riches  dien  dises  briefes  habe 
geoget  wirt  sine  genade  vnd  alles  guot.  Vnser  genade  dunket 
bil lieh  das  wir  uns  naigin  genediklich  gegen  der  betlicher  begirde 
die  uns  lopt  vnd  enplilt  vsgenomenliche  getriiwer  dienst  mit  ste- 
tem willen.  Wan  nu  dis  offenbar  ist  an  vnsern  lieben  getriiwen 
burgerren  von  Wintertur , so  hain  wir  dur  ir  bitte  inen  dise  ge- 
nade vnd  disü  reht  vnd  dis  frihait  gesezzet  vnd  gegeben,  die  hie 
nach  gesriben  stant.  [ §.  3.  ] Dü  erste  genade , die  wir  inen  ge- 
geben und  gesezzet  hain  , ist  das  sü  nach  edlr  lüte  sitte  vnd  rehte 
leben  suln  cnpfnhen  vnd  haben  vnd  ander  belehennen  nach  lehens 
reht.  [ 8.  4.]  Dü  auder  genade  die  wir  inen  gesezzet  vnd  gege- 
ben hain,  du  ist  das  wir  gebietin  vnseren  erben  swenne  vnd  swie 
dike  dü  kilche  ze  wintertur  ledig  werde , das  sü  si  niemannc 
lihen  wan  ainem  priester  der  mit  geswornem  aide  sich  binde, 
das  er  vf  der  kilchun  iune  ze  wintertur  sizze  mit  rehtcr  wonunge. 
[8.  5.]  Dü  dritte  genade  ist,  die  wir  inen  gesezzet  vnd  gegeben 
bain , das  dü  lehen  dü  su  haut  von  der  herscheftc  von  kiburg 
suln  ir  tochteran  erben  als  ir  süne  ob  da  enkain  sun  ist.  [8-  6.] 
Dü  vierde  genade  ist  die  wir  inen  gesezzet  vnd  gegeben  hain , 
das  sü  niender  ze  rehte  stan  suln  wan  vor  ir  rehtein  Schullhais- 
sen  vnd  reht  vorderan  suln  vnd  neinen  oh  sü  wen  vor  ainem  lekli- 
chem  rihter.  [8.  7.]  Dü  fünfte  genade  ist  die  wir  inen  gesezzet  vnd  ze 
rehte  hain  gegeben,  hetti  ir  dekeiner  ain  lehen  vom  ainem  edeln  man 
er  si  ritter  oder  kneht  der  dasselbe  lehen  von  der  herschefte  von 
kiburg  hat,  vnd  derselbe  edel  man  stubet  ane  erben,  sosol  er  das- 
selbe lehen  von  niemanne  anderem  han  wan  von  der  herschefte,  vnd 
sol  enkaine  vnser  erbe  gewalt  han  dasselbe  lehen  niemanne  anderin 
ze  lihinne.  [8.  8.]  Dü  sehste  genade  ist  die  wir  inen  gesezzet 
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vnd  gegeben  hain , das  sü  aineu  ieklicben  vogtinah  7,e  hurger 
mugen  enphahen  also  das  er  dem  herren  diene  nach  der  vogtaig 
reht.  [9.  9.  ] Ze  aiuer  sicherhait  vnd  ze  ainer  offener  bewerde 
dis  dinges  hain  wir  inen  disen  brief  gegeben  gezaichneten  vnd 
gefesten  mit  dem  Insigel  vnsers  gewalles.  Dise  genade  vnd  disen 
brief  gaben  wir  inen  trige  tage  vor  Merzen  anvange  ln  dem  drit- 
ten Jare  Römer  Stiir  Jare  In  dem  Jare  do  von  gottes  gebarte  wa- 
ren zweihundert  Jar  Sihenzig  Jare  vnd  dar  nach  In  dem  fünften 
Jare  In  dem  andern  Jare  vnsers  riches. 

[III.]  [9.  1.]  Dis  sint  vnser  gesetzte  vnd  vnser  alte  gewon- 
hait , die  wir  von  alter  herdan  ze  rehte  gehept  hain  mit  willen 
vnserrc  herschefte.  [9.  2.  ] Du  erste  gewonhait  oder  das  erste 
reht  das  wir  gehept  hain , das  ist , Swer  der  ist  der  von  den  Sa- 
chen als  an  dem  obern  bnefe  stat  gesriben  vnsers  herren  holde 
verliiret  des  lip  vnd  des  guot  sol  der  Scholthaisse  in  vnsers  herren 
gewalt  zühen  vnd  behalten  an  vnsers  herren  genade , vnd  sol 
nüt  anders  ab  ime  rihten.  [9.  5.  ] Swer  och  der  ist  der  ain 
freveli  tnot,  darvmbe  er  verschuldet  ze  gebiune  vnserm  herren 
drü  pfunt,  ist  der  bnrger  oder  burgers  leint  oder  git  er  münz 
vnd  sture,  so  sol  er  fride  han  ahte  tage,  vnd  riht  er  sich  in 
den  ath  tagen  nüt,  so  haisset  in  vs  srigen  der  Schullhaisse, 
vnd  swer  in  darüber  huset  vnd  hofet,  der  muos  vnserm  herren 
geben  drü  pfunt  für  die  freueli , daz  er  ennen  behalten  hat , der 
da  vs  gesrüwen  ist.  [9-  4.  ] Derselbe  freueier  der  da  verbotteil 
ist,  der  sol  die  stat  miden  jar  vnd  tag,  vnd  gat  er  in  den  tagen 
in  die  stat , so  sol  in  der  rihter  vahen  oder  in  swes  hus  er  kumet, 
da  sol  in  der  rihter  verbieten  vssen  reht , der  selbe  freueler  belip 
och  sckuldig  dem  cleger  drie  Schillinge  vnd  dem  schulthaisscn 
och  drie  Schillinge.  [9.  5.]  Wir  hain  och  ze  reht  vinb  die  hain- 
suoch,  swer  der  ist,  der  den  andern  freuenlich  ha i me  suochet, 
inrunt  drien  fuessen  vor  siner  tür  sines  huses , der  het  verschul- 
det en  hainsuochi  vnd  sol  die  buessen  mit  drin  pfunden  dem 
Cleger  vnd  vnserm  herren  och  mit  drin  pfunden.  [9.6.]  Wir 
hain  och  ze  rehte , ist  das  das  kainer  vnser  burger  oder  der  so 
bi  vns  wonhaft  ist  dekeinen  beclagen  wil  uinbgülte,  der  sol  ime 
für  gebieten  ze  dem  ersten  male  an  sinen  munt,  kumet  er  für  vnd 
wirt  er  nüt  vnschuldig  , so  muos  er  ime  verweton  drie  Schillinge 
vnd  dem  schulthaissen  och  drie  Schillinge  , vnd  kumet  er  nüt 
für , so  muos  ime  der  kleger  für  gebieten  ze  dem  andern  male 
ze  huse  vnd  ze  hofe,  vnd  kumet  er  für  und  enmag  er  nüt  vn  schul- 
dig werden , so  belibet  er  schuldig  des  er  och  schuldig  were , ob 
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er  7.e  dein  ersten  male  frirkoraen  were.  Komet  er  aber  nüt  für, 
sol  er  ime  für  gebieten  ze  dem  dritten  male  von  dem  vogte, 
vnd  liumet  er  denne  nüt  für,  so  git  der  rihter  dem  cleger  den 
man  an  den  er  «läget , ob  der  cleger  wil  ze  gaste , oder  er  gat 
ime  ze  huse  vnd  ze  hofe , vnd  wirt  der  cleger  gewiset  uffe  sinn 
aigen , dü  marctes  rebt  baint , dü  sol  er  behalten  drige  manot 
vnd  darnach  verkofen  nach  der  stat  reht.  [fl.  7.]  Ist  och  das 
der  den  man  claget  für  kumet  so  ime  für  geholten  wirt,  von 
dein  vogte  so  sol  er  dem  cleger  gelten  ze  stenter  stete , vnd  mag 
er  ime  nüt  vergelten  mit  sinem  varden  guote , so  sol  man  den 
cleger  och  wiscn  vffen  ens  aigen  dü  marctes  reht  bain  an  den 
er  claget  in  dem  selben  rehte  als  da  vorgesriben  ist.  [fl.  8.]  Ist 
aber  das  der  an  den  man  claget  der  enkames  bat  weder  varn- 
des  gnot  noch  aigen,  so  sol  man  in  nüt  vahen  vmb  die  gölte, 
mao  sol  ime  baitcn , onz  das  er  es  haben  mag.  [ fl.  9.  ] Ist  och 
das  der  an  den  man  clagot  ze  dem  dritten  male  nüt  für  gerihte 
kämet , so  ime  für  gebotten  wirt  von  dem  vogte , swas  denne 
der  cleger  offenot  vor  gerihte  daz  er  ime  gelten  söle  das  nioos 
er  ime  geben , er  sül  ime  es  oder  nüt , vnd  wart  das  gesezzet , 
das  man  das  gerihte  nüt  versmahc.  [fl.  10.]  Ist  och  das  der 
scbulthaissc  ainem  ze  huse  vnd  ze  hofe  gat  vmb  gulte  der  belibz 
ünsertu  herrrn  driger  pfunt  schuldig,  gat  er  ime  aber  nüt  ze 
huse  vnd  ze  hofe  vnd  genimet  iu  der  cleger  ze  gaste,  so  enist 
er  ünserin  herren  nüles  schuldig.  [fl.  11.]  Swer  och  der  ist  der 
ze  gaste  gegeben  wirt,  über  den  het  der  cleger  gewalt,  das  er  ime  sin 
gnot  nemen  mag  swa  er  es  vindet  vsserünt  dem  fridecraisse , swas 
er  aber  sines  guotes  vindz  inrünt  dem  fridecraisse  , das  sol  er  nüt 
selbe  nemen , ime  sol  es  gehen  der  schuHhaisse  oder  sin  kneht. 
[S.  12.]  Wir  hain  oeh  ze  rehte,  das  eines  ieklichen  burgers  wib 
nud  kint  swannan  er  gewibet  hat,  genösse  ist  ze  erbinne,  als  ob  si 
aines  herren  werin.  [fl.  15.]  Wir  hain  och  ze  rehte  das  aines 
ieklichen  burgers  wip  erben  sol  nach  ir  inannes  lode  alles  sine  va- 
rend gnot  und  da  von  nüt  gelten  es  wer  denne  das  ir  man  ain 
kofman  oder  enwerbent  inan  wert  vnd  er  vffe  sich  guot  nemi. 
Stürbe  der  man , so  sol  si  das  guot , das  er  vffe  sieh  genomen 
hat , von  dem  varnden  guot  gelten  vnd  anders  enkain  gülte  wan 
die  si  gelopt  hat  ze  gettinne.  [fl.  Ifl.]  Wrir  hain  och  ze  rehte 
•das  dekain  ünser  hnrger  sin  Cins  aigen  das  er  geerbz  hat  von 
sinein  vatter  oder  swelen  weg  es  in  an  geuallen  ist,  e daz  er  sin 
dich  wip  geneme  mag  gegeben  sinem  elioben  wip  dekainen  weg 
wan  ze  liptinge.  [fl.  |5.]  Wir  hain  och  ze  reht,  swer  der  ist 
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der  dem  andern  sin  aigen  das  inarctes  reht  hat,  ansprechet,  er 
si  burger  oder  nüt,  der  muos  verborgen  unseren  herren  drii  pfunt 
v nd  deine  dem  er  daz  aigen  ansprichet  och  drii  pfunt , und 
mag  er  daz  aigen  nit  bchaben  mit  rehte  , so  muos  er  geben  dii 
sehs  pfunt , dii  er  verburgz  hat  als  hie  vor  gesriben  ist.  [g.  16.] 
vmb  dü  selben  aigen  sol  och  nieinan  rillten  wan  ze  den  zwain  ge- 
dingen  ze  Wiennacht , vnd  ze  Osteran , und  sol  och  meman  vmb 
dii  selben  aigen  clagen  an  gaistlichem  noch  an  weltlichem  genhte, 
wan  von  vnserm  herren  oder  vnserrn  rihter.  [g.  17.]  es  sol  och 
meman  über  vnseru  aigen  vrtailde  sprechen  wan  der  och  aigen 
bet,  das  ünsere  stat  marctes  reht  het.  [g.  18.]  Wir  hain  och  ze 
rehte,  vmb  vnser  erbeschaft,  swaz  de  kainer  ünser  burger  bi  sinein 
elicheu  wip  Cinsaigens  oder  ledigs  aigens  gekofz , habeut  $ü  mit 
anderen  kint,  der  aigen  ist  es  und  iro  beder  liptinge.  [g.  19.] 
Ist  aber  das  sü  aiie  lip  erben  sint , sweders  denne  vnder  inen 
stirbet,  so  sol  daz  ander  daz  aigen  erben  daz  sü  mit  anderen 
gekofet  hant  und  tuon  swar  es  wil.  [g.  20.]  Wir  haio  och  ze 
rehte , ist  daz  en  man  vnd  ain  vrowa  elich  ze  enanderen  koinent, 
swaz  ir  ietweders  aigens  ze  dem  andern  bringz,  belibent  sü  ane 
lip  erben,  machent  sü  daz  aigen  nit  en  anderen  nach  swaben 
reht , das  wirt  ledig  iro  ietweders  erben  nach  iro  tode ; macbent 
aber  sü  es  einen  andern  nach  swaben  reht,  so  bet  ir  ietweders 
daz  aigen  daz  une  gemachet  ist  ze  liptinge  vnz  an  sinen  tot,  vnd 
vallet  denne  wider  an  die  rehten  erben,  [g.  21.]  gewinnent  sü 
aber  lip  erben  mit  anderen  , an  die  vallz  das  aigen  ledeclich , es 
st  gemacbz  oder  nüt.  [g.  22.]  swas  och  dekainem  ünsern  bürgern 
aigens  von  sinem  vatter  oder  von  dekainen  sinen  vordem  an  ge- 
vallz  , het  er  Bi  zwain  elichen  vrowen  kint,  vnd  het  er  das  aigen 
enkainem  sinem  wibe  gemachet , stirbz  er , so  vallz  er  sinü  kint, 
dü  er  lat,  gemainlichen  an.  [g.  23.]  Sweler  aber  siner  kind 
muolcr  er  das  aigen  gemachz  hat , dü  kint  vallz  das  aigen  an , dü 
der  muoter  sint , der  das  aigen  gemachot  ist.  [g.  24.]  Wir  bain 
och  ze  rehte,  swa  aine  vnser  burger  stirbz,  lat  er  kint,  die 
vogtber  siut,  ist  daz  der  kinde  nehster  vattennag,  der  iro  vogit 
solle  sin,  inen  ze  vogte  vnnüz  ist,  den  git  der  Schulthaisse  vnd 
der  rat  vffe  den  aid  ainen  pfieger  über  iro  guot.  [g.  25.]  Were 
aber  das  dü  kint  enkainen  mag  hettin  der  iro  vogit  soiti  sin,  den 
git  och  der  Schulthaisse  vnd  der  rat  ainen  vogit  vife  den  aid  , vnd 
muos  der  dem  rate  gehorsam  sin  wider  ze  raitinne  der  kind  guot. 
[g.  26.]  Wir  hain  och  von  alter  gewonhait  gehept  ze  rebt,  daz 
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en  ieklicher  vnser  burger  oder  der  bi  vn*  wohnhaft  ist , mit  sinem 
lip  vnd  mit  sinem  guote  varn  mag  vsser  unser  stat,  ob  er  niimme 
bi  Uns  sin  wil , vnd  sol  ime  daz  nieman  werren,  weder  iinse 
hcrre  noch  nieman  anderre.  [§.  27.]  Wir  kündin  och  an  disetn 
briefe,  wan  wir  den  erberen  lüten  alle  unser  gewonhait,  die  wir 
anc  scrift  ze  rehte  gchept  hain , von  alter  berdan  an  diseui  briefe 
nüt  alle  gegeben  muhten  , swenue  sii  zuo  uns  sendent,  so  wellen 
wir  inen  fiirbaz  unser  gesezte  gerne  erzogen,  swa  sü  es  bedür- 
fen. [J.  28.]  Vnd  ze  ainer  gewerer  vnd  offenen  gelopsam  dirre 
scrift,  so  gabeo  wir  Unser  stat  Insigel  an  disen  brief.  [§.  29.] 
Dirre  brief  wart  gegeben  ze  wintertur  da  von  Gottes  gebürte  wa- 
ren zweihundert  Jar  Nünzig  Jar  vnd  dar  nach  in  dem  sibenden 
Jare  an  sant  hylarien  tage  In  dem  zebenden  Jare  Römer  Stür  Jarc. 


in. 

Hofrodel  zu  Allorf  (Mnnchaltorf)  angeblich  von  1439. 

Ans  einer  gleichzeitigen  Perg.unenthandschrift  des  Staatsarchivs  (Sakristei). 

Erste  Fergainenlroile. 

§.  f.  Item  dis  ist  des  hoffrecht  ze  Aitorf  als  sy  von  alter 
her  koinen  sint°). 

§.  2.  Des  ersten  So  sprechent  sy  das  si  habint  drü  Jarge- 
richt  vnd  hab  da  jeklich  Jargericht  sinen  nachtag  vnd  syg  das 
ein  Jargericht  vf  sant  Jiirgentag  das  ander  vf  sant  Johans  tag 
des  Jungen00)  das  dritt  vf  Sant  Andres  tag. 

3.  Si  sprechent  och  wer  der  syg  der  der  hof  guetern 
von  Aitorf  siben  schuo  witt  vnd  breit  hab  der  oder  sin  botten 
sol  by  allen  gerichten  sin  , versumpt  er  sich  aber  des  gerichlz, 
so  bat  in  ein  weibel  ze  pfenden  vmb  dryg  Schilling  vnd  wer 
ouch  also  der  gueter  hätt  der  hät  och  dar  vmb  ze  erteilten  vnd 
vf  ze  hebend. 

§.  4.  Si  sprechent  öch  wer  das  ein  vssrer  in  dem  hof  ze 
Aitorf  ze  schaff'enn  gewunn  vnd  klagen  wolt  vmb  evgen  oder  vmb 


•)  Von  einer  andern  Hand  ist  nachher  folgende  Randbemerkung  hinzugc- 
fiigt : „da  by  sy  ouch  vnser  herr  burgermeister  vnd  Rat  der  statt  Zürich, 
wellent  lassen  beliben  vnd  ist  dus  Rodel  gemacht  Anno  domini  MCCCCXXXIX. 

**)  Die  Worte  „des  Jungen"  sind  iin  Orgmal  durchgestrichen  und  über 
die  folgenden  Worte  von  einer  andern  Hand  geschriebeu  : „ze  Süngicht". 
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erb  der  aol  das  Recht  kouffen  vinb  fünf  Schilling  vier  pfenning 
vncl  sol  man  im  richten  als  einem  andern  hofmau  Bedarf  aber 
der  Inner  von  dein  vssern  des  Rechten  so  sol  der  vsser  dem 
Innern  vertrusten  dass  Recht  da  ze  lassen. 

$.  5.  Si  sprechen!  öch  Spricht  einer  einem  an  sin  ligent 
guot  vnd  behebt  er  sin  ansprach  nüt  das  leit  er  onch  dem  Richter 
ab  mit  dryg  Schillingen.  *) 

$.  6.  Si  sprechent  öch  das  ir  hoffrecht  syg  das  nieman  dem 
andern  debeinen  schaden  sölli  ablegen  er  bab  im  den  denn  ver- 
beissen  mit  hand  oder  mit  mund. 

§.  7.  Item  so  sprechent  ouch  die  hofliit  daz  ein  keller  der  den 
kelnhof  Inne  hatt  zuo  den  drygen  Jargerichten  einem  vogt  selb 
ander  essen  vnd  trinken  geben  sol  Enbüt  im  das  ein  vogt  an  dem 
Abent  so  mag  er  dester  bas  geleben  doch  das  er  im  des  ganog  geb 
des  er  hab  in  den  vier  wenden  vnd  sol  des  ein  vogt  benuegen  vnd 
sol  inn  nüt  furer  straffen. 

§.  8.  Si  sprechen!  öch  daz  derselb  keller  alle  mess  soll  haben 
ze  kernen  vnd  ze  haber  vnd  sol  ouch  die  jederman  in  dem  dorf 
lihen  wer  ir  bedarf  vnd  wenn  oder  wie  dik  vnser  herren  von 
Zürich  ir  mess  endrent  so  dik  sol  er  die  öch  endren. 

§.  9.  Es  sprechent  ouch  die  hoflüt  das  si  gebint  an  die  vesty  gen 
Grueningen*®)  hundert  vnd  viertzig  müt  Kernen  alle  Jar***}  drü 
vnd  zwentzig  malter  haber  vnd  drü  vnd  zwentzig  pfuud  pfennmg 
vnd  von  dem  guot  gil  man  jerlich  an  Oetenbach  zwentzig  müt  ker- 
nen drü  pfund  pfennmg  Item  eiin  p falle  u von  Egg  ein  müt  kernen 
Item  einem  zuoner  zwen  müt  kernen  derselben  zweyn  müt  kernen 
wirt  aber  einem  pfalTen  ze  Egg  ein  halbe  müt  der  Kilchen  ze  Egg 
ein  balba  müt  vnd  den  scbünnrn  ein  müt  vnd  in  dem  uiüliloch 
gand  ouch  der  obgeschribnen  summ  zwen  müt  ab. 

$.  10.  Item  der  hof  ze  Gossow  sol  onch  ierlich  an  körn  gellen 
dryzechcn  stuk  wer  aber  das  er  minder  gulti  so  sond  doch  die 
drtzechen  stuk  abgaa  an  der  summ  so  vorgescbriben  ist. 

{.  II.  Si  sprechent  öch  wer  der  sig  der  den  grossen  zehenden 
ze  Altorf  inne  hab  der  sölli  han  ein  wuoher  stier  vnd  ein  wuoher 
swin  vnd  sölli  der  wuoher  stier  ze  Sant  Jöryen  tag  da  sin  vnd  vf 


*)  Die  beiden  letzten  Wort«  sind  durcbgestricheo  and  von  spaterer  Hand 
hinzugesetzt  „pfund  Haller". 

•*)  Von  spaterer  Hand  wurde  emgesclioben  „alle  Jar 
•••)  Dies«  Worte  sind  von  spaterer  Hand  durcbßeatricben. 
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Sant  verenen  tag  dannen  gän  vnd  sölli  der  Eber  ze  Sant  Andres 
tag  in  dem  dorf  sin  vnd  vf  Sant  Jöryen  tag  dannen  gän, 

5.  12.  Der  zechend  sol  öch  die  beydi  han  an  des  dorfs  vnd  der 
hoilüten  schaden  doch  wer  ob  der  Stier  mit  Jeman  hin  vs  giengi 
vnd  schaden  tätti  der  sol  in  besorgen  das  er  her  wider  inkoini  än 
menklichs  schaden. 

$.  13.  Vnd  sond  öch  der  stier  vnd  der  Eber  sin  der  mäss  das 
die  dorfmeyer  bedunk  das  si  da  mit  besorgen  sigint. 

$.  14.  Item  Es  sprecbent  öch  die  hoflut,  das  si  hundert  vnd 
sibentzig  ein  huobtuochs  gehint  dem  von  hinwil ; das  selb  huob- 
tuoch  sölli  so  swach  sin  , wenn  man  das  spreitt  vf  ein  waseo,  das 
Gens  gras  vnd  hollen  durch  das  tuoch  inugint  essen , vnd  wela  ob 
vier  einen  des  tuochs  niit  schuldig  ist,  der  mag  von  dem  egenanten 
von  hinwil  ein  ein  lösen  vmb  vier  haller. 

§.  15.  Öch  sprechent  si,  das  si  wisskorn  söllent  gehen  gen 
Liebenberg  vnd  sölli  das  sin  des  swecbsten  des  Got  ein  arm  man 
berätt  des  Jars  vnd  gebi  jeman  bessers  der  sol  einem  iei.lichen  bof- 
inan  dryg  Schilling  verfallen  sin. 

§.  16.  Sprechen!  öch  die  hoflut  si  gebint  huenr  gen  Lieben- 
herg,  nrnipt  man  gielhuenr,  vnd  wenn  die  houpt  vnd  swanlz  babint 
vnd  an  den  dritten  seigel  fliegen  mugint  vnd  man  si  dem  herren 
bringt,  der  sol  si  nemen  vnd  nüt  versprechen. 

$.  17.  Item  so  sprecbent  di  hofliit  von  Altorf  das  si  genoss 
syent  ze  wibenn  vnd  ze  mannen  zuo  disen  nachgescbribnen  siben 
Gotzhiisern  1 

des  ersten  zuo  vnser  lieben  fröwen  ze  den  Einsideln  Gen  Sant 
galten0)  gen  pfäfers  gen  Schennis  In  die  Richen  Öw  An  Sant  Reg- 
ien Zürich* **)0)  vnd  gen  Sekingen  vnd  sölli  men  dehein  herr  des 
vor  sin. 

5-  18.  Si  sprechend  öcb  wer  ob  ir  deheiner  ein  Tochter  oder 
me  hin  vs  berietti  zuo  der  E,  oder  wie  sich  ein  fröw  hin  vs  ver- 
giengi  zuo  elichem  leben  vnd  die  ein  genossen  nunpt  er  syg  fryg 
oder  der  jetzt  beneinpten  siben  Gotzhüscrn  der  einer  der  lib  noch 
guot  hat  ein  herr  ze  Grueningen  nüt  nachzefragen. 

5.  19.  Si  sprecbent  onch,  si  babint  ein  fryen  zug  ze  tuon  mit 
ir  lip  vnd  mit  ir  gnot  doch  dem  egenanten  herren  ze  Grueningen 
vnschedlicb  des  Jars  mit  einem  Schilling  pfenningc. 

5.  20.  Vnd  gebi  einer  den  Schilling  darvinb  wo  oder  an  welen 

*)  Hier  ist  hineinge schrieben  „an  tunt  Hegulen  Zürich.” 

**)  „Aa  — Zürich”  sind  durchgestrichen. 
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enden  Joch  einer  abgang,  das  ein  herr  ze  Grüningen  sinem  vall 
nach  kom  vnd  den  erben  nach  des  hoft'recbt  Ob  das  ze  schulden  käniy. 

$.  21.  Si  sprechen!  ouch  wcri  ob  ein  man  oder  wib  elichi 
kind  betünt  vnd  die  by  einander  sint  in  einer  kost  weles  joch  da 
ab  gät,  so  erbt  der  herr  von  Grneningen  ir  debeins. 

22.  Welhi  och  teil  vnd  gemein  mit  einander  hand  so  erbt  si 
aber  der  herr  nüt. 

5.  25.  Si  sprechent  öch,  werind  vier  gebruoder  minder  oder 
mer  in  einem  hus  Stirbt  da  je  der  eltost  ab , der  sol  ein  vall  dem 
herren  geben  vntz  an  den  Jnngsten. 

5-  21.  Stirbt  aber  der  Jungen  einer  nach  dem  andern  ab,  so 
sol  der  herr  dehein  valien  vntz  aber  an  den  eltosten. 

$.  25.  Es  sprecbent  ouch  di  hoilüt : ist  das  man  oder  wib 
knaben  oder  tochtran  in  das  todbett  kotncnt  uiugent  si  denn  so  vil 
das  si  an  stab  iin  Stangen  vnd  an  hilf  siben  schuoch  für  das  obtach 
bekleit  giind,  So  mögen  si  wol  ir  varend  guot  geben  wem  si  wel- 
lent  vinb  das  das  es  dem  genanten  herren  nüt  werd , vnd  hat  man 
zwen  biderman  die  das  secbenl  vnd  hörrent  vnd  och  das  vor  dem 
herren  gesagen  kunnent  als  Recht  ist  in  dem  hof , so  soll  der  herr 
das  geloben. 

$.  26.  Si  sprechent  öch  wer  ein  kind  so  klein  vnd  es  nüt  so 
vil  Vernunft  hetti  vnd  gan  kündi  oder  sin  wort  brühen  won  das  es 
voglbar  weri , So  mag  es  sin  vogt  an  siu  arm  uetnen  oder  der 
nechst  vatter  mag  vnd  möcht  dz  onch  für  das  obtach  tragen  siben 
schuowittvndvergünsten  das  varend  guot  ze  geben  war  oder  wem 
er  wil  an  allein  im  selb  ze  behaben  , vnd  sol  das  als  guot  kraft  vnd 
macht  han,  als  wer  cs  vor  dem  Rechten  bcschechen. 

5.  27.  Die  hoilüt  sprechent  och , wer  ob  es  darzuo  kemi.  das 
ein  herr  inan  wib  knaben  oder  tochtran  erben  sölt  Inn  oder  vss, 
So  erbt  er  das  ab  erstorbnen  varend  guot  vnd  gilt  nüt  doch  vsge- 
setzt  harnasch  karren  wagen  vnd  elli  vngetchliffni  wällen  , die 
sol  er  nüt  erben. 

$.  28.  Si  sprechent  öch  ob  ein  käst  in  einer  wand  stuend, 
der  ein  wand  verwäsi  an  eim  hus,  den  erbt  der  herr  nüt. 

§.  29.  Si  sprechent  öch  , das  hüser  vnd  spicher  von  altar  her 
syend  gesin  vnd  geheissen  ligendi  gueter. 

5-  30.  Weri  aber  ob  Jeinan  sin  gueter  liessi  ligen  für  den  her- 
ren  zins , so  sol  ein  herr  vf  denselben  guetern  vnd  die  darzuo  ge- 
börrent  den  zins  suochen  vnd  nüt  vf  hiisern  noch  vf  anderm  plun- 
der  das  zuo  ligendem  guot  gehört. 
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§.  51.  Si  aprechent  onch  wer  ob  ein  man  oder  fröw  aligieng  vnd 
«tuend  sin  sainkorn  oder  welherley  geweehst  das  wer  vf  dem  vcld 
vnd  alle  die  vvil  so  das  stAtt  oder  litt  vnd  niit  vnder  di  wid  komen 
ist,  so  man  im  geliit  hat , so  hurt  der  satn  oder  die  geweehst  zun 
ligendem  guot. 

5-  52.  Ist  das  aber  vnder  die  wid  komen,  so  gehört  es  zuo 
varendem  gnot. 

5-  55.  Doch  das  der  egenant  herr  das  selb  guot  nüssi  mit  ver- 
bvndetn  sak  vnd  ströw  vnd  höw  hinder  im  lassi. 

5.  34.  Si  sprechent  aber  wer  in  ir  hof  von  tod  abgat  vnd  stirbt 
wer  den  des  selben  toten  lichain  vatter  aller  nechst  von  früntschaft 
zuo  gehörr  derselb  erbt  den  toten  licham  wer  aber  dz  ein  inuoter 
mag  des  toten  licbam  vatter  eines  lides  ncher  wer  denn  der  vatter 
mag  so  erbeut  beid  teil  glich  mit  einander. 

Zweite  Pergamenlrolie. 

$.  55.  Ist  aber  dz  vatterinag  glich  ist  dem  muotermag  so  ziieht 
vattermag  das  erb  hin. 

5-  56.  Es  sprechent  die  hofliit  wenn  ir  einer  griff  zuo  der  E. 
vnd  das  so  ferr  kom  dz  sich  die  frow  engürt  vor  dein  Bett  so 
syg  all  ir  varend  guot  des  mans. 

5.  37.  Ist  och  dz  die  fröw  von  tod  abgät  vor  dem  man  so  gefeit 
dem  man  dz  ligend  guot  halb  dz  ze  niessen  vnwnostlich  sin  leb- 
tag  vnd  sol  sin  erecht  behalten. 

j.  38.  Stirbt  aber  der  man  vor  dem  wib  wil  denn  die  fröw  so  mag 
si  erben  die  varenden  hab  halb  ze  eigen  vnd  gilt  halben  teil  siner 
geltschuld  vnd  mag  halben  teil  des  ligenden  guot/,  niessen  ze  end 
ir  wil  mit  verbundnem  sak  vnd  sol  oueb  ihr  erecht  behalten. 

$-  39-  Si  sprechent  öch  ist  dz  ein  man  sinem  ewib  ist  si  ein  toch- 
ter  ein  roorgengäb  git  das  mag  der  man  wol  tuon  der  ersten 
nacht  so  er  von  ir  vf  statt  vnd  mag  si  die  wisen  mit  zweyn 
bidermannen  so  sol  cs  guot  kraft  han  wie  vil  joch  der  summ  ist. 

§.  40.  Möcht  si  aber  die  zwen  biderman  nit  gehaben  so  magsi  von 
mund  ir  morgengab  erzeilen  vnd  wölt  man  ir  dz  nit  glouben 
so  mag  si  nemen  die  Rechten  brust  in  die  linggen  hand  vnd 
iren  zopf  vnd  mit  der  Rechten  hand  swerren  liplich  zno  gol  an 
den  heilgen  vnd  wz  si  da  behebt  das  sol  so  guot  kraft  han  das 
ira  das  nieman  sol  abwysen. 

§.  41.  Des  gclich  sol  och  einer  wittwen  ir  abentgab  volgcn 
vnd  beliben  als  vorstatt. 
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§.  42.  Si  sprechent  iich  weli  fröw  zuo  der  E koin  in  iren  bof  vn- 
uerdingolt  so  ist  ir  varcud  guot  gautz  des  mans  als  obstatt  kumpt 
si  aber  verdingot  zuo  dem  man  das  daz  ir  sölb  ligen  an  eigen 
vnd  an  erb  so  sy  ir  hoffrecht  das  dz  varend  guot  zno  dein  bgen- 
den  gehürri  vsgesetzt  ir  verschrotlen  gcwand  ir  tuecbli  ir  bett- 
statt  vnd  das  sy  dann  zuo  im  bringt. 

g.  43.  Si  sprechent  ouch  das  sy  ir  ligend  guot  niena  gewinnen 
»och  uerlieren  solleut  dem»  in  den  Rechtengedingen  Richti  aber  ein 
Richter  ze  andern  ziten  denn  in  den  Jargericbten  das  sol  nie- 
inan an  siuern  Rechten  schad  bringen. 

g.  44.  Si  sprechent  «ich  das  si  mit  ir  sclbs  mund  vnd  hand  ir  ge- 
nieinmerk  wol  mugent  behaben  vnd  an  ir  gcricbten  erteilten  vnd 
vf  hau  vnd  soll  inen  dar  in  nieinan  mit  stossen. 

g.  45.  Item  Es  sprechent  üch  die  hoflüt  wenn  sich  irgueter  bin  vs 
vergand  in  köffs  wis  vnd  si  ein  vngcnosser  koufl't  bat  so  mag  ein 
Innrer  dein  vssern'  den  kouff  abziehen  es  syg  über  kurtz  oder 
über  lang  vinb  den  pfenning  als  der  vngenoss  kofft  hat  vnd  vmb 
ein  bescheiden  winkoufi'  vnd  sol  in  ein  herr  ze  Grueningen  daby 
schirmen  *). 

§.  46.  Wenn  sich  ein  guot  also  hin  vs  vergüt  als  jetz  geschriben 
ist  welher  hofinan  denn  der  erst  ist  der  dieselben  gueter  mit 
Recht  anlangett  der  sol  die  gueter  behaben  vor  allen  andern  frün- 
den  hoflüten  vnd  vor  mcnklichen  **). 

g.  47.  Wirt  einem  ein  guot  veil  der  sol  das  sinem  nechsten  fründ 
erbieten  wiilt  derselb  aber  nüt  kouflen  so  sol  er  es  dem  nechsten 

0 Diese  beiden  Satze  [45  nnd  46]  sind  im  Orgin.l  durchgestrichen  und 
folgende  Worte  von  spaterer  Hand  an  den  Rand  gesetst:  „Hie  lass  spat/ium 
vmb  die  stuk.”  Etwas  weiter  nnten  folgt  dann:  „Wert  ouch  daz  einer  ein  guot 
drU  jar  vor  einem  der  fnnerent  lantz  ist  vnansprechig  hat  vnd  niin  jar  vor 
einem  der  vssrent  lantz  ist  bebept  daz  es  im  vor  geriebt  nit  angesproebea 
Wirt  den  sol  ein  herre  ze  Grneniogen  vnd  ein  gewer  daby  halten  vnd  schirmen 
wie  oder  in  welichem  weg  inn  daz  guot  ankomen  ist. 

Ist  ouch  daz  sich  der  gueter  eines  oder  mehr  hinvs  vergat  mag  da  ein  inn- 
dra  so  vit  guotz  haben  als  der  erst  kouff  beschechen  ist  vnd  git  darzuo  ein  be- 
scheiden winkouff  so  sol  vnd  mag  er  daz  »ergangen  guot  vmb  so  vil  geltz  bin- 
wider  vmb  ioziechea  mit  dein  rechten  nach  dem  koufT  io  den  nechsten  dry  jaren 
vnd  nit  leoger  vnd  wert  daz  der  vsser  daz  gelt  von  dem  jnndren  in  dem  zit 
mt  neinen  wolt  so  sol  er  daz  gelt  io  ein  ttichli  winden  vnd  zwen  erber  man 
zuo  im  neinen  die  des  geziigen  syen  vnd  sol  dem  vssern  daz  gelt  ze  der  hus- 
selleo  iowerCfen  vnd  daz  sol  als  guot  kraft  haben  daz  den  jnnreu  nieinan  da- 
von stossen  sol  weder  erben  nach  geteilit  vnd  sol  inn  daby  schirmen  ein  herr 
ze  Grueningen  vnd  das  geriebt.” 
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geteilid  Teil  hielten  vnd  wölt  der  ouch  nit  hoffen  so  sol  er  das 
denn  bietten  den  hofinten  in  die  wittreitti. 

§.  48.  Si  sprechent  onch  waz  gueter  in  erbs  wis  hin  vs  gand 
vnd  wer  die  denn  ererbt  dein  bat  nienian  nach  ze  langen  Wurdi 
aber  vss  dein  erb  ein  kouff  so  ist  den  hofliiten  ir  Recht  in  vor- 
geschobner wis  behalten. 

g.  49.  Si  sprechent  öch  ine  weri  aber  daz  jenand  vnder  inen  lä- 
gind  frigi  gueter  oder  uianlehen  man  köffti  oder  verkoffti  die  dem 
bab  debcin  herr  nach  ze  fragen  vinb  den  dritten  pfenning  weri 
aber  dz  ein  verkoffer  sin  guot  also  nül  erbotten  hetti  als  ob 
statt  kumpt  da  einer  der  des  guotz  köff  ist  vor  eim  vngenossen 
öch  als  vor  stäl  Ist  der  in  land  so  zücht  er  dz  eim  ab  in  dryen 
jaren  vinb  dzselb  gelt  vnd  ein  vss  rer  in  nün  jaren  doch  dz 
die  selben  syend  fründ  geteilid  oder  hoflüt. 

9.  5o.  Si  sprechent  öcb  dz  ein  jeklicher  hofinan  hin  geben  vnd 
verschaffen  inug  daz  varend  gnot. 

g.  51.  Aber  die  ligenden  gueter  sol  noch  mag  nienian  hin  geben 
denn  in  den  jargerichten. 

g.  52.  Vnd  mag  och  vmb  die  ligenden  gueter  nienian  ein  zeinen- 
stoss  noch  gemeinschaft  Volbringen  denn  in  deiyvorgeseiten  jarge- 
richten. 

g.  53.  Doch  so  mag  ein  jeklichi  fröw  ir  morgen  oder  Abcntgäb 
hin  geben  si  liggi  an  ligendem  oder  an  varendem  guot  wem  si  wil 
an  aller  menkliebs  sumen  vnd  yrrung  doch  das  der  man  dz  ze 
end  siner  wil  sol  inn  haben  vnd  vnwnostlich  niessen  ob  er  si 
überlebt  Vnd  sol  daz  denn  darnach  vallen  an  der  fröwen  Rechten 
erben  wer  die  sind. 

g.  54.  Es  mag  öch  ein  jeklicher  hofman  dz  sin  verkoffen  in  vor- 
geschobner wis  vnd  ist  das  er  nüt  ander  berberg  noch  wonung 
hat  so  mag  er  das  sin  essen  vnd  trinken  hinder  eim  zun  da  mit 
leben  nach  sins  libs  Inst  von  jedennan  vngesuinpt  vnd  hat  dar  vmb 
einem  herren  nicht  ze  antworten  vmb  den  dritten  pfenning. 

g.  55.  Och  sprechent  die  von  Altorf  ob  si  als  ir  veld  liessint 
höw  geben  so  habint  si  deheim  zender  dar  vmb  ze  antwürten. 

g.  56.  Si  sprechent  öch  ob  ein  erb  ab  sturb  in  dem  hof  ze  Altorf 
das  sülli  man  niena  anders  berechten  won  da  selbs  in  dem  hof 
da  es  ab  erstorben  ist. 

g.  57.  Si  sprechent  öch  das  ir  alt  herkomen  syg  wer  der  sig  frow 
oder  man  der  jar  vnd  tag  sitzi  in  dem  hof  bi  sinem  eignen  brot 
vnuersproeben  von  sinem  herren  der  heissi  vnd  sygi  dannenhin 
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ein  hofraan  vnd  so!  in  ein  herr  von  Gruoningen  dabi  schirmen 
vnd  sol  von  der  eigenschaft  sin. 

§.  58.  Si  sprechent  och  daz  ein  vatter  einem  kind  wol  mug 
geben  me  denn  dem  andern  Nach  dem  als  ein  kind  verdienot 
vmb  sin  vatter  Aber  die  muoter  mag  einem  kind  nüt  me  geben 
denn  dein  andern. 

§.  59.  Item  wo  mit  ein  vatter  sin  kind  vsstürot  des  sol  sich  das 
kind  lassen  henurgen  nu  vnd  bienach  vntz,  an  ein  Rechten  anfal. 

8.  60.  Vnd  wer  das  ein  kind  mannoti  oder  wiboti  oder  snss  honbt 
vnerlich  Sachen  täti  wil  denn  der  vatter  sich  des  hofs  zo  Altorf 
entanen  sechs  wochen  vnd  tryg  tag  so  mag  er  das  selb  kind  ient- 
erben  nach  dem  als  des  hoffrecht  ze  Altorf  ist  her  körnen. 

8.  6t.  Es  sprechent  die  hoflüt  von  Altorf  das  all  ir  baossen  niit 
hoher  sigint  denn  dry  Schilling  vsgesetzt  heimsaochen  vnder  eins 
Ruosstgrn  Rafen  herdfellig  machen  bluotrunsmachen  vnd  ein  vsser 
sinem  hus  ze  laden  Beschicht  das  als  in  einer  hünni  vnd  wirt 
das  klegt  so  ist  das  vnder  dryen  pfunden  vnd  ist  das  uachpnren 
gesellen  oder  ander  bider  Hit  das  in  friintschaft  bringent  vnd  si 
verrichtent  so  hAt  im  ein  berr  nüt  nachzefragen  °)  klegt  man 
aber  das  so  mag  ein  herr  die  buoss  in  ziehen  nach  stnen  gna- 
den vnd  sol  des  klegers  buoss  oder  schad  stän  an  dryen  hof- 
mannen vnd  wie  sy  den  handel  schetzent  das  sond  beyd  teil  halten. 

8.  62.  Si  sprechent  üch  Bricht  einer  Tröstung  das  stand  an  eines 
herren  gnad. 

8.  63.  Item  Es  sprechent  die  hoflüt  welerley  bnossen  einer  ver- 
schuldi  die  erlich  sygint  mag  da  einer  trostnng  han  so  sol  iun 
ein  herr  nüt  turnen. 

8.  61.  Si  sprechent  üch  was  vnerlich  Sachen  sycnt  da  inug  ein 
herr  vmb  tuon  als  in  bedunk. 

8.  65.  Fürer  sprechent  si  wer  vnder  inen  verschuldi  semlichsdas 
er  einem  herren  verfall  lib  vnd  guot  so  sulli  vnd  mugi  sich  der 
herr  vnderzihen  des'JO)  varenden  guotz®3*).  Vnd  nüt  der  hüsern 
noch  des  ligenden  guotcs  +). 

*)  Die  Wort«:  „so  h&t  im  ein  herr  nüt  nachrefragen  ” sind  im  Original 
dnrchgcstrichcn  und  über  denselben  von  anderer  Hand  geschrieben  : „ wol  vnd 
guot  so  sol  dem  vogt  vmb  die  frefel  sin  recht  behalten  sin.” 

**)  „des”  ist  dnrchgestricheu  und  von  neuerer  Hand  darüber  geschrieben 
„ligendes  vnd". 

*•*)  Hinter  „guoti”  sind  von  spaterer  Hand  die  Worte  M vff  sin  gnad” 
hinzugesetzt. 

f)  Diese  Worte  sind  von  anderer  Hand  im  Orginal  durchgestrichen. 
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8.  66.  Item  öch  sprechent  sy  das  vier  holtz  höf  syent  Ist  der 
ein  ze  linden  zwen  ze  liebenberg  vnd  der  vierd  ze  Reilikon  die  sond 
das  ir  vor  den  von  Altorf  ziinnen  als  lieb  inen  denn  das  iro  ist 
vnd  hilft  ein  zun  nit  so  sond  si  ein  inur  machen.  Beschech  inen 
aber  dar  über  dehein  schad  von  irem  vich  den  siillent  inen  die 
von  Altorf  nit  ablegen  wer  aber  das  das  vich  dar  über  in  die 
holtzhof  giengint  vnd  si  nüt  also  geziint  hettint  als  obstätt  so 
söllent  aber  die  so  die  höf  inne  band  beyd  liend  vnd  ir  ellen- 
bogcn  neinen  vnd  in  der  liuggen  hand  haben  ein  hürigs  schoss 
vnd  das  vich  da  mit  hin  vs  triben  vnd  fürer  nit  stallen  noch 
straffen  vnd  was  Schadens  das  vich  denn  getan  helti  hand  die 
von  Altorf  nieinan  vmb  ze  Antwurten. 

8.  67.  Es  wer  denn  das  ein  verrueft  vich  hin  in  giengi  da  ist 
den  hüfen  behalten  alles  das  Recht  das  ander  lüt  liabent  viub 
schedlich  vich. 

9.  68.  Si  sprechent  öch  ob  einer  frouwen  ir  elicher  man  von  tod 
abgieng  vnd  wölt  die  fröw  den  nüt  stan  ze  gült  vnd  ze  erb  als 
vor  statt  so  mag  si  das  ir  ncmen  wo  si  das  erzöigt  nach  des 
hoffrecht  vnd  mag  da  mit  varn  wohin  si  wil. 

8.  69.  Si  sprechent  öch  das  ir  dcheiner  vogtbari  gueler  in  dem  hof 
sölli  kouffcn  noch  verkoffen  er  sölli  ettwas  zins  dar  vf  setzen  me 
oder  minder  Übersech  aber  das  jeman  den  halt  ein  berr  ze  straffen 
in  der  mass  als  ob  statt. 

9.  70.  Si  sprechent  öch  wer  der  ist  der  der  hof  guetern  koufft 
der  sol  si  enpfahen  von  einem  weybel  ze  AJtorf  vmb  dry  Schilling 
vnd  sond  im  damit  gefertgot  sin. 

[Die  vorstehende  Öffnung  ist  auf  zwei  länglichten  Pergament- 
rollen , die  nur  auf  der  innern  Seite  überschrieben  sind , ent- 
halten. Sie  linden  sich  im  züricherischcn  Staatsarchiv , Sakri- 
stei des  Grossmünsters  (Kasten  III.  Schachtel  XII.  (Grüningen) 
Bündel  V.  No.  109).  Die  Öffnung  ist  sicher  nicht  jünger  als 
1 's 39 , ob  älter,  wage  ich  nicht  mit  Bestimmtheit  zu  vermulhen, 
dem  grössten  Theile  des  Inhalts  nach  ganz  sicher,  vielleicht  aber 
nicht  in  der  vorliegenden  Urkunde.] 
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VORREDE. 


Der  zweite  Theil  dieser  Rechlsgeschichte  hat,  wie  es 
in  der  Einleitung  zum  ersten  Theile  vorher  gesagt  wor- 
den ist,  einen  vorzugsweise  dogmatischen  Charak- 
ter erhalten.  Je  mehr  sich  unser  Recht  der  neuern  Zeit 
nähert  und  je  mehr  es  in  dieser  neuern  Gestalt  als  gegen- 
wärtig geltendes  Recht  wirksam  ist,  desto  mehr  bedarf 
es  einer  auch  in’s  Einzelne  gehenden  Darstellung  und  einer 
den  innem  Zusammenhang  der  bestehenden  Rechtsord- 
nung beachtenden  Verarbeitung.  Der  historische  Zu- 
sammenhang wird  dadurch  nicht  gelöst,  sondern  vielmehr 
erfüllt.  Wenn  die  Gegenwart  grossen  Thclls  in  der  Ver- 
gangenheit ihre  Erklärung  findet,  so  lässt  sich  auch  um- 
gekehrt sagen,  dass  die  rechte  Erkenntniss  der  Gegen- 
wart zurück  wirkt  auf  die  Erkenntniss  der  Vergangenheit. 
Mit  tausend  und  aber  tausend  unsichtbaren  Fäden  sind 
beide  unter  sich  und  mit  der  Zukunft  verbunden  und  durch- 
woben, und  nirgends  ist  die  eine  scharf  abgeschnitten  von 
der  andern.  In  der  physischen  Natur  ergibt  sich  die' 
Entwicklung  nach  viel  nothwendigern  Gesetzen:  das  Sa- 
menkorn enthält  schon  den  ganzen  Baum,  das  Ei  das  ganze 
Thier  in  sich  eingeschlossen.  Aber  das  blöde  Auge  des 
Menschen  ist  nicht  im  Stande,  in  dem  Keime  schon  den 
ganzen  Baum,  in  dem  Ei  das  ganze  Thier  zu  entdecken. 
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Jener  muss  erst  gewachsen,  dieses  geboren  sein,  bevor 
seine  Art  und  sein  Wesen  von  dem  Menschen  erfasst 
werden  kann.  Wieviel  weniger  kann  in  der  geistigen 
Welt,  in  der  sich  auch  eine  schöpferische  Geistes- 
kraft mitbestimmend  bewegt,  aus  den  Erscheinungen 
der  Vergangenheit  allein  mit  Sicherheit  auf  die  Erschei- 
nungen der  Zukunft  geschlossen  und  diese  auch  nur  an- 
nähernd vollständig  vorher  gewusst  werden?  Die  Zukunft 
muss  sich  erst  verkörpert  haben , sie  muss  erst  ins  Leben 
getreten,  sie  muss  Gegenwart  geworden  sein,  damit  sic 
näher  verstanden  werde.  Als  ein  ferneres  Stadium  der 
Entwicklung  wird  ihre  Kenntniss  dann  wieder  die  frü- 
hem Zustände,  deren  Erfüllung  in  ihr  liegt,  erleuchten 
und  einzelne  Lichtstrahlen  hineinwerfen  In  die  noch  fol- 
gende verhüllte  Zukunft.  In  diesem  Sinne  verstehe  ich 
auch  in  der  Rechtswissenschaft  die  historische  Me- 
thode. 

Ein  vollständiges  Rechtssystem  wird  man  anch  in  die- 
sem Theile  nicht  linden.  Auch  hier  wieder  habe  ich  mich 
für  berechtigt  gehalten,  mit  Freiheit  den  Stoff  zu  wählen, 
den  ich  verarbeiten  wollte.  Zufällig  Ist  aber  diese  Aus- 
wahl ebenso  wenig.  Ich  iäugnc  nicht,  dass  ich  einzelne 
zur  Seite  gelassene  Lehren,  dem  Ganzen  und  seiner  An- 
lage unbeschadet , noch  hätte  mitnehmen  können.  Ein  an- 
derer hätte  vielleicht  hinwieder  einiges  Aufgenommene 
nicht  berücksichtigt.  Darüber  mag  ich  im  Einzelnen  mit 
Niemandem  rechten.  Im  Ganzen  aber  habe  ich  mich  durch 
die  in  der  Einleitung  (Bd.  I.  $.  3.)  sehon  geäusserten 
Ansichten  leiten  lassen. 

Mit  Vorliebe,  ich  gestehe  es,  habe  ich  den  echt  deut- 
schen Charakter  unserer  Institute  hervorgehoben.  Wer 
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unsere  bestehende  Rechtsordnung  überschaut,  wie  sie, 
wenn  auch  nicht  im  Einzelnen  vollständig , doch  in  ihrem 
Innern  Zusammenhang  als  ganzer  Rechtskörper  in  diesem 
Buche  dargestellt  ist,  der  wird  sich  sofort  überzeugen , 
dass  das  romanische  Element  darin  bei  weitem  weniger 
bedeutend  ist  als  das  germanische,  und  dass  unser  Recht 
viel  deutscher  ist,  als  das  Recht  in  Deutschland  selbst 
zur  Zeit  noch.  Es  ist  meine  feste  Ueberzeugung:  Die 
direkte  Herrschaft  des  römischen  Rechtes  ist  in  der  Neige 
begriffen.  Das  deutsche  Recht  wird  wieder  an  Einfluss 
und  Bildung  wachsen.  Der  grosse  Jahrhunderte  hindurch 
fortgeführte  Kampf  der  Anhänger  des  römischen  Rechtes 
mit  den  Verelirern  des  deutschen  Rechtes  wird  von  neuem 
eröffnet  werden , oder  ist  cs  vielmehr  schon.  Aber  jetzt 
wird  ndt  andern  Waffen  und  in  anderer  Weise  gestrit- 
ten. Auch  der  Erfolg  wird  ein  anderer  sein,  als  das  erste 
Mal.  Die  deutschen  Juristen  mussten  erst  bei  den  Rö- 
mern in  die  Schule  gehen,  und  von  der  Cultur  des  römi- 
schen Rechtes  erfüllt  sein,  bevor  sie  dem  nationalen  an- 
gestammten Rechte  zu  geistiger  Befreiung  und  weiterer 
Fortbildung  verhelfen  konnten.  Für  diese  Erkenntniss  des 
deutschen  Rechtes  schien  mir  eine  wissenschaftliche  Ver- 
arbeitung des  Zürcherischen  Rechtes  von  keiner  geringen 
Bedeutung,  eben  um  der  freieren  Stellung  willen,  in  wel- 
cher wir  deutsche  Schweizer  jenem  Kampfe  Zusehen  kön- 
nen und  um  der  deutschen  Eigenthümlichkeit  willen,  in 
der  sich  unser  Partikularrecht  erhalten  hat. 

Ich  hoffe  — abgesehen  von  naheliegender  praktischer 
Bedeutung  — namentlich  zweierlei  von  diesem  Buche: 
einmal,  es  werde  in  den  Schweizern  das  Bewusstsein  wie- 
der lebendiger  machen,  dass  ihr  einheimisches  Recht  we- 
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sentlich  deutsch  und  einer  schönen,  freien  und  sittlichen 
Fortbildung  fähig  sei,  zweitens,  es  werde  für  die  Fort- 
bildung der  deutschen  Rechtswissenschaft  und  des  deut- 
schen Rechtslebens  Einiges  geleistet  haben. 

In  dieser  Hoffnung  und  von  der  ihr  zu  Grunde  lie- 
genden Liebe  zu  dem  einheimischen  Rechte  beseelt  , habe 
ich  diese  Arbeit  unternommen  und  zu  Ende  geführt.  Und 
zu  dieser  wissenschaftlichen  Thütigkeit  habe  ich  mich  je- 
derzeit geflüchtet,  wenn  das  äussere  widerwärtige  Trei- 
ben unserer  kleinlichen  Parteikämpfe  und  die  überall  in 
Schrift,  Rede  und  That  zu  Tage  geförderte  Gemeinheit 
der  Gesinnung  mir  den  wahren  Lebensgenuss  zu  vergäl- 
len und  die  innere  Freudigkeit  zu  zerstören  drohten;  in 
ihr  habe  ich  denn  auch  immer  reichen  Trost  und  frische 
Erquickung  wieder  gefunden. 

Vielfache  Geschäfte  aber,  welche  mich  öfter  für  län- 
gere Zeit  in  Anspruch  genommen  haben  und  der  damit 
verbundene  Einfluss  auf  Neigung  und  Stimmung  mögen 
mir  die  Schuld  tragen  helfen,  dass  das  Buch  nicht  überall 
gleichmässig  gearbeitet  ist  und  mancherlei  Unebenheiten 
noch  da  sind. 

Ich  schliesse  mit  dem  Wunsche , dass  auch  diesem 
Theile  dieselbe  freundliche  Aufnahme  zumal  bei  deutschen 
Gelehrten  zu  Theil  werden  möge,  welche  der  erste  erhal- 
ten hat. 

Zürich  im  Mai  1839. 
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VIERTES  BUCH. 

Fom  der  Feststellung  der  Reformation  bis  zum  Ausbruche 
der  schweizerischen  Revolution. 

Von  1331  bis  1798. 


$.  1.  Historische  Einleitung. 

Wir  haben  in  dem  ersten  Theile  dieses  Werkes  gesehen, 
wie  die  Alamannen  sich  in  der  von  den  Römern  verlassenen 
nördlichen  Schweiz  nicderliesscn  , in  welche  Verhält- 
nisse sie  zu  dem  fränkischen  Reiche  traten , wie  sich  unter 
ihnen  das  einfache  Staatslcben  darstellte,  welches  Recht  sic 
unter  sich  und  gegenüber  dem  Boden  hatten,  den  sie  be- 
wohnten. Wir  haben  dann  ferner  die  ersten  Anfänge  einer 
aus  verschiedenartigen  Bestandtheilen  herauswachsenden 
Stadt  an  dem  Ausflusse  der  Limmat  aus  dem  Ziirichsec  nach- 
zuweisen gesucht  und  gezeigt,  wie  Zürich  unter  zähringi- 
sche  Herrschaft  gelangte , und  nach  dem  Untergange  dieses 
Fürstenhauses  wieder  zur  freien  Reichsstadt  wurde.  Wir 
haben  die  innern  Bewegungen  in  dieser  Stadt  verfolgt  und 
die  aufstrebenden  Handwerker  sich  mit  den  alten  Ge- 
schlechtern in  das  Regiment  der  Stadt  theilen  gesehen , und 
dargestellt,  wie  die  Stadt  von  dem  Reiche  sich  immer  mehr 
lostrennend  eine  selbstständige  Stellung  einnahm  , als  Ein- 
zelstaat mit  den  Eidgenossen  in  Bündnisse  trat,  den  Zerfall 
der  Gauverfassung  benutzend  eine  Herrschaft  nach  der 
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andern  an  sich  brachte,  und  so  alimählig  ein  ziemlich  umfas- 
sendes Landesgebiet  erwarb , das  sich  Anfangs  nur  als  ein 
Aggregat  verschiedener  Gebiete  zeigte,  dann  aber  der  Ein- 
heit und  Zusammengehörigkeit  bewusster  wurde,  und  ge- 
genüber der  regierenden  Stadt  eine  freie  staatsrechtliche 
Stellung  einnahm.  Zuletzt  haben  wir  noch  darauf  hinge- 
deutet , wie  die  Reformation  das  Mittelalter  abschloss  und 
eine  neue  Zeit  zum  Theil  ins  Leben  rief,  zum  Theil  vor- 
bereitete. 

In  dem  welthistorischen  Kampfe  gegen  die  Hierarchie 
des  Papstthuincs  und  für  die  evangelische  Lehre  hatte  die 
Stadt  Zürich  keine  unbedeutende  Rolle  übernommen.  Den 
Reformator  Zwingli  in  seinen  Bestrebungen  fördernd,  feind- 
selige Angriffe  gegen  ihn  und  seine  Lehre  abwehrend,  bei 
den  Grundsätzen  der  Reformation  treu  verharrend,  auch 
nachdem  ihr  Held  gefallen  und  das  Heer  der  Stadt  ge- 
schlagen war,  verlieh  und  bewahrte  sie  ihren  Unterthanen 
die  religiöse  Freiheit  und  gründete  eine  neue  reformirtc 
Kirche,  welcher  weithin  über  die  Grenzen  jener  Herrschaft 
hinaus  andere  Staaten  und  Völker  zugethan  waren.  Es 
musste  so  der  Zürichstaat  für  alle  Zukunft  einen  eigen- 
tümlichen historischen  Charakter  erhalten.  Das  Prineip 
derReformation  wurde  zu  einem  Lebensprincipe  der  Stadt. 
Die  geistige  Regsamkeit , die  nüchterne  Verständigkeit  und 
der  sittlich  bürgerliche  Sinn  der  Zürcher  wurzeln  grossen 
Thcils  in  der  Geschichte  der  Reformation. 

Für  die  innere  staatliche  Entwickelung  aber  war  das 
Verhältniss  der  regierenden  Stadt  zu  dem  erworbenen  Lan- 
desgebiete das  bedeutendste  und  zugleich  schwierigste. 
Sieht  man  auch  hier  auf  die  Anfänge  des  sechszehntcn  Jahr- 
hunderts zurück,  so  machen  diese  grosse  Hoffnungen  rege. 
Der  Cappelcrbricf  von  1531  hatte,  was  vorher  schon  sich 
durch  das  Bcdiirfniss  und  die  Sitte  geltend  gemacht,  der  Land- 
schaft förmlich  als  Recht  zugesichert,  die  Beratschlagung 
mit  den  Landgemeinden  in  den  wichtigeren  Angelegenheiten 
des  ganzen  Staates.  Wie  leicht  und  wie  wohlthätig  hätte 
sich  dicss  Recht  in  organische  Verbindung  mit  der  Ver- 
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fassuug  bringen , wie  manches  andere  heilsame  Institut  sich 
daran  knüpfen  lassen. 

Aber  die  Kräfte  schienen  durch  die  Anstrengung  der 
Reformation  erschöpft,  der  gute  Wille  durch  Miihcn  und 
Sorgen  und  auch  mancherlei  bittere  Erfahrungen  abge- 
stumpft; in  Folge  äusseren  sowohl  als  inneren  Unglücks 
durch  Krieg  und  Pest  traten  vor  der  leiblichen  Noth  die 
Bedürfnisse  des  Geistes  in  den-  Hintergrund.  Nicht  nur 
wurde  das  Begonnene  nicht  fortgeführt  und  erweitert ; selbst 
jenes  Recht  gerieth  wieder  in  Vergessenheit;  die  frühere 
theilweise  allerdings  zu  rasche  und  zu  einseitige  Bewegung 
wurde  gehemmt  und  schlug  in  ihr  Gegenthcil  ein  stngnircn- 
des  Verbrüten  und  Versinken  um. 

Die  Verfassung  der  Stadt,  ihrem  Ursprünge  nach  aus 
rein  städtischen  Elementen  entsprungen  und  für  städtische 
Bedürfnisse  berechnet,  blieb  sich  auch  dann  noch  gleich, 
als  die  Verhältnisse  sich  wesentlich  verändert  hatten,  und 
die  Stadt  in  die  neue  Stellung  eines  Landesherrn  eingetre- 
ten war.  Statt  die  Interessen  der  Landschaft  in  den  Kreis 
des  Regimentes  hinein  zu  ziehen  und  derselben  natürliche 
Organe  zu  verschaffen , begnügte  man  sich  , oft  wohl- 
meinende, häufig  aber  beschränkte  Städter  als  Vögte  hin- 
aus zu  schicken,  um  dort  die  alte  Herrschaft  des  friiherri 
Adels  fortzusetzen.  Statt  mit  dem  Lande  mehr  und  mehr 
iuncrlich  zusammen  zu  wachsen , so  dass  beide  nur  ver- 
schiedene sich  gegenseitig  ergänzende  und  bestimmende 
Glieder  Eines  gesunden  Leibes  geworden  wären , schloss 
sich  die  Stadt  immer  enger  in  sich  zusammen  und  von  dein 
Lande  ab,  so  dass  ein  unfreundlicher  Gegensatz  zwischen 
Stadt  und  Land  innere  Entzweiung  weckte. 

Ich  möchte  die  Stadt  nicht  tadeln,  dass  sic  den  Gefahren  des 
dreissigjährigen  Krieges  kaum  entronnen  sich  mit  gewaltigen 
Festungswerken  umgab.  Uebcr  dieses  wichtige  Unterneh- 
men, welches  in  unsern  Tagen  noch  die  Achtung  der  Ken- 
ner erhielt , wurde  naeh  alter  guter  Sitte  an  die  Landschaft 
berichtet  und  die  Genchmbaltung  wenigstens  der  Aus- 
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schiissc  der  Gemeinden  eingeholt1).  Das  Bedürfniss  der 
Gegenwart  rechtfertigte  dasselbe,  aber  immerhin  mag  auch 
diese  äussere  Abschliessung  zu  einer  innern  Verhärtung  bei- 
getragen und  das  fiir  die  Städter  darauf  basirte  Gefühl  der 
Sicherheit  die  Bcurthcilung  der  wahren  Stärke  des  Staates 
verblendet  und  entstellt  haben. 

Aber  entschiedenen  Tadel  verdient  die  immer  ängstlichere 
Beschränkung  der  Aufnahme  in  das  städtische  Bürgerrecht. 
Die  Landschaft  bildete  einen  grossen  Kreis  um  die  Stadt , 
aus  dem  sie  jederzeit  neue  Kräfte  an  sich  ziehen , aus  dem 
sie  das  Blut  der  Corporation  fortwährend  verjüngen  konnte, 
wie  solches  auch  in  früherer  Zeit  regelmässig  geschehen 
war.  Mehrere  der  bedeutendsten  Männer,  welche  die 
ziirichcrische  Geschichte  kennt,  waren  von  aussen  herein 
gekommen , und  hatten  die  Bedeutung  der  Stadt  erhöht , 
und  auch  in  den  niedern  Kreisen  des  bürgerlichen  Lebens  hatte 
ein  stets  frischer  Zufluss  neuer  Bürger  eine  wohlthätige  Bewe- 
gung hervorgerufen.  Anstatt  diesen  Zuwachs  lebendig  zu  erhal- 
ten nnd  dadurch  zugleich  die  Landschaft  näher  zu  befreun- 
den , entfremdeten  sich  die  beiden  Theile  gegenseitig,  und 
die  Stadt  in  ihrem  Verhältnisse  zur  Landschaft  wurde  um  eben 
so  viel  schwächer  als  diese  auf  breiterem  Boden  ruhend  an 
Kräften  zunahm. 

Wie  sich  die  Bürgerschaft  selbst  mehr  abschloss,  ver- 
banden sich  unter  sich  wieder  einzelne  Familien  näher  und 
betrachteten  sich  gegenseitig  als  vorzüglich  zum  Regimente 
berufen.  Dadurch  bekam  das  Staatsleben  eine  gewisse  Steif- 
heit, Beschränkung  und  bürgerliche  Vornehmheit,  welche 
um  so  weniger  erträglich  war,  als  ihr  eine  lebendig  innere 
Kraft  und  grosse  historische  Erinnerungen  fehlten. 

Die  zweite  Hälfte  des  siebzehnten  und  das  achtzehn- 
te Jahrhundert  besonders  haben  ein  Gepräge  von  abso- 
lutistischer Spiessb'tirgerci  und  Verdumpfung  an  sich, 
deren  Folgen  das  neunzehnte  nun  schwer  empfindet.  Nicht 


1)  Eia  sehr  gut  abgefasster  Bericht  darüber  v . J,  1642  befindet  sieb  ia 
d.  C.  Werdm.  V.  S.  491. 
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als  ob  die  Aristokratie  der  Stadt  bösartig  oder  tyrannisch 
gewesen  wäre.  Nur  in  gewerblichen  Verhältnissen  war 
sic  drückend , in  den  übrigen  durchgängig  milde , hausvä- 
terlich  und  wohlwollend.  Aber  kleinlicheitel,  mark*  und 
saftlos,  pedantisch  war  sie  allerdings,  und  cs  ist  der  wahr- 
lich nicht  zu  beneiden , der  ihre  Geschichte  zu  schreiben 
hat.  Es  wird  ihm  nur  dann  gelingen  , Interesse  dafür  zu 
erregen,  wenn  er  cs  versteht,  die  Keime  neuen  Lebens  in 
dem  winterlichen  Boden  zu  entdecken  und  nachzuweisen  , 
wie  diese  in  stiller  Verborgenheit  allmähiig  Wurzeln  schlu- 
gen. Solches  zu  thun  liegt  nun  aber  ausserhalb  meines 
Planes,  indem  die  innern  Zustände  des  Privatrechtes, 
welches  nun  vorzugsweise  unsere  Aufmerksamkeit  auf  sich 
ziehen  muss,  von  jenen  Einwirkungen  wenig  betroffen  wurden. 

Aehnliche  Erscheinungen  finden  sich  fast  überall  in  der 
Schweiz  während  dieser  Zeit.  Sei  es,  dass  unter  dem 
Namen  sich  selbstherrlich  fühlender  Landsgcmcindcn  ein- 
zelne Familien  , oder  dass  sich  abschliessende  Bürgerschaf- 
ten , oder  dass  ausgebildetc  Körperschaften  von  Patriciern 
das  Regiment  führten  : immer  war  ihre  Herrschaft  eine 
absolutistische,  und  insofern  grundsatzlose,  immer  auf  Seite 
der  Herrschenden  selbstsüchtig,  auf  Seite  der  Beherrschten 
zum  wenigsten  geistig  niederdruckend.  Die  wiederholten 
und  oft  nur  mit  grosser  Mühe  bezwungenen  Bauernauf- 
stände der  letzten  Jahrhunderte  zeigten,  trotz  der  damit 
gewöhnlich  verbundenen  Rohheit  und  Ausschweifung  auf 
ein  inneres  tiefes  Gebrechen  des  Staatsorganismus  ; aber  die 
laute  Warnung,  die  oft  Blut  kostete,  blieb  dennoch  un- 
beachtet. 

Die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  entwickelten  sich 
nur  wenig,  indem  das  Bestehende  sich  verknöcherte  und  der 
neuen  Regung  fremd  blieb.  Wenn  der  Charakter  des  mittel- 
alterlichen Staates  ein  privatrechtl  icher  gewesen, 
der  Charakter  des  modernen  Staates  aber  ein  staats- 
rechtlicher geworden  ist,  so  tritt  dieser  letztere  bei  uns  erst 
in  der  folgenden  Periode  nach  der  schweizerischen  Revolution 
deutlich  hervor.  Bis  dahin  erhielten  sich  die  privatrecht- 
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liehen  Formen  auch  in  öffentlichen  Dingen,  bis  sie  vor 
Alter  grau  in  sich  selber  abstarben. 

In  den  Verhältnissen  nach  Aussen  hin  änderte  sich  nicht 
vieles.  Die  Beziehungen  zuin  Reiche  waren  schon  vorher 
fast  ganz  gelöst.  Durch  den  westphälischen  Frieden  wurde 
bekanntlich  nun  auch  in  bester  Form  die  Schweiz  als  selbst- 
ständiger von  dem  deutschen  Reiche  getrennter  Staat  an- 
erkannt, und  so,  was  die  That  begründet,  und  lange  an- 
dauernder Besitz  gerechtfertigt  hatte , zum  wirklichen  Recht, 
der  Natur  des  Besitzes  gemäss,  welcher  in  sich  die  Nei- 
gung hat , Recht  zu  werden  und  es  gewöhnlich  auch 
wird  :). 

Auch  das  schweizerische  Staatsrecht  machte  keine 
grossen  Fortschritte  in  dieser  Zeit  und  behielt  den  Charakter 
vertr agsmässiger  Bündnisse  der  einzelnen  Stände  bei. 
Zu  dem  alten  Gegensätze  derStä'dtekantone  und  der  Län- 
der, trat  seit  der  Reformation  ein  neuer  hinzu,  welcher 
die  Verbündeten  noch  mehr  trennte  und  eine  Vereinigung 
schwieriger  machte , der  Gegensatz  des  religiösen  Glau- 
bens. Da  nämlich  die  Reformation  in  der  Schweiz  nicht 
durchzudringen  vermochte,  wenn  sie  schon  die  bedeutend- 
sten Cantone  für  sich  gewann,  so  bildete  sich  eine  katho- 
lische Partei,  welche  der  r ef ormi r ten  feindselig  entgegen 
trat.  Die  einen  Stände  verblieben  katholisch,  die  andern 


2)  Art.  6.  des  instrum.  pac.  Oenabr.  v.  1648.  : „Cum  itein  Caesarea 
Majestät  ad  querelas  nomine  Civitatis  Basileensis  et  unirersae  HeUetiae  coram 
ipsius  Plenipotcntiariis  ad  praesenles  congressus  propositas  super  nonoultis 
processibus  et  mandatis  execntivis  , a Camera  Impenali  contra  dictam  Civi- 
tatem  aliosque  Helvetiorum  umtos  Cautones  eorumqne  Cires  et  subditos  eraa- 
uatis  requisita  Ordinum  linperii  sententia  et  consilio  singulari  decreto  die 
deciino  quarto  Meosis  lUaji  , aooo  proximo  declaraverit  , praedictam  c Untä- 
tern Baute  am  , caeteroujue  ffc/vetiorum  Cantone a in  poeseesione  vel  quaii 
plenae  libertati * at  exemptionit  ab  Imperio  esse , ac  nullutenut  c) indem 
Jmpeni  dieatteriiM  et  judicti*  tubjcclot , placnit  boc  idem  pnblicae  buic 
Paciücationis  Convcntioni  inserere  , ratumque  et  firmuiu  mauere  , alque  »d- 
circo  ejusmodi  Processus  tina  cum  Arrestis  eoruin  occasione  qnandocunqae 
decretam  prorsas  cassos  et  irritos  esse  debere."  Vgl.  darüber  L.  Meyers  t. 
Knonau  des  Vaters,  Handbuch  d.  Geschichte  d.  Schweiz.  Eidgenossenschaft. 
Bd.  I.  S.  523.  ff.  und  I.  S.  492. 
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wurden  reforuiirt,  in  dritten  und  zum  Theil  auch  in  den 
gemeinen  Herrschaften  fanden  sich  Katholiken  und  Refor- 
inirte  neben  einander,  wodurch  nicht  wenig  Stoff  zu  Rei- 
bungen und  Zwiespalt  gegeben  war.  Die  Städte  hatten 
sich  fast  alle  zum  reformirten  Glauben  bekannt;  an  ihrer  Spitze 
standen  Zürich  und  Bern.  Die  Länder  waren  vorzugs- 
weise katholisch  geblieben.  Alte  Eifersucht  vermehrte 
noch  die  neue  Feindseligkeit.  War  der  Glaubenskampf 
seinem  Wesen  nach  ein  europäischer , so  schien  es  natür- 
lich, dass  beide  Theile  mit  ihren  Glaubensgenossen  im 
Auslände  Verbündungen  eingingen.  Die  Herrschaft  oder 
wenigstens  die  Sicherheit  ihrer  Religion  musste  ihnen  naher 
am  Herzen  liegen  als  die  alten  Bünde,  welche  die  Eidge- 
nossenschaft zusammen  hielten.  Es  ist  merkwürdig  genug, 
dass  diese  nicht  wirklich  aus  einander  brach  und  die  Stürme, 
welche  die  Völker  in  Aufruhr  brachten,  ihren  Fortbestand 
nicht  unmöglich  machten.  Mehr  als  ein  Mal  kam  cs  zu 
offenem  Kriege  der  Eidgenossen  unter  einander,  aber  sie 
trennten  sich  nicht , mehr  als  ein  Mal  waren  die  Parteien 
daran,  fremde  Kriegshülfe  in  ihren  innern  Kampf  zu  ver- 
wickeln , aber  immer  wurde  die  Gefahr  noch  zur  rechten 
Zeit  abgewendet : ein  sicheres  Zeichen , dass  der  Bund  eine 
sehr  tief  liegende  historische  Bedeutung  hatte  und  euro- 
päischen Bedürfnissen  entsprach. 

Aber  wenn  auch  die  Eidsgenossenschaft  nicht  wieder 
zerfiel , so  wurde  doch  durch  diesen  Zwiespalt  eine  engere 
Vereinigung  und  staatsrechtliche  Ausbildung  so  sehr  er- 
schwert, dass  es  einer  frischeren  und  thatkräftigeren  Zeit 
bedurft  hätte , um  solche  Schwierigkeiten  siegreich  zu  über- 
winden. 

Eine  Macht  war  die  Schweiz  nicht  mehr  im  europäi- 
schen Staatensysteme ; das  vergönnten  schon  die  veränder- 
ten Verhältnisse  der  grossen  Staaten  des  Auslandes,  welche 
sie  umgaben  , nicht  länger.  Den  alten  Kriegsruhm  konn- 
ten die  Schweizer  nur  noch  bewähren,  indem  sic  in  die 
Dienste  fremder  Fürsten  traten , ' für  eigene  Kriege  nach 
Aussen  fehlte  cs  an  Raum  und  Kraft.  Bald  war  der  öster- 
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reichischc , bald  der  französische  Einfluss  überwiegend , 
letzterer  freilich  dauernder  und  öfter3):  so  wie  andere  viel 
mächtigere  Staaten  als  die  Schweiz  in  dieser  Zeit  an  Frank- 
reichs Geschick  gebunden  schienen.  Von  Frankreich  her 
kam  denn  auch  der  Anstoss , welcher  das  alte  Regierungs- 
system der  Schweiz  erschütterte  und  umstürzte , und  dem 
neunzehnten  Jahrhunderte  die  schwierigsten  Aufgaben  zu- 
rück liess. 

$.  2.  Die  Stände. 

1.  Mit  der  gänzlichen  Lostrennung  der  Schweiz  vom 
Reiche  und  bei  der  Eigentümlichkeit  der  ziiricherischen 
Stadtverfassung  musste  auch  jede  staatsrechtliche  Bedeutung 
des  Adels  verschwinden,  und  es  gab  von  da  an  schon  kei- 
nen einheimischen  Adelsstand  mehr,  wenn  gleich 
Namen  und  Ansprüche  sich  erhielten.  Ein  Stand  in  staats- 
rechtlichem Sinne  nämlich  ist  nur  insofern  gedenkbar,  als 
derselbe  eigentümliche  Rechte  besitzt  und  in  dem  Staats- 
leben eine  besondere  Stellung  einnimmt.  Im  deutschen 
Reiche  hatte  der  Adel  solche  Bedeutung  behauptet  und  auch 
in  Fürstentümern , ja  selbst  in  Aristokratien  liess  sich  die 
Fortdauer  derselben  wohl  denken.  In  Zürich  aber,  wo- 
selbst wissenschaftliche  Ausbildung  und  der  durch  Handels- 
geschäfte erworbene  Reichthum  als  die  vorzüglichsten 
Glanzpunkte  des  Lebens  galten , musste  der  Adel  verküm- 
mern , zumal  er  weder  sehr  reich  noch  durch  grosse  Ver- 
bindungen mächtig  war.  Unterscheidende  Rechte  bcsass  er 
keine , und  nur  in  gesellschaftlichem  Leben  verliehen  histo- 
rische Erinnerungen  ihm  noch  einen  gewissen  Glanz,  der, 
wenn  einzelne  Glieder  ins  Ausland  gingen , auf  dem  frem- 
den Boden  mehr  als  in  der  Heimat  hervortrat. 


3)  Man  denke  an  das  französische  BUndoiss  vom  Jahr  1777  , welches, 
obwohl  dem'üthigend  genug  für  die  Schweiz  , doch  ihr  noch  günstiger  war  als 
das  frühere  Verhältnis«  Frankreichs  za  den  katholischen  Standen.  Vergleiche 
Meyers  Cesch.  der  Schweiz.  II.  S.  290  ff. 
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Zu  einem  neuen  einheimischen  städtischen  Adel,  in  Form 
eines  abgeschlossenen  Patriciates,  waren  zwar  zu  verschie- 
denen Zeiten  Neigungen  und  selbst  Anfänge  vorhanden. 
Man  wollte  Familien,  in  denen  sich  gewisse  Ehrenstcllen 
durch  einige  Generationen  hindurch  erhalten  hatten , vor- 
zugsweise als  regimentsfähige  betrachtet  wissen  ; man  legte 
der  Bekleidung  hoher,  besonders  Militärstellen , welche  im 
Auslände  von  Zürichern  erlangt  wurden,  auch  zu  Hause 
Auszeichnung  bei;  innerhalb  der  Bürgerschaft  selbst  bilde- 
ten sich  ausschliessendc  Koterien.  Das  alles  kam  aber  nie 
zum  rechten  Durchbruch  und  erlangte  nie  wahre  staats- 
rechtliche Bedeutung.  Es  blieb  diess  fortwährend  auf  dem 
Stadium  der  Anmassung  und  konnte  eben  desshalb  bis  auf 
unsere  Tage  hinab  nur  im  gesellschaftlichen  Leben  sich 
äussern  und  dieses  verunstalten. 

2.  Der  stärkste  ständische  Gegensatz  in  dieser  Zeit  ist 
der  zwischen  Stadtbürgern  und  Landlcuten.  Zu 
Anfang  des  sechszehnten  Jahrhunderts  noch  war  die  Auf- 
nahme in  das  Biigerrecht  der  regierenden  Stadt  sehr  leicht; 
und  noch  im  Jahr  1525  licss  der  Rath  während  der  Baucrn- 
unruhen  den  Gemeinden  am  Zürichsee  vortragen : 

Da  besonders  eine  Stadt  Zürch  vnd  die  am  Sec 
von  je  Welten  her  Eines  gewesen  auch  letztre  wie  die 
Burger  in  der  Stadt  sind  gehalten  worden  vnd  es  hof- 
fentlich in  die  Ewigkeit  dabey  bleiben  soll. 

Die  Furcht  vor  den  damals  drohenden  Gefahren  mochte 
freilich  an  dieser  Aeusserung  auch  ihren  Antheil  gehabt 
haben  : aber  man  sieht  doch , dass  sich  das  Bewusstsein 
der  alten  Zusammengehörigkeit  und  Gleichartigkeit  der 
Bewohner  der  Stadt  und  des  Sees  erhalten  hatte  und  offen 
in  der  Stadt  und  am  Sec  ausgesprochen  werden  konnte. 
Aber  nicht  bloss  von  den  übrigen  Herrschaftsangchörigen, 
sondern  auch  von  den  mit  ihr  enger  verbundenen  Sccbc- 
wobnern  schloss  sich  die  Stadtbürgerschaft  immer  stren- 
ger ab. 

So  lange  noch  im  Pflanzcnlebcn  der  Trieb  ist,  Blät- 
ter und  Blüthen  und  Früchte  zu  entwickeln,  so  durch- 
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zieht  der  innere  Saft  die  äussersten  Theile  und  nährt  sie ; 
aber  im  Spätherbst  dringt  der  Saft  nicht  mehr  vor;  die 
äussern  Glieder  vertrocknen,  die  Früchte  sind  gefallen, 
die  Blatter  entfärben  und  trennen  sich  von  dem  Zweige, 
und  nur  im  innersten  Mark  erhält  sich  noch  ein  kümmerlich 
wenig  bewegtes  und  von  aussen  kaum  zu  bemerkendes 
Leben.  Auch  im  Staatsleben  treffen  wir  auf  analoge  Er- 
scheinungen. 

Seit  der  Mitte  des  siebenzehnten  Jahrhunderts  und  dann 
vorzüglich  int  achtzehnten  Jahrhundert  wurde  der  Einkauf 
in  das  Bürgerrecht  der  Stadt  immer  schwieriger , an  immer 
höhere  Summen  geknüpft , zu  Zeiten  um  ganz  und  gar 
unmöglich.  Die  Bürgerschaft  schrumpfte  zusammen,  nicht 
bloss  der  Zahl,  auch  dem  Geiste  und  der  Gesinnung  nach, 
und  schien  in  ihrer  Abgeschlossenheit  zu  erstarren. 

Auch  hier  thäte  man  ihr  aber  Unrecht,  wenn  man  ihr 
eine  ausgezeichnete  Schuld  beimässe.  Es  war  diess  der 
Charakter  der  Zeit.  Nicht  bloss  in  der  Schweiz,  sondern 
so  ziemlich  überall  auf  dem  erschöpften  Continentc , be- 
sonders aber  in  Dentschland  lagen  die  zweite  Hälfte  des 
siebzehnten  und  das  achtzehnte  Jahrhundert  wie  ein 
schwerer  Winter  auf  dem  niedergedrückten  Staatsleben. 

Die  Erschwerung  der  Aufnahme  in  das  Bürgerrecht 
musste  auf  der  einen  Seite  dem  Gedanken  der  Bürger 
Vorschub  thun , als  seien  sie  ganz  anderer  und  viel  besserer 
Art  als  ihre  Unterthanen,  und  die  Ansprüche,  den  Hoch- 
inuth  und  die  ängstliche  Sorge  Tür  ihre  Herrschaft  jener 
mehren,  auf  der  andern  Seite  die  Landlcutc  ihre  Untertha- 
nenschaft  schwer  empfinden  lassen  und  Eifersucht , Neid 
und  Trotz  wecken.  Innerhalb  der  Bürgerschaft  selbst  aber 
wurden  im  Zusammenhänge  damit  weitere  Gegensätze  an- 
geregt. 

So  beweglich  an  sich,  dem  Buchstaben  der  Verfassung  nach, 
der  Rath  schien,  so  ruhend  war  er  in  der  Wirklichkeit,  indem 
dieselben  Personen  in  gleicher  Reihenfolge  fast  immer  wieder 
gewählt  wurden.  Jene  Richtung,  sich  in  sich  selber  zusammen 
zu  ziehen  und  nach  aussen  abzusondern,  machte  auch  das  cigent- 
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liehe  Regiment  zu  einer  Art  Familiensachc,  und  unter 
den  Bürgern  hatten  die  einen  vor  den  andern  ein  nie  formell 
ausgesprochenes  aber  doch  stillschweigend  anerkanntes  Anrecht 
auf  die  bedeutenderen  Stellen  zum  voraus.  Die  Masse  der 
Handwerker  sank  daher  wieder  mehr  auf  eine  tiefere  Stufe 
herab,  tröstete  sich  aber  für  diese  Herabsetzung  theils 
durch  die  Befriedigung  der  Eitelkeit,  welche  in  dem  Ge- 
fühle lag,  ein  Bürger  der  regierenden  Stadt  zu  sein,  so 
wenig  realen  Werth  dasselbe  für  sie  hatte , theils  durch 
die  materiellen  Vortheile , welche  ihnen  von  jener  Ab- 
schliessung erwuchsen. 

Die  Innungen,  ursprünglich  gewiss  ein  wohlthätiges 
Institut,  und  wie  alles  corporative  Leben  mit  eigenthiim- 
lichcn  Vorzügen  ausgerüstet,  folgten  der  allgemeinen  Rich- 
tung der  innern  Beschränkung.  Sorgfältig  und  ängstlich 
wurde  ausgeschieden  , was  nur  dem  einen  Handwerke, 
was  dem  andern  ausschliesslich  zukommc , durch  Verord- 
nungen möglichst  hingewirkt,  dass  keine  Meister  zu  sehr 
vor  andern  den  Vorsprung  nehmen,  keine  andern  ganz  zu- 
rück bleiben  , und  weuigstens  der  Kauf  in  der  Stadt  und 
für  die  Stadt  an  die  bürgerlichen  Handwerker  gebunden4). 

Diess  und  die  Versuche  die  Handelschaft  an  die  Stadt 
Zürich  durch  Zwangsmittel  und  Beschränkungen  zu  fesseln, 
mochten  am  ehesten  zu  begründeter  Unzufriedenheit  auf 
der  Landschaft5)  Veranlassung  geben.  Und  doch  dienten 


4)  Vergl.  Unt.  Man.  v.  17.  Jan.  1677  , wornach  kein  Bürger  auf  der 
Landschaft  Haniwerhssachen  machen  und  nach  der  Stadt  führen  lassen  darf, 
and  v.  20.  Jan.  1679  , wornach  zwei  Stunden  rings  uin  die  Stadt  keioe  neuen 
Handwcrksleute  angenommen  werden  «ollen. 

5)  Schon  1525  findet  sieb  in  der  Beschwerdeschrift  der  Angehörigen  der 
Herrschaft  Creifensee  folgende  Stelle:  „Hallen  wir  für  göttlich  und  recht, 
dass  jedermann  in  anserm  Amt  der  Landschaft  möge  werben , feil  haben  , 
kaufen  und  verkaufen  and  sieb  also  mit  Ehre  ernähren  , wo  und  wie  er  will, 
als  mit  Tuch,  Stahel  , Eisen,  Salz  oder  anderra  , wie  solches  auch  vorbiu 
in  angedingten  Städten  gesebebn  ; da  nach  Gottes  Wort  dem  Armen  billich 
soll  Hülf  geschehn."  Ferner:  „ist  unser  der  AmtlUten  vermeinen,  dass  un- 
ser Herrn  us*  ir  Stal  ein  fryge  Stat  machent  wie  von  Alter  her  gewesen  , 
jederman  lassen!  in  vnd  uss  ziechen  zu  kauften  vnd  verkauften.  ” 
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sic  mehr  dazu , die  Kräfte  der  Stadt  selbst  zu  lähmen  als 
zu  beleben  ; wenn  schon  auf  der  andern  Seite  nicht  gclä'ug- 
net  werden  kann,  dass  ein  behagliches  und  zugleich  ge- 
sichertes Dasein , müheloser  und  regelmässiger  Erwerb , 
wohlhäbiges  und  solides  Wesen  damals  in  der  Stadt  zu 
Mause  waren. 

Die  Burger,  wie  die  Handwerker  nun  vorzugsweise 
genannt  wurden,  und  die  Herren,  wie  man  die  hohem 
Magistrate , die  Gelehrten  und  angesehenem  Kaufleutc  hiess, 
hielten  in  ihren  Kreisen,  Gesellschaften  und  Familien  auf 
> äusserer  Standcschre  fest  und  genossen,  jeder  Stand  in  sei- 
ner Weise,  ein  beschränktes  Glück.  Die  erste  Bewegung 
aber  zu  erhöhtem  Leben , der  erste  Hatnmerschlag  , der 
geistige  Funken  entzündete,  kam  auch  hier  wieder  von  den 
Männern  der  Wissenschaft.  In  der  Litteratur  erhoben  sich 
neue  Erscheinungen  und  weckten  die  schlummernden  Gei- 
ster auf,  uud  gelehrte  Gesellschaften  bildeten  sich  zur  Ver- 
breitung des  Lichtes.  Wie  zur  Zeit  der  Reformation,  so 
war  auch  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  Zürich 
eine  der  ersten  Städte,  welche  sich  nicht  bloss  der  erneuer- 
ten Geistesrichtung  anschlossen,  sondern  dieselbe  mächtig 
förderten.  Ich  erinnere  nur  an  die  Namen  Bodmer, 
Brcitinger,  Füssli,  Hottinger,  Gessner,  Lava- 
ter,  und  an  die  persönlichen  Verbindungen  mehrerer  Heroen 
der  deutschen  Literatur  mit  den  Zürichern.  Von  neuem 
bewährte  sich  so  der  hergebrachte  Ruf  von  Zürich  als 
einer  vorzugsweise  wissenschaftlichen  Stadt. 

Die  städtischen  Verhältnisse,  die  sich  in  Zürich  in  etwas 
grösserem  Massstabc  zeigten,  wiederholten  sich  in  etwas 
kleineren  Formen  in  den  Landstädten,  besonders  in  Win- 
terthur: auch  da  gab  cs  Herren  und  Burger,  und 
beide  fühlten  sich  wieder  höher  als  die  Bauern  der  Um- 
gegend. 

3.  Die  letzten  Spuren  der  Hörigkeit  wurden  wäh- 
rend dieser  Periode , freilich  erst  zu  Ende  derselben , ver- 
tilgt. Schon  oben  haben  wir  gesehen,  wie  die  Reforma- 
tion im  Allgemeinen  günstig  wirkte  für  Abschaffung  der 
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Leibeigenschaft,  indem  sie  das  Bewusstsein  individueller 
Freiheit  bei  den  Untergebenen  verstärkte  und  dasselbe 
Princip  aueh  den  Herrn  anschaulich  und  theuer  machte, 
und  wie  damals  (1525)  der  Rath  in  mehreren  der  bedeu- 
tendsten Herrschaften,  die  Leibeigenschaft  aufhob , sich 
darauf  berufend: 

Das  wir  alle  Kinder  Gottes  sind  vnd  brüderlich  gägen 

andern  süllind  leben6). 

Doch  Lliebcn  immer  noch  in  andern  Herrschaften  Eigene 
der  Stadt  zurück  und  selbst  in  den  bevorzugten  gab  cs 
noch  viele  Hörige,  welche  andern  Herren  zustanden  als 
der  Stadt.  Der  Rath  beförderte  aber  den  Loskauf  von 
auswärtigen  Herren  fortwährend , wenn  er  schon  mit  sei- 
nen eigenen  Freilassungen  wieder  rückhaltigcr  ward.  So 
wurden  die  sämmtlichcn  Leibeigenen  , die  das  Kloster  St. 
Gallen  in  den  Herrschaften  der  Stadt  Zürich  besass,  im 
Jahr  1562 7),  die  Eigenen  des  Klosters  Einsicdeln  zu  Stäfa 
im  Jahr  163S  losgekauft.  Aber  erst  in  den  Jahren  1706 
und  1797,  nachdem  schon  die  französische  Revolution  die 
Gcmüther  aufgeregt  und  gegen  Alles,  was  man  für  einen 
Rest  der  sogenannten  Feudalzcit  hielt,  aufgebracht  hatte, 
wurde  das  Recht  auf  das  Bcsthaupt  in  dem  Amte  Grünin- 
gen , in  der  Herrschaft  Wädcnschvvyl  und  im  Freiamte  um 
bedeutende  Summen  losgekauft.  Es  war  indessen  diese 
übrig  gebliebene  Last  in  so  engen  Zusammenhang  mit  ge- 
wissen Grundstücken  gebracht  worden  , dass  man  sie  da- 
mals nur  für  eine  Art  des  Ehrschatzes  hielt.  Die  persön- 
liche Tieferstellung  der  Hörigen  war  längst  ganz  ver- 
gessen. 

So  wie  sich  die  Stadtbürgerschaft  abschloss  , so  finden 
wir  auch  auf  der  Landschaft  eine  analoge  Erscheinung. 
Es  wurde  nämlich  auch  in  den  einzelnen  Landgemeinden 


6)  Bullingers  Reforinationsgeschichle.  Frauenfeld  1838.  I.  S.  271. 

7)  Die  Originalurkunde  wurde  zuerst  wieder  vom  Herrn  Professor  H. 
F.  scher  in  dein  kiesigen  Archive  anfgefunden. 
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Sitte , von  neuen  Ankömmlingen , welche  sich  als  Gemein- 
degenossen haushäblich  niederlassen  wollten , eine  Ein- 
kaufsgebühr  zu  verlangen  und  diese  Forderung  von  dein 
Rathc  bestätigen  zu  lassen.  Wie  die  Einkaufsgebühren  in 
der  Stadt,  so  stiegen  denn  auch  die  auf  der  Landschaft  , 
wenn  gleich  nicht  in  so  starkem  Masse,  doch  fortwährend. 
Wir  werden  unten  noch  näher  darauf  zu  reden  kommen. 

Vereinigten  sich  nun  in  dieser  Weise  auch  die  Ge- 
ineindsbürgerschaftcn  mehr  als  gesonderte  Corporatio- 
nen,  so  entwickelte  sich  doch  aus  der  Gesamintheit  dieser  Ver- 
bindungen der  neue  allgemeine  Begriff  des  Landrechtes, 
in  welchem  sich  die  Beziehung  des  neu  aufgenomrnenen 
Bürgers  zu  dem  ganzen  Staate  ausdriiekt. 

Zwar  gab  es  nie  ein  von  dem  Gemeindsbürgerrcchte 
losgetrenntes  Staatsbürgerthum;  sondern  es  blieben 
fortdauernd  das  Gemcindsbiirgerrccht  und  das  Land- 
recht  unauflöslich  verbunden.  Wer  jenes  hatte  von 
Alters  her,  war  eben  auch  Staatsbürger,  und  wer  es  neu 
erwarb , mustc  zugleich  auch,  um  jenem  Gültigkeit  zu  ver- 
schaffen, das  Landrecht  erwerben.  Das  eine  ohne  das  an- 
dere war  nichtig. 

Dieses  Landrecht  hing  auch  seiner  ersten  Entstehung 
nach  zusammen  mit  der  erschwerten  Aufnahme  in  das  Bür- 
gerrecht und  den  Einkaufsgebühren.  Schon  in  den  ältesten 
Einzugsbriefen  des  scchszchnten  Jahrhunderts  ist  die  Be- 
stimmung enthalten,  dass  ein  Thcil  der  Gebühr  zu  Händen 
des  Vogtes  der  Stadt  abzugeben  sei.  Dann  musste  auch, 
wenn  Landesfremde  sich  um  das  Bürgerrecht  bewarben , 
die  Genehmigung,  früher  des  Vogtes,  später  des  kleinen 
Rathcs,  nachgesucht  und  dafür  nunmehr  dircctc  eine  beson- 
dere Gebühr  entrichtet  werden,  die  gewöhnlich  der  Ein- 
kaufsgebühr in  die  Gemeinde  an  Grösse  entsprach.  In  der 
Hauptstadt  fiel  sie  mit  der  Ertheilung  des  Stadtbürgerrech- 
tes zusammen  , weil  diese  von  dem  grossen  Rathc  als  der 
höchsten  Landesbehörde  selbst  ausging. 

In  dem  Landrechtc  waren  nunmehr  alle  Untcrthancn 
des  Staates  vereinigt,  und  es  musste  das  Gefühl  dieses  all- 


Digitized  by  Google 


Die  Stünde. 


15 


gemeinen  staatsrechtlichen  Verhältnisses , welches  sich  nicht 
an  die  einzelnen  Herrschaften  anschloss,  sondern  den  Staat 
als  ein  zusammengehöriges  Ganzes  erfasste , auch  seinerseits 
dazu  beitragen , die  particularen  Sonderungen  der  alten 
Herrschaften  aufzulösen. 

4.  Die  Abschlicssung  der  Gemeindsbiirgerrechte  hob  denn 
natürlich  auch  den  Gegensatz  gegen  die  sogenannten  Hin- 
tersassen oder  Ansässcn9)  stärker  hervor.  So  hiessen 
nämlich  alle  Einwohner  einer  Gemeinde , in  welcher  sie 
nicht  Bürger  waren. 

Die  Bewegung,  welche  der  Reformation  folgte  und 
eine  Menge  Familien  zum  Theil  aus  religiösen,  zum  Theil 
aus  politischen , zum  Theil  auch  aus  blossen  Privatgründen 
zur  Veränderung  ihres  Wohnsitzes  bestimmte,  hatte  die  Zahl 
der  Hintersassen  vermehrt  und  manche  Gemeinde  bewogen, 
auch  ihrerseits  Schranken  zu  verlangen  gegen  die  leichte 
Aufnahme  in  das  Bürgerrecht.  Das  industrielle  Princip , 
welches  überhaupt  in  der  neuern  Zeit  waltet , begünstigte 
Veränderungen  des  Wohnortes.  Es  trieb  die  einen  von 
Hause  fort,  um  anderswo  dem  Gewinne  na ebzu jagen,  und 
sammelte  andere  scharenweise  uin  industrielle  Institute  herum. 
Da  indessen  der  blosse  Wohnort  kein  Bürgerrecht  verschaffte, 
und  die  Nichtbürger  von  den  Gemeindsversammlungcn  ausge- 
schlossen waren , so  blieben  sie  von  den  Bürgern  ziemlich 
scharf  gesondert ; und  es  konnte  der  Gegensatz  sogar  ein 
sehr  unfreundlicher  werden,  wenn  sich  auf  Seite  der  Bür- 
ger ein  verletzender  Hochmuth,  auf  Seite  der  Ansässen  das 
Gefühl  der  Unterdrückung  einstellte.  Immerhin  aber  gin- 
gen die  Interessen  zu  wenig  aus  einander,  um  ihn  gerade 
zu  einem  gefährlichen  werden  zu  lassen.  Diesen  Gegensatz 
zu  mildern  und  zu  versöhnen , und  früheres  Unrecht 


8)  Ick  bediene  mich  dieses  alten  ccblen  Namens  lieber  als  des  Aus- 
drucks Niedergelassene  , der  in  der  neuesten  Zeit  in  der  Gesetzessprachc  auf- 
kam  , iudem  jene  allen  Wörter  den  Begriff  gut  bezeichnen  und  durchaus 
nichts  anstussiges  haben  , wahrend  das  neue  Wort  sprachlich  etwas  anderes 
sagt  , als  inan  es  sagen  lassen  möchte. 
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wieder  gut  zu  machen , ist  nun  eine  der  Aufgaben  der 
neuern  Zeit. 


§.  3.  Verfassung  der  Stadt. 

Die  Verfassung,  wie  sie  durch  den  vierten  geschwore- 
nen Brief  nach  Waldmanns  Tode  fcstgcstcllt  wurde,  blieb 
sich  während  der  drei  letzten  Jahrhunderte  im  Wesent- 
lichen gleich.  Auf  die  Stadt  und  städtische  Verhältnisse 
berechnet,  bewahrte  sie  beharrlich  diesen  städtischen 
Charakter,  auch  zu  einer  Zeit,  wo  die  Idee  des  Staa- 
tes schon  mit  immer  neuen  Begehren  von  Anerkennung 
und  Verwirklichung  vor  die  Gemüther  trat.  Wie  auch 
anderswo  unter  ähnlichen  Voraussetzungen  die  Staatscultur, 
je  mehr  sie  den  Bedürfnissen  der  modernen  Zeit  zu  ent- 
sprechen Lust  zeigte,  um  desto  ängstlicher  abgewehrt  und 
die  Staatsregierung  in  eine  blosse  I-Iofregierung  verkrüppelt 
wurde,  so  auch  in  den  meisten  Städtecantonen  der  Schweiz, 
wo  denn  nur  eine  Stadt  die  Stelle  des  Hofes  cinnahm. 

Nach  dem  Abschlüsse  des  westphälischen  Friedens  wurde 
der  geschworene  Brief  von  1498  einer  Revision  unterwor- 
fen, aber  ausser  einigen  Redaktionen  fast  nichts  daran  ver- 
ändert. Nur  licss  man  jetzt  die  Erwähnung  von  Kaiser 
und  Reich  bei  Seite , die  nach  der  europäischen  Anerken- 
nung der  schweizerischen  Staaten  keinen  Sinn  mehr  hatte.  Mit 
Recht  wird  daher  diese  neue  Auflage  des  geschworenen 
Briefes  nicht  als  ein  neuer  Brief  gezählt. 

Dagegen  spricht  man  nun  allerdings  von  einem  fünf- 
ten geschworenen  Briefe  vom  Jahr  1713,  obwohl  auch 
hier  die  Abänderungen , selbst  wenn  man  das  sogenannte 
Libell  dazu  rechnet,  nicht  bedeutend  sind.  Dieser  letzten 
Revision  ging  wieder  eine  grosse  innere  Bewegung  der 
Bürgerschaft  vorher.  Der  grosse  Rath  hatte  nämlich  alle 
Gewalt  ganz  und  gar  in  seinem  Saale  concentrirt;  das  Be- 
richten an  die  Gemeinden  war  seit  fast  einem  Jahrhunderte 
ausser  Uebung  gekommen , und  selbst  die  Anfrage  bei  den 
Zünften  für  Bündnisse,  Friedensschlüsse,  Vcrfassungsän- 
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derungen9)  u.  s.  f.  galt  für  überflüssig  und  wurde  sogar 
als  unpassend  untersagt.  In  der  Bürgerschaft  lebte  aber 
noch  immer  das  Andenken  an  das  alte  Recht  und  die  vor- 
malige grosse  Bedeutung  der  Zünfte.  So  bedurfte  es  denn 
nur  einer  äusseren  Veranlassung,  um  bestimmte  Forderun- 
gen zu  erwecken.  Sie  konnte  nicht  ausbleiben  bei  den 
vielfachen  überhand  genommenen  Missbrauchen , und  der 
Entschiedenheit,  mit  welcher  angesehene  Männer  in  ver- 
schiedener Stellung  auftraten,  um  für  Herstellung  besserer 
Sitte  zu  streiten.  Besonders  beklagte  man  sich  auch  über 
Verkäuflichkeit  der  Stellen  und  Bestechlichkeit  der  Richter. 
Dazu  kam  ein  anderer  Uebelstand.  Die  Kaufleute  hatten 
nach  und  nach,  zumal  sie  sich  in  die  verschiedenen  Zünfte 
vertlieilt  batten , im  grossen  Rathc  ein  so  vorherrschendes 
Uebergewicht  erlangt,  dass  die  andern  Stände  sich  gedrückt 
fühlen  mussten.  Daher  wurden  Versuche  laut,  und  ver- 
schiedene Vorschläge  gemacht,  um  die  Stellen  der  Kaufleute 
zu  vermindern.  Eine  ausserordentliche  Versammlung,  in 
welcher  etwa  500  Bürger  sich  auf  dem  Lindenhofe , dem 
ursprünglichen  Sammelplätze  der  alamannischcn  Volksge- 
mcinde,  vereinigt  hatten,  wählte  Ausschüsse  aus  den  drei- 
zehn Zünften.  Eine  grosse  Zahl  von  Verbesscrungsanträ- 
gen , welche  nicht  bloss  die  Stadt  und  ihre  Interessen , 
sondern  auch  die  Landschaft  beschlugeu , und  im  Ganzen 
von  einem  besonnenen  und  sittlich  aufstrebenden  Geiste  der 
Lenker  zeugten  , wurde  der  Regierung  eröffnet.  Zwischen 
den  Ausschüssen  und  der  Regierung  fanden  dann  wieder- 
holte Verhandlungen  Statt,  bis  endlich  der  Grosse  Rath 
wenigstens  in  einigen  Hauptpunkten  nachgeben  musste  und 
der  fünfte  geschworene  Brief  von  den  Zünften  angenom- 
men ward10). 

Es  wurde  nunmehr  der  Bürgerschaft,  je  nach  den 


9)  Vergl.  Buch  III.  j.  8.  S.  359. 

10)  Vergl.  darüber  Meyer  v.  Kn  on  au  Geschichte  4er  Schweiz.  II, 
S.  125.  ff.  and  J.  G.  Vögel  in  Geschichte  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft. II.  s.  8.  137.  ff. 

• Bluiüirhh  Rrrlttsgesrhirhtr  II*  - 
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dreizehn  Zünften  vertheilt,  von  neuem  das  Recht  zugespro- 
chen , bei  allen  Verfassungsänderungen,  hei  Bünd- 
nissen, Kriegs-  und  Friedensschlüssen  mitzuwir- 
ken,  dagegen  die  ganze  übrige  Gesetzgebung  der 
ausschlicsslichcp  Coinpetenz  des  grossen  Rathes  an- 
heim gestellt.  Hauptsächlich  um  dem  Nepotismus  zu  steu- 
ern, wurde  der  Antritt  des  dreissigsten  Altersjahres  gefor- 
dert zur  Wählbarkeit  in  den  Grossen  Rath,  des  sechs  und 
dreissigsten  zur  Wählbarkeit  in  den  Kleinen  Rath.  Die 
einzelnen  Regicrungsglieder  wurden  einer  jährlichen  Cen- 
sur  unterworfen,  und  so  wenigstens  einige  Aussicht  eröff- 
net, um  schädlichen  Personen  die  anvertraute  Gewalt  ent- 
ziehen  zu  können,  indem  die  bisherigen  Erneuerungswalden  zu 
einer  blossen  Formalität  geworden  waren.  Das  heim- 
liche Mehr  war  schon  vorher  im  gleichen  Jahre  auch 
für  die  Wahlen  der  Zünfte  zugeiassen  worden  und  wurde 
von  neuem  bestätigt.  Darin  vornehmlich  suchte  man  eini- 
gen Schutz  gegen  Bestechung  und  für  das  freie  Vrtheil  des 
Einzelnen  zu  finden.  Viel  früher,  schon  im  Jahr  1628, 
war  das  heimliche  Mehr  in  dem  Grossen  Rathe  selbst  bei 
Besetzung  des  Regimentes  der  Vogteien  und  Acmter,  nach 
dem  Vorbilde  von  Luzern,  zuerst  cingefiihrt  worden  und 
verdrängte  so  nach  und  nach  bei  Wahlen  das  altherge- 
brachte offene  Mehr  grossentheils  "). 

Die  Obrigkeit  der  Stadt  und  zugleich  des  Staats  Anden 
wir  somit  wie  früher  gegliedert  nach  dreizehn  Zünften 
(worunter  die  Constafel  als  erste),  für  Wahlen  und  Ver- 
fassung, einem  Grossen  Rathe  von  212  Mitgliedern  (den 
Kleinen  Rath  von  60  inbegriffen) , für  Besetzung  des  eigent- 
lichen Regimentes,  Gesetzgebung  und  allgemeinen  Staats- 
aufsicht, einein  kleinen  Rathe  für  Verwaltung  und 
Rechtspflege , bestehend  aus  zwei  Bürgermeistern  , 24 

Rathen  und  24  Zunftmeistern,  welche  sich  zwar  wieder 
in  je  zwei  Hälften  theilen,  von  denen  jede  nur  auf  ein  hal- 


lt; Vrrgl.  Stadt.  Mas.  r.  29.  Oct.,  6.  Nor.  und  10.  Dtc.  1628.  Uni.  M. 
r.  4.  Dac.  1661.  St.  M.  r.  13.  Juni  1M3. 
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bcs  Jahr  als  neuer  Rath,  im  andern  halben  Jahre  aber  als 
alter  Rath  fungirt,  die  nun  aber  regelmässig  zusammen^ 
sitzen  und  gemeinsam  regieren. 

Einen  engern  Ausschuss  aus  dem  eigentlichen  Rathe  bil- 
det noch  immer  der  geheime  Rath,  der  zu  verschiedenen 
Zeiten  auch  verschieden  coinponirt  ward , und  dessen  Com- 
petenz  je  nach  der  Schwere  derZeit  sich  ausdehnte  oder  ver- 
minderte. Unter  gauz  ruhigen  Verhältnissen  ging  er  auch 
etwa  völlig  ein.  Im  Jahr  1704  wurde  derselbe  auf  zwölf 
Mitglieder  festgesetzt , und  so  blieb  er  denn  auch  während 
des  achtzehnten  Jahrhunderts.  Dahin  gehören  nun  voraus 
die  neun  sogenannten  Standeshäupter,  zu  denen  man 
zählte  die  beiden  Bürgermeister,  die  vier  Statt- 
halter (drei  wirkliche  und  der  abgetretene  Obristmcistcr), 
die  zwei  Seckclmeistcr  und  den  Obmann,  welchem 
die  Oberaufsicht  über  die  secularisirten  Klostergüter  Zu- 
stand, und  ausser  ihnen  noch  drei  andere  Ratbsglieder l2). 

Ferner  ist  von  Bedeutung  der  sogenannte  Rechen- 
rath (die  Rechenherren),  welcher  das  Finanzwesen  der 
Stadt  und  des  Staates  zunächst  beaufsichtigt  und  leitet.  Auch 
diese  Behörde  wurde  nicht  immer  gleichtnässig  besetzt. 
Doch  finden  wir  regelmässig  den  oder  die  Bürgermeister, 
die  Seckclmeistcr,  den  Obmann  gemeiner  Klöster  darin,  und 
die  Behörde  durch  eine  Zahl  von  andern  Mitgliedern  des 
kleinen  und  grossen  Rathes  verstärkt. 

Daneben  kommen  noch  für  einzelne  Zweige  und  Ge- 
schäftskreise besondere  städtische  Stellen  und  Aeinter  vor, 
von  denen  hinwieder  ein  grosser  Thcil  aus  der  Mitte  der 
Räthe  und  Zunftmeister  besetzt  wird : so  z.  B.  das  Korn- 
amt, Bauanit,  Sihlaint,  Zcugaint  u.  s.  f. ,3). 


12)  Vergl.  St.  M.  ▼.  21.  October  1624,  r.  20.  Juni  1629  , 21.  Oct. 
1633,  14.  Dec.  1633  nnd  11.  Febr.  If04. 

13)  Näheres  ist  rn  fiuden  in  J.  Siinlers  Regiment  der  Eydgenossen- 
schaft  mit  Anmerkungen  ?on  H.  Jac.  Leu.  Zürich  1735  S.  441  ff.  L. 
Meisters  Abriss  des  Eidgenössischen  SUatsrechtes,  St.  Calle»  1786  S. 
12  ff.  und  in  (Wyss)  politischem  Handbuch  für  die  erwachsene  Jugend  der 
Stadt-  und  Landschaft  Zürich.  Zürich  1796  S.  60  ff. 
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§.  4.  Verfassung  der  Landschaft. 

Ein  Hauptgegensatz  des  Staatsrechtes  des  Mittel- 
alters und  des  modernen  Staatsrechtes  besteht  offen- 
bar darin , 'dass  jenes  eine  vorherrschende  Neigung  zeigte 
zu  Formen  des  Privatrechtes  und  von  privat- 
rechtlichem Gesichtspunkte  aus  betrachtet  wurde, 
dieses  hingegen  reinere  öffentliche  Formen  anstrebt 
und  eine  öffentliche  Begründung  fordert.  Dieser 
privatrechtliche  Charakter  des  mittelalterlichen  .Staatsrechtes 
äussert  sich  besonders  in  der  Leh e ns  v er  fa ssu  n g,  ob- 
wohl selbst  hier  nicht  zu  verkennen  ist,  dass  auch  sie  sich 
hohem  Ideen  nicht  verschloss  und  einer  schönen  politischen 
Entwicklung  fähig  war.  Die  Geschichte  der  englischen 
Verfassung  lehrt  solches  auf  eine  überraschende  Weise. 

In  den  kleinen  Verhältnissen  einer  Stadtherrschaft  über 
ein  sie  umschliessendes  Landgebiet,  wie  bei  uns,  lag  in 
jener  Richtung  die  grosse  Gefahr,  dass  das  ganze  von 
grossen  Interessen  nicht  gehobene  Staatsleben  in  ein  be- 
schränktes hohem  Ideen  schwer  zugängliches  Oekonomie- 
wesen  ausartete.  Das  Bewusstsein , dass  die  Stadt  die  mei- 
sten Herrschaften,  welche  sie  besass,  entweder  durch  Kauf 
oder  Verpfändung  erworben  hatte,  konnte  leicht  zu  dein 
lrwahne  führen,  dass  sie  durch  diese  Formen  Eigenthiiiner 
von  Land  und  Leuten  geworden  und  berechtigt  sei,  nach 
ihrer  Willkür  und  zu  ihrem  Nutzen  darüber  zu  verfügen. 
Und  selbst  wo  dergleichen  grobe  Irrthiimer  nicht  geradezu 
getheik  wurden,  wirkten  doch  ähnliche,  wenn  Juch  schwä- 
cher ausgedrückte  Gedanken  auf  die  Gesinnung  besonders 
der  regierenden  Familien  und  manche  Massregeln  schäd- 
lich ein. 

Schon  im  sechszehnten  Jahrhunderte,  zur  Zeit  der  Re- 
formation, wurde  der  Cooflict,  in  welchen  die  privatrecht- 
lichen Ansichten  mit  den  Bedürfnissen  des  Staates  und  öf- 
fentlichen Principien  traten,  gefühlt  und  zuweilen  ziemlich 
klar  ausgesprochen.  Es  geht  diess  z.  B.  aus  folgender 
merkwürdigen  Stelle  einer  Bcschwerdcschrift  der  Bauern 
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aus  dem  Amte  Regensberg  hervor.  Ist  sie  nämlich  gleich 
nicht  von  einem  Bauer,  sondern  wahrscheinlich  von  einem 
Pfarrer  verfasst , so  kann  diess  nichts  gegen  ihre  Bedeutung 
beweisen , da  nur  der  gebildete  Mann  fähig  ist , ein  tiefer 
liegendes  moralisches  Uebel  zu  erkennen  und  zu  bezeichnen  , 
während  der  Ungebildete  sich  meistens  nur  an  die  äussern 
Wahrnehmungen  hält.  Jene  Stelle  lautet  so : 

Nachdem  der  barmherzig  Gott  sein  heiligs  Evangelium  itzt  zu 
unsern  ziten  uns  armen  Menschen  aus  besondern  Gnaden  klär- 
licher  geofl'enbaret  hat,  als  in  viel  vergangenen  Jahren , lie- 
sonders  auch  wie  wir  tödtliche  Menschen  als  vernünftige  Cre- 
aturen  hie  in  dieser  Zeit  mit  und  gegen  einander  freund- 
und  brüderlich  leben  sollen,  dessgleichen , wie  eine 
Obrigkeit  ihre  Anbefohlencn  regieren,  vor  Ge- 
walt und  Unrecht  schützen,  und  hinwieder  auch  was 
und  wie  viel  die  Uuterthauen  ihrer  Obrigkeit  zu  thun  schul- 
dig seyen  : und  aber  eine  lange  Zeit  her  ans  Vcrhängniss 

Gottes  und  von  unsern  Sunden  wegen  in  diesem  allem 
schwerlich  geirret  worden , also  dass  nicht  allein  die  U n - 
terthanen  ihrer  Obrigkeit  etwan  widerspännig 
gewesen  (das  doch  auch  selbst  unter  den  Ungläubigen 
ein  gross  Laster  genannt  ward)  sondern  auch  eine 
Obrigkeit  und  geineinlich  die  Herrschaften  gegen  das 
klare  Wort  Gottes  and  natürliche  Gesetz  der 
Liebe  schwere,  unleidentlichc  Bürden  und  Satzungen 
aus  eignem  G e w a 1 1 aufgedrehet  haben.  Und  wiewohl  die 
’ Landschaften  ans  etlicher  Fürsten  und  Herren 
Tlanden  in  Kaufs-  oder  anderer  Weise  kommen, 
sind  doch  die  Beschwerden , welche  von  jenen  dem  armen 
Mann  gewaltigklich  aufgelegt  worden  nicht  abgegangen , 
sondern  für  und  für  gleich  andern  erkauften  Zin- 
sen oder  Schulden  gefodert  und  eingezogen  worden. 

In  der  Folge  wurde  diese  Richtung  noch  schwerer  em- 
pfunden und  wirkte  immer  schädlicher.  Sie  verhinderte  vor 
nehmlich  jede  weitere  Ausbildung  eines  staatsrechtlichen 
Verhältnisses  der  Landschaft  zu  dem  Gcsamuitstaatc,  wie 
sic  durch  den  Cappelerbrief  so  trefflich  angebahnt  war, 
machte  die  Stadt  misstrauisch  und  eifersüchtig  auf  ihre 
wirklichen  und  vermeinten  Rechte,  hemmte  jeden  politischen 
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Fortschritt  und  bereitete  eben  dadurch  eine  Revolu- 
tion vor. 

Man  blieb  nicht  einmal  bei  dem  Zustande  beharrlich 
stehen,  welchen  die  Waldmannischen  Spruchbriefe  nnd  der 
Cappeler brief festgesetzt  hatten.  Die  Stadt  vergass  vielmehr 
die  der  Landschaft  bereits  zugcsicberten  Rechte  und  suchte 
sie  in  Vergessenheit  zu  bringen.  Mehr  als  eine  Gelegen- 
heit wurde  benutzt,  um  die  ausgestellten  Urkunden  den 
Herrschaften  wieder  zu  entziehen  und  für  kraftlos  auszu- 
geben. Schien  doch  ihr  Inhalt  in  direktem  Widerspruche 
zu  stehen  mit  den  Gedanken,  die  man  von  erkaufter  Herr- 
schaft hegte ! Selbst  bei  solchen  Handlungen  darf  man 
nicht  immer  böswillige  Arglist  oder  Lust  an  Gewaltthat  auf 
Seite  der  Regierung  voraussetzen.  Die  überall  gangbaren  An- 
sichten von  Rechten  der  Regierung,  welche  inzwischen  aufge- 
kommen waren,  begünstigten  ein  solches  Verfahren.  Oft  moch- 
ten auch  einzelne  Bestimmungen,  besonders  der  Waldmanni- 
schen Sprucbbriefe,  wahren  Verbesserungen  hinderlich  schei- 
nen und  man  wusste  nicht,  wie  man  jene  passend  verändern 
könne.  Die  wichtigen  Bestimmungen  des  Cappelerbriefes  aber 
kamen  ihrer  Natur  nach  selten  zur  Anwendung  und  verloren 
sich  so  bei  Vielen  aus  der  Erinnerung.  Die  Gleichgültig- 
keit der  Unterthanen  für  ihre  erworbenen  aber  nicht  aus- 
gebildeten Rechte  und  das  Bestreben  der  untern  Beamteten , 
der  Regierung  zu  Gefallen  zu  leben , trug  auch  von  der 
andern  Seite  Vieles  bei,  jeneu  Zustand  herbeizuführen. 

Aber  immerhin  darf  es  weder  entschuldigt  noch  ver- 
heimlicht werden,  dass  die  regierende  Stadt  zu  Ende  des 
achtzehnten  Jahrhunderts  sogar  ein  Staatsverbrechen  darin 
zu  erkennen  glaubte , als  die  Gemeinde  Stäfa  am  Ziirichsee 
von  Kiissnach  her  eine  Abschrift  jener  beiden  wichtigen 
Urkunden  begehrte  und  den  Entschluss  äusserte,  von  der 
Regierung  Anerkennung  oder  Aufschlüsse  über  eine  allfallige 
Entkräftung  derselben  zu  erbitten.  Im  Jahr  1795  nämlich,  nach- 
dem schon  lange  die  Geschichte  der  französischen  Revolution 
die  Augen  aller  Welt  auf  sich  gezogen  und  vielfache  Hoffnun- 
gen und  Wunsche  jeder.  Art  überall  rege  gemacht  hatte  und 


Digitized  by  Google 


Verfassung  der  Landschaft.  23 

nachdem  insbesondere  mehrere  angesehene  Bürger  von  Stäfa , 
wie  ihre  Mitbürger  durchgehend«  annah  men,  ungerecht  von 
der  Regierung  beurtheilt  und  übermässig  hart  bestraft  wor- 
den waren,  begehrten  einige  andere  nicht  minder  geachtete 
Bürger  in  der  Versammlung  des  Maiengerichtes  zu  Oetiken, 
wo  nach  alter  Weise  noch  immer  alle  Gerichtsangehörigen 
unter  freiem  Himmel  zusammen  traten,  zwar  nicht  mehr, 
um  über  Erb  und  Eigen  zu  urtheilen,  aber  doch  um  Wah- 
len vorzunehmen,  dass  eine  Abschrift  des  Waldmannischen 
Spruchbriefes  fiir  den  Zürichsee  und  des  Cappelerbriefes  zu 
Küssnach  geholt  und  die  Urkunden  der  Gemeinde  vorgelesen 
werden.  Die  Gemeinde  stimmte  dem  in  gehöriger  Form 
durch  einen  gerichtlich  ernannten  Fürsprech  vqrgctragcnen 
Begehren  zu,  erwählte  Abgeordnete  nach  Ktissnach,  erhielt 
die  gewünschte  Abschrift,  und  beschloss,  von  der  Regierung 
Auskunft  über  deren  Gültigkeit  zu  begehren.  Statt  nun 
diese  zu  ertheilen  und  auf  die  veränderten  Zeitverhältnissc  auf- 
merksam zu  machen,  ganz  besonders  aber  das  bestehende 
Recht  zu  achten,  überraschte  die  Regierung  das  Dorf  plötz- 
lich mit  Militärgewalt , setzte  eine  Menge  von  Stäfnern  ins 
Gefängnis«,  verurtheilte  mehrere  zu  lebenslänglicher  oder 
doch  mehrjähriger  Zuchthausstrafe,  legte  der  Gemeinde  und 
vielen  Einzelnen  schwere  Bussen  auf,  zog  alle  Waffen  der- 
selben ein  und  Hess  sich  eine  demiithige  Unterwerfungsakte 
ausstelien.  So  sehr  konnten  übermässige  Aengstlichkeit 
und  Sorge  für  vermeinte  Rechte  sowie  gekränkter  Hoch- 
mut!) Leute,  die  der  Mehrzahl  nach  kaum  schlecht  gear- 
tet waren,  missleiten  und  ihnen  völlig  erlaubte  und  recht- 
mässige wenn  auch  vielleicht  nicht  gerade  sehr  zeitgemässe 
Schritte  als  Hochverrath  und  Verbrechen  vorspiegeln,  welche 
man  ernstlich  bestrafen  müsse.  Schon  zwei  Jahre  später 
und  doch  zu  spät,  als  die  Franzosen  die  Schweiz  bedrohten , 
erkannte  der  Rath  sein  Unrecht,  Hess  die  Gefangenen  frei, 
rief  die  Verbannten  zurück,  erstattete  ihnen  und  der  Ge- 
meinde die  entzogenen  Geldsummen  wieder  und  gab  auch 
mit  den  Waffen  jene  Unterwerfungsakte  zurück u). 

14)  Vergi.  Helvetia.  Bd.  V.  S,  37  ff. 
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Schon  oben  haben  wir  das  Verderbliche  nachgewiesen, 
was  in  der  Tendenz  lag,  das  Bürgerrecht  der  Stadt  abzu- 
schliesscn.  Damit  verwandt  und  der  gleichen  Richtung 
angchörig  ist  der  Ausschluss  aller  Landbürger  von  fast  allen 
öffentlichen  Stellen,  mit  Ausnahme  der  Untervog- 
tei- und  blossen  Gemeindeämter.  INicht  nur  war  die 
ganze  Regierung  in  den  Kreis  der  Stadtbürgerschaft  ein- 
geengt und  alle  Stellen  im  grossen  und  kleinen  Rathe  nur 
den  StadtbUrgern  zugänglich.  Nicht  nur  waren  alle  Ober- 
und Landvögte,  welche  vornehmlich  für  das  Wohl  der 
Landbezirke  zu  sorgen  und  dort  Recht  und  Ordnung  zu 
handhaben  berufen  waren,  Stadtbürger,  sondern  selbst  alle 
andern  höhern  Stellen  , in  welchen  keine  Regierungsgewalt 
lag,  wurden  nur  oder  doch  fast  nur  mit  Stadtbürgern  be- 
setzt, und  so  blieben  die  Landbürger  höherer  Ehre  un- 
theilhaft.  Dahin  gehören  die  sämintlichen  Militärstellen 
vom  Grade  des  Hauptmanns  an  aufwärts,  wo  der  alte 
Geist,  je  den  Tüchtigsten  zu  ehren  und  zu  fördern,  woher 
er  auch  stamme,  ein  Geist,  der  in  einer  Republik  am  we- 
nigsten fehlen  sollte,  und  doch  gerade  da  so  häufig  fehlt, 
erstorben  war.  Zu  den  einträglichen  Stellen  der  Land- 
schreibcr  konnten  in  der  Regel  wieder  nur  Städter  ge- 
langen. 

Ja  selbst  der  Weg  zu  kirchlichen  Acrntern,  namentlich 
zu  Pfarreien,  zu  gelangen,  wurde  den  Landbürgern  immer 
mehr  erschwert;  zum  grossen  Schaden  der  Kirche,  wie 
des  Staates.  Denn  von  jeher,  in  den  ersten  Zeiten  der 
Entstehung  und  Ausbreitung  des  Christenthuras,  zur  Zeit  der 
Ausbildung  und  der  Herrschaft  einer  mächtigen  kirchlichen 
Hierarchie,  zur  Zeit  als  die  Reformation  jene  Herrschaft 
siegreich  bekämpfte  und  zur  Zeit  als  das  Papstthum  selbst 
wieder  neu  auferstand  und  sich  behauptete,  wann  immer  sich 
in  der  Kirche  reges  Leben  äusserte,  war  dieselbe  sich  be- 
wusst, dass  die  Entfaltung  ihres  geistigen  Reiches  auch 
des  Geistes  bedürfe,  und  dass  dieser  nicht  einem  einzelnen 
Stande  von  Gott  zu  eigen  gegeben  worden  sei.  Daher  öfF- 
uete  selbst  die  Hierarchie,  im  Gegensätze  zu  der  damaligen 
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Staatseinrichtung,  ihre  glänzendsten  Würden  und  ihre  höchste 
Macht  dem  Talente,  auch  wenn  es  in  einer  Bauernhiitte 
geboren  war.  Wrar  doch  das  Haupt  der  Kirche  Christus 
selbst  den  äussern  Standesverhältnissen  nach  nur  der  Sohn 
eines  Zitnineruianns.  Auch  die  meisten  Reformatoren , auch 
Zwingli,  hatten  mit  der  Geburt 'zwar  viel  des  göttlichen 
Geistes,  aber  eine  geringe  Weltstcllung  erlangt.  Desto  un- 
natürlicher und  lächerlicher  musste  dem  einfachen  Verstände 
es  Vorkommen,  wenn  in  der  zürcherischen  Kirche  die 
Landbürger  für  unfähig  gehalten  wurden , von  dein  gött- 
lichen Geiste  befruchtet  und  brauchbare  Lehrer  der  Reli- 
gion zu  werden.  Desto  ärger  musste  aber  auch  in  der 
Kirche  selbst  Beschränktheit  und  Geistesarmut!)  überhand 
nehmen15);  denn  jede  Abweichung  vom  innern  Lebensprin- 
cip  straft  sich  selber. 

So  wird  es  denn  begreiflich,  dass  man  seit  dem  sieben- 
zehnten Jahrhunderte  über  eine  zunehmende  städtische 
Aristokratie  sich  beklagte,  deren  Prätensionen  desto 
grösser  wurden,  je  mehr  es  an  Saft  und  Mark  zu  fehlen 
anfing.  Diese  Aristokratie  war  auf  eine  Anzahl  Familien 
beschränkt,  welche  sich  weder  durch  eine  grosse  Geschichte, 
noch  durch  eiuen  mächtigen  über  das  Land  sich  hinbreiten- 
den Grundbesitz  , noch  sonst  durch  irgend  erhebliche  Adel- 
schaft auszeichneten,  sondern  ihren  massigen  Wohlstand 
grossen  Theils  durch  Handel  und  Erwerb  errungen  batten 
und  einzig  etwa  in  einzelnen  Gliedern,  die  in  fremdem 
Kriegsdienste  zu  hohem  Ehren  gelangten,  gehoben  wurden. 
Sie  hatte  daher  auch  nie  den  grossartigen  Charakter  des 
stolzen  Bernerpatriciats , sondern  behielt  einen  Anstrich  von 
spicssbürgcrlicher  Beschränktheit  und  Krämerei.  Sie  war 
eher  hochinüthig  als  stolz,  eher  ängstlich  als  herrschsiich- 
tig,  eher  nach  Gewinn  als  nach  Ehre  begierig,  eher  kauf- 
männisch als  adelich. 


15)  Wie  schmerzhaft  jene  Zurücksetzung  vou  aufstrebenden  I.andbiiigcrn 
empfunden  wurde,  zeigt  das  in  der  Helvetia  .ibgedrurkte  Memorial  des  SUf- 
ner»  Nehracher  von  17V4.  Bd.  V.  S.  10  und  13. 
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Ain  offenbarsten  zeigte  sich  diess  in  der  Beschränkung 
der  Handelschaft.  Diese  wurde  nämlich  als  ein  aus- 
schliessliches Recht  der  Stadt  angesehen.  Und  obwohl  auf 
der  Landschaft  Fabrication  einheimisch  ward , so  durfte 
doch  der  fabricircndc  Landmann  weder  den  rohen  Stoff  be- 
ziehen, wo  er  wollte,  noch  die  verarbeitete  Waare  ver- 
kaufen, wohin  er  wollte.  Immer  war  er  genöthigt,  sich 
an  Stadtbiirger  zu  wenden  und  die  Preise  zu  bezahlen  oder 
zu  erhalten,  welche  dieser  kleine  Kreis  von  Verkäufern 
und  Käufern  zu  bestimmen  fiir  gut  fand.  Verletzungen 
dieses  Privilegiums  der  Stadtbiirger  wurden  hart  bestraft 
und  ein  besonderes  kaufmännisches  Directoriurn  überwachte 
die  Beobachtung  jener  Vorschriften. 

Die  Vergleichung  eines  solchen  Zustandes  mit  dem  zwar 
rohern  aber  freiem  der  innern  demokratischen  Länder,  oder 
mit  dein  zwar  stärker  verschuldeten  aber  der  Entwicklung 
einzelner  Talente  und  der  Realisirung  der  Staatsidee  gün- 
stigem Zustande  benachbarter  deutscher  Staaten,  fiel  daher 
keineswegs  in  allen  auch  nicht  in  manchen  Hauptrücksich- 
ten  zum  Vortheile  der  ziiricherischcn  Staatsordnung  aus ; 
und  wer  möchte  es  gerade  den  rüstigem , geistigem  Men- 
schen verargen , wenn  sie  sich  nicht  immer  behaglich 
fühlten. 

Auf  der  andern  Seite  aber  war  das  Regiment  der  Stadt, 
wo  nicht  die  Herren  gereizt  waren , milde  und  wohlwol- 
lend. Und  wie  sich  der  Sinn  der  Stadt  von  jeher  durch 
Humanität  und  Wohlthätigkeit  auszeichnete , so  wurde  auch 
die  Regierung  diesem  Charakter  selten  untreu.  Eine  ge- 
wisse Hablichkeit  setzte  sich,  wie  in  der  Stadt,  so  auch 
auf  der  Landschaft  fest,  ein  sicherer  Verdienst  lohnte  die 
keineswegs  sehr  mühevolle  Arbeit  reichlich , verständiges 
aufgewecktes  Wesen  blieb  dem  Zürcher  eigen,  gemein- 
nützige Bestrebungen  fanden  vielfältigen  Anklang  und  ver- 
breiteten Gutes , die  Achtung  vor  reinen  Sitten  erhielt  sich 
in  dem  Volksgcistc  und  erhob  die  Familien.  Der  Stoff  des 
echten  gesunden  Lebens  war  nicht  vergiftet.  Es  fehlte 
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nur  an  der  gehörigen  geistigen  Freiheit,  um  ein  schönes 
Bild  eines  kleinen  aber  lebendigen  Staates  darzustellen. 

Der  Organismus  der  Staatsfonnen  blieb  sich  übrigens 
wahrend  dieser  ganzen  Zeit  ziemlich  gleich.  Die  Land- 
schaft, zu  welcher  nun  auch  einige  neue  Herrschaften, 
namentlich  Wädenschwyl,  Sax,  Pfyn,  Weinfelden 
u.  s.  f. , hinzugekommen  waren,  wurde  noch  immer  durch 
Vögte  regiert,  welche  von  der  Stadt  über  die  einzelnen 
Herrschaften  gesetzt  wurden.  Das  ganze  Gebiet  zerfiel  nun 
in  eine  Anzahl  (spater  achtzehn)  sogenannter  innerer 
Vogteicn  und  in  eine  um  weniges  geringere  Zahl  von 
nassem  Vogteicn16),  Die  iauern  Vogteien  wurden 
durch  Obervögte  verwaltet,  welche  der  grosse  Rath  aus 
der  Mitte  des  kleinen  ernannte  und  welche  in  der  Stadt 
ihren  Wohnsitz  hatten.  In  den  äussern  Vogteien,  welche 
durchgehends  von  grösserem  Umfange  waren,  regierten  die 
städtischen  aus  dem  grossen  Ilathe  gewählten  Ober-  oder 
Land vögte  in  den  obrigkeitlichen  Schlössern  residirend. 
Früher  wurden  die  Vögte  gewöhnlich  auf  drei,  später  seit 
1543  meistens  auf  sechs  Jahre  bestellt ,r). 

Die  Gewalt  dieser  Vögte  ist  noch  immer  zugleich  eine 
richterliche  und  eine  administrative.  Nur  ward  die 
Stellung  derselben  als  Kriegsha  uptleute  mit  der  Zeit  von 
der  wichtiger  gewordenen  Stellung  als  höherer  Polizei- 
beamteten (Polizei  iin  weitern  Sinne  gefasst)  oder  Re- 
gierungsbeamten in  den  Schatten  gestellt.  Nach  oben  hin 
wurden  sie  von  dem  Rathe  beschränkt,  dessen  Aufträge  sie 
zu  vollziehen  und  dem  sie  Rechenschaft  abzulegen  hatten. 
Nach  unten  fanden  sie  in  den  hergebrachten  Amts-  und 
Herrschaftsrechten,  in  der  alten  freien  Gerichts-  und  Ge- 
meindeverfassung und  in  den  meistens  aus  angesehenen  Bür- 
gern der  betreffenden  Vogtei  gewählten  Untervögten  theils 
nähere  Begränzung,  theils  Bestimmung  und  Richtung  ihrer 
Macht.  Die  ihnen  zukoininendcn  nicht  erheblichen  Gebüh- 


16)  Vergl.  Si  mini  er  Reg.  d.  Eidg.  S.  482  ff. 

17)  M.  S.  144  S.  45,  46  und  Erk.  von  1504  und  1515. 
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rcn  waren  genau  fixirt.  und  unrechtmässiger  Bedrückung 
oder  Bestechlichkeit  schwere  Strafen  angedroht.  Auch  ge- 
nossen und  verdienten  die  züricherischcn  Vögte  durchge- 
hends  den  Ruf  der  Rechtlichkeit  und  zeichneten  sich  vor 
andern,  zumal  aus  den  demokratischen  Cantonen  in  die  gemei- 
nen Herrschaften  gesandten  Vögten  sehr  vorteilhaft  aus'®). 

Jede  Herrschaft  hatte  ihre  eigentümliche  Oekonomie, 
und  die  Ausgaben  Tür  Strassen , Gefängnisse  und  andere 
öffentliche  Anstalten  wurden  dann  auf  die  Gemeinden  und 
durch  diese  vermittelt  auf  die  Haushaltungen  in  der  Herr- 
schaft verlegt.  Man  naoute  dicss  den  Brauch  (Verbrauch 
oder  Gebrauch)'9).  Andere  Steuern,  welche  von  der  Stadt- 
regicrung  für  Staatszwecke  auferlegt  und  durch  die  Vögte  * 
bezogen  wurden,  ausser  den  indirecten  vom  Salzhandel 
und  den  Posten  herriihrenden  Einkünften,  ausser  dem  An- 
teil der  gerichtlichen  Bussen,  welcher  in  die  Staatskasse 
abgcliefert  werden  musste  und  ausser  den  hergebrachten 
der  Stadt  zugehörigen  Reallasten  konnten  nur  dann  von  der 
Landschaft  gefordert  werden,  wenn  die  Bürger  in  der 
Stadt  gleichmässig  besteuert  wurden,  und  kamen  auch  nur 
ausserordentlicher  Weise  vor,  z.  B.  wegen  kriegerischer 
Rüstungen  u.  s.  f.  In  alter  Form  wurde 'die  Steuer  dann 
gemeiniglich  nach  dem  Vermögen  verlegt,  jedoch  so,  dass 
die  Gewohnheiten  in  den  verschiedenen  Gegenden  freien 
Spielraum  behielten.  Es  finden  sich  hier  oft  sehr  eigen- 
tümliche Bestimmungen.  In  der  Stadt  Zürich  z.  B.  war 
jeder  Bürger  pflichtig,  sein  ganzes  Vermögen,  liegendes 
und  fahrendes,  das  letztere  aber  nur  mit  sehr  umfassenden 
Ausnahmen  (Wehr  und  Waffen,  Silbergeschirr,  Kleinodien, 
Hausrath,  Kleider,  Bibliotheken  und  Handwerkszeug  mussten 
nicht  versteuert  werden)  zu  einer  bestimmten  Quote , mei- 


18)  Ueber  den  Zusland  der  gemeinen  Vogleien  und  besonders  F.  Meyers 
Gemeinde  Locarno.  I.  S.  (01  ff.  1(6  ff.  280  ff. 

19)  Vergl.  Grafscbaftsrerht  von  Kybnrg  35.  36.  Herrschaffsrerbt  von 
Andelfingeu  3.  Pestalnl*  II.  54.)  von  Wiilflingru  32.  33.  (P  e s 
(I.  37  ),  »oit  Hegensberg  89.  (Pest.  1.  206),  Griiningeu  41. 
Pest.  I.  97.) 
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stens  ein,  vom  Tausend,  zu  versteuern.  Die  Steuer  wurde 
dann  auf  einen  bestimmten  Tag  der  Vorsteherscbaft  der 
Zunft,  zu  welcher  der  Pflichtige  gehörte,  und  mit  welcher 
er  diente,  gebracht,  da  auf  den  Tisch  gelegt  und  nun  in 
Gegenwart  des  Steuernden  ungezählt  in  eine  Schüssel 
geworfen,  deren  Gcsammtinhalt  bloss  am  Ende  gezählt 
wurde.  Persönliches  Vertrauen  auf  der  einen  Seite,  und 
die  Scheu  vor  öffentlicher  genauer  Kunde  über  die  Grösse 
des  Vermögens  der  Einzelnen  lagen  jener  Form  zu  Grunde. 

Ganz  entgegengesetzter  Art  war  das  Steuerrecht  in 
dem  Landstädtchen  Elgg  regulirt.  Wenn  nämlich  Vogt 
und  Räthe  meinen,  es  habe  einer  sein  Vermögen  zu  nied- 
rig angeschlagen : 

„So  mögen  sich  von  wegen  dess  Fleckens , der  gerichtsher, 
ouch  jettlicher  Burger , das  gut  vmb  das  gelt,  wie  das  der 
bim  eyd  anngeben  und  gestiirt  hat , wol  an  sich  ziehenn 
vnnd  erkouffen.  — Von  sülichem  ligenndein  ald  varen- 
dem  gut,  sol  der  so  unrecht  gestiirt  hat  nüt  mer  nemen 
daun  sin  hochzitlich  ald  eeren  Meid  anleggen , das  mit  der 
gürttel  zubinden  , vnnd  von  stundan  von  hus  vnd  hof,  von 
allen  sinen  guettern  vnd  dero  gewer  dnv  gwalt  gan  , sich 
des  verzihen,  vnd  sollicbs  dem  köuffer  mit  vollem  rechten 
zu  Erb  vnd  eigen  zu  stclleu  vnd  folgen  lan M). 

Man  wird  dabei  unwillkürlich  an  den  Vermögcustausch 
der  steuerpflichtigen  Athenienser  erinnert.  Dem  germani- 
schen Rechtsleben  ist  sonst  dieser  tiefdringende  Eingriff  in 
die  Rechtssphäre  der  Bürger  zu  Gunsten  von  öffentlichen 
Interessen  fremde , zumal  dem  Rechtsleben  des  Mittelalters. 

$.  5.  Die  Gerichtsverfassung. 

1.  Schon  längst  war  die  weltliche  Gerichtsbarkeit 
von  dem  Zusammenhänge  mit  der  gemeinen  Rcichsverfassung 
abgelöst  und  in  der  regierenden  Stadt  concentrirt  worden , 
als  der  Rath  die  Gelegenheit  des  Glaubcnskampfes  rasch 
benutzte,  um  auch  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  dem 


20)  Hcrrschnftsrecht  von  Elgg  von  1535.  Art.  56,  5.  (Pest.  I.  352.) 
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Einflüsse  des  ßischofes  von  Konstanz  zu  entziehen.  Im 
Jahr  1525  wurde  ein  eigenes  in  der  Stadt  Zürich  residiren* 
des  Ehcgcricht  errichtet  und  den  Unterthanen  untersagt, 
sieh  nach  Konstanz  zu  wenden.  Als  Hauptgründe  werden 
in  dem  Kathsbesrhliissc  freilich  nur  die  grossen  Unkosten 
und  der  langsame  Processgang  liervorgehobcn , welche  mit 
dem  Verfahren  in  Konstanz  unzertrennlich  verbunden  seien. 
Das  Ehegericht  war  daher  gleich  Anfangs  für  den  ganzen 
Cantcei  berechnet,  und  selbst  andern  Eidgenossen  wurde 
die  Möglichkeit  eröffnet,  sich  zur  Entscheidung  ehegericht- 
licher Streitigkeiten  mit  Vorwissen  ihrer  Obrigkeiten  an 
das  zürcherische  Gericht  zu  wenden21).  Dasselbe  wurde 
Anfangs  aus  zwei  Leutpriestern,  zwei  Gliedern  des  kleinen 
und  zwei  Gliedern  des  grossen  Käthes , später  seit  1533 
aus  drei  Klein-  und  drei  Grossräthen  besetzt,  und  die  Be- 
rufung an  den  Rath  verstattet : so  dass  gleich  in  der  ersten 
Einrichtung  sich  die  veränderte  Ansicht  über  das  Verhält- 
niss  des  Staates  zur  Kirche  kund  gibt  und  jener  sich  den 
grossem  Einfluss  sichert. 

2.  Das  Stadtgericht  für  die  Stadtbürgerschaft  und 
die  nächste  Umgebung  der  Stadt  unter  dem  Vorsitze  des 
Schultheissen  als  Schulthcissengericht,  für  einige 
Vogteien  am  Zürichsee  als  Vogtgericht  sich  darstellend, 
hatte  fortwährend  auf  die  Fortbildung  des  Rechtes  den 
grössten  Einfluss.  Seine  Stellung  zum  Rathc  blieb  sich  we- 
sentlich gleich  und  auch  das  Processverfahren  änderte  sich 
wenig.  Noch  einmal  im  achtzehnten  Jahrhunderte  kam  die 
Competenz  des  Stadtgerichtes  gegenüber  dem  Rathe  zum 
Streit  und  der  Rath  rügte  es  im  Jahr  1730  als  Anmassung, 
dass  das  Stadtgericht  auch'  über  Erb  und  Eigen  richte. 
Aber  es  war  diese  Rüge  weder  klar  gedacht,  noch  wurde 


21)  Rathsbeschluss  von  1525  : „Und  ob  von  uusern  ge  Ir  ii  wen  liehet* 

Eidgenossen,  »s  welchem  Ort  das  wäre,  etwan  parlhyen  kemind  , die  utnb 
des  inmsten  kosten«  willen  by  ans  in  Elichcn  Sachen  daz  recht  suchen  vnd 
brachen  weltind.  Wenn  dann  dieselben  bed  parlhyen  , jede  von  der  oberkeit 
brieff  vnd  sigel  bringend,  das  inen  sölich  recht  an  ze  netnen  ver williget  s>e, 
so  sollend  sy  utnb  «anderer  fruntschaffl  willen  angenommen  werden.” 


Digitized  by  Google 


nie  GerichUvcrfassuiiR. 


31 


das  ursprüngliche,  aber  längst  ausser  Uebung  gekommene, 
Competenzverhältniss  strenge  durchgeführt”). 

Die  Zahl  der  Urthciler  (in  der  Folge  Richter  genannt) 
am  Stadtgerichte  ward  schon  1535,  aber  nur  vorübergehend, 
auf  zwölf  erhöht,  1537  wieder  auf  acht  beschränkt,  dann  1668 
uiu  zwei  und  nach  dein  Stadtrechte  von  1715  um  zwei  neue 
Mitglieder  dauernd  vermehrt.  Diese  zwölf  Richter  des  Stadt- 
gerichtes bestanden  dann  wieder  aus  sechs  stäten,  drei 
Mittel-  und  drei  neuen  oder  jungen  Richtern.  Die 
beiden  letztem  Classen  wurden  nur  auf  je  ein  halbes  Jahr 
gewählt,  die  stäten  Richter  dagegen  blieben  dauernd  bis 
zu  weiterer  Beförderung  in  diesem  Amte.  Sie  und  die 
Mittclrichter  mussten  vorher  schon  gerichtliche  Funktionen 
besorgt  haben ; das  Amt  der  jungen  Richter  dagegen  diente 
gewöhnlich  zur  ersten  Stufe  für  Männer,  welche  sich  den 
öffentlichen  Geschäften  widmen  wollten”). 

3.  Die  Gerichtsbarkeit  des  Rath  es  dehnte  sich,  zumal 
in  Strafsachen,  noch  immer  aus  und  zwar  nach  zwei 
Richtungen  hin.  Die  eine  war  mehr  eine  innerlich  an- 
wachsende Erweiterung  der  Strafbefugnisse,  die  andere  mehr 
eine  äussere  Beschränkung  der  übrigen  Gerichte. 

Die  Idee  des  Staates,  welche  in  den  alten  mehr  pri- 
vatrechtlichen Formen , wie  der  Schmetterling  in  der  Puppe, 
noch  verhüllt  lag , äusserte  doch  schon  in  einzelnen  Gebieten 
ihre  Lebenskraft,  voraus  im  Strafrechte.  Das  Bewusstsein, 
dass  durch  das  Verbrechen  weniger  nur  das  Privatrecht 
eines  einzelnen  Bürgers  als  vielmehr  die  Rechtsordnung 
des  Ganzen  verletzt  werde,  und  dass  die  verbrecherische 
Gesinnung,  wie  sie  sich  gegen  die  allgemeine  Rechtssicher- 
heit und  den  gemeinen  Frieden  empöre,  auch  von  Staats 
wegen  zu  unterdrücken  und  zu  bestrafen  sei,  war  schon 
längst  für  die  wichtigsten  Verbrechen  erwacht,  durchzog 
nun  aber  immer  weitere  Kreise  von  Vergehen.  Die  ver- 
breitete Zügellosigkeit  und  Verwilderung,  grossen  Theils 


22)  Vtrgl.  oben  Bach  lt.  $.  12  S.  175.  U.  Man.  v.  28.  Oct-  1730. 

23)  Gerichts  b.  ▼.  1620  and  Stadt*  und  Landrecht.  Thl.  V und  II. 
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die  Folge  der  frühem  Kriege  und  Fehden,  machten  stren- 
gere Strafen  nothwendig.  Der  sittliche  Ernst  und  die 
Strenge,  welche  die  Reformation  den  Gcmüthern  aufge- 
prägt hatte,  machte  geneigter,  harte  Strafen  anzu wenden 
und  schien  das  Bestreben  des  Rathes , seine  Gewalt  zu  ver- 
mehren, zu  rechtfertigen.  So  fielen  immer  mehr  Vergehen 
den  hohem  Gerichten  zur  Rcurtheilung  und  Bestrafung  an- 
heim und  der  Rath,  als  höchstes  Tribunal,  durfte  es  wohl 
wagen,  wo  er  immer  das  Interesse  des  Staates  betheiligt 
glaubte,  nöthigen  Falls  selbst  einzuschreiten  und  dergleichen 
schwerere  Sachen  seinem  Forum  zu  unterwerfen  , auch  wenn 
sic  nach  der  altern  Verfassung  der  Competenz  eines  tiefer 
stehenden  Gerichtes  zugefalleu  waren. 

Die  zweite  Richtung,  in  welcher  die  Macht  des  Rathes 
wuchs,  lag  in  der  Neigung  zu  grösserer  Centralisation  und 
Beschränkung  der  Gewalt  der  Herrschaftsgerichte.  Das 
Blutgericht  wurde  allmählig  auch  den  verschiedenen  Land- 
vogteien  entzogen,  und  nur  die  grossen  I.andvogteien 
Kyburg  und  Griiningcn,  sowie  die  Städte  Winter- 
thur und  Stein,  behielten  ihr  eigenes  einheimisches 
Blu  tgericht. 

4.  Die  Gerichtsverfassung  auf  der  Landschaft  erlitt 
auch  im  Ci  vilprocesse  stärkere  Veränderungen.  Zu  Ende 
der  vorigen  Periode  noch  stand  fast  das  ganze  Privatrerht 
unter  dein  Schutze  der  grundherrlichen  uud  vogteilichen 
Gerichte.  Auch  hier  finden  wir  die  städtische  Herrschaft 
eine  centralere  auf  grössere  Gcrichtssprengcl  ausgedehnte 
Rechtspflege  begünstigen.  Da  die  Stadt  selbst  in  den  Be- 
sitz einer  Menge  von  Grundherrschaften  und  besonders 
Vogteirechten  gelangt  war,  und  die  grösseren  Herrschaften 
als  zusammengehörige,  unter  Einem  Land-  oder  Obervogte 
stehende  Bezirke  betrachtete,  in  welchen  möglichst  wieder 
dasselbe  Recht  gelten  sollte,  so  war  es  in  der  That  ein 
naturgemässcr  Fortschritt,  als  umfassende  Herrschafts- 
gerichte an  die  Stelle  der  frühem  niedern  Gerichte  tra- 
ten. Gewöhnlich  genügte  dann  Ein  Gericht  für  die  ganze 
Herrschaft;  nur  die  weitläufige  Grafschaft  Kyburg  erhielt 
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drei  solcher  Grafschaftsgerichte  für  Civilsachcn.  Diese 
Veränderung  steht  iin  Zusammenhänge  mit  der  Abfassung 
von  Herrschaftsrechten,  von  der  im  folgenden  Para- 
graphen näher  die  Rede  sein  wird. 

War  nun  aber  so  die  bürgerliche  Rechtspflege  in  der 
Herrschaft  an  Einen  Ort  und  Ein  Gericht  gebunden,  so 
trat  auch  die  lebhafte  Antheilnahme  des  ganzen  Volkes  an 
derselben  zurück.  Was  früher  als  Recht  jedes  Bürgers 
betrachtet  wurde,  fing  man  an  als  Last  desselben  anzusehen, 
welcher  man  sich  gerne  entzog.  Und  wie  in  der  Stadt 
das  Stadtgericht  den  sogenannten  Umstand  cingebtisst  hatte, 
so  blieben  nun  auch  auf  der  Landschaft  die  übrigen  Be- 
wohner zu  Hause  und  iiberliessen  den  wenigen  berufenen 
gewöhnlich  zwölf  Urtheilern  das  ganze  Geschäft  der  Ur- 
theilfindung.  Diese  nahmen  dann  allinählig  den  Charakter 
von  ordentlichen  Beamteten  an.  Die  Verhandlungen  wur- 
den in  feste  Gericbtshäuser  eingeschlossen  und  so  wurde 
auch  hierin  die  moderne,  staatliche  Rechtsentwicklung  vor- 
bereitet. 

Das  G r ii  n i n g e r herrschaftsgericht  z.  B.  bestand  aus 
zwölf  Richtern , welche  verschiedenen  Orten  angehörten, 
und  von  dem  Vogte  ernannt  wurden*'). 

Das  Gericht  von  Andelfingen  bestand  früher  aus  vier, 
später  auch  aus  zwölf,  sechs  stäten  und  sechs  je  auf  ein 
Jahr  bezeichneten  Richtern*5). 

Glücklicher  Weise  erhielten  sich  indessen  die  Lebens- 
nerven des  deutschen  Process  Verfahrens,  Oeffentlichkeit 
und  Mündlichkeit,  wenn  auch  in  veränderter  und  theil- 
weise  beschränkter  Form,  doch  dem  Wesen  nach  bis  auf 
die  neueste  Zeit,  während  sie  in  dem  deutschen  Reiche 
von  der  antinationalen  Tendenz  der  gelehrten  Juristen 
zerstört  wurden,  und  nunmehr,  trotz  der  allgemeinen 
Sehnsucht  nach  den  verlorenen  Gütern , nicht  ohne  grosse 


24)  Herrschaft« recht  *.  1 668.  Art.  16.  (Peat.  I.  69). 

25)  Herrecbaftsrecht  von  Andelbngen.  Art,  61  und  43  (Pe.,t.  II.  72  und 
64)  St.  M.  ».  28.  Juli  1624. 

Blimterhli  Rrchtigciehicht».  II.  3 
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Schwierigkeit  ins  Leben  zurückgerufen  werden  kön- 
nen 26). 

Daneben  blieben  die  alten  Herbst-  und  Maiengerichte 
noch  an  manchen  Orten  fortbestehen , aber  wenn  sie  sich 
auch  ausscrlich  erhielten,  so  wurde  doch  ihre  frühere  Be- 
deutsamkeit von  den  Herrschaftsgerichten  absorbirf.  Zu 
dieser  Schwächung  trug  offenbar  auch  die  Möglichkeit,  an 
den  Rath  zu  appelliren,  Vieles  bei,  denn  dadurch  musste 
das  Gefühl  der  Bewohner,  dass  alles  Recht  in  und  aus 
ihrer  Mitte  gefunden  werde,  und  mit  ihm  das  Interesse  an 
der  Rechtspflege  schwinden.  Ebenso  war  der  Ausdehnung 
der  Competenz  der  Herrschaftsgerichte  das  Princip  günstig, 
dass  alle  Concursverhandlungen  und  die  daraus  entspringenden 
zahlreichen  Processe  vor  die  „Oberhand”  gehören. 

Wo  die  Stadt  die  Gcrichtsherrlichkeit  nicht  in  vollem 
Umfange  besass , sondern  einzelnen  Gerichtsherrn  die  niedern 
Gerichte  zustanden,  konnte  freilich  das  Herrschaftsgericht 
nicht  so  leicht  seine  Gewalt  erweitern.  Sie  verhielten  sich 
nun  aber  immer  nur  als  Ausnahme  zur  Regel,  und  gerne 
ergriff  die  Stadt  jede  Gelegenheit,  sich  dergleichen  Rechte 
zu  erwerben.  Einzelne  Gerichtsherrn,  die  damit  verbun- 
denen Kosten  scheuend,  verzichteten  auch  wohl  freiwillig 
auf  ihr  Recht.  Und  wo  sich  die  Gerichtsbarkeit  erhielt, 
wurde  sie  doch  oft  durch  den  auf  seine  Competenz  eifer- 
süchtigen und  dieselbe  mehrenden  Vogt  der  Stadt  vielfach 
gehemmt.  Widerwärtige  Competenzstreitigkeiten,  welche 
die  betheiligten  Privaten  mehr  noch  belästigten  als  die  Ge- 
richtsherrn , finden  sich  während  dieser  langen  Periode  sehr 
häufig. 

Als  Beispiel,  wie  diese  Verhältnisse  schon  frühzeitig 
angesehen  wurden,  mag  die  Beschwerdeschrift  der  Bauern 
aus  dem  Amte  Grüningen  vom  Jahr  1525  dienen.  Der 
dritte  Beschwerdepunkt,  den  dieselben  der  Regierung  vor- 
legten , heisst : 


26;  Yergl.  vorzüglich  die  schönen  lluter&uchungeu  in  Maurers  Gcsch. 
des  öffeut.  imiudl.  Gerichts  Verfahrens.  Heidelberg  1926. 
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Glauben  sie  (die  Bauern)  an  Einem  Gericht  im  Amt 
Grüningen  genug  zu  haben  und  hoffen  demnach,  aller 
übrigen  kleinen  Gerichte  entledigt  zu  werden. 

Worauf  der  Rath  erwiedert,  er  könne  die  niedern  Ge- 
richte nicht  ohne  weiters  abschaffen: 

Sollten  indessen  die  Herrschaften  erwähnte  Gericht  a n 
sich  zu  lösen  wünschen  , so  werden  M.  H.  H.  ihr  Besstes 
thun,  ob  solches  möge  zu  Stande  kommen. 

5.  Sehr  einflussreich  für  den  Rechtsverkehr  besonders 
mit  Grundstücken  wurde  noch  das  neue  Institut  der  Land- 
schreiber  (Notare). 

Bekanntlich  war  die  gerichtliche  Fertigung  der 
Veräusserungen  von  Liegenschaften  an  die  Stelle  der  alten 
Auflassung  getreten.  Nichts  scheint  natürlicher  als  der 
Uebergang  der  ersten  in  die  Form  notaria  lischer  Ein- 
tragung in  ein  öffentliches  Buch  uiid  der  Ausferti- 
gung besonderer  Urkunden  durch  die  Landschreiber.  Und 
es  lasst  sich  auch  ein  innerer  Zusammenhang  zwischen  den 
verschiedenen , aber  von  den  nämlichen  Grundprinzipien 
durchdrungenen  Formen  gar  nicht  verkennen.  Das  Ge- 
schäft, welches  inan  vorher  dem  versammelten  Gerichte 
eröffnet  batte,  wurde  in  der  Folge  lediglich  seinem  Schrei- 
ber eröffnet,  und  noch  immer  wurde  die  Urkunde  von  dem 
Vorsteher  des  Gerichtes,  dem  Vogte,  besiegelt.  Die  Ver- 
änderung scheint  sich  daher  fast  von  selbst  gemacht  zu 
haben.  Dessen  ungeachtet  war  die  Sicherheit  jenes  Institu- 
tes während  des  sechszehnten  Jahrhunderts  noch  sehr  ge- 
fährdet und  es  zeigt  sich  ein  gewisses  Schwanken  in  dem 
Rechtszustande,  das  nur  nach  wiederholten  Anstrengungen 
beseitigt  ward.  Besonders  für  Verpfändungen  von  Grund- 
stücken fing  nian  schon  an,  cs  weniger  genau  zu  nehmen. 
Dem  Stadtschrciber  ward  es  verstauet,  überallhin  , auch  auf 
die  Landschaft , Zinsbriefe  zu  schreiben  und  nur  den  Schuld- 
nern zur  Pflicht  gemacht,  solche  von  dem  Ober vogte  be- 
siegeln zu  lassen.  Ja  cs  finden  sich  gar  nicht  seltene  Bei- 
spiele, dass  Schuldbriefe  ohne  Zuzug  eines  öffentlichen 
Schreibers  und  selbst  ohne  Besiegelung  durch  die  Ober- 
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vögte  errichtet  wurden.  Die  Eintragung  in  ordentliche 
Protokolle  geschah  oft  lässig,  oft  gar  nicht.  In  der  Stadt 
durften  die  Bürgermeister  und  Zunftmeister  die  Urkunden 
durch  ihr  Siegel  bekräftigen.  Zuweilen  wurden  auch  an- 
dere geschworene  Schreiber  ausserhalb  des  Gerichtskreises, 
in  dem  das  Grundstück  lag,  um  die  Fertigung  angegangen. 
Kurz  das  ganze  alte  Institut , worauf  auch  der  moderne 
Rechtsverkehr  noch  immer  beruht,  war  einer  innern  Auf- 
lösung nahe.  Gewinnsucht  einzelner  Beamteter,  wie  na- 
mentlich der  gelehrten  Stadtschrciber  und  anderer  geschwore- 
ner Schreiber  und  der  Einfluss  des  römischen  Rechts,  in 
dem  das  germanische  Institut  keine  Begründung  fand , ge- 
fährdeten seine  Existenz. 

Aber  wie  in  andern  Staaten  trugen  auch  hier  die  alther- 
gebrachte Gewohnheit,  das  ßedürfniss  des  Lebens  und  die 
Vortrefflichkeit  des  Institutes  selbst  am  Ende  den  Sieg  da- 
von, und  von  neuem  stellte  sich  das  Grundprinzip  her, 
dass  Verpfändung  sowohl  als  Veräusserung  von  Liegenschaf- 
ten einer  bestimmten  öffentlichen  Form  zu  ihrer  vollen 
Wirksamkeit  bedürfen.  Als  solche  wurde  die  Eintragung 
in  ein  öffentliches,  von  einem  Landschrcibcr  je  fiir  einen 
Gericbtssprengel  geführtes  Buch , und  die  Ausfertigung  un- 
ter dem  Siegel  der  Vögte  von  neuem  noth wendig  und  nur 
die  Stadtbürger  behielten  ein  ihnen  selbst  nicht  zuträgli- 
ches Privilegium  der  Unordnung,  indem  die  von  ihnen  aus- 
gestellten Privaturkunden  den  öffentlichen  Urkunden  gleich 
gestellt  blieben. 

Für  die  Grafschaft  Kyburg  wurde  schon  im  Jahr  1542 
ein  Landschreiber  geordnet  und  dem  Stadtschreiber  unter- 
sagt, in  seinen  Sprengel  einzugreifen27).  1561  wurde  den 


27)  l(.  R.  B.  Bd.  62  S.  75.  Für  das  Verhältnis*  der  Untcrvögle  so 
den  Obervögten  in  dieser  Beziehung  hat  folgende  Stelle  aus  dem  Rathsman. 
Ton  1507  (I.  19)  Interesse  : «Als  dann  rns  anbracht  ist,  wie  vnser  vnder- 
fögt  in  der  grafschaft  Kyburg  so  er  zuo  gericht  size , die  selben  hendel  all 
sy  wereo  gross  oder  klein,  so  inan  brieflich  vrknnd  erfordre , mit  sioem  eig- 
nen sigel  sigle  rnd  hinder  vuserein  oberfogt  vnd  aber  darlon  zuo  künftigem 
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Vögten  auf  dem  Lande  und  in  der  Stadt  befohlen,  keine 
Briefe  zu  siegeln,  wenn  sie  nicht  von  einem  gcschwornen 
Schreiber  geschrieben  seien  *').  1602  wurde  auch  Air  das 

Aint  Grüningen  Jedermann,  ausser  dem  bestellten  Land- 
schreiber, verboten,  Schuldbriefe  zu  fertigen.  Ebenso 
wurden  nach  und  nach  für  alle  Herrschaften  eigene  Schrei- 
ber mit  der  Führung  der  Notariatsprotokollc  beauftragt*9). 

§.  6.  Die  Rechtsquellen. 

1.  In  das  sechszehnte  Jahrhundert  fallt  die  Abfassung 
zahlreicher  Rechtsbücher , sowohl  für  die  Stadt  als  für  die 
Landschaft.  Dort  wurde  das  sogenannte  Gcrichtsbuch 
des  Stadtgerichtes  erst  abgefasst,  als  die  Abtei  Zürich  un- 
tergegangen war  und  der  Rath  das  Recht  erworben  hatte , 
den  Schuitheissen  zu  setzen. 

Die  älteste  Rccension  desselben  fällt  wahrscheinlich  in 
die  dreissiger  Jahre  des  sechszehutcn  Jahrhunderts.  Ohne 
eine  systematische  Ordnung  zu  beobachten , enthält  dieselbe 
hauptsächlich  Vorschriften  über  das  Schulden  - und  Con- 
curs  wesen. 

Auch  äusscrlich  stellt  sie  sich  nicht  als  fertiges , abgc- 


schaden  vnd  nachleil  möcht  bringen  dann  billicb  vinb  ewig  koif  »nd  (!) 
eigen  och  erb  ald  derglichen  hendel  , die  vnderfogt  niit  sollen  sigleu  son- 
der ein  oberfogt  , damit  der  des!  fürer  der  oberkeit  vnd  der  grafschaft  Kiborg 
rechtong  möcht  naebkomen  vnd  aber  die  bidcrben  lUt  vss  der  grafschaft  Ki- 
burg  deshalb  vermeinten  beschwart  zu  sin  vnd  vns  etlich  brief  liesen 
sehen  vnd  hören,  die  von  den  vnderfögten  bi  ziten  der  ber- 
sebaft  von  österrich  als  Kiborg  In  derselben  hand  stuoud, 
besigelt  sind  gewesen,  vmb  hendel  vor  geriebt  da  uss  gefertigt,  dess- 
glich  etlich  brief  sid  Kiborg  In  vnser  hand  ist  gestauden , vnd  wir  daz  alles 
Roberten  habent  demnach  wir  vns  erkent  vnd  entschlossen , wen  sy  jemant 
gencht  wellen  han  , daz  sy  dann  dem  vogt  von  Kiborg  daz  verkünden  vnd  wa- 
romb  , kompt  dann  der  vogt  vnd  besitzt  geriebt  , daz  dann  eia  vogt  selbs  Sigle 
vnd  nit  der  vnderfogt  mit  sinem  sige)  btsiglen  vnd  doch  daz  dar  In  ganz  kein 
gefärd  gebrucht  werde  , vnd  vnabhriichlich  och  on  schaden  sin  solle  , vns  von 
wegen  vnser  grafschaft  Kiburg  an  vnser  reebtung  vnd  oberkeit. 

28)  St.  M.  v.  28.  Febr.  1561,  Vergl.  AJand.it  v.  J.  1529. 

29)  Mandat  ▼.  1653  and  1667.” 
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schlossencs  Gesetz  dar,  sondern  nur  als  Sammlung,  die 
fortwährend  verbessert  werden  kann.  Manche  Artikel  sind 
spater  wieder  durchgestrichen , neuere  Verordnungen  ein- 
geschaltet worden.  Der  Inhalt  ging  seinem  wesentlichen 
Thcile  nach  durchaus  in  die  folgenden  Recensionen  über. 

Umfassender  und  systematischer  dagegen  ist  die  zweite 
Rerension  bearbeitet.  Sic  fuhrt  den  Titel  : „ Gerichtsbuch 
des  frigen  Gerichts  der  Statt  Zürich  mit  synen  Ordnungen 
vnnd  Satzungen,  Erniiweret  vnnd  gebesseret,  uss  ßefelch 
eines  F.rsamen  Raths  Anno  1553 30).” 

Das  ganze  Buch  ist  in  sieben  Theile  getheilt.  Der 
erste  handelt  von  Besetzung  und  Haltung  des  Gerichts, 
ferner  den  Pflichten  und  Besoldungen  der  Geriehts- 
hea  mieten.  Der  zweite  spricht  von  der  Competenz 

des  Stadtgerichts  und  seinem  Verhältnisse  zum  Rath,  an 
den  der  Zug  (nicht  die  Appellation)  geht,  und  führt  einige 
Bestimmungen  über  die  Beweisführung  bei.  In  dem  dritten 
Theile  finden  sich  das  althergebrachte  System  der  gesetz- 
lichen Erbfolge  und  Vorschriften  über  zinsbare  Darlehen. 
Der  vierte  ’l'heil  beschäftigt  sich  mit  dem  Güterrechte  der 
Ehegatten,  der  fünfte  mit  dem  Eintreiben  der  Sehuldcn; 
der  sechste  enthält  das  Auffallsrecht , und  in  dem  siebenten 
endlich  sind  mancherlei  andere  Bestimmungen  zusainmenge- 
stellt,  die  der  Verfasser  nicht  anderswo  unterzubringen 
wusste,  namentlich  aber  über  Pacht  und  Kauf. 

Am  Schlüsse  der  einzelnen  Bücher  finden  sich  dann  meh- 
rere Nachträge,  welche  spätere  Beschlüsse  des  Rathes  nach 
1553  enthalten.  Besonders  zahlreich  kommen  sie  vor  am 
Ende  des  siebenten  Theiles,  wo  der  offen  gelassene  Raum 
des  Papiers  neue  Zusätze  leichter  verstattete.  Diese  Zu- 
sätze wurden  nun  später  wieder  geordnet  und  unter  die 
sieben  Abschnitte  vertheilt,  und  so  entstand  die  dritte  Re-» 


30)  Ein  Exemplar  davon  befindet  sich  im  Besitze  des  Herrn  Staatsraths 
Meyer  von  Knonau  , ein  zweites  ist  in  der  neuesten  Zeit  von  seinem  Sohne  « 
Herrn  Staatsarchivar  Meyer  von  Knonau  , io  dem  Staatsarchiv  mit  einer  ganzen 
Sammlung  von  Gericbtsprotokollen  wieder  aus  Tageslicht  gefordert  worden. 
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ccnsion  vom  Jahr  1620.  Sie  nahm  das  Gerichtsbuch  von 
1553  mit  unbedeutenden  Ausnahmen  ganz  in  sich  auf,  und 
schaltete  nur  die  neuern  Beschlüsse  am  gehörigen  Orte  ein. 
Zur  Vorsicht  wurden  nunmehr  in  den  meisten  Exemplaren 
jedesmal  atn  Schlüsse  eines  Theiles  eine  Anzahl  Blatter  leer 
gelassen,  um  dieselben  desto  bequemer  durch  neuere  Ver« 
Ordnungen  ergänzen  zu  können.  Gleichzeitige  oder  wenig 
spätere  Handschriften  dieser  letzten  Recension  sind  gar 
nicht  selten.  Einige  stellen  sich  als  authentische  dar. 

2.  Viel  umfassender  und  ausführlicher  sind  zwei  Rechts- 
bücher aus  dem  Anfänge  des  achtzehnten  Jahrhunderts, 
das  Stadt-  und  Landrecht  von  1715  und  das  Stadt- 
erbrecht von  1716.  Die  Vorbereitung  zu  dem  Erbrechte 
fällt  noch  ins  Ende  des  siebenzehnten  Jahrhunderts.  We- 
nigstens ist  der  Entwurf  des  Erbrechts,  wie  er  im  Jahr 
1695  den  Zünften  vorgelegt  wurde,  bekannt.  Zu  der  Re- 
vision des  Stadtrechtes  dagegen , wenn  es  schon  früher 
vollendet  wurde,  ertheilte  der  Rath  erst  am  13.  Dezember 
1713  den  Auftrag.  Die  Verhandlungen  der  Redactions- 
commission  linden  sich  im  Staatsarchiv. 

Die  beiden  Rechtsbiicher  haben  zur  Stunde  noch  volle 
Gültigkeit  und  das  Ansehen  ordentlicher  Gesetzbücher  für 
unser  Particularrecht.  Sie  hatten  zwar  keineswegs  die  Ab- 
sicht, die  verschiedenen  Statuten,  die  für  einzelne  Herr- 
schaften und  Gemeinden  des  damaligen  zürcherischen  Ge- 
bietes sich  erhalten  hatten,  zu  verdrängen.  (Stadt  - und 
Landrecht  X,  §.  71.  Erbr.  III,  §.  14).  Diese  wurden 
vielmehr  ausdrücklich  Vorbehalten.  Aber  sie  wurden  doch 
von  Anfang  au  als  eine  Darstellung  des  gemeinen  zür- 
cherischen Rechtes  aufgefasst , weiches  allenthalben  da 
gelte,  wo  nicht  ausnahmsweise  abweichende  Statuten  etwas 
anderes  verfügen.  Und  da  ein  Absterben  der  kleinern  in- 
dividuellen Unterschiede  überhaupt  in  dem  Charakter  des 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  strebenden  achtzehnten  und 
neunzehnten  Jahrhunderts  lag,  so  musste  nothwendig  eine 
Menge  von  einzelnen  Abweichungen  jener  Statuten  zurück- 
gedrängt,  andere  mit  den  Grundsätzen  des  Stadt-  und 
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Landrechts  vermengt  und  von  diesen  absorbirt  werden.  So 
wurde  die  Herrschaft  des  letztem  immer  ausgedehnter  und 
ausschliesslicher. 

Wer  das  Stadt-  und  Landrecht  oder  das  Erbrecht  aus- 
gearbeitet habe,  ist  noch  unbekannt.  Beide  Arbeiten  un- 
terscheiden sich  indes«  wesentlich  von  einander.  Das  er- 
stem Rechtsbuch  hält  sich  in  Form  und  Ausdruck  sowohl 
als  in  der  Auswahl  des  Stoffes  theils  an  das  alte  Gerichts- 
buch, thcils  an  einzelne,  vorher  schon  erlassene  Rechts- 
verordnungen und  Gesetze.  Es  lässt  sich  fast  von  jedem 
einzelnen  Artikel  nachweiscn,  woher  er  genommen  wurde. 
Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  dein  Erbrecht.  Dieses  ist 
der  Grundlage  des  Systems  nach  zwar  nicht  neu,  aber  das 
bisherige  Erbrecht  wurde  doch  völlig  umgearbeitet,  erlitt 
wesentliche  Modificationen , eine  Menge  weiterer  Ausfüh- 
rungen und  auch  viel  neuen  Stoff.  Es  ist  dieses  in  der 
That  eine  originäre,  gesetzgeberische  Arbeit. 

Die  Anordnung  des  Stadt-  und  Landrechts  ist  etwas 
schlechter  als  die  des  Erbrechts,  die  Sprache  in  beiden  oft 
verworren  und  gedehnt.  Es  ist  in  der  That  auffallend , das 
die  Urkunden  und  Rechtsquellen  des  dreizehnten  und  vier- 
zehnten Jahrhunderts  durchweg  viel  klarer,  sorgfältiger  und 
präciscr  abgefasst  sind,  als  ähnliche  juristische  Arbeiten 
aus  dem  vorigen  Jahrhundert.  Die  Lappen  fremder , meist 
lateinischer,  ganzer  und  halber  Wörter,  die,  um  mit  der 
Gelehrsamkeit  recht  auffallend  zu  prunken,  auch  mit  latei- 
nischen Buchstaben  mitten  in  deutsche  Sprache  und  Schrift 
hineingetragen  wurden,  geben  allein  schon  ein  anschauliches 
Bild  des  Geistes  jener  Zeit. 

Ueber  den  Stoff  dieser  Rechtsbiicher  ist  im  Allgemeinen 
zu  bemerken  : das  Stadt-  und  Landrecht  behandelt  mit  be- 
sonderer Vorliebe  die  Verhältnisse  des  Obligationenrechtes, 
namentlich  die  für  unsern  Verkehr  so  wichtigen  und  eigen- 
thüinlich  behandelten  Schuldbriefe  und  das  Auffallsrecbt. 
Das  Sachenrecht  wird,  wenn  man  von  dem  Pfandrechte 
absieht , das  mit  den  Schuldverhältnissen  aufs  engste 
verbunden  ist , fast  gar  nicht  beachtet , das  Familien- 
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recht  nur  beiläufig  und  in  untergeordneter  Weise  be- 
dacht. Es  ist  insbesondere  auffallend,  dass  die  Güterver- 
hältnisse der  Ehegatten  viel  sorgfältiger  und  ausführlicher 
in  dem  Gerichtsbuche  von  1553  behandelt  wurden  als  hier. 
Es  ist  möglich,  dass  inan  Anfangs  die  Absicht  hatte,  das 
Güterrecht  der  Eheleute  in  einem  besondern  Matrimonial- 
Gesetze  zu  behandeln.  Ein  solches  wurde  in  der  That  von 
dem  nachherigen  Bürgermeister  Hans  Jakob  Leu  ausgear- 
beitet und  im  Jahr  1719  angenommen.  Während  die  bei- 
den andern  Gesetze  aber  mehrfach  im  Druck  erschienen  sind , 
zuletzt  im  Jahr  1829,  so  findet  sich  dagegen  jenes  Matri- 
monialgesetz nur  handschriftlich  vor.  Seither  ist  dasselbe 
mehrmals  umgearbeitet  worden,  allein  jene  Verhältnisse 
wurden  darin  doch  nicht  näher  abgebandelt.  Das  Personen- 
recht wird  ebenfalls  nur  in  so  fern  berücksichtigt,  als  der 
Befugniss,  vor  den  Gerichten  handelnd  aufzutreten,  bei  Gele- 
genheit der  Gerichtsverfassung  erwähnt  wird. 

Das  Erbrecht  zerfallt  in  drei  Abschnitte:  1)  Lehre  von 
den  Testamenten;  2)  Intestaterbrecht;  3)  von  Codicillen, 
Legaten  u.  s.  f.  Die  gesetzliche  Erbfolge  ist  sehr  cigen- 
thiimlich  ausgebildet  und  durchgängig  deutsch.  In  dem  er- 
sten und  dritten  Theii  dagegen  zeigt  sich  weit  mehr  der 
Einfluss  römischer  Rechtsbegriffe , ungeachtet  auch  hier  die 
Flamen  und  Ausdrücke  oft  viel  römischer  klingen,  als  die 
Sache  und  der  Rechtsstoff  es  wirklich  ist. 

3.  Auf  der  Landschaft  verlieren  die  Öffnungen  zugleich 
mit  den  niedern  Gerichten  ihre  Bedeutung,  und  cs  wurden 
neue  Herrschaftsrechte  gesammelt,  den  Herrschaftsge- 
richten entsprechend.  Im  sechszehnten  Jahrhunderte  wurde 
das  Kybur  gergrafschaftsrecht  mehrmals  neu  aufgelegt 
und  neue  Herrschaitsrechte  für  Andelfingen,  Knonau, 
Regensberg,  Eglisau  angelegt.  Mach  und  nach  erhiel- 
ten alle  verschiedenen  Herrschaften  auch  ihre  eigentümlichen 
Statuten. 

Die  Art,  wie  dieselben  entstanden  sind,  hat  noch  viel 
Aehnliches  mit  der  Entstehungsweise  der  Öffnungen.  Sic 
waren  wieder  nicht  das  Werk  einer  Gesetzgebung  von 
oben  herab,  sondern  dem  Hauptinhalt  nach  durchaus  eine 
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Findung  des  Rechts  von  unten  herauf  aus  dem  Volke. 
Die  ältesten  und  angesehensten  Männer  aus  den  einzelnen 
Herrschaften , welche  das  bestehende  Recht  am  besten 
kannten,  traten  gewöhnlich  zusammen  mit  den  Vögten 
oder  besondcro  Abgeordneten  des  Rathes,  benutzten  die 
vorhandenen  schriftlichen  Dorfoffnungen,  theilten  ihre  Kunde 
von  dem  geltenden  Rechte  mit , suchten  sich  über  ein  ge- 
meinsames Recht  zu  vereinbaren,  und  legten  dann  das  neue 
Rechtsbuch  sowohl  den  Gemeinden  des  Amts  als  dem  Rathe 
zur  Genehmigung  vor31).  Eine  Gesetzgebung,  wie  sie  für 
einen  niedern  und  gleichmassig  über  das  Volk  verbreiteten 
Kulturzustand  vollkommen  passt , einer  hohem  Kultur 
aber,  trotz  ihrer  Volksthümlichkeit,  nicht  genügen  kann. 

Das  Verhäitniss  dieser  Amtsrechte,  wie  wir  sie 
nennen  wollen , war  gegenüber  den  Dorfoffnungen  ähnlich , 
wie  das  Verhäitniss  des  Stadt-  und  Landrechts  gegenüber 
jenen  Amtsrechten.  Diese  galten  subsidiär  und  verdrängten 
allmälig,  ohne  Abschaffung,  eine  Menge  particularer  Ab- 
weichungen. Hinwieder  wurden  sie  von  dem  gemeiuen 
Stadtrechte,  welches  eben  ein  Stadt-  und  Landrecht 
wurde , eingeschränkt  und  theilweise  verdrängt.  So  wurde 
auch  hier  die  Richtung  zur  Einheit  des  ganzen  Staates 
immer  mehr  gefördert  und  der  Kreis,  in  dem  ein  gemein- 
sames Recht  galt,  von  neuem  wieder  grösser.  Wir  finden 
diese  Tendenz  in  den  Herrschaftsrechten  zuweilen  geradezu 
ausgesprochen38),  wo  das  aber  auch  nicht  geschieht,  er- 
gibt sie  sich  aus  den  Thatsachen  von  selbst.  Manche  Stel- 
len sind  auch  offenbar  von  einem  Rcchtsbuche  in  das  an- 
dere übergegangen.  Je  grösser  in  der  Folge  der  Einfluss 
des  Rathes  auf  neue  Reccnsioncn  wurde,  je  mehr  dieser 
nach  und  nach  die  Vorstellung  von  moderner  Gesetzgebung 
kennen  und  dergleichen  Rechte  ausiiben  lernte,  desto  mehr 


31)  Vergl.  die  Einleitungen  der  Herrschaftsrechte , besonders  die  von 
Andelfingen,  Knonau,  ür  uningen,  Kyburg. 

32)  J.  R.  Herrschaftsrecht  von  Andeifingen  vom  Jahr  1534.  Einl. 
(Pest.  II.  52). 
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mussten  auch  die  Verschiedenheiten  sich  mindern  und  desto 
einheitlicher  das  Ganze  werden. 

Oie  noch  geltenden  Herrschaftsrechte  sind  sehr  genau , 
je  nach  Originalien  oder  den  besten  Abschriften  abgedruckt 
in  der  Sammlung  der  Statuten  des  Eidsgenössischen  Can- 
tons  Zürich  von  Dr.  Jakob  Pestalutz,  Fürsprech.  II  Bde. 
Zürich  1S34. 

4.  Ein  reiches  Material  besonders  von  praktischen  Fäl- 
len liegt  noch  in  den  Ratbsprotokolien  und  Gerichts- 
protokollen begraben.  Die  Benutzung  der  erstem  wird 
vorzüglich  erleichtert  durch  die  Auszüge,  welche  in  dem 
sogenannten  Meyerischen  Promptuar  in  33  Foliobän- 
den nicdergelegt  sind.  Die  Auszüge  sowohl  aus  den  so- 
genannten Stadtmanualen,  als  den  Unter schreiber- 
manualen,  von  denen  die  erstem  sich  auf  die  verwaltende 
und  gesetzgebende  Thätigkeit  des  Rathes,  die  letztem  sich 
auf  nie  richterliche  Thätigkeit  desselben  beziehen,  sind  bis 
auf  das  Jahr  1796  fortgeführt.  Einzelne  allgemeine  Ver- 
ordnungen und  Gesetze  sind  denn  auch  im  Drucke  erschie- 
nen, meist  in  Form  von  Mandaten.  Eine  ziemlich  voll- 
ständige Sammlung  solcher  Mandate  findet  sich  im  Staats- 
archiv. Die  neuern  seit  1715  sind  in  einer  veröffentlichten 
Gesetzessammlung  in  sechs  Bänden  erschienen.  Zürich 
1757  — 1793. 

5.  Die  Zeit,  zu  welcher  das  Stadtrecht  zu  einem  ge- 
meinen Rechte  des  Cantons  wurde , lässt  sich  nicht  genau 
bestimmen ; eben  so  wenig  kann  man  den  Zeitpunkt  be- 
zeichnen , zu  welchem  die  particulären  Herrschaftsrechte 
ihre  Bedeutung  verloren.  Beides  geschah  alimälig,  nicht 
durch  äusseres  Gebot  veranlasst , sondern  durch  innere 
Gründe  bewirkt.  Zu  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
aber  hatten,  wie  gegenwärtig,  die  Herrschaftsrechte  fast 
nur  noch  in  dem  Güterrechte  der  Ehegatten,  in  der  Erb- 
theilung  besonders  unter  den  Geschwistern  und  etwa  noch 
in  dem  Concursrcchte  eine  sehr  verkürzte  Geltung.  Die 
innern  Gründe,  welche  diese  allraälige  Veränderung  zur 
Folge  hatten,  sind  hauptsächlich  folgende: 
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a)  Oie  verschiedenen  Herrschaften  fanden  in  der  gemeinsa- 
men Beziehung  zu  der  regierenden  Stadt  ihre  Einheit. 
Interessen,  Cultur,  Geschichte,  alles  wies  auf  diesen  Mit- 
telpunkt hin.  Daher  musste  auch  die  Autorität  des  Stadt- 
rechtes mit  der  wachsenden  Einheit  des  Gesammtstaates 
zunehmen. 

b)  Bei  der  Abfassung  der  Herrschaftsrechte  übten  die 
mitwirkenden  Vögte  oder  Abgeordnete  aus  der 
Stadt  auch  auf  den  Inhalt  einigen  Einfluss  aus,  und  manche 
Bestimmungen  des  jeweiligen  Stadtrechtes,  besonders  des  Erb- 
und  Concursrcchtes , gingen  so  in  die  Herrschaftsrechte 
über.  Sie  blieben  dann  freilich  oft  in  dieser  Form  noch 
fortbestehen , nachdem  sich  das  Stadtrecht  selbst,  aus  dem 
sie  gezogen  waren,  umgebildet  hatte.  Aber  ein  einheitliches 
und  städtisches  Element  wurde  doch  auf  diesem  Wege  ver- 
breitet. 

c)  Vieles  wirkte  die  Steilung  des  Rathes  als  Appella- 
tionsinstanz gegenüber  der  ganzen  Landschaft.  Denn  war 
auch  der  Rath  verpflichtet,  dem  Herrschaftsrechte  gemäss 
zu  richten  und  die  Landesgewohnheiten  zu  beobachten,  so 
war  doch  nichts  natürlicher,  als  dass  der  Rath,  welcher 
mit  dem  Stadtrechte  genauer  bekannt  war,  zumal  in  zweifel- 
haften Fällen,  oder  wo  die  Rathsredner  die  abweichenden 
Grundsätze  eines  Herrschaftsrechtes  nicht  gehörig  hervor 
hoben , im  Sinne  des  Stadtrechtes  entschieden.  Haben  doch 
die  hohen  deutschen  Reichs  - und  Landesgerichte  eine  viel 
schwerere  Schuld  durch  Vernachlässigung  des  deutschen 
Rechtes  und  Hervorziehung  des  römischen  Rechtes  auf  sich 
geladen , und  so  das  einheimische  Recht  dem  fremden  ge- 
opfert. Denn  am  Ende  ruhte  doch  das  Stadtrecht  von 
Zürich  uud  das  Recht  der  Landschaft  auf  der  nämlichen 
historischen  Basis , und  waren  sich  die  Rechte  nicht  feind- 
lich entgegengesetzt,  sondern  nur  durch  mancherlei  Modi- 
ficationen  im  Einzelnen  unterscheidbar. 

d)  Auf  ähnliche  Weise  und  aus  gleichen  Gründen  wurde 
das  Ansehen  des  Stadtrechtes  auf  der  Landschaft  selbst  aus- 
gedehnt durch  die  Lan  d-  und  Ober  vögte,  welche  aus  der 
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Stadt  gebürtig  und  in  der  Stadt  gebildet  der  Rechtspflege 
auf  dem  Lande  vorstanden.  Und  wie  sich  die  Gerichte  mehr 
von  der  lebendigen  Theilnahme  aller  Volksgenossen  ab- 
schlosscn,  vermehrte  sich  zugleich  auch  die  Autorität  des 
Vogtes  auf  die  grossen  Theils  zu  Beamten  gewordenen 
Richter. 

e)  Die  Autonomie  ferner  auf  dem  Lande  kam  mit  der 
stcigendeii  Staatsgewalt,  der  man  das  Recht  der  Gesetzge- 
bung  vorzugsweise  zuschrieb,  allmälig  ausser  Uebung.  Die 
geschriebenen  Rechtsquellen,  die  mitten  aus  dem  Volke 
entstanden  waren , wurden  nicht  mehr  in  der  alten  Weise 
fortgeführt  und  so  starben  denn  auch  die  vorhandenen  ab, 
weil  es  keine  Möglichkeit  mehr  zu  geben  schien,  sie  fort- 
zubilden. Auf  der  andern  Seite  und  recht  im  Gegensätze 
dazu  wurde  die  Gesetzgebung  thätiger  und  umfassender. 
Sie  bildete  das  Stadtrecht  weiter  aus  und  was  dort  erstarb, 
wurde  hier  gewisser  Massen  durch  gesteigertes  Leben  er- 
setzt. Es  ist  nicht  zu  zweifeln,  jene  alte  Autonomie , an 
welcher  alles  Volk  'l'heil  nahm  und  je  die  weisesten  Bür- 
ger das  unter  allen  lebende  Recht  fanden  und  wiesen, 
ist  die  volkstümlichste  Form  der  Rcchtsbildung.  Aber  sie 
passt  doch  nur  zu  sehr  einfachen  , wenig  ausgebildeten  Cul- 
turverhältnissen.  Sondern  sich  die  Stände  schärfer,  treten 
die  Unterschiede  der  Bildung  stärker  hervor,  wird  der 
Verkehr  lebhafter,  so  ist  es  nicht  gedenkbar,  dass  sich 
ein  klares  Bewusstsein  des  Rechts  gleichmässig  über  alle 
Bürger  verbreite;  und  selbst  der  ursprüngliche  Sinn,  das 
wirkliche  Recht  einfach  zu  finden  , verliert  sich.  Privat- 
interessen und  Privatwillkür  machen  sich  häufiger  gelteud, 
besonders  in  kleinen  Kreisen,  und  das  Institut  schlägt  zum 
Verderben  derer  um , denen  es  helfen  sollte.  Zu  welchen 
Verkehrtheiten  die  Autonomie  für  einen  kleinen  Ort  unter 
veränderten  modernen  Verhältnissen  führe,  zeigt  das  Bei- 
spiel der  Stadt  Winterthur  deutlich,  welche  bis  ans  Ende 
des  achtzehnten  Jahrhunderts  ihre  Autonomie  behielt  und 
öfter  benutzte,  ihr  geltendes  Recht  aber  auf  abenteuerliche 
Weise  verwirrte  und  verunstaltete. 
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f)  Endlich  darf  nicht  übersehen  werden,  das«  zu  Anfang 
des  achtzehnten  Jahrhunderts  ein  ziemlich  ausführliches 
Stadtrecht  und  Erbrecht  gedruckt  und  allgemein  ver- 
breitet wurde,  wahrend  die  Herrschaftsrechle  sehr  lückenhaft 
und  kurzgefasst  und  bloss  geschrieben  waren.  Wie  oft  mochte 
man  daher  auch  auf  der  Landschaft  seine  Zuflucht  zu  jenem 
nehmen,  und  diese  bei  Seite  lassen. 


5-  7.  Verhältniss  des  zürcherischen  Rechtes  zum 
gemeinen  Rechte  Deutschlands. 

Das  römische  Recht  erhielt  während  dieser  Periode 
einen  stärkern  Einfluss  auf  die  Rechtsbildung  als  je  zuvor. 
Besonders  im  vorigen  Jahrhunderte  finden  wir  das  An>chen 
desselben  im  Steigen  begriffeo.  Das  sogenannte  Stadt  - und 
Landrecht,  noch  mehr  aber  das  Erbrecht,  in  der  Lehre 
von  den  Testamenten  zeigen  zahlreiche  Spuren  von  Ein- 
dringen des  römischen  Rechts.  Die  wenigen  Juristen, 
welche  auf  deutschen  Universitäten  studirt  hatten,  unter 
denen  besonders  der  Bürgermeister  Hans  Jakob  Leu  Er- 
wähnung verdient,  der  1709  in  Marburg  promovirt  hat, 
brachten  auf  der  Schule  gelernte  römische  Begriffe  nach 
Hause  zurück  und  trugen  dieselben  in  die  Gerichte  und  die 
Gesetzgebung  über.  Das  einzige  juristische  Buch  von  ei- 
niger Bedeutung,  das  Eydgenüssische  Stadt-  und  Land- 
recht von  Leu  (IV  Theile,  Zürich  1727 — 1746)  enthält 
ein  wunderliches  Gemische  von  römischen,  kanonischen, 
deutschen  und  naturrechtlichen  Sätzen  ohne  alle  Kritik  und 
wäre  ganz  unbrauchbar,  wenn  nicht  zahlreiche  echte  Stel- 
len aus  schweizerischen  Statuten  darin  abgedruckt  wären. 
Der  Pedantismus  der  Schule  bedrohte  auch  die  Existenz 
unsers  nationalen  Rechts.  Aber  glücklicher  Weise  fing 
diese  Einwirkung  sehr  spät  an , und  war  von  Anfang  an  nicht 
ausgebreitet  und  mächtig  genug,  uni  tief  einzugreifen. 

Niemals  gelang  es,  der  Gesetzgebung  Juslinians  die  Au- 
torität einer  geltenden  Gesetzgebung  zu  verschaffen,  und 
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so  darf  auch  gegenwärtig  das  römische  Recht  nicht  in  der* 
selben  Weise  als  gemeines  Recht  für  die  Schweiz  be- 
trachtet werden,  wie  für  Deutschland. 

Dessen  ungeachtet  hat  die  Kenntniss  des  römischen 
Rechts  auch  für  den  schweizerischen  Juristen  die  grösste 
Bedeutung,  und  zwar  in  gedoppelter  Beziehung.  Einmal 
nämlich  wird  das  römische  Recht  wegen  der  hohen  prak- 
tisch-wissenschaftlichen Vollendung  seiner  Theorien  Über 
die  verschiedenen  Rechtsinstitute  fortwährend  das  besste 
Bildungsmittel  für  die  Juristen  der  neuen  europäischen 
Völker  verbleiben.  Sie  werden  ihre  eigenen  Kräfte  durch 
das  Studium  der  vortrefflicheil  Manier  oder  vielmehr  Kunst, 
mit  der  die  römischen  Juristen  ihren  Stoff  zu  behandeln 
und  zu  bemeistern  wussten,  anregen  und  gründlichere  Ein- 
sicht in  die  eigentliche  juristische  Thätigkeit  erlangen.  Mit 
römischer  Denk-  und  Behandlungsweise  vertraut,  werden 
sie  nun  aber , wenn  sie  sich  an  den  einheimischen  Rcchts- 
stoff  machen,  diesen  auf  ähnliche  Weise  anzufassen,  zu 
durchdringeil  und  auszubilden  haben.  So  wird,  ohne  dass 
sie  materielles  römisches  Recht  hinüber  tragen,  sich  doch 
aus  der  Art , wie  das  einheimische  Recht  behandelt  wird , 
zeigen,  dass  dieselben  römisches  Recht  gelernt  haben.  Die- 
ser rein  formelle  Einfluss  der  Rechtsbildung  äusserte  sich 
im  Guten  wie  im  Schlimmen  im  neunzehnten  wie  im  acht- 
zehnten Jahrhunderte,  in  diesem  so,  dass  schlecht  ver- 
staudenes  römisches  mit  schlecht  verstandeuem  deutschem 
Rechte  wunderlich  vermischt  und  durch  einander  gerüttelt 
wurde,  in  der  neuern  Zeit  so,  das  eine  wissenschaftliche 
Auffassung  des  nationalen  Stoffes  versucht  wurde. 

Die  andere  Weise , wie  die  Ausbildung  des  römischen 
Rechtes  ebenfalls  gewirkt  bat  und  fortwährend  wirkt,  hat 
zunächst  zwar  auch  eiue  formelle  Bedeutung,  stebt  aber 
in  einer  nähern  Beziehung  zu  dein  Rechtsstoff.  Gewisse 
rechtliche  Ansichten  , namentlich  des  Obligationenrechles , 
zum  Theii  auch  des  Sachenrechtes , ergeben  sich  schon  aus 
den  faktischen  Verhältnissen  der  äussern  Gegenstände,  auf 
welche  sich  die  Hechte  des  Menschen  richten,  aus  den 
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Beziehungen  und  Bedürfnissen  der  Menschen  in  ihrem  ge- 
genseitigen Verkehre.  Gerade  hier  zeigt  sich  daher  weni- 
ger nationeile  Verschiedenheit  der  rechtlichen  Auffassung, 
als  in  andern  Materien , die  enger  Zusammenhängen  mit 
der  individuellen  Entwicklung  eines  jeden  einzelnen  Volkes. 
In  jenem  Bereiche  bildete  sich  auch  vorzüglich  das  Jus 
Gentium  der  Römer  aus,  im  Gegensätze  zu  dem  nationalen 
Civilrecht.  Weil  nun  aber  eben  diese  Institute  im  römi- 
schen Rechte  ebenfalls  eine  sehr  ins  Einzelne  gehende  aus- 
gebildete,  diesen  allgemeinem  Verhältnissen  und  Bedürfnis- 
sen angepasste  Theorie  erhielten,  welche  seither  in  dieser 
oder  jener  Form , und  wäre  es  in  der  von  sogenannten 
Natur-  und  Vernunftrechten,  allenthalben  in  Europa  Ein- 
gang zu  finden  wusste,  so  ist  es  begreiflich  und  der  na- 
türlichen Entwicklung  vollkommen  gemäss , wenn  diese 
allgemeiner  anwendbaren  Begriffe , Grundsätze , Theorien , 
auch  in  dem  zürcherischen  Rechte  Anerkennung  fanden. 
Man  wiederholt  ja  ohnehin  die  Arbeiten  Anderer  zu  oft, 
statt  die  Resultate  früherer  tüchtiger  Forschung  zu  benutzen 
und  an  Fortbildung  und  neue  Arbeit  seine  Kräfte  zu 
wenden. 

Anders  verhält  es  sich  mit  dem  gemeinen  deutschen 
Privatrechte.  Dieses  muss  als  gemeines  Recht 
auch  für  die  deutsche  Schweiz  anerkannt  werden. 
Wie  die  Sprache  und  Abstammung  deutsch  ist,  so  ist  auch 
der  Charakter  dieser  schweizerischen  Rechte  deutsch ; ja 
es  hat  sich  das  deutsche  Recht  hier  nur  reiner  und  unver- 
fälschter erhalten  als  in  Deutschland  selbst,  eben  weil  es 
weniger  von  einem  fremden  Rechte  überzogen  und  unter- 
drückt wurde.  So  gross  aber  der  materielle  Zusammenhang 
unser»  Privatrechtes  mit  dem  deutschen  ist,  wo  dieses  nicht 
ganz  romanisirt  wurde , so  gering  war  bis  auf  die  neueste 
Zeit  der  Einfluss  der  Theorie  des  deutschen  Rechtes.  Die 
Wissenschaft  des  deutschen  Privatrechtes  ist  noch  eine  junge. 
Wenn  man  überdenkt,  was  jetzt  noch  erst  zu  thun  ist,  und 
wie  Vieles  erst  in  den  letzten  Decennien  geleistet  wurde, 
so  wird  es  begreiflich,  dass  dieselbe  keinen  grossen  Aniheit 
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an  der  frühem  Ausbildung  unser«  Rechtes  gehabt  hat,  und 
dass  sie  erst  in  der  Gegenwart  anfängt  zu  Ehren  zu  kom- 
men. Man  darf  aber  nicht  zweifeln.  Geht  nur  die  Ent- 
wicklungsgeschichte ihren  naturgema'ssen  Gang  fort , so  wird 
die  Ausbildung  des  deutschen  Privatrechtes  auf  die  Ausbil- 
dung der  deutsch-schweizerischen  Rechte  eine  immer  stär- 
kere Wirkung  äussern,  so  wie  hinwieder  die  freie  wissen- 
schaftliche Bearbeitung  der  letztem  nicht  ohne  Einfluss 
bleiben  wird  auf  das  nationale  Wachsthum  des  erstem. 

$.  8.  Von  Verbrechen  und  deren  Bestrafung. 

Der  Gegensatz  zwischen  den  alten  Gewohnheiten 
und  dem  sehr  milden  Bussensystem  auf  der  einen 
Seite,  und  den  neuern  criminalistischen  Grund- 
sätzen und  hartem  Frciheits-  und  Körperstra- 
fen auf  der  andern  zieht  sich  noch  durch  unsere  ganze 
Periode  hindurch.  Die  Herrschaftsrcchte  gehören  ganz 
dem  alten  Systeme  zu , wie  aus  einer  Ucbersicht  ihrer 
strafrechtlichen  Bestimmungen  am  besten  hervorgehen  wird. 
Das  Regiment  der  Stadt  dagegen  und  ihrer  Vögte  beför- 
derte die  letztere  Gestaltung  des  Strafrechts. 

Aus  den  Herrschaftsreehteu  ergibt  sich  folgendes: 
a)  Die  oben  (Buch  111.  §.  17.  S.  410)  mitgetheilte  Be- 
stimmung des  Kyburgergrafschaftsrechtes  über  die  Bestra- 
fung des  Todschlags  ging  auch  in  die  neueste  Rccen- 
siou  dieses  Rechtes  von  1578,  die  wir  hinfort  benutzen 
werden,  und  in  die  Herrschaftsrechte  von  Andeltingen  18, 
Regensberg  1.  3 und  Wölflingen  2.  3 über.  Wahr- 
scheinlich wurde  nun  aber  die  Stelle  immer  mehr  von  Tod- 
schlag überhaupt,  nicht  mehr  bloss  von  unredlichem  Tod- 
schlag verstanden.  Der  Blutrache  gedenken  noch  die 
Rechte  von  Andelfingen  von  1534.  19,  Hegensberg  von  1538. 
4,  Kyburg  von  1578.  6 und  Wiilflingert  von  1585.  6. 

bj  Das  Ausgraben  oder  Beseitigen  eines  Marksteins 
wird  für  ein  Vergehen  gehalten,  welches  dem  Blutgerichte 
zur  Bestrafung  zugehöre.  Nach  den  Rechten  von  Kyburg 

bluntirlili  R«cbURt*rhirht«,  FF.  4 


Digitized  by  Google 


50 


Viertes  Buch.  §.  8. 


21  und  Wölflingen  22  ist  Leib  und  Gut  des  Verbrechers 
der  Obrigkeit  verfallen.  Das  Recht  von  Knonau  10  über- 
lasst dem  Ratbe  die  Strafe  an  Leib  oder  an  Gut,  je  nach 
Gestalt  der  Sache  und  das  Recht  von  Regensberg  26  er- 
klärt die  Sache  einfach  fiir  „ malefitzisch. ” 

. c)  Wer  statt  Frieden  zu  gebieten,  an  einem  Streite 
Partei  nimmt,  verfallt  in  eine  Busse  von  10  Pfund,  es 
wäre  denn,  dass  einer  seiner  nächsten  Verwandten  darin  ver- 
wundetwäre, dein  darf  er  wohl  zu  Hülfe  kommen.  (Andelfingen 
27,  Elgg  50,  **,  3*.  Knonau  5,  Regensberg  10  und 
Weiningen  12).  In  gleiche  Busse  verfällt , wer  den  gebo- 
tenen Frieden  versagt,  gleich  viel  sei  der  Frieden  mit 
der  Hand  oder  bloss  mit  Worten  gefordert.  (Elgg  50,  33 , 
Knonau  2.  3,  Regeusberg  9,  Kyburg  11,  Wülflingcn  11, 
Weiningen  11.)  Das  Recht  von  Grüningen  38,  8 setzt 
sogar  eine  Busse  von  50  Pfund  darauf.  Bricht  einer 
den  Frieden,  so  steigt  die  Strafe  für  das  gegen  den 
Frieden  verübte  Vergehen  sofort.  Todschlag  wird  dann 
für  Mord  geachtet  (Kyburg  6,  WiilHingen  6.);  Ver- 
wundung für  Todschlag  (Andelfingen  22,  Kyburg  7, 
Wülflingen  7.) ; Faust  schlag  „o hn e B I u t runs s’’  mit  18 
Pfund  Busse  bedroht  (Andelfingen  24,  Kyburg  S,  Wülf- 
lingen S) ; nach  dem  Rechte  von  Regensberg  7 sogar  mit 
25  Pfund , und  nach  dem  Rechte  von  Knonau  1 und  Wei- 
ningen 10,  ohne  Straiäugabe  der  hohen  Gerichtsbarkeit 
überwiesen , während  jene  Rechte  sonst  sehr  geringfügige 
Bussen  auf  den  ausserhalb  des  Friedens  geführten  Faust- 
scblag  setzen.  Den  Friedbruch  mit  Worten  bedrohen 
die  Rechte  von  Andelfingen  23  und  Regensberg  8 mit  10 
Pfund ; von  Weiningen  9 mit  18  Pfund ; von  Knonau  1 mit 
40  Pfund ; und  von  Griiningen  38,  8 mit  50  Pfund  Busse. 

d)  Ebenso  wirkt  die  Verletzung  des  Hausfriedens 
durch  „Heimsuche’'  und  „Frevel  unter  dem  nissi- 
gen Rafen"  auf  Erhöhung  der  Strafe.  Das  blosse  An- 
fallen oder  Beschimpfen  oder  Herausfordern  u.  s.  f.,  auch 
wenn  der  Heimsucher  die  Schwelle  des  Hauses  noch  nicht 
betreten  hat,  sondern  vor  demselben  stehen  geblieben  ist. 
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wird  nach  den  Rechten  von  Andelfingen  32,  Elgg  50,  3», 
Kyburg  14  und  Wölflingen  11  mit  IS  Pfund,  nach  dem  von 
Griiuingen  38,  3 mit  25  Pfund,  nach  dein  von  Knonau  6 
zur  Tagzeit  mit  40  Pfund,  zur  Nachtzeit  mit  80  Pfund, 
und  nach  dem  von  Regensberg  32  mit  io  vielmal  10  Pfund 
bestraft  als  „inanich  schloss  vif  dein  Tach”  sind. 

e)  Einfacher  Faustschlag  wird  sehr  verschieden  ge- 
hiisst,  bald  mit  5 ft,  (Andelfingen  25,  Regensberg  11, 
Wölflingen  18),  bald  mit  6 ft. , (Weiningen  15),  bald  mit 
d Pfund  5ft. , (Kyburg  17,  Grüningen  38,  f),  bald  mit  3 
Pfund,  (Elgg  50,  v).  Stürzt  der  Geschlagene  zu  Boden, 
so  steigt  nach  dem  Regensbergerrechte  12  die  Busse  auf 
das  Doppelte,  und  verliert  er  Blut,  auf  das  Dreifache. 
Schlagen  mit  gewaffneter  Hand,  ohne  Blutrunss, 
wird  nach  dem  Rechte  von  Regensberg  13  mit  1 Pfund 
5 ft.,  nach  dem  von  Wölflingen  18  und  Elgg  50,  **  mit  3 
Pfund  gebösst.  Folgt  Blutrunss  daraus,  so  ist  die  Busse 
gewöhnlich  5 Pfund,  (Elgg  50,  2S,  Wölflingen  15,  Ky- 
burg 15),  zuweilen  6 Pfund,  (Regensberg  13)  oder  auch  9 
Pfund,  (Knonau  14).  Wird  der  getroß'ene  herdfällig  ”, 
so  steigt  die  Busse  zu  Andelfingen  31  auf  10  Pfund,  sonst 
allenthalben  sogar  auf  18  Pfund,  (Elgg  50 r 36 , Hegens- 
berg 14,  Kyburg  13,  Wölflingen  13  und  Weiuingen  15). 
Nur  zu  Knonau  werden  Herdfall  und  Blutrunss  gleich- 
massig bestraft.  Auf  Lähmung  oder  Verlorst  eines  Gliedes 
setzt  das  Herrschaftsrecht  von  Elgg  50,  30 , 10  Pfund 
Busse.  Eigenthüinliche  Bestimmungen  über  die  Behandlung 
und  das  Recht  eines  Verwundeten  sind  in  die  Rechte  von 
Knouau  52—57,  und  Regensberg  18 — 22  aufgenommen. 
Der  Verwundete  wendet  sich  an  den  Untervogt  oder  einen 
Fürsprechen  (Richter)  der  in  Gemeinschaft  mit  dem  Amt- 
mann die  Wunde  beschaue.  Erkennen  diese  „Wirth  und 
Scharcr”  für  nöthig,  so  darf  der  Verwundete  „nach  Lei- 
stung Recht”  auf  Kosten  des  Verletzers  so  lange  es  nöthig 
bleibt,  in  einem  Wirtlishause  wohnen.  Dieser  ist  dann 
schuldig  Wirth  und  Scharer  und  iiberdem  für  jeden  Tag 
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Versäumnis»  und  Lohn  eines  Taglöhners  und  ein  angemes- 
senes Schmerzengeld  zu  bezahlen. 

f)  Das  blosse  Zucken  eines  Steins,  ohne  zu  werfen, 
wird  mit  10  Pfund  Busse  bestraft  , nach  dein  Andel- 
fingerrechte 29,  nach  dem  Elgger  50,  37 , Kyburger  12, 
Wiilflinger  12,  Regensberger  15  sogar  mit  18  Pfund;  trifft 
er , so  wird  er  bestraft  „ je  nachdem  der  Wurf  geräth." 

g)  Wer  einen  andern  fälschlich  eines  Vergehens 
bezüchtigt,  das  dieser  nicht  begangen,  erleidet  dieselbe 
Strafe,  die  jenen  betroffen  hätte,  wäre  er  schuldig  gewe- 
sen. (Andelfingen  20,  Kyburg  5,  Wölflingen  5).  Wer 
schwört  oder  Gott  lästert,  wird  nach  dem  Elgger- 
rechte  50 , 3S  um  3 Pfund  gebösst , wenn  nicht  das  Ver- 
gehen so  grob  ist , dass  die  Oberhand  einschreiten  muss. 

h)  Personen,  welche  sich  fälschlich  um  die  Ehe  an- 
sprechen,  werden  nach  dem  Rechte  von  Wölflingen  24 
um  5 Pfund,  nach  dem  von  Kyburg  23,  Elgg  50,  *6, 
Knonau  11  und  Regensberg  30  um  10  Pfund  gebösst ; ebenso 
wer  Erb  und  Eigen  anspricht  und  mit  der  Klage  nicht 
durchdringt,  um  10  Pfund.  (Andelfingen  35,  Elgg  50, 
**  , Knonau  1 , Regensberg  31  , Kyburg  22 , Wölflingen 
23  und  Weiningen  16).  Oder  wer  die  Gränzen  seines  Gu- 
tes überschreitet  und  das  Gut  des  Nachbarn  beeinträchtigt, 
einen  andern  wie  die  Herrschaftsrecbte  sich  ausdröcken, 
„ ubereeret,  iiberschneidet,  öberhauset,  über- 
mähet, öberzäunet,  übergräbt”  (Andelfingen  34, 
Knonau  9 , Regensberg  26  , Kyburg  20 , Wölflingen  4). 
Nach  dem  Elggerrechte  50 , **  ist  die  Busse  in  diesem 
Falle  18  Pfund. 

i)  Die  Person  des  Verletzers  und  des  Verletzten  kommt 
ebenfalls  noch  in  mancher  Hinsicht  in  Berücksichtigung.  So 
werden  F rau  e n,  welche  einen  andern  schelten  oder  schlagen, 
weit  milder  bestraft  als  Männer,  und  nur  wenn  sie  die  dem 
Manne  gebührenden  Waffen  gebraucht , auch  gleich  Männern 
gebösst.  (Andelfingen  28,  Knonau  19 — 22,  Regensberg  42). 
Wer  den  Frohnboten  verletzt  erleidet  dagegen  zwie- 
fache Busse,  (Kyburg  18,  Wölflingen  19),  und  ebenso  der 
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Fremde,  welcher  mit  den  Waffen  in  einem  fremden  Ge- 
richtssprengel frevelt,  (Wiilflingen  16). 

k)  Eigenthiimlich  ist  die  Bestrafung  je  nach  dem  „An» 
lass”.  Wer  nämlich  z.  B.  durch  Schimpfreden  Veranlas- 
sung zuin  Streite  gegeben  hat , hat  dann  nicht  bloss  seine 
Busse,  sondern  auch  die  Busse,  die  der  Beleidigte  im  Streite 
verschuldete , zu  tragen  , und  so  den  ganzen  Erfolg  des 
Streites  auf  sich  zu  übernehmen,  insofern  nicht  ein  Friede- 
bruch in  der  Eröffnung  des  Streites  lag,  noch  das  Vergehen 
sich  bis  zum  Todschlag  steigerte.  Noch  im  Jahr  1501 
wurde  diess  Recht  des  Anlasses  von  dem  Rathe  den  Be- 
wohnern der  Herrschaft  Griiningen  auf  ihr  Begehren  von 
Neuem  zugesichert.  (Griiningen  39,  Andelfingen  20,  Wölf- 
lingen 20). 

Das  uralte  Compositionensystem  gibt  sich  in  diesen  Be- 
stimmungen noch  vielfältig  kund.  Im  Gegensätze  dazu  nun 
befestigte  sich  das  Crimiua  lrecht  der  Stadt  mit  sei- 
nem Apparate  schwerer  oft  grausamer  Strafen  immer  mehr. 
Die  wichtigem  Vergehen  gelangten  vor  den  Rath  der  Stadt 
als  Malefizgericht,  und  selbst  die  Obervögte  er- 
hielten die  Befugniss,  von  sich  aus  strafbare  Amtsangehö- 
rige körperlich  züchtigen  zu  lassen , ohne  dass  es  für  nöthig 
erachtet  wurde,  die  Sache  dem  Rathe  zur  Entscheidung 
vorzulegen  M). 

Ein  besonderes  Rechtsbuch  , worin  Verbrechen  und 
Strafen  verzeichnet  waren,  gab  es  nicht.  Dessenungeachtet 
hatte  weder  die  peinliche  Halsgcrichtsordnung  Kaiser  Karls 
V.  noch  andere  gemeine  Rechtsqucllen  gesetzliche  Auto- 
rität. Die  Art  und  Grösse  der  Strafe  wurde  je  im  ein- 
zelnen Falle  von  dem  Rathe  bestimmt,  dabei  aber  allerdings 
mehr  oder  weniger  Rücksicht  genommen  auf  die  in 
Deutschland  ausgebildcte  Theorie  über  Verbre- 
chen und  Strafen , die  bis  auf  die  neueste  Zeit  massgebend 
war,  und  auch  der  neuern  Strafgesetzgebung  zum  Grunde 
liegt.  Mit  äusserster  Strenge  wurden  besonders  alle  politi- 


32)  Uot.  IUab.  t.  31.  Jan.  1694.  und  v.  27.  Juli  1699. 
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sehen  Vergehen  bestraft,  und  nur  zu  vielen  Antheil  hatten 
an  der  Behandlung  solcher  Processe  gereizte  Persönlichkeit 
und  Rachegier. 

5.  9.  Die  Gemeinden.  A.  Verfassung. 

1.  Die  Gemeindeverfassung  entwickelte  sich  seit  der  Re- 
formation nun  in  mehr  einheitlichem  und  mehr  staatsrcchti 
lichetn  Sinne.  Zwar  zeigen  sich  nicht  überall  die  näm- 
lichen Formen,  und  vielfach  sehen  wir  das  allere  Recht  aller- 
lei Modificationen  erzeugen;  alter  im  Wesentlichen  herrscht 
doch  dieselbe  Richtung  entschieden  vor. 

Die  ursprünglichen  Gemeinden  waren  durch  eximirte 
Gr  undherrschaften  mannigfaltig  zertheilt  worden.  Die 
von  den  Grundherreu  gesetzen  Meyer  waren  an  vielen  Orten 
selbst  erbliche  Grundherren  geworden.  Von  den  alten  und 
von  den  neuen  Grnndherren  machten  sich  nun  die  Gemein- 
den immer  mehr  los.  Sehr  viel  trug  dazu  die  Stellung  der 
Stadt  Zürich  bei.  Da  sie  nämlich  eine  sehr  bedeutende 
Zahl  von  Grundherrschaflen  in  dieser  oder  jener  Form  an 
sich  gebracht  hatte  , und  zugleich  als  Landesherr  die  näm- 
lichen Gemeinden  beherrschte , die  letztere  Stellung  aber 
die  bedeutendere  und  einflussreichere  war,  so  lag  es  nahe 
genug , die  erste  Beziehung  in  der  letztem  untergeben  zu 
lassen.  Die  Tendenz  , welche  die  Stadt  in  den  verschie- 
denen Herrschaften  befolgte,  und  welche  auch  von  unten 
her  begünstigt  wurde  , jede  in  sich  möglichst  gleichartig 
zu  behandeln  , führte  von  selbst  dazu  , auch  die  Gemeinden 
einander  gleich  zu  stellen , und  indem  man  den  allgemeinen 
Wünschen  gemäss  die  Rechtspflege  aus  den  einzelnen  Ge- 
meinden herauszog  und  mehr  concentrirte  , auf  der  andern 
Seite  dagegen  die ' Gemeindeverhältnisse  wieder  mehr  den 
Gemeinden  zu  überlassen.  Andere  Grundherren  aber  lebten 
oft  ferne  von  der  Gemeinde  , namentlich  in  der  Stadt,  und 
kümmerten  sich  wenig  genug  mn  die  besondern  Verhält- 
nisse der  Gemeindegenossen,  so  dass  auch  solche  Gemeinden 
leicht  zu  erhöhter  Selbstständigkeit  wieder  gelangen  konnten. 
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TSiclit  viel  ander»  war  es  mit  den  Herrschaften,  die  ans 
dem  ursprünglichen  Centgrafenthum  hervorgegangen  sein 
mochten,  mit  den  Vogtei  en.  Wach  und  nach  waren  fast 
alle  diese  Rechte  an  die  Stadt  gekommen , und  in  der  Ver- 
fassung der  Herrschaften  aufgegangen.  Ihnen  gegenüber 
stellte  sich  die  Gemeinde  gerade  als  Einheit  dar;  und 
durchgängig  linden  wir  an  der  Spitze  der  Gemeinden  einen 
aus  den  Einwohnern  selbst  gewählten  Untervogt. 

Die  Unlervögte  wurden  bald  von  den  Gemeindsgenossen 
frei  gewählt,  wie  z.  B.  am  Zürichsee,  zu  Urdorf  und 
Birmenstorf,  bald  aus  einein  mehrfachen  Vorschläge  der 
Gemeinde  von  dem  Landesherrn  bezeichnet33),  wie  in  der 
Grafschaft  Kyburg  und  in  der  Herrschaft  Grüningen. 
Immer  aber  standen  sie  in  einein  Bcaintenverhältnissc  zu  der 
Stadt  als  Landesherren,  welcher  sie  einen  besondern  Eid 
schwören  mussten  3‘) , und  zugleich  in  persönlich  naher 
Beziehung  zu  dem  Dorfe,  zu  welchem  sie  gehörten  und  für 
dessen  Polieci  sie  sorgten,  und  welche  sie  repra'scntirten. 

Ausser  dem  Untervogte  finden  wir  nun  häufig  noch  an- 
dere Gemeindsbeamtete,  welche  wieder  von  der  Ge- 
meinde gewählt  werden , aber  nun  ausschliesslich  für 
diese  zu  sorgen  haben.  Wie  in  dem  frühem  Mittelalter 
zuerst  die  Halbe  in  den  Städten  eine  rein  städtische  Bedeu- 
tung batten  , und  die  öffentlichen  städtischen  Reichsbeamte- 
ten nach  und  nach  au  Einfluss  auf  die  städtischen  Angele- 
genheiten neben  jenen  verloren,  so  schien  sich  nun  in  den 
Dorfgemeinden  eine  analoge  Erscheinung  zu  bilden.  Unter 
verschiedenen  Warnen,  als  Dorfmeycr,  Geschworene, 
Aelteste,  Seckcl  meistcr  u.  s.  f.,  tauchen  allenthalben 
rein  dörfliche  Beamtete  auf,  deren  Aufgabe  theils  in  einer 
ganz  niedern  Orts-  und  Wirthschaftspolicci,  theils  in  der 
Besorgung , Verwaltung  und  Verwendung  des  Gemeinde- 
Vermögens  liegt.  Es  waren  das  Gemcinderäthc,  ähnlich 


33)  Vorgl.  darilb.r  oh»  Buch  III-  $-  9.  8,  363. 

34)  M.  S.  144.  8.  88.  b. 
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den  Stadträthen,  nur  in  beschränkteren  Verhältnissen 
sich  bewegend. 

2.  Die  Sittenpolicei  wurde  in  den  Gemeinden  von 
Seite  der  Kirche  vornämlich  besorgt.  Um  die  Pfarrer  sam- 
melten sich  die  sogenannten  Stillstände,  wieder  eine  blosse 
Gemeindsbehörde,  und  bewachten  mit  jenen  gemeinsam  die 
Sitten.  Unter  ihnen  war  es  dann  hinwieder  hauptsächlich  das 
Geschäft  der  Kirchenpfleger,  das  Kirchengut  zu  ver- 
walten, der  sogenannten  Eh  ega  unter,  Verletzungen  gegen 
die  gute  Sitte  zu  rügen  und  nöthigenfalls  hohem  Ortes 
anzuzeigen.  Der  Umfang  und  Geist  dieser  Aufsicht  ergibt 
sich  am  besten  aus  dem  Eide,  welchen  sie  im  XVI.  Jahr- 
hundert zu  leisten  hatten  : 

Zum  Ersten  n süilent  Ir  schweeren  die  Eer  Gottes  zuo 
schirmen  vund  wo  eyner  oder  eyne  were , der  oder  die 
fräfler  wyss  on  vrsach  sich  üssserte  der  kilchen  oder  vnnder 
der  predig,  vff  dem  kilchbof  , Im  wirtshuss  , v(T  dem  platz 
oder  sunst  Inn  heymlichen  wingklen  erfunden  wurde  die- 
selbigen  ze  warnnen  nach  lut  vnnserer  herren  Mandaten 
vnnd  wo  das  nit  gebesssert  wurde  eynem  Obervogt  au- 
zuzeygen. 

Ir  sollend  ouch  schweeren  wo  zwey  Mennschen  erger- 
lich  by  einander  sessind,  Als  da  were  Inn  hury  ouch  wo 
da  mochte  ergernüss  geben  werden  Inn  kleydung,  Im  Le- 
ben , Es  were  von  Man  oder  von  wyb , Knaben  oder 
döchteren  , dasselbig  ze  straffen  vnnd  ze  warnnen  vnnd  wo 
dann  fraffler  wyss  darüber  gehandlet  wurde  dem  Obervogt 
anzuozüygen. 

Ir  sollend  ouch  schweeren , wo  Ir  horttend  oder  ver- 
neimnend  eyneu  oder  eyne  schweeren  , Gottlesteren,  Jung 
oder  alt  dasselbig  ze  straafi'en  , wo  das  nit  gebes  sert 
eynem  Obervogt  anzuozeygen.  Item  wo  man  die  Jngrnt 
nit  zur  kynnderpredig  zuge  dasselb  ze  leyden  vnnd  zu 
besseren. 

Ir  sollend  ouch  schweeren  , wo  man  nach  den  Nünen 
Im  wirtshuss  sich  fülle,  vnnd  wo  der  wirt  Inen  nach  den 
Nunen  wyn  gebe  oder  wo  söllichs  Inn  anndren  wyngklen 
Übersechen  , Ouch  sebeebethen  vnnd  aonder  vnzymlich 
fräss  vnnd  fülleryen  furgcnoinmeu  oder  mit  spilen  , tanntzen 
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und  andren  dingen  wider  vnnscrer  herren  Mandat  geband- 
let  wurde  , dasselbig  zuo  straaffen  vnnd  zuo  waraneu  , wo 
sollichs  darüber  fräflerwyss  brucht  wurde  , eynein  Ober- 
vogt anzuozrygen. 

Ir  sollend  ouch  schweeren , wo  einer  mit  dein  anderen 
zuotrungke,  Ims  brächte  oder  hielte,  ald  so  eyner  sonst 
trnngke  das  er  es  muesste  widergen , den  oder  dieselben 
nach  Lut  der  Mandaten  zuo  leyden. 

3.  Alle  wichtigeren  Gemcindeangelegenheitcn  wurden 
vor  die  Ge  me  i nd  s v ers  a m inl  u ng  der  stimmberech- 
tigten Gemeindsgenossen  gebracht,  und  was  hier 
die  Mehrheit  der  Anwesenden  beschloss,  dem  hatte 
sich  die  Minderheit  in  der  Regel  zu  fügen.  Das  uralte 
Princip11)  wurde  von  dem  Rathe  fortwährend  anerkannt, 
wie  z.  B.  ein  Spccialfall  des  Jahres  1622  zeigt.  Die  Ge- 
meinde Zollikon  hatte  nämlich  mit  Mehrheit  den  Beschluss 
gefasst , den  Weidgang  zur  Nachtzeit  zu  gestatten.  Die 
Minderheit  wollte  sich  diesem  Beschlüsse  nicht  unterziehen, 
suchte  das  Schädliche  desselben  nachzuweisen  und  brachte 
die  Sache  an  den  Rath.  Darauf  erkannte  der  Rath  : 

Diewyl  an  allen  orten  vff  der  Landschafft 
bisher  brüchig  gewesen,  wessen  sy  sich  vnder 
ein  anderen  Irer  gemeinen  Sachen  halber  durch 
das  mehr  verglychend,  das  dann  der  minder 
theil  dem  mehrern  volgen  solle,  das  es  derhalben 
hy  dem  zuo  zollicken  gefallnen  mehr  belyhen. 

Wer  gehörte  nun  aber  in  die  Geineinds Versammlung? 
Wer  war  als  stimmfähiger  Bürger  zu  betrachten?  Diese 
Fragen  lassen  sich  nur  beantworten , im  Zusammenhänge 
mit  der  freilich  voraus  schwierigen , aber  eben  so  interes- 
santen Untersuchung  über  die  Gemein  degüter  und  die 
sogenannten  Gerechtigkeits-  oder  Ge  n ossen  gti  t er. 


35)  Sachsen*!».  II.  55«:  „Suat  so  die  burmefler  schrpt  tief  dorpes 
vrotnen  mit  wilkore  der  merren  mente  der  bure  , dat  ne  mach  die  mynre 
de» I nicht  wederredco.  ’ 
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§.  10.  ß.  Geineindegiiter  und  die  bürgerlichen 
Gemeinden. 

In  der  ältesten  Zeit  schon  unserer  Geschichte  haben  wir 
den  Boden , welcher  den  Bewohnerd  zugehörte , in  zwei 
grosse  Massen  ausgesehieden  gesehen,  in  Sonderei  ge  n- 
thum,  dem  wir  dann  in  der  spätem  Zeit  ein  Sonder- 
erbe  an  die  Seite  setzen  mussten  und  in  Gemeineigen  - 
thum  (Ahnende).  Beide  standen  wieder  unter  sich  i 
einer  engen  Beziehung,  so  dass  die  Eigenthiimer  un 
Erbbesitzer  der  einzelnen  Ila  usho  fstatt  e n eines  ge- 
wissen Bezirkes  (Dorfes,  Weilers,  Hofes),  als  solche  einen 
Anspruch  auf  einen  Kreis  des  Gemcincigenthums  hatten  , 
und  die  Ahnenden  wieder  einzelnen  Genossenschaften 
von  Hausvätern  zustanden. 

Wir  haben  oben  das  juristische  Verhältniss  des  Son- 
dereigenthumes zum  Gemeineigenthum,  der  Genossenschaf- 
ten zu  den  Hausvätern  ausführlich  zu  entwickeln  gesucht, 
und  müssen  uns  jetzt,  wo  wir  diese  ursprünglich  einfachen 
Verhältnisse  in  verschiedenen  Richtungen  aus  einander  ge- 
hen sehn  , wieder  auf  jene  Erörterungen  beziehen  , indem 
sich  die  verschiedenen  neuen  Erzeugnisse  nur  dann  gehörig 
erkennen  lassen,  wenn  man  das  ursprüngliche  Institut,  in 
welchem  alle  diese  neuen  Formen  dem  Keime  nach  wenig- 
stens eingeschlossen  waren  , recht  verstanden  hat. 

Vielleicht  hat  es  einzelne  Leser  geirrt  und  möchte  auch 
in  der  Folge  sie  wieder  irren,  dass  wir  jene  alten  Ver- 
hältnisse in  der  Form  strenger  juristischer  Theorien  und 
scharfer  Begriffe  darzustellen  gewagt  haben , und  auch  den 
neuern  Erscheinungen  einen  ähnlichen  wissenschaftlichen 
Gehalt  abzugewinnen  versuchen  werden.  Wir  sind  weit 
entfernt  von  dem  Glauben,  dass  den  alten  Alamannen,  welche 
sich  in  die  Gegend  theilten,  schon  jene  juristischen  Gedan- 
ken klar  gewesen  seien  , die  wir  in  ihren  Instituten  ausge- 
drückt  fanden,  gerade  wie  davon,  dass  sich  die  neuere 
Zeit,  welche  das  alte  Institut  in  mehrere  neue  zertheiltc, 
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sich  bewusst  gewesen  sei , was  der  Stamm  und  was  das  juristi- 
sche Wesen  ihrer  Erzeugnisse  sei.  Dessen  ungeachtet  ist  es 
nicht  Künstelei,  nicht  Träumerei,  wenn  wir  dennoch  auch  für 
jene  Zeiten  die  juristischen  Theorien  auszubilden  versuchen, 
und  ihnen  Wirklichkeit  zuschreiben.  Ist  es  doch  die  Auf- 
gabe aller  Wissenschaft  mit  Bewusstsein  zu  durchdringen 
und  geistig  neu  zu  beleben  , was  zuvor  mehr  oder  weni- 
ger bewusst  da  war.  Es  wurden  längst  in  der  Sprache 
die  Gesetze  der  Sprache  geübt  und  täglich  beachtet , bevor 
die  Theorie  des  Grammatikers  diese  Gesetze  entdeckte  und 
zum  Bewusstsein  erhob.  Lange  ehe  eine  Logik  die  Ge- 
setze des  Denkens  begriff,  wurden  sie  im  Leben  angewen- 
det. Und  so  wurde  auch  das  Recht  bewahrt  und  geschirmt, 
bevor  die  Jurisprudenz  die  juristischen  Gedanken,  getrennt 
von  uumittelbarer  individueller  Anwendung  , darstcllte. 
Darum  haben  aber  der  Grammatiker  und  der  Logiker  nicht 
Unrecht,  wenn  sie  behaupten,  dass  die  Sprechenden  und 
Denkenden  die  Grammatik  und  Logik  ohne  sie  zu  kennen, 
befolgt  haben/  und  ebenso  darf  auch  der  Jurist  wohl  sagen, 
dass  das  von  ihm  erkannte  Recht  gehandhabt  worden  sei, 
wenn  schon  die  ausübenden  Richter  cs  nicht  wissenschaftlich 
begriffen. 

Wir  haben  es  als  eine  wesentliche  Eigenthiimlichkeit 
der  alten  Gemeinde  aufgefasst , wodurch  sie  sich  von  der 
römischen  Universitas  sowohl  als  von  der  römi- 
schen Societas  unterscheide,  dass  in  jener  weder  das 
Frincip  der  Einhe i t (jur  i s ti  sc h e Person),  noch  das 
der  Vielheit  (Aggregat  mehrerer  Einzelner)  aus- 
schliesslich hervortrete,  sondern  vielmehr  in  der  Gemeinde 
als  Rechtssuhject  beide  Principe  vereinigt  seien,  in  der 
Weise,  dass  sich  die  Gemeinde  bald  als  Einheit  darsfclle , 
welcher  die  Ahnende  gehöre,  bald  als  Vereinigung  einzel- 
ner Hausväter , welche  als  Sondcreigenthiimer  zugleich  auch 
Antheilhaberan  der  Ahnende  seien.  Es  wäre  ganz  unpassend , 
für  diese  Zeit  von  Nutzungsrechten  zu  reden  , fasse  man 
diese  nun  als  Servituten  oder  afs  Reallasten  auf,  die  auf 
fremdem  Boden  haften,  als  aus  dem  Eigcnthuine  an 
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der  Almende  au  sg  eschieden  en  dritten  Personen 
zugehörigen  Rechten;  um  so  unpassender,  als  ein* 
mal  ein  Dualismus  zwischen  der  Gemeinde  als  solcher 
und  den  nutzenden  Hausvätern  als  solchen  noch  gar  nicht 
hervortrat  , und  ausserdem  die  ganze  Bedeutung  der  Al* 
mende  also  auch  des  Eigenthums  daran  in  der  fortdauernden 
Nutzung  lag.  Der  scheinbare  Widerspruch,  welchen  man 
darin  finden  möchte,  wenn  wir  sowohl  die  Gemeinde  in 
ihrer  Gesanuntheit  als  die  einzelnen  Hausväter  Air  Eigen* 
thiimer  erklärten,  wurde  durch  den  Begriff  der  deutschen 
Genossenschaft  in  Verbindung  mit  dem  Begriffe  des 
Gesaminteigenthums  wie  ich  glaube  befriedigend  gelöst. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  wird  dann  auch  die  ganze 
spätere  Trennung  der  Ge  meindegüter  und  Gerechtig- 
keitsgüter klar.  So  lange  alle  Hausväter  und  nur 
sie  stimmberechtigte  Gemeindsbiirger  waren, 
und  so  lange  die  Almende  fast  nur  dem  Genüsse  der 
Einzelnen  und  nebenher  bloss  öffentlichen  Inte- 
ressen diente,  so  lange  war  auch  keine  Veranlassung  vor- 
handen zu  weiterer  Spaltung  innerhalb  des  Subjectcs.  Aber 
die  Möglichkeit , dass  sich  die  Gemeinde  erweiterte , die 
Genossen  sich  abschlossen , das  öffentliche  ßediirfniss  und 
die  Privatinteressen  in  Collision  traten,  konnte  auch  eine 
Trennung  der  Einen  genossenschaftlichen  Ge- 
meinde in  zwei  neue  Subjecte,  eine  mehr  einheit- 
liche bürgerliche  Gemeinde,  und  eine  mehr  viel- 
heitliche  Genossenverbindung  herbei  führen. 

Diese  beiden  aus  einander  gehenden  Richtungen  traten  be- 
sonders seit  dem  siebenzehnten  Jahrhunderte  immer  deutlicher 
heraus.  Zum  völligen  Durchbruch  aber  kam  das  neue  Prin- 
cip  erst  durch  die  schweizerische  Revolution,  und  ge- 
genwärtig noch  ist  dasselbe  weder  ganz  ins  Klare  gesetzt 
noch  im  Leben  gehörig  anerkannt. 

Betrachten  wir  jede  der  beiden  möglichen  Richtungen 
einzeln.  Erstens  die  Richtung  nach  einer  mehr  einheit- 
lichen bürgerlichen  Gemeinde.  In  der  alten  genos- 
senschaftlichen Gemeinde  war  der  Dualismus,  welcher  erst 
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viel  später  in  seiner  Entzweiung  heraustrat,  dem  Keime 
nach  schon  enthalten. 

Die  alte  Gemeinde  hatte  zugleich  eine  politische 
und  eine  privatrechtliche  Bedeutung.  Hob  sich  die 
erstere  wieder,  wie  wir  das  von  der  neuern  Entwicklung 
der  Gemeinden  seit  der  Reformation  bereits  wahrgenommen 
haben,  so  musste  auch  in  vermögensrechtlicher  Beziehung 
das  Gemeindeeleiucnt  wieder  stärker  hervortreten.  Die  Al- 
mende war  zunächst  allerdings  dem  Privatgenusse  der  ein- 
zelnen Sondereigenthiimer  hingegeben,  aber  daneben  waren 
doch  auch  von  jeher  die  freilich  geringen  öffentlichen  Be- 
dürfnisse vorzugsweise  aus  dem  Ertrage  dieser  gemeinen 
Güter  bestritten  worden.  Zunehmende  Cultur  seit  der  Re- 
formation erzeugte  auch  steigende  Bedürfnisse.  Mit  diesen 
mussten  die  Ansprüche  der  Gemeinde  in  ihrer  Einheit  als 
eines  öffentlichen  Institutes  auf  die  Benutzung  der  Ahnende 
steigen  und  mit  den  Ansprüchen  der  Einzelnen  auf  Privat- 
genuss in  stärkern  Conflict  gerathen.  Die  Einheit  der  Ge- 
meinde wurde  sich  inehr  bewusst  in  ihrem  Gegensätze  gegen 
die  Vielheit  der  einzelnen  Hausväter.  Dieses  Gefühl,  dass 
die  Gemeinde  und  die  Hausväter  nicht  mehr  so  ganz  und 
gar  Eins  und  einig  seien,  wurde  auch  dadurch  verstärkt, 
dass  in  Folge  der  Einzugsbriefe  die  Gemeinde  neue  Ein- 
künfte erhielt,  welche,  wenn  sie  schon  nicht  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Nutzungen  der  neuen  Bürger  an  der  Almende 
verstauet  worden  waren , doch  ihr  vorzugsweise  in  ihrer 
bürgerlichen  und  staatlichen  Stellung  zukamen,  dass  sich 
demnach  ausser  der  gemeinen  Waldung  und  Weide  noch 
ein  anderes  bewegliches  Vermögen  zu  bilden  aufing,  wel- 
ches nicht  wie  jene  von  den  einzelnen  Hausvätern , sondern 
nur  von  der  Gemeinde  als  solcher  angesprochen  werden 
konnte.  Auch  dieser  Gegensatz  wurde  dadurch  deutlicher, 
dass  die  Regierung  anfing,  Rechenschaft  über  die  Verwal- 
tung dieses  Gemeindeverniögens  zu  fordern,  was  sie  wie- 
der nur  konnte  von  dem  Gesichtspunkte  des  öffentlichen 
Interesses  und  der  öffentlichen  Bedeutung  der  Gemeinden 
ausgehend;  denn  was  die  einzelnen  Hausväter  als  solche 
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mit  ihrem  Privatvermögen  Vornahmen , darüber  stand  dem 
Staate  kein  Anfsichlsrecht  zu. 

Ganz  entscheidend  aber  im  Sinne  der  Trennung  des  bis- 
her verbundenen  musste  die  Erweiterung  der  Biirgergemcinde 
im  Gegensätze  zur  Abschliessung  der  Genossen  wirken.  In 
den  Städten  Zürich  und  Winterthur,  welche  beide  sehr 
grosse  Gcmcindegüter  besassen,  war  auf  Seite  der  Verwen- 
dung das  öffentliche  Interesse  vorherrschend , auf  Seite  des 
Rechtssubjects  die  Eine  Bürgerschaft,  nicht  als  Complex 
von  Hausvätern  , sondern  als  Gesammtheit  überwiegend  , 
und  zwar  diess  schon  seit  Jahrhunderten.  Woher  kam 
das?  Denn  in  den  ursprünglichen  Verhältnissen  standen 
auch  diese  Gemeinden  den  andern  gleich.  Es  erklärt  sich 
diess  wesentlich  aus  zwei  Erscheinungen : zunächst , weil  in 
den  Städten  die  öffentlichen  Bedürfnisse  schon  in  ihrer  ersten 
Zeit  (man  denke  nur  an  die  Kosten  der  Befestigung)  sehr 
gross  waren  , und  sich  fortwährend  so  erweiterten , dass 
nach  Befriedigung  derselben  den  Einzelnen  wenig  Privatge- 
nuss übrig  bleiben  konnte  und  dann  daraus , das  sich  in  den 
Städten  schon  frühe  das  Princip  einer  persönlich  ver- 
bundenen Bürgerschaft  im  Gegensätze  zu  einer  Ver- 
sammlung der  Grundeigenthum  besitzenden  Hausväter 
ausbildete , mithin  jene  und  diese  weder  der  Zahl  noch  dein 
Rechte  nach  die  gleichen  waren. 

Was  sich  in  den  Städten  so  gezeigt  hatte,  äusserte  sich 
nun  auch , wenn  gleich  mehrere  Jahrhunderte  später,  in  den 
Landgemeinden.  Nur  wäre  es  auch  hier  wieder  verkehrt, 
den  Masstab  der  Städte  ohne  weiters  auch  an  diese  zu 
halten  , und  hier  eine  gleiche  Entwicklung  im  Sinne  der 
öffentlichen  Bedeutung  der  Gemeinden  zu  verlangen.  Denn 
der  grosse  Unterschied  bleibt  immerhin  zurück,  dass  die 
Bevölkerung  der  Städte  der  Masse  nach  ihre  ökonomische 
Existenz  nicht  ihrem  Grundbesitze  und  der  Landwirtschaft 
zu  verdanken  hat , während  in  den  Landgemeinden  beides 
von  grösserer  Bedeutung  ist,  mithin  der  Zusammenhang  mit 
der  Benutzung  der  Ahnende  durch  die  einzelnen  Hausväter 
hier  auch  weniger  leicht  zu  lösen  sein  wird  als  dort. 
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Immerhin  aber  ist  doch  so  viel  wahr,  dass  einerseits 
die  wachsenden  öffentlichen  Bedürfnisse  der  Gemeinden, 
anderseits  die  Erweiterung  des  Gemeindebiirgerrechts  , und 
zuletzt  seine  Ablösung  vom  Grundbesitze  auch  in  den  Land- 
gemeinden eine  Veränderung  des  frühem  Zustandes,  und 
sowohl  eine  von  den  Genossen  unterschiedene  Ge- 
meinde und  als  ein  von  den  Gerechtigkeiten  ver- 
schiedenes Gemeindegut  bewirkten. 

Von  der  Veränderung  des  Gemeindebürgerrechtes  haben 
wir  hier  noch  zu  reden.  Einen  ersten  Anhaltspunkt  gab  die 
Einführung  der  Einzugsgebühren , indem  dieselbe  wenig- 
stens zu  dem  Erfordernisse  der  Haushäblichkeit  und  des 
Grundbesitzes  noch  als  ferneres  Erforderniss  für  die  neue 
Erwerbung  des  Bürgerrechtes  die  Bezahlung  eines 
Beitrages  in  das  Gemeindegut  hinzu  that,  und  die 
B ür  ge  ra  ufnahm  e zum  Gegenstand  einer  Verhandlung  der 
Gemeinde  machte.  Einheimische  Unterthanen  der 
Stadt  konnten  freilich  nicht  abgewiesen  werden  , wohl  aber 
alle  Fremden,  wohin  denn  die  Angehörigen  der  übrigen 
schweizerischen  Stande  ebenfalls  gerechnet  wurden. 

Die  ältesten  Spuren  der  Einzugsgebühren  auf  der  Land- 
schaft reichen  in  die  zweite  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts hinauf;  aber  erst  im  sechszehnten  Jahrhundert,  in 
Folge  der  grossen  Erschütterung  der  Reformation,  wurden 
die  Begehren  um  Einzugsbriefe  häufiger  und  die  Ertheilung 
derselben  regelmässig  auf  die  Gemeinden  ausgedehnt M). 
Gerade  sie  zeigen  am  bessten  , in  welch  enger  Verbindung 
damals  und  bis  ins  achtzehnte  Jahrhundert  hiuein  noch  das 
Recht  auf  die  Ahnende  und  das  Bürgerrecht  stand.  Ich  will 
einige  Beispiele  anführen. 

Einzogsbrief  von  Mänidorfvon  1517.:  Wir  der 
Bürgermeister  vnd  Rat  der  Stat  Zürich  — thuud  kunt  — , 
das  für  unns  komen  sind  vnnsrer  lieben  vnd  getrüwen  de  r 


36)  Ein  Einzug  wird  «rbon  erwähnt  in  4er  Öffnung  ron  Weltzehwit 
von  1468.  In  dem  Staatsarchiv  fängt  die  Keihe  der  Einzug'briefe  «r»t 
mit  dein  Jahr  1526  an  ; es  gibt  aber  ein«  Menge  älterer. 
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Gemeind  von  Mennendorf  anweldt  vnnd  hahent  vns 
— gepettcn  , der  Bestiinpten  Gemeind  7.u  Mennendorff  7.e 
verwilligen  — wer  daselbshin  zuhen  vnd  by  Inen 
zu  Mennendorff  Sinen  sitz  haben  weite,  das  der- 
selbig  Inen  für  den  Inn7. ug  ein  Nämliche  Somm  gelts 
Solte  geben,  dem  weldtind  Sy  alle  Gerechtigkeit  Inn 
boltz  vnd  veld,  wie  Iro  Einem  lassen  verfol- 
gen, So  nun  — habcnnt  wir  Inen  vfl  das  zugelassen,  also 
wer  Nun  hinfiir  zu  den  vnnsern  gen  Mennendorf  zühen 
vnd  daselhs  Sinen  Sitz  vnd  wonung  haben  wil , das 
derselbig  Inen  vmb  den  Innzug  Nämlichen  fünf!'  Pfand 
vnser  werschaft  geben  vnd  bezalen  , vnd  darinit  demnach 
aller  gerecbtigkeit  Inn  boltz  vnd  weld  wie  Iro  einer  ge- 
messen. 

Wer  den  Einzug  bezahlt  wird  Bürger  der  Gemeinde, 
und  erhält  als  solcher  die  „ Gerechtigkeit  in  Holz  und  Feld.” 
Dabei  wird  aber  als  bekannt  vorausgesetzt,  dass  er  einen 
Wohnsitz  in  der  Gemeinde  zu  Eigen  oder  Erb  erworben 
haben  müsse  , indem  weder  das  aetive  Bürgerrecht  noch  die 
Nutzung  der  Gemeinde  von  jenem  getrennt  gedacht  wur- 
den. Es  ist  diess  freilich  in  der  Urkunde  nur  angedeutet, 
nicht  ausgefiihrt , eben  weil  damals  noch  niemand  daran 
zweifelte.  In  den  spätem  Einzugsbriefen  tritt  diese  Rück- 
sicht desto  deutlicher  hervor,  je  mehr  sie  schon  hier  und 
da  Zweifeln  ausgesetzt  werden  konnte. 

Einzagsbrief  von  Glattfelden  v.  J.  1526.:  „Das 
ein  yeder,  der  zu  Inen  z iechenn  vnd  by  Inen  hnss- 
hablich  sin  will,  ouch  trib  trat  wunn  vnd  weid 
nutzen  vndhrachenu,  zuovor  soll  gebenn  vnnd  vss- 
richtenn  dryg  Guldin  — da  der  ein  Guldiun  vnserem  vogt 
zu  Eglisow  — zuo  gmeyoer  vnser  statt  banden  verlangen 
vnnd  die  iibrigenn  zwen  guldin  zuo  Irer  gweind  nütz 
behalten  vnd  angelegt  vnd  sunst  vnd  anderer 
gestalt  nit  vertan  werden. 

U.  Man.  v.  5.  März  1600.:  Der  Gmeynd  zu  Höngg  Ist 
der  Articel:  Wen  einer  by  Inen  syn  hus  und  heytn 
verkouffe,  das  er  damit  syn  dorfrecht  verwürkt 
haben  , ebenmessig  wie  gegen  andern  Giueinden  oueb  bc- 
scbechcn  — zugeben  worden. 
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Zu  Mänidorf  wurde  im  Jahr  1601  mit  Rücksicht  auf  das 
„ziuiblich  gineinwerch”  das  Einzugsgeld  erhöht  für  Ange- 
hörige der  Stadt  anf  40  Pfund  für  Eidgenossen  auf  80  Pfund 
für  Landesfremde  unbestimmt:  und  die  Aufnahme  in  das 
Dorfrecht  in  dem  Ein/.ugsbriefe  als  Kaufen  von  „ liuss  vnd 
heim"  dnrgestellt.  Darin  heisst  es  weiter:  „Es  sollen  füro- 
hin  die  Ehrbaren  vnnd  Eltisten  Inn  der  Gmeind 
MencdorfT  zu  den  nuwen  vnnd  ouch  den  übrigen  Insessen 
ein  flyssigs  vfscchen  haben  vnnd  mit  allem  ernst  darob- 
syn,  Das  sy  Ino  Irem  thuon  vorhetrachtlich  vnnd  husslich 
farind.  Dann  oh  glych  einer  ald  mehr  syn  huss  vnnd 
heim  eintweders  durch  yngerissne  vnfäl  — oder  sonst  von 
wegen  liederlichen  husshaltens  allerdings  verkouffen 
müssten,  solle  doch  ein  Gmeind  sich  mit  denselbigeu 
(woueer  sy  Inn  der  Gmeind  blatz  vnnd  herberig 
finden)  billich  lyden,  vnnd  sy  vs s der  Gmeind 
nit  wvsen.  Sölliche  Persohnen  aber  sollent  hiemit  Tr 
gerechtigkeit  Inn  holtz  vnnd  veld  wunn  vnnd 
weid  verwürkt  vnnd  an  der  Gmeind  weder  zuo 
meeren  noch  zuo  mindren  haben,  so  lang  bis  sy 
widerumb  Inn  der  Gmeind  eigen  vnnd  eerh  er  knuf- 
fend ald  vberkhommend  vnnd  das  Inzuggelt  vff 
ein  nüwes  bezalend.” — Woneer  aber  einer  an  ein  ann- 
der  Ort  züchenn  vnnd  daselhs  ein  schirm  ald  dorflrccht 
annentmen  vnd  demnach  wider  by  Innen  ze  sitzen  begereu 
wurde,  Soll  derselbig  den  Intzug  vff  ein  nüws  wider- 
umb erleggen  , ober  sy  Inne  anzenemmen  ald  by  Innen  wonen 
ze  lassen  nit  schuldig  syn."  Bringt  einer  verbeirathete  Sühne 
mit,  werden  selbige  nicht  „ gmeindtsgnossig  ” , sondern  sie 
müssen  , wie  sie  nachher  Eigen  und  Erb  erkaufen , den 
Einzug  bezahlen.  Für  die  unverheiratheteu  Kinder  aber 
soll  der  Vater  Ir  dorffrecht  mit  synem  Intzug 
betzalt  haben." 

Einzugsbrief  von  Regensberg  von  1634:  Dass 
sy  hinfüro  keinem  Hauss  nnd  II e i in l>  by  Ihnen  erkhauf- 
fen  lassiud,  der  ald  dieselbigen  konuind  dan  — genugsamb- 
i ich  anzeigen  vnd  bewysen , dass  er  den  Kaufschilling  zu 
bezahlen  habe.  Wclichcr  dan  solichcm  Statt  gethan,  zu 
Ihnen  ziehen  , seinen  Ilausshabliclieii  Silz  bey  Ihnen  haben 

HlunUrlili  l’i f clil. i-.itli id'l*.  II.  » , 
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und  Ihre  Gerechtigkeiten  nutzen  vud  brachen  will , dersel- 
kig  solle  Ihnen  zuvor  Iozuggelt  vssrichten.  — 

Ordnung  zu  Hegensberg  von  1681 : Es  solle  euch  In  den 
Ilnsshaltungen  , wo  2 ald  3 führer  ohhanden , nur  Einer 
In  die  Gmeind  gehen,  vnd  al wegen  vff  dem  Eltesten 
oder  deintne  der  am  meisten  am  IIuss  hat,  bestehen, 
die  andern  aber  by  Huss  verblyben. 

Hathserk.  v.  16.  Juli  1670.  (St.  M.)  Wegen  der  Gmeind 
Hottingen  ynzuggelts  ward  — erkhenndt : Wann  ein  vatter 
wohar  der  were  , zu  Ihnen  zücht  , vnd  Sohne  die  bereits 
in  der  Ehe  vnd  verhyratet  sind  , mit  sich  brechle , soll  Er 
zwahren  für  dieselben  , so  lang  Sy  by  Ihme  blybend  und 
keinen  eigucn  rauch  füebrend,  den  ynzug  zuo 
bezahlen  nit  schuldig:  dieselben  aber  auch  so  lang 
keine  rechte  Ge  me  i n d t s g n o ss  e n sonder  nur  als 
Knecht  geachtet  syo,  vnd  so  einen  sollichen  hernach 
Eerb  vnd  Eigen  Eerbs  - kouffs  oder  vff  andere  wyss 
ankeme,  derselbe  dann  den  ynzug  glych  wie  syn  vatter 
gethan  zuo  bezahlen  haben.  Für  die  ledigeu  Sohne  aber 
die  ein  vatter  mit  sich  in  die  Gineiod  zuge  , soll  für  eineu 
Jeden  fünft'  Guldin  bezalt  werden , vnd  dieselben  darmit 
yngekaufft  syn.  — liu  fahl  aber  ein  sollicher  das  was  er 
erkoofft  — wider  hinweg  geben  thete , Er  zwahren  in  der 
Gmeind,  wann  Er  vnderschlaufl'  liudt,  wyters  geduldet 
werde,  aber  nützit  ze  mehren  noch  zemiuderenauch 
Clinche  nutzbarkeitnit  zu  geniessenhabe,  biss 
Er  widerumb  Eerb  vud  Eigen  überkommen  , vnd  den  yn- 
zug von  nouwem  , so  Er  gegen  einem  früinbden  verkoufft 
volkommen  , da  Er  aber  einem  Gmeindtsgnossen  ze  kouf- 
fen  gegeben  um  halb  , bezalt  haben  wirt. 

Einzugsbrief  für  R i ch t ers c h w y 1 von  1752.  Ob- 
gleich einer  sein  Hauss  und  Heitnath  von  Unfall  oder  lieder- 
lichen Haushaltens  w>egen  verkauften  müsste  , solle  doch 
eine  Gemeind  sich  mit  demselben  — leiden  und  ihn  nicht  ' 
wegweisen  , ein  sollicher  aber  seine  Gerechtigkeit  in  Holz 
und  Feld  Wann  und  Weid  verwürket  und  in  der  Gemeind 
weder  zu  mindern  noch  zu  mehren  haben  , bis  er  wiede- 
rum daselbst  Erb  und  Eigen  erkauft!  und  das  Einzug-Geld 
auf  ein  neues  wie  hievor  bezahlt  haben  wird. 

Auch  die  Verhältnisse  der  Stadt  Elgg,  weiche  in  dieser 
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Hinsicht  den  Dörfern  näher  stand,  als  den  Städten  Zürich 
und  Winterthur , können  zur  Beleuchtung  dieser  Verhält-* 
nisse  dienen.  Zu  Elgg  besteht  nach  dein  llerrschaftsrechte 
von  1535  die  Gemeinde  aus  den  sänimtlichen  Hausvätern. 
Zwar  kommt  alljährlich  die  ganze  Einwohnerschaft  zum 
Eidschwur  zusammen , aber  nachdem 

der  eyd  vom  herren  , dem  vogt , Rathen , vnd  der  gantzen 
gmeind  geheim  vnd  geschworen  ist,  So  gat  der  her  sampt 
allen  hnsslütenn,  dienstknechten,  sünen  vss  der 
kilchen  , vnnd  hübend  dess  herren  vogt  vnnd  Ratsman  , 
vuud  der  von  Elgüw  dry  Rät  sampt  den  eltisten  huss- 
vättern  in  der  kilchen37). 

Die  Hausväter  sind  die  wahren  Activbiirger , für  jedes 
Haus  einer.  Jede  Haushoistätte  hat  hinwieder  ein  Recht 
auf  ähnliche  Zutheilung  von  Brennholz  und  ausserdem  auch 
Bauholz  für  Reparaturen,-  wie  es  aber  scheint  schon  1532 
nicht  bloss  die  Haushofstätten , sondern  auch  noch  gewisse 
Personen  aus  andern  Gründen37).  Niemand  aber  als  ein 
Burger  darf  eine  Hofstätte  kaufen39).  Die  Aufnahme  neuer 
Bürger  geschieht  gemeinschaftlich  durch  den  Rath  der  Stadt 
und  den  Stadtherrn  und  gegen  ein  Biirgerrechtsgeld.  Es 
wird  aber  nicht  gefordert  , dass  der  Burger  auch  noth- 
wendig  eine  eigene  Hofstälte  besitze:  dann  fehlt  es  ihm 
aber  an  dem  Stimmrechte  und  sein  Bürgerrecht  ist  kein 
Activbiirgcrrecht. 

3T)  Art.  4.  {.  11.  Art.  1.  j.  3.  Art.  2.  5-  1.  (P«»t.  I.  S.  263. 

260  ttttd  261.) 

38)  7.i  srodel  *.  1549  : „Alle  Hof  stallen  in  de«  Fleckens  lirabet» 
und  Friedkreis  gelegen  utid  einem  Herrn  Hofstattgeld  /innen  , dtn>n  sind  die 
>ott  Elggau  ziemliche  Zimmerst« uer  zu  ihren  nothweudigeu  Bauten  , auch 
wenn  iimu  Brennholz  au.sgibt  ans  des  Fleckeus  Holzern  zu  geben  schuldig." 

Oeifnuog  des  Fleckens  Elgg  von  1532  : „Kein  dass  der  Vogt  und  die 
4 Haie  iui  Jar  einmal,  wie  der  Altvordern  Brauch  war,  allen  Hofslat* 
teil  und  dem  man  schuldig  ist  zu  gehen,  auf  einen  lag  das  brenn- 
holz  gehen  sollen.  Item  so  iegiicheui  , dem  man  von  Bürgerrecht  von 
der  Hofstatt  oder  sonst  Brennholz  zu  geben  schuldig  ist  von  vogt  und 
Kathen  ausgelheilt  gezeichnet  und  gegeben  isl.  — Item  ob  ein  Burger 
oder  dem  man  zum  bauen  Zimmerholz  /o  geben  schuldig  ist 
u.  s.  f." 

39,  Herrscbaftsrecbt  Art.  53.  2.  Spruchbriefe  von  1596  u.  1641. 
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Ueberschen  wir  nochmals  dieses  ganze  Material,  wel- 
ches sieh  sehr  leicht  noch  vermehren  Hesse , so  werden  wir 
folgende  Resultate  gewinnen : 

1)  Das  Bürgerrecht  in  der  Gemeinde  und  das 
Recht  auf  die  Atmende  waren  beide  von  Anfang  an 
nothwendig  verbunden  mit  dem  Besitze  eines  Hauses  zu 
Eigen  oder  Erb.  Jene  politischen  und  privatrechtlichen 
Befugnisse  waren  damals  grossentheils  ungetrennt  beisam- 
men , und  beide  erschienen  noch  als  Folge  des  Besitzes  am 
Sondergut.  Wurde  dieses  aufgegeben  , so  fielen  auch  jene 
von  selbst  weg40). 

2)  Die  Kinder  der  Bürger,  welche  kein  eigenes  Haus 
bcsassen,  wurden  von  dem  Hausvater,  die  sämmllichcn 
Hausbewohner  von  dem  Hausherrn  vertreten.  In 
einem  weitern  Sinne  waren  auch  sie  Bürger,  aber  ihr 
Bürgerrecht  war  ähnlich  wie  noch  jetzt  das  Bürgerrecht  der 
Frauen  und  Kinder  ohne  Stimmrecht  in  der  Gemeinde  und 
ohne  Genuss  der  Almende.  Es  war  mehr  ein  ruhendes  als 
ein  lhätiges. 

3)  Durch  die  E inzu  gs  h riefe  wurde  diese  Verbin- 
dung noch  ausdrücklich  anerkannt,  aber  zugleich  die  Mög- 
lichkeit gegeben,  in  dieser  neuen  B ii  rgera  ufna  h me 
eine  Form  zu  Anden,  welche  sich  ausdehnen  Hess  auf  neue 
Ankömmlinge  , die  nicht  sofort  Hofstätten  und  somit  auch 
zunächst  kein  Recht  auT  die  Ahnende  erwarben,  wie  diess 
z.  B.  in  Elgg  geschah. 

Seit  cs  nun  an  manchen  Orten  aufkam , die  Hofstätten 
der  Zahl  nach  zu  beschränken  und  mit  ihnen  die  Gerech- 
tigkeiten in  Holz  und  Feld  , wovon  wir  später  noch  Bei- 
spiele Anden  werden,  war  es  nun  schon  möglich,  das  po- 
litische Bürgerrecht,  das  Stimmrecht  in  der  Gemeinde 
auch  solchen  Bürgern  zu  gewähren,  welche  neue  Häuser 
bauten  , und  Ankömmlingen  , welche  neue  Häuser  kauften 
und  den  Einzug  bezahlten  , ohne  ihnen  desshalb  die  Dorf- 


40)  Vergl.  auch  Riittiniann  ein  Btilrag  *u  der  Lehre  too  den  ftogrn. 
Dorfgerechligkeilen  in  der  Mon.  Chr.  V.  $.  213  ff. 
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gerechtigkeit  in  Feld  und  Wald  zu  gestatten.  Man  konnte 
dannzumal  unterscheiden  zwischen  Sachen  , welche  bloss 
die  Ahnende  betrafen,  und  Sachen,  welche  das  ganze  Dorf 
und  dessen  öffentliche  Bedürfnisse  angingen.  Jene  kamen 
nur  vor  die  Gemeinden  der  echten  Genossen,  die  alte 
vollberechtigte  Hofstatten  bcsassen.  Zu  diesen  konnten  nun 
auch  die  übrigen  Hauserbesitzer  zugezogen  und  auch  ihnen 
Stimmrecht  eingeraumt  werden.  So  haben  wir  nun  bereits 
zwei  Gemeinden  nebeneinander,  die  eine  auf  die  Gerech- 
tigkeitsinhaber beschrankt,  die  andere  auf  alle  Haus- 
väter ausgedehnt.  In  diesem  Gegensätze  hatte  jene  wie- 
der einen  mehr  pr  i va  tree  h tlicheu , diese  mehr  einen 
öffentlichen  Charakter. 

Ein  weiterer  Schritt  führte  dann  dahin , dass  man  in 
die  Versammlung  der  Gemeinde  auch  den  übrigen 
Vorstehern  einer  Familie,  wenn  sie  auch  nicht  ein  ganzes 
Haus  besassen,  sondern  nur  einen  eigenen  Bauch  führ- 
ten*"), den  Zutritt  verstattete,  ja  selbst  jüngere  Bürger 
zuiiess,  die  überall  kein  Besitzthum  hatten,  diess  letztere 
freilich  selbst  im  achtzehnten  Jahrhunderte  nur  selten.  Die 
Mothwcndigkeit , Steuern  auf  alle  Familien  zu  verlegen, 
musste  mancherlei  Modificationen  des  alten  Hechtes  nach  sich 
ziehen;  denn  wer  beitragen  musste , machte  auch  Anspruch 
darauf,  zu  der  Verwendung  mit  zu  reden.  So  war  die 
Möglichkeit  einer  ßiirgergemcinde  anschaulich  geworden , 
deren  Glieder  nicht  alle  oder  doch  nicht  in  gleicher  Weise 
mehr  Hechte  auf  die  Ahnende  besassen.  Das  Bürger- 
recht erschien  nun  schon  als  ein  rein  politisches  Hecht 
losgcbunden  von  dein  Besitze  gewisser  vollberechtigter 
Hofstätten. 

Die  Hevolution  loste  das  Bürgerrecht  nun  auch  noch 
ab  von  jeder  Verbindung  init  Grundbesitz,  und  fasste  das- 


41)  In  d«r  «Kern  Zeit  war  der  Aufdruck  : einen  eigenen  Ranch  ftihren 
ganz  gleichbedeutend  mit  dem  Au.%drnek  , eine  Hofslatte  besitzen  ; denn  in 
jeder  Hütte  gab  es  nur  Einen  Heerd.  In  d<  r Folge  aber  kommen  häutig  meh- 
rere Heerde  und  mehrere  Wohnungen  in  Einem  Hause  vor. 
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selbe  der  modernen  Entwicklung  huldigend  als  ein  der 
Person  als  solcher  zugehöriges  politisches  Hecht  auf. 
Die  einzelnen  Personen  hatten  durch  die  grosse  Umwäl- 
zung der  öffentlichen  Zustande  für  alle  Staatscinrichtungen 
eine  ganz  andere  Bedeutung  erlangt,  als  zuvor.  Persön- 
liche Freiheit  und  persönliche  Gleichheit  waren  die  Lo- 
sungsworte, welche  die  europäischen  Völker  aufregten;  der 
Unterschied  der  Stände  schien  sich  nicht  mehr  zu  vereinigen 
mit  der  persönlichen  Würde  des  Menschen;  der  Besitz  an 
Boden  galt  für  gleichgültig  in  den  Verhältnissen  zum  Staate  ; 
der  Einfluss  dieses  Besitzes  auf  politische  Befugnisse  war 
als  Rest  aus  der  Feudalzcit  verhasst:  die  Theorien  basir- 
ten  den  Staat  auf  den  freien  Willen  zusammen  tretender  In- 
dividuen , und  dieser  Wille  ging  immer  nur  von  der  Per- 
son nicht  von  dem  Grundstücke  aus;  die  Entwicklung  aller 
individuellen  Kräfte  der  Einzelnen  wurde  als  das  höchte 
Ziel  der  menschlichen  Bestrebungen  aufgefasst;  was  sie 
hemmte  oder  zu  hemmen  schien , sollte  weggeräumt  wer- 
den. Was  war  bei  dieser  allgemeinen  Tendenz  der  Zeit 
natürlicher,  als  dass  überall-,  zumal  in  allen  staatlichen  Ver- 
bindungen und  Instituten,  das  persönliche  Element 
siegreich  hervor  trat  ? W'er  wird  sich  darüber  wundern  , 
wenn  auch  die  Bürgerschaften  einen  rein  persönlichen 
Charakter  annahinen?  Waren  sic  cs  doch  in  den  Städten 
lange  schon  vor  der  Revolution  geworden. 

Wie  aber  das  wirkliche  Leben  von  einseitigen  Theo- 
rien sich  freier  zu  erhalten  weiss,  als  man  gewöhnlich 
meint,  so  auch  hier.  Wenn  gleich  die  herrschende  Theorie 
über  die  Persönlichkeit  der  einzelnen  Menschen  die  Per- 
sönlichkeit des  ganzen  Staates  als  eines  Ganzen  übersah 
und  verkannte , so  behielt  doch  auch  der  Staat  ein  eigen- 
thümliches  Wesen  und  Leben,  eine  Persönlichkeit  bei. 
Und  während  die  Theorie  auch  bei  uns  sogar  in  die  Ge- 
setzgebung49) sich  einzuschleichen  wusste  und  vorgab,  nur 


42)  Man  vergl.  du  Gesetz  der  helret.  Rfpnblik  »,  13.  Hornung  1799. 
über  die  Bürgerrechte,  im  TaghUtt  II.  S.  3 1 S. 
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Bürger  aber  keine  Bürgerschaften , nur  Einzelne  aber  keine 
Gemeinden  mehr  zu  dulden , so  erhielten  sich  doch  auch 
diese  Gesammtheiten  in  ihrer  Persönlichkeit.  Wie  konnte 
es  anders  sein,  da  gerade  die  Entwicklung  der  Gemeinden 
als  einheitlicher  Wesen  seit  Jahrhunderten  vorbereitet 
und  im  Wachsthum  begriffen  war , als  die  Revolution 
einbrach  ? 

Wir  finden  nun  in  der  Schlusspcriode  überall  bürger- 
liche Gemeinden  anerkannt,  in  welchen  nicht  mehr  bloss 
die  Besitzer  von  Hausern,  sondern  alle  männlichen  und 
entweder  durch  ihre  Abstammung  oder  durch  neue  Auf- 
nahme in  das  Bürgerrecht  in  den  Bür gerverband  ein- 
gcschlossencn  Personen  als  gleichberechtigte 
Glieder  erscheinen.  In  der  Regel  besitzen  diese  Gemein- 
den Vermögen,  häufig  haben  sie  sogar  die  Atmende  oder 
doch  einen  Theii  derselben  gerettet.  Auf  diese  nun  dürfen 
wir  jenen  alten  Begriff  der  Genossenschaften  nicht  mehr 
anwenden.  Da  sich  die  Gemeinden  im  Sinne  der  Einheit 
ausgebildct  haben , so  kömmt  ihnen  nunmehr  allerdings  der 
Charakter  der  römischen  Universitas  wenigstens  sehr  viel 
mehr  zu  als  früher.  Das  Vermögen  gehört  der  Gemeinde 
als  einem  einzigen  Rechtssubjecte , es  gehört  nicht  den  ein- 
zelnen Bürgern  als  vielen  Subjecten.  Indem  das  Bürger- 
recht abgelöst  ist  von  dein  Besitze  an  Grundeigenthum  , 
so  haben  die  privatrcchllichen  Schicksale  dieses  letztem,  die 
Vcräusserungen  und  Vererbungen  desselben  auch  auf  den 
Bestand  der  Bürgerschaft  selbst  keinen  Einfluss  mehr  , und 
was  immer  für  Veränderungen  vor  sich  gehen  mit  den  ein- 
zelnen Bürgern,  ob  sic  sich  der  Zahl  nach  vermehren  oder 
vermindern  , ist  für  die  immer  gleiche  Bürgerschaft  als 
Bechtssubject  gleichgültig. 

Nur  insofern  wirken  die  frühem  Verhältnisse  noch  fort 
uud  kommt  es  auch  noch  auf  die  Persönlichkeit  der  Glie- 
der an;  als  der  Staat  die  Bürgerschaften  in  ihrem  wesent- 
lichen Bestände  anzuerkennen  hat  und  es  eine  Verletzung 
des  Rechtes  wäre,  wenn  er  willkührlich  und  gegen  ihren 
Willen  mit  den  bestehenden  Bürgerschaften  andere  Com- 
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plexe  von  Personen,  z.  B.  andere  Bürgerschaften  oder  die 
Masse  der  Ansassen  vereinigte.  Denn  so  wenig  diese  Ge- 
meinden ein  blosses  Erzeugnis«  des  Staates  sind , so  wenig 
kann  dieser  sie  beliebig  umwandcln  oder  beseitigen.  Und 
wenn  schon  zugegeben  werden  muss , dass  diese  Corpora- 
tionen , welche  eine  öffentliche  Bestimmung  haben  und  mit 
eingreifen  in  den  Staatsorganismus  einer  besondern  Aufsicht 
des  Staates  bedürfen  , so  haben  sie  doch  hinwieder  ihre 
eigene  Persönlichkeit , welche  von  dem  Staate  zu  achten 
ist , wie  die  Persönlichkeit  der  einzelnen  Bürger. 

Wurde  nun  die  Gemeinde  als  eine  öffentliche  Person 
Eigenthümer  des  Gemeindegutes  , so  machte  sich  nun  immer 
mehr  auch  die  Bestimmung  des  Gemeindegutes  zu  öffent- 
lichen Zwecken  geltend:  und  insofern  kann  man  sagen, 
dass  das  Gemeindegut  immer  mehr  den  Charakter  eines 
öffentlichen  Gutes  annehme  und  anzunehmen  habe: 
eines  öffentlichen  Gutes,  darum  aber  durchaus  nicht  eines 
Staatsgutes,  auch  nicht  eines  mittelbaren  Staatsgutes: 
eines  öffentlichen  Gutes  im  Sinne  der  Gemeinde  und  ihrer 
Bedürfnisse , für  Policei  , Schulen , Armenunterstützung 
u.  s.  f. , und  im  Gegensätze  zur  Privatbenutzung  durch 
die  einzelnen  Bürger43).  Freilich  konnten  und  können  die 
Privatnutzungen  besonders  der  Ahnende  durch  Einzelne 
nicht  so  leicht  beseitigt  werden.  Wo  sie  aber  gegenüber 
der  Gemeinde  als  Eigcathiimer , sei  es  den  sämmtlichen 
Bürgern  oder  den  Hausvätern  oder  eigenthiimlichen  Genos- 
senschaften noch  zustehen , da  sind  nunmehr  diese  Berech- 
tigten als  Dritte  von  der  Gemeinde  zu  unterscheidende  Per- 
sonen , als  verschiedene  Rechtssubjecte  zu  betrachten;  und 
nicht  mehr  wie  in  den  ursprünglichen  Verhältnissen  als  mit 
der  Gemeinde  zusammen  fallend,  und  nur  ein  anderes  in 
dieser  liegendes  Element  mehr  hervorkehrend.  Diese  Drit- 
ten können  nun  entweder  ein  rein  persönliches  Recht 

43;  Das  Gcs«U  Uber  die  Geineindenulzungen  y.  3.  Jnli  1S3S.  §.  I spricht 
sich  darüber  so  aus:  „Die  Geineiixlegüler  sind  ausschliessliches  Eigenthum 

der  BUrgergemeinde.  Sie  sind  zunächst  bestimmt , die  öffentlichen  Bedürfnisse 
des  Otles  und  der  Gemeinde  za  befriedigen. 
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haben  auf  gewisse  Nutzungen,  so  dass  sie  wie  Gläubiger, 
die  Gemeinde  wie  ibr  Schuldner  erscheint,  oder  ein  rein 
dingliches  (servitutenartiges),  durch  welches  das  Eigen- 
tum der  Gemeinde  beschränkt  wird,  indem  ihr  gewisse 
Nutzungen  entzogen  und  als  besondere  Rechte  auf  Dritte 
übertragen  sind,  wobei  man  sich  nur  nicht  durch  die  rö- 
mische Lehre  von  Personal-  und  Realservituten  verwirren 
lassen  darf,  oder  endlich  inehr  in  Form  und  nach  Analo- 
gie der  Reallasten,  insofern  der  Eigentümer  der  Al- 
meode zu  gewissen  Abgaben  des  Ertrages  an  Dritte  ver- 
pflichtet ist,  und  diese  Verpflichtung  auf  dem  Boden  haftet. 
Alle  diese  verschiedenen  Formen  sind  möglich  und  cs  kommen 
auch  alle  in  mancherlei  Anwendungen  vor.  Gemeinsam 
aber  ist  ihnen  allen  der  jetzt  deutlich  gewordene  Gegensatz 
zwischen  dem  Eigenthümer  und  den  nutzenden  Per- 
sonen. 

$.  II.  C.  Gerechtigkeiten  und  Genossenschaften. 

Dem  Trieb  zu  einheitlicher  Gemeindebildung  in  öffent- 
lichem Sinne  setzte  sich  das  gefährdete  Privatinte- 
rcsse  der  einzelnen  Genoss  en  entgegen.  Wurde  man 
sich  auf  der  einen  Seite  mehr  der  staatlichen  Bedeutung 
und  Bestimmung  der  Gemeinden  bewusst,  so  trat  in  glei- 
chem Masse  auch  der  Vortheil,  welcher  bisher  den  ein- 
zelnen Hausvätern  von  der  Ahnende  zugefallen  war,  den 
Bctheiligtcn  lebendiger  vor  die  Augen.  Und  wurde  die 
erstere  Richtung  im  Sinne  der  Einheit  immer  entschiedener 
verfolgt,  so  machte  sich  auch  die  entgegengesetzte  im  Sinne 
der  Vielheit  um  so  bestimmter  geltend.  Die  gleichen  Per- 
sonen konnten  zugleich  nach  beiden  Richtungen  hin  zur 
Trennung  wirken:  denn  indem  sie  die  eine  anerkannten  und 
ihr  eine  gewisse  Macht  cinräumten , dachten  sie  zu- 
gleich , ihre  Privatansprüche  desto  fester  zu  stellen  tind  zu 
sichern,  und  diese  fixirend  waren  sic  hinwieder  genöthigt, 
der  ausser  ihrem  abgeschlossenen  Kreise  sich  mehrenden 
Gemeinde  auch  einen  Spielraum  zu  verschaffen. 

Vor  allem  kommt  nun  hier  in  Betracht  die  Bcsehrän- 
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kung  der  Antheilhaber  an  der  Almende  der  Zahl  nach. 
Dadurch  wurde  freilich  dem  ursprünglichen  Sinne  der  altern 
Verordnungen  dieser  Art  gemäss  nicht  bloss  die  Genossen- 
schaft, sondern  auch  das  active  Bürgerrecht  beschränkt, 
aber  wie  diese  Fixirung  offenbar  nur  aus  Rücksichten  auf 
Privatvortheil  und  Privatrecht  entstanden  war,  so  konnte 
sie  auf  die  Dauer  auch  die  einem  andern  Impulse  folgende 
Ausdehnung  der  Gemeinde  nicht  hemmen,  sondern  musste 
sic  vielmehr  fördern. 

Einige  Beispiele  werden  zugleich  zeigen  , in  welcher 
Weise  diese  Abschiicssung  geschah  uud  was  für  eine  Be- 
deutung sie  hatte. 

Nach  einer  Urkunde  von  Plingslen  1586  bekennen  : „Wir 
Hans  ßillitcr  Uodervogt  und  Einn  ganze  Gmeind  zu  Man- 
nidorff,  — als  wir  Inn  Gmeindswyss  by  Einn  Anderen 
versampt  genössen  und  für  uns  genommen , wie  dass  in 
unserer  Gineindt  jetzt  In  verrugkter  Zitt  so  vill  der 
Nüwen  II ii seren  (da  vorhin  nie  keines  gestan- 
den) gebouwen  worden  und  dardurch  dem  Gmein- 
wärch  (verdorben  aus  Gemeine  Mark  oder  Mark)  Ein  gros- 
sen schaden  und  abbruch  bescbächen  ; — sind  Einns  wor- 
den — : dass  nun  hinfüro  niemermeer  keiner  kein  Neuw 
Hu ss  me  Inn  unnseren  Gineindt  Bouwe,  Es  syge 
dann  sach  , dass  vormalen  onch  Eyn  Muss  daa  gestannden, 
und  Ein  Alte  II us  hofstatt  — gsyn  syge.  — Wo  aber 
etwan  ßrüderen  von  einanderen  Theiltind  , so  mag  dan 
auch  einer  wohl  ein  Hauss  auf  seine  Güter  bauen."  — Als 
Grund,  aus  dem  Neubauten  verboten  wurden  , ist  ausdrück- 
lich — der  Schaden  der  Ahnende  bezeichnet;  genauer  ge- 
redet, war  es  aber  nur  die  Verminderung  des  Nutzens, 
den  die  andern  Häuserbcsitzer  aus  der  Atmende  zogen. 
Dieses  beachtete  dann  auch  der  Rath , indem  er  1608  in 
einem  Processe  zwischen  der  Gemeinde  Mänidorf  und  einem 
dortigen  Küfer , den  das  Bedürfnis!  zu  einer  Neubaute 
zwang  , demselben  die  Erlaubnis!  zu  bauen  ungeachtet  jener 
Verordnung  verstattete,  mit  der  Beschränkung  jedoch,  dass : „er 
noch  syne  nach  komm  ende  besitzer  des  selbigen 
darnacher  an  der  vnseren  von  Mänedorff  ge- 
rn e i n in  e r c h Inn  holtz  vnnd  veld  (alle  diewyl  er  sich 
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mit  Inen  des* wegen  nit  verglycht)  keinen  teyl  haben 
s oll. 

Zn  Elgg  wurde  ebenfalls,  wie  es  scheint,  im  sechs- 
zehnten Jahrhunderte  die  Zahl  der  eigentlichen  Hofstätten 
mit  vollem  Rechte  auf  die  bisherigen  beschränkt , und  wenn 
neue  Hänser  erbaut  wurden,  so  liesssich  der  dortige  Rath  von 
den  Eigentümern  Urkunden  ausstellen , dass  sie  anerken- 
nen, Tür  diese  Häuser  auf  kein  Brenn  - oder  Bauholz  An- 
spruch zu  haben , wesshalh  denn  auch  ihre  Gebäude  nie 
Hofstatten  heissen  sollen. 

Ferner  erkannte  der  Rath  von  Zürich  162t , es  solle 
zu  Fällanden  keine  haushäbliche  Wohnung  auf  einen 
Platz  erbaut  werden  dürfen  woselbst  zuvor  noch  keine  ge- 
wesen **). 

Zu  Egg  wurde  es  einem  , welcher  seine  Häuser  ver- 
kauft hatte,  nicht  gestattet,  ein  neues  zu  bauen.  Der  Rath 
von  Zürich  , an  welchen  die  Sache  kam  , urteilte  im  Jahr 
1627  : „Er  solle  sich  um  ein  ander  und  Erbauen  Haus*  in 
dieser  tieineide  Hinsehen  : auch  wird  er  noch  jemand  ander 
ein  Neu  Haus  Bauwen  mögen*5).’’ 

Für  Nänikon  bestimmte  der  Rath  1679  , es  sollen  künftig 
ohne  höchste  und  ohnenthährliche  nothwendigkeit  keine 
neue  Häuser  mehr  gehauen  werden  ; „wer  aber  also  eines 
bauwt,  der  soll  zwaren  von  der  Gemeind  die  in  der  vrtel 
von  1674  bestimmte  2 Klafter  Holz  jährlich  zu  emp- 
fangen haben;  beynebend  aber  des  Gemeindwerks  in 
Holz  und  Feld  nicht  genoss  sein,  Er  bezalle  dann 
der  Geuieiud  100  Pfund  gelds  für  den  Einzug w).” 

Einen  Gegensatz  gegen  diese  neuern  Bestimmungen, 
deren  Zweck  es  ist,  die  Eigentümer  von  Neubauten  von 
dem  Genüsse  der  Almende  auszuscblicsscn , bilden  einige 
Bestimmungen  des  liegen  sberger  Herrschaftsrech- 
tes von  1538,  die  vielmehr  Neubauten  durch  bisherige 
Dorfleute  begünstigen  und  die  Zahl  der  vollberechtigten 
Häuser  zu  mehren  oder  wenigstens  immer  vollzählig  zu 
erhalten  suchen. 


41)  U n I.  Man.  v.  12.  Har/.  16?!. 

45)  ünt.  Man.  t.  17.  i.  24.  Febr.  1627. 

46)  Uni.  Man.  f.  i.  Ftbr.  1679. 
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Art.  71.  Eyner  der  jnn  eynem  dorff  die  dorff  gcrechtigkeyt 
hat,  Mannglet  derselb  eyner  hofTstatt,  vnnd  die  behussen  will 
So  mag  er  eyn  Eehnffslalt  jm  dorfT  mit  Recht  anfallen,  vnnd 
soll  jin  das  Recht  beholfl'en  sin  , das  jm  die  hofstatt  geliehen 
vverd , vmb  evn  zymlirhen  zynn* , vnnd  jm  gegönnt  werde 
daruf  zehussen , dieselbig  hofTstatt  soll  er  dann  hehnssen 
mit  eynem  huss  das  der  lioflstatt  gemess  syge , vnnd  soll 
yetlich  dorfT  eynem  holtz  daran  vnnd  dnrzu  geben , wie 
.desselben  dorffs  hruch  vnnd  gwonheyt  jst , wolt  aber  den, 
so  die  hofl’statt  jst , vnnd  das  dorff  besorgen  , er  wurd  den 
hnw  nit  mögen  zu  ennd  brynngeu  , Sonnder  das  er  wurd 
das  holtz  vnnd  hoflstatt  wüsten,  So  habenud  sy  jn  vorhin 
vmb  eyn  troslnng  zenölen. 

Wellicliem  aber  eyn  bolTslatt  angefallen  wnrd  , so  er 
dann  jnn  willen  jst  dieselbs  innerthalb  jars  frisl  zebehusen. 
So  soll  jnn  der  annder  vngesumpt  lassen  , wellicher  sich 
aber  vermess  sin  lioflstatt  junert  jarsfrisl  zebehusen,  vnnd 
die  damit  eynem  annderen  vorhielt  , So  derselb  dann  jn- 
nert  dem  jar  die  hoftstalt  nit  behussete  , So  ist  er  mynen 
berren  zechen  pfund  zebnss  verfallen,  wie  daruor  vnnder 
den  hussen  gemeldet  jst. 

Art.  7 ‘2.  Wenn  aber  eyner  jnn  eynem  dorfThus  vnnd  lioflstatt 
verbot! fl'tc  , vnnd  demiiacb  eynem  annderen  sin  hofTstatt 
wölte  anfallen,  vnnd  vss  der  Oemeynd  höltzeren  behusen, 
so  soll  man  jm  weder  hoflstatt  noch  holtz  schuldig  sin  , 
vnnd  soll  hierinn  alle  gefherd  vssgeschlossen  sin. 

Wenn  aber  Briidereu  vnnd  friind  von  eynannder  teylent 
welcher  dann  an  eynem  Orth  dorflinan  jst  , der  hehussung 
vnnd  hofTstatt  mannglet,  der  mag  eyn  hoflstatt  mit  Recht 
aufallen,  vnnd  die  behusen  wie  vorstat. 

Diess  Anfällen  einer  fremden  Ilofstatle , um  dieselbe  zu 
behausen  , d.  h.  um  darauf  ein  Haus  zu  bauen , erscheint 
nun  freilieh  in  einer  etwas  rh'tliselhaflen  Gestalt.  Man 
kann  zweifeln,  ob  darunter  auch  solche  Hofstatten  verstan- 
den werden,  auf  denen  bereits  eine  Wohnung  steht  aber 
noch  Raum  ist  für  eine  zweite , oder  ob  bloss  solche  ge- 
meint sind,  welche  unbehauset  stehen.  Das  Letzcre  ist  in- 
dessen doch  viel  wahrscheinlicher;  denn  es  wird  doch  im- 
mer eine  Saumniss  des  Eigenthiiincrs  vorausgesetzt,  der 
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den  anfallenden  abweisen  kann,  wenn  er  selbst  die  Hof- 
statte binnen  Jahresfrist  behaust  und  iiberdem  Hesse  sich 
ein  solches  Anfallsrccht  auf  fremden  Boden  kaum  irgend- 
wie rechtfertigen,  und  würde  auch  zu  ausgedehnte  Gren- 
zen haben , wenn  jeder  noch  zu  überbauende  Theil  einer 
Hofstatte  zum  Gegenstände  derselben  gemacht  werden  könnte. 
Immerhin  musste  aber,  um  auch  nur  jenes  Institut  zu  er- 
klären, eine  Verminderung  der  Bevölkerung  und  die  Mög- 
lichkeit vieler  leerstehender  Hofstätten  vorausgesetzt  werden. 

Eine  andere  Quelle  der  Trennung  zwischen  Genossen- 
schaft und  Gemeinde  , die  in  hohem  Alterthume  entspringt, 
und  Vieles  erklärt,  ist  in  dem  Bestehen  von  einzelnen, 
nur  einen  Theil  des  Dorfbannes  heschl agenden 
Grundherrschaften  zu  finden. 

Die  Waldung  und  Weide,  welche  einem  Grundherren, 
gewöhnlich  einem  Kloster  oder  einem  Edelmann,  zuge- 
hörte , wurde  von  seinen  Hofhörigen  je  nach  dem  ihnen 
vertheilten  Grundbesitze  und  Wohnrechte  benutzt.  Gab 
es  nun  ausser  dieser  ebenfalls  dem  gemeinen  Gebrauche  hin- 
gegebenen  Waldung  und  Weide  noch  eine  andere  Almende 
des  Dorfes,  und  fielen  die  Hofhörigen  und  die  Dorfgenos- 
sen nicht  zusammen,  waren  die  Ansprüche  jener  und  die 
Rechte  dieser  verschieden,  so  war  eine  Trennung  schon 
gegeben  ; denn  nur  selten  gelang  es  der  anwachsenden  Dorf- 
gemeinde auch  solche  gemeine  Güter  in  ihren  Kreis  hinein 
zu  ziehen. 

In  sehr  vielen  Fällen  ging  das  Eigenthum  an  jener  Al- 
inendc  von  dem  Grundherrn  über  auf  die  Hofhörigen,  na- 
mentlich fast  immer,  wenn  das  Grundeigenthum  einzelnen 
Edelleutcn  zugestanden  hatte.  Oder,  wo  der  Grundherr 
das  Eigenthum  festhaltcn  konnte , erwarben  doch  die  Hof- 
hörigen so  feste  und  erblich  gesicherte  Rechte  auf  den 
Genuss  daran,  und  wussten  diese  Rechte  so  auszudehnen, 
dass  zuletzt  nicht  viel  mehr  als  der  Schein  des  Eigenthums 
zurückblieb  und  doch  am  Ende  immer  ein  Loskauf  dieses 
Scheines  oder  eine  Theilung  der  Almende  als  letztes  Re- 
sultat bevorstand.  Diese  ganze  Entwicklung  war  aber  — 
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unter  beiden  Voraussetzungen  — eine  rein  privatrecht- 
liehe  von  der  Entwicklung  der  politischen  Gemeinde  ver- 
schiedene. Es  mussten  sich  daher  hier  immer  Gerechtig- 
keiten und  Genossenschaften  bilden,  sei  es  nun,  dass 
diesen  das  Eigenthum  an  der  Waldung  zufiel,  oder  dass 
sie  nur  sehr  ausgedehnte  erbliche  Nutzungsrechte  erwarben. 
Der  Eintritt  in  die  Gemeinde  war  noch  nicht  auch  Eintritt 
in  diese  Genossenschaft : wie  aber  dort  Einzugsgelder  auf- 
kamen, so  auch  in  der  spätem  Zeit  hier:  und  so  musste, 
wer  in  die  beiden  Verbindungen  ausgenommen  werden 
wollte,  auch  zwiefaches  Einzugsgeld  bezahlen.  Eine  Ein- 
richtung, welche  auch  da  aufkommen  konnte,  wo  man  aus 
andern  Gründen  anfing,  Gemeinde  und  Genossenschaft, 
Gemeindegut  und  Gcrechtigkeitsgut  aus  einander 
zu  halten.  So  wird  z.  B.  in  dem  Einzugsbriefe  von  Mä- 
nidorf  von  1637  schon  eines  Brauches  erwähnt,  ausserdem 
Einzug  in  die  Gemeinde,  welcher  doch  auch  das  Recht  auf 
die  Ahnende  verlieh,  noch  einen  Einzug  iu  das  „gemeine 
Gut”  oder  die  „Gemeindegerechtigkeit”  zu  fordern,  wor- 
aus folgt,  dass  damals  schon  von  dem  wahren  Gemeinde- 
gut ein  Gercchtigkeitsfond  unterschieden  wurde. 

Merkwürdig  für  die  Geschichte  dieser  Trennung  der 
beiden  Institute  ist  das  Verhältnis  der  sogenannten  untern 
Wacht  zu  Stäfa  zu  den  dortigen  Holzgenossen.  Auch  in 
Sta'fa  waren  ursprünglich  Holzgenossen  und  Gemeinde  eines 
und  dasselbe.  Schon  vor  dem  Jahre  168S  aber  wurde  der 
Genuss  an  der  gemeinen  Waldung  auf  eine  fixirte  Zahl  von 
105  Hofstatten  beschränkt,  so  dass  sich  innerhalb  der  Ge- 
meinde ein  Gegensatz  zu  bilden  anfing  zwischen  den  105 
Holzgenossen  und  den  sogenannten  Ausgenossen.  Streitigkei- 
ten der  einen  mit  den  andern , deren  Veranlassung  eben  in  die- 
sem zwiespältigen  Verhältnisse  lag,  bewirkten  im  Jahr  1688 
eine  förmliche  Trennung.  Jeder  Theil,  die  105  Holzgenossen 
und  die  „Gemeindsgenossen”  (Holz-  und  Ausgenossen) 
sollte  in  Zukunft  einen  eigenen  Seckelincister  haben.  Damit 
aber  die  ncugebildete  reine  Gemeinde,  aus  der  nun  das 
privalrechtliche  Element  der  Holzgcnossen  ausgeschieden 
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war  , auch  von  Anfang  an  ein  eigenthümliches  Vermögen 
erhalte  und  nicht  dieses  ganz  den  Holzgenossen  folge,  so 
mussten  die  Holzgenossen  der  neuen  Gemeinde  den  dritten 
Thcil  ihres  Capitalgutes  abtreten,  behielten  aber  die  Wal- 
düngen  und  das  Gemeindebaus  für  sich , letzteres  jedoch 
mit  der  Verpflichtung,  es  auch  dem  Gebrauche  der  „ge- 
sammten  Gemeindsgenossen”  offen  zu  halten.  Um  in  die 
Holzgenossenschaft  aufgenommen  zu  werden,  musste  ihr 
ein  besonderer  Einzug  bezahlt  werden  ; wer  Mitglied  der 
Gemeinde  werden  wollte,  hatte  an  diese  einen  Einzug  zu 
entrichten.  Die  Holzgenossen  hatten  ihre  Armen  selbst  zu 
erhalten  , wie  sie  dann  auch  fast  alles  Vermögen,  zumal 
das  unbewegliche  Gut , besassen  ; verkaufte  aber  einer  seine 
Gerechtigkeit  und  trat  er  so  aus  der  Holzgenossenchaft  her- 
aus, so  fiel  dann  sein  Unterhalt  der  Gemeinde  zur  Last. 

Die  neue  ausgesteuerte  Civilgeineinde  der  untern  Wacht 
konnte  nun  aber  ökonomisch  sich  nicht  halten;  das  Haupt- 
verinögen,  in  Liegenschaften  bestehend,  hatte  als  reines  Ge- 
rechtigkeitsgut eine  bloss  privatrecbtliche  Bestimmung  er- 
halten, und  war  der  Gemeinde  und  ihren  öffentlichen  Be- 
dürfnissen entdrückt  worden.  Daher  wurde  das  bereits  ge- 
trennte Vermögen  schon  1694  von  neuem  vereinigt,  die 
ursprünglich  gedoppelte  Bestimmung  desselben  wieder  in 
der  neuen  Vereinigung  anerkannt  und  das  alte  Recht  wesent- 
lich wieder  bergestellt.  Ebenso  wurden  die  getrennten  Sub- 
jecte  wieder  vereinigt,  so  jedoch,  dass  innerhalb  der  neuen 
Gemeinde  von  neuem  und  eher  noch  bestimmter  als  früher 
die  Getrenntheit  der  Ausgenossen  und  103  Holzgenossen 
sich  darstellte.  Wie  konnte  diess  anders  sein,  nachdem 
beide  sich  schon  als  ganz  und  gar  gesonderte  Gesammthci- 
ten  bewusst  geworden  waren.  Ungeachtet  der  Vereini- 
gung in  Eine  Gemeinde,  erhielten  daher  die  Holzgenossen 
wie  eigcnthümlicbe  Rechte  so  auch  eigenthiimliche  Pflich- 
ten. Die  Vereinigung  geschah  demnach  folgendergestalt. 

Es  soll  in  Zukunft  wieder  nur  Ein  Seckel  (Eine  Casse) 
sein , jedoch  so , dass  der  ganzen  Gemeinde  (Holzgenossen 
und  Ausgenossen)  Rechnung  abzulegen  sei,  und  sie  den 
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Seckeluicister,  freilich  aus  den  Holzgenossen  erwähle.  Die 
regelmässigen  Steuern  sind  gemeinsam,  ebenso  die  Frohn- 
den  für  die  Landstrassen,  dagegen  die  Frohnden  fiir  die 
Holzwege  und  Strassen , welche  nur  für  die  von  den  Holz* 
genossen  ausschliesslich  benutzte  Almende  dienen , sind 
von  diesen  allein  zu  leisten.  Damit  die  Zahl  der  stimmbe- 
rechtigten Ausgenossen  sich  nicht  mehre , sollen  nicht  bloss 
die  Holz  - sondern  auch  die  Ausgeuosscn  ohne  obrigkeit- 
liche Bewilligung  keine  neue  Hauser  bauen  dürfen.  Die 
Gemeinen  Aeintcr  sollen  wie  bisher  ohne  Unterschied  aus 
Holz-  oder  Ausgenossen  bestellt  werden.  Eine  neue  'i'heilung 
soll  nicht  Statt  linden. 

So  wurde  nun  der  frühere  Zustand  wiederholt.  Das 
Haupt  vermögen , die  Liegenschaften,  wurde  zwar  immer 
als  vorzugsweise  den  105  Holzgenossen  zugehörig  betrachtet  ;• 
die  Geldeinkünfte  dagegen  , auch  wenn  sic  aus  dem  Besitz 
der  Liegenschaften  hervor  gingen , z.  B.  Bussen  wegen 
Holzfrevel , der  Preis  des  verkauften  Holzes  u.  s.  f.  fielen 
in  die  gemeine  Casse  und  wurden  ohne  Unterschied , woher 
sic  gekommen  , zum  grossem  Theilc  für  öffentliche  Bedürf- 
nisse der  Gemeinde , zum  kleinern  aber  ausschliesslich  für 
die  105  Holzgenossen  verwendet. 

Daraus  erklärt  es  sich,  dass  die  Holzgenossen  im  Jahr 
1792  einzelne  Almendgiiter,  ohne  auch  nur  die  Erlaubniss 
der  Gemeinde  nachzusuchen , unter  sich  verthcilten  und  ledig- 
lich die  Genehmigung  der  Obrigkeit  einholten  , zugleich  aber 
auch,  dass  die  Ausgeuossen  oder  vielmehr  die  aus  der  Re- 
volution hervorgegangene  persönliche  Bürgerge- 
m ei nde,  als  nun  im  Jahr  1S02  auch  der  Rest  der  Al- 
mendgütcr  von  den  Iiolzgcnosscn  der  Privattheilung  unter* 
worfen  wurde,  zwar  nicht  gegen  eine  solche  Thetlung 
Einsprache  erhob  , auch  für  sich  keine  Theile  zu  be- 
gehren wagte,  wohl  aber  forderte,  dass  die  Gemeinde  fiir 
ihre  aus  den  von  der  Ahnende  her  zugefiossenen  Einkünfte 
billig  entschädigt  werde.  Durch  scbiedrichterlichcn  Spruch 
wurden  denn  auch  die  Holzgenossen  angehalten  , der  Ge- 
meinde einen  mit  den  frühem  Nutzungen  derselben  gemüssen 
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Auskauf  zu  bezahlen.  Dadurch  nun  aber  war  denn  zu- 
gleich das  privatrechtliche  Element  der  Holzgenossen  ganz 
und  gar  aus  der  Gemeinde  verschwunden  und  das  bürger- 
lich politische  blieb  allein  zurück. 

Auch  die  reine  Genossenschaft  war  aus  der  frühem  ge- 
nossenschaftlichen Gemeinde  hervorgegangen.  Daruin  blieb 
auch  sehr  lange  jeder  Besitz  und  Genuss  einer  Gerechtig- 
keit geknüpft  an  den  Besitz  einer  Behausung  und  das  Woh- 
nen in  derselben.  Hatte  daher  einer  zwei  Haushofstätlcn 
und  bewohnte  nur  die  eine , so  konnte  es  Vorkommen , dass 
er  auch  nur  diese  eine  Gerechtigkeit  benutzen  durfte.  Häufiger 
aber  finden  sich  Bestimmungen  für  den  entgegengesetzten 
Fall,  in  welchem  Ein  Haus  von  mehrern  Haushaltungen 
bewohnt  wird.  So  lange  noch  die  Hauser  regelmässig 
keine  Stockwerke  hatten,  sondern  Ein  Herd  mit  seinem 
Rauch  die  ganze  Wohnung  erfüllte  , war  auch  eine  Thci- 
lung  der  Gerechtigkeit  kaum  denkbar.  Seitdem  aber  hö- 
here Hauser  gebaut  wurden , mit  mehrern  Stockwerken  , 
und  mit  mehrern  Herden,  jeder  für  eine  Haushaltung  be- 
stimmt, so  Hess  es  sich  fragen,  ob  nicht  auch  diese  ver- 
schiedenen Familien  Antheil  an  der  Gerechtigkeit  erhalten 
sollen  und  welchen.  Ebenso  Hess  es  sich  denken,  dass  ein 
längeres  Haus  auf  derselben  Hofstätte  getheilt  werde  und  jeder 
Theil  an  einen  andern  Eigentümer  übergehe. 

In  allen  dergleichen  Fällen  hatten  die  übrigen  Genossen 
ein  auffallendes  Interesse,  die  Haushofstättc , mochte  nun 
damit  vorgenommen  werden  was  wollte,  als  Einheit  aufzu- 
fassen, und  sich  jeder  Theilung,  so  weit  sie  irgend  selb- 
ständige Ansprüche  erzeugen  konnte , zu  widersetzen.  Da- 
her jene  schon  oben  angeführten  Verordnungen,  dass  immer 
nur  Einer  als  Stellvertreter  des  Ganzen  in  der  Gemeinde 
erscheine.  Daher  die  Processe  der  Genossenschaften  gegen 
die  Theilung  von  Haushofstätten , z.  B. 


St.  Man.  v.  19.  Juni  1654:  Wjrl  es  ein  durchgehnde 
landts-Ordnung,  dass  die  II  us s h offs  ta  t s g e re c li- 
tigkeiten  nit  sollend  gestuket  werden,  soll  cs 
einfaltig  daby  plyben. 
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St.  Man.  v.  21.  Nov.  1656.  Ein  Heinrich  Frey  von 
Untermeltinenstetten  bittet  den  Rath  um  Bestätigung  eines 
Kaufes  eines  halben  Hauses  und  Gerechtigkeit.  Die  Ge- 
meinde opponirt  und  der  Rath  weist  jenen  ah:  „ wylen 
inan  nit  linden  künneu  die  Geuicind  dissfahls  zu  beschwe- 
ren' vnd  7.u  Ihrem  grosen  schaden  vnd  ohnge le- 
gen heit  halbe  Husshoffstädten  vnd  gerechtig- 
keiten  machen  ze  lassen. 

Daher  endlich  auch  die  Bestimmungen  in  manchen  Ge- 
meinden, dass  die  mehrern  Haushaltungen  zusammen  immer 
nur  Einen  Theil  erhalten  sollen,  so  dass  nothvvendig  die  Rück- 
sicht auf  persönliche  Bedürfnisse,  z.  B.  Für  Brennholz  zu- 
rück trat. 

Einzugsbrief  ftir  Regensberg  v.  1631:  „Ob  — in  einer 
bchausuug  zwo  ald  mehr  Haushaltungen  werend , soll  doch 
vff  soliche  behausung  von  aller  gnossamme  der  Bürger- 
schaft vnd  gcmeindiverchss  mehr  nit  dau  vlT  eine  andere 
einfache  bewohnte  behausung  dienen.”  Ebenso  m andern 
Einzugsbricfen , z.  B.  für  Richterschwil  v 1752. 

Ganz  liess  sich  aber  auch  hier  eine  Theilung  der  Ge- 
rechtigkeiten in  vielen  Dörfern  und  Genossenschaften  nicht 
hemmen.  Je  mehr  die  Genossenschaften  der  privatrechtlichen 
Richtung  sich  hingaben,  desto  weniger  Bedenken  konnte 
man  hinwieder  linden , die  Gerechtigkeiten  als  ein  — frei- 
lich noch  immer  mit  dem  Grund  und  Boden  verbundenes 
— Vermögensrecht  anzuschcn,  das  wie  anderes  Eigcuthum 
weiterer  ideeller  Theilung  fähig  sei.  Auf  Seite  der  Ge- 
nossenschaft aber  als  einer  Gcsanimtheit  hatte  man  nicht 
hinreichenden  Grund,  uni  diess  für  immer  zu  verhindern, 
wenn  nur  die  verschiedenen  Theilgerechtigkeiten  nicht 
mehr  Rechte  ausüben  durften , als  friiherhin  die  Eine  ganze 
Gerechtigkeit.  So  gab  es  denn  nach  und  nach  halbe, 
Viertels,  achteis  Gerechtigkeiten,  und  noch  kleinere 
Quoten,  welche  hinwieder  Gegenstand  der  Veräusserung, 
Vererbung,  Verpfandung  wurden. 

In  der  Folge  ging  man  noch  weiter,  freilich  auch  hier 
besonders  erst  nach  der  schweizerischen  Revolution.  Dem 
Impulse  des  freien  Verkehrs  und  der  persönlichen  Richtung 
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der  Zeit  folgend  fing  mau  nämlich  an,  auch  die  Gerechtigkeiten 
als  Hechte  aufzufassen , die  ein  eigenes  Dasein  halten, 
der  Person  zustehen,  und  ihrer  Verfügung  unterlie- 
gen. Die  Verbindung  mit  Grundbesitz,  mit  Son- 
dcrcigentbuiu  erschien  als  eine  mehr  zufällige  und 
lösbare,  und  das  Recht  auf  die  Ahnende  dieser  Stütze, 
dieses  Bodens  nicht  mehr  zu  bedürfen.  Eine  Veräusscrung 
derselben  wurde  somit  möglich , ohne  dass  zugleich  die 
Haushofstatte  mit  veräussert  wurde.  Und  so  hatte  cs  denn 
gar  keine  Schwierigkeit  mehr,  auch  Nichtbürgern,  An- 
sässen , welche  in  der  Gemeinde  wohnten , ja  sogar  aus- 
wärts wohnenden  Ausbürgern  ganze  oder  halbe  Gerech- 
tigkeiten zu  verschaffen. 

Dadurch  erhält  nun  freilich  auch  die  Genossenschaft 
eine  geänderte  Gestalt.  Sie  besteht  nämlich  jetzt  nicht 
inehr  nothwendig  aus  den  sämmtlichen  Eigenthiimern 
oder  Erbbesitzern  der  Haushofstätten,  sondern  aus 
einer  grossem  oder  geringem  Anzahl  von  beliebigen  Per- 
sonen. Das  Verhältniss  dieser  Ger  echt  igke  its  i n h a - 
her.  Genossen,  unter  sich  ist  immer  noch  weder  das 
einer  römischen  Universitas  noch  das  einer  blossen  Gesell- 
schaft, sondern  das  einer  deutschen  Genossenschaft.  Offen- 
bar nämlich  blieb  hier  anders  als  bei  den  bürgerlichen  Ge- 
meinden die  Kichtung  im  Sinne  der  Vielheit  vorherrschend. 
Aber  zu  dem  äussersten  dieser  Richtung , wodurch  die  Ge- 
meinschaft ganz  und  gar  aufgehoben  wurde,  zu  einer  rea- 
len 'i'heilung  des  Bodens  kam  cs  nur  selten,  gewöhnlich 
nur  bei  Weiden,  fast  nirgends  aber  bei  Waldungen  , wo 
der  Staat  jeder  Verthcilung  sich  beharrlich  und  seit  lan- 
gem her  widersetzte.  Wurde  nun  aber  die  Genossen- 
schaft (bei  uns  oft  Corporation  genannt)  schon  durch 
die  Einheit  des  gemeinen  Gutes  zusammen  gehalten , wel- 
ches eine  Theilung  nicht  wohl  vertrug  , so  blieb  die  Ein- 
heit derselben  doch  auch  noch  in  andern  mehr  subjectiven 
Beziehungen  wahrnehmbar. 

Die  Genossen  traten  nämlich  wie  vormals  zu  einer  Ge- 
meinde zusammen,  und  was  hier  die  Mehrheit  be- 
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schloss,  dem  musste  sich  die  Minderheit  in  der  Regel 
fügen.  Sie  behielten  gewöhnlich  eine  Vor stc herschaft 
bei , welche  die  Genossenschaft  nach  aussen  hin  vertrat  und 
zugleich  für  die  gemeinsame  Bewirtschaftung  sorgte.  Und 
was  die  Verbindung  der  Genossenschaft  vorzüglich  erhielt, 
der  alte  Grundsatz,  dass  kein  einzelner  Genosse  auf 
Theilung  klagen  dürfe,  blieb  fortbestehn. 

Am  nächsten  kommt  dieses  neue  Institut  dem  ursprüng- 
lichen Rechtsverhältnisse,  insofern  der  Genossenschaft  das 
Eigenthum  an  der  gemeinen  Waldung  zusteht.  Hier  kann 
man  nämlich  noch  immer  sagen:  die  Waldung  gehört  der 
Genossenschaft  und  sie  gehört  den  einzelnen  Ge- 
nossen, nur  erscheint  das  Recht  der  Letztem  nicht  mehr 
als  Ausfluss  ihres  Sondereigcnthums.  Bald  werden  aber 
auch  jetzt  noch  mehr  die  Gesammtbeit , die  Gemeinde  oder 
Vorsteherschaft  der  Genossen,  bald  mehr  die  Einzelnen  mit 
ihren  ideellen  Theilrechten  sich  als  Subject  darsteilen  ; und 
so  kann  man  nicht  zweifeln,  dass  jener  Begriff  des  Ge- 
sammteigenthums  noch  heutzutage  Anwendung  leidet. 
Neben  der  Einheit  des  Sub jedes  und  gewissermassen  in 
ihr  eingeschlossen  ist  die  Vielheit  der  Subjecte,  in  der  Ge- 
nossenschaft die  Genossen.  Für  diese  letztem  nainlich  ist 
das  Eigenthum  an  der  Waldung  in  eine  entsprechende 
Anzahl  von  Gerechtigkeiten  gespalten,  und  jede  Ge- 
rechtigkeit kann  von  neuem  in  eine  Anzahl  von  Theilge- 
rcchtigkeiten  zerlegt  sein,  welche  wieder  verschiedenen 
Subjecten  augehören.  Diese  Besitzer  von  Theilrechten 
stehen  aber  immer  in  viel  engerer  Verbindung  mit  einan- 
der als  mehrere  Miteigentümer  des  römischen  Rechtes. 
Sie  können  zwar  ihre  Rechte  auch  einzeln  veräussern ; 
aber  der  neue  Erwerber  muss  doch  immer  wieder  in  die- 
selbe Gemeinschaft  treten  und  diese  achten  , wie  sein  Vor- 
gänger. Die  mchrern  Besitzer  von  Theilgerechtigkeiten 
haben  gewöhnlich  zusammen  nur  Eine  Stimme,  die  der 
ganzen  Gerechtigkeit , und  die  sämmtlichen  Besitzer  der 
ganzen  Gerechtigkeiten  zusammen  stellen  sich  wieder  in 
ihrer  Einheit  als  Gemeinde  dar. 
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Der  Einzelne  muss  somit  die  Stimme  der  Mehrheit  als 
des  Ganzen  anerkennen  und  ihr  gehorchen;  aber  hinwieder 
muss  auch  die  Gesammtheit  das  Recht  des  Einzelnen  re- 
spektiren.  Auch  er  hat  ein  selbständiges,  nicht  völlig  dem 
Willen  der  Genossenschaft  unterworfenes  Recht.  Daher 
kann  auch  nicht  in  allen  Dingen  die  Mehrheit  entscheiden 
und  nicht  immer  braucht  sich  die  Minderheit  ihr  zu  fugen. 

ln  welchen  Sachen  entscheidet  aber  die  Mehrheit  mit 
Fug,  so  dass  die  Minderheit  sich  ihrem  Willen  unterwer- 
fen muss,  und  in  welchen  Sachen  steht  ihr  diese  Befug- 
niss  nicht  zu?  Nahe  verwandt  ist  damit  die  andere  Frage: 
In  welchen  Fällen  hat  der  einzelne  Gerechtigkcitsinbabcr 
den  Verftigungen  der  Vorstcherschaft  zu  gehorchen  , in 
welchen  andern  steht  er  ihr  selbständig  gegenüber  ? So- 
wohl die  Versammlung  der  Genossen  zu  einer  Gemeinde, 
als  ihre  Vorsteherschaft  und  ihre  Beamteten  sind  immer 
Organe  der  Genossenschaft  als  einer  Gesammtheit.  Wo 
die  Gesammtheit  als  solche  betheiligt  ist , wo  es  sich  um 
das  Recht  der  ganzen  Genossenschaft  bandelt  und  nicht  das 
Recht  des  Einzelnen  als  solches  in  Frage  kommt,  da  wird 
der  gemeinsame  und  rechtsverbindliche  Wille  von  jenen 
Organen  der  Gesammtheit  ausgedrückt.  Die  Form  dieses 
Willens  ist  daher  auch  weniger  die  der  Vereinbarung  des 
Vertrages  als  vielmehr  des  Gesetzes , der  Gebote  , Ver- 
bote, Verfügungen.  Um  nun  Einzelnes  anzufiibren , so  ge- 
hört hieher  vornämlich : 

a)  Abfassung  von  Statuten  und  allgemeinen  Verord- 
nungen. 

b)  Bestimmung  und  Wahl  der  Vorsteherschaft  und  der 
Beamteten. 

c)  Anordnungen  über  die  Bevvirthung  der  Güter.  Sorge 
für  Herstellung  der  Graben  , Wege  u.  s.  f. 

d)  Bezeichnung  und  Feststellung  des  regelmässig  zur  Vcr- 
theilung  kommenden  Jahrhaus. 

e)  Ansetzung  von  Gebühren  (Losgelder)  für  den  Bezug 
des  Holznutzens. 

f)  Abscbliessung  von  VerträgeniinNamen  der  Gesammtheit. 
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g)  Rcchnungsabnahme  und  Verfügung  Uher  das  vorhan- 
dene Geld. 

h)  Froeessführung  im  Interesse  der  Waldung. 

i)  Zulassung  und  Ordnung  über  die  Holzlese  der  Armen. 

k ) Loskauf  von  ServitutenDritter,  die  auf  derWaldung  haften. 

Dagegen  darf  die  Mehrheit  nicht  eingreifen  in  die 
wohlerworbenen  Rechte  der  einzelnen  Genossen.  So 
vor  allem  aus  ist  sic  nicht  berechtigt,  im  Gegensätze  gegen 
die  allgemeinen  Statuten,  den  individuellen  Genuss  einzelner 
Genossen  zu  verkürzen  oder  ganz  zu  hemmen,  eben  weil 
die  Vorsteherschaft  oder  die  Gemeinde  nicht  das  Recht  der 
Gesaminthcit  noch  die  Rechte  aller,  sondern  vielmehr  das 
Recht  eines  oder  mehrerer  einzelner  Genossen  zu  bestimmen 
sich  anmassen  würden.  Aus  gleichem  Grunde  sind  dieselben 
auch  nicht  befugt,  einzelnen  handlungsfähigen  Genossen  ihr 
Stimmrecht  in  der  Gemeinde  zu  entziehn47).  Aber  selbst 
wenn  die  äussere  Form  des  allgemeinen  Willens  beachtet, 
selbst  wenn  der  Beschluss  sich  nicht  als  willkührliche 
Kränkung  der  Rechte  bloss  einiger  Genossen  darstellte , 
sondern  als  allgemeine  Regel  sich  auf  Alle  bezöge,  und 
die  Rechte  aller  gleichmässig  beschlüge  ; selbst  dann  lässt 
es  sich  denken,  dass  wohlerworbene  Rechte  der  Genossen 
verletzt  werden  und  die  Minderheit  sich  dem  Willen  der 
Mehrheit  nicht  zu  unterziehen  habe.  Gesetzt,  z.  B.  die 
Mehrheit  würde  beschliessen , dass  in  Zukunft  kein  Genosse 
seine  sogenannte  Gerechtigkeit  weder  verpfänden  noch  ver- 
äussern  dürfe , oder  dass  die  Gerechtigkeiten  nach  dem 
Tode  jedes  Inhabers  an  die  Gesammtheit  heimfallen  und 
sich  nicht  auf  die  Kinder  des  Verstorbenen  vererben  : so 
hätten  derlei  Beschlüsse  gewiss  die  äussere  Form  allgemei- 
ner Gesetze  im  Gegensätze  zu  individueller  Willkühr.  Dem 
ungeachtet  wären  sic  für  die  Minderheit  unverbindlich ; 
denn  die  einzelnen  Genossen  gehen  mit  ihrem  Rechte  nicht 
ganz  in  der  Gesammtheit  auf;  sie  behalten  in  ihr  doch  eine 
gewisse  Selbständigkeit,  und  ihre  gesonderten  dem  Verkehr 


\7)  Eni1  hieher  gehöriger  Fall  findet  (ich  in  der  M)on.  Ch.  VI.  46.  IT. 
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anheim  fallenden  Privatrechte  den  Charakter  für  sich  be- 
stehender Rechte.  Wo  daher  die  Gesammtheit  des  Einen 
Rechtssub  jectcs  die  V erbindung  der  vielen  einzelnen  Rechtssub- 
jectc  zu  zerstören,  wo  die  Vielheit  von  der  Einheit  verschlun- 
gen zu  werden  und  die  Sonderrechte  in  dem  Einen  Rechte  des 
Ganzen  unterzugehen  drohen  , da  sind  die  einzelnen  Genos- 
sen zum  Widerstande  gegen  die  Genossenschaft  und  zum 
Schutze  der  eigentlichen  Bedeutung  des  Institutes  veranlasst, 
da  kann  der  allgemeine  Wille  den  Sonderwillen  nicht  un- 
terjochen. 

Die  einzelnen  Genossen  brauchen  darum  Joch  nicht  ihre 
Rechte  als  Servituten  noch  als  Forderungen  darzustellen; 
ihre  Gerechtigkeiten  sind  eben  The ilr echte,  die  in  gewis- 
sen Beziehungen  selbst  wieder  als  Ganze  erscheinen, 
während  sie  in  andern  nur  als  T heile  eines  grossem 
Ganzen  Geltung  haben. 

Aus  dem  gleichen  Gesichtspunkte  muss  auch  die  Frage 
der  Theilung  der  Genossengüter  behandelt  werden. 
Oben  schon  haben  wir  gesehen , dass  nicht  jeder  Einzelne 
Theilung  fordern  kann.  Aber  kann  die  Mehrheit  der 
Genossen  Theilung  gebieten  ? Wäre  die  Genossenschaft  nur 
eine  juristische  Person , so  müsste  die  Frage  ohne  anders 
bejaht  werden.  Sie  ist  aber  auch  eine  Verbindung  von 
einzelnen  Genossen.  Durch  die  Theilung  würde  nicht  bloss 
das  Recht  des  Ganzen  betroffen , sondern  auch  die  An- 
theilsrechte  der  einzelnen  Genossen  als  solche  würden  ver- 
wandelt. Sie  würden  aufhoren  , Rechte  an  dem  ganzen 
Gemeingute  zu  sein , und  zu  Rechten  werden  an  einzelnen 
Sondergütern.  Eben  dcsshalb  muss,  wo  das  Prineip  der 
Genossenschaft  ganz  consequcnt  festgchaltcn  wird,  auch 
fiir  die  Theilung  Einstimmigkeit  der  Genossen  gefordert 
werden  M). 

Vieles  hängt  nun  freilich  von  den  besondern  Uebungen 
und  Statuten  der  einzelnen  Genossenschaften  ab.  Die  einen 


48)  Vergl.  ITpK . vom  Jahr  1303  bei  K t n d I i n g • r Miinsl.  Beiträge  (I. 
300,  und  Kraut  Grundriss  zu  Voeles.  über  das  deutsche  Privatrecht  $.  11!. 
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Italien  sich  in  mehr  privatrechtlichem  Sinne  ausgebildet, 
andere  haben  noch  einen  starkem  Beisatz  öffentlicher  Ele- 
mente in  sich  bewahrt;  die  einen  haben  die  Einheit  fester 
gehalten , andere  mehr  der  Vielheit  Rechnung  getragen. 
Es  lasst  sich  da  viel  Mannigfaltigkeit  denken.  Immer  aber 
wird  die  obige  Ausführung  dazu  dienen  , die  Hauptriick- 
sichten  anzudeuten , worauf  es  bei  der  Beurtheilung  an- 
kommt , und  das  deutsche  eigentümliche  Wesen  des  In- 
stitutes von  unpassenden  römischen  Begriffen  zu  reinigen. 

Bisher  war  von  dem  Falle  die  Rede,  wo  die  Genos- 
senschaft Eigentümer  der  Waldung  geblieben.  Wie  aber, 
wenn  das  Eigenthum  der  bürgerlichen  Gemeinde,  die  mit 
jener  aus  demselben  Institute  erwachsen  war,  zufiel,  und 
doch  die  davon  getrennte  Genossenschaft  gewisse  Nutzungs- 
rechte beibehielt?  Gehört  das  Eigentum  der  Gemeinde, 
so  kann  nun  freilich  die  ganz  und  gar  davon  verschiedene 
Genossenschaft  nicht  auch  Eigentum  haben.  Aber  wel- 
ches Recht  steht  ihr  denn  zu? 

Voraus  ist  zu  beachten:  die  veränderte  Stellung  der 
Genossenschaft  zur  vormaligen  Almende  hat  darum  noch 
nicht  auch  ein  verändertes  subjectives  Verhältniss  der  Ge- 
nossen unter  sich  und  als  Glieder  der  Gesammthcit  zur 
Folge.  Vielmehr  ist  die  Genossenschaft  auch  hier  eine  zur 
Einheit  verbundene  Vielheit  verblieben.  Aber  einen  objec- 
tiven  Einfluss  auf  die  Bedeutung  der  Gerechtigkei- 
ten musste  jene  Veränderung  allerdings  äussern;  sie  konn- 
ten , wenn  gleich  aus  Eigentum  entstanden , doch  nicht 
länger  als  Eigentum  an  der  Waldung  aufgefasst  werden, 
weil  sich  dieses  nicht  vertrug  mit  dem  Eigenthum  der  Ge- 
meinde. Die  dingliche  Beziehung  dieser  Rechte  aber 
auf  das  jetzige  Gemeindegut  giug  darum  nicht  unter, 
sie  wurden  dingliche  Rechte  einer  ganz  eigentüm- 
lichen Art , wie  die  Römer  sie  nie  gekannt  hatten , und  wie 
die  römische  Theorie  sic  auch  nicht  beleuchten  kann  ; ding- 
liche Rechte,  welche  sich  zwar  mit  den  Reallasten  zusam- 
men stellen  lassen,  aber  auch  von  diesen  wieder  verschie- 
den sind.  Ihr  eigentümlich  historischer  Ursprung  zeigt 
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sich  auch  in  ihrer  jetzigen  individuellen  Gestalt , und  so  wer- 
den sie  atn  besten  als  besondere  Rechte  behandelt  und  mit 
eigener  Theorie  ausgerüstet.  Die  Juristen , welche  es  nicht 
über  sich  bringen  können , alle  Erscheinungen  des  Lebens 
in  das  Prokustesbctte  überlieferter  Schulbegriffe  hinein  zu 
zwängen,  mögen  bedenken,  dass  ihre  grossem  Vorbilder 
die  römischen  Juristen  auch  hierin  viel  freier  verfahren 
sind , und  eigentümlichen  Instituten  auch  eine  eigentüm- 
liche Theorie  gewidmet  haben. 

In  dieser  Beziehung  zu  fremdem  Eigenthum  haben  dann 
die  Genossenschaft  als  Gesammtheit  und  die  Genossen 
als  Einzelne  in  ihr  ein  höchst  umfassendes  dingliches 
Recht  und  gleichartige  dingliche  Rechte  auf  gewisse  Nutzun- 
gen an  der  Almende,  welche  dem  Rechte  der  Gemeinde  als 
Eigentümers  in  mehr  als  Einer  Hinsicht  sehr  nahe  kom- 
men. Zunächst  wird  nun  freilich  dem  Eigentümer  das 
Recht  zustehen,  die  Bewirtung  dieser  Grundstücke  zu  be- 
stimmen ; aber  doch  nicht  unbeschränkt,  nicht  so  , dass  die 
herkömmlichen  Nutzungen  dadurch  wesentlich  verändert 
oder  gar  beseitigt  werden  dürften.  Auch  steht  cs  der  Ge- 
meinde (abgesehen  von  der  Oberaufsicht  des  Staates)  nicht 
zu , die  Almende  zu  vertheilen  , ohne  dass  die  Genos- 
senschaft ihrerseits  wieder  einwilligte  , denn  wie  diese 
in  sich  selbst  dauernd  verbunden  ist , so  soll  auch  das 
ganze  Grundstück , auf  welches  sich  ihr  Recht  ausdehnt , 
in  seiner  Einheit  sich  erhalten,  ein  ganzes  bleiben.  Dem 
Inhalte  nach  aber  sind  die  Nutzungen  der  Genossen  an  dem 
Gut  der  Gemeinde  nicht  wesentlich  verschieden  von  den 
Nutzungen , wenn  sie  selbst  das  Eigenthum  besitzt , nur 
werden  jene,  weil  ein  fremder  Eigenthümer  hemmend  ent- 
gegen steht,  eher  Beschränkungen  erleiden,  während  diese 
eher  einer  Ausdehnung  fähig  sind*9). 

Mannigfaltigkeit  der  Erscheinungen  ist  dann  auch  hier 
wieder  freilich  ganz  natürlich  und  im  Einzelnen  wird  Vie- 
les erst  aus  den  besondern  historischen  Verhältnissen  klar. 


49)  Ein  Beispiel  der  Art  Mon.  C^1*  VIII.  S.  54  ff. 
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Da  in  der  neuesten  Zeit  Streitigkeiten  zwischen  Genos- 
senschaften und  Gemeinden  zur  Tagesordnung  gehören  , 
und  der  letzte  Process  einer  gänzlichen  Ausscheidung  der 
beiden  Vermögen  der  getrennten  Subjecte  in  unsere  Tage 
fällt , so  würde  es  sich  schon  dadurch  rechtfertigen  , dass 
wir  diese  Verhältnisse  besonders  ausführlich  behandelt  ha- 
ben, hätten  sie  auch  nicht  ein  bleibendes  wissenschaft- 
liches Interesse.  Aus  unserer  Darstellung  sollte  nun  hoffent- 
lich deutlich  geworden  sein  , dass  eben  beide  gleiches  Un- 
recht haben,  die  welche  behaupten,  ursprünglich  habe  alle 
Almendc  der  Gemeinde  gehört,  wie  die,  welche  annehmen, 
in  der  ersten  Zeit  habe  sie  immer  der  Genossenschaft  zu- 
gestanden. Beide  Meinungen  sind  nur  einseitige  Auffas- 
sungen dessen  , was  ursprünglich  nicht  einseitig  war.  Man 
darf  daher  weder  das  Eigenthum  der  Gemeinde  noch  das 
Eigenthum  der  Genossenschaft  präsumiren , sondern  muss 
nothwendig  in  jedem  einzelnen  Falle  Zusehen,  ob  dasselbe 
der  später  entstandenen  Gemeinde,  oder  der  später  entstan- 
denen Genossenschaft  in  der  Folge  zugefallen  sei,  indem 
ursprünglich  beide  eben  noch  ungetrennt  in  einander  ver- 
schmolzen waren. 

j.  12.  D.  Oberaufsicht  des  Staates. 

EineOberaufsichtdesStaatesübcrdieVerwal- 
tung  der  Geineindegütcr  wurde  zuerst  bei  den  Kir- 
chengütern geltend  gemacht.  Schon  nach  älterem  kano- 
nischen Rechte  nämlich  unterlag  diese  der  Aufsicht  der  ho- 
hem kirchlichen  Beamteten,  und  alljährlich  musste  gehörige 
Rechnung  gestellt  werden.  Als  nun  die  bischöfliche  Gewalt 
in  Folge  der  Reformation  unterging,  so  trat  auch  hier  derStaat 
sogleich  vorsorgend  und  überwachend  an  ihre  Stelle.  Ein 
besonderer  Grund  lag  hier  ausser  der  alten  Gewöhnung,  und 
der  hergebrachten  Organisation  in  der  durchweg  öffent- 
lichen und  kirchlichen  Bestimmung  dieser  Güter,  welche 
weit  mehr  als  die  Gemeindegüter  dem  Privatintercsse  ent- 
rückt waren. 
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Schon  in  einem  Mandate  von  1530  kommt  daher  folgende 
Verordnung  des  Rathes  vor  : 

Diewyl  sich  ouch  linden  lasst , das  mit  den  Küchennguc- 
tcrcn  vnnd  Almuosen  der  armen  , übil  hass  gehalten,  buss, 
vnnd  an  etlichen  endenn  gar  kein  rechnung  daruinh  ge- 
nommen noch  gegeben  wirdt , — So  wellennd  wir  hiemit 
allen  vnsern  Ober-  vnnd  Vndcrnvogten , hierum  getrüw 
flyssig  vdsechen  ze  haben  tum  ernstlichesten  geholten  ha- 
benn , das  diese  Kilchengueter  nit  mer  wie  bisshar  miss- 
handlet, verthan,  nssgelichcnn , verborget,  verschweynnt , 
oder  zuo  eynichen  anderen  dingenn  , dann  zu  notturflft  der 
armen  verwendt  oder  gebracht , Sünder  durch  die  Kilchcn- 
pfläger , vnnd  verordnete  Amptlüt  zum  flyssigesten  ynge- 
zogen  , susamen  gehalten  , Vnnd  dem  Ober  vnnd  Vnder- 
vogt  mit  sauipt  dem  Pfarrer  vnd  den  Eegouuiern  järlicb 
guot  erbar  rechnung  darumm  geben  , Onch  sdlliche  gueter 
allein  der  vorralh  vnnd  jarnutz  on  beschwerung  vnd 
tnynderung  angeleyten  houptguots  den  armen  , besunder 
denen  , so  in  yeder  Kichhore  gesässen , zum  trüwlichesten 
vnnd  erbaresten  — gehandtreycht  — werden ä#). 

Seit  der  Mitte  des  sechszehnten  Jahrhunderts  dehnte  sich 
dann  eine  ähnliche  Aufsicht  auch  über  die  Verwaltung  der 
eigentlichen  Gemeindegiiter  aus.  Unordentliche  Wirtschaft 
scheint  die  erste  Veranlassung  dazu  gegeben  zu  haben  , und 
die  zunehmende  öffentliche  Bedeutung  auch  der  Gemeinde- 
güter schien  die  Wiinschbarkeit  einer  Aufsicht  durch  den 
Staat  und  das  Recht  des  Letztem  darauf  zu  rechtfertigen. 
Doch  ging  man  anfangs  ziemlich  schüchtern  zu  Werke.  An 
eine  Bevormundung  der  Gemeinden  durch  den  Staat  wagte 
man  in  der  ersten  Zeit  gar  nicht  zu  denkeu,  die  Gemeinde 
war  sich  zu  lebhaft  ihrer  Selbständigkeit  als  eines  Ver- 
inögcnssubjcctes  bewusst,  und  die  Verwendung  war  noch 
zu  vorherrschend  privatrechtlich,  um  der  obrigkeitlichen  Auf- 
sicht einen  grossen  Spielraum  zu  gestatten.  Selbst  eine 
regelmässige  Vorlegung  der  Gemeindsrechnungen  an  obere 


50)  Vergl.  Mandat  von  1528.  Herrschaft srt cht  von  Hegensberg  von 
1538.  Art.  *0.  (Pest.  I.  270.) 
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Behörden  wurde  noch  nicht  vorgeschricben , sondern  nur 
im  Allgemeinen  ordentliche  Rechnungsführung  empfohlen, 
und  das  Begehren  uin  Vorlegung  der  Rechnungen  zur  Prü- 
fung und  Einsicht  als  ein  mögliches  in  Aussicht  gestellt. 

Im  Jahr  1563  (24.  April)  nämlich  verordnete  der  Rath, 
alle  Vögte  auf  der  Landschaft  sollen: 

Die  ellislcn  Inn  jeder  gmeind  zuosammeu  beriiflen  , Inen 
— was  vss  süllicher  licderlichkcit  vnd  lychtfertigem  zeren 
gefolge  , fürhalten  vnd  Inen  darby  mit  allem  ernst  antzei- 
gen , das  Ir  inyn  Herren  sittliches  fürcr  nit  gestatten  son- 
der schlechts  wellind,  das  sy  Irer  gmeindgiitcr  vnnd  In- 
komrnen  ordenlich  znosauten  samlen  vnnd  behalten  , damit 
was  hiinftigckiich  fürfiele  Jede  gmeind  etwas  hinderhuot  hette, 
sy  ouch  darneben  erinnern  , das  somlichs  allein  Inen  vnnd 
den  Iren  zuo  guot  bescheche , vnnd  das  sy  iürhin  dermassen 
handlen,  wann  Ir  niyn  Herren  bedacht  wurdint, 
desshalben  by  Jeder  Gmeind  Rechnung  Intze- 
nemmen,  das  sy  daruinb  bescheid  vnnd  Antwurt 
geben  künnind. 

Die  ersten  eingegebenen  Rechnungen  beziehen  sich  auch 
durchaus  nicht  auf  das  gesammte  Gemeindevermögen,  son- 
dern gewöhnlich  nur  auf  die  Gemeindscassen , und  deren 
Einnahmen  und  Ausgaben.  Die  viel  wichtigem  Liegen- 
schaften und  ihre  Benutzung  blieben  anfangs  ganz  weg  oder 
wurden  dann  etwa  kurz  bezeichnet.  Aber  immer  öfter 
begehrte  man  Rechnungsablage,  bis  dieselbe  zuletzt  ganz 
regelmässig  ward.  Selbst  die  Gcrechtigkeitsgiiter  beson- 
ders da,  wo  dieselben  theilweise  zu  öffentlichen  Zwecken 
mitwirkten,  konnten  sich  nicht  ganz  der  Aufsicht  des  Staa- 
tes entziehen  ; und  je  mehr  die  beiden  letzten  Jahrhunderte 
der  Idee  der  Vormundschaft  und  einer  väterlichen  aber  be- 
deutend in  das  freie  Walten  der  Unterthanen  eingreifenden 
Vorsorge  günstig  waren  und  dieselbe  zur  Reife  brachten ; 
desto  mehr  war  auch  für  die  Gemeinden  Gefahr  vorhanden  , 
dass  sieh  die  blosse  Aufsicht  in  Mitwirkung  verwandle  und 
die  Selbständigkeit  zur  Handlungsunfähigkeit  hcrabsinke. 

Indessen  kam  es  doch  nie  so  weit,  dass  man  vergessen 
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hätte , wer  Eigenthümer  dieser  Güter  sei  und  dem  Wesen 
nach  erhielt  sich  doch  die  Freiheit  der  Gemeinden  in  stär- 
kenn  Masse  als  in  andern  Staaten,  welche  dieselben  das 
Gewicht  der  Herrschaft  schwerer  empfinden  Hessen.  Es  ist 
diese  Freiheit  der  Gemeinden,  welche  in  der  neuesten  Zeit 
noch  einmal  bedroht  wurde,  von  neuem  festgesetzt  wor- 
den. Und  mag  auch  die  Schweiz  allerdings  in  hohem  Staats- 
einrichtungen bedeutend  hinter  grossem  Staaten  zurück 
stehen,  so  hat  sic  dagegen  in  der  freien  Gemeindever- 
fassung einen  Ersatz  für  Vieles  und  eine  höhere  Stufe 
der  Entwicklung  bewahrt,  als  so  leicht  irgend  ein  anderer 
Staat. 


$.  13.  Eigent  hum.  A.  An  Grundstücken. 

1.  Das  Eigenthum  an  Liegenschaften  wird  noch 
immer  in  anderer  Weise  erworben  und  verloren  als  das 
Eigenthum  an  beweglichen  Sachen.  Die  ursprüng- 
lichen (originären)  Erwerbsfortncn  des  Grundeigenthuines 
sind  nun  schon  längst  ganz  in  den  Hintergrund  getreten. 
Denn  auch  die  gemeine  Waldung  (die  Ahnende)  wird  nun 
so  sehr  als  begränztes  Eigenthum  der  Gemeinde  oder  Ge- 
nossenschaft betrachtet,  dass  eine  Urbarmachung  einzelner 
Theile  keine  Veränderung  in  dem  Eigenthuine  selbst  be- 
wirken könnte.  Neuer  Boden  entsteht  aber  äusserst  selten, 
und  eine  Ersitzung  ist  unserm  Rechte  gänzlich  un- 
bekannt. 

Desto  wichtiger  sind  dagegen  die  beiden  Hauptformen 
eines  abgeleiteten  Erwerbes  von  Grundeigenthum, 
nämlich  a)  kanzleiische  Fertigung  unter  Lebenden; 
b)  Erbfolge,  gegenüber  dem  verstorbenen  Eigenthümer. 

2.  Die  kanzleiische  Fertigung  welche  nunmehr 
aufgekommen  war51) , die  gerichtliche  Fertigung  der  roitt- 
lern  Zeit , und  die  gerichtliche  Auflassung  der  ältesten 
Zeit,  sind  nur  verschiedene  Formen  desselben  Grundprin- 


51)  Vergl.  oben  Bach  IV.  $.  .5  S.  35, 
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eips.  Es  ist  nicht  mehr  nötig,  dass  sich  der  Veräusserer 
an  das  Gericht  wende , um  Eigcnthmn  zu  übertragen. 
Aber  cs  ist  nöthig,  dass  er  sich  an  den  Notar  wende, 
in  dessen  Sprengel  das  Grundstück  liegt , und  dass  der 
Eigenthumsiibcrgang  in  den  Notariatsprotokollen  vorge- 
■nerkt  werde.  In  dieser  Weise  ist  noch  immer  die  Ver- 
änderung in  der  Person  der  Grundeigentümer  an  eine 
öffentliche  Form  geknüpft,  und  der  Verkehr  mit 
Grundstücken  unter  die  Garantie  eines  öffentlichen 
Institutes  gestellt. 

Es  genügt  somit  nicht,  dass  das  Grundstück  in  den  Be- 
sitz des  Erwerbers  übergeben  werde,  um  Eigentum  zu 
übertragen.  Auch  wenn  der  Besitz  mit  der  Absicht  zu- 
gleich Eigenthum  zu  verschaffen,  übergeben,  und  mit  der 
Absicht  Eigenthum  zu  erwerben,  angefangen  wird,  so 
geht  darum  doch  das  Eigenthum  nicht  wirklich  über,  son- 
dern es  muss  nothwendig,  um  solches  zu  bewirken , der 
Erwerb  in  das  Notariatsbuch  eingetragen  sein.  Ja  es  ist  die 
Bcsitzesiibertragung  überhaupt  kein  Erforderniss  des  Eigen- 
thumsüberganges  , indem  durch  kanzleiische  Fertigung  das 
Eigenthum  auch  an  einem  Grundstücke  erworben  werden 
kann,  welches  von  einem  Dritten  besessen  wird,  insofern 
nur  der  wirkliche  Eigentümer  zu  dieser  Verä'usserung  ein- 
gcwilligt  hat. 

Wir  müssen  somit  kanzleiische  Fertigung  für  die  ein- 
zige und  zugleich  notwendige  Form  des  Eigenthumscr- 
werbes  von  Grundstücken  erklären , die  Erbfolge  allein 
ausgenommen , ein  Grundsatz , der  sich  fast  allenthalben  in 
der  deutschen  Schweiz  anerkannt  findet , wenn  schon  die 
Form  der  Fertigung  bald  so  bald  anders  sich  gestaltet53). 

Man  könnte  auch  in  dieser  spätem  Zeit  noch  eine  An- 
wendung gerichtlicher  Zufcrtigung  als  eine  fernere 
Erwerbsforin  zulassen  wollen , welche  sich  daun  zu  der 
kanzlciischcn  Fertigung  etwa  verhielte , wie  die  römische 


52)  »Ion.  Chr.  III.  169.  41*.  II.  239 
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Adjudicatio  zur  Mancipatio.  Allein  diese  Ansicht  scheint 
nicht  Stich  zu  halten.  Es  leidet  zwar  keinen  Zweifel , 
dass  auch  bei  uns  der  Richter,  welcher  zunächst  kein  neues 
Recht  schaffen,  sondern  nur  das  vorhandene  Recht  aner- 
kennen und  schützen  soll,  bei  Klagen  auf  Theiiung  gemei- 
ner Güter  genöthigt  ist , der  einen  Partei , z.  B.  dem  einen 
der  Miterben  dieses  einem  andern  jenes  Stück  ausschliess- 
lich zitzusprechen  , demnach  mit  vollem  Bewusstsein  eine 
Veränderung  in  den  Eigentumsverhältnissen  zu  bewirken, 
und  neues  Recht  zu  erzeugen.  Würde  der  Richter  auch 
hier  nur  das  vorhandene  Recht  aussprechen , so  käme  cs 
überall  zu  keiner  Theilungy  welche  ja  ihrem  Wesen  nach 
eine  Aufhebung  des  bisherigen  Miteigentumes , eine  Auf- 
lösung der  bisherigen  Gemeinschaft  ist.  Aber  geht  nun 
schon  durch  den  Zuspruch  des  Richters  das  ausschliessliche 
Eigenthum  auf  den  vormaligen  Miteigentümer  über  oder 
bedarf  es  auch  hier  einer  nachfolgenden  kanzleiischen 
Fertigung? 

So  lange  diese  letztere  überall  noch  vor  dem  Gerichte 
vorgenommen  wurde,  somit  eine  gerichtliche  Fertigung 
war,  so  verstand  es  sich,  dass  auch  jene  Zuerkennung 
dnreh  das  Gericht  volle  W'irkung  äusserte  und  wahres  Ei- 
genthum verschaffte.  Nachdem  aber  einmal  die  Führung 
der  Notariatsprotokolle  von  dem  Geschäftsgänge  der  Ge- 
richte abgesondert  wurde  und  eine  eigene  aussergericht- 
lichc  kanzleiische  Fertigung  an  die  Stelle  jener  trat,  so 
änderte  sich  auch  die  Wirksamkeit  jener  Zuerkennung.  Es 
hängt  das  zusammen  mit  der  Bedeutung  der  Notariatspro- 
tokolle für  den  öffentlichen  Credit.  Dieselbe  beruht  näm- 
lich darauf,  dass  Jeder  durch  Einsicht  der  öffentlichen 
Bücher  sich  mit  Sicherheit  in  Kenntniss  setzen  kann,  dass 
ein  anderer  und  wer  der  Eigenthümer  eines  Grundstückes 
ist.  Könnte  nun  inzwischen  durch  gerichtliche  in  dem  No- 
tariatsprotokolle nicht  enthaltene  Zuerkennung  Eigenthum 
übertragen  werden , so  würde  jene  Sicherheit  gestört  und 
neue  Ungewissheit  erzeugt.  Diese  Betrachtung  mochte  da- 
her schon  frühe  dazu  führen,  unbedingt  kanzleiische  Fer- 
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tigung  zu  fordern  und  sogar  in  diesem  Falle  erst  von 
ihr  den  Eigenthumserwerb  abhängig  zu  machen.  F.s  liegt 
somit  in  jener  Zuerkennung  vorerst  nur  die  Erzeugung  eines 
Anspruchs  auf  Fertigung  und  Eigenthumserwcrb  nicht  aber 
dieser  letztere  selbst. 

Zu  dieser  Ansicht  passt  es  denn  gaDZ,  wenn  ein  späte- 
res Gesetz äJ)  die  Giilerverkäufe  von  Eltern  an  Kinder 
der  gerichtlichen  Ratification  unterwirft  , nach  Erlan- 
gung derselben  aber  der  Notariatskanzlei  zur  Fertigung 
zuweist. 

3.  Eine  Ausnahme  von  dem  obigen  Erfordernisse  kanz- 
leiischer  Fertigung  macht  ein  Privilegium  der  Stadtbiirger 
von  Zürich.  Diese  nämlich  können  Eigenthum  an  Grund- 
stücken übertragen  auch  ohne  Zuzug  und  Vorwissen  eines 
Notars,  privata  manu,  wie  man  sich  ausdrückt.  Dieses 
Privilegium , dessen  Ursprung  ich  nicht  näher  nachzuweisen 
im  Stande  bin,  mochte  in  Verbindung  stehen  mit  dem  all- 
gemeinen Siegelrcchte  der  Stadtbiirger  in  der  mittlern  Zeit. 
Lange  mochten  auch  die  Stadtbiirger  darin  ein  schätzbares 
Vorrecht  des  Geheimnisses  erblicken,  und  sonderbar  ge- 
nug erhielt  sich  dieses  Ausnahuirecht  noch  bis  auf  die  Ge- 
genwart. Zu  den  übrigen  geltenden  Rechtsprincipien  passte 
es  nie  recht , den  Stadtbürgern  selber  war  es  eher  schäd- 
lich als  nützlich  und  so  kann  es  unmöglich  lauge  mehr  be- 
stehen. Auch  werden  bereits  freiwillig  die  meisten  Ver- 
änderungen der  Stadtbiirger  ebenfalls  den  Notariatsproto- 
kollen einverleibt5*). 


53)  Gesetz  vom  22.  Mai  1812.  1 und  4.  Mediation  «Samm- 

lung Bd.  V.  S.  225. 

54)  Von  juristischem  Interesse  ist  dieses  Privilegium  überall  nicht,  wohl 
aber  von  praktischem.  Dass  dabei  nicht  auf  die  Person  des  Erwerbers  , son- 
dern die  des  Veräusserers  gesehen  wird  , liegt  schon  in  der  Bedeutung  der 
kansleiischen  Urkunden,  welche  von  dein  Yerausserer  deui  Erwerber  zuge- 
stellt werden.  Jener  bedurfte  dazu  notarialischer  Hülfe.  Der  Stadtbiirger 
dagegen  , der  nach  dem  Sprilchwurle  seine  eigene  Kanzlei  ist  , stellt  von  sich 
aus  die  Urkunde  aus.  Vergl.  Gesetz  vom  13,  Mai  1807.  Med.  S.  III. 
253.  und  337.  IT. 
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4.  Die  zweite  Form  des  Eigenthumserwerbes  an  Grund* 
stücken  ist  die  Erbfolge.  Durch  den  Tod  des  bisherigen 
Eigentümers  geht  das  Eigenthum  in  und  mit  der  Erb- 
schaft auf  die  Erben  desselben  über , und(!  cs  bedarf  hier 
der  kanzleiischen  Fertigung  nicht  notwendig.  Zwar  ist 
cs  wünschbar , dass  auch  in  diesen  Fällen  von  dem  Erb- 
gange Vormerk  zu  dem  Notariatsprotokolle  genommen 
werde,  aber  es  wirkt  doch  die  Erbfolge  vor  dieser  Ein- 
tragung und  abgesehen  von  dieser.  Eine  Annahme  des  Ge- 
genteils würde  zu  der  Absurdität  führen,  dass  es  in  vie- 
len Fällen  während  eher  gewissen  Zeit  (die  sich  aber  von 
Vater  auf  Sohn  durch  mehrere  Generationen  hindurch  er- 
strecken kann),  gar  keinen  Eigentümer  des  (unterlassenen 
Grundstückes  gäbe.  Auch  wenn  mehrere  Erben  vorhanden 
sind , so  fällt  das  Eigenthum  auf  sie  als  Erben.  Vertei- 
len sie  nachher  die  Erbschaft,  so  ist  freilich  immer  wieder 
kanzleiische  Fertigung  notwendig , denn  es  kommt  dann- 
zumal nicht  bloss  der  Erwerb  von  dem  Verstorbenen  her, 
sondern  eine  Veräusserung  unter  Lebenden  (den  Erben)  zur 
Sprache. 

In  der  Regel  wird  diese  zweite  Form  eine  Univcrsal- 
succession  sein  , während  der  ersten  in  der  Regel  eine  Sin- 
gularsuccession  zu  Grunde  liegt.  Doch  darf  man  nicht  da- 
rin das  unterscheidende  Merkmal  suchen;  denn  cs  lässt  sich 
auch  ein  singulärer  Uebergang  von  einem  Verstorbenen  auf 
einen  Nachfolger  denken,  ohne  dass  kanzleiische  Fertigung 
nothvvendig  würde.  Ja  cs  trägt  überhaupt  die  alte  ur- 
sprüngliche Erbfolge  des  deutschen  Rechtes  nicht  den  Cha- 
rakter der  Univcrsalsuccession.  Ganz  ohne  Bedenken  gilt 
das  Gesagte,  z.  B.  von  Familienfidcicommisscn ; nicht  eben- 
so aber  bei  gewöhnlichen  Legaten,  welche,  wie  wir  in 
der  Folge  naher  sehen  werden,  überall  sich  nicht  eignen, 
einen  directcn  Eigentumsübergang  zu  bewirken. 

5.  Das  römische  Recht  betrachtet  bekanntlich  das  Grund- 
stück mit  dem  unter  demselben  befindlichen  Boden,  den 
damit  auf  organische  oder  künstliche  Weise  dauernd  ver- 
bundenen andern  Sachen  und  dem  darüber  senkrecht  sich 

BlnntirMi  R*chUR**r hirhl*.  II*  7 
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erhebenden  Luftrauine  als  Ein  zusammen  gehöriges  Ganzes, 
das  notwendig  in  einem  und  demselben  Eigenthum  stehe. 
Diese  Ansicht  über  Untheilbarkeit  des  Grundstücks 
und  seiner  Zubehörde  ist  nun  aber  in  unserem  Rechte 
keineswegs  anerkannt.  Zunächst  gilt  die  Verbindung 
freilich  auch  hier  als  Regel.  Eine  Trennung  aber  ist 
nicht  unmöglich.  Es  kann  ein  Schacht,  der  sich  un- 
ter dem  Grundstücke  des  A hindurch  zieht,  dem  B eigen- 
tümlich zugehören.  Ein  Baum , der  in  dem  Garten  des  A 
steht  und  darin  Wurzel  geschlagen  hat,  kann  dennoch  dein 
B zustchcn.  Ein  Haus  das  auf  den  Boden  des  A erbaut 
ist,  kann  im  Eigenthum  des  B sein.  Ja  sogar  ein  Haus 
mit  mehrern  Stockwerken  kann  unter  mehrere  so  zu  Eigen- 
thum verteilt  sein,  dass  das  eine  untere  Gemach  dem  einen, 
ein  anderes  oberes  dem  andern  zugehört : eine  Ausschei- 
dung , die  gar  nicht  selten  vorkommt  besonders  bei  Thei- 
lungen  unter  Brüdern.  Dabei  darf  man  durchaus  nicht  an 
eine  erweiterte  Wutzniessung  denken,  sondern  es  ist  wirk- 
lich volles  Eigentum  mehrerer  an  Sachen  vorhanden,  die, 
wenn  sie  auch  in  enger  Verbindung  mit  einander  stehen , 
dennoch  als  eigene  Sachen  für  sich  aufgefasst  und  frei  ver- 
äussert  und  verplandet  werden  können. 

6.  Der  Eigentümer  des  Grundstückes  ist  als  solcher 
befugt,  auf  demselben  zu  bauen.  Denn  in  dem  Eigen- 
thum ist  die  positive  Befugniss  mit  seiner  Sache  nach  Will- 
kühr  vorzunehmen,  was  dem  Eigentümer  beliebt,  als  we- 
sentlicher Bestandteil  enthalten.  Es  gibt  daher  überall  kein 
von  dem  Eigentuine  abgesondertes  Baurccht  des  Eigen- 
tümers , sondern  es  ist  das  Recht  zu  bauen  nur  eine  ein- 
zelne in  dem  Eigenthum,  welches  alle  denkbaren  Herr- 
schaftsrechte unausgeschiedcn  in  sich  begreift  , liegende 
Acusserung  des  Eigenthums.  So  wenig  der  Eigentümer 
ein  eigenes  Wcgerccht  an  seinem  Grundstücke  oder  ein  eige- 
nes Recht  des  Fruchtgenusses  hat,  so  wenig  hat  er  ein 
eigenes  Baurecht. 

Weil  nun  aber  gerade  durch  diese  Ausübung  des  Eigen- 
tumes leicht  der  eine  Eigentümer  mit  dem  andern , seinem 
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Nachbar , in  Konflikt  geräth , so  verdient  dieselbe  einer  be- 
sondern  Beachtung.  Unser  Recht  hält  jeden , der  auf  sei- 
nem Grundstücke  bauen  will,  an,  durch  ein  Gespann  von 
Stangen  oder  Latten  zuvor  die  Umrisse  des  neuen  oder  er- 
höhten Gebäudes  genau  an  Ort  und  Stelle  zu  bezeichnen  , 
so  dass  Jedermann  den  Vorsatz  des  Eigenthiimers  zu  bauen 
und  die  Form  der  beabsichtigten  Baute  wahrnchmcn  und 
allfällige  Einsprachen  dagegen  erheben  kann,  indem  Sinne, 
dass  der  Nachbar  oder  wer  sonst  glaubt  Einsprache  machen 
zu  können , dieses  binnen  einer  Frist  von  vierzehn  Tagen 
thuc“). 

Oie  Einsprache  kann  sich  gründen  a)  darauf,  dass  das 
Eigenthum  des  Nachbarn  durch  die  Baute  verletzt  werde, 
indem  dieselbe  durch  Ueberragen  in  dein  fremden  Luftraum 
eingreife , oder  indem  auch  ohne  Ueberragen  eine  sonstige 
körperliche  Einwirkung  auf  das  nachbarliche  Grundstück 
hervorgebracht  werde  , z.  B.  durch  Anlegung  einer  Dach- 
rinne i welche  das  Wasser  auf  den  fremden  Boden  hinüber 
leite.  Wenn  nämlich  jeder  Eigentluimer  zunächst  auf  seinem 
Boden  vornehmen  kann  was  er  will , so  ist  der  Eigentbii- 
mer  als  solcher  hinwieder  berechtigt,  jede  körperliche  Ein- 
wirkung auf  seine  Sache  zu  hindern.  Daraus  folgt  von 
selbst , dass  der  Eigenthiimcr  A des  Grundstückes  M in 
seiner  positiven  Herrschaft  in  soweit  beschränkt  ist,  als 
das  Eigentluim  des  B an  dein  Grundstücke  N in  seiner  ne- 
gativen Bedeutung  durch  Ausübung  jener  positiven  Herr- 
schaft verletzt  wird  , indem  der  Gebrauch  eines  jeden  Rech- 


55)  ßattgespannsordnung  vorn  1 9.  Juli  1727 . Alte  Sammlung  FV. 

S.  32.  Gesetz  r,  27.  Jenner  1835.  Neue  Sammlung  III.  S.  881.  ff.  i 
Noch  iin  siebzehnten  Jahrhundert  war  das  Spannen  der  Gebäude  nicht  vorge- 
schrieben. Wohl  aber  musste  drr  Bauluslige  zuin  Voraus  dem  Bauherrn  der 
Stadt  oder  deu  Vögten  auf  der  Landschaft  von  seiner  Absicht  Kenntnis*  ge- 
ben und  sich  mit  ibueu  und  den  Nachbarn  verständigen.  Konnten  die  Nach- 
barn nicht  einig  werden  , so  hatte  die  Obrigkeit  ziemlich  freie  Hand  , je 
nach  individueller  Ansicht  die  Baute  zu  gestatten  oder  zu  untersagen. 
Ihre  Tbdtigkeit  war  dabei  weniger  eine  Hecblsprechende  ats  vielmehr  eine  vor- 
sorgliche  und  vormundschaftliche.  Sl.  M.  1646.  1664.  1674. 
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tes  nur  insofern  ein  rechtlicher  und  zulässiger  ist,  als  nicht 
durch  denselben  das  Recht  eines  andern  verletzt  wird. 

b)  Auf  das  Bestehen  einer  Dienstbarkeit  des  Grundstückes 
auf  welchem  gebaut  wird,  zu  Gunsten  des  Nachbars. 

c)  Diese  beiden  Beschränkungen  genügen  nun  aber  nicht, 
um  die  Beziehungen  der  Nachbarn  zu  einander  zu  regtt- 
liren.  Das  ältere  Gewohnheitsrecht  erzeugte  daher  noch 
einige  Beschränkungen , die  denn  freilich  in  der  neusten 
Zeit  im  Interesse  grösserer  Freiheit  des  Eigenthuntes  zu- 
erst durch  die  Praxis,  dann  noch  mehr  durch  das  Gesetz 
gemildert  wurden.  Steht  auf  dem  nachbarlichen  Grund- 
stücke selbst  ein  Gebäude  , so  durfte  demselben  durch  die 
neue  Baute  nicht  in  einem  erheblichen  Masse  Sonne  oder 
Heiterkeit  entzogen  werden.  Sogar  der  Vcrlurst  der  Aus- 

7^  sicht  auf  die  Thurmuhr  gab  ein  Recht  zur  Einsprache. 
Einem  andern  Grundstücke  durfte  durch  Entzug  des  Son- 
nenlichtes kein  namhafter  landwirtschaftlicher  Schaden  zu- 
gefügt werden.  Die  letztere  Bestimmung  erhielt  sich  auch 
in  dem  neuern  Gesetz 5fi) ; da  der  Begriff  eines  solchen 
Schadens  aber  ein  relativer  ist,  so  konnte  hier  die  Praxis 
der  Gerichte  denselben  Grundsatz  früher  strenger,  jetzt 
etwas  laxer  auffasseu.  Der  Entzug  des  Sonnenlichtes  und 
der  Heiterkeit  dagegen  wurde  in  dem  neuen  Gesetze  (§.  2.) 
dahin  beschränkt,  dass  er  nur  dann  zur  Einsprache  berech- 
tige , wenn  einzelne  Räume  zur  Erfüllung  ihrer  Bestimmung 
| ohne  künstliche  Mittel  unbrauchbar  oder  der  Werth  des 
Gebäudes  um  wenigstens  den  zehnten  'l’heil  verringert 
würde.  Und  ist  die  Entfernung  des  zu  errichtenden  Ge- 
bäudes von  dem  nachbarlichen  Grundstücke  oder  Gebäude 
grösser  als  die  Höhe  des  erstem  von  der  First  auf  die 
Erdoberfläche  senkrecht  gemessen , so  findet  überall  kein 
Einsprachsrecht  mehr  Statt  wegen  Schattenwurf  und  Ver- 
finsterung. (§.  4.)  Ebenso  wenig  kommt  gegenwärtig  noch 
etwas  an  auf  den  Entzug  der  Aussicht  auf  die  Tburm- 
uhr.  (§.  5.) 


56)  N.  S.  tu.  S.  381.  §.  3. 
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d)  Endlich  kommen  auch  noch  policeilichc  Beschrän- 
kungen in  Betracht,  z.  B.  Feuersgefahr  durch  Errichtung 
einer  Esse  u.  s.  f. 57). 

7.  Damit  verwandt  ist  die  Befugniss  des  Eigentümers, 
Bäume  zu  pflanzen  und  ihre  Beschränkungen.  Wenn 
auch  hier  der  Landesbrauch  , Bäume  und  Griinhecken  un- 
mittelbar an  die  Gränzc  des  Grundstückes  zu  pflanzen  ver- 
bietet, so  mag  man  darin  zunächst  nur  eine  Anwendung 
des  Principes  des  Eigenthums  erkennen  , indem  die  durch 
das  Wachsthum  heraus  getriebenen  Aestc  die  Gränze  über- 
schreiten und  in  fremdes  Eigenthum  biniiberragen  würden. 
Dieses  zu  verhindern  ist  aber  der  Nachbar  eben  dcsshalb 
berechtigt , weil  darin  ein  Eingriff  in  sein  Eigenthum  liegt. 
Er  kann  daher  nach  geltendem  Rechte  Kappung  der  her- 
über ragenden  Acste  oder  Fällung  der  Bäume  oder  Besei- 
tigung solcher  Hecken  verlangen58).  Indessen  hat  hier  wie- 
der die  Rücksicht  auf  Landwirthschaft  gewisse  Modifica- 
tionen  hervorgebracht.  Eine  übermässige  Aengstlichkeit 
nämlich , mit  welcher  jeder  überragende  Zweig  sogleich 
wieder  gekappt  würde , scheint  sogar  dem  Sinne  der  spä- 
tem Zeit  nicht  zugesagt  zu  haben.  Daher  die  Bestimmung 
zweier  Herrschaftsrechte59),  dass  der  Nachbar  je  im  drit- 
ten Jahre  Kappung  der  dannzumal  überragenden  und  schäd- 
lichen Aeste  und  Zweige  verlangen  dürfe. 

Eine  ähnliche  milde  Auffassung  der  Nachbarverhältnisse, 
welche  geneigt  ist,  statt  rücksichtslos  durchzugreifen,  lie- 
ber Nutzen,  und  Schaden  billig  zu  theilen , zeigt  sich  in 
dem  Rechte  des  Ueberfalles  (Auris).  Hangen  dennoch 


57)  Einiges  hiehcr  Gehörige  findet  sich  in  dem  Gesetz  v.  19.  Dec. 
1834.  N.  S.  III.  S.  357.  und  v.  10.  Febr.  1836.  IV.  193. 

58)  ln  manchen  schweizerischen  Hechten  finden  sich  ausführliche  Be- 
stimmungen Uber  dies  Mas*  der  Entfernung  für  verschiedene  Räume.  V’ergl. 
Leu  Eidgcnöss.  Stadt-  und  Landrecht  II.  S.  643  und  664,  Milter- 
inaier  deutsches  Privatrecbt.  Fünfte  Aull.  $.  167.  IV. 

59)  Knon  n ue  ra  in  ts  recht  von  1535.  Art.  64.  Pestal.  I.  S. 
244.  Kegensperger  Ilerrschaftsrecht  von  1538.  Art.  68  Pestal.  I. 
S.  200.  Vergl.  auch  Protok.  des  Amlsgcr.  Zürich  v.  11.  Oct.  1828. 
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Zweige  der  Obstbäume  und  Fruchtstauden  über,  so  gehö- 
ren die  auf  das  nachbarliche  Grundstück  fallenden  Früchte 
dein  Nachbar  zu,  und  es  ist  der  Eigenthümer  des  Baumes 
nicht  berechtigt,  diesen  Gewinn  jenem  wieder  zu  entziehen. 
Es  scheint  dieses  Recht  überall  in  unserer  Gegend  gegolten 
zu  haben. 

Und  noch  jetzt  erkennt  das  Gewohnheitsrecht  des  Kno- 
naucramtcs  und  des  Bezirkes  Horgen  (vielleicht  auch  noch 
anderer  Bezirke),  den  Anris  als  geltendes  Recht  an  **).  Aus- 
führliche Bestimmungen  darüber  enthält  das  El  gger  Herr- 
schaftsrecht von  1535.  Th.  III.  Art.  68. M).  Steht  der 
Baum  im  Felde,  ira  Gegensatz  zu  Gärten  oder  Rebgelän- 
den , so  gehört  nur  der  halbe  Anris  dem  Nachbarn,  im 
letztem  Falle,  so  wie  von  wildem  Obste,  der  ganze.  Der 
Nachbar  darf  nicht  schütteln.  Will  aber  der  Eigenthümer 
den  Baum  schütteln , so  soll  er  dem  Anriser  (d.  h.  dem , 
der  das  Recht  auf  den  Anris  hat)  zuvor  davon  Kenntniss 
gehen. 


§.  14.  Eigenthum.  B.  An  beweglichen  Sachen. 

1.  Für  bewegliche  Sachen  ist  die  Uebergabe  des  Be- 
sitzes die  regelmässige  und  häufigste  Form61),  wie  unter 
Lebenden  Eigenthum  übertragen  wird.  An  herrenlosen 
Sachen  wirkt  wieder  die  Besitzesergreifung  Eigenthum. 
Und  die  Sachen  des  verstorbenen  Rechtssubjectes  gehen  in 


59)  Vergl.  Lea  Stadt  - und  Landrecht  II.  S.  6 45.  Stadlrecht  von 
Wesen.  Art.  165  : „Es  sol  Mengklich  dem  andern  ein  Anriss  des  ob- 
ses  geben.  Nämlich  was  boninen  vff  vnderniarchen  stand  , da  hört  Jetwe- 
denn  das  Anriss , was  vff  das  sin  fall;  wo  aber  boome  »ff  eins  eigenthurab 
gar  stand  , was  Anrisses  dann  einem  andern  vff  das  sin  fallt  , das  sol  halbs 
demselbigen  vnnd  balbs  dem  so  der  boum  hört  , zugehören.*'  l'n  t.  Man. 
v.  1626  und  1628.  Jak.  Grimm  in  der  Zeitschrift  für  geschichtl.  Rechts- 
wissenschaft von  Savigny  Eichhorn  und  Göschen  III.  S.  349. 

60)  Pestalutz  I.  S.  375. 

61)  Heber  diesen  Gegensatz  zwischen  Liegenschaft  und  Fahrhabe  ist  auch 

zu  vergleichen  Erläuterung  zum  Winterthurer  Stadtrecht  von  1720.  §.  4. 

Pestalutz  I.  S.  53. 
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und  mit  der  Erbschaft  auf  den  Erben  über.  Es  unterscheidet 
sich  hierin  unser  Recht  nicht  wesentlich  von  den  Grundsätzen 
des  gemeinen  Rechtes  in  Deutschland. 

2.  Die  Lehre  vom  anvertrauten  Gute  hat  sich 
nun  auf  deutscher  Grundlage  aber  durch  römische  Einflüsse 
wirklich  dahin  ausgebildet , dass  in  allen  Fällen  das  Eigen- 
thum bei  dem  ursprünglichen  Eigenthümer  zurück  bleibt , 
der  redliche  Besitzer  der  anvertrauten  Sache  aber  nur  gegen 
Wiedererstattung  des  dafür  bezahlten  Preises  sie  heraus 
geben  muss.  Der  Eigenthümer  kann  sodann  hinwieder  den, 
welchem  er  vertraute , und  welcher  das  Vertrauen  miss- 
brauchte , auf  Ersatz  dieser  Auslagen  belangen.  Macht 
der  Eigenthümer  von  seinem  Ansprachsrechte  auf  die  Sache 
keinen  Gebrauch  und  hält  er  sich  lediglich  an  den,  dem  er 
vertraut  hat , so  mag  allerdings  leicht  aus  seinem  Benehmen 
eine  Verzichtleistung  auf  die  Sache  selbst  und  ein  Ueber- 
gang  des  Eigenthums  auf  den  redlichen  Besitzer  geschlos- 
sen werden:  eine  Annahme,  welche  um  so  weniger  aus- 
bleiben  kann,  als  sonst  die  Rechtsunsicherheit  nicht  besei- 
tigt würde.  Denn  eine  Ersitzung,  die  Hülfe  gewährte, 
kennt  unser  Recht  nicht. 

Davon  gibt  cs  nun  einige  Ausnahmen,  wo  die  Lehre 
vom  anvertrauten  Gute  nicht  zur  Anwendung  kommt,  son- 
dern die  Eigenthumsklage  volle  und  ungestörte  Wirkung  hat. 
a)  Wenn  Stoffe  Handwerkern  zur  Bearbeitung  über- 
geben werden,  so  wird  diess  nicht  als  eine  solche  Aeusse- 
rung  von  Vertrauen  betrachtet,  dass  der  Anvertrauende 
nun  sich  gefallen  lassen  müsste,  wie  das  Sprüchwort 
sagt,  seinen  Glauben  da  zu  suchen,  wo  er  ihn  gelassen. 
Ebenso  wenn  der  Fabrikherr  seinen  Arbeitern  Stoffe 
zur  Bearbeitung  cinhändigt.  Dagegen  wenn  ein  Han- 
delsherr seinem  Faktor  Waaren  oder  andere  Sachen  an- 
vertraut,  so  kann  jener  allerdings  die  von  diesem  ver- 
äusserten  Sachen  nur  gegen  Ersatz  des  Preises  zurück  er- 
halten63). 

63)  Sl.  L.  R.  Th.  VI.  §.  2".  S.  92.  Th.  X.  §.  53.  54.  S.  160.  Erk.  t. 
1727.  Alle  Sammlung  Bd.  II.  S.  151.  155,  erneuert  1749.  S.  169. 
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b)  Die  ganze  Lehre  beruht  nunmehr  darauf,  dass  wer  sein 
Vertrauen  auf  einen  Dritten  setzte,  die  Folgen  seines 
Irrthums  oder  seines  Leichtsinnes  zunächst  selbst  zu 
tragen  habe , wenn  nun  Missbrauch  von  seinem  Ver- 
trauen gemacht  wird.  Diess  setzt  aber  hinwieder  vor- 
aus, dass  das  Vertrauen  aus  freiem  Willen,  nicht  aus 
irgend  einer  zwingenden  Nothwendigkeit  hervorge- 
gangen sei.  Daraus  folgt  nun  aber,  dass  sobald  sich 
eine  solche  Nothwendigkeit  ergibt , und  wäre  sie  auch 
nur  eine  sittliche  und  nicht  zugleich  eine  juristische, 
das  Vertrauen  für  den  Vertrauenden  nicht  jene  gefähr- 
liche Wirkung  haben  kann.  Man  mag  zwar  dagegen 
einwenden,  dass  jede  solche  feinere  Unterscheidung 
darum  unzulässig  sei,  weil  ursprünglich  rein  darauf 
gesehen  worden,  ob  die  Sache  mit  oder  ohne  Willen 
des  Eigeothümers  aus  dessen  Gewere  gekommen  sei6'*), 
nicht  aber  darauf,  ob  er  gegenüber  dritten  Personen 
ein  besonderes  Vertrauen  geäussert  habe.  Aber  wenn 
auch  für  die  ältere  Zeit  dieses  zugegeben  werden  muss, 
so  hat  sich  doch  im  Verlaufe  der  Zeit  die  Rechtsan- 
sicht verändert,  und  es  ist  die  Art  und  Weise  des  Ver- 
trauens in  bedeutendem  Masse  mit  zu  einem  Faktor  der 
ganzen  Lehre  geworden.  So  ergibt  sich  diess  thcils 
aus  den  Sprüchwörtcrn  } Trau  schau  wem-  wo  man 
seinen  Glauben  gelassen , soll  man  ihn  wieder  suchen 
theils  aus  manchen  Modificationen,  z.  B.  gerade  der 
vorhin  angeführten.  Wir  würden  daher  in  folgendem 
Falle  die  Lehre  unbedenklich  ausschliesscn  und  es  ist 
diess  auch  wirklich  schon  in  ähnlichen  Fällen  durch 
die  Gerichte  geschehen.  Eine  Wittwe  , die  aus  erster 
Ehe  Kinder  hat,  verheirathet  sich  von  Neuem.  Die 
Kinder  aus  erster  Ehe  haben  von  ihrem  verstorbenen 
Vater  her  Eigenthum  an  Fahrhabe.  Nun  ist  freilich 
keine  rechtliche  Nöthigung  für  die  Kinder  oder  deren 
Vormund  vorhanden,  dem  Stiefvater  diese  Fahrhabe 


64)  Vergl.  oben  Rach  III.  §.  19.  S.  41$. 
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anzuvertrauen.  Aber  da  sic  mit  ihrer  Mutter  in  seiner 
Haushaltung  leben , so  bringt  es  die  Sitte  mit  sich , 
dass  die  Mobilien  u.  s.  f.  dem  gemeinen  Gebrauche 
überlassen  werden.  Vera'ussert  oder  verpfändet  nun 
der  Stiefvater  Sachen,  welche  den  Kindern  gehören, 
so  können  diese  dennoch  ihr  Eigenthum  geltend  ma- 
chen und  die  Sachen  ansprechen;  und  wenn  sich  der 
Dritte  redliche  Besitzer  darauf  beruft,  dass  er  anver- 
trautes  Gut  an  sich  gebracht  habe,  somit  nur  gegen 
Ersatz  der  Unkosten  dasselbe  heraus  zu  geben  schul- 
dig sei,  so  erwiedern  die  Kinder  mit  Recht,  es  sei  ihr 
Vertrauen  nicht  ein  so  freies  gewesen  , wie  es  erfor- 
dert werde,  nur  so  bedenkliche  Folgen  daran  zu 
knüpfen. 

c)  Damit  hängt  dann  eine  fernere  Modification  zusammen. 
War  nämlich  auf  Seite  der  Eigenthtimer  ein  achtes 
Vertrauen  vorhanden,  als  er  die  Sachen  an  einen  andern 
übergab , und  dieser  veräusserte  die  anvertrauten  Sa- 
chen, aber  nicht  weil  er  jenes  Vertrauen  missbrauchte, 
sondern  indem  er  einem  äussern  Zwange  nachgab  (z. 
B.  diese  Sachen  werden  trotz  seinem  Widerspruche  durch 
den  Rechtstrieb  gepfändet);  so  kann  auch  hier  wieder 
der  Eigenthümer  die  so  veräusserte  Sache  frei  anspre- 
cheu.  Der  Missbrauch  seines  falschen  Vertrauens  trifft 
eher  ihp , als  den  unschuldigen  dritten  Erwerber  ; aber 
wenn  kein  Missbrauch  seines  Vertrauens  vorhanden 
ist,  sein  Vertrauen  somit  auch  nicht  getaucht  wird,  so 
kann  auch  von  keinen  Folgen  eines  Missbrauches  die 
Rede  sein64). 


65)  Vergl,  AI  brecht  Gewere  S.  92,  wo  zwei  entgegengesetzte  An- 
sichten der  Stadtrechtc  über  diesen  Punkt  angeführt  werden.  Monatschro- 
nik I.  481  , wo  der  Grund,  aus  welchem  in  einem  Specialfalle  die  Lehre 
▼on  anvertrautem  Gute  nicht  zur  Anwendung  kam  , zu  enge  gefasst  scheint. 
Vergl.  übrigens  unten  §.  21  , 3. 
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j.  15.  Dienstbarkeiten  (Servituten). 

In  dem  Begriffe  des  Eigenthuins  liegt  die  unbeschränkte 
absolute  Herrschaft  einer  Person  Uber  eine  Sache.  Diese 
Herrschaft  kann  sich  somit  auch  in  jeder  beliebigen  Rich- 
tung äussern,  ohne  dass  diese  einzelnen  Richtungen  ein  eigen- 
tümliches rechtliches  Dasein  haben.  Sie  sind  alle  zusam- 
men eingeschlossen  und  vereinigt  in  dem  Begriffe  des 
Eigenthums  als  ihrer  Quelle  und  blosse  Aeusserung  und 
Anwendung  desselben. 

Anders  die  Servituten.  In  diesen  liegt  zwar  auch  eine 
unmittelbare  Herrschaft  über  eine  Sache , aber  diese  Herr- 
schaft zeigt  sich  nur  in  einer  einzelnen  Richtung.  Die  Be- 
schränkung gehört  zu  ihrem  Wesen , sie  bestehen  nur  in- 
sofern sie  beschränkt  sind.  Daraus  folgt  von  selbst , dass  der 
Eigentümer  nicht  auch  zugleich  das  Recht  der  Dienstbar- 
keit haben  könne  auf  seine  Sache.  Denn  wenn  er  eine 
vollkommene  Herrschaft  über  diese  hat,  so  kann  er  nicht 
auch  eine  beschränkte  Herrschaft  haben.  Es  werden  dem- 
nach die  Servituten  von  dem  Eigenthuine  absorbirt , sobald 
sie  in  demselben  Berechtigten  zusammen  treffen. 

Dagegen  können  dritte  Personen  allerdings  dergleichen 
dinglichen  Rechte  auf  eine  fremde  Sache  haben.  Durch 
Absonderung  eines  einzelnen  dinglichen  Rechtes  aus  dem 
Eigenthum  entsteht  erst  die  Dienstbarkeit  zu  Gunsten  des 
Nichteigenthümers  und  beschränkt  insoweit  auch  die  Frei- 
heit des  Eigenthums.  Nicht  alle  solchen  aus  dem  Eigen- 
thumc  ausgeschiedenen  und  demselben  entgegen  gestellten 
dinglichen  Rechte  heissen  nun  aber  Dienstbarkeiten.  Es 
werden  unter  diesem  Ausdrucke  nicht  begriffen  die  Pfand- 
rechte, deren  Existenz  keine  eigene,  sondern  nur  eine 
acccssorische  ist , indem  sie  dazu  dienen , Sicherheit  zu 
geben  für  ein  anderes  Reeht,  eine  Forderung.  Eben  so 
wenig  gehören  hichcr  die  Real  lasten,  die  nicht  so  ent- 
stehen, dass  ein  einzelnes  dingliches  Recht  aus  dem  Eigen- 
thum abgelöst  wird  und  diesem  selbständig  entgegen  tritt , 
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sondern  vielmehr  so  , dass  der  Besitzer  einer  Sache 
(eines  Grundstücks)  zu  einer  periodischen  Leistung  ge- 
nöthigt  wird , die  nur  darum  einen  dinglichen  Charak- 
ter hat , weil  sie  unzertrennlich  mit  dem  Besitze  eines 
Grundstückes  verbunden  ist,  nicht  aber  darum,  weil  das 
Eigenthum  selbst  innerlich  durch  sie  beschrankt  wird. 
Ferner  sind  auszuscheiden  die  sämratlichen  Gerech- 
tigkeiten, welche  als  Ausfluss  einer  über  das  Privatei- 
genthum sich  ausdehnenden  und  dasselbe  beschrankenden 
Landeshoheit  zu  betrachten  sind , und  so  dem  Begriffe  der 
Regalität  anheim  fallen.  Endlich  sind  einzelne  dingliche 
Rechte  abzusondern,  welche  von  jeher  im  deutschen  Rechte, 
wie  früher  im  römischen  die  Emphyteuse  und  die  Super- 
ficies , ihrer  grossen  Bedeutung  oder  ihres  Zusammenhanges 
mit  andern  Rechtsinstituten  wegen  oder  aus  andern  Ursa- 
chen eine  besondere  Ausbildung  und  Theorie  empfangen 
haben.  Hier  lässt  sich  die  Gränze  kaum  schon  dem  Begriffe 
nach  festsetzen.  Sie  wird  nur  auf  historischem  Wege  erkannt 
durch  Beachtung  der  Rechtsansichten,  die  sich  thcils  durch 
den  Einfluss  römischer  Theorien,  theils  mit  Rücksicht  auf 
die  Bedürfnisse  des  Lebens  ergaben. 

In  der  ganzen  Lehre  von  den  Dienstbarkeiten  hat  auch 
bei  uns  das  römische  Recht  auf  die  Behandlungsvveise  sehr 
cingewirkt.  Jedoch  müssen  wir  wieder  auf  mancherlei  Ab- 
weichungen aufmerksam  machen. 

1.  Das  römische  Recht  setzt  eine  geschlossene  Anzahl 
von  sogenannten  Personalservituten,  welche  einer 
Person  als  solcher  gehören,  den  sogenannten  Prädialser- 
vituten entgegen,  welche  einem  Grundstücke  auf  ein  an- 
deres Grundstück  zustchen,  und  innerhalb  gewisser  Grän- 
zen in  beliebigen  neuen  Formen  cnstehen  können.  Es  scheint 
mir,  dieser  Unterschied  lasse  sich  für  unser  Recht  nicht 
festhalten , sondern  müsse  vielmehr  durch  einen  andern  er- 
setzt werden.  Die  Zahl  der  Servituten , welche  einer  Per- 
son zustehen,  ist  nämlich  keineswegs  abgeschlossen,  noch 
müssen  die  Dienstbarkeiten , welche  im  römischen  Rechte 
zu  den  Prädialservituten  gehören,  immer  mit  Nothwcndig- 
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keit  einem  Grundstücke  zudienen.  Giebt  man  den  freien 
Blick  nur  nicht  gefangen  unter  die  Theorie  eines  fremden 
Rechts,  so  wird  man  gewahr  werden,  dass  im  Leben  eine 
Menge  Anwendungen  Vorkommen  von  Dienstbarkeiten , die 
einer  Person  als  solcher  zustehen , ungeachtet  sic  nach  römi- 
schem Rechte  ihr  nicht  zustchcn  könnten.  Einige  Beispiele 
mögen  zur  Erläuterung  und  zugleich  zum  Beweise  dienen. 
Eine  Gemeinde  erwirbt  ein  Wegerecht  über  das  Grundstück 
des  B.  Auch  wenn  sie  keine  eigenen  Grundstücke  besitzt, 
so  kann  sie  diess , und  wenn  sie  solche  besitzt , so  will  sie 
das  Recht  nicht  für  diese,  sondern  für  ihre  Gemeindsge- 
nossen und  sämmtlichen  Einwohner,  also  für  Personen.  Es 
ist  nicht  abzuschen , warum  sie  daran  durch  die  Theorie 
eines  fremden  Rechtes,  welche  den  im  Volke  lebenden  und 
im  Verkehr  sich  äussernden  Rcchtsansichten  widerspricht , 
gehemmt  werden  sollte.  Ferner  A verkauft  sein  Haus, 
welches  für  Betreibung  eines  bestimmten  Berufes  einge- 
richtet ist,  an  B.  Da  er  aber  Concurrenz  zu  vermeiden 
wünscht,  so  legt  er  dem  Hause  die  Verpflichtung  auf, 
dass  sein  künftiger  Eigenthiimer,  so  lange  er  lebe,  diesen 
Beruf  nicht  darin  treiben  dürfe.  Um  sicher  zu  gehen,  be- 
stellt er  ein  dingliches  , an  seine  Person  geknüpftes  Recht, 
der  Art:  ein  Fall,  der  im  Leben  gar  nicht  selten  vor- 
kommt. Ferner  C erwirbt  für  sich  und  seine  Familie 
das  Recht  bei  dem  Brunnen  des  D jederzeit  Wasser  zu  ho- 
len, oder  in  dem  Waschhausc  des  D für  seinen  Bedarf 
waschen  zu  lassen , und  lässt  sich  dieses  Recht  dinglich  zu- 
sichcrn.  Er  kann  es,  ungeachtet  er  überall  kein  Grund- 
eigenthum besitzt. 

Zur  Anerkennung  dieser  Abweichung  von  den  Princi- 
pien  des  römischen  Rechtes  mag  man  um  so  leichter  ge- 
langen, wenn  man  erwägt,  einmal,  dass  das  deutsche  Recht 
seiner  ganzen  historischen  Entwicklung  nach  eine  Menge  viel 
eingreifenderer  und  gefährlicherer  Belastungen  des  Eigen- 
thumes  zulicss,  welche  das  crstcre  nie  verstauet  hätte,  wie 
die  Lehre  von  den  Rcallasten  am  besten  zeigt,  zweitens 
dass  selbst  das  römische  Recht  bei  seiner  Theorie  von  den 
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Prädialservituten  doch  immer  vorzugsweise  auf  das  dienende 
Grundstück  Bedacht  nimmt , und  das  herrschende  Grund- 
stück nur  in  untergeordneter  Weise  zur  Sprache  bringt. 

Müssen  wir  daher  jene  Unterscheidung  aufgeben,  so 
scheint  dagegen  eine  neue  ähnliche  keineswegs  entbehrlich. 
Die  einen  Dienstbarkeiten  nämlich  beziehen  sich  immer  mit 
Nothwcndigkeit  auf  ein  dienendes  Grundstück.  An- 
dere können  sich  zwar  auch  auf  ein  Grundstück  aber  eben 
so  gut  auf  bewegliche  Sachen  beziehen.  Wie  die 
Römer  ihre  Prädialservituten  vorzugsweise  Servituten  nann- 
ten, so  können  auch  wir  jene  erstem  Dienstbarkeiten 
(Servituten)  im  engem  Sinne  nennen.  Sic  haben  sämmtlich 
einen  eigenthiimlichen  Charakter:  während  die  letztem, 

die  gewöhnlich  doch  nur  in  den  beiden  Formen  des  Nicss- 
brauchcsund  Gebrauchsrechtes  vorkoinmen,  am  be- 
sten mit  ihren  besondern  Namen  bezeichnet  werden. 

2.  Die  eigentlichen  Dienstbarkeiten  bestehen  entweder  . 
darin,  dass  der  Eigenthümcr  des  dienenden  Grundstücks 
verhindert  wird  etwas  zu  thun,  was  er  als  freier  Eigen-  f 
thümer  thun  dürfte,  negative  Servituten  z.  B. , er  darf 
nicht  höher  bauen,  kein  Fenster  aus  seiner  Mauer  brechen, 
keine  Bäume  pflanzen  und  dgl. , oder  darin , dass  der  Ei- 
gentümer des  dienenden  Grundstücks  etwas  dulden  muss , 
was  er  ohne  die  Servitut  nicht  dulden  müsste,  positive 
Servituten.  Unter  diesen  zeichnen  sich  hinwieder  diejeni- 
gen aus,  die  sich  durch  bleibende  Anstalten  und  Vorrich- 
tungen äussern,  von  denen,  welche  keiner  solchen  Einrich- 
tung bedürfen.  Zu  jenen  gehören  z.  B.  das  Hecht  der 
Brunnenleitung  über  fremde  Grundstücke,  das  Recht  auf 
einen  Kanal  zur  Betreibung  einer  Mühle  oder  einer  Ma- 
schine, das  Recht  einen  Balken  auf  der  Mauer  des  Nach- 
bars ruhen  zu  lassen  u.  s.  f. 

Servituten,  welche  in  einem  Thun  des  Eigenthümers 
des  dienenden  Grundstücks  beständen , verwirft  das  römische 
Recht.  Es  ist  schon  oft  die  Frage  behandelt  worden,  ob 
nicht  das  deutsche  Recht  auch  derlei  Servituten  zulassen 
könne.  Insbesondere  hat  man  für  die  Bejahung  der  Frage 
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angeführt,  dass  ja  das  deutsche  Recht  eine  Menge  von 
positiven  Belastungen  des  Grundeigenthums  namentlich  durch 
Reallasten  kenne  und  verstatte,  und  so  hat  man  denn  von  dem 
Mehrern  auf  das  Mindere  schliessen  wollen.  Allein  mit  Un- 
recht. Denn  halt  man  nur  den  Grundgedanken  der  Servituten 
als  einzelner  aus  dem  Eigenthumc  ausgeschiedener  dinglicher 
Rechte  fest,  so  muss  man  mit  den  Römern  die  Servituten  , 
die  in  einem  Thun  bestehen  sollten,  für  unmöglich  halten, 
weil  sie  weder  dein  positiven , noch  dem  negativen  Inhalte 
des  Eigenthums  entsprechen,  weder  jenen  noch  diesen  be- 
schränken würden.  Und  in  die  ganze  Lehre  käme  ein 
solches  Schwanken , eine  solche  Vermengung  verschieden- 
artiger Begriffe,  dass  keiner  von  ihnen  mehr  unverfälscht 
zu  erhalten  wäre. 

Wir  gehen  daher  auch  für  unser  Recht  von  dem  Satze 
aus , dass  keine  Dienstbarkeit  in  einem  Thun  bestehen  könne. 
Hier  nun  aber  dürfen  wir  doch  nicht  stehen  bleiben.  Das 
römische  Recht  lässt  doch  selbst  in  Einem  Falle  ein  Thun 
zu , nämlich  bei  der  servitus  oneris  ferendi.  Es  kann  diese 
Dienstbarkeit  wirklich  den  Sinn  haben , dass  der  Eigentü- 
mer des  dienenden  Grundstücks  die  Mauer  bcrstellen  lassen 
muss,  auf  welcher  die  Balken  des  herrschenden  Hauses  ru- 
hen sollen.  Diesen  nämlichen  Gedanken . diese  nämliche 
aber  nur  scheinbare  Abweichung  von  dem  obigen  Principe 
dürfen  wir  auf  jene  einzelne  Anwendung  nicht  beschränken. 
Die  Abweichung  ist  nur  eine  scheinbare ; denn  der  Hauptinhalt 
der  Servitut  ist  auf  ein  Dulden  (Tragung  des  Balkens)  nicht 
auf  ein  Thun  (Herstellung  der  Mauer)  gerichtet ; das  Thun 
kommt  nur  insofern  zur  Sprache,  als  dasselbe  der  eigent- 
lichen Servitut  vorarbeitet,  als  es  diese  möglich  macht  oder 
dieselbe  vermittelt.  Auf  ganz  gleiche  Weise  kann  auch,  nach 
unserm  und  warum  nicht  überhaupt  nach  deutschem  Rechte 
ein  Wegerecht,  mithin  eine  dem  eigentlichen  Gehalte  nach 
positive  wahre  Servitut,  mit  der  dinglichen  Verabre- 
dung bestellt  werden,  dass  dem  Eigenthümer  des  dienenden 
Grundstücks  die  Verpflichtung  obliegt,  den  Weg  auf  seine 
Kosten  zu  unterhalten.  Es  kann  diess  nicht  bloss  gcsche- 
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hen , es  geschieht  diess  sehr  häufig  und  gewiss  nicht  bloss 
in  der  Schweiz.  Hier  wird  aber  wieder  die  eigentliche 
Servitut  vermittelt  durch  ein  Thun  des  Belasteten:  und 
insofern  eben  würden  wir  ganz  allgemein  auch  das  Thun 
mit  in  den  Bereich  der  Servitutenlehre  hinein  ziehen,  als 
dasselbe  nicht  selten  den  wahren  Gehalt  der  Servitut  bildet, 
sondern  vielmehr  dem  eigentlichen  Inhalte  der  Servitut  le- 
diglich vorarbeitet  und  denselben  vermittelt. 

3.  Besonders  mannigfaltig  sind  die  Wege  rechte  des 
deutschen  Rechtes  ; und  es  wäre  wohl  an  der  Zeit,  auch  diese 
eben  so  sorgfältigen  Untersuchungen  zu  unterwerfen  als  den 
Wegerechten  des  römischen  Rechtes  (via,  actus  und  iter) 
zu  Theil  geworden  sind.  Ich  will  hier  nur  einiger  gedenken  : 

a)  Fusswegrecht,  gewöhnlich  nicht  auf  einzelne  Per- 
sonen, sondern  die  sämmtlichen  Bewohner  eines  Hau- 
ses oder  eines  Ortes  , zuweilen  sogar  auf  Jedermann 
ausgedehnt. 

b)  Braut-  und  Bahrwcgrecht  für  feierliche  Ziige 
nach  der  Kirche,  setzt  schon  eine  gewisse  Breite 
voraus. 

c)  Trift,  Recht,  Vieh  über  einen  Weg  zu  treiben. 

d)  Fahrwegrecht  in  mannigfachen  Abstufungen,  für 
Schlitten  nur  während  des  Winters,  für  Leiterwagen, 
Lastwagen  u.  s.  f. 

e)  Zeigweg  im  Zusammenhang  mit  der  Drcifelderwirth- 
schaft,  welche  während  der  Fruchtjahre  nur  ein  be- 
schränktes, dagegen  im  Brachjahre  ein  sehr  ausgedehn- 
tes Fahrwegrecht  den  Eigenthiimern  der  hintern  Aecker 
über  die  vordem  verstattetc.  Verbesserte  Cultur  hat 
bleibende  und  jederzeit  ofTene  Feldwege  an  ihre 
Stelle  treten  lassen. 

f)  Tretrecht.  Der  Eigentümer  des  hintern  Ackers 
darf  beim  Pflügen  mit  seinem  Zugvieh  anf  den  vor- 
dem dienenden  Acker  hinübertreten , um  so  seinen 
Acker  bis  auf  die  äusserste  Grenze  pflügen  zu  können. 

g)  Wende-Kchrrecht.  Das  Recht  einen  Wagen  auf 
fremdem  Boden  umzuwenden. 
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h)  Keckwcg,  Leitpfad  an  den  Ufern  öffentlicher  Flüsse, 
um  die  Schiffe  stromaufwärts  ziehen  zu  dürfen. 
Manche  dieser  Wegrechte  sind  nun  freilich  ursprüng- 
lich nicht  in  der  Form  von  Servituten  entstanden.  Das 
ältere  deutsche  Recht  pflegte  für  die  Bedürfnisse  der  Land- 
wirtschaft auf  andere  Weise  zu  sorgen.  Die  Verbindung 
der  Markgenossen  und  die  grundherrlichen  Verhältnisse 
gaben  die  Mittel  an  die  Iland  , dieselben  statt  auf  dem 
Wege  des  Einzelnwillens  durch  Servituten  vielmehr  in  Form 
von  Ordnungen  durch  allgemeinen  Willen  zu  reguliren. 
Und  so  war  von  Rechtes  wegen  schon  näher  bestimmt , 
was  die  Nachbarn  im  römischen  Staate  durch  Servituten  , 
wo  nicht  etwa  die  alte  Kunst  der  Agrimension  durch  Ein- 
teilung des  Bodens  auch  für  sic  gesorgt  hatte,  crzwcckeu 
mussten.  Dahin  gehören  z.  B.  folgende  Bestimmungen  : 

Öffnung  von  Flaach  v.  1557.  Item.  Es  sol  le  am 
vorder  gut  dem  hmder  wäg  vnnd  stäg  geben,  das  Einer 
mit  dem  sinen  dar  vnnd  dannen  körnen  mag  zu  zimlichen 
ziten. 

Regenspcrger  Herrschaftsrecht  v.  1538.  Art.  40. 
Item  es  ist  disses  Ainpts  bruch  , das  cyncr  inn  den  Rech- 
ten Eewisen  den  nechsten  wässeren  mag  durch  eyns  Nach- 
puren gut,  was  cyn  spadten  stich  oder  eyn  pflugs  fure 
bringen  mag  , vund  das  von  Sanct  verenen  tag  an  , bis  an 
Mcyg  Abennt.  — Art.  41.  Wellicber  vff  den  annderen 
wasscr  grabt  es  syge  mit  furen  ald  Tolen  der  soll  es  im 
ahnemmen  , vnnd  also  ye  eyner  dem  annderen  abnemen  , 
vnntz  inn  den  Rechten  Eeruns*6). 

4.  Zur  Bestellung  der  Servituten  genügt  der  Vertrag 
des  Berechtigten  mit  dem  Eigenthiimer  des  dienenden  Grund- 
stückes. Kanzlciische  Fertigung  ist  nicht  nothwendig , 
wird  aber  doch  oft  angewendet,  um  dem  Rechte  grössere 
Sicherheit  auf  die  Dauer  zu  verschalfcn.  Da  der  Vertrag 
indessen  zugleich  die  regelmässige  Form  ist,  persönliche 


66)  Pestaluti  I.  S.  192.  Yergl.  ferner  Art.  66  und  67.  Pest. 
S.  200.  K non  Atter  atnts  recht  Art.  59  and  60.  Pest.  I.  S.  242  ff. 
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Rechte  zu  bestellen,  so  können  hier  leicht  Zweifel  über 
die  Natur  des  bestellten  Rechtes  entstehen , ob  es  ein  ding- 
liches oder  ein  persönliches  sei.  Auch  in  dieser  Rücksicht 
ist  es  daher  zweckmässiger,  sich  der  kanzleiischen  Ferti- 
gung zu  bedienen,  einmal  weil  an  sich  schon  aus  derselben 
eher  auf  Dauerhaftigkeit  des  Rechtsverhältnisses  , somit  auf 
Dinglichkeit  geschlossen  werden  kann,  anderseits  weil  bei 
derselben  die  Parteien  an  einen  rechtskundigen  Mann,  den 
Notar,  gewiesen  sind,  der  sie  bei  der  Abfassung  des  Ver- 
trages unterstützt  und  dadurch  alle  Zweifel  heben  kann. 

5.  Eine  Erzeugung  der  Servituten  durch  erwerbende 
Verjährung  ist  unserm  Rechte  unbekannt.  Es  zei- 
get! sich  zwar  einzelne  Spuren  von  einer  früheren  Neigung, 
dem  10jährigen  Gebrauche  den  Charakter  einer  Ersitzung 
zuzuschreiben.  Aber  es  bildete  sich  doch  kein  festes  Ge- 
wohnheitsrecht dieser  Art  aus,  und  in  neuester  Zeit  wird 
von  den  Gerichten  entschieden  jede  eigentliche  Ersitzung 
ausgeschlossen. 

Der  Mangel  einer  solchen  inacht  nun  aber  offenbar  eine 
Ergänzung  nothwendig.  Denn  eine  Menge  von  Servituten 
bestehen  überall,  die  nirgends  in  Protokollen  eingetragen 
sind,  und  für  die  es  unmöglich  wäre,  den  Beweis  ihrer 
Entstehung  durch  Urkunden  oder  Zeugen  zu  fiihren. 

In  dieser  Beziehung  müssen  wir  unterscheiden  zwischen 
den  verschiedenen  Arten  von  Servituten. 
a)  Negative.  Wenn  B lange  Jahre  nicht  höher  baute, 
so  folgt  daraus  allein  gewiss  noch  nicht,  dass  der  Nach- 
bar A ein  dingliches  Recht  des  Inhaltes  besitze,  dass 
B nicht  höher  bauen  dürfe.  Wenn  nun  aber  B spannt 
und  A , indem  er  sich  darauf  beruft , dass  auf  dem 
Hause  des  B die  Dienstbarkeit  des  Nichthöherbauens 
hafte,  Einsprache  erhebt,  wenn  dannzumal  B sich  ein- 
fach beruhigt  und  ohne  weiteren  Vorbehalt  von  seinem 
Bauvorhaben  abstcht,  so  wird  inan  nun  schon  sehr  ge- 
neigt, aus  diesem  Benehmen  des  B auf  eine  Anerken- 
nung der  Servitut  zu  schliessen.  Steht  aber  B von 

BlanUchli  Krehlagfichichtt.  II,  S 
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der  Baute  ab,  indem  er  zugleich  gegen  jede  falsche 
Deutung  sich  sicher  stellt  und  die  Servitut  bestreitet, 
so  ist  A zwar  von  da  an  im  faktischen  Besitze  der 
Servitut,  kann  aber  diesen  Besitz  durch  lange  Fort- 
setzung weder  in  ein  Recht  verwandeln  noch  daraus 
die  Vermuthung  eines  Rechts  herleiten. 
b)  Positive  Servituten,  die  sich  durch  wiederholte 
) Handlungen  des  Berechtigten  äussern.  Hier  wirkt 
nun  die  Lehre  vom  unvordenklichen  Besitze 
ergänzend.  Die  Grundidee  derselben  ist  diese.  Es 
soll  nicht  durch  fortgesetzten  Besitz  ein  vorher  nicht 
vorhandenes  Recht  neu  erzeugt  werden,  sondern  viel- 
mehr wenn  ein  Recht  seit  Mensebengedenken  ausge- 
iibt  wurde,  so  ist  anzunehmen,  cs  sei  von  Anfang  an 
schon  ein  wirkliches  Recht  zu  dieser  Ausübung  vor- 
handen gewesen.  Es  gründet  sich  diese  Vermuthung 
darauf,  dass  die  Menschen  nicht  geneigt  sind,  fort- 
dauernd und  ohne  Unterbruch  andern  die  Vornahme 
von  Einwirkungen  auf  ihr  Eigenthum  zu  verstatten, 
wenn  diese  andern  dazu  nicht  berechtigt  sind.  Hält 
man  aber  den  Satz  fest,  dass  nur  eine  Vermuthung 
eines  wirklich  vorhandenen  Rechts  dadurch  hergestellt 
werde,  so  folgt  daraus,  dass  diese  Vermuthung  nur 
so  lange  w'irken  kann,  als  nichteine  andere  Bedeutung 
der  Ausübung  jener  Handlungen  nachgewiesen  oder 
auch  nur  in  bedeutendem  Masse  wahrscheinlich  ge- 
macht wird.  Denn  wenn  der  Vermuthung  Gewissheit 
oder  eine  andere  Vermuthung  von  ähnlicher  Stärke 
entgegen  steht,  so  löst  sie  sich  selber  auf  und  ver- 
schwindet. Wo  daher  eine  Urkunde  darüber  Auf- 
schluss ertheilt , dass  dem  A nur  bittweise  und  auf 
Zulassung  hin  verstauet  sei,  über  das  Grundstück  des 
ß zu  gehen . da  kann  sich  A nicht  mit  Erfolg  auf 
unvordenkliche  Ausübung  des  Wegerechtes  beziehen 
und  daraus  ein  Wegerecht  herleiten.  Ebenso  verhält 
es  sich  häufig  mit  dem  Nachweise  eines  frühem  entge- 
gengesetzten Zustandes.  Man  hat  schon  oft  die  Theo- 
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rie  aufgestellt : sobald  nur  überhaupt  ein  solcher  er- 

wiesen sei.  so  könne  gar  nicht  mehr  von  Unvordenk- 
lichkeit  des  Besitzes  geredet  werden  , denn  diese 
schlicsse  ihrem  Wesen  nach  jede  Kenntniss  eines  An- 
fanges aus.  Man  hat  sich  zu  dieser  Theorie  wohl 
nur  dadurch  verleiten  lassen  , dass  man  auf  das  Wort 
unvordenklich  einen  allzu  grossen  Nachdruck  legte. 
Denn  zu  einer  consequenten  Durchführung  derselben 
gelangen  doch  auch  ihre  Vertheidiger  nicht,  sonst 
würde  fast  alle  Anwendung  der  Unvordenklichkeit  auf- 
hören, Denn  steigt  man  nur  erst  einige  Jahrhunderte 
oder  Jahrtausende  hinauf,  so  lasst  sich  fast  immer  nach- 
weisen  , dass  die  betreffende  Servitut  damals  unmög- 
lich gewesen  sei.  Nur  so  viel  ist  richtig,  dass  die 
'l'hatsache  des  Anfangs  (nicht  die  Zeit  desselben)  un- 
bekannt sein  und  zugleich  in  eine  entferntere  Zeit  fallen 
müsse  , seit  welcher  die  Servitut  ausgeübt  wurde. 
Denn  ist  die  'l'hatsache  des  Anfanges  bekannt,  so  hat 
die  Vermuthung  keinen  Baum  inehr  und  jene  muss  über 
die  Natur  des  Rechtsverhältnisses  entscheiden;  und  fallt 
der  Anfang  in  eine  nahe  Zeit , oder  wurde  die  Aus- 
übung der  Servitut  inzwischen  gestört , so  hat  die 
Rechtsveriuuthung  zu  schwache  Stützen  in  diesen  Er 
scheinungeo,  um  bestehen  zu  können67). 
e)  Positive  Servituten  mit  dauernden  Anstalten  ver- 
bunden. Hier  wird  in  manchen  Fallen  die  blosse  Exi- 
stenz der  Anstalt  einen  zureichenden  Beweis  liefern 
für  das  Dasein  einer  Servitut.  Je  mehr  durch  eine 
solche  Anstalt  das  dienende  Grundstück  betroffen  wird, 
je  eingreifender  die  damit  verbundenen  Vorrichtungen 
sind  , desto  geneigter  wird  man  auch  sein  , jene  Fol- 
gerung zu  ziehn.  Ueberdem  kommt  aber  auch  hier 
wieder  die  Lehre  vom  unvordenklichen  Besitze  ergan- 


67)  Die  Theorie  der  Gerichte  ist  noch  etwas  schwankend  , doch 
scheint  sie  sich  immer  mehr  der  im  Texte  Aufgestellten  Ansicht  zu  nähfcrn, 
Vergl.  besonder»  Moii.  Ch.  IX.  200.  ff. 
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zend  zu  Hülfe.  Gerade  da  ist  es  dann  aber  am  auf- 
fallendsten , dass  der  blosse  Beweis  eines  frühem  ver- 
änderten Zustandes  nicht  an  sich  schon  geeignet  sei , 
die  Unvordenklichkeit  auszuschliessen , indem  aus  der 
Ansicht  von  Bauwerken  und  ähnlichen  Vorkehrungen 
mit  ziemlicher  Sicherheit  gezeigt  werden  kann , dass 
dieselben  und  zu  welcher  Zeit  sie  etwa  zuerst  errichtet 
worden. 


$.  16.  Res  Masten. 

1.  Wir  haben  im  ersten  Theilc  dieses  Werkes  gelegent- 
lich bemerkt  und  zum  Theil  auch  weiter  ausgeführt , wie 
während  des  Mittelalters  die  Güter  aus  verschiedenen  Grün- 
den mit  einer  Menge  von  dinglichen  Lasten  belegt  wur- 
den , welche  den  Besitzer  oder  Eigenthiimer  derselben  zu 
regelmässigen  Leistungen  verpflichteten.  Die  dem  Besitzer 
des  Zinsgutes  oder  Erbes  von  dem  echten  Eigenthiimer 
aufcrlegtcn  Lasten  änderten  dann  in  der  Folge  grossen- 
theils  ihre  Natur,  insofern  als  das  echte  Eigenthum  in  ein 
Obercigcnthum  zusamracnschrumpfte  oder  ganz  unterging,  und 
allmählig  der  Besitzer  des  Erbes  als  Eigenthiimer  betrachtet 
wurde.  So  kam  es , dass  viele  ursprünglich  zu  Gunsten 
des  Eigentümers  eingefiihrten  Keallasten  in  der  Folge  zu 
Lasten  wurden,  welche  auf  dem  (neuen)  Eigenthiimer  haf- 
teten und  ihm  den  Genuss  seines  Eigenthums  verkümmer- 
ten. Mit  der  Zeit  wurde  dann  natürlich  die  ursprüngliche 
Gestaltung  des  Verhältnisses  vergessen  und  die  Last  erschien 
um  so  drückender , je  weniger  sich  die  Leute  erinnern 
konnten,  dass  ihr  jetziges  Eigcnthum  früher  dem  Zinsherrn 
zugehört  hatte.  Andere  Reallasten  sind  selbst  in  ihrer  Ent- 
stehungsweise — wie  häufig  die  Zehnten  — als  Be- 
schwerden zu  betrachten , die  dem  Eigenthiimer  aufcrlcgt 
oder  von  ihm  übernommen  worden  waren.  Verbesserte 
Feldwirtschaft  hob  die  Uebclstände  solcher  ewiger  Lasten 
noch  greller  hervor , und  so  zeigt  sich  denn  schon  frühe 
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eine  veränderte  Richtung  mit  Bezug  auf  dieses  Rcchtsin- 
stitut.  Das  Mittelalter  hatte  die  Reallasten  hervorgebracht. 
Die  neuere  und  neueste  Zeit  strebt , den  Boden  wieder  da* 
von  zu  befreien. 

2.  In  der  Regel  wird  nun  der  Verpflichtete’  der  Eigen- 
tümer des  Grundstückes  sein , von  welchem  die  Rcallast 
zu  entrichten  ist.  Dannzumal  ist  es  gleichgültig,  wer  der 
Berechtigte  sei.  Oder  aber  auch  jetzt  noch  wird  die  Rcallast 
von  dem  Besitzer  dem  Eigentümer  als  solchem  entrichtet. 
Im  letztem  Falle  kann  der  Berechtigte  zwar  wohl  den 
Bezug  des  Zinses  oder  der  Leistung  nicht  aber  das  Recht 
auf  diese  seihst,  abgesondert  von  seinem  Eigentum,  ver- 
äussern. 

Die  Rcallast  ist  so  unzertrennlich  mit  dem  Boden  ver- 
bunden, dass  dieser  als  der  eigentliche  Schuldner  erscheint, 
und  der  Eigentümer  denselben  nur  repräsentirt.  Das  Grund- 
stück haftet  somit  nicht  etwa  nur  subsidiär  als  Hypothek 
für  eine  fremde  Schuld , sondern  es  haftet  unmittelbar  für 
die  eigene  Schuld.  Daher  geht  sie  mit  Notwendigkeit 
auf  jeden  neuen  Eigentümer  von  selbst  über,  und  wird 
der  frühere  Eigentümer  von  fernerer  Verpflichtung  be- 
freit. Doch  kann  sich  auch  jeder  Eigentümer  durch  De- 
reliction  seines  Eigenthums  von  allen  Reallasten  für  die 
Zukunft  los  machen.  Der  Berechtigte  kann  nicht  fordern, 
dass  er  auf  dem  Gute  bleibe  und  dasselbe  bebaue,  indem 
der  Verpflichtete  jenem  nicht  persönlich  verbunden  ist,  son- 
dern nur  insoweit  haftet , als  er  Eigentümer  ist. 

Wie  aber  verhält  es  sich  mit  den  rückständigen  Rcal- 
laslen?  Hat  auch  dafür  der  neue  Erwerber  des  Grundstücks 
dein  Berechtigten  cinzustehn  , oder  darf  sich  dieser  nur  an 
die  Person  des  frühem  Besitzers  halten , unter  welchem  die 
Rückstände  erwachsen  sind?  Bejaht  man  die  erste  Frage, 
so  hält  man  den  Charakter  der  Dinglichkeit  der  Last 
ganz  fest ; bejaht  man  die  zweite  , so  verändert  sich  die 
Natur  der  Rcallast  und  das  Recht  auf  die  einzelne  fällig 
gewordene  Leistung  wird  persönlich. 

Unser  Recht  behandelt  nicht  alle  Fälle  der  Rcallastcu 
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gleichmässig.  Fiir  Grundzinse  ist  als  Regel  anztineh- 
? men,  dass  jeder  neue  Erwerber  des  pflichtigen  Gutes  tttfcb 
die  vier  letzten  rückständigen  Zinse  zu  entrichten  habe*9)* 
auf  welche  Annahme  indessen  die  neue  Vorstellung,  dass 
das  Grundstück  als  Unterpfand  dafür  hafte,  eingewirkt  hat. 
Bei  den  Frohnden  dagegen,  die  ihrer  Natur  nach  schon 
eine  persönlichere  Beziehung  haben,  weil  sie  eine  Thätig- 
keit  des  Pflichtigen  in  Anspruch  nehmen  , wirkt  dieses  per- 
sönliche Element  so,  dass  die  fälligen  Leistungen  allerdings 
nur  von  dem  gefordert  werden  können,  der  zur  Zeit  Be- 
sitzer des  Grundstücks  war,  als  die  Arbeit  von  ihm  be- 
gehrt wurde.  Wie  es  mit  den  Zehnten  sich  verhalte, 
darüber  mag  man  zweifeln.  Doch  wird  der  Fall  ausserst 
selten  Vorkommen  , weil  die  Natur  dieser  Reallast  jährliche 
und  regelmässige  Leistungen  mit  sich  bringt.  Indessen 
wäre  ich  hier  darum  geneigt , die  Zehnten  in  dieser  Hin- 
sicht den  Frohnden  gleich  zu  stellen,  einmal  weil  die  Zehn- 
ten ihrer  Natur  nach  von  dem  wirklichen  Jahresertrag  zu  neh- 
men sind , dessen  Quote  sie  bilden,  dann  auch  desshalb  weil 
durch  solchen  Zuwachs  die  ohnehin  schon  schwere  Leistung 
des  Grundstücks  auf  eine  unnatürliche  Weise  weiter  bela- 
stet und  die  Rechte  der  auf  dem  Grundstücke  versicherten 
Creditoren  gefährdet  würden. 

3.  Die  Reallasten  waren,  insofern  sie  das  Eigenthum  be- 
lasteten , in  der  Regel  auf  ewige  Dauer  berechnet.  Doch 
finden  wir  schon  zu  Anfang  unserer  Periode  das  Princip 
der  U na  bl  ösl  i chkeit  wenigstens  für  die  Zukunft  ver- 
worfen69), und  für  Naturalzinse  eine  Verwandlung  in  Geld- 
zinse überall  da  angeordnet,  wo  ein  neuer  Erwerber  das 
Recht  auf  den  Zins  mit  Geld  erkauft  hat70).  Erst  zu 


68  Vergl.  M.nd«t  r.  1533.  St.  L.  R.  Th.  31.  32.  S. 

151.  V.  §.  10.  S.  60. 

60)  Mandat  ▼.  1 545, 

70)  Rathserk.  ».  1529  im  Gerichtsbucb  r.  1553.  Th.  III.  Vergl. 
oben  B.  III.  §.  20.  S.  424.  St.  L.  R.  Th.  I.  $.  8.  S.  59.  In  Ulm 
wurde  die  Ablösbarkeit  schon  1388  als  Grandsatz  aufgestellt.  Jagers  Ulm. 
8.  327. 
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Anfang  der  folgenden  Periode  aber  wurden  auch  die  alten 
bereits  vorhandenen  unablöslichen  Reallasten  allgemein  für 
ablösbar  erklärt. 


5-  17.  Pfandrechte.  A.  Historische  Einleitung. 

Die  Geschichte  des  Pfandrechtes  zeigt  auf  eine  anschaii- 
liebe  Weise,  dass  selbst  in  den  Ländern,  wo  das  römi- 
sche Recht  sich  die  Autorität  einer  abgeschlossenen  Ge- 
setzgebung zu  erwerben  gewusst  hat , der  einheimische 
Rechtsstoff  sich  dennoch  unaufhaltsam  weiter  fortbildet  und 
sich  in  seiner  Entwicklung  nicht  bannen  lässt.  Zugleich 
macht  sie  aber  auch  den  innern  Zusammenhang  klar , in 
welchem  die  Vergangenheit  mit  der  Gegenwart,  die  Rechls- 
cultur  des  römischen  Reiciies  und  der  neuern  europäischen 
Staaten  unter  sich  stehen.  x 

Das  ältere  Recht  der  römischen  Republik  kannte  nur 
ziemlich  rohe  Formen,  wie  einem  Gläubiger  an  dem  Ver- 
mögen seines  Schuldners  Sicherheit  verschafft  werden  konnte 
für  die  künftige  Bezahlung  seiner  Forderung.  Entweder 
nämlich  der  Schuldner  gab  ihm  geradezu  ein  einzelnes  Ver- 
mögensstiiek  zu  Eigenthuin  und  verpflichtete  ihn  nur,  wenn 
er  für  die  Forderung  befriedigt  sei,  das  Eigenthum  zu- 
rückzustellen (Fiducia).  Oder  der  Gläubiger  erhielt  eine 
Sache  des  Schuldners  lediglich  in  seinen  Besitz  und  fand 
darin  wenigstens  einige  Beruhigung,  dass  ihm  dieser  Besitz 
ohne  Bezahlung  nicht  entzogen  werden  konnte  (Pignus). 
Die  erstere  Form  diente  mehr  für  unbewegliche,  die  letz- 
tere für  bewegliche  Sachen.  Beide  waren  aber  insofern 
noch  sehr  unbefriedigend  , als  die  nämliche  Sache  immer 
nur  Einem  Gläubiger  zur  Fiducia  oder  zum  Pignus  gege- 
ben werden  konute , und  überdem  die  Fiducia  die  Rechte 
des  Schuldners  auf  sein  Grundstück  gefährdete,  das-  Pignus 
aber  den  faktischen  Genuss  und  Gebrauch  der  beweglichen 
Sachen  für  die  Zwischenzeit  ihm  entzog.  ' 
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Aus  einem  ganz  geringen  Anfänge  entwickelte  sieh  nun 
aber  ein  ganz  anderes  und  schon  in  seiner  ersten  Anlage 
vollkommneres  Recht.  Dein  Verpächter  wurde  nämlich 
verstauet,  wenn  der  Pächter  seinen  Pachtzins  nicht  entrich- 
tete, auf  dessen  Fahrhahc  zu  greifen,  auf  Fahrhabc  , welche 
dieser  jenem  nicht  hatte  zu  Pignus  geben  können  , weil  er 
ihrer  zur  Bewirtschaftung  des  Gutes  bedurfte,  mit  welcher 
er  jenen  aber  zuvor  vertröstet  hatte'1).  Hier  war  nun  zu- 
erst ein  dingliches  Recht  gefunden,  dessen  ganze  Be- 
deutung darin  bestand,  Sicherheit  zu  leisten  für 
eine  Forderung.  Während  die  Fiducia  nur  in  einer 
einzelnen  Anwendung  einen  Bezug  auf  Pfandrecht  hat  und 
das  Pignus  ebenfalls  nur  eine  Anwendung  der  Lehre  vom 
Besitz  ist,  mit  zufälliger  pfandrechtlicher  Beziehung,  so  ist 
dagegen  das  neue  eigentliche  Pfandrecht  von  Anfang  an 
nichts  anderes  als  Pfandrecht.  Eben  daher  ist  dasselbe 
auch  nicht  zu  viel  und  nicht  zu  wenig.  Es  soll  gar  nichts 
anderes  als  Sicherheit  gewähren  für  Forderungen,  dieses 
aber  im  vollsten  Masse  und  in  möglichst  freier  Weise. 

Die  Anwendung  dieses  neu  gefundenen  eigentlichen 
Pfandrechtes  erweiterte  sich  nun  fortwährend  im  römischen 
Rechte.  Die  Fiducia  wurde  ganz  verdrängt,  das  Pignus 
nahm  ebenfalls  den  dinglichen  Charakter  an,  und  so  ge- 
langte das  neue  Princip  zu  alleiniger  Herrschaft.  Dennoch 
war  cs  dem  römischen  Rechte  nicht  mehr  vergönnt  , die- 
ses Institut  zu  seiner  höchsten  Ausbildung  zu  treiben. 

Betrachten  wir  nun  im  Gegensätze  dazu  die  Geschichte 
des  deutschen  Pfandrechtes.  Das  ältere  deutsche 
Recht  weiss  auch  noch  nichts  von  einem  rein  dinglichen 
Pfandrechte  im  Sinne  der  römischen  Hypothek.  Wer 
Sicherheit  haben  will,  muss  die  als  Pfand  dienende  Sache 
selber  in  seiner  Gewalt  haben.  Er  muss  sie  fühlen,  grei- 
fen, fahen  können  (daher  Pfand),  um  sich  daran  zu  halten. 
Das  ist  die  ursprüngliche  noch  ganz  sinnliche  Auffassung. 


71)  Vergl.  Ed^  A Husch  ke  Sludieu  des  römischen  Hechts.  Bd.  I. 
Nro.  IV. 
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Ist  die  Sache  eine  bewegliche,  so  wird  ein  Pfand- 
recht daran  nur  dann  möglich,  wenn  der  Gläubiger  dieselbe 
in  seiner  Gewere  hat,  sei  es  nun,  dass  der  Schuldner  sic 
ihm  in  den  Besitz  übertragen,  oder  dass  der  Frohubotc 
dem  säumigen  Schuldner  einzelne  Sachen  weggenommen  und 
dem  Gläubiger  zu  Pfand  übergeben  hatte  , oder  dass  der 
Gläubiger  selbst  das  Vieh  , welches  ihm  zum  Schaden  in 
seine  Gewere  eingedrungen  war,  zu  Pfand  ergriffen  und 
zurück  behalten  hatte.  ln  allen  Fällen  hat  er  nun  äussere 
Gewalt  erworben.  Er  darf  zwar  die  Sache  nicht  brauchen, 
sie  gehört  nicht  ihm , sondern  dem  Schuldner , er  darf  sie 
aber  bewahren  zur  Deckung  seiner  Forderung  und  am 
Ende  sogar  veräussern,  wenn  er  nicht  bezahlt  wird.  Hierin 
ist  seine  Gewere  zu  Pfandrecht  schon  vollkommener 
als  das  römische  Pignus , indem  jene  nicht  bloss  für  vorläu- 
fige Sicherheit  sorgt  , sondern  auf  Realisirung  der  Forde- 
rung in  ordentlicher  Form  Bedacht  nimmt. 

Ein  Pfandrecht  an  unbeweglichen  Sachen  konnte 
nur  durch  Auflassung  bestellt  werden.  Hier  ist  nun  die 
ältere  Satzung  von  der  neuern  Satzung  zu  unter- 
scheiden : jene  wieder  sinnliche,  gewisser  Massen  hand- 
greifliche Sicherheit  verschaffend.  Der  Gläubiger , welchem 
ein  Gut  zu  Satzuug  gegeben  , versetzt  war  , wurde  zwar 
nicht  Eigenthiimer  wie  bei  der  römischen  Fiducia , aber 
die  Gewere,  welche  er  an  dem  Grundstücke  erhielt,  kam 
doch  in  ihren  äusseren  Erscheinungen  und  Wirkungen  der 
Eigenthumsgcwcre  sehr  nahe.  Der  Gläubiger  erhielt  das 
Grundstück  in  seinen  Besitz,  benutzte  dasselbe,  bezog  die 
Früchte  und  brauchte  es  nur  gegen  Rückerstattung  der  von 
ihm  dem  Schuldner  gegebenen  Geldsumme  wieder  abzu- 
treten72). Wie  nahe  diese  Satzung  dein  Eigcnthum  stand, 


72)  AI  brecht  Gewere  $.  16,  17.  Diese  ältere  Form  des  Pfandrechts 
wurde  voo  dem  Ralhe  zu  Zürich,  freilich  nachdem  die  Verkebrsrerhaltnisse 
bereits  eine  gauzliche  Umwandlung  erlitten  halten,  I5ä0  für  ein  wucher- 
liches  Geschäft  erklärt:  „ Zuo  dem,  das  niemands  vnder  den  vnsren  gell  vfT 

gueter  vsslyhen  , vnd  dieselben  zno  iren  handelt  nemmeii  , die  bewerben  vnd 
nutzen  bis  inen  ir  gelt  wider  erlegt  wirl.  Sondern  sollichs  als  ein  besebwerd 
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und  wie  leicht  sie  in  dieses  überging,  haben  wir  in  ihrer 
Anwendung  auf  landesherrliche  Rechte,  auf  Herrschaften 
gesehen.  Mehrere  Satzungen  zu  Gunsten  der  Stadt  auf  solche 
Hoheitsrechte  wurden  nicht  mehr  gelöst  und  verwandelten 
sich  so  in  Eigenthum  der  Stadt. 

Auch  diese  Form  des  Pfandrechtes  war  aber  noch 
unbequem  und  starr.  Der  Schuldner,  wenn  er  auch  sein 
Eigenthutn  behielt,  verlor  doch  die  faktische  Herrschaft 
und  den  Genuss.  Einem  Dritten  konnte  er  dasselbe  Grund- 
stück nicht  weiter  zu  Satzung  geben,  weil  eres  dem  Satzungs- 
gläubiger nicht  entziehen  konnte.  Dieser  hatte  zwar  Be- 
sitz und  Genuss  : aber  nur  mittelbar  konnte  er  zur  Rück- 
erstattung seiner  Forderung  gelangen.  Das  Gut  zu  ver- 
äussern  und  sich  bezahlt  zu  machen,  dazu  war  er  nicht  be- 
rechtigt. Hier  bot  nun  die  Auflassung  das  Mittel  dar,  um 
das  Pfandrecht  auf  eine  höhere  Stufe  der  Cultur  zu  erhe- 
ben. Durch  sie  konnte  eine  Satzungsgewere  erzeugt 
werden , welche  sich  nicht  sinnlich  durch  wirklichen  Be- 
sitz und  Genuss  darstellte,  sondern  lediglich  als  dingliches 
Recht  den  Zweck  hatte , der  Forderung  Sicherheit  zu  ge- 
währen. Auf  ähnliche  Weise  wie  bei  dem  Faustpfande 
musste  nun  aber  auch  auf  Veräusserung  der  Grundstücke 
gedacht  und  diese  angeordnet  werden , wenn  der  Schuldner 
l nicht  zahlen  konnte  ; denn  durch  diese  Veräusserung  machte 
sich  die  Sicherheit  am  wirksamsten  geltend.  Diese  Satz- 
ung im  neuern  Sinne  hat  nun  allerdings  Aehniichkeit  mit 
der  römischen  Hypothek;  und  es  ist  nicht  zu  bestreiten,  dass 
auf  ihre  Ausbildung  das  römische  Recht  auch  einigen,  wenn 
freilich  lange  nicht  so  bedeutenden  Einfluss  geübt  hat,  als 
man  sich  früher  wohl  dachte.  Die  Unterschiede  siod  aber 
noch  immer  gross  genug  und  wesentlich.  Diese  Satzung 
wurde  nämlich  nicht  auf  Fahrhabe  ausgedehnt,  die  Art  und 
Form  der  Distraction  des  Pfandes  blieb  unrömisch  und  was 
die  Hauptsache  ist,  die  Entstehungsform  derselben  war 


vnd  Ireffenlicher  n*chthe>i  des  gmemeo  Armen  uiAnns  *bgestcllt  v»d  verUotUn 
!ieisi«o  vnd  »in.” 
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nicht  die  des  blossen  formlosen  Vertrages,  sondern  der  öf- 
fentlichen gerichtlichen  Auflassung. 

Von  da  aus  naiulich  erwuchs  das  Princip  der  Publi- 
cität,  welches  in  Verbindung  mit  dem  ebenfalls  neueren 
Principe  der  Specialität  dem  neuern  Pfandrechteeine  ganz 
andere  und  erhöhte  Richtung  gab.  Zwar  hatte  das  römische 
Recht  schon  einen  Unterschied  /.wischen  öffentlichen  und  Pri- 
vatpfandrechten und  zwischen  speciellen  und  generellen  ge- 
kannt. Aber  beide  Unterscheidungen  hatten  nur  eine  sehr 
geringe  Bedeutung,  wahrend  sie  nunmehr  zu  Grundsüulcn 
der  ganzen  Lehre  vom  Pfandrechte  geworden  sind.  Und 
wenn  auch  zumal  im  sechszehntcii  Jahrhundert  die  römische 
Theorie  von  den  gelehrten  deutschen  Juristen  mehr  als  bil- 
lig hervorgczog^n  und  in  die  ganze  Lehre  von  Neuem 
Schwanken  und  Verwirrung  hereingebracht  wurde , so  er- 
wiesen sich  doch  die  modernen  Bedürfnisse  des  Verkehres 
zumä  chtig,  um  sich  die  nun  einmal  gefundenen  Principien  wie- 
der entreissen  zu  lassen,  und  reifere  Institute  mit  den  An- 
fängen dazu  zu  vertauschen. 

Wir  mussten  diesen  allgemeinen  historischen  Ueberblik 
vorausgehen  lassen,  um  den  rechten  Gesichtspunkt  zu  ge- 
winnen für  die  Darstellung  der  einzelnen  pfandrechtlichen 
Institute  unsers  Privat  rechtes  n). 


5-  18.  B.  Pfandrecht  an  Liegenschaften  (Satzung). 

1.  Wenn  hier  von  dem  Pfandrechte  an  Liegenschaften  die 
Rede  ist  oder  der  Satzung  im  neuern  Sinne,  so  müssen 
wir  den  Ausdruck  Liegenschaft  in  seiner  natürlichen  Be- 
deutung auffassen.  Zwar  erörtert  unser  Gesetz7*)  den  Un- 
terschied zwischen  liegendem  und  fahrendem  Gute  im  Zu- 
sammenhänge mit  der  Bestellung  der  Pfandrechte  und  zahlt 


73)  Wir  babro  Uber  diese  Materie  ein  eigenes  Buch  : Das  Pfandrecht 

und  der  Pfand  - oder  Betreibung'-Process  nach  den  Gesetzen  und  der  Uebung 
des  Canto»*  Zürich  , von  Gottfried  t.  Mclss.  Zürich  1812, 

74)  Sl.  L.  R.  Th.  V.  §.  6.  7.  S.  58,  Si. 
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dann  zum'liegcnden  Gute  unter  anderm  auch  alle  Forderun- 
gen und  Kaufmanns-  und  Kramer- Waaren”).  Allein  die 
Darstellung  dieses  Unterschiedes  ist  offenbar  nur  aus  Ge- 
dankenlosigkeit der  Redart ion  an  diese  Stelle  gelangt,  und 
hatte  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt  eine  ganz  andere  Be- 
ziehung , nämlich  die  auf  erbrechtliche  Verhältnisse  insbe- 
sondere wohl  das  Recht  der  Ehefrau  auf  ihren  Drittheil. 
Die  Praxis  Hess  sich  durch  diese  irrige  Darstellung  des 
Stadtrechtes  nie  irre  machen. 

2.  Nothwendige  Form  für  Bestellung  dieses  Pfandrech- 
tes ist  ursprünglich  gerichtliche,  in  der  Folge  dann 
kanzleiische  Fertigung.  Erst  durch  Eintragung  in  die 
Notariatsbiicher  entsteht  das  Pfandrecht  als  ein  dingliches 
Recht.  Hier  bewahrt  sieb  nun  die  Einführung  der  Hy- 
pothekenbiieher  am  besten  , indem  man  durch  sie  jederzeit 
genaue  Auskunft  erhalt  über  das  Vorhandensein  und  den 
Umfang  von  Pfandrechten,  die  auf  einer  Liegenschaft  haf- 
ten. In  der  Regel  wird  es  übrigens  bei  der  Eintragung 
der  Verpfandung  in  das  Notariatsprotokoll  nicht  stehen 
bleiben,  sondern  eine  eigene  Schuld-  und  Vcrpfandungsur- 
knnde  mit  öffentlichem  Siegel  ausgefertigt  und  dem  Gläu- 
biger zugestellt  werden.  Dann  erst  entsteht  ein  sogenann- 
ter Schuldbrief,  wovon  wir  im  Verfolge  ausführlicher 
zu  reden  haben  werden.  Ja  es  hat  sogar  die  Unterlassung 
der  Ausfertigung  eines  Schuldbriefs  für  den  Pfandgläubiger 
bedenkliche  Folgen,  indem  die  Forderung  mit  bloss  pro- 
tocollirtein  Pfandrechte , wenn  binnen  zwei  Jahren  weder 
ein  Schuldbrief  gefertigt , noch  die  Schuld  neuern  Schsld- 
briefen  vorgestellt  wird,  ihr  Pfandrecht  verliert  und  in  die 
Reihe  der  unversicherten  Forderungen  herabsinkt76). 

3)  Die  Stadtbürger  haben  wieder  das  Privilegium, 
auf  ihren  Grundstücken  auch  ohne  kanzleiische  Fertigung 


75)  Der  Entwurf  des  Stadtrechtes  ist  noch 
heit  entfernt , als  dieses. 


76)  St.  L.  R.  Th.  X.  §.  42.  S.  156. 


weit  weniger  »on  der  Wahr- 
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Pfandrechte  zu  bestellen , indem  sie  als  ihre  eigene  Kanz- 
lei angesehen  •werden75').  Durch  ein  neueres  Gesetz  wurde 
aber  auch  ftir  die  Stadt  eine  eigene  Notariatskanzlei  er- 
richtet, nnddenindas  Hypothekenbuch  eingetragenen  Pfand- 
rechten ein  unbedingtes  Vorrecht  vor  allen  privata  manu 
ausgestellten  ertheilt75).  Dadurch  verloren  die  letztem  fast 
allen  Credit  und  kommen  nunmehr  faktisch  nur  in  seltenen 
Fallen  noch  vor. 

4.  Dieses  Pfandrecht  wird  nach  älterem  Rechte  durch 
gerichtliche  Distraction,  nach  neuerem  nur  auf  dem 
Wege  des  Concurses  des  Schuldners  realisirt79) 

5.  Das  Pfandrecht  erlöscht  in  derselben  Form,  wie  es 
entstanden,  nämlich  durch  Vormerk  und  Entkräftung  im 
Notariatsprotokolle,  und  zwar  insofern  ein  Schuldbrief  aus- 
gefertigt wurde,  nur  in  dieser  Form.  Es  scheint  dieser 
Satz  zwar  im  Widerspruch  mit  der  Natur  des  Pfandrech-  % , 
tes  als  eines  aceessorischen  Rechtes  , und  man  sollte  meinen, 
wenn  die  Forderung,  fiir  welche  das  Grundstück  zu  Pfände 
dient , auf  andere  Weise  z.  B.,  durch  Zahlung  getilgt  werde, 

so  gehe  auch  das  Pfandrecht  mit  unter.  Allein  eben  das 
ist  die  eigenthiiinliche  Natur  dieser  Pfandverschreibungen, 
dass  hinwieder  die  Forderung  von  dem  Pfandrecht  so  affi- 
cirt  wird,  dass  auch  sie  nicht  untergehen  kann  ohne  nota- 
rialische  Entkräftung ,0).  Das  Nähere  wird  sich  in  der 
Lehre  von  den  Schuldbriefen  ergeben. 


77)  St.  L.  S.  Th.  V.  §.  2.  S.  57. 

78)  Gesetz  Tom  13.  M«i  1807.  M.  S.  tll.  S.  2S3.  ff.  337.  ff.  Man 
kann  dieses  Gesetz.  als  Wiederherstellung  de»  altern  Rechtes  ansehen  ; denn 
schon  1683.  (St.  Man.,  Marz  29.  und  31.)  wurden  die  auf  der  Stadtkanzlei 
eingetragenen  Verpfandungen  altern  Privatierpfandungen  der  Bürger  vorge« 
zogen,  und  1684.  (St.  Mau.,  Mai  7.)  fiel  es  in  Berathung  , oh  nicht  hm- 
künflig  auch  die  w llanersaitie  ” berechtigt  sein  solle,  ohne  Vermittlung  der 
Beamteten  gültige  Pfandverschreibungen  zu  errichten. 

79)  St.  L.  R.  Th.  III.  $.  4.  ff.  S.  31. 

80)  St.  L.  R.  Th.  V.  §.  28—37.  S.  70.  ff. 
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5.  19.  C.  Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen. 

1.  Die  ältere  alleinige  Form  des  Faustpfandes,  wo- 
mit nun  immer  ein  dingliches  Recht  verbunden  ist,  erhielt 
sich.  Dazu  kam  denn  eine  zweite  Form  der  Bestel- 
lung ohne  Uebergabe  des  Besitzes  durch  Eintragung  in 
das  Pfandbuch. 

2.  Zur  Bestellung  des  Faustpfandes  genügt  der  form- 
lose Vertrag,  verbunden  mit  Uebergabe  des  Besitzes  an  den 
Gläubiger  oder  einen  Dritten  zu  dessen  Händen.  Das  Stadt- 
tind  Landrecht  empfiehlt  zwar  dem  Creditor,  sich  von  dem 
Debitor  einen  Schein  ausstellen  zu  lassen,  worin  Forderung 
und  Pfand  näher  bezeichnet  ist,  und  dem  Debitor,  hinwie- 
der vom  Creditor  einen  Empfangschein  für  die  Pfänder  zu 
verlangen.  Und  in  der  That  ist  dieser  Rath  des  Gesetzes 
heilsam , indem  dessen  Befolgung  beiden  Theilen  ihre  Be- 
weise sichert.  Aber  mit  Unrecht  hat  man  darin  mehr 
erkennen  wollen,  nämlich  eine  Form  der  Bestellung  des 
Faustpfandes  selbst.  Dieses  ist  auch  ohne  Beachtung  jener 
Vorsicht  dennoch  gültig®1). 

3.  Nach  römischem  Recht  lässt  sich  auch  dann  eiu 
Faustpfand  denken,  wenn  der  Schuldner  die  Sache  zwar 
faktisch  inne  hat,  aber  so,  dass  er  den  fremden  Besitz  des 
Gläubigers  nur  verwaltet.  Z.  B.  der  Schuldner  miethet 
die  dein  Gläubiger  übergebenen  Sachen82).  Ich  glaube 
nicht,  dass  derselbe  auch  für  unser  Recht  zugegeben  wer- 
den könnte.  Es  beruht  nämlich  jener  Satz  auf  einer  feinen 
Unterscheidung  des  römischen  Rechts  zwischen  detentio  und 
possessio  und  ihrer  Bedeutung  für  dieses  Recht.  Für  uns 
ist  der  ganze  Unterschied  dagegen  nur  von  geringem  In- 
teresse , und  wenn  auf  Seite  des  Faustpfandglaubigers  Besitz 


8t)  St.  L.  R.  Th.  V.  5.  21.  S.  «7.  $.  26.  S.  69.  T.  »lill  in  der 
Man.  Chr.  III.  S.  1.  ff.  Vrrgl.  Man.  C h r.  I.  S.  325.  III.  S.  47. 

82)  L.  37.  de  pigo.  actione.  L.  37.  de  adqair.  % el  ainitt.  poss.  S. 
f.  Savigny,  Lehre  vom  Besitz.  §.  24.  II.  B. 
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gefordert  wird , so  Hegt  vor  allem  aus  darin , dass  die 
Sache  der  Herrschaft  des  Schuldners  entzogen  sei.  Ist  sie 
dem  Schuldner  in  irgend  einer  Weise  wieder  anvertraut , 
so  hört  diejenige  Sicherheit  für  den  Gläubiger  auf,  die  in 
dem  Faustpfande  liegen  sollte.  In  den  meisten  Fallen  würde 
sogar  der  Debitor  die  Sache  als  anvertrautes  Gut  gültig 
veräussern  und  dem  Creditor  bliebe  das  Nachsehen.  Daher 
müssen  wir  den  Besitz  in  der  Person  des  Gläubigers  ma- 
terieller und  realer  verstehen  , als  ihn  das  römische  Recht 
auffasst.  Es  muss  die  faktische  Herrschaft  haben  und  der 
Schuldner  ihrer  entbehren M).  Freilich  können  auch  da  ein- 
zelne Fälle  Vorkommen,  die  auf  der  Granze  liegen.  Z.  B. 
B gibt  dem  A eine  Anzahl  Fahrhabestiicke  zu  Pfand,  so 
dass  er  dieselben  in  seinem  (des  B)  Kasten  verschliesst  und 
den  Schlüssel  an  A übergibt.  Hier  nehme  ich  noch  ein 
Faustpfand  an,  insofern  B nicht  einen  zweiten  Schlüssel 
besitzt,  mit  dem  er  ebenfalls  nach  Belieben  öffnen  kann, 
weil  die  faktische  Gewalt  in  jenem  Falle  doch  dein  B ent- 
zogen und  dem  A übergeben  ist. 

4.  Der  Begriff  des  Faustpfandes  wird  auch  oft  auf 
Forderungen  ausgedehnt , lässt  sich  aber  nur  auf  solche  an- 
wenden , welche  durch  Schuldurkunden  vollständig  reprä- 
sentirt  werden,  indem  der  Besitz  eines  realen  Objectes,  einer 
Sache,  bedarf,  an  die  er  sich  hält'*). 

5.  Erwirbt  der  Gläubiger  nicht  den  Besitz  an  der  ver- 
pfändeten Sache , so  bedarf  es  auch  für  bewegliche  Sachen 
immer  einer  amtlichen  Dazwischenkunft  und  einer  öffent- 
lichen Eintragung  in  ein  Pfandbuch,  um  ein  Pfandrecht 
zu  bestellen.  In  älterer  Zeit  wichen  zwar  die  verschiede- 
nen Landesgewohnheiten  unter  sich  ab.  In  der  Regel  ge- 
schah die  Anzeige  der  Verpfändung  bei  den  Untervögten  , 


83)  Vergl.  St.  L.  R.  Th.  V.  $.  21.  S.  67. 

84)  Sonderbarer  Weise  werden  bei  ans  im  gewöhnlichen  Leben  solche 
Faustpfänder  an  Schuldbriefen  , Hypotheken  genannt.  So  wenig  weiss  man , 
dass  der  Name  Hypothek  gerade  im  Gegensatz  der  Faustpfänder  aufgekom- 
men ist. 
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zuweilen  aber  auch  bei  den  Landsehreibern  und  nicht  immer 
wurde  das  Pfandbuch  ordentlich  geführt.  Das  Princip  war 
aber  einmal  gefunden,  dass  die  Bestclluug  von  solchen 
Pfandrechten  möglich  zugleich  aber  mit  Nothwendigkeit  an 
ein  öffentliches  Buch  geknüpft  sei.  Dasselbe  wird  schon 
1491.  deutlich  ausgesprochen  : 

Verpfandungen  und  F.insazungen  vor  offnen  Rechten 
oder  an  eines  Amtmans  der  Gerichten  Hand  be- 
schehen,  sollen  Krafft  haben:  wo  aber  die  nit  also  besebe- 
hen,  und  dann  solliche  pfand  von  andern  rechtlich  bezogen 
werden , dieselben  sollen  daran  habend  seyu , ungeachtet 
sollicher  Verpfandung85;. 

Was  in  der  Ausführung  fehlte,  konnte  leicht  in  der  Folge 
verbessert  werden.  Neuere  Verordnungen  machten  die 
Führung  des  Pfandbuchs  den  Gemeindaminännern  zur  Pflicht 
und  die  Eintragung  in  dasselbe  überdiess  von  der  Genehmi- 
gung des  Bezirksgerichtspräsidcnten  abhängig Sli). 

6)  Ein  wesentliches  Requisit  dieses  Pfandrechtes  ist  des- 
sen Specialität.  Bei  den  Liegenschaften  und  den  Faust- 
pfändern tritt  sie  zwar  ebenfalls  hervor.  Aber  bei  beiden 
macht  sie  keine  besondern  Schwierigkeiten  ; dort  nicht , 
weil  die  Grundstücke  als  Theil  des  Bodens  keiner  realen 
Versetzung  oder  Eintausches  fähig  und  durch  Bezeichnung 
ihrer  Lage  leicht  sicher  gestellt  werden  können ; hier  nicht, 
weil  die  Absonderung  von  den  übrigen  Sachen  des  Schuld- 
ners und  Uebergabe  in  den  Besitz  des  Creditors  eine  Ver- 
wechslung erschwert.  Wenn  dagegen  der  Schuldner  einzelne 
Sachen  bloss  durch  die  Eintragung  in  das  Pfandbuch  dem 
Gläubiger  verpfändet,  so  finden  sich  hier  gewöhnlich  eine 
Menge  verschiedenartiger  Gegenstände , die  leicht  mit  an- 
dern ähnlichen  vertauscht  oder  vermengt  werden  können. 
Daher  ist  ihre  Bezeichnung,  so  dass  ihre  Erkennbarkeit 
festgcstellt  wird , schwierig.  Sie  ist  aber  nothwendig , 


85)  St.  Man.  1491.  II.  p.  94. 

86)  S t.  L.  R.  Th.  V.  $.  22—24.  S.  67.  ff.  Verordnung  r.  16.  Juli 
1805.  M.  S.  III.  S.  108.  ff.  t.  4.  Nor.  1824.  R.  S.  III.  190. 
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denn  diess  Pfandrecht  wirkt  nur  insofern  es  sich  auf  eine 
specielle  , d.  h.  individuel  erkennbare  Sache  bezieht.  Wenn 
nämlich  schon  unser  Recht  daneben  noch  generelle  Pfand- 
rechte kennt,  so  haben  diese  doch  eine  andere  Form  sind 
andere  Wirkungen. 

Damit  daher  ein  gültiges  Pfandrecht  entstehe  , müssen 
alle  einzelnen  zu  verpfändenden  Sachen  genau  verzeichnet 
und  so  beschrieben  werden , dass  man  dieselben  in  dem 
Vermögen  des  Schuldners  mit  Sicherheit  wieder  erkennt. 
Wenn  das  Gesetz  Angabe  des  Stoffes,  Masses , Gewich- 
tes8’) u.  s.  f.  der  einzelnen  Stücke  verlangt,  so  darf  man 
diese  Bestimmung  nicht  zu  wörtlich  fassen.  Wohl  aber 
folgt  daraus  allerdings,  dass  die  Bezeichnung  eine  ins  Ein- 
zelne gehende  individuelle  sein  soll.  Auch  diess  hat  aber 
immer  einen  relativen  Sinn.  Es  wird  z.  B.  leichter  sein  , 
die  Stockuhr  eines  gewöhnlichen  Schuldners  so  zu  bezeich- 
nen , dass  kein  Zweifel  über  den  Gegenstand  mehr  Statt 
findet,  als  eine  Uhr  in  dem  Laden  eines  Uhrhändlers.  Bei 
der  Verpfandung  einer  Bibliothek  wird  es  in  der  Regel 
genügen , den  Catalog  bcizulegen.  Würde  dagegen  das 
Lager  eines  Verlegers  verpfaindet,  so  könnte  die  blosse 
Angabe  der  Verlagswerke  keineswegs  zureichen. 

7.  Gegenstand  eines  Pfandrechtes  sind  zunächst  alle  be- 
weglichen Sachen.  Es  kann  dasselbe  aber  auch  auf 
Forderungen  jeder  Art  ausgedehnt  werden,  nicht  bloss, 
wie  das  Faustpfand  auf  solche,  für  die  eine  Urkunde  als 
Stellvertreter  dient.  Ueberdem  müssen  die  sogenannten 
B 1 u in  e n s che  i ne  hiehcr  gezogen  werden.  So  werden 
nämlich  die  Verpfändungen  der  stehenden  Früchte  an  dem 
Halm  , den  Reben  n.  s.  f.  genannt. 

Diess  Pfandrecht  hat  insofern  bewegliche  Sachen  zu 
seinem  Objecte  als  es  erst  nach  Einsammlung  der  Früchte 
realisirt  werden  kann  , unterscheidet  sich  aber  wieder  von 
andern  Pfandrechten  durch  die  Beschränkung  seiner  Dauer. 


87)  St.  L.  R.  Th.  V.  $.  22.  S.  67. 

HlnnUrhli  RechUgfirlurhtr.  II.  9 
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Es  muss  nämlich  das  Recht  sogleich  nach  der  Einsammlung, 
sobald  die  Früchte  verkäuflich  sind,  geltend  gemacht  wer- 
den, widrigenfalls  es  von  selbst  erlischt*®). 

8.  Der  Pfandschuldncr  darf  die  verpfändete  Sache 
nicht  veräussern®9).  Darin  weicht  unser  Recht  wieder 
bedeutend  von  dem  Römischen  ab  und  hält  sogar  eine  Ver- 
äusserung  dieser  Art  für  ein  Vergehen. 

Der  Grund  der  Abweichung  ist  darin  zu  suchen  , dass 
durch  den  Vollzug  der  Veräusserung  das  Pfandrecht  selbst 
erlöscht.  Aber  wie  erklärt  sich  diese  Wirkung  der  Ver- 
äusserung? Sie  scheint  im  Widerspruch  mit  der  Dinglich- 
keit des  Pfandrechts,  welche  sich  ja  gerade  darin  zeigen  sollte, 
dass  das  Pfandrecht  der  Sache  nachfolgt,  in  wessen  Hände 
sie  immer  komme.  Und  in  der  That  hat  in  dieser  Anwen- 
dung der  Charakter  der  Dinglichkeit  einem  andern  Prin- 
cipe weichen  müssen.  Es  erklärt  sich  die  Sache  historisch 
so,  dass  ursprünglich  das  Faustpfand  für  bewegliche  Sachen 
die  einzige  Form  des  Pfandes  war,  später  aber  man  ein 
Pfandrecht  zuliess,  wobei  man  dem  Schuldner  den  Besitz 
des  Pfandes  anvertraute  und  sich  die  Sache  nur  ver- 
schreiben Hess.  Es  ist  somit  das  pfandbüchliche  Pfandrecht 
zum  Theil  aus  dem  Faustpfande  hervor  gegangen,  zum 
Theil  demselben  entgegen  gesetzt  worden.  Gegenüber  dem 
Schuldner  aber  war  es  anvertrautes  Gut,  und  so  ging  das 
Pfandrecht,  wenn  dieser  das  Vertrauen  missbrauchte,  unter, 
und  der  Pfandgläubiger  konnte  sich  zunächst  nur  an  den 
Schuldner  halten,  dem  er  vertraut  hatte94). 

9.  Die  specicllen  Pfandrechte  auf  bewegliche  Sachen 


88)  Erk.  t,  1592.  ira  Gerichtsbuch  und  io  der  AufTaltsordnung  für  die 
Grafschaft  Kvburg  ».  16  60.  bei  v.  Meis«  Pfandrecht  S.  258.  St.  L.  H. 
Th.  V.  §.  23.  S.  68.  and  ▼.  1671.  U.  Man.  t.  30.  Oct.  Vergl.  v.  Meis« 
a.  a.  O.  S.  XXVIII. 

89)  Vergl.  Herrschaftsrecht  t.  Elgg  von  1535.  Art.  46.  Pest.  I. 

S.  323. 

90)  St.  L.  R.  Tb  V.  $.22.:  Würde  aber  der  Schutdansprecher  sich  mit 
einer  pfändbaren  Obligation  vergnügen  lassen  und  die  Pfände  dein  Schuldner 
selbst  ferner«  au  vertrauen  wollen.” 
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werden  auch  ohne  Concurs  durch  öffentliche  Verstei- 
gerung realisirt,  welche  nach  vorher  eingeholter  Ge- 
nehmigung des  Richters,  wie  sich  das  St.  L.  R.,  des  Ge- 
richtspräsidenten , wie  spätere  Gesetze  sich  ausdrücken, 
vorzunehinen  ist91). 


§.  20.  D.  Generelles  Pfandrecht. 

1.  Neben  diesen  speciellen  Pfandrechten  sind  nun  aller- 
dings noch  generelle  möglich,  aber  dem  Principe  der  Spe- 
cialilät  gemäss,  welches  unser  Pfandrecht  durchdringt,  treten 
sie  vor  den  speciellen  zurück.  Wenn  sich  nämlich  das 
Pfandrecht  nicht  auf  eine  Specics,  sondern  auf  eine  ganze 
Klasse  von  Gegenständen,  z.  B.  alle  Handelsartikel  des 
Schuldners  oder  auf  ein  ganzes  Vermögen  oder  eine  Quote 
desselben  oder  sonst  ein  Genus  bezieht,  so  hat  dasselbe  im- 
mer nur  die  Meinung,  dass  im  Coucursc  des  Schuldners 
dem  Gläubiger  ein  Vorrecht  vor  den  laufenden  Creditoren 
auf  die  dannzumal  vorhandenen  zu  jenem  Genus  gehörigen 
Gegenstände  oder  Rechte  zustehe.  Haften  auf  den  näm- 
lichen Stücken  speciellc  Pfandrechte,  so  gehen  diese  dem 
generellen  unbedingt  vor,  eben  so  noch  mehrere  privile- 
girte  Forderungen92). 

2.  Die  Form  der  Eingehung  war  früher  schon  gewöhn- 
lich die  kanzleiische  Fertigung.  Später  ist  sie,  mit 
einziger  Ausnahme  der  in  der  Stadt  und  den  dazu  kirchge- 
nössigen  Gemeinden  wohnenden  Stadlbürger  , als  nothwen- 
dige  Form  gesetzlich  angeordnet  worden93).  Diese  können 


91)  Sl.  L.  n.  Th.  V.  $.  39.  S.  75.  M.  S.  III.  S.  112.  Hecbtslri.b- 
giji'tz  1.  28.  Juni  1832.  §.  26.  12  13.  N.  S.  II.  S.  87.  und  82. 

92)  Gerichtsb.  v.  1553.  Tb.  VI.  Sl,  Man.  »,  4.  Nov.  1669.  et  Dass 
diejenigen  Handschriften  , weHiche  emssen  Ha»b  und  gut  in  genere  %nd  ohne 
specifiiation  zom  vnderpfand  ernainssend  vnd  begryffeiid  , in  Fallimenten  vnd 
vffahlcn  d«  n Laufenden  schulden  tnd  wezel  gelleren  vorgahn  vnd  vor  den- 
selben bezalt  werden.’*  St.  L.  A.  Th.  X.  43.  S.  157. 

93)  Gesetz  v.  14.  Der.  1810.  R.  S.  I.  S.  372. 
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wieder  mit  eigener  Hand  wirksame  Generalobligationen 
errichten,  müssen  sie  dann  aber  doch  wenigstens  versiegelt 
der  Notariatskanzlei  eingeben,  welche  die  Urkunde  aufbe- 
wahrt. Indessen  stehen  solche  Verschreibungen  den  kanz- 
leiisch  ausgefertigten  immer  nach9*). 

3.  Diese  generellen  Verpfandungen  werden  einzig  im 
Concurse  realisirt.  In  der  Zwischenzeit  mag  der  Pfand- 
schuldner frei  über  die  in  dem  allgemeinen  Ausdrucke  der 
Verschreibung  begriffenen  Sachen  verfugen.  Es  haftet  denn 
alles  zur  Zeit  des  Concurses  dahin  Gehörige  noch  Vor- 
handene, insoweit  auch  dieses  nicht  etwa  durch  speciclle 
Pfandrechte  , ältere  oder  jüngere  zu  Gunsten  anderer  Gläu- 
biger verhaftet  ist.  Insofern  kann  sich  möglicher  Weise 
das  generelle  Pfandrecht  auch  auf  Liegenschaften  er- 
strecken. 

Unter  sich  geht  dann  wieder  das  ältere  dem  jungem 
vor  und  zwar  nach  dem  Datum  der  Ausfertigung95),  wor- 
unter indess  nicht  die  eigentliche  Ausfertigung  der  Scliuld- 
urkundc,  sondern  die  Eintragung  in  die  Notariatsbücher, 
die  Fertigung  zu  verstehen  ist.  Denn  diese  ist  immer  die 
entscheidende  Handlung,  jene  dagegen  zufälliger  Verzöge- 
rung ausgesetzt.  Desshalb  wird  auch  durchgängig  die 
erstere  in  ihrem  Datum  auf  letztere  bezogen.  Die  ganze 
Wirksamkeit  der  Gcncralobligationen  ist  nun  aber  überdem 
daran  gebunden,  dass  der  Schuldner  nicht  binnen  sechs 
Wochen  von  dem  Zeitpunkte  der  Eintragung  an  gerechnet, 
mit  dem  hohen  Rechtstriebe  belangt  werde  oder  in  Concurs 
gerathe  , eine  Beschränkung  ihrer  Gültigkeit,  welche  sich 
daraus  erklärt,  dass  der  Schuldner  verhindert  werden  soll, 
im  Vorgefühl  des  nahenden  Concurses  einzelnen  Gläubigern 
noch  vor  den  andern  Privilegien  zu  ertheilen96). 


94}  Gesetz  r.  21.  Juni  1817.  R.  S.  II.  S.  6.  Vergl.  die  wunderliche 
Instruktion  r.  21.  Oct.  1817.  R.  S.  II.  S.  139. 

95)  R.  S.  I.  373.  $.  3.  Yergl.  uut  §.  2« 

96)  Für  die  heimlichen  Generalobligetionen  der  StadtbUrger  gilt  die 
doppelte  Frist  von  12  Wochen. 
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1.  Früher  war  die  Rede  von  Pfandrechten,  welche  auf 
Vertrag  zwischen  Creditor  und  Debitor  beruhten.  Es 
können  nun  aber  auch  Pfandrechte  ohne  und  oft  gegen  den 
Willen  des  Schuldners  bestellt  werden.  Das  geschieht  durch 
Pfändung  auf  dem  Wege  des  Rechtstriebes. 

Schon  frühe  finden  wir  in  unserem  Rechte  das  Prin- 
cip  anerkannt,  dass  der  Creditor,  wenn  er  für  seine  For- 
derung nicht  befriedigt  wird,  zunächst  auf  das  Vermögen 
des  Schuldners  greifen  dürfe.  In  diesem  Sinne  wird  ganz 
allgemein  ein  Pfändungsrecht  zu  Gunsten  des  Gläubigers  an- 
erkannt. In  der  Form  der  Pfändung,  in  den  näheren  Er- 
forderissen  derselben  und  in  der  Realisirung  derselben  herrscht 
nun  aber  unter  den  Statuten  grosse  Verschiedenheit,  so  dass 
cs  schwer  hält,  die  allgemeinen  Gesichtspunkte  heraus  zu 
finden. 

Immer  setzt  die  Pfändung  voraus  eine  „gichtige 
Schuld.”  In  der  Regel  nämlich  geht  derselben  eine  Auf- 
forderung an  den  Schuldner  vorher,  Zahlung  zu  leisten. 
Nur  in  seltenen  Fällen  konnte  die  Mahnung  und  die  Pfän- 
dung der  Zeit  nach  zusammen  treffen97).  Erhob  dann  der 
zur  Zahlung  aufgeforderte  Schuldner  keine  Einsprache,  be- 
stritt er  die  Schuld  nicht , so  wurde  die  Schuld  für  eine 
gichtige  gehalten  und  nach  einer  gewissen  Frist  erfolgte 
die  Pfändung.  Erst  die  neuere  Rechtsentwicklung  wies 
den  Schuldner  an,  wenn  er  die  Forderung  nicht  anerkenne, 
sondern  Recht  vorschlagen  wolle , sich  an  den  Gerichts- 
präsidenten zu  wenden  und  diesen  um  einen  Rcchtsvor- 
schlag  zu  bitten95);  ein  Unterschied  zwischen  älterm  und 


97)  Z.  B.  Herrschaftsrecht  r.  Andelfingen  r.  1534.  Art.  14.  (Pest. 
II.  S.  58).  R e g e n s p e r g e r k e r r s ch  a f t s r e c h t v.  1538.  (Pest.  I.  S. 
196.):  „Wenn  eyner  sin  I i d loa  in/.iechen  will  rnnd  die  parthygen  eynann- 
der  gichtig  sind  , mag  eyner  «in  abennd  pfennden  vnnd  ain  Morgen 
pfannd  verkoaflen.*’ 

98)  Verordnung  r.  1546.  iin  Gericblsbuch.  flechtstriebgeset*  r.  17. 
Dec.  1803.  $.  9.  M.  S.  I.  S.  199.,  vom  28.  Juni  1832.  $.  30.  N.  S. 
II.  $.  91. 
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neuerm  Rechte  von  den  grössten  praktischen  Wirkungen. 
Denn  es  hangt  jetzt  nicht  mehr  einfach  von  dem  Willen  des 
Schuldners  ab,  den  Rechtstrieb  und  dessen  Folgen  vorläufig 
zu  hemmen,  sondern  es  bedarf  hierzu  der  Mitwirkung  eines 
Magistrats , der  auch  nur  nach  vorläufiger  Prüfung  des 
Falls  die  Betreibung  durch  Rechtsvorschlag  suspendirt. 
Freilich  wird  er  vernünftiger  Weise  diesen  nie  versagen, 
sobald  er  die  Frage  der  Liquidität  der  Forderung  auch  nur 
für  einigermassen  zweifelhaft  hält. 

Die  Aufforderung  zum  Zahlen  , welche  möglicher  Weise 
Pfändung  zur  Folge  hat  (Anlegung  der  Rechlsbote), 
geschah  in  den  Städten  schon  sehr  frühe  unter  amtlicher 
Mitwirkung.  Auf  der  Landschaft  wurden  die  Rechlsbote 
in  manchen  Gegenden  unmittelbar  durch  die  Gläubiger  an- 
gelegt. Das  Stadt-  und  Landrecht  aber  machte  das  Er- 
forderniss des  Zuzugs  von  Beamten  allgemein "). 

2.  Ebenso  geschah  die  Pfändung  selbst  in  der  Folge '“'O 
immer  durch  die  Beamtuog,  ursprünglich  immer  so,  dass 
die  Pfänder  ausgetragen  und  in  amtliche  Verwahrung  ge- 
nommen wurden  l<M),  in  der  neuern  Zeit  durch  Eintragung 
in  das  Pfandbuch,  welcher  dann,  wenn  der  Gläubiger  cs 
begehrte,  die  Wegnahme  und  Verwahrung  der  Pfänder 
folgen  konnte ,0J).  Auch  die  Zeitfrist,  nach  deren  Ablauf 


99)  Oben  Bnch  II.  $.  33.  S.  294.  Herrschaftsrecbt  toi»  Elgg  v. 
1535.  II.  44.  (Pest.  I.  S.  319.)  Kn  oaaorra  mlsr  pcht  ».  1535.  Art. 
41.  (Pest.  I«  S.  234.)  Re  gen»  perger  Herrxchaflsrecbt  v.  1538.  Art* 
55.  56.  (Pest.  I.  S.  196.  197.)  St.  L.  R.  Tb.  II.  $.  6.  9—12.  S.  32. 
34.  Th.  X.  $.  8.  S,  125.  $.  II.  ff.  S.  127.  ff. 

100)  Wie  weit  früher  das  Selbslpfandungsrecbt  ging,  mag  fol- 
gende Stelle  zeigen.  Herrschaftsrecbt  v.  Andelfingen  v.  1534.  Art.  17. 
Der  KUh  - oder  Sauhirt  darf,  um  den  Hirlenlohn  einzntreiben  : „eyni  inn 
syu  stal  gan  vnnd  ime  Kiig  ald  Siiw  daruss  ueinmen  vnnd  sy  an  eyn  zun 
bynnden  , vuntz  er  beralt  ist,  vnud  ob  glych  Einer  so  es  vinb  SÜwhirten 
Ion  ze  thun  ist , die  Siiw  gemetz&et  bette  , So  mag  es  ein  btrl  usstragen  , 
£r  fy n nde  es  im  Salix  ald  vnuder  der  Assliu  , so  lanng  vuntz  er  brZAlt  ist.” 
Ycrgl  Art.  11.  ebenda. 

101/  Siehe  »och  St.  L.  R.  Tb.  III.  §.  13.  S.  35. 

1*2)  1U.  S.  UI.  S.  111.  N.  S.  II.  S.  82.  $.  13.  ff.  S.  84.  $.  18. 
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die  Pfändung  vorgenomtnen  wird,  war  zu  verschiedenen 
Zeiten  verschieden  bestimmt.  Die  ältere  Zeit  verstattete 
kürzere  Fristen,  die  neuere  längere.  Fast  in  allen  aber 
zeigen  sich  Spuren  von  dreifachen  Gerichtstagen,  die  vor- 
her geben  müssen  , oder  von  dreifacher  vergeblicher  Auf- 
forderung zu  zahlen,  ein  Zug,  der  sich  aus  dem  altern 
deutschen  Contumacialverfahren  erklärt.  Noch  die  jetzt  gel- 
tende Frist  von  21  Tagen , die  zwischen  der  Pfändung 
und  dem  sogenannten  Rechtsbote  inne  liegen  müssen , er- 
innert an  die  frühere  dreimalige  Vorladung  des  Schuldners 
vor  Gericht,  deren  Nichtbeachtung  eben  die  Verurtheilung 
des  Schuldners  zur  Folge  hatte  und  die  Pfändung  rechtfer- 
tigte IM).  Ebenso  steht  damit  in  Verbindung,  dass  die 
Bewilligung  zur  Pfändung  von  dem  Gerichtspräsidenten 
ausgeht. 

3.  Gegenstand  der  Pfändung  sind  alle  beweglichen 
Sachen,  die  sich  in  der  Gewere  dfcs  Schuldners  vorfin- 
den. Ausnahmweise  konnte  nach  einigen  altern  Statuten , 
wenn  das  fahrende  Gut  nicht  ausreichte,  auch  das  liegende 
der  Pfändung  unterworfen  und  vergantet  werden,  um  die 
Schuld  zu  decken104).  Nach  dem  Stadtrechte,  welches  sich 
in  diesem  Punkte  in  der  Folge  wieder  zum  gemeinen  Rechte 
erhob,  kommt  eine  Pfändung  der  Liegenschaften  aus  Rechts- 


103)  Di«  D*»tcllung  d'S  St.  L.  R.  Th.  III.  $.  10.  II.  Tb.  X.  §. 

14.  S.  128.  ist  noch  ganz  int  Geiste  der  ursprünglichen  Auffassung.  In  der 
let/tern  Stelle  heisl  es : «So  oft  nun  einer , dem  also  ans  Hecht  geboten 
worden  , — am  Hechten  nicht  erschiene  soll  der  — gewarnet  : und  wofern 

einer  auf  die  dritte  Warnung  nusbliebe  , — der  oder  die  in  Contumaciam 
verfallt  und  der  Gantknecbt  oder  Pfandschein  /u  dessen  Pfändung  erkennt  und 
abgefolget  werden.’*  Vergl.  Maurer  Geschichte  d.  Gerichl^verf.  S.  208. 

104)  Herrschaftsrecht  v.  Andelfingen  v.  1534.  Art.  7.  (Pest.  II. 
S.  55.)  Herrschaf  srecht  rou  El  „'g  v.  1535.  Art.  44.  $.  4.  (Pest.  I. 
S.  320.)  »Vnud  so  dein  kleger  die  varendeu  pfannd  geheim  , vund  die 
ligenndeu  genampset  werdenu.  So  sol  der  weikel  dteselbenn  — — 
nach  der  gant  recht  verrtlffeou."  Hrrrschaflsrecht  von  Hegensberg  v. 
1538.  Art.  56.  Pest.  I.  S.  197:  «vund  diewyl  cyner  varennde  pfannd  hat 
soll  inan  nit  ligende  von  »ui  neininen.”  Herrschaftsrecht  von  WUlfl  mgen 
v.  1585.  Art.  54.  (Pest.  II.  46.) 
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trieb  nicht  vor , sondern  hat  den  Mangel  an  beweglichen 
Pfänden  den  Concurs  des  Schuldners  zur  Folge  ,M). 

Aber  auch  Forderungen  können  auf  diese  Weise  ge- 
pfändet werden,  überhaupt  Alles,  dessen  Eintragung  ins 
Pfandbuch  ein  Pfandrecht  bewirken  . kann.  Ob  sieb  nun 
aber  in  der  Wohnung  (Gewere)  des  Schuldners  fremde 
Sachen  finden,  wird  von  dem  Pfändungsbeamteten  nicht 
weiter  untersucht.  Er  pfändet , was  sich  da  vorfindet , z. 
B.  in  der  Wohnung  des  Manns,  Sachen  der  Frau  oder  in 
der  Wohnung  der  Frau  Sachen  des  Falliten  aber  bei  der  Frau 
wohnenden  Manns,  nicht  aber  umgekehrt,  und  überlasst  es 
dann  allfälligcn  dritten  Eigenthiimern  ihre  Rechte  hinterher 


heraus  zu  begehren,  so  wird  sogar  nach  kurzer  Frist  an- 
genommen , sic  haben  gar  keine  freie  Eigenthumsansprache 
mehr  , sondern  können  ihr  Eigenthum  nur  durch  Auslösung 
des  Pfandrechtes  herstellen ,06).  Es  beruht  diess  auf  einer 
Rechtsansicht,  die  mit  der  spätem  Ausbildung  der  Lehre 
vom  anvertrauten  Gute  sehr  nahe  verwandt  ist,  wenn  sie 
schon  mit  derselben  theilweise  in  Gegensatz  tritt107). 

4.  Dieses  Pfandrecht  wird  in  der  Regel  durch  Vergan- 
tung möglicher  Weise  aber  aueh  iin  Concurs e rea- 
lisirt  '«*). 


5.  22.  Ehe. 

1.  Die  Form  der  kirchlichen,  zum  Voraus  öffent- 
lich verkündigten,  Einsegnung  ist  nunmehr  zur  nolh- 
wendigen  Form  der  Eingehung  für  alle  Ehen  gewor- 
den , und  es  wird  gerügt , wenn  der  Einsegnung  der  Bei- 
schlaf der  Vorlobten  vorhergehen  sollte  ,09).  Ehen,  welche 


105)  S«.  L.  R.  Th.  X.  §.  16.  S.  129. 

106)  Sl.  L.  R.  Tb.  III.  §.  IS.  S.  37.  N.  S.  II.  S.  84.  }.  14.  15. 

107)  V ergl.  oben  §.  14.  S.  104. 

108)  St.  L.  R.  Th.  III.  §.  15.  16.  S.  36.  N.  S.  II.  S.  85.  §.  20. 

109)  V.  KI.  y.  17.  August  1687.  Zwei  Verlobt«  sollen,  «steilen  der 
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von  einem  Sohne  unter  20,  oder  einer  Tochter  unter  18 
Jahren  eingegangen  werden,  können  von  den  Eltern  oder 
Vormündern  ohne  weiters  , wenn  sie  über  diesen  Jah- 
ren sind,  nur  aus  genügenden  Gründen  gehindert  wer- 
den*10). Diese  Bestimmung,  welche  sich  an  das  altere  Recht 
anschliesst  *") , ist  mit  dem  übrigen  Rechtssystcine  in  viel  ge- 
ringerem Widerspruch  als  ihre  weitere  Ausbildung  durch 
das  Ehegesetz  vom  19.  Dec.  1S04.  §.  18.  19.m),  welches 
beide  Theile  nach  vollendetem  achtzehnten  Jahre  befähigt, 
auch  gegen  den  Willen  ihrer  Eltern  und  Vormünder  sich 
zu  ehelichen,  es  wäre  denn,  dass  diese  darthun  können  , 
dass  einzelne  besondere  aufgezählte  Hinderungsgründe  zur 
Anwendung  kommen.  Die  Aufzahlung  ist  iiberdem  von 
der  Art,  dass  sie,  zumal  einer  etwann  leichtsinnigen  Pra- 
xis gegenüber  , fast  nie  hilft.  Zu  welchen  Ungereimtheiten 
nämlich  diese  Bestimmung  führt,  wird  besonders  anschau- 
lich, wenn  man  sie  mit  dem  Vormundschaftsrechte  in  Ver- 
bindung bringt.  Nach  diesem'  kann  der  Minderjährige  vor 
Erreichung  des  vierundzwanzigsten  Altersjahres  nicht  den 
unbedeutendsten  Vertrag  gültig  absehliessen , ohne  dass  der 
Vormund  oder  die  Vorinundschaftsbehörden  einwilligen. 
Will  er  aber  eine  Ehe  eingehen,  die  ganz  abgesehen  von 
ihrer  innern  Wichtigkeit  auch  auf  die  äusseru  ökonomischen 
Verhältnisse  den  grössten  Einfluss  hat,  so  kann  er  diess 
ohne  und  gegen  den  Willen  der  Vorinundschaftsbehörden. 


Beyschlaf  ander  Ihnen  vorgegangen  , ohne  Cranz  und  Schäppeli  zur  Kirrhen 
geben.’'  Ehegerichts  Satzung  v.  1719.  Tb.  II.  Vergl.  Leu  I.  S. 
340.  Die  äussere  Form  der  Einsegnung  war  noch  im  siebzehnten  Jahrhun- 
derte strenger  vorgeschrieben  als  gegenwärtig.  U.  M.  v.  25.  Juni  1639. 
« Den  Herren  Helferen  hiessiger  4 pfarrkireben  solle  angezeiget  , dass  Sie 
dennen  so  sich  von  Ihnen  einsegnen  lassen  wollen  und  aber  nicht  nieder- 
Kneuen  und  also  vor  der  Hohen  Majestät  Gottes  «ich  nicht  deiniithig  und 
niederträchtig  er  zeigen  thäten  , auf  gethanes  Aninahncn  hierzu  , im  Weige- 
rungsfall! die  Einsegnung  abschlagen  vnd  ehender  wiederum  Weggehen  lassen 
sollind.” 

110)  Ehegerichtssatzungen  y.  1719.  Th.  II. 

111)  Oben  Buch  III.  $.  21.  S.  426. 

112)  M.  S.  II.  S.  231.  ff.  Kevidirt  25.  Mai  1311.  IU.  S.  II.  S.  3.  ff. 
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Ja  sogar , wenn  er  z.  B.  einen  nachtheiligen  Handel 
schliesscn  und  das  Geschäft  , dem  Willen  der  Behörde  zum 
Trotz,  durchsetzen  will,  so  braucht  er  nur  eine  Frau  zu 
nehmen , um  sofort  selbständig  und  unabhängig  zu  werden 
und  die  Vorsorge  der  Behörden  gänzlich  zu  vereiteln. 

2.  Wie  das  Wesen  der  Ehe  selbst  nicht  erst  auf  dem 
nechtsgebieie  entspriesst  — wesshalb  die  Ehe  auch  mit 
Unrecht  ein  Vertrag  genannt  wird  — so  sind  auch  die  be- 
deutendsten Wirkungen  derselben  die  persönliche  Gemein- 
schaft der  Ehegatten  unter  sich  und  in  Verhältniss  zu  ihren 
Kindern  nicht  Gegenstand  der  rechtlichen  Erörterung.  Mit 
feinem  praktischen  Sinne  haben  die  römischen  Juristen  diese 
ganze  innerliche  Bedeutung  der  Ehe  in  ihren  juristischen 
Theorien  bei  Seite  gelassen  und  sich  auf  die  eigentlich 
juristischen  Wirkungen  der  Ehe  beschränkt.  Sie  trafen  in 
dieser  Hinsicht  das  Rechte  besser,  indem  sie  ihrem  Takte 
folgten,  als  viele  der  neuern  Juristen,  die  auf  philosophi- 
schem Gebiete  besonders  stark  zu  sein  vermeinten,  indem 
sie  ungründlich  philosophirten.  Im  Mittelalter  konnten  die 
geistlichen  Gerichte  allerdings  eher  auf  Geschlechtsverhält- 
nisse und  andere  innere  Beziehungen  der  Ehe  eintreten , 
weil  für  sie  der  rechtliche  Gesichtspunkt  nicht  der  einzige 
war  , auf  den  sie  zu  sehen  hatten  , sondern  die  Rücksicht 
auf  Religion  und  Sitte  sie  in  noch  höherm  Masse  leiten 
musste.  Zugleich  gab  ihnen  die  Herrschaft  über  das  Ge- 
wissen Mittel  an  die  Hand,  deren  der  weltliche  Richter 
entbehren  muss.  Je  mehr  sich  nun  aber  in  der  Folge  die 
Behandlung  der  Ehesachen  von  der  geistlichen  Gerichtsbar- 
keit wieder  befreit  hat,  desto  mehr  muss  auch  nach  und 
nach  wieder  der  rein  juristische  Gesichtspunkt  iin  Elie- 
rechte  fest  gehalten  und  alles  Fremdartige  beseitigt  und  der 
Sitte  überlassen  werden. 

Im  bürgerlichen  Rechte  hat  die  Ehe  zunächst  die 
Wirkung,  dass  die  Frau  auch  die  bürgerliche  Genos- 
sinn  des  Mannes  wird,  seinen  Ge  sch  le  ch  t sna  m en  und 
sein  Bürgerrecht  erwirbt.  Sie  tritt  somit  in  den 
Kreis  seines  bürgerlichen  Daseins  über  und  hat  auch 
dem  Manne  zu  folgen,  wenn  er  seinen  Wohnort  oder  seine 
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Heiinath  vertauscht.  Und  die  Kinder,  welche  während  der 
Ehe  erzeugt  oder  in  der  Ehe  geboren  werden,  sind  als 
eheliche  Kinder  anzusehen  , wenn  nicht  das  Gegentheil 
erwiesen  ist;  ein  Beweis,  der  überaus  schwer  hält. 

Oie  übrigen  Wirkungen  der  Ehe  beziehen  sich  fast  nur 
auf  die  Vermögens  Verhältnisse  der  Ehegatten. 

3.  Die  Ehe  ist  ihrer  Idee  nach  ein  die  ganze  Person* 
lichkeit  der  Ehegatten  durchdringendes  Verhältnis  und 
eben  darum  auch  ihre  Gemeinschaft  unauflöslich.  Schei- 
dung lässt  sich  überall  nur  da  denken,  wo  die  innerliche 
eheliche  Gesinnung  nicht  vorhanden  ist,  wo  die  wirkliche 
Ehe  ihrer  Idee  widerspricht. 

Die  Reformation  verkannte  jenes  Wesen  der  Ehe  kei- 
neswegs, begünstigte  aber  die  Möglichkeit,  eine  innerlich 
doch  zerstörte  Ehe  auch  äusseriieh  durch  Scheidung  aufzulö- 
sen. Jedoch  überliess  sie  die  ßeurtheilung  der  Zulässigkeit 
der  Scheidung  nicht  der  Privatwillkiihr  der  beiden  Ehegatten, 
sondern  machte  die  Scheidung  von  der  Prüfung  und  Zustimmung 
des  Ehegerichtes  abhängig,  welches  im  Interesse  der  Sittlich- 
keit und  des  Staats  die  Ehe  aufrecht  zu  halten  und  nur  aus- 
nahmsweise aus  besondern  Gründen  Scheidung  zu  verstat- 
ten  hat.  Als  solche  Gründe  wurden  vor  allen  der  Ehebruch , 
dann  aber  auch  andere  „Sachen,  die  grösser  und  schwerer 
sind,  als  der  Ehebruch”,  anerkannt"3).  Namentlich  wur- 
den noch  böswillige  Verfassung  , Wahnsinn , unheilbare 
Krankheit  und  Unvermögen  des  einen  Ehegatten  genannt, 
und  iiberdem  durch  einen  allgemeinen  Vorbehalt  dem  Rathe 
die  Vollmacht  ertheilt , in  einzelnen  Fällen  auch  aus  andern 
Gründen  Scheidung  eintreten  zu  lassen'").  Das  neuere  Ge- 

113)  Vergl.  Leo  I.  S.  369.  ff. 

114)  Ehegerichtss atzung  ▼.  1719.  Schon  die  älteste  Satzung  von 
1525.  spricht  dies*  neue  Princip  aus:  «Item  grösser  Sachen  denn  Eebruch, 
als  so  eines  da«  leben  verwurkte  , uitt  sicher  vor  einandren  wärind , wue- 
tende  , vnsinntge,  mit  huory  tratzen  , oder  ob  eines  da*  ander  vnerlonbt  ver- 
liesse  , lang  vss  wäre,  vssetzig  rnd  der  glychen  , darinn  nieman  von 
vnglyche  der  Sachen,  kein  cwüss  g jetzt  machen  kan.  Mögent 
die  Richter  erfaren  vnd  handlen  , wie  sy  gott  vnd  gestalten  der  Sachen  wer- 
dend vnderwy*en.” 
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setz  hat  dicss  weiter  ausgefiihrt,  den  allgemeinen  Vorbehalt 
aber  auf  eine  unpassende  Weise  in  den  Scheidungsgrund 
gegenseitiger  unbezwinglicher  Abneigung  verwandelt11^1. 

Ist  nun  aber  Scheidung  ausgesprochen,  so  ist  diese  eine 
wahre  volle,  nicht  bloss  eine  bürgerliche,  sondern  zugleich 
auch  eine  kirchliche.  Dadurch  wurde  somit  die  frühere 
Trennung  zu  Tisch  und  Bett  verdrängt . welche  das  kanoni- 
sche liecht  nur  dcsshalb  zugelassen  hatte , um  eine  gänzliche 
Scheidung  unbedingt  verweigern  zu  können.  Daneben  aber 
kam  eine  andere  bloss  vorübergehende  und  zeitwahrende 
Scheidung  zu  Tisch  und  Bett  auf,  deren  Bedeutung 
die  einer  Pi  iifungsfrist  ist.  Die  beiden  Ehegatten  sollen  sich 
eine  Zeit  lang  meiden  und  den  persönlichen  Reibungen  ent- 
zogen sein.  In  dieser  Zwischenzeit,  die  in  der  Regel  nur 
auf  6 Monate  bis  1 Jahr , ausnahmsweise  höchstens  auf 
anderthalb  Jahre  erstreckt  wird,  mag  es  sich  dann  zeigen, 
ob  eine  Scheidung  wirkliches  Bcdürfniss  ist  oder  ob  die  Ehe 
wieder  in  volle  Wirkung  treten  kann.  Im  erstem  Falle  tritt 
die  volle  Scheidung  ein , im  zweiten  werden  die  Ehegatten 
wieder  vereinigt.  Der  Staat  wünscht  den  letztem  Erfolg 
und  hat  die  Scheidung  nur  als  letzten  möglichen  Ausweg 
vor  Augen116). 

$.  23.  Eheliche  Vormundschaft. 

1.  Der  Ehemann,  als  natürliches  Haupt  der  Familie 
und  Vormund  der  Frau,  repräsentirt  diese  nach  aussen  und 
vertritt  sie  auch  vor  Gericht117).  Er  bestreitet  ferner  die 
Kosten  der  Ehe,  er  hat  für  Wohnung,  Kleidung,  Nah- 
rung u.  s.  f.  der  Frau  zu  sorgen118)  Diese  Sorge  darf  in- 


115)  M.  S.  II.  252  er.  V.  S.  27.  (T. 

116)  Eine  nähere  Begründung  dieser  Ansicht  findet  sich  io  meinem 

Aufsätze:  Die  eheliche  Vorinnndscbeft , wahrend  der  Scheidung  zu  Tuch 

und  Bett,  in  der  Mo».  C h r.  B<).  V.  S.  1.  ff. 

117)  St.  L.  R.  Tb.  III.  §.  8.  S.  33. 

118)  Ehegcrich  iss  Atzung  ».  171V.  Th.  II.  M.  S.  V.  S.  24.  §.  54. 
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dessen  nicht  verwechselt  werden  mit  der  Verpflichtung  zu 
Alimenten.  Sie  beruht  nämlich  nicht  auf  Arrauth  der  Frau, 
noch  reicht  sie  nur  so  weit  als  die  nothweudigen  Bedürf- 
nisse es  erfordern.  Sondern  ihr  Grund  liegt  in  den  Güter  Ver- 
hältnissen der  Ehe  und  erstreckt  sich  so  weit  als  Standes  - 
und  Vermögensverhältnisse  der  Ehegatten  es  erheischen. 
Auch  die  reiche  Frau  muss  demnach  von  dem  ärmern  Manne 
erhalten  werden. 

2.  Da  dein  Manne  ferner  freie  Verwaltung  zusteht 
über  das  Vermögen  der  Frau  , so  kann  er  ohne  Einschrän- 
kung und  selbst  gegen  ihren  Willen  einzelne  Sachen  , welche 
der  Frau  eigenthiimlich  zugebören,  gültig  verpfänden  oder 
veräussern.  Diese  Befugniss  bezieht  sich  nicht  etwa  nur 
auf  unbedeutende  Gegenstände,  sondern  ebenso  auch  auf  die 
wichtigsten  Vermögensstücke.  Auch  ihre  Schuldbriefe  kann 
er,  ohne  ihre  Zustimmung,  an  Dritte  veräussern.  Das 
Statut"9)  betrachtet  dieses  Recht  des  Mannes  freilich  aus 
dem  Gesichtspunkte  des  anvertrauten  Gutes , aber  mit  Un- 
recht. Es  hält  die  Anwendung  des  wahren  Principes  fest, 
aber  es  täuscht  sich  in  der  juristischen  Begründung  dersel- 
ben. Es  sind  nämlich  diese  Vermögensstücke  keineswegs 
anvertrautes  Gut  im  Sinne  der  Lehre  vom  anvertrauten 
Gute.  Denn  das  Anvertrauen  ist  kein  freies.  Der  Mann 
erwirbt  die  Gewere  über  das  Weibergut  , nicht  weil  ihm 
die  Frau  dieselbe  im  einzelnen  Falle  anvertraut,  sondern 
weil  die  rechtliche  Auffassung  der  Ehe  ihn  zum  Vormunde 
der  Frau  macht.  Es  gründet  sich  somit  seine  Gewere 
auf  Rechtsnothwendigkeit,  die  allenthalben  von  selbst  eintritt, 
wo  nicht  besondere  Verabredung  oder  andere  Gründe  eine 
Ausnahme  bewirken.  Der  Mann  hatte  diese  Rechte  schon 
ganz  ebenso  zu  einer  Zeit , wo  die  Lehre  vom  auvertrau- 
ten  Gute  in  ihrer  neuen  Gestaltung  noch  unhekannt  war. 
Auch  die  Wirkungen  sind  in  beiden  Fällen  verschieden. 
Das  anvertraute  Gut  kann  von  dem  Eigcnthüiner  zurück- 


119)  St.  Man.  v.  1680.  Juni  7.  9.  und  Erk.  v.  1719.  A.  S.  I. 
S.  177. 
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begehrt  werden,  wenu  er  dem  dritten  Erwerber  den  Preis, 
den  er  dafür  bezahlt  hat , zurück  erstattet.  Die  von  dem 
Ehemann  veräüsserten  Sachen  der  Frau  aber  bleiben  ver- 
äüssert,  und  können  von  ihr  überall  nicht  mehr  zurück  be- 
gehrt werden. 

Nur  in  zwei  Fallen  ist  die  Disposition  des  Mannes  be- 
schränkt: 

a)  Liegenschaften,  welche  der  Frau  gehören,  können 
gültig  von  dein  Manne  nur  dann  verpfändet  werden, 
wenn  sie  selbst,  zwei  ihrer  nächsten  Anverwandten 
und  ein  von  ihr  erbetener  Beiständer,  der  in  dieser 
Stellung  wieder  Vogt  genannt  wird  , ihre  Zustimmung 
geben.  Das  Statut ,J0)  spricht  nur  von  der  Verpfan- 
dung. Das  ältere  Recht1*1)  und  theilweise  auch  die 
frühere  Praxis  unterstützen  die  Annahme,  dass  diesel- 
ben Erfordernisse  auch  für  die  Veräusserung  gelten. 
In  neuerer  Zeit  hat  sich  aber  die  Praxis  eher  für  die 
Beschränkung  auf  Verpfändung  entschieden  '**).  Und 
in  der  That  spricht  für  die  letztere  Meinung  auch  der 
bisher  unbekannt  gebliebene  Grund,  dass  noch  der  Ent- 
wurf des  Stadtrechtes  ganz  deutlich  Verpfandung  und 
Veräusserung  zusammen  fasste , das  Stadtrecht  selbst 
aber  jenen  verändernd  die  letztere  wegliess ,2J). 

b)  Wenn  das  Vermögen  der  Frau  auf  die  Liegenschaften 
des  Mannes  versichert  wird  , so  darf  er  den  ausge- 
stellten Weibergutsversicberungsbrief  nicht  verpfänden 
oder  verkaufen , ohne  die  Zustimmung  der  Obervor- 
mundschaftsbehörde (Bezirksrath)  '**). 


120)  Sl.  L.  R.  Th.  V.  §.  41.  S.  76.  Das  W i n te  r t h u r e rs  t a d t - 
recht  t,  1720.  Erk.  §.  3.  (Pest.  I.  8.  52.)  lasst  auch  über  Liegenschaften 
dein  Mann«  freit  Verfügung  *u. 

121)  Vergt.  Buch  I.  §.  23.  S.  104.  Buch  III.  §.  22.  S.  423. 

122)  Vergl.  Mod.  C h.  V.  S.  358. 

123)  Im  Entwürfe  hiess  es:  „Weder  verschreiben  noch  verkaufen**;  im 
Stadlrechte  heisst  es  einfach:  „ nicht  verschreiben.'* 

124)  Gesetz  v.  13.  Dec.  1820.  M.  5.  IV.  S.  387. 
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3.  Die  Ehefrau  mag  allerdings  einen  Theil  ihres  Ver- 
mögens atisnahmwcise  ihrer  eigenen  Verwaltung  und  Ver- 
fügung Vorbehalten.  Es  ist  dicss  das  sogenannte  Spar  gut, 
oder  allgemeiner  ausgedriiekt  Sondergut1*5).  Die  Sitte 
beschrankt  es  aber  durchgängig  auf  einen  verhältnissmässi- 
gen  geringen  Theil. 

4.  Dem  Manne  steht  das  Recht  zu,  das  Weibergut 
(mit  Ausschluss  des  Spargutes)  zu  gebrauchen,  und  die 
Früchte  zu  gewinnen.  Diese  eheliche  Nutznies- 
sung126)  darf  wieder  nicht  nach  den  Grundsätzen  des  römi- 
schen Niessbrauches  beurtheilt  werden.  Wie  ihre  Grund- 
lage in  dem  engen  Familienverhaltnisse  und  der  Einheit  der 
gesammten  Vermögensverwaltung  in  der  Hand  des  Mannes, 
nicht  aber  in  einem  aus  dem  Eigenthum  abgelöstcn  und  die- 
sem entgegen  gestellten  dinglichen  Rechte  zu  suchen  ist,  so 
ist  sie  auch  in  jtder  Hinsicht  freier  und  ungehemmter'*7). 
Der  Mann  ist  nicht  schuldig,  für  gehörige  Benutzung  Cau- 
tion  zu  leisten.  Er  darf  die  Cultur  der  Grundstücke  , welche 
der  Frau  gehören,  nach  seinem  Willen  verändern,  Bau- 
ten vornehmen , auf  die  Substanz  der  Sachen  einwir- 
ken u.  s.  f. 

5.  Der  umfassenden  Gewalt  des  Mannes  über  das  Ver- 
mögen der  Frau  steht  nun  aber  seine  Verantwortlich- 
keit zur  Seite.  Nach  der  Trennung  der  Ehe  haftet  er 
oder  seine  Erben  für  Herausgabe  des  sä'mmtiichen  zuge- 
brachten Vermögens.  Wir  müssen  hier  für  unser  Recht 
allerdings  ein  obligatorisches  Verhältniss  festhaltcn,  wel- 
ches den  Mann  gegenüber  der  Frau  zur  Restitution  ver- 
pflichtet1*11). Freilich  die  Sachen,  die  noch  vorhanden  sind, 


125)  Dafür  mag  man  allerdings  die  oben  angeführte  Erk.  ▼.  1719  an- 
führen. 

126)  St.  L.  R.  Th.  X.  $.  18.  S.  144. 

127)  Vergl.  darüber  oben  Buch  I.  §.  23.  S.  106. 

128)  Hasse  in  der  Zeitschrift  f.  getch.  Rechtswissenschaft  IT.  S.  70 
and  Cropp  in  seinen  Abhandlungen.  Hamburg  1830.  11.  S.  447.  bestreiten 
das  Dasein  einer  solchen  obligatio  für  das  deutsche  Recht.  Schon  sehr  friihe 
aber  hat  sich  in  nnserm  Rechte  eine  solche  entwickelt  aus  dein  regelmassigen 
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braucht  der  Mann  der  Frau  nicht  erst  zu  Eigenthuin  zu- 
rück zu  Übertragen,  weil  sie  das  Eigenthuin  gar  nie  ver- 
loren hat.  Es  hört  nur  seine  Gewere  (zu  Vormundschaft) 
auf  und  die  ihre  (zu  Eigenthuin)  wird  wieder  lebendig.  Für 
das  IS  icht vorhandene  aber  muss  er  Ersatz  leisten.  In  die- 
ser Hinsicht  ist  indessen  noch  dreierlei  zu  bemerken : 

<i)  Der  Ehemann  hat  zwar  auch  für  den  Schaden  einzu- 
stehen , der  aus  seiner  Fahrlässigkeit  entstanden  ist; 
es  ist  aber  diese  Ersatzpflicht  zu  mildern  durch  Riick- 
sichtsnahme  auf  seine  persönliche  Fähigkeit  und  das 
Mass  ihrer  Ausbildung129). 

b ) Wenn  Sachen , welche  der  Haushaltung  zudienen , in 
Folge  dieses  Gebrauches  schlechter  geworden  sind,  so 
wird  hier  der  Mann  keineswegs  zum  Schadensersätze 
verpflichtet , cs  wäre  denn , dass  dieselben  zuvor  in 
der  Absicht  geschätzt  worden  waren  , um  den 
Schätzungswert!)  nöthigenfalls  an  ihre  Stelle  treten  zu 
lassen. 

c)  Für  Verwendungen  an  die  Sachen  der  Frau,  insofern 
dieselben  nicht  schon  zur  regelmassigen  Verwaltung 
und  Benutzung  gehören  , kann  der  Mann  hinwieder 
Ersatz  fordern. 

6.  Diese  Verantwortlichkeit  des  Ehemannes  macht  sich 
aber  erst  nach  Auflösung  der  Ehe  gellend.  Wahrend  der- 
selben tritt  sie  vor  der  Gewalt  des  Mannes  zurück  und  die 
Frau  darf  keineswegs  für  eine  gehörige  und  gute  Verwal- 
tung grössere  Sicherheit  fordern.  Nur  ausnahmsweise, 
wenn  eine  bedeutende  Gefahr  vorhanden  ist,  dass  der  Mann 
das  Vermögen  der  Frau  verschleudere,  ohne  fähig  zu  sein  , 


„zu  Erb  und  Eigen  liegen”  des  Weibergmes.  Vergl.  oben  Buch  II.  §.  3!. 
S.  285.  Buch  111.  $.  22.  S.  429  und  430.  Amtsrecht  von  Ubwitsen  v. 
1603.  Art.  25.  (Pest.  I.  S.  152.):  n Ob  aber  an  — des«  wybs  gm  ützil 
im  wereuder  Ee  verkoufTt  oder  »outst  vermoderet  worden  , vnd  ml  mehr  ver- 
handelt , darfUr  soll  iro  von  dess  inans  gut  geburliche  werd  entricht 
vnd  bezalt  werden." 

129)  Vergl.  meinen  Aufsatz  in  der  Mou.  Cb.  Bd.  I.  S.  446.  ff. 
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cs  hinterher  zu  ersetzen,  kann  allerdings  Sicherstellung 
des  Weibergutes  gefordert  werden130).  Es  kann  hier 
sich  so  gestalten,  dass  die  Frau,  deren  Handlungsfähigkeit 
sonst  durch  die  Vormundschaft  des  Mannes  beschrankt  ist, 
Klage  erhebt  gegen  den  Mann.  Weil  die  Frau  eben  nur 
insofern  in  ihrer  Handlungsfähigkeit  beschränkt  ist , als  die 
Vormundschaft  des  Mannes  es  erfordert,  und  da  es  sich  hier 
gerade  uin  eine  Beschränkung  dieser  Vormundschaft  selbst 
handelt,  wobei  unmöglich  der  Mann  die  Frau  gegen  sich 
selber  repräsentiren  kann  , so  darf  man  hier  der  Frau  die 
Klage  nicht  verwehren ,3t).  Ueberdein  können  aber  auch 
die  nächsten  Verwandten  der  Frau,  welche  in  ihrem  Ver- 
armungsfalle sie  zu  erhalten  haben  , oder  aus  gleichem  Grunde 
und  zugleich  als  Vormundschaftsbehörde  der  Gemeindrath 
unter  jener  Voraussetzung  der  Verschwendung  und  Unfä- 
higkeit des  Mannes  die  Versicherung  fordern,  und  zwar 
selbst  gegen  den  Willen  der  Ehefrau,  da  ja  möglicherweise 
auch  gegen  den  Willen  einer  Person  auf  ausserordentlicher 
Bevogtigung  derselben  angetragen  werden  kann137). 

7.  Aber  auch  ohne  besondere  Versicherung  findet  die 
Weibergutsforderung  der  Ehefrau  darin  einen  eigentüm- 
lichen Schutz  , dass  sie  im  Concurse  des  Ehemanns  ein 
Vorrecht  besitzt,  welches  ihr  vor  allen  laufenden  For- 
derungen und  sogar  vor  den  mit  generellem  Pfandrecht  aus- 
gerüsteten und  den  privilegirten  Forderungen  der  sogenann- 
ten Geschreiten  Deckung  verschafft l33). 


130)  ln  dem  K y b n rg  e r ree  h t e ».  1578.  Art.  47.  und  d.  Statute  t. 
WUlflingen  f.  1585.  Art.  46.  wird  ei  ganz,  allgemein  dein  Manne  zur 
Pflicht  gemacht,  dai  Weibergut  auf  Begehren  der  Krau  zu  eer.iirhe:n  „ an 
Erb  und  Eigen  zu  setzen.” 

131)  Diese  Befugniss  war  schon  im  altern  Hechte  anerkannt.  Oben  Buch 
II.  $.  32.  S.  292. 

132)  Veigl.  Mon.  C h r.  III.  S.  57.  IV.  S.  56.  IT.  58.  f. 

133)  lieber  die  allere  Bedeutung  dieses  Vorrechtes  siehe  oben  Buch  Hl. 
§.  23.  S.  440.  — Weiuinger  Aintsrechi  e.  1637.  Art  1.  (Pest.  I.  S. 
113.)  St.  L.  R.  Th.  X.  §.  40.  S.  155.  $.  28.  S.  148.  St.  R.  ».  Win- 
terthur e.  1720.  Erl.  $.  6.  7.  (Pest.  I.  S.  53.) 

ltluntsrhli  KrehUgeirhirhlf . II.  10 
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5_  24.  Beschränkte  Handlungsfähigkeit  der  Frau. 

1.  Da  das  7.iirichcrische  Recht  eine  allgemeine  Geschlechts- 
vormundschaft wenigstens  seit  dem  früheren  Mittelalter 
nicht  mehr  kennt,  und  iibcrdiess  auch  jene  Geschlechtsvormund- 
srhaft , wo  sie  vorkam  , nur  eine  beschrankte  Wirkung 
hatte,  so  dürfen  wir  der  Frau  die  persönliche  Handlungs- 
fähigkeit zunächst  nicht  absprechen.  Dieselbe  wird  aber 
durch  die  Vormundschaft  des  Mannes  und  das  damit  zusam- 
menhängende eheliche  Güterrecht  während  der  Ehe  grössten- 
theils  absorbirt.  Die  Einheit  der  Vermögensverwaltung 
lässt  es  nicht  zu,  dass  auch  die  Frau  über  das  Vermögen 
verfüge.  Sie  darf  also  zunächst  keine  Sachen,  auch  die 
ihrigen  nicht  veräussern  oder  verpfänden ; denn  durch  der- 
lei Handlungen  würde  sic  in  die  Gewere  des  Mannes  über  das 
gesainmte  eheliche  Vermögen  eingreifen  und  dieselbe  ver- 
letzen. Uebcrdem  würden  die  Nutzungsrechte  des  Mannes 
dadurch  theilweise  verkürzt.  Ebenso  wenig  und  aus  den 
gleichen  Gründen  darf  sie  Schulden  contrahiren,  die  der 
Mann  für  sie  zu  zahlen  hätte114). 

Diese  Beschränkung  ist  indessen  keine  absolute.  In  man- 
chen Beziehungen  handelt  die  Frau  als  Hausfrau  und  reprä- 
sentirt  die  Ehe,  so  dass  der  Mann  ihre  hieher  gehörigen 
Verfügungen  seinerseits  anerkennen  muss.  Schon  die  ältern 
Statuten  gestatteten  der  Frau,  hinter  ihrem  Manne  achtzehen 
Heller  hinwegzugeben ,M). 

Knonaueramtsrecht  v.  1 535.  Art.  23.:  «Es  soll  vnnd 
mag  ouch  ein  frow  irein  man  nit  mee  verschwatzen  noch 
verschlachen  Dann  XVIII  haller , was  sy  darüber  verschwatzt 
oder  verschlecht,  das  soll  sy  vss  irem  gut  bezalen. 

Regensbergerherrschaftsrecht  v.  1538.  Art.  43. 
bei  Pest.  I.  S.  193.  ganz  gleichlautend. 


1 34)  St.  L.  R.  Th.  V.  j.  44.  S.  77.  f.  47.  S.  78. 

135)  Oben  Buck  III.  4.  22.  S.  430. 
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Das  Maass  von  achtzehen  Hellern  ist  im  Sinne  des  altern 
Gcldwerthes  — die  Bestimmung  selbst  ist  offenbar  sehr  viel 
ältef-  als  die  Abfassung  dieser  Herrschaftsrechte  — auch 
keineswegs  so  ganz  gering , als  es  jetzt  scheint.  Bis  auf 
diesen  Betrag  hat  also  der  Ehemann  die  Verftigungen  der 
Frau  zu  respectiren  und  muss  für  sie  bezahlen,  ohne  dass 
er  diess  von  ihrem  Vermögen  abrechnen  darf.  Er  bezahlt 
nicht  ihre  Schuld,  sondern  eine  Haushaltungsausgabe. 

Es  versteht  sich  nun,  dass  wir  diese  Verfiigungsfahig- 
keit  der  Frau  keineswegs  mehr  auf  achtzehen  Heller  be- 
schranken dürfen,  sondern  vielmehr  ganz  allgemein  auf  re- 
gelmassige Haushaltungsausgaben  von  geringfügigem  Belange 
ausdehnen  müssen.  Es  kann  dann  dieselbe  gewisser  Massen  auf- 
gefasst werden  als  Credit,  welchen  der  Mann  der  Frau  der 
allgemeinen  Sitte  gemäss  gewahrt , und  den  er  im  einzelnen 
Falle  zu  respectiren  hat.  Die  Grösse  des  Credites  richtet 
sich  dann  natürlich  wieder  nach  dem  Stande,  und  den  Ver- 
mögensverhaltnissen der  Ehegatten  und  kann  nur  durch  bil- 
liges Ermessen  des  Richters  bestimmt  werden,  wenn  sich 
darüber  Streit  erzeugt.  Will  der  Mann  seiner  Frau  aus- 
nahmsweise den  Credit  entziehen  , so  kann  er  diess  thun ; 
für  Dritte  geschieht  es  aber  — der  herrschenden  Sitte  we- 
gen — nur  dann  verbindlich,  wenn  er  das  Publikum  davon 
durch  öffentliche  Anzeige  in  Kenntniss  gesetzt  hat. 

Aus  diesem  Standpunkte  betrachtet  auch  eine  Rathsver- 
ordnung v.  1557. , die  in  das  Gerichtsbuch  aufgenommen 
wurde,  die  Sache  und  sieht  bereits  von  der  Beschränkung 
auf  achtzehen  Heller  ab. 

Als  die  Richter  an  der  Statt  gricht  von  wegen  der  wy- 
hem,  so  zu  Irer  mannen  husshaltungen,  selbs 
eigner  person  von  den  pfistern  vss  Iren  Hiissern 
vnnd  gädmen , brott  tragendt  vnnd  helffend  essen  , Be- 
scheids begärt,  ob  dieselben  wyber  so  Ire  mannen  nüdt  meer 
babent , söllich  brott  als  Essige  Spiss  zuo  hezalen  schuldig 
sygen  oder  nit , — — So  lassennd  wir  es  genntzlich  by 
derselben  vnnsers  Gerichts  Ordnung  blyben,  Also  das  die 
wyber  Inn  ob  angczeigtem  fhal  by  dein  Brott  reichen, 
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zuo  Irer  Eemannen  hussballungen  , den  pfistern  nütz  it 
s cli  u I d i g s y n , Es  syge  dann  sach  das  ein  sölliche  Frow 
darfiir  versprochen  habe,  solle  sv  Ire  in  zuosagen 
statt  thun  vnnd  beza]  len,  zuo  wellicher  verheissung 
ein  Jeder  Pfister  vnparlhygisch  Lülh  nemmen  mag,  Mit  den- 
selben er  die  Frowen  (so  sy  lougnen  weite)  getruwe  zu 
besetzen  vnnd  syn  ansprach  zn  beziiehen.” 

2.  Sehr  viel  weiter  geht  das 

Winterthurcrstadtrecht  von  1720.  Erl.  5-  2. : „Wenn 
ein  Frauw  jemandem  vahrnuss  oder  Brief,  Sy  mögend 
ihren  oder  dess  Mans  syn,  hinderlegte  oder  zn  kaufen 
gebe  , obschon  es  nit  vor  Rath  vnd  nit  mit  bevogteter  hand 
geschcche , soll  es  doch  wann  die  Schuldforderer  vnd  Käu- 
fer die  vahrnuss  vnd  Brief  in  ihren  handen  habend 
gültig  vnd  crefflig  syn.  — Ebenso  Winlerthnrerstadtrecht 
v.  1779.  Erl.  j.  2. 

Zwar  ist  auch  dort  der  Mann  Vormund  der  Frau,  und 
hat  das  ganze  Vermögen  in  seiner  Gewere.  Und  es  kann 
auch  dort  die  Frau  in  der  Regel  keine  Schulden  contrahi- 
ren,  die  der  Mann  bezahlen  müsste.  Aber  wenn  sie  be- 
wegliche Sachen,  wohin  denn  auch  Schuldbriefe  und  andere 
stellvertretende  Schuldurkunden  gehören,  veraussert,  so 
wirkt  diese  Verbesserung  auch  gegenüber  dem  Manne  voll- 
ständig, insofern  nur  der  Besitz  wirklich  auf  den  Erwer- 
ber überging.  Es  mag  diese  allerdings  sehr  weitreichende 
Anerkennung  der  Veräusscruugen  durch  die  Frau  in  dein 
Stadtrechte  von  Winterthur  aus  einer  wenn  auch  nicht 
völlig  bewussten  und  nicht  richtigen  Anwendung  der  Lehre 
vom  anvertrauten  Gute  entstanden  sein.  Denn  einmal  sind  die 
Wirkungen  dieselben  , ob  die  Frau  nun  ihre  eigenen  oder  die 
Sachen  des  Mannes  veraussert,  welche  beide  insofern  für 
anvertrautes  Gut  angesehen  werden  mochten  , als  die  Ge- 
werc  daran  dem  Manne  zustcht,  die  Frau  aber  mit  dessen 
W'illen  in  den  faktischen  Besitz  gelangt  ist.  Ausserdem  tre- 
ten sie  nur  ein  , wenn  der  Besitz  wirklich  auf  den  Erwer- 
ber übergegangen  ist,  nicht  aber  schon  vorher,  was  sich 
nicht  aus  dem  Güterrechte  der  Ehegatten  als  solchem  er- 
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klart.  Und  endlich  spricht  das  Statut  in  ganz  ähnlicher 
Weise  die  Lehre  vom  anvertrauten  Gute  aus ,36).  Wir  hal- 
ten somit  die  ganze  Eigenthürnlichkeit  nicht  ftir  eine  orga- 
nische, sondern  erklären  sie  vielmehr  aus  einer  Schiefheit 
der  Theorie , die  überhaupt  den  neuern  Redaktionen  des 
Winterthurerstadtrechtes  nicht  fremd  ist. 

3.  So  vollständig  die  Gewere  des  Mannes  ist  über  das 
Vermögen  der  Frau,  so  kann  er  sie  doch  nicht  ohne  wei- 
ters zur  Schuldnerin  machen.  Es  scheint  dieser  Satz 
zwar  im  Widerspruche  zu  stehen  mit  der  Bedeutung  der 
Vormundschaft.  Fasst  man  aber  die  Natur  dieser  Vor- 
mundschaft als  einer  ehelichen  ins  Auge,  so  löst  sich  die- 
ser scheinbare  Widerspruch.  Sogar  nach  dem  weit  stren- 
geren Rechte  der  römischen  Manus , welches  dem  Ehemann 
unbeschränktes  und  ausschliessliches  Recht  an  dem  ganzen 
vormaligen  Vermögen  der  Frau  übertrug,  und  die  nun  ver- 
mögenslose-Frau  in  die  absolute  Gewalt  des  Mannes  brachte, 
konnte  dieser  doch  nicht  durch  einseitige  Verfügung  der 
Frau  Schulden  aufladen.  Und  doch  hätte  auch  im  römi- 
schen Rechte  eine  solche  Verfügung  möglichen  Sinn.  Denn 
die  Frau  ist  nur  absolut  arm,  so  lange  die  Ehe  dauert. 
Nach  der  Trennung  derselben  wird  sie  selbstständig  und  von 
neuem  Subject  eines  eigenen  Vermögens.  Dass  noch  viel 
weniger  im  System  der  römischen  freien  Ehe , die  über- 
haupt alle  Stellvertretung  der  Frau  durch  den  Mann  oder 
Herrschaft  des  Mannes  über  ihr  Vermögen  ausschliest , an 
eine  solche  Möglichkeit,  die  Frau  zur  Schuldnerin  zu  ma- 
chen, gedacht  werden  könne  , bedarf  keiner  Ausführung. 

Wir  müssten  sie  somit , da  sie  von  den  beiden  äusser- 
sten  römischen  Endpunkten  des  ehelichen  Güterrechts,  ver- 
worfen wird,  nur  in  der  deutschen  Auffassung  der  Ehe 


135)  Erl.  §.  8.:  „Wann  jemandem  Vahrnuss  oder  Brief  vertrautet 

und  gegebe  > wurden  , uss  was  Ursachen  rnd  tu  wass  end  es  immer  gescheche, 
vnd  der  oder  die,  denen  Sy  vertraowt  »nd  gegeben  worden«  solliche  pfand'S- 
wyse  hinterlegtend  oder  verkaufftend  , sollend  die  denen  die  vahruuss  vnd 
Brief  pfandtsw^se  binderlegt  oder  zu  kaufeu  gegeben  und  wiireklicb  vn- 
gchandiget  sind,  darzu  die  bessten  recht  haben." 
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rechtfertigen  können.  Und  in  der  That  scheint  sie  hier  noch 
am  ehesten  ihren  Platz  zu  finden.  Denn  einmal  tritt«  bei 
der  Vormundschaft  der  Gesichtspunkt  der  Stellvertretung 
durch  den  Vormund  viel  starker  und  leichter  hervor  als  bei 
der  strengen  Gewalt.  Und  zudem  zeigt  die  Lehre  von  der 
Gütergemeinschaft  der  Ehegatten,  dass  jene  Möglichkeit 
wenigstens  in  einer  modificirien  Gestalt  im  deutschen  Rechte 
wirklich  Platz  gefunden  habe. 

Dessen  ungeachtet  müssen  wir  sie  für  das  reine  Recht 
der  ehelichen  Vormundschaft  ausschliessen.  Es  bleibt  näin- 
lieh  allemal  ein  durchgreifender  Unterschied  zwischen  der 
Vormundschaft  über  Unmündige  und  der  ehelichen  Vor- 
mundschaft. Jene  setzt  in  der  Person  des  Schützlings  per- 
sönliche Unfähigkeit  voraus,  selbst  Rechtsgeschäfte 
mit  Bewusstsein  vorzunehmen  ; bei  dieser  dagegen  ist  eine 
solche  persönliche  Unfähigkeit  entweder  überall  nicht  oder 
doch  nur  eine  theilweise  und  beschrankte  vorhanden.  Da- 
her bedarf  der  Unmündige  eines  Vormundes,  welcher,  da 
jener  überall  nicht  handeln  kann,  statt  seiner  handle.  Da- 
gegen könnte  die  Ehefrau,  wenn  man  nur  auf  ihre  persön- 
liche Fähigkeit  sähe,  sobald  sie  zu  ihren  Tagen  gekommen, 
wohl  selbst  handeln  : und  sie  wird  daran  lediglich  mit  Rück- 
sicht auf  die  Ehe  und  soweit  das  Interesse  dieser  und  die 
Einheit  der  Gütervcrwallung  es  erfordert,  verhindert.  Die- 
ser Unterschied  warnt  vor  raschen  Schlüssen  von  dem  einen 
Verhältnisse  auf  das  andere.  Die  daherigen  Zweifel  werden 
verstärkt , wenn  man  an  die  Realisirung  solcher  von  dem 
Ehemanne  im  Namen  der  Frau  eingegangenen  Schulden 
denkt.  Dieselben  sind  nämlich  entweder  noch  während  der 
Ehe  oder  erst  nach  Auflösung  der  Ehe  zu  entrichten,  ln 
beiden  Fällen  würde  aber  eine  persönliche  Haft  der  Frau 
in  einen  Widerspruch  geratlien  mit  den  Grundgedanken  un- 
sers  ehelichen  Güterrechtes.  Im  erstem  Falle  desshalb , weil 
während  der  Ehe  der  Mann  das  beiderseitige  Vermögen  al- 
lein verwaltet  und  allein  nach  aussen  vertritt.  Der  Gläubiger 
müsste  sich  daher  jedenfalls  an  den  Mann  halten,  und  von 
diesem  Zahlung  fordern.  Nun  kann  der  Mann  aber  auch 
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dann , wenn  er  von  Anfang  an  die  Schuld  auf  seine  eigenen 
Schultern  geladen  hat,  doch  dafür  sowohl  seine  eigenen 
als  die  Sachen  der  Frau  gültig  veräussern  und  mit  dem  Er- 
löse die  Schuld  bezahlen.  Es  müsste  daher  die  Befugniss, 
der  Frau  Schulden  aufzuladen,  ihre  rechte  Bedeutung  durch- 
gängig erst  nach  Trennung  der  Ehe  zeigen , indem  hier  nun 
die  Frau  selbst  mit  ihrem  zu  freier  Verfügung  zurück  er- 
haltenen Vermögen  auf  Bezahlung  belangt  werden  könnte. 
Nun  kann  es  aber  wieder  nicht  im  Sinne  der  ehelichen 
Vormundschaft  liegen,  die  ja  nur  so  lange  dauert  als  die 
Ehe,  und  nur  um  der  Ehe  willen  und  für  die  Ehe  da  ist, 
dass  die  Frau  eine  solche  Wirkung  derselben  regelmassig 
erst  verspüre,  wenn  jene  untergegangen  ist.  Eine  solche 
Belastung  der  Frau  läge  überall  nicht  im  Interesse  der  Ehe 
und  des  ehelichen  Güterrechtes , sondern  nur  im  Interesse 
des  Mannes,  das  aber  erst  hervorträte  , wenn  die  Ehe  nicht 
mehr  besteht,  wenn  er  nicht  mehr  Ehemann  ist. 

Dazu  kommen  nun  aber  noch  weitere  Gründe.  Djg  Ein- 
gehung von  Schuldverhältnissen  ist  nach  der  ganzen  Auf- 
fassung des  deutschen  Rechtes  etwas  durch  und  durch  Per- 
sönliches. Man  darf  daher  nie  geneigt  sein,  jemanden  für 
einen  Schuldner  zu  halten , der  die  Schuld  nicht  selber  auf 
sich  genommen  hat,J6).  Nun  mag  man  freilich  einwenden, 
wir  drehen  uns  im  Kreise  herum,  denn  der  Vormund  sei 
ja  eben  als  solcher  der  Stellvertreter  seines  Schutzbefohle- 
nen, und  insofern  auch  befugt,  im  Namen  desselben  für 
diesen  Schulden  zu  contrahiren.  Aber  dessen  ungeachtet 
ist  für  den  Entscheid  der  Streitfrage  jene  Bemerkung  von 
Gewicht.  Das  Recht  der  Stellvertretung  ist  nicht  ein  ab- 
solutes , sondern  ein  relatives.  Wo  einer  selber  handeln 
kann,  bedarf  er  zunächst  keines  Stellvertreters.  Das  gilt  in 
vorzüglichem  Masse  von  den  Schulden.  Die  Frau  kann  nun 
aber  selbstthätig  bei  Contrabirung  derselben  handeln,  wie 
wir  im  Verfolge  ausführlich  noch  sehen  werden.  Daraus 


136)  Veigl.  darüber  mit  Kiicksicbt  auf  die  Ehe.  Hasse  a.  a.  O.  S.  84. 
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folgt  nun  aber,  dass  wir  nicht  geneigt  sein  dürfen,  einem 
andern  das  Recht  völlig  freier,  einseitiger  Stellvertretung 
ohne  und  sogar  gegen  ihren  Willen  auch  für  die  Geschäfte 
einzuräumen , wo  der  Vertretene  anerkannter  Massen  selbst 
zu  handeln  im  Stande  ist.  Ganz  anders  verhält  es  sich  mit 
den  übrigen  Dispositionen  des  Ehemanns.  Er  mag  aller- 
dings einseitig  die  Fahrhabe  der  Frau  gültig  veräussern  und 
selbst  für  seine  eigenen  Schulden  verpfänden.  Aber  dieses 
Recht  folgt  nicht  aus  einem  unbedingten  Rechte  zur 
Stellvertretung,  sondern  vielmehr  aus  seinem  Rechte  der 
Gewere,  das  sich  über  alle  Sachen  erstreckt,  die  zu  dem 
ehelichen  Vermögen  gehören;  dcsshalb  kann  er  das  Eigen- 
thum der  Frau  belasten,  nicht  aber  ihre  Person  verpflichten. 

Wir  gingen  vorhin  von  dem  Standpunkte  der  Frau  aus. 
Treten  wir  nun  ganz  auf  den  Gesichtspunkt  des  Mannes 
über  , so  werden  wir  hier  eine  neue  Bestätigung  unserer 
Ansicht  finden.  Wie  in  ihm  die  ganze  Herrschaft  Uber 
das  Vermögen  der  Ehegatten  concentrirt  ist,  so  hat  er 
auch  alle  Kosten  der  Ehe  zu  tragen,  und  muss  für  die  Be- 
dürfnisse der  Familie  sorgen.  Sind  somit  während  der  Ehe 
Schulden  zu  machen,  so  ist  er  aus  demselben  Grunde  in 
der  Regel  die  rechte  Person,  diese  auf  sich  zu  nehmen. 
Machen  besondere  Verhältnisse  eine  Ausnahme  wünschbar , 
und  kann  der  Mann  seine  Stellung,  wornach  er  zunächst 
allein  nach  Aussen  hin  das  Vermögen  repräsentirt , nicht 
rein  erhalten,  so  mag  er  dann  die  Frau  mitberatben , wenn 
er  sie  in  persönliche  Mitleidenschaft  ziehen  will,  nicht 
aber  einseitig  und  willkiihrlich  seine  eigene  wahre  Stellung 
aufgeben  und  die  Frau  — ohne  deren  Zustimmung  — ge- 
genüber den  Creditoren  hervor  treten  lassen. 

Ein  fernerer  Grund  liegt  in  dem  Stande  der  Quellen. 
Mir  wenigstens  ist  keine  Stelle  bekannt,  welche  für  jenes 
ausgedehnte  Vertretungsrecht  des  Ehemannes  spräche137), 


137)  Vergl.  über  da«  Güterrecht  v.  Hamburg,  welche«  «ich  von  dam 
unsern  verschieden  au«g^bildet  bat.  besonders  Gropp  Abhandl.  Bd.  II.  S. 
502.  Sogar  dort  kanu  der  Alaun  die  Fraa  nur  m beschranktem  Masse  zur 
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wohl  aber  eine  bedeutende  Anzahl  solcher,  welche  unsere 
Ansicht  unterstützen. 

Schon  die  Art , wie  unsere  Quellen  von  dem  Conours- 
rechte  handeln,  stimmt  damit  überein.  Nachdem  nämlich 
gesagt  wurde , dass  im  Auffalle  des  Mannes  die  Frau  allen  Gläu- 
bigern desselben  vorgehe,  fügt  das  Statut  von  1489.  im 
Gerichtsbuch  v.  1553.  sofort  als  Gegensatz  hinzu: 

Ob  aber  die  Frow  für  Iren  man  iitzit  gelopt 
hette,  daruuib  soll  demnach  Ir  gut  nützit  desteruiiuder 
hafl't  vnnd  verbunden  synt3>). 

Ebenso  an  einer  andern  Stelle  desselben  Gerichtsbuchs. 

So  ein  vfl'al  ufT  eins  mans  guot  bv  synem  Laben  oder  nach 
synem  tod  bescbeche , Soilennt  die  schuldvorderer  zwen 
Erbar  mannen  verordnen  , die  desselben  guots  vögt  sygint 
vnnd  die  Froweu  durch  Ire  geschworne  vssrichtere  (ob  sy 
nitt  mit  Iren  Eeiuannen  zuo  hannck  vnnd  gaden  gstannden) 
vmb  Ir  zuogehracht  guot  morgengaab  vnnd  Eerecht  lassen 
vssrichten.  Hette  sy  dann  die  Frow  für  Iren  Eeinan 
vtzit  glopt  vnnd  versprochen,  soll  Ir  guot  nüde- 
steruiinder  hafl't  syn  , sonil  vnnd  sich  mit  Rächt  erfinndt. 

Der  Rechtssatz,  der  darin  liegt,  ist  offenbar  der:  Die 
Ehefrau  haftet  nicht  für  die  Schulden  des  Mannes,  es  wäre 
denn , dass  sie  selber  seinen  Gläubigern  Befriedigung  gelobt 
hätte.  So  allgemein  konnte  sich  das  Statut  aber  nicht  leicht 
ausdriieken,  wenn  es  daneben  noch  zuliess,  dass  der  Mann 
einseitig  die  Frau  verpflichten  könne.  Man  sicht  deutlich, 
es  nimmt  vielmehr  an : wenn  die  Frau  Schuldnerin  sein 
soll,  so  muss  sie  selbst  gehandelt  haben. 

Die  Sonderbarkeit  ferner  des  Winterthurerstadtrechtcs 
von  1720  ■«),  1738,  1760  und  1779  U4),  dass  der  Ehemann, 
wenn  er  binnen  6 Jahren  nach  Eingehung  der  Ehe  die  zu- 


Bezahlung  der  Schulden  verpflichten , obwohl  nach  den  Grundsätzen  des  Ham* 
burgerrechtes  sieh  eine  solche  Stellvertretung  weit  eher  deuken  liesse. 

128)  Den  AnfAog  dieser  Stelle  habe  ich  Bach  III.  $.  23.  S.  441. 
initgetheilt. 

139)  Erl.  §.  5.  (Pest.  I.  S.  53.} 

140)  Erl.  §.  4.  (Pest.  I.  S.  26.) 
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gebrachten  laufenden  Schulden  der  Frau  nicht  bezahlt  oder 
versichert , von  da  an  persönlich  für  dieselben  hafte  und 
auf  seine  eigene  Rechnung  zu  übernehmen  habe , erklärt 
sich  wieder  nur  aus  derselben  Rechtsidee , dass  der  Ehe- 
mann während  der  Ehe  der  natürliche  Schuldner  der  ehe- 
lichen Schulden  sei,  indem  er  ja  auch,  wie  sich  das  Stadt- 
recht ausdrückt,  „der  Frauen  Gut  genutzt."  Mur  geht 
das  Statut  über  das  Princip  hinaus,  indem  es  Schulden, 
die  bereits  auf  der  Frau  gehaftet,  dieser  abnimmt  und  dein 
Manne  auflegt. 

4.  ln  ganz  besonderem  Masse  aber  wird  unsere  Ansicht 
verstärkt  durch  die  Behandlung  der  weiblichen  Ver- 
sprechen in  unsern  Rechtsquellen.  Es  ist  bekannt,  dass 
das  reine  deutsche  Recht  die  Intercessionen  der  Frauen  für 
andere  nicht  unter  einem  eigentümlichen  Gesichtspunkte 
auffasst,  wie  das  römische  Recht  seit  dem  Senatusconsultum 
Vellejanum ,4*).  Sic  werden  vielmehr  behandelt,  wie  alle 
andern  Schuldverpflichtungen , welche  die  Frau  eingeht: 
und  wenn  in  Folge  der  allerdings  der  Intercessionen  wenig- 
stens gewisser  eine  besondere  Erwähnung  geschieht , die 
auf  einen  Einfluss  des  römischen  Rechtes  hindeutet,  so  hat 
sich  dennoch  im  Wesentlichen  das  ältere  Recht  erhalten 
und  ist  dieser  Einfluss  ein  sehr  untergeordneter  geblieben. 

Als  Regel  müssen  wir  nun  annehmen,  dass  die  Ver- 
sprechen der  Frau  gültig  sind,  wenn  die  Zustim- 
mung des  Mannes  hinzutritt.  Es  genügt  somit  eine 
einseitige  Handlung  des  Mannes  oder  der  Frau  nicht,  son- 
dern diese  muss  handeln  , aber  mit  jenes  Zustimmung  und 
Vollwort.  Die  Quellen  behandeln  indessen  meist  nur  einen 
Fall,  der  am  ehesten  vorkommt  und  zugleich  eigenthiimliche 
Schwierigkeiten  erregt,  den  nämlich  , wo  die  Frau  sich 
für  eine  Schuld  des  Ehemanns  selbst  verbürgt.  Wenn  nun 
hier  das  von  dem  Manne  gutgeheissene  Versprechen  der 
Frau  genügt,  um  sie  zur  Schuldnerin  zu  machen,  so  dür- 
fen wir  getrost  daraus  scbliesscn,  dass  es  in  allen  andern 


142)  Cropp.  Abhandl.  B<1.  II.  S.  144. 
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ähnlichen  Fällen,  wo  die  Frau  für  dritte  Personen  ein- 
steht, ebenfalls  genügen  werde. 

Misslicher  aber  ist  dieser  Schluss  da,  wo  für  die  Bürg- 
schaft im  Interesse  des  Mannes  noch  ein  mehreres  gefor- 
dert wird.  Denn  wenn  die  Frau  im  Interesse  dritter  Per- 
sonen oder  in  ihrem  eigenen  ausschliesslichen  Interesse  eine 
Schuld  contrahirt,  so  ist  ihr  Mann  in  der  Lage,  die  Zweck- 
mässigkeit und  Zulässigkeit  einer  solchen  Schuld  frei  und 
unbefangen  zu  prüfen.  Und  gibt  er  seine  Zustimmung, 
die  ihm  ja  selber  eher  persönlichen  Nachtheil  als  Vor- 
theil bringen  kann , so  hat  sie  volles  Gewicht.  Handelt 
es  sich  dagegen  um  eine  Intercession  der  Frau  für  den 
Mann  , so  tritt  eine  gedoppelte  Gefahr  ein , zunächst  die , 
dass  der  Mann  sich  durch  sein  eigenes  Interesse  leicht  zu 
einer  Zustimmung  verleiten  lasse , die  er  im  reinen  Hinblick 
auf  seine  Stellung  als  Vormund  der  Frau  eher  verweigern 
müsste,  dann  aber  auch  die,  dass  selbst  die  Einwilligung 
der  Frau  leicht  eine  unfreie  und  ihr  Wille  durch  den  per- 
sönlichen Einfluss  des  Mannes  beherrscht  sei.  Es  ist  daher 
begreiflich,  wenn  das  Recht  gerade  hier  zunächst  die  Frau 
vor  gefährlichen  Versprechen  zu  schützen  sucht  und  den  Zu- 
zug eines  besondcrn  Vormundes  und  den  Rath  der  nächsten 
Anverwandten  anordnet. 

Das  ältere  Stadtrecht  hatte  die  Zustimmung  des  Mannes 
zu  dem  Versprechen  der  Frau  in  allen  Fällen  für  genügend 
erklärt,  wo  die  Schuld  sich  auf  die  Haushaltung  und  deren 
Bedürfnisse  bezog;  für  alle  andern  Schulden,  wenigstens 
die  des  Mannes  , der  intercedirenden  Frau  zur  Pflicht  ge- 
macht, einen  besondern  Vogt  zu  erbitten  und  die  Einwilli- 
gung zweier  ihrer  nächsten  Anverwandten  einzuholen li3). 
Das  Stadtrecht  von  1715  nahm  die  Verordnung  grossentheils 


143)  Oben  Buch  III.  $.  22.  $.431.  Im  Gerichlsbuch  v.  1620.  fiudet  sich 
eine  Erläuterung  der  frühere«  Erkanotniss,  worin  noch  folgender  Grund  her- 
vorgeboben  wird:  «Damit  nll  *o  ein  wyb  dest  minder  und  uil  etwann  wider 

ihren  willen  von  ihrem  Ehemann  zum  versprechen  und  verpfänden  des»  ihri- 
gen gezwungen  und  dardurch  uinb  dass  Ihr  und  inn  Armutb  gebracht 
werde.  ” 
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wörtlich  auf , veränderte  sie  aber  doch  in  einem  Haupt- 
punkte. Zuerst  spricht  dasselbe  wieder  davon,  dass  eine 
Ehefrau  mit  Vorwissen  ihres  Ehemanns  bei  laufenden  Haus- 
haltungsschulden für  denselben  gültig  versprechen  könne ui), 
und  nöthigt  den  Creditor  dann  die  Forderung  binnen  6 
Monaten  zu  beziehen  , widrigenfalls  er  sich  nicht  mehr  an 
die  Frau  hallen  könne.  Statt  nun  aber  im  Sinne  des  altern 
Gerichtsbuches  den  Gegensatz  so  zu  fassen,  dass  die  Frau 
fiir  andere  Schulden  ihres  Mannes  nicht  ohne  die  Zu- 
stimmung ihrer  Anverwandten  und  eines  besondern  Vogtes 
intercediren  dürfe,  fordert  es  diesen  Zuzug  anderer  Per- 
sonen ausser  dem  Manne  nur  für  Verpfändung  der  Liegen- 
schaften, welche  der  Frau  zugehören us).  Alle  Fälle, 
welche  weder  auf  Haushaltungsschulden  sich  beziehen,  noch 
eine  Versicherung  auf  Liegenschaften  nöthig  machen,  wer- 
den somit  in  der  neuen  Recension  mit  Stillschweigen  über 
gangen.  Gilt  nun  für  jene  Fälle  noch  das  alte  Recht,  welches 
sie  ebenso  behandelt,  wie  das  Gesetz  von  1715.  die  Ver- 


tu) st.  L.  R.  Th  v $.  *3.  s.  77. 

145)  St.  L.  R.  Th.  V.  $.  46.  S.  78.  Die  Bestimmung  des  G.  B.  >. 
1553.  hiess  : „Wo  aber  eiu  Frow  für  Iren  Eetnann  verhielte  umb  eia  ana- 
dere schuld  , die  syge  gross  oder  klein  , »nnd  darum!»  das  Ir  verpfanuden 
versetzen  oder  verschryben  weite,  die  solle  sich  mit  gunst  Ir*  Eemans  . euch 
mit  wüsten  fand  willen  zum  wenigsten  zwei:  er,  Irer  nechsten  gefründen  , 
vond  sonnderlicb  ouch  vss  geheiss  oder  geholt  eines  Herrn  Bürgermeisters 
oder  Statthalters  rechtlich  lassen  beuoglen  , vnnd  das  mit  Ireni  rechtgubncu 
zogt  Ihuoti  , Sonnst  solle  sölliche*  fr  gebeiss  lim  dein  fhal  dhem  C rafft  haben.** 
Der  angeführte  §.  46.  des  Stadlreebles  , lautet:  „ Gleicbmassic  soll  ein  Eheweib, 
so  sic  für  ihren  Ehemann  uin  eine  Schuld  , die  ser  gross  oder  klein  , verheilst«, 
und  ihr  Haas  , oder  andere  figcntle  Güter  verpfänden  , ver»ezrn  oder  ver- 
scbieiben  wollte,  dasselbige  allein  mit  Wissen,  Willen,  und  Erlauben  zweyer 
ihrer  nächsten  Blutsverwandten  , und  Zuthun  eine«  anpartheyischen  ehrlichen 
Manns , als  erbelteneu  Vogts  , thun.”  Es  wird  übrigens  dieser  Fall  auch  iiu 
Gesetz  von  dem  andern  oben  schon  behandelt«  u unterschieden  , wo  der  Maun 
die  Liegenschaften  der  Frau  verpfändet  ohne  dass  diese  darum  Mitschuldnerin 
wird.  Vergl.  noch  d.  Statut  r.  Wölflingen  v.  1585.  Art.  43.  (Pest.  II. 
40.):  „Vnnd  so  ein  fronw  uinb  ander  schulden,  dann  vmb  louffend  schul- 
den, die  sich  vonn  Esten,  tr  in  Ke  us  , vnnd  ires  hui»  halte  ns  ouch 
Kley  der  wegen  begebend  — für  iren  Ermann  verspreche  vnd  verhiesse , es 
treffe  grosses  oder  kleines  ann  , vnnd  daruinb  das  ir  verpfänden  u.  s.  w.** 
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pfändungen  der  Grundstücke?  Oder  sind  sie  zu  behandeln 
wie  die  weiblichen  Versprechen  für  Haushaltungsschulden? 

Die  Zweifel  beruhen  auf  einer  schlechten  Fassung  des 
neuern  Statuts  und  sind  gerade  darum  schwer  zu  beseitigen. 
Doch  scheint  dieses  wirklich  einen  neuen  Gegensatz  im 
Auge  gehabt  und  die  Versicherung  auf  Liegenschaften  als 
etwas  Eigenthiimliches , was  anders  zu  behandeln  £ei  als 
die  andern  Falle,  hervor  gehoben  zu  haben.  Die  neuere 
Praxis  ist  auch  hier  wieder  schwankend.  In  einzelnen 
Fällen  wurde  das  blosse  Versprechen  der  Ehefrau  mit  Zu- 
stimmung des  Mannes,  wenn  schon  Verpfändung  von  Fahr- 
habe damit  verbunden  war  für  verbindlich  gehalten, 
in  andern  dagegen  für  derlei  Verpfändungen  sowohl  als  für 
Bürgschaften  der  Frau  die  Zuziehung  eines  Beiständers  und 
zweier  ihrer  nächsten  Anverwandten  für  nothwendig  er- 
klärt. Jedenfalls  ist  hier  in  unserer  Rechtsausbildung  etwas 
Lückenhaftes. 

Das  Gesagte  gilt  theilweise  auch  für  weibliche  Verspre- 
chen zu  Gunsten  dritter  Personen.  Auch  da  bedarf  die  Ver- 
pfändung der  Liegenschaften  nach  einer  festen  Praxis  un- 
zweifelhaft jener  Form , andere  Geschäfte  dagegen  bedür- 
fen ihrer  nicht ,'46). 

Mit  dem  altern  Stadtrechte  von  Zürich  stimmen  das 
Grafscbaftsrecht  von  Kyburg  v.  1578.  Art.  48.  das  Amts- 
recht von  Uhwiesen  v.  1603.  Art.  43.  (Pest.  I,  S.  161.) 
ganz  überein.  Das  Amtsrccht  von  Griiningen  v.  1667. 
Art.  28.  (Pest.  I.  S.  75.)  hat  seine  Bestimmungen  wörtlich 
aus  dem  Zürcherstadtrecht  aufgenommen  , merkwürdiger 
Weise  aber  nur  die  letztem,  wornach  weibliche  Verspre- 
chen für  den  Mann  des  Zuzugs  eines  Vormundes  und  zweier 
Anverwandten  bedürfen , dagegen  die  Ausnahme  der  Haus- 
haltungsschuldcn  übergangen. 

Auf  ähnliche  Weise  müssen  nach  dem  Statute  von 
Winterthur  v.  1720.  Erl.  §.  1.  alle  weiblichen  Ver- 
sprechen für  den  Mann  ohne  Unterschied  vor  Rath  ge- 


U6)  Ver*l.  St.  L.  R.  Th.  V.  $.  4*.  S.  77.  §.  47.  S.  7S. 
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sehehen,  in  dem  Sinne,  das»  ein  Mitglied  des  Ratlies  der 
Frau  als  Vogt  zur  Berathung  beigegeben  wird.  Ebenso 
von  1738.,  1760.,  1779.  Art.  7. 

Nur  das  Weininger  Amtsrecht  v.  1637.  Art.  1.  (Pest. 
I.  S.  114.)  macht  die  Gültigkeit  weiblicher  Versprechen  für 
den  Mann  einzig  von  dem  Willen  der  Frau  abhängig  und 
ordnet  keinen  weitern  Schutz  für  dieselbe  an. 

5.  Man  kann  noch  die  Frage  aufwerfen,  ob  die  Frau, 
wenn  sie  abgesehen  von  der  Intcrcession  zu  Gunsten  des 
Mannes  für  sich  selbst  eine  Schuld  contrahirt , nicht  den- 
noch zur  Schuldnerin  werde  , wenn  schon  der  Mann  seine 
Zustimmung  nicht  gegeben  habe.  Mit  andern  Worten  : kann  die 
Frau  nicht  persönlich  durch  ihr  Versprechen  verbunden 
werden , ungeachtet  der  Mann  ihre  Schuld  nicht  anzuer- 
kennen  braucht?  Zu  dieser  Frage,  welche  in  dein  Vorher- 
gehenden noch  nicht  behandelt  ist . gelangt  man , wenn 
man  die  natürliche  Handlungsfähigkeit  der  Frau  näher  er- 
wägt. Da  kann  man  geneigt  sein  so  zu  argumentiren.  Die 
Ehefrau  kann  rechtsverbindliche  Geschäfte  eingehen , inso- 
fern sie  nur  nicht  durch  den  Bestand  der  Ehe  daran  ver- 
hindert ist.  Daher  kann  sie  zwar  nicht  eine  Schuld  auf 
sich  nehmen  , welche  von  dem  Manne  während  der  Ehe 
befriedigt  werden  muss.  Wohl  aber  kann  sie  eine  Schuld 
contrahiren , deren  Realisirung  erst  dann  vorzunehmen  ist , 
wenn  die  Ehe  aufgelöst  und  die  Frau  die  Herrin  ihres 
eigenen  Vermögens  wieder  geworden  ist.'  Man  könnte 
sogar  für  diese  Ansicht  Analogien  des  römischen  Rechtes 
anführen.  Selbst  der  vermögenslose  Sohn  in  der  Gewalt,  näm- 
lich der  keine  Forderungen  für  sich  erwerben  kann,  ist  doch 
im  Stande  Schulden  zu  contrahiren , die  nach  dem  Tode  des 
Vaters,  nachdem  er  Selbständigkeit  erlangt  hat,  von  ihm 
eingefordert  werden  dürfen.  Auf  ähnliche  Weise  liesse 
sich  hier  eine  Forderung  auf  die  Ehefrau  denken,  deren 
Gültigkeit  suspendirt  wäre  , so  lange  die  Ehe  dauert,  hin- 
terher aber  hervor  träte. 

Ich  halte  aber  dieses  ganze  Raisonnement  mit  Rück- 
sicht auf  unser  Recht  für  unrichtig  und  diese  Ansicht  für 
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zu  künttlich  und  zu  fremd.  Wenn  schon  die  eheliche  Vor- 
mundschaft dem  Manne  keine  absolute  Gewalt  über  die  Frau 
ertheilt  und  ebensowenig  ihr  alle  Einwirkung  auf  ihr  Ver- 
mögen entzieht,  so  scheint  es  mir  dennoch  in  dem  Wesen 
dieser  Vormundschaft  zu  liegen,  dass  wer  unter  ihr  steht, 
ohne  Willen  des  Vormundes  überall  keine  Schuld  eingehen 
kann147),  nicht  nur  keine  Schuld,  die  so  lange  nicht  wirkt, 
als  die  Vormundschaft  dauert,  sondern  auch  keine,  welche 
erst  nach  deren  Beendigung  wirkt.  Es  scheint  mir  diess 
so  tief  im  Bewusstsein  des  Volkes  zu  liegen,  dass  im  Leben 
kaum  je  ein  Zweifel  sich  erheben  wird,  ausser  wenn  er 
seine  Quelle  in  fremder  Theorie  hat.  Ganz  zutreffende 
Stellen  aus  unsern  Rechtsbiichern  weiss  ich  freilich  keine 
anzuftihren.  Doch  mögen  folgende  wenigstens  darauf  hin- 
weisen  , wie  wenig  unser  Recht  an  jene  Unterscheidung 
denkt. 

Gerichtsbuch  v.  1553:  „Wir  behalten  vnns  ouch 

vor , gägen  gemelten  Frowen,  so  sölliches  hi  oder  Iren 
Eemannen  — thetten , Ouch  gägen  denen , so  mit  s o 1 - 
liehen  beuogteten  personen  hanndien  vnnd  vff 
borg  gäben,  Ir  gebürliche  straff." 

Hält  das  Statut  den  Verkehr  mit  einer  Ehefrau  hinter  dem 
Rücken  ihres  Mannes  sogar  für  etwas  Strafbares,  so  ist 
nicht  zu  glauben,  dass  es  dessen  ungeachtet  eine  Schuld 
jener  Art  anerkennen  werde. 

$-  25-  Handelsfrauen. 

Von  der  in  der  Vormundschaft  des  Mannes  liegen- 
den Beschränkung  der  Handelsfähigkeit  sind  die  Han- 
, deisfrauen  befreit.  Schon  vor  der  Ehe  konnte  die  Frau 
ein  eigenes  Geschäft  auf  ihre  Rechnung  betreiben.  Zur 
Fortsetzung  desselben  bedarf  es  nun  freilich  der  Zustim- 
mung des  Ehemannes,  dessen  eheliche  Vormundschaft  durch 


147)  Vergl.  «och  Cropp  Abiht.  I.  X.  10. 
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dies«  Verhältnis«  in  starkem  Masse  betroffen  wird.  So- 
bald er  aber  die  Frau  gewähren  und  ihr  Geschäft  weiter 
betreiben  lässt,  so  ist  eben  in  dieser  faktischen  Zulassung 
bereits  die  erforderliche  Zustimmung  enthalten , und  es 
dauert  das  früher  schon  bestandene  Rechtsverhältnis«  ein- 
fach fort. 

Es  darf  daher  in  keiner  Weise  präsumirt  werden  , dass 
von  nun  an  der  Mann,  wie  er  sonst  als  Haupt  der  Ehe 
zu  betrachten  ist , auch  als  Chef  der  Handlung  gelte.  Als 
Handelsfrau  kann  die  Ehefrau  vielmehr  auch  für  die  Zu- 
kunft eine  selbständige  Stellung  behaupten,  auch  ohne  Vor- 
wissen des  Ehemanns  gültig  contrahiren  und  das  ganze 
Geschäft  auf  eigene  und  alleinige  Rechnung  und  Gefahr 
fortführen.  Sic  kann  mithin  auch  wahrend  der  Ehe  Schul- 
den eingehen  und  dafür  nöthigenfalls  zum  Conturse  getrie- 
ben werden. 

Der  Mann  kann  die  Betreibung  nicht  hindern , weder 
aus  dem  Gesichtspunkte  seiner  ehelichen  Vormundschaft 
noch  aus  dem  seiner  ehelichen  Nutzung.  Dafür  haftet  er 
denn  aber  auch  nicht  mit  seinem  eigenen  Vermögen  für  die 
Handelsgeschäfte  seiner  Frau. 

Wir  müssen  auf  das  nämliche  Raisonnement  gestützt 
noch  weiter  gehen.  So  weit  nämlich  die  Handlung  der 
Frau  reicht,  so  weil  ist  die  eheliche  Vormundschaft  zwar 
nicht  aufgehoben  aber  suspendirt.  Die  Handelsfran  kann 
daher  selbst  gegen  den  ausdrücklichen  Willen  des  Ehemanns 
einzelne  Geschäfte  gültig  abschliessen  , vorausgesetzt  nur  , 
dass  sie  sich  auf  ihre  Handlung  beziehen.  Denn  es  ver- 
trägt sich  nun  einmal  nicht,  dass  die  Freiheit  der  Handels- 
frau nur  eine  halbe  sei,  weder  mit  ihrer  Stellung,  indem 
sie  die  Gefahr  des  ganzen  Geschäftes  allein  trägt  , noch  mit 
den  Grundsätzen  des  Verkehrs  und  dem  damit  verbundenen 
Credite.  Entweder  also  der  Mann  gibt  seine  allgemeine 
Zustimmung  für  Fortbetreibung  der  Handlung  durch  die 
Frau,  und  dann  darf  er  sie  überall  nicht  im  Einzelnen 
hemmen  , oder  er  verweigert  seine  Zustimmung,  und  dann 
hört  die  Frau  in  allen  Beziehungen  auf,  Handclsfrau  zu  sein. 
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Die  eheliche  Vormundschaft  ist  aber  auch  im  erstern 
Falle  nicht  aufgehoben  , sondern  nur  suspendirt.  Darum 
kann  der  Mann , auch  wenn  er  seine  Zustimmung  zu  der 
Fortsetzung  des  Handelsgeschäftes  schon  ertheilt  hat,  doch 
dieselbe  in  der  Folge  wieder  zurück  nehmen  und  der  Frau 
die  Eigenschaft  einer  Handelsfrau  entziehen.  Freilich  darf 
dieser  Widerruf  nicht  zu  unpassender  Zeit  und  nicht  auf 
eine  dolose  Weise  geschehen.  Er  darf  nicht  geschehen,  nur 
um  die  Frau,  etwa  um  einer  beabsichtigten  oder  bereits 
eingeleiteten  Scheidung  willen,  in  Verlegenheit  zu  stürzen, 
noch  um  den  Creditoren  Schaden  zuzufügen.  Es  sind  auch 
diese  Verhältnisse  nach  Grundsätzen  der  Billigkeit  und  des 
guten  Glaubens  zu  berücksichtigen ,iS).  Aber  eben  so  wenig 
kann  der  Ehemann  genöthigt  werden , fortdauernd  gegen 
seinen  Willen  von  seiner  ehelichen  Vormundschaft , die  ihm 
von  Rechtes  wegen  gebührt,  keinen  Gebrauch  zu  machen. 

Ausser  den  beiden  erörterten  Fällen  , in  denen  die  Han- 
delsfrau entweder  ihre  Handlung  auf  eigene  Rechnung  fort- 
setzt oder  ganz  aufgibt,  kann  cs  noch  Vorkommen,  dass 
die  Handlung  von  beiden  Ehegatten  gemeinschaftlich  fort- 
betrieben wird.  Nach  französischem  Rechte  freilich  ver- 
liert in  diesem  Falle  die  Frau  ihre  Eigenschaft  als  Handels- 
frau nothweudig ,M).  Eine  positive  Vorschrift  der  Art 
kennt  unser  Recht  aber  nicht,  und  die  Möglichkeit,  dass 
sie  auch  in  einem  solchen  Falle  Handelsfrau  bleibe,  ist  nicht 
ausgeschlossen.  Es  kann  sich  das  Verhältniss  so  machen  , 
dass  der  Ehemann  selbst  einen  gleichartigen  Handel  beses- 
sen hat,  mit  welchem  sich  nun  die  Handlung  der  Frau  ver- 
einigen lässt  oder  auch  so  , dass  er  ohne  solche  Veranlas- 
sung dennoch  sich  ihres  Geschäftes  selbst  annimmt.  Es 
fragt  sich  dann:  In  welche  Stellung  geräth  nun  die  Frau? 
Bleibt  sie  Handelsfrau  und  Mitgenossinn  oder  wird  sie  zur 
blossen  Gehülfinn? 


143]  Vergl.  P a rd  e s » u * Cour«  de  Droit  commerrial.  Paris  1821.  $.64, 
149)  Code  de  Commerce  5.:  «Elle  rcputec  teile  (marchande  pu- 

blique) que  lorsqu’elle  fall  un  commerce  aeparef.” 
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Ganz  allgemein  und  unbedingt  lasst  sich  die  Frage  nicht 
beantworten.  Es  kommt  auf  die  faktischen  Verhältnisse  an. 
Im  Zweifel  darf  man  aber  geneigt  sein  zu  der  Annahme, 
dass  das  Geschäft  nunmehr  unter  der  Leitung  des  Ehe- 
mannes stehe,  dass  auf  ihn  die  Gefahr  übergegangen  sei, 
und  ihm  auch  der  Gewinn  zunächst  zukomme li0).  Die 
Gründe  dafür  liegen  theils  in  dem  Princip  der  ausgedehn- 
ten ehelichen  Vormundschaft,  welche  den  Mann  als  Haupt 
des  Hauses  und  insbesondere  als  alleinigen  Verwalter  des 
beiderseitigen  ehelichen  Vermögens  hinstellt  , theils  in  dem 
Princip  des  ehelichen  Niessbrauches , welches  bewirkt,  dass 
zunächst  der  ganze  Ertrag  des  beiderseitigen  Vermögens 
sowohl  als  der  beiderseitigen  Arbeit  dem  Manne  zufallt  , 
der  die  Kosten  für  die  Ehe  daraus  zu  bestreiten  hat.  Sobald 
daher  der  Ehemann  als  Chef  der  Handlung  sich  darsteilt, 
so  wird  bei  dem  hierorts  geltenden  Güterrcchte  Jedermann, 
wer  im  Verkehr  mit  der  Handlung  tritt , voraussetzen,  dass 
er  sich  an  den  Ehemann  zu  wenden  und  an  ihn  zu  halten 
habe  , und  die  Frau  als  solche  wird  bei  ihm  keinen  persön- 
lichen Credit  mehr  geniessen.  Er  wird  dieselbe  nun  ledig- 
lich als  Gehiilfinn  des  Mannes  betrachten,  welche  dessen  Auf- 
träge zu  vollziehen  habe,  und  unter  seiner  Aufsicht  und 
Leitung  stehe. 

Nur  in  den  in  neuerer  Zeit  seltener  gewordenen  Fallen, 
in  welchen  das  Geschäft  auf  gemeinsame  Gefahr  und  Rech- 
nuug  betrieben  wird,  und  die  Ehefrau  mit  dem  Manne  den 
Gewinn  und  Verlorst  theilt,  ist  das  Verhältnis  allerdings 
ein  anderes  und  es  haftet  danu  die  Frau  mit  und  neben  dem 
Manne  ähnlich  einer  Gesellschaflerinn  ISI).  Die  Einrichtung 
des  Ragionenbucbcs  wird  in  dieser  Hinsicht  die  Beweise 
sehr  erleichtern.  Da  nämlich,  wer  immer  Handel  treiben 
will,  sich  in  das  Ragionenbuch  einzutragen  verpflichtet  ist, 
und  ebertso  jede  Personal  Veränderung  der  Handlungscigcn- 
• thümer  oder  sonst  dabei  lntercssirtcn  vorzumerken  ist,  unter 


150)  Vergl.  Cropp  Ahhandi.  I.  S.  9.  ff. 
15t)  Moo.  Ch.  IV,  S.  435.  ff. 
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der  Androhung,  dass  dritte  Personen  sieh  an  die  früher 
vorgemerkten  Theilnehmer  inzwischen  zu  halten  berechtigt 
sind,  so  wird  jede  Iiandelsfrau  den  Creditoren  der  Hand- 
lung, auch  wenn  sie  sich  in  der  Folge  verheirathet  und 
der  Ehemann  sich  ihres  Geschäftes  annimmt,  doch  so  lange 
zu  halten  haben , bis  der  Uebergang  ihrer  Handlung  auf 
den  Ehemann  eingetragen  sein  wird.  Soll  dann  nach  dem  Wil* 
len  der  Ehegatten  die  Handlung  auf  gemeinschaftliche  Rech- 
nung fortgeführt  werden  , so  ist  auch  dieser  Entschluss  in 
dem  Ragionenbuche  vorzumerken,  und  die  Verkehrtreiben- 
den Dritten  erhalten  dadurch  von  jenem  Willen  genaue 
Kenntniss  ,52). 

Dessen  ungeachtet  ist  die  Erörterung  jener  Grundsätze 
nicht  überflüssig  geworden;  denn  die  Verpflichtung  der 
Frau,  für  Handelsschulden  einzustehn,  kann  möglicher  Weise 
doch  fortdauern,  wenn  schon  sic  in  dem  Ragionenbuch 
nicht  mehr  als  Eignerinn  der  Handlung  erscheint  und  die 
des  Mannes  doch  entstehen , wenn  schon  er  in  dem  Ragio- 
nenbuche noch  nicht  als  Eigner  eingetragen  ist. 

Ganz  kurz  lässt  sich  nunmehr  der  Fall  abthun , wenn 
eine  verheirathete  Frau,  die  nicht  schon  als  Handelsfrau  in 
die  Ehe  getreten  ist , erst  während  derselben  eine  Hand- 
lung auf  eigene  Rechnung  zu  eröffnen  wünscht.  Dazu 
bedarf  es  nun  wieder  der  Zustimmung  des  Ehemannes. 
Und  auch  in  diesem  Falle  muss  sich  der  Ehemann  , wenn 
er  nicht  als  eigentlicher  Chef  der  Handlung  entweder  allein 
oder  neben  seiner  Frau  angesehen  werden  will,  theiis  vor 
persönlicher  und  selbständiger  Theilnahiue  oder  Leitung  des 
Geschäftes  hüllten,  theiis  für  die  gehörigen  Einträge  in  das 
Ragionenbuch  besorgt  sein. 


152)  RAthsverordouiig  Uber  die  Regionen  ».  23  Ftbr.  1780.  und 
30.  Nor.  1 789.  A S.  VI.  S.  IM.  ff.  und  267.  ff.  (leset/  ».  25.  &e|>t. 
1835.  N.  S.  IV.  S.  38.  ff. 
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5.  26.  Die  Güter  Verhältnisse  nach  Aufhebung  der 
ehelichen  Vormundschaft. 

A.  Nach  dem  Tode  des  .Mannes. 

Die  Aufhebungsgründe  der  ehelichen  Vormundschaft  ha- 
ben nun  darin  eine  Aenderuog  erfahren,  dass  als  häufiger 
Fall  die  Scheidung  zur  Sprache  kommt. 

A.  1.  Die  Ehe  wird  durch  den  Tod  des  Mannes  aufge- 
löst. lu  einzelnen  Statuten  erhielt  sich  das  ältere  Recht 
fortdauernd.  Andere,  und  namentlich  das  Stadtrecht  von 
Zürich  erlitteu  bedeutende  Modificationen.  Allen  gemein- 
sam ist,  dass  die  Wittwe  ihr  zu  gebrachtes  Gut  zurück 
erhält. 

2.  Ebenso  findet  sich  auch  noch  durchgängig  eine  Mor- 
gengabe erwähnt,  und  wenn  sie  schon  in  der  neuern 
Sitte  nicht  mehr  recht  lebendig  ist,  so  kommt  sie  doch 
sogar  in  den  Städten  noch  in  einzelnen  Anwendungen  vor. 
In  dcu  neuern  Recensioncn  des  Kyburger  Grafschafts- 
rechtes wird  die  Morgengabe  noch  immer  auf  5 Pfund 
gesetzt,  wenn  der  Mann  nicht  eine  andere  verheissen  hat.  Das 
Regensperger  Herrschaltsrecht  v.  153S.  Art.  98.  iPest. 
I.  S.  209)  bestimmt  sie  in  diesem  Falle  auf  6 Pfund  ; das 
Herrschaftsrecht  von  Uh  wiesen  v.  1603.  Art.  24.  (Pest. 
I.  S.  151.),  von  Weiningen  v.  1637.  Art.  1.  (Pest.  I. 
S.  114.),  das  Erbrecht  von  Fla  ach  v.  1658.  Art.  1.  (Pest. 
I.  S.  14.),  das  Herrschaftsrecht  von  Griiningen  v.  16b8. 
Art.  9.  (Pest.  I.  S.  64.)  und  noch  das  Stadtrecht  v.  Win- 
terthur v.  1779.  Art.  6.  (Pest.  I.  S.  13.)  stellen  sie  auf 
10.  Pfund.  Nach  dem  Stadtrechte  von  Kaiserstuhl  v. 
löSO.  Art.  16.  (Pest,  II.  S.  22.)  beträgt  sie  50  Gulden  , 
somit  das  Zeheufache  der  vorigen  Bestimmungen.  Und 
nach  dem  Stadtrechte  v.  Zürich  v.  1716.  Th.  II.  §.  5. 
S.  30.  wird  als  gemeiner  Brauch  angeführt,  dass  sie  101 
Kronen  betrage,  zugleich  aber  verstauet,  eine  Morgen- 
gabe von  höchstens  101  Dukaten  zu  verheissen.  In  andern 
Beziehungen  hat  sich  denn  aber  das  Züricherstadtrecht  von 
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dem  altern  Rechte  entfernt,  einmal  indem  e»  keinen  eigen- 
thiimlichen  Beweis  für  die  Grösse  der  Morgengabe  durch 
Eid  der  Frau  mehr  zulässt,  dann  indem  es  wieder  aner- 
kennt, was  in  der  Zwischenzeit  verkannt  worden  war143), 
nämlich  , dass  die  Morgengabe  immer  der  Frau  zu  Eigen- 
thum gehöre.  Insofern  lässt  aber  auch  dieses  neuere  Stadt- 
recht noch  eine  eigentümliche  Beerbung  zu,  als  nur  die 
Kinder  einen  Antheil  an  der  Morgengabe  erhalten , von 
deren  Vater  die  Morgengabe  herkain  , nicht  aber  auch  die 
Kinder  , welche  von  der  Mutter  in  einer  andern  Ehe  ge- 
boren wurden  li4). 

3.  Das  Eherecht,  welches  der  Wittwe  noch  immer 
zusteht,  ist  nun  aber,  im  Gegensätze  zu  der  Rathserkannt- 
niss  von  155Släs)  wieder  sehr  zusammengeschrumpft  nach 
dem  Stadterbrechte  von  1716.  Es  gehört  nämlich  dahin  : 

Das  Gabgold  , so  ihnen  an  der  Hochzeit  verehrt  wor- 
den , das  beste  Stück  von  des  Manns  Kleidern  und  Waf- 
fl'en , wie  auch  sein  Bräutigambett  und  Kasten. 

Unter  dein  Gabgcld  ,S6) , so  ihnen  an  der  Hochzeit  ver- 
ehrt worden,  sind  die  sämintlichen  Geschenke  zu  verstehen, 
welche  den  neuen  Ehegatten  von  Seite  ihrer  Verwandten 
und  Freunde  zum  Eintritt  in  die  Ehe  der  Sitte  gemäss  ge- 
macht werden.  Sie  bilden  in  der  Regel  den  bedeutendsten 
und  werthvollsten  Theil  diese»  Eherechts.  Dass  sic  zu  die- 
sem gerechnet  werden,  passt  sehr  gut  zu  der  ursprüng- 
lichen Bedeutung  dieser  Hochzeitgeschenke.  Bett  und  Kasten 
bilden  aber  von  jeher  die  Grundlage  des  sogenannten  Ehe- 
rechtes.  Ob  sie  in  allen  Fällen  auch  das  beste  Stück  von 
des  Mannes  Kleidern  und  Waffen  nehme  oder  nur,  wenn 


13.1)  Siehe  oben  Boch  III.  ( 23.  S.  432. 

154)  E.  B.  eoii  1714.  Th.  II.  $.  5.  S.  29. 

155)  Oben  Burh  Hl.  $.  23.  S.  433. 

154)  Das  Erbrecht  ».  FUarh  v.  145*.  Arl.  7.  Pest.  I.  S.  109.  er- 
klärt den  Ansdrurh  so.  «was  noiiwen  Ehldthen  von  den  horlntYtge.vlen  ver- 
ehrt vnd  fcrj;. iahet  worden." 
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keine  Kinder  aus  ihrer  Ehe  vorhanden  sind , ist  einiger 
Massen  zweifelhaft , indem  die  Stellen , welche  von  dein 
Falle  der  beerbten  Ehe  sprechen,  dieser  Stücke  nicht  mehr 
ausdrücklich  gedenken.  Doch  ist  wohl  eher  das  Erstere 
anzunehmen,  indem  dieselben  unzweifelhaft  der  Wittwe 
auch  dann  zukommen , wenn  der  Manu  Kinder  aus  einer 
frühem  Ehe  hinterlassen  hat,  und  aus  den  mangelhaften 
Aufzahlungen  bei  der  sehr  ungenauen  Redaktion  nicht  so- 
fort auf  bewusste  Weglassung  geschlossen  werden  darf1*'). 

ln  den  übrigen  Statuten,  mit  Ausnahme  des  Grafschafts- 
rechtes von  Kyburg  und  des  Amtsrechtes  von  Regen- 
storf, ist  diess  Eherecht  fast  spurlos ,is)  verschwunden; 
doch  mag  die  Sitte  hier  und  da  noch  einzelne  Anwendun- 
gen fest  gehalten  haben.  Jenes  Grafschaftsrecht  lasst  der 
Frau  ein  Bett  und  das  beste  Kleid  des  Mannes , dieses  Amts- 
recht lediglich  das  Festkleid  des  Mannes  zukommen. 

4.  Die  Grundsätze  über  die  statutarische  Portion, 
welche  der  Ehefrau  an  der  übrigen  Verlassenschaflt  des 
Mannes  zukommen  soll,  haben  sich  in  dieser  Periode  sehr 
verändert.  Die  Richtung,  die  wir  schon  seit  dem  frühem 
Mittelalter  beobachtet  haben,  die  Ansprüche  der  Frau  zu 
ermässigen,  findet  sich  auch  in  der  neuern  Zeit  fortgesetzt. 
Sic  hängt  zusammen  mit  der  allgemeinem  , die  beiderseiti- 
gen Vermögen  immer  mehr  als  getrennte  Giitermassen  zu 
behandeln.  Es  ist  zwar  eine  Verbindung  derselben  in  der 
Ehe  der  Benutzung  und  Verwaltung  nach  als  Charakter 
unser«  Güterrechtes  geblieben , aber  das  Bewusstsein  , dass 
es  doch  verschiedene  Vermögen  seien,  ist  klarer  geworden 
und  auf  die  Behandlung  von  grossem  Einfluss  gewesen. 

Zwar  bildet  die  Richtung  zur  Gütergemeinschaft  hin, 
welche  sich  au  einzelnen  Orten  geltend  machte , einen  ent- 
schiedenen Gegensatz  dazu.  Und  doch  gehört  auch  sie 
vorzüglich  der  neuern  Zeit  an.  Dem  ungeachtet  zeugt 


157)  E.  B.  V.  1716.  Th.  II.  I.  S.  IS.  21.  22.  und  21. 

158)  Eine  Spur  zeigt  sich  noch  im  ftegensbergerherr schalt»* 
recht  v.  1538.  Art.  9?.  (Pest.  I.  S.  209.)  beriiglicii  anf  die  Kleider. 
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diese  Erscheinung  nicht  gegen  unsere  Bemerkung;  denn  cs 
wird  Jeder  zugeben,  dass  die  Gütergemeinschaft  aus  dem 
alteren  Rechte  des  ungezweiten  Gutes  hervorging,  aus  der 
neuern  Gestaltung  des  ehelichen  Güterrechtes  aber,  wel- 
cher die  innere  Zweiung  trotz  der  äussern  Vereinigung  so 
klar  bewusst  ist,  nicht  mehr  hervorgehen  könnte.  Während 
somit  die  Richtung  im  Ganzen  die  oben  bezeichnete  war, 
kat  sich  allerdings  von  der  nämlichen  Grundlage  aus  ein 
einzelner  Strahl  nach  einem  andern  Ziele  hingewandt. 

Auf  der  Landschaft  erhielt  sich  das  frühere  Recht  viel 
länger  als  in  dem  Stadtrechte.  Es  stimmen  mit  dem  altern 
Rechte  der  Frau  auf  einen  D rittheil  der  Fahrhabe  noch 
überein:  das  Knonauer  Amtsrecht  v.  1.535.  Art.  50. 
(Pest.  I.  S.  239.)  , welches  iiberdem  der  Frau  die  Wahl 
verstattet  , ob  sie  den  Dritthcil,  der  ihr  an  den  Feldfriich- 
ten  gebührt,  von  dem  in  Scheune  oder  Kasten  Vorhandenen, 
oder  aber  von  den  „Blumen  vff  dem  feld”,  d.  h.  den 
Saatfrüchten,  welche  noch  auf  dem  Felde  stehen,  beziehen 
will;  ferner  das  Herrschaftsrecht  v.  Regensberg  v. 
1538.  Art.  94.  95.  (Pest  I.  S.  20S.),  welches  aber  den 
Drittheil  der  Fahrhabe  anders  nämlich  so  fasst,  dass  die 
Frau,  wenn  sie  es  vorzieht  , statt  das  Ihrige  einfach  zu 
behalten,  zu  drittheilen , ihre  Fahrhabe  cinwcrfcn  muss, 
und  so  von  der  gesainmten  Fahrhabe  den  Drittheil  be- 
kommt, und  will  sie  nicht  drittheilen,  so  hat  sic,  wenn 
Kinder  vorhanden  sind , so  lange  sie  sich  nicht  wieder 
verehelicht,  bei  kinderloser  Ehe  auf  Lebenszeit  die  Verlas- 
senschaft leibdingsweisc  zu  nutzen“9),  Art.  92.  93.  (Pest. 
I.  S.  207.  208.);  das  Grafschaftsrecht  v.  Kyburg  v.  1578. 
Art.  43.  erläutert  1604. , welches  die  Wittwe  berechtigt  , 
„den  dritten  Theil  in  allen  (aller)  dess  Manns  vcrlassnen 
farenden  Haab  und  ihr  Freye  Morgen-Gaab”  zu  nehmen, 
zugleich  aber  verpflichtet,  den  dritten  Theil  nicht  aller 
Schulden  überhaupt , sondern  des  „ Lidlohns , so  in  Jahrs- 


15^)  Wrgl.  über  diesen  (»egensAts  auch  Fintier  ‘in  riet*  Mon.  Clir, 
IX.  S.  158. 
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frist  verdienet  Ist”,  zu  bezahlen;  — das  Amtsreeht  v.  Re- 
benstorf v.  1003,  welches  der  Wittwe  den  dritten  Theii 
der  Fahrhabc  überlasst,  zugleich  aber  einen  Drittheil  der 
„ fahrenden  Schulden  ” iiberbindct ; — das  Herrschaftsrecht 
* v.  Grüningen  v.  1068.  Art.  9.  (Pest.  I.  S.  54.),  wel- 
ches der  Wittwe,  so  lauge  sie  unverändert  bleibt,  oder  bis 
zu  sonstiger  Ausscheidung  mit  den  Kindern  , den  leibdings- 
weisen Genuss  der  ganzen  Verlassenschaft  zusichert,  zur 
Zeit  der  Absonderung  aber  wieder  den  dritten  Theii  der 
Fahrhabe  des  Mannes  verstattet  und  den  dritten  Theii  der 
Schulden  überbindet,  insofern  sie  jenen  beziehen  will. 

5.  Das  Aintsrccht  v.  Uhwicscn  v.  1003.  sichert  dage- 
gen in  der  Regel  der  Wittwe  keinen  Antheil  an  der  Verlas- 
senschaft des  Mannes  zu  Eigcnthum  zu.  Sind  keine  Kinder 
aus  ihrer  Ehe  vorhanden,  so  hat  sie  Nutzniessung  am 
Ganzen  bis  zur  Wiederverehelichung,  von  da  an  nur  noch 
an  einem  Drittheile  derselben,  der  sich  auf  Liegendes  und 
Fahrendes  gleichmassig  bezieht.  Ueberdiess  erhalt  die  Frau 
das  Ihrige  und  die  Errungenschaft  des  Wittwenstandes  her- 
aus ,6°).  Art.  25.  (Pest.  I.  S.  151.)  Art.  40.  (S.  100.)  Ist 
ihre  Ehe  eine  beerbte,  so  erhalt  sie  nach  vorheriger  .,  be- 
schrybung  aller  haab  vnd  giiter”,  die  Gewere  Uber  das 
gesamintc  gemeine  Vermögen  der  Ehe  mit  der  Verpflich- 
tung die  Kinder  zu  erziehen  und  seiner  Zeit  auszustcuern. 
Sind  die  Kinder  „ zu  iren  manbaren  jaren  und  tagen  vff  die 
zwentzig  jar  ” gekommen  , oder  verheirathet  sich  die  Witt- 
we auf’s  neue,  so  behalt  sie  ausser  dem  Ihrigen  nur  noch 
einen  Kindestheil  an  der  väterlichen  Verlassenschaft , aber 
nicht  zu  Eigen,  sondern  nur  zu  Lcibding.  Genügt  dieser 
Kindestheil  nicht , um  in  Verbindung  mit  ihrem  eigenen 
Vermögen  der  Wittwe  eine  gehörige  ökonomische  Existenz 
zu  verschaffen,  so  sollen  die  Kinder 

iro  inn  ires  vaters  sesshuss  herberg,  vnd  vsser  ues  vaters 
verlassenschafft  ein  lybdmg  zugeben  schuldig  syn.  Also  des 


160)  So  sind  die  beiden  Artikel,  die  sich  gun/licb  zu  widersprechen 
scheinen,  wohl  xu  vereinigen. 
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biderbliiht  erkbennen  khunnend  , das  es  gnugsauim  syge. 

Art.  32.  (Pest.  I.  S.  135.  156.) 

Sind  Kinder  aus  zweien  Ehen  , einer  frühem  des  Man- 
nes und  der  letzten  vorhanden,  so  wird  die  väterliche  Vcr- 
lassenschaft  ganz  unter  die  beiderseitigen  Kinder  vertheilt. 
Art.  35.  (S.  157.),  wobei  indessen  wohl  eine  ähnliche  Ver- 
pflichtung der  Kinder  aus  zweiter  Ehe,  fiir  ihre  Mutter  zu 
sorgen,  wie  die  eben  angeführte,  zu  ergänzen  ist.  Sind 
nur  Kinder  aus  einer  frühem,  Ehe  des  Erblassers  vorhan- 
den , so  hat  die  Wittwe  die  Wahl , ob  sic  von  der  ehe- 
lichen Errungenschaft  einen  Kindestheil  zu  Eigen  oder  von 
der  ganzen  väterlichen  Verlassenschaft  einen  Kindestheil  zu 
Lcibding  beziehen  wolle.  Art.  37.  (S.  158.)  Es  ist 
das  der  einzige  Fall , in  welchem  möglicher  Weise 
ein  Theil  der  Verlassenschaft  cigenthiimlich  der  Wittwe 
zufäilt. 

Achnlich  stellt  sich  das  Erbrecht  v.  Flaach  v.  1658. 
Ist  die  Ehe  unbeerbt , so  erhalt  die  Wittwe  die  Verlassen- 
schaft ihres  Mannes  zu  Leibding,  bis  sie  sich  wieder  ver- 
heurathet,  von  da  nur  die  Hälfte  derselben.  Ist  die  Ehe 
beerbt,  so  darf  sie 

Vfr  dem  verlassenen  gantzen  hab  rnd  gutt,  so  ess  ihro 

gefehlig,  ohne  schweinerung  dess  Ilauptgutls  , gar  wol 

hussen  , wie  von  altem  haro  ; 

muss  dann  aber  die  Kinder  aus  der  väterlichen  Verlassen- 
schaft aussteuem.  Will  sie  dieselbe  den  Kindern  ganz  über- 
geben, so  wird  ihr  doch  an  einem  „uach  Beschaffenheit 
der  Verlassenschaft”  zu  bestimmenden  Theile  derselben 
Lcibding  zugesichert.  Tritt  sie  aber  in  eine  zweite  Ehe, 
so  verliert  sie  dann  jeden  Leibdingsgenuss.  Art.  2.  und  3. 
(Pest.  I.  S.  105.  und  106.) 

6.  Das  Amtsrecht  v.  Weiningen  v.  1637.  weiss  über- 
all nichts  von  einer  statutarischen  Portion  des  Ehegatten.  Art. 
1.  (Pest.  I.  S.  113.)  Art.  4.  (S.  115.)  Einzig  verstattet 
es  der  Wittwe,  die  ihre  Kinder  bei  sich  erzieht,  die  väterliche 
Vcrlassenschaft  so  lange  im  Besitze  und  zu  Genüsse  haben,  bis 
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dieselben  7.11  ihren  Tagen  kommen  und  ihren  AntKeil  aus- 
hin  begehren. 

7.  Das  älteste  Siadlrecht  von  Wi  nterthur  v.  1297  hatte 
bei  kinderloser  Ehe  der  Wittwe  die  ganze  Fahrhabe  und  die 
in  der  Ehe  errungenen  Liegenschaften  zu  Eigen  zugctheilt. 
Das  .Stadtrecht  von  1526.  hatte  jenen  Anspruch  auf  die 
Fahrhabe  auf  ein  Drittheil  beschrankt Verfolgen  wir 
nun  die  Veränderungen  weiter , so  überlasst  das  Stadtrecht 
v.  1531.  (III.  4.)  der  Frau  die  errungenen  Liegenschaften 
nur  noch  zur  Hälfte  zu  Eigen  und  die  andere  Hälfte  zu 
Leibding.  Das  Stadtrecht  von  1630.  verändert  diese  Be- 
stimmung dahin,  dass  es  nicht  mehr  das  während  der  Ehe 
errungene  Eigen  (liegende  Gut)  der  Fahrhabe  und  dem  Erb- 
eigen  entgegen  setzt,  sondern  den  Begriff  der  ehelichen 
Errungenschaft , beziehe  sie  sich  nun  anf  liegendes  oder 
fahrendes  Gut,  neu  einfiihrt,  und  daran  der  Wittwe  zur 
Hälfte  Eigenthum  zur  Hälfte  Leibdingsgenuss  gewährt. 
Art.  4.  (Pest.  I.  S.  135.)  Von  da  an  konnte  sich  dann 
der  Drittheil , welcher  der  Wittwe  an  der  Fahrhabe  gebührt, 
nur  auf  das  Rest  der  Fahrhabe  nach  Abzug  der  ehelichen 
Errungenschaft  beziehen ,M).  Das  Stadtrecht  v.  1720.  Art. 
6.  (Pest.  I.  S.  47.)  dehnt  das  Leibdingsrecht  der  Wittwe 
über  die  ganze  Verlassenschaft  aus,  bis  sie  sich  wieder 
verheirathet , und  beschränkt  dasselbe,  nur  im  letztem  Falle 
auf  die  eheliche  Errungenschaft.  Der  Drittheil  an  der 
Fahrhabe  bleibt  dessen  ungeachtet  stehen.  Art  2.  (S.  46.) 
Das  Statut  von  1738.  ordnet  von  neuem  eine  Theilung  der 
Fahrhabe  an,  zu  zwei  Drittheilcn  Für  die  Erben  des  Manns, 


161)  Oben  Buch  II.  $.  21.  S.  286.  Bn.h  111.  $.  23.  S.  436. 

162)  Vielleicht  war  die  neue  Bestimmung  nur  aus  Missverständnis«  der 
alten  hervor,  eganecn.  Wenigstens  ist  es  auffallend  , dass  von  1630.  au 
nicht  mehr  von  errungenem  „Zinseigen  oder  ledigem  Eigen"  « »e  Rede 
ist,  sondern  v.n  „Zins,  Eigen  oder  ledigem  Eigen.**  Die  Spatem  kanu* 
ten  den  alten  Ausdruck  Zioseigrn  nicht  mehr  und  machten  daher  Zinse  und 
Eig'-n  daraus  , vrodurrh  »ie  denn  freilich  von  dein  ausschließlichen  Blicke  auf 
Grundstücke  ahgowendel  und  getrieben  wurden  auch  anderes  Eigenthum  und 
sogar  Fordei  ungen  hinein  zu  riehen. 
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zu  einem  Drittheil  für  die  Frau  in  kinderloser  Ehe , be- 
schränkt dann  aber  die  Nutzniessung  der  Frau,  so  lange 
sie  unverändert  bleibt,  auf  die  übrige  Verlasscnschaft  und 
den  Vorschlag,  nach  ihrer  Wiederverehelichung  auf  diesen 
allein  und  überlässt  der  Frau  nur  noch  den  dritten  Theii 
der  ehelichen  Errungenschaft  zu  Eigen.  Art.  4.  und  tl. 
Ebenso  die  neuern  Ilecensionen  v.  1760.  und  1779.  (Fest. 
I.  S.  12.  und  14.) 

Eine  andere  bedeutende  Veränderung  führte  das  Stadt- 
recht v.  1720.  oder  vielmehr  schon  das  von  1711.  ein163), 
nämlich,  dass  die  Frau  nicht  mehr  den  Drittheil  der  Schul- 
den mit  ihrem  Drittheil  der  Fahrhabe  zu  tragen  habe. 
Diese  Veränderung  wurde  aber  doch  wieder  nicht  conse- 
quent  durchgeiiihrt , sondern  nur  dahin  festgehalten , dass 
die  Schulden  vorerst  von  der  ehelichen  Errungenschaft  ab- 
gerechnet werden  sollen  , wenn  diese  nicht  zureicht  aber 
vou  dein  liegenden  Gute , und  erst  wenn  dieses  nicht  ge- 
nügt, von  der  Fahrhabe.  Ist  somit  weder  Errungenschaft 
noch  liegendes  Gut  vorhanden,  so  muss  allerdings  die  Frau 
die  Schulden  insofern  mit  tragen  , als  sie  nur  einen  Drittheil 
der  Fahrhabe  nach  Abrechnung  der  Schulden  erhält ,64). 
Das  fahrende  Gut  ist  dann  aber  in  diesem  Zusammenhänge 
im  Vergleich  mit  der  frühem  Zeit  so  sehr  beschränkt  wor- 
den, dass  der  Drittheil  vieles  von  seiner  vormaligen  Be- 
deutung verloren  hat.  Es  werden  nämlich  keinerlei  For- 
derungen mehr  dahin  gezählt,  ebensowenig  Gewerbs-Krä- 
mer  Handwerkswaaren,  der  zum  Gewerbe  gehörige  Vieh- 
staud  und  Bibliotheken ; und  selbst  das  Geld  und  die 
Früchte  hören  auf  zur  Fahrniss  gerechnet  zu  werden, 
sobald  sie  ein  gewisses  Mass  übersteigen164). 


163  Nach  Jona«  Furrtr  ; Das  Erbrecht  der  Stadt  Winterthur. 
Wmterthor  1832.  $.  VIII.,  wurde  die»«  Aenderung  schon  1 7 1 1 . ein^e  führt. 
Mir  ist  das  Stadtreclit  v.  1711.  indessen  nicht  zu  Gesichte  gekommei. 

161)  Erbte  ht  v.  1720.  Art.  3.  und  6.  (Pest.  I.  S.  46.  47.)  v.  1779. 
Art  6.  und  11.  (Ü.  13.  und  15.) 

165)  Erbrecht  v.  1720.  Art.  3.  (S.  46.)  v.  1760.  Art.  3.  (S.  29.) 
*.  177.  Art.  3.  (S.  11.) 
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Viel  kürzer  können  wir  nach  dem  Gesagten  das  Erb- 
recht der  Wittwe  bei  beerbter  Ehe  behandeln.  Das 
Recht  auf  den  Drittheil  der  Fahr  habe  hat  ganz  die 
nämlichen  Schicksale  erfahren,  wie  bei  der  kinderlosen  Ehe. 
Das  errungene  Eigen  (liegende  Gut)  ging  aber  von  An- 
fang in  diesem  Falle  nie  in  das  Eigenthum  der  Wittwe 
über , sondern  wurde  ihr  nur  zu  Leibding  überlassen.  Das 
Erbrecht  von  1630  dehnte  dieses  INutzniessungsrecht  wie- 
der auf  die  gesauimte  Errungenschaft  aus,  weil  es  dasselbe 
in  seiner  ursprünglichen  Beschränkung  gar  nicht  mehr  ver- 
stand. Und  so  blieb  es  denn  bis  auf  die  neueste  Zeit166). 

8.  In  dem  Stadtrechte  von  Zürich  erhielt  sich  das 
Recht  der  Frau  auf  einen  Drittheil  der  Fahrhabe  wahrend 
des  sechszehnten  und  siebzehnten  Jahrhunderts  noch  in 
weitem  Umfange.  Es  wurden  fortwährend  nicht  bloss 
die  eigentlichen  Fahrhabestucke,  sondern  auch  alle  unver- 
sicherten Forderungen  und  selbst  die  grund versicherten, 
wenn  sie  auf  kürzere  Zeit  als  6 Jahre  gestellt  waren,  zu 
der  Fahrhabe  gerechnet,  woran  der  Ehefrau  der  dritte 
Theil  zustehe ,67).  Selbst  in  dem  Entwürfe  des  Erbrechtes 
von  1703.  noch  tritt  das  Recht  der  Frau  auf  den  Drit- 
theil deutlich  hervor.  Dieser  Zustand  wurde  erst 

durch  die  Recension  des  Erbrechtes  von  1716.  gänzlich 
verändert,  und  die  Rechte  der  überlebenden  Ehefrau  be- 
deutend verkürzt. 

Das  Recht  auf  den  Drittheil  wird  darin  nicht  mehr  erwähnt. 
Dagegen  finden  wir  ausführliche  Bestimmungen  aufgenoni- 
men  über  die  Rechte  der  Wittwe,  welche  sich  unterschei- 
den , je  nachdem  die  Ehe  beerbt  ist  oder  nicht , und  ob  Kinder 
aus  einer  frühem  Ehe  des  Erblassers  vorhanden  sind  oder 
nicht.  Wir  müssen  somit  4 Fälle  unterscheiden  : 
a)  Die  Ehe  ist  unbeerbt,  und  es  sind  auch  keine 
Kinder  des  Erblass  ers  aus  einer  frühem  Ehe 


166)  Erbrecht  v.  1 630.  Art.  4.  (S.  135.)  v.  1720.  An.  5.  (S.  47.) 
t.  1770.  Art.  10.  (S.  14.) 

167)  fUthfserk.  v.  1677.  im  Geriehisbuch. 
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vorhanden.  In  diesem  Falle  erhält  die  Wittwe  als 
statutarische  Portion  einen  Fünftel  der  ehelichen  Errun- 
genschaft, einen  Fünftel  des  Hausrathes  des  Mannes,  der 
nun  freilich  nicht  mehr  mit  der  Fahrhabe  zu  ver- 
wechseln ist,  zu  Eigen,  und  iiberdem  so  lange  sie 
unverändert  bleibt,  die  lcibdingsweise  Benutzung  eines 
Scchstheils  der  übrigen  Verlassenschaft.  Ist  keine  ehe- 
liche Errungenschaft  da , so  erhält  sie  den  letzten 
Sechstheil  zu  Eigen  ,M). 

b)  Die  Ehe  ist  kinderlos,  aber  es  sind  aus  einer  frü- 
hem Ehe  des  Mannes  Kinder  vorhanden. 
Dann  vermindert  sich  ihr  Recht  auf  die  eheliche  Er- 
rungenschaft und  Hausrath  bis  auf  einen  Sechstel,  und 
ihr  Recht  an  der  übrigen  Verlassenschaft  bis  auf  einen 
Achtel169). 

c)  Die  Ehe  ist  beerbt  und  keine  Kinder  aus 
einer  frühem  Ehe  des  Erblassers  vorhanden. 
Hier  bleibt  gewöhnlich  die  Verlassenschaft  beisammen 
und  wird  von  der  Frau,  so  lange  die  Kinder  minder- 
jährig sind,  benutzt.  Dannzumal  bat  sie  die  Kinder 
gehörig  zu  erziehen  und  zur  Zeit  ihrer  erlangten  Voll- 
jährigkeit oder  zum  Behuf  der  Verehelichung  aus  der 
väterlichen  Verlassenschaft  so  auszusteuern , dass  sie 
jedem  Kind  die  Hälfte  seines  vollen  Erbtheils  heraus- 
geben muss.  Sind  alle  Kinder  „verheurathet  oder  er- 
wachsen”, oder  will  sich  die  Wittwe  selbst  von  Neuem 
verheirathen , so  muss  sie  bis  auf  einen  Viertheil  der 
väterlichen  Verlassenschaft,  den  sic  auf  Lebenszeit  zu 
leibdingweisem  Genüsse  zurück  behält , dieselbe  ganz 
heraus  geben.  Dasselbe  findet  auch  da  Statt,  wo  von 


168)  Nach  dein  Entwürfe  von  1703.  erhielt  die  Wittwe  in  diesem  Falle 
einen  Drittheii  des  Hausralhet  und  einen  Drittbeil  der  ehelichen  Errungen- 
schaft za  eigen  and  einen  FHnflheil  der  übrigen  Verlassenschaft  /u  Lribduig. 

169)  Der  Entwurf  von  1703  weist  der  Ehefrau  einen  Kinde'theil  der 
Errungenschaft  (der  aber  nie  mehr  als  einen  Drittheii  behagen  darf)  zu  Eigen 
und  einen  gleichen  Theii  der  übrigen  Verlassenschaft  zu  Leibdiog , wo  sich 
keine  Errungenschaft  findet,  auch  dieien  zu  Eigen  zu. 
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Anfang  an  die  Vorinundsebaftsbchörden  Namens  der 
minderjährigen  Kinder  ihr  die  ganze-  Erbschaft  nicht 
überlassen,  sondern  Theilung  verordnen170). 
d)  ln  dem  vierten  Falle,  wo  Kinder  aus  dieser  und 
zugleich  aus  einer  frühem  Ehe  des  Erblas- 
sers vorhanden  sind,  erbt  die  überlebende  Wittwe 
von  dem  Iiausrathe  einen  Kindstbeil  zu  Eigen  und  von 
der  übrigen  Verlassenschaft  einen  Viertheil  zu  Leib- 
ding. Dagegen  ist  hier  die  leibdingsweise  Ueberlas- 
sung  auch  der  übrigen  drei  Viertheile  bis  zur  Voll- 
jährigheit  der  Kinder  nicht  nur  nicht  Regel  , sondern 
es  wird  vielmehr  ausdrücklich  verordnet  , dass  auch 
das  Vermögen  der  Kinder  aus  zweiter  Ehe  gesondert 
verwaltet  werden,  und  wenn  die  Kinder  bei  der  Mut- 
ter bleiben , Air  dieselben  ein  Tischgeld  verabredet 
werden  soll 17*). 


5.  37.  B.  Nach  dem  Tode  der  Frau. 

1.  Das  ältere  Recht  gab  dem  überlebenden  F.hemanne 
die  hinterlassenc  Fahrhabe  der  Frau  gewöhnlich  zu 
eigen,  und  ihr  übriges  Vermögen  zu  Le  i b d i n g ,7*). 
Auf  diesem  Rechte  beruht  auch  die  spätere  Entwick- 
lung, welche  wieder  die  Richtung  zu  haben  scheint, 
die  Rechte  des  Mannes  zu  beschranken,  wie  sie  die  Rechte 
der  überlebenden  Ehefrau  auch  beschränkt. 

Das  Grafschaftsrecht  von  Kyburg  v.  1578.  Art.  38., 
das  Herrschaftsrecht  von  Wülflingen  v.  1585.  Art.  41. 
44.  und  45.  (Pest.  II.  S.  39.  und  40.)  und  das  Amtsrecht 


170)  Auch  hier  UiU  der  Entwarf  von  1703.  die  Wittwe  einen  Kiodet- 
theil  höchstens  einen  Dritiheil  der  VerUesenschafl  zu  Eigen  beziebu. 

171)  Erbrecht  ton  1716.  Th.  II.  1.  (S.  19.  ff.)  Nach  dem  Ent- 

wurf  von  1703.  verhalt  sich  dieser  Kall  zu  dem  vorigen  analog  wie  nach 
dem  Gesetze  von  1 7 1 6. 

172)  Oben  Buch  III.  23.  S.  437, 
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v.  Regenstorf  v.  1603.  halten  das  altere  Recht  ganz 
fest , und  thcilen  dem  überlebenden  Ehemanne  die  ganze 
Fahrhabe  der  Frau  zu  Eigen  und  das  übrige  Gut  zu  Leib- 
ding zu.  Das  Knonauer  Aintsrecht  v.  1535.  Art.  51. 
(Pest.  I.  'S.  240.)  gibt  dem  Manne  nur  einen  Drittheil  der 
Fahrbabc  mit  Ausschluss  der  Morgengabe  zu  Eigen  und 
sagt  nichts  von  einer  Nutzmessung  desselben. 

Das  Herrschaftsrecht  von  Grüningen  v.  1668.  Art. 
8.  (Pest.  I.  S.  64.)  überlasst  dem  Manne  das  „gwand, 
Hussrath  und  Bether”  der  Frau  zu  Eigen.  Von  dem  alten 
Rechte  auf  die  ganze  Fahrhabe  ist  somit  nur  ein  Recht 
auf  einzelne  Stücke  derselben  geblieben,  freilich  gerade  die, 
welche  in  einer  besonders  engen  Beziehung  zu  der  Haus- 
haltung stehn.  Ausserdem  erhalt  der  Wittwer  noch  einen 
Drittheil  der  übrigen  Verlassenschaft  sowohl  des  liegenden 
als  des  fahrenden  Gutes  zu  Lcibding ,n). 

Nach  den  Statuten  von  Regensberg,  Uhwiesen 
und  Fla  ach  ist  das  Recht  die  Fahrhabe  zu  beziehen  noch 
mehr  verkürzt  oder  ganz  erloschen,  das  Recht  der  Nutz- 
niessung  dagegen  unter  gewissen  Beschränkungen  erhalten 
geblieben.  Nach  dem  Herrschaftsrechte  von  Regensberg 
Art.  92.  93.  97.  (Pest.  I.  S.  207 — 209.)  erhält  der  über- 
lebende Ehemann  bei  kinderloser  Ehe  nur  die  Kleider  der 
Frau  noch  zu  eigen,  wie  auch  sie  hinwieder  die  seinigeo, 
wenn  sie  ihn  überlebt.  Sonst  beschränkt  sich  das  Recht 
des  Mannes  auf  die  Nutznicssung  der  Verlassenschaft  bei 
kinderloser  Ehe  auf  Lebenszeit,  bei  beerbter  Ehe  bis  sich 
der  Wittwer  wieder  verehelicht17,1). 


173;  Noch  1525.  heisst  ei  iu  einer  Beschwerdeschrift  der  Bauern  v. 
Greiffeusee,  wo  1691.  das  Gritningererbrecbt  ebenfalls  eindrang  (Pest. 
II.  S.  I.):  „Meinen  wir;  Wenn  einem  sein  Weib  stirbt,  dass  dann  ihre 
Kinder  oder  uaebste  Erben  nicht  zufabren  , ihr  gut  zu  erben  , sondern  der 
Mann  sein  Lebtag  das  brauchen  soll,  ohne  Schaden  des  llauptiguls.  Doch 
mag  einer,  der  dessen  nothdurflig  wäre,  täglich  5 S.  darein  verzehren«  Da- 
gegen erbt  die  Fran  den  dritten  Theil  der  fahrenden  Habe,  und  den  Winkel 
un  Haus,  so  lang  sie  unverändert  bleibt  wie  von  Allem  her." 

174)  Das  Statut  ist  zwar  sehr  undeutlich  abgefassi,  aber  doch  obiges 
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Die  Bestimmungen  des  Herrschaftsrechtes  von  Uh  wie- 
sen v.  1603.  sind  wieder  ziemlich  ausführlich.  Bei  kin- 
derloser Ehe  erbt  der  Mann  der  „ frauwen  kleider , Clei- 
noter  vnd  was  zu  irem  lyb  gehört”  zu  Eigen,  und  er- 
wirbt an  der  ganzen  übrigen  Verlassenschaft  I.eibdingsge- 
nuss  auf  Lebenszeit , er  verheirathe  sieb  wieder  oder  nicht. 
Art.  26.  (Pest.  I.  S.  152.)  Ist  die  Ehe  mit  Kindern  ge- 
segnet, so  erhalt  er  nichts  zu  Eigen.  Sein  Nutzniessungs- 
recht  erstreckt  sich  zwar  noch  auf  die  ganze  Verlassen- 
schaft ; aber  mit  der  Verpflichtung  , die  Kinder , wenn  sie 
zu  ihren  „mannbaren  jaren  vnd  tagen”  gekommen,  aus- 
zusteuern. Und  wenn  er  dann  in  der  Folge  eine  zweite 
Ehe  eingeht,  so  vermindert  sich  sein  Leibdingsgenuss  bis 
auf  einen  Kindstheil.  Art.  33.  34.  (S.  156.  157.)  Die 
übrigen  Theile  muss  er  dann  sogleich  herausgeben.  End- 
lich wenn  aus  einer  frühem  Ehe  der  Erblasserinn  Kinder 
vorhanden  sind,  die  letzte  Ehe  aber  unbeerbt  ist,  so  erhalt 
der  Mann  nur  einen  Drittbeil  der  Erbschaft  zu  Leibding. 
Art.  38.  (S.  159.)  , 

Das  Erbrecht  von  Flaach  v.  1658.  hat  auch  die  letzte 


wohl  der  Sinn  desselben.  Ich  will  die  Art.  92.  und  93.  hersetzen : 92. 
v Item  wenn  zwei  Mentsrken  iuu  Eelirhen  wissen  zusamen  kommend  , vnnd 
on  ly  beerben  absterbcud,  vnnd  gut  da  ist,  es  syge  ligennds  oder  va- 
rennds  , vnnd  von  iren  Eiteren  keyn  gut  er  Eerpt , vnnd  alles  das  gilt  das 
sy  byeynannder  über  ko men  hannd  , mag  yedes  nutzen  vnntz  zu 
ennd  syner  wyl,  Oh  aber  eyntw-ders  ent  zu  dem  aundern  brcchte  , vnnd 
wellichs  denn  stürbe  von  dem  annderen  sollend  sy  zu  dem  ersten  ir  gewon- 
nen Gut  angryffen  , vnnd  syner  noihurlft  nach  verth  un  vnnd  so  das  ge- 
vrunnen  gut  vertban  ist,  mag  denn  eyos  das  gut,  so  int  das  annder  zu- 
pracht  bat,  ouch  angryffen,  vnnd  alltag  daruon  verthun  füoff  Schil- 
ling." Der  Gegensa  7 der  ehelichen  Errungenschaft  und  des  Erbgutes,  der 
hier  hervorgehoben  wird  , hat  nicht  den  Sinn  , als  ob  sich  die  Ntilzmessuog 
nur  auf  jene  beschrankte , sondern  wird  nnr  insofern  erörtert,  um  einen  Un- 
terschied zu  begründen  iu  dem  Angreifen  und  Aufbrauchen  des  Leibdinggnies. 
Art.  93.  „ Item  wenn  zwey  menntsrhen  inn  Eelichem  wessen  zosvmen  kö- 
rnend , vnnd  beyde  kein  Eelirhe  kynnd  zusanien  brynceund  (nämlich  aus  frU- 
hern  Ehen),  vnnd  eyntweders  von  dem  annderen  mit  thod  abgaa’  , vnod 
sy  schon  lyberbenhand,  mag  es  beyder  gut  nutzen,  vnntz  es 
sich  verenndert  inn  Eelichem  wesen,  denn  soll  des*  abgestorbnen 
gut  den  Eerben  heym  gfallen  sin." 


Digitized  by  Google 


B.  Nach  dem  Tode  der  Frau. 


177 


Spur  eines  Rechtes  des  Manns  auf  die  Fahrhabe  aufgege- 
ben und  bestimmt  vielmehr  ausdrücklich,  dass  Kleider  und 
Kleinodien  „stracks  nach  dem  fahl  (Tod)  den  natürlichen 
Eerben  zugestelt  werden”  sollen.  Die  übrige  Verlassen- 
schaft dagegen  verbleibt  dem  überlebenden  Manne  zu  leib- 
dingsweisein  Genüsse  bis  er  sich  wieder  verehelicht.  In 
diesem  Falle  vermindert  er  sich  aber  bei  kinderloser  Ehe 
sofort,  bei  beerbter  Ehe,  wenn  die  Kinder  bereits  zu  ihren 
Tagen  gekommen  auf  die  Hälfte.  Art.  2.  und  3.  (Pest. 
I.  S.  105.  uud  106.) 

2.  Das  Stadtrecht  von  Winterthur  gewährt  noch  in 
seiner  neusten  Reccnsion  von  1779.  dem  Manne  das  Eigen- 
thum an  der  hinterlassenen  Fahrhabe  der  Frau,  sei  die  Ehe 
beerbt  oder  nicht.  Aber  der  Ausdruck  Fahrhabe  hat  nun 
einen  ganz  beschränkten  Sinn  erhalten.  Es  versteht  dar- 
unter nur  „des  Weibs  Kleider,  Kleinodien,  Silbergeschirr, 
Hausrath,  Bettwatt  und  anders,  so  zu  seinem  Leib  gehört,” 
nicht  aber  bares  Geld,  Früchte  noch  alle  andern  Sachen ,7S). 
Es  hat  sich  somit  in  dieser  Beziehung  die  Stellung  der  beiden 
Begriffe  fahrendes  und  liegendes  Gut  umgekehrt.  Während 
man  in  der  altern  Zeit  immer  von  dem  Begriffe  des  lie- 
genden Gutes  ausging  und  alles  Uebrige  zum  fahrenden 
rechnete , so  hat  jetzt  der  Begriff  der  Fahrhabe  einen  engen 
festen  Kreis  erhalten  , und  alles  Uebrige  , was  nicht  spe- 
ciel  dahin  verwiesen  ist , wird  zum  liegenden  Gute  gerech- 
net; eine  Umkehrung  dieser  Verhältnissbegriffe , die  sich 
freilich  in  andern  Statuten  auch  öfters  findet. 

Ferner  erhält  der  Mann  sowohl  in  kinderloser  als  in 
beerbter  Ehe  die  Nutzniessung  an  der  weiblichen  Verlas- 
sensebaft,  so  lange  er  in  unverändertem  Zustande  verbleibt. 


175)  Erbrecht,  v.  Winterthar  ?.  1720.  Art.  2.  und  4.  (Pest.  I. 
$.  45.)  y.  1779.  Art.  2.  uod  4.  (8.  11.  und  12.)  Jene  Beschränkung  der 
fahrenden  Habe  hatte  ursprünglich  einen  ganz  andern  Sinu.  Sie  bezog  sich 
auf  die  Ausrichtung  der  Frau  au«  dein  Vermögen  des  Manues  mit  Bezug  auf 
ihr  Zugebrachtes  , nicht  aber  auf  die  statutarische  Porlion  des  letztem.  Es  ist 
« das  lange  nicht  die  einzige  Bestimmung  des  Wintertburerrecbts  , deren  Quelle 
in  Missverständnis!  zu  suchen  ist. 

Bluntschli  Rechtsg  »schichte.  II.  12 
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Verheirathet  er  sich  wieder,  so  ist  er  schuldig,  a)  gegen- 
über den  Kindern,  welche  entweder  verheirathet  sind  oder 
das  dreissigste  Jahr  erfüllt  haben , ihren  Erbantheil  ganz 
heraus  zu  geben ; b)  gegenüber  dritten  Erben  der  Frau 
ebenfalls  zunächst  das  ganze  Weibergut,  mit  einziger  Aus- 
nahme der  ehelichen  Errungenschaft.  Art.  9.  und  12. 
(Pest.  1.  S.  14.  und  16.)  Die  Grundsätze  über  diese  haben 
sich  auch  mit  Rücksicht  auf  den  Manu  Wunderlich  verän- 
dert. Weil  nämlich  in  der  Folge  das  Recht  der  Frau  auf 
die  in  der  Ehe  errungenen  Grundstücke  beschränkt  wurde, 
so  beschränkte  man  nun  gleichinässig  auch  die  Rechte  des 
Mannes,  dehnte  aber  eben  dadurch  die  Rechte  der  Erben 
der  Frau  aus.  Wenn  ursprünglich  diese  wie  alle  übrige 
Errungenschaft  dem  Manne  verblieb,  so  war  das  nur  dein 
gemeinen  Rechte  gemäss,  welches  den  Mann  als  das  Haupt 
der  Ehe  anerkennt  und  die  Verwaltung  des  gesaminten  Ver- 
mögens ihm  zu  seinem  Gewinne  oder  Verlurstc  zuthcilt. 
Ausnahmsweise  hatte  das  alte  Stadtrecht  von  Winterthur 
aber  der  Frau,  wenn  sie  den  Mann  überlebte,  diesen  Theil 
des  errungenen  Gutes  zugewendet.  Das  Statut  v.  1531. 
theiite  nuumchr  zuerst  das  errungene  liegende  Gut  in  zwei 
gleiche  Theiie,  von  denen  nur  der  eine  dem  überlebenden 
Ehegatten  zu  Eigen,  der  andere  aber  den  Erben  des  Verstorbe- 
nen zufallen  sollte,  und  Hess  dein  überlebenden  Ehegatten 
an  dieser  letzten  Hälfte  nur  noch  JLeibdingsgenuss  auf  Le- 
benszeit zu.  So  hatte  die  in  ganz  anderem  Sinne  gesche- 
hene Gleichstellung  der  Frau  mit  dem  Manne  in  der  Folge 
Wirkungen  hervorgebracht,  welche  die  Rechte  des  Letz- 
tem schmälerten.  Das  Statut  von  1630.  Art.  4.  (S.  135.) 
verschlimmerte  dieselben  noch  mehr  , indem  cs  dem  errun- 
genen liegenden  Gute  nun  den  Begriff  der  ehelichen  Er- 
rungenschaft unterschob.  Besser  wurde  er  wieder  in  den 
Statuten  von  1738.  1760.  und  1779.  (Art.  12.  S.  16.)  be- 
dacht, indem  ihm  zwei  Dritthcile  der  ganzen  ehelichen 
Errungenschaft  zu  Eigeu  und  ein  Drittheil  zu  Lcibding  zu- 
gesichcrt  wurden. 
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3.  Das  Stadtrecht  von  Zürich  wurde  erst  durch  das 
Erbrecht  v.  1716.  verändert,  zeigt  aber  noch  immer  deut- 
liche Spuren  des  altern  Rechtes.  In  allen  Fällen  verbleibt 
dem  überlebenden  Ehemann  die  ganze  eheliche  Errungen- 
schaft. Ausserdem  erhält  er 

a)  bei  kinderloser  Ehe  den  sogenannten  Sparhafen 
der  Frau,  insoweit  er  während  der  Ehe  gesammelt 
oder  vermeht  wurde , das  Ehegeld,  den  Brautschmuck 
der  Frau,  die  Hochzeitgeschenke  , ihre  Bücher,  Braut- 
bett und  Kasten  vorweg  und  dazu  den  fünften  Thcii 
ihrer  ganzen  übrigen  Verlasscnschaft  zu  Eigen ; 

b)  wenn  nur  aus  einer  frühem  Fhe  der  Frau  Kin- 
der vorhanden  sind,  was  im  vorhergehenden  Falle, 
ausser  dass  der  fünfte  Theil  hier  in  den  sechsten  ver- 
mindert wird; 

c)  wenn  die  Ehe  beerbt  ist  und  aus  einer  frühem 
Ehe  der  Frau  keine  Kinder  vorhanden  sind,  die 
oben  einzeln  bezeichneten  Sachen  , mit  Ausnahme  des 
Spargutes  und  der  Bücher,  zu  Eigen.  Die  übrige 
Verlassenschaft,  das  Spargut  inbegriffen,  behält  er  zu 
Nutzniessung,  bis  die  Kinder  in  die  Ehe  treten  oder  das 
fünf  und  zwanzigste  Altersjahr  angetreten  haben.  Den 
einzelnen  selbständig  gewordenen  Kindern  muss  er  dann 
die  Hälfte  ihres  Erbantheils  herausgeben.  Sind  alle 
volljährig  geworden,  so  können  sie  auch  den  Rest 
noch  fordern,  mit  der  Beschränkung  jedoch,  dass  an  dem 
dritten  Theile  der  Verlassenschaft  jedenfalls  dem  Manne 
lebenslänglicher  Niessbrauch  verbleibt*76); 

d)  ist  endlich  die  Ehe  beerbt  und  sind  zugleich  Kin- 
der aus  einer  frühem  Ehe  der  Frau  vorhan- 
den, so  erhält  der  überlebende  Mann  zu  Eigen,  was 
im  vorigen  Fall;  ferner  von  dem  Hausrathe  der  Frau 


17<)  Nach  dem  Entwurf  e.  1703.  erhielt  der  Mann  einen  Kmdstheil 
(höchstens  einen  Drittheii)  zn  eigen. 
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einen  Kindstlieil  wieder  zu  Eigen  an  der  übri- 
gen Verlasscnschaft  aber  nur  einen  Drittheil  zu  Leib- 
ding. Den  Kindern  erster  Ehe  muss  er  ihren  betref- 
fenden Erbtheil  herausgeben , den  Theii  seiner  eigenen 
Kinder  hat  er  aber  bis  zu  ihrer  Volljährigkeit  in 
gleicher  Weise  zu  genicssen,  wie  diess  vorhin  ganz 
allgemein  angeordnet  wurde177). 

4.  Wenn  bisher  von  leibdingsweisem  Genüsse  die 
Rede  war , so  müssen  wir  noch  einer  wesentlichen  Veränderung 
gedenken,  welche  die  Behandlung  desselben  erfuhr.  Nach 
älterni  Rechte  war  der  Leibdingsberechtigte  in  der  Noth 
befugt,  das  Leibdingsgut  selbst,  somit  das  Capital  anzu- 
greifen , und  zur  Befriedigung  seiner  uothwendigen  Lebens- 
bedürfnisse aufzuzehren.  Die  meisten  auch  unter  den  in 
dieser  Periode  verfassten  Statuten  räumen  ihm,  wenn  auch 
unter  Beschränkungen,  dieses  Recht  noch  ein.  Und  selbst 
da,  wo  Versicherung  für  Erhaltung  des  Lcibdinggutes  ge- 
fordert werden  kann , schliesst  diess  doch  ein  Aufbrau- 
chen desselben  zur  Fristung  der  Lcibesnoth  nicht  aus178). 
Besonders  ausführliche  Bestimmungen  enthält  darüber  das 

Herrschaftsrecht  von  Uh  wiesen  v.  1603.  Art.  27.  Es 
soll  ouch  das  inn  laben  hüben  Ecgemecht  syge  glych  der 
man  oder  die  fronw , so  inn  obgesetzten  zweyen  fälen  die 
niessung  halt , dess  abgestorbnen  erbenden  fründen , vmb 
die  an  sy  nach  absterben  dess  leisten  Eegemechts  fallende 
erbschafft,  gnugsamme  Versicherung  thun,  vff  den  fal  dicsel- 
bige  erbschafft  zu  befinden  vnd  zubeziechen  haben  mögen. 
Art.  28.  Dartzu  soll  es  ouch  by  verlierung  der  nutzung 
vnnd  niessung,  die  liegenden  gütete  inn  zimblichem  wessen- 
lichem  buw  vnd  guten  ehren  halten.  Oie  nit  inn  verderben 
vnd  abgang  khommen  lassen,  darzu  ouch  alle  beschwerdt 


177) ' Erbrecht  r.  1716.  Th.  It.  $.  1.  S.  20.  ff. 

178)  Herrscheftsrecht  v.  R e g e n s b e r g Art.  92.  oben  m der  in  Anm.  174. 
«bgedruclsten  Stelle.  Gr*f,cliaf  Ijreclit  ».  K v b n r g *.  1S78.  Herrschaftsrecht  ». 
Willflingen  Art.  41.  (Peel.  II.  S.  39.)  ».  Grituingen  v.  1668.  Art. 
8.  (Pest.  1.  S.  64.) 
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die  man  daruon  abzerichten  schuldig,  bezalen  one  der  frün- 
deu  abgang  vnd  schaden. 

Art.  29.  Im  fal  aber  söllche  person  , cs  sye  der  man 
oder  das  wyb  alt  vnnd  betagt  were  , vnd  im  lybs  not 
tbetc,  vnd  ob  inn  die  7.  inss  von  i rem  besitzenden  haab 
vnd  gut  nit  betragen  mochten,  das  er  sich  nach  no- 
thurfft  erhalten  vnnd  vssbringen  khünnte : So  solle  der  mau 
oder  das  wyb  — alle  tag  zw  een  Sch  vvytzerb  atzen 
vsser  dem  verlassneu  gute  zttuerbruchen  macht 
vnd  gewalt  haben,  doch  soll  allwegen  das  überblibcn 
Eegeinecht  syn  gut  allerdings  verlhaan  vnd  verbrucht  haben, 
che  vnd  es  dess  andern  angryfl'en  möge  , vnnd  ob  aber  inn 
söllichem  einiche  gefehrt  vnderstanden  wurde : Solle  ein 

vogt  zu  Loufien , vnd  der  Bischöflich  Amptinan  zu  Schaff- 
hussen , gewalt  haben , dieselben  gefebrd  vnd  misshriieh 
abzestelien. 

Für  die  neueste  Zeit  müssen  wir  nun  aber,  selbst  ftir 
den  Kreis  dieser  Statuten,  diese  Befugniss  bestreiten.  Zum 
Theil  veränderte  sieb  die  Ansicht  des  Volkes.  Hielt  man 
nämlich  den  Gesichtspunkt , den  doch  selbst  diese  Statu- 
ten anerkennen , fest , dass  das  Eigenthum  auf  die  Erben 
übergegangen  sei,  und  Hess  der  Verkehr  es  nun  zu,  dass 
die  Erben  als  Eigenthiimcr  auch  das  verfangene  Gut 
verpfänden  und  veräussern  dürfen , so  passte  jene  Befugniss 
des  Nntznicssers  nicht  mehr  recht.  Nun  kam  aber  der  all- 
gemeine Einfluss  hinzu , welchen  das  römische  Recht  in 
der  Lehre  vom  Eigenthum  und  dinglichen  Rechten  gewann. 
Das  Zürcherische  Stadtrecht  weiss  daher  von  einer  solchen 
Aufzehrung  des  Lcibdinggutes  überall  nichts  mehr  und  will 
nichts  mehr  davon  wissen179).  Seine  Autorität  zerstörte 
die  letzten  Reste  jenes  alten  Rechtes  allmählig , ohne  dass 
sich  eine  gesetzliche  Umänderung  oder  Abschaffung  der 
Statuten  nachweisen  lässt. 


179)  Erbrecht  r.  1716.  Th.  II.  $.  7.  S.  53.  ff. 
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§.  28.  C.  Aufhebung  der  ehelichen  Vormundschaft 
unter  Lebenden. 

1.  Noch  das  Erbrecht  der  Stadt  Zürich  von  1716.  stellt 
den  Fall,  wo  einer  der  Ehegatten  mit  einem  unheilbaren 
Aussatze  behaftet  „sonder siech”  ist,  dem  Tode  dessel- 
ben in  vermögensrechtlicher  Beziehung  gleich.  Die  ehe- 
liche Vormundschaft  hört  auf  und  der  andere  Ehegatte  ist 
berechtigt,  seine  statutarische  Portion  zu  fordern,  gleich 
als  wenn  jener  gestorben  wäre180).  Ungeachtet  aber  diese 
Bestimmung  nie  ausdrücklich  aufgehoben  worden  ist , so  ist  sie 
doch  Air  das  neuste  Recht  als  obsolet  zu  betrachten.  Da- 
gegen ist  so  schwere  Krankheit  Grund , um  das  Schei- 
dungsbegehren zu  rechtfertigen.  Und  tritt  dann  die  Schei- 
dung wirklich  ein,  so  kommen  auch  die  gewohnten  Re- 
geln für  Absonderung  des  beiderseitigen  Vermögens , wie 
sie  für  die  Scheidung  gelten , zur  Anwendung  ,*1).  Wird 
die  Ehe  aber  nicht  geschieden,  so  ist  auch  keine  Ausrich- 
tung mehr  aus  jenem  Grunde  zulässig. 

2.  Die  wahre  und  volle  Scheidung  zerstört  nun  immer 
die  eheliche  Vormundschaft,  da  diese  eben  nur  in  der  Ehe 
bestehen  kann.  Eine  blosse  Scheidung  zu  Tisch  und 
Bett  dagegen,  welche  die  Ehe  noch  nicht  auflöst,  sondern 
nur  vorüber  gehend  ihre  vollen  Wirkungen  hemmt,  kann 
auch  die  eheliche  Vormundschaft  nicht  zerstören  , sondern 
hemmt  auch  da  nur  einen  Theil  ihrer  Wirkungen '**).  Wenn 
nun  aber  die  Ehe  wirklich  getrennt  wird , so  wird  nun  eine 
einfache  Absonderung  der  verschiedenen  Bestandtheile  des 
ehelichen  Vermögens  vorgenommen.  Die  Frau  erhält  ihr 
Zugebrachtes  zurück.  Die  eheliche  Errungenschaft  bleibt 


ISO)  Erbr.  r.  1716.  Tb.  II.  $.  2.  S.  27. 

IS!)  1*1  a t r i m o n i a 1 g e s e t ?.  v.  1811.  §.  95.  1*1.  S.  V.  S.  37. 

1 82)  V«rgl.  Matrim  oniAlgcsct*  $.  74.  S.  15.  und  meinen  Aufsatz 
in  der  Monatschr.  V.  S.  1.  ff. 
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ganz  dem  Manne.  Oie  Hochzeitgcschenkc  werden  so  ver- 
theilt,  dass  jeder  Theil  die  Geschenke  seiner  Freunde  und 
Verwandten  als  sein  Eigenthum  betrachtet.  Können  diese 
Rücksicht  oder  andere  Gründe  nicht  für  einen  der  beiden 
Ehegatten  den  Ausschlag  geben,  so  versteht  sich,  dass  das 
Geschenk  als  ein  gemeinsames  in  gleiche  Theilung  fallt. 
Was  ein  Ehegatte  dem  andern  bei  der  Verlobung  oder 
Eingehung  der  Ehe  geschenkt  hat , nimmt  er  wieder  zu- 
rück. Von  einer  statutarischen  Portion  ist  somit  da  überall 
nicht  die  Rede. 

Diese  einfache  Aussonderung  der  beiderseitigen  Vermö- 
gen wird  nur  da , wo  auf  der  einen  Seite  eine  besondere 
Schuld  vorhanden  ist,  welche  die  Scheidung  herbeiführt, 
insofern  modificirt,  als  das  Ehegericht  unter  gewissen  Be- 
schränkungen befugt  ist,  zu  Gunsten  des  unschuldigen  Theils 
dem  andern  ökonomische  Lasten  aufzulegeu ,3:1). 

3.  Durch  den  Auffall,  Concurs , des  Ehemannes  wird 
die  eheliche  Vormundschaft  auch  nach  dem  neuern  Rechte 
noch  aufgehoben.  Darin  aber  unterscheidet  sich  dieses  von 
dem  altern,  dass  der  in  Concurs  gcrathene  Mann  nicht  mehr 
als  todt  fingirt  wird  und  von  keinem  Eherecht  oder  statu- 
tarischer Portion , welche  die  Frau  ansprechen  könnte  , 
mehr  die  Rede  ist.  Wohl  aber  musste  noch  dem  Stadtrecht 
von  1715.  zufolge  jeder  nicht  ganz  schuldlose  Fallit  das 
Land  so  lange  meiden,  bis  er  sich  mit  seinen  Creditoren 
wieder  verständiget  batte ,s*).  Eine  mildere  Praxis  der 
neuesten  Zeit  liess  es  aber  zu,  dass  der  Fallit  auch  ferner 
zu  Hause  bei  seiner  Familie  bleibe185),  und  so  entstand 
denn  offenbar  für  die  Frau,  welche  ihr  Vermögen  aus  dem 
Concurse  gerettet  hatte,  neue  Gefahr.  Denn  war  gleich 


183)  Malrim.  Gor.  t.  1SH.  $.  gl.  S.  32.  113  — 116.  S.  43.  u.  44. 

184)  Mandat  v.  1669.  übergegangen  in  d.  St.  L.  II.  Tb.  X.  §.  66. 
und  68.  S.  173.  174.  Vergl.  Mandat  von  1631, 

185)  Daraus  folgt  denn  freilich  nicht  , dass  die  Sachen  der  Frau  nun 
doch  wieder  in  die  Gewere  des  Mannes  kommen  , was  sonderbarer  Weise 
m neuerer  Zeit  einmal  von  dem  Obergerichte  irrig  genug  angenommen  worden  ist. 
Vergl.  Mon.  Cbr.  V.  S.  329, 
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der  Mann  nicht  mehr  ihr  Vormund , so  konnte  er  doch 
leicht,  wo  die  Ehe  ungetrennt  blieb,  den  alten  Einfluss  auf 
das  Vermögen  der  Frau  faktisch  ausüben  , indem  diese  sel- 
ten selbständig  genug  war,  uin  sich  in  dieser  Rücksicht 
gehörig  zu  wahren.  Um  nun  der  Frau  von  Neuem  einen 
Stützpunkt  zu  geben,  wurde  sie  sofort  nach  dem  Ausbruche 
des  Concurses  ihres  Ehemanns,  unter  obrigkeitliche  Vor- 
mundschaft gestellt186).  Diese  Vormundschaft  tritt  nun  an 
die  Stelle  der  ehelichen,  nur  hat  sie  gerade  umgekehrt  die 
Tendenz,  die  Frau  vor  der  Einwirkung  des  Mannes  auf 
das  weibliche  Vermögen  zu  wahren.  Unsere  Gesetzge- 
bung war  indessen  unfähig,  diesen  Fall  der  Vormundschaft, 
der  offenbar  nicht  verwechselt  werden  darf  mit  der  regel- 
mässigen Vormundschaft  über  Minderjährige  in  seiner  Ei- 
genthiimlichkeit  aufzufassen  und  zu  verarbeiten.  Sic  stellt 
ihn  daher  ohne  weiters  neben  die  übrigen  Fälle  der  obrig- 
keitlichen Vormundschaft  , als  ein  neu  hinzugekommenes 
Glied,  dessen  organischer  Zusammenhang  dem  Gesetzgeber 
verborgen  blieb.  Auch  diese  Vormundschaft  beruht  nicht 
auf  einer  gänzlichen  Handlungsunfähigkeit  der  Frau,  sondern 
nur  auf  einer  relativen  Schutzbedürftigkeit  gegenüber  dem 
Manne.  Sie  hört  daher  auf,  sobald  die  Ehe  getrennt  wird, 
sei  es  durch  Tod  des  Mannes  oder  auch  nur  durch  Schei- 
dung von  demselben  und  in  beiden  Fällen  tritt  die  Hand- 
lungsfähigkeit der  Frau  wieder  unbeschränkt  hervor.  Diese 
Betrachtung,  wornach  im  gleichen  Momente,  wo  das  Ver- 
hältniss  zum  Ehemann  aufhört,  auch  die  Vormundschaft 
über  die  Frau  erlöscht,  muss  aber  nothwendig  auch  von 
Einfluss  sein  auf  die  Behandlung  dieser  Vormundschaft 
während  der  Dauer  der  Ebe.  Die  Einwirkung  der  Vor- 
mundschaftsbehörden  ist  daher  grösstentheils  nur  eine  zustim- 
mende oder  versagende  , nicht  aber  eine  frei  verfügende.  Ihr 
Charakter  soll  mehr  der  der  anctoritas  nicht  aber  der  der  gestio 


186)  Es  geschah  das  zuerst  durch  Gesetz  v,  13.  Dec,  1810.  M.  S.  IV* 
S.  383.  V o r m u n d s c h a f t s g c s e 1 1 r.  1817.  3.  R.  S.  II.  S.  14. 
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sein,  wenn  wir  hier  römische  Begriffe  hinein  ziehen  dürfen. 
Und  selbst  die  Autorität,  deren  die  Frau  bedarf,  zur  Ein- 
gehung von  Rechtsgeschäften,  muss  hauptsächlich  mit  Rück- 
sicht auf  den  Ehemann  und  die  von  dorther  sich  zeigende 
Gefahr  iuterponirt  werden.  Es  ist  somit  diese  Vormund- 
schaft überall  viel  freier  zu  behandeln  als  die  Vormundschaft 
über  Minderjährige  und  Verschwender. 

4.  Wird  bei  fortdauernder  Ehe  der  Mann  wegen  Ver- 
schwendung oder  aus  andern  Gründen  unter  obrigkeit- 
liche Vormundschaft  gesetzt,  so  hört  darum  seine 
eheliche  Vormundschaft  über  die  Frau  gerade  so  wenig 
auf,  als  die  Ehe  selbst.  Sie  wird  von  da  an,  wie  alle  an- 
dern Vermögensrechte  des  Ehemanns,  nur  statt  von  diesem 
selbst,  von  den  Vormundschaflsbehördcn  und  dem  öffent- 
lichen Vormunde  verwaltet.  Dabei  ist  aber  wohl  zu  beach- 
ten, dass  die  Natur  der  ehelichen  Vormundschaft  darum 
nicht  verändert  wird.  Sic  hört  nicht  auf  als  eheliche  Vor- 
mundschaft und  geht  nicht  über  in  das  Wesen  einer  obrig- 
keitlichen Vormundschaft , wenn  sie  schon  nun  von  den 
öffentlichen  Behörden  verwaltet  wird  und  so  allerdings  eine 
Beziehung  auf  öffentliche  Institute  erhält.  Denn  der  Grund, 
aus  welchem  sich  die  Vormundschaftsbehörden  auch  mit  ihrem 
Vermögen  befassen  müssen,  liegt  ja  nicht  darin,  dass  ihre 
Person  eine  obrigkeitliche  Bevormundung  nöthig  macht , 
sondern  lediglich  darin  , dass  sic  unter  der  ehelichen  Vor- 
mundschaft ihres  Mannes  steht,  der  nun  aber  nicht  im 
Stande  ist,  selber  seine  Rechte  auszuüben.  Soll  daher  z. 
B.  ein  Grundstück,  welches  der  Frau  gehört,  verpfändet 
werden,  so  kann  dicss  gültig  wieder  nur  dann  geschehen, 
wenn  die  Frau  selber  persönlich  ihre  Zustimmung  ertheilt, 
nicht  aber  durch  einseitige  Verfügungen  der  Vormund- 
schaftsbehörden in  ihrem  Namen. 

§.  29.  Modificationen  des  ehelichen  Güterrechtes. 

1.  Die  Gcrichtsbücher  von  1553.  und  von  1620.  behan- 
deln das  eigenthümlichc  Vcrhältniss , wenn  die  Frau  mit 
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dem  Manne  zu  Gewinn  und  Gewerb  steht,  fortwäh- 
rend als  praktische»  Recht  und  es  finden  »ich  unter  den 
Zusätzen  des  Gerichtsbuches  noch  Rathserkenntnisse  von  den 
Jahren  1621.  und  163t.,  welche  zeigen,  dass  selbst  damals 
noch  jenes  Verhältnis»  häufig  vorkam.  Das  Stadtrecht  von 
1715.  aber  gedenkt  der  Sache  überall  nicht  mehr,  schafft  aber 
das  frühere  Recht  auch  nicht  ausdrücklich  ab.  Indessen  deutet 
schon  dieses  Stillschweigen  auf  ein  verändertes  Gewohn- 
heitsrecht, wornach  nunmehr,  auch  wenn  die  Ehegatten 
Wirtschaft  oder  Handel  treiben,  als  geltende  Regel  ange- 
nommen werden  muss,  dass  das  Gewerbe  ganz  auf  Rech- 
nung des  Mannes  geführt  sei,  und  die  Frau  für  die  Ge- 
werbsschulden  mit  ihrem  Vermögen  nicht  einzustehen  habe. 
Dadurch  wird  denn  freilich  für  die  Ehegatten  die  Möglich- 
keit nicht  ausgeschlossen  , durch  Vertrag  ein  anderes  Ver- 
hältnis zu  constituiren.  Aus  der  blossen  Anteilnahme  an 
der  Geschäftsführung  von  Seite  der  Frau  darf  aber  nicht 
mehr  so  leicht  wie  vormals,  geschlossen  werden,  dass  sie 
auch  für  die  Schulden  mit  ihrem  Vermögen  cinzustehen 
gesonnen  sei.  Vielmehr  ist  sie  im  Zweifel  nur  als  GehUl- 
fin  des  Mannes  aufzufassen.  Diese  Annahme  wird  insbeson- 
dere noch  durch  den  Entwurf  des  Stadtrechtes  bestätigt,  in 
welchem  sieb  folgende  Stelle  findet: 

Indemme  vnsere  Frommen  Altforderen  bey  vorgefallenen 
Schuldthandlen  in  Ihren  wohlgemeinten  Satz  - und  Ordnun- 
gen von  dennen  Eheweibern , die  mit  Ihren  Ehemänneren 
za  Banck  and  Gaden  oder  Laden  — gestanden  und  begrif- 
fen waren , einen  Unterscheid  beobachtet  und  die  In  Fahls- 
zeiten zu  bezahlung  Ihrer  Ehemänneren  Schulden  angehal- 
ten ; nun  von  villen  Jahren  haro  aber  mit  Vermehrung  der 
Inwohncren  und  Handelschafften  auch  anderer  Abänderung 
der  Zeiten  solche  Uebung  In  etwas  verblichen  und 
In  nit  geringe  Unlauterkeit  gerathen  , so  haben  wir  vff  ge- 
nauwe  erwägung  , was  dcsshalb  Inskonftige  das  Rath- 
sambste  und  gedeylichste  sein  möchte , — orleutheret , dass 
Ein  Ehefrauw  die  mit  Ihrem  Ehemann  einen  Gmeinen  und 
offenbahren Gwerb  und  Handelschailt führte,  darinnen  schalt  — 
und  waltende  Hand  übte mit  Ihme  auch  vfl  cusscren 
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Marckt  reisete  und  hierbey  zu  gemeinem  gewinn  und  ver- 
lorst stunde , und  ein  solches  durch  formale  von  betd  sei- 
figen verwandten  darum  aufgerichten  Vertrag  und  Contrac- 
tcn  oder  die  Ordinari  Gwerbs  und  Laden-Bucher , oder 
ander  am  Rechten  gültiger  Form  zu  bescheinen  were ; Solle 
Im  nothfahl  Ihres  Ehemanns , so  weit  Ihr  zugesetztes  Gut 
zulänglich  , zu  seiner  Schulden  bezahlung  angehalten  wer- 
den mögen187). 

2.  Das  eigentümliche  Recht  der  Höfe  Fischcnthal 
und  Wald,  welches  wir  schon  im  zweiten  Buche  §.  31. 
erörtert  haben  , erhielt  sich  bis  auf  die  neueste  Zeit  und 
ging  auch  in  die  neuern  Rccensionen  dieser  Öffnungen  von 
1511.  und  1586. ,88)  über.  Ebenso  blieben  die  Stadtrechte 
von  Elgg  und  Eglisau189)  bestehen  und  hielten  so  ein- 
zelne Anwendungen  von  Gütergemeinschaft  fest.  Diesen 
Statuten  können  noch  fugesellt  werden  das  Herrschaftsrecht 
von  Andclfingen  v.  1534.  Art.  56.;  des  Dorfes  Sta mm- 
heim  von  1570.  und  das  Recht  des  Dorfes  Ossingen 
von  1601. 

In  ihnen  findet  sich  bei  unbeerbter  Ehe  der  Gesichts- 
punkt der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  festgchalten.  Der 
überlebende  Ehegatte  erbt  das  gesammte  Gut,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  von  welcher  Seite  es  zugebracht  oder  erwor- 
ben war,  zu  Eigen.  Hier  lässt  es  sich  nun  aber  wenig- 
stens für  Ossingen  genau  nachwcisen,  dass  diese  Güterge- 
meinschaft lediglich  entstanden  ist,  weil  cs  gewöhnlich 
wurde , eine  Zusammentheilung  unter  den  Ehegatten  durch 
Vertrag  zu  bestellen.  In  der  Recension  von  1601.  lautet 
nämlich  die  entscheidende  Stelle  so : 

Item  wenn  zwei  Eemenschen  ein  andren  zuo 
gcmcinder  annemen,  vnnd  von  einandreu  onc  lyb- 
erben  mit  tod  abgangen,  So  erbt  das  läbendig  des  abge- 
storbnen guots , Es  werde  dann,  wannzwey  einann- 
deren  nemmend,  Inn  d er  Eet  häd  i n g ei  n • n d ers 
andingen. 

18')  Vergl.  oben  Buch  IV.  $.  25.  S.  162. 

188)  Pest.  SaamnlBng  Bd,  II.  S.  78.  ff.  Bd.  I.  S.  168.  ft. 

189)  Siebe  über  diele  Buch  III.  $.  25. 
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Die  gegen wärtige  Fassung  dieser  Stelle  verräth  einen 
inncru  Widerspruch.  Die  Einleitung  nämlich  passt  nicht 
zum  Schlüsse.  Jene  setzt  voraus . dass  eine  Gemcindcrschaft 
(Zusauunentheilung)  eingegangen  sei.  Dieser  dagegen  setzt 
im  Gcgcutheil  voraus , dass  ciu  Ehegatte  den  andern  be- 
erbe, sobald  nicht  ein  abweichender  Vertrag  geschlossen 
■worden  , somit  dass  jenes  Recht  der  Beerbung  auch  ohne 
Eingehung  einer  Gemcindcrschaft  sich  von  selbst  verstehe. 
Und  dieser  letztere  Sinn  muss  denn  auch  wirklich  als  jetzt 
geltendes  Recht  der  Gemeinde  Ossingen  angesehen  werden. 
Jene  schiefe  Fassung  der  Stelle  erklärt  sich  aber  vollstän- 
dig aus  der  Entstehung  derselben.  Ursprünglich  nämlich 
endete  die  Stelle  nach  dem  Worte  „guots”,  und  sprach  so- 
mit wirklich  nur  von  der  vorherigen  Verabredung  einer 
Zusainmenthcilung , nicht  aber  von  den  Fällen  , wo  die  Ehe 
ohne  vorherige  Eheberedung  geschlossen  ward.  Was  nun 
aber  zuvor  blosse  Folge  besonderer  ausnahmsweiscr  Ueber- 
cinkunft  unter  den  Ehegatten  gewesen  war , das  wurde 
allmählig  zur  gemeinen  sich  von  selbst  verstehenden  Regel. 
So  kam  es  denn,  dass  nun  umgekehrt  das  ältere  Ehcrccht, 
um  noch  Geltung  anzusprechen,  eines  besondern  Vertrages 
unter  den  Ehegatten  bedurfte,  mithin  nur  noch  ausnahms- 
weise durch  besondern  Privatwillen  hergestellt  werden 
konnte.  Desshalb  kam  bei  solcher  Umkehrung  des  frühem 
Verhältnisses  von  der  Regel  zur  Ausnahme  bei  der  Recension 
von  1601.  jener  Schlusssatz  neu  hinzu.  Ja  man  merkte 
jenen  Widerspruch  mit  dem  Vordersätze  nicht  einmal. 
Vielleicht  täuschte  man  sich  auch  über  den  Sinn  der  ge- 
brauchten Worte  und  hielt  das  „einauder  zu  gcmcinder  an- 
nemen”  wohl  geradezu  für  gleichbedeutend  mit  dem  „ein- 
ander neincn  ” des  Schlusssatzes  t9°). 

Das  Erbrecht  von  Stammheim  entzieht  nur  die  der 
Frau  gegebene  Morgengabe  dem  überlebenden  Ehemanne 
und  lässt  sic  den  Verwandten  der  Frau  zukommen.  Im 


190)  Dum  der  Schlusssatz  ersl  spater  hinzugekoinmea  ist,  zeigt  d.i* 
Coneept  jener  Öffnung  in  dem  Staatsarchiv. 
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Uebrigen  bleibt  wieder  das  gesammtc  Vermögen  in  der 
Einen  Hand  des  Wittwers  und  der  Wittwejund  fallt  den 
Erben  des  Ueberlebenden  anheim. 

Bei  beerbter  Ehe  dagegen  unterscheiden  sieh  diese 
Statute.  Wach  dein  Rechte  von  Stamm  he  im  bleibt  das 
Gut  des  Verstorbenen  in  der  Gewere  und  der  Nutzniessung 
des  überlebenden  Ehegatten,  so  lange  sich  dieser  nicht  wie- 
der verehelicht.  Bei  seiner  Wicderverhcirathung  steht  es 
ihm  frei,  aus  dem  beiderseitigen  Vermögen  als  Einer  Masse 
einen  Kindstheil  zu  nehmen  oder  das  ganze  Vermögen  des 
Verstorbenen  den  Kindern  herauszugebeu.  Im  erstem  Falle 
tritt  somit  der  Gesichtspunkt  der  Gütergemeinschaft  von 
neuem  hervor  , im  letztem  Falle  dagegen  tritt  eine  voll- 
ständige Zweiung  der  beiden  Bcstandtheile  des  Vermö- 
gens ein. 

Das  Recht  von  Os  singen  verstattet  dem  überlebenden 
Manne  ebenfalls  den  Genuss  des  Weibergutes,  so  lange  er 
unverändert  bleibt.  Heirathct  er  wieder , so  muss  er  das- 
selbe heraus  geben.  Stirbt  dagegen  der  Ehemann  zuerst , 
so  wird  mit  Bezug  auf  die  Frau  das  ganze  eheliche  Ver- 
mögen als  Eine  Masse  behandelt  , wovon  ihr  ein  Kindes- 
theil  zukommt : 

Gienge  aber  der  Wan  vor  der  frowen  mit  dod  ab  , So 
git  man  Ir  [vom  ganlzen  guot , das  von  Iro  vnd  dem  man 
naher  verhanden , vnd  by  einanderen  Ist]191),  ein  kindsteil 
es  sigen  deren  lützel  oder  vil  vnd  nit  mer. 

Das  Herrschaftsrecht  von  Andelfingen  weiss  von 
diesen  Unterscheidungen  nichts,  sondern  lässt  immer  den 
überlebenden  Ehegatten  im  Besitze  und  Genüsse  bis  zur 
Wiedervcrheirathung,  und  nöthigt  ihn  in  Folge  dieser  zur 
Herausgabe  der  Vcrlassenscbaft  des  Verstorbenen. 


191)  Die  eingr kümmerte  Stelle  ist  ein  neuer  Zusatz  der  Recension 
▼on  1601. 
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5-  30.  Vormundschaft  des  Vaters. 

1.  Da  wo  das  ältere  römische  Recht  dem  Haupte  der 
F'ainilic  eine  unbeschränkte  absolute  Gewalt  einräumte, 
hat  das  deutsche  Recht  die  mildere  Vogtschaft  (mun- 
dium).  Beiden  Instituten  ist  es  gemeinsam,  dass  der  Ehe* 
mann  und  Vater  das  gesaminte  Vermögen  der  Familie  io 
seinen  Händen  hat , und  die  Familie  nach  aussen  vertritt. 
Aber  sehr  verschieden  ist  die  rechtliche  Stellung  der  Ehe- 
frau und  Kinder  in  beiden  Rechten.  Wer  in  der  römi- 
schen Gewalt  ist,  hat  selbst  keine  Rechte;  alle  Rechte  ste- 
hen vielmehr  dem  Gewalthaber  zu , und  diesem  gegenüber 
erscheint  jener  wie  ein  rechtloses  Wesen.  Die  deutsche 
Vormundschaft  dagegen  fasst  auch  Weib  und  Kinder  die 
unter  ihr  stehen,  als  rechtsfähige  und  berechtigte  Wesen 
auf.  Sie  können  eigenes  Vermögen  haben,  das  nicht  Ver- 
mögen des  Mannes  oder  Vaters  ist.  Nur  die  Besorgung, 
die  Verwaltung,  der  Genuss  steht  dem  natürlichen  Vogte 
zu  ; für  getreue  Verwaltung  , für  unversehrte  Erhaltung 
ist  er  der  Frau  und  den  Kindern  verantwortlich.  Es  zeigt 
sich  in  diesen  Instituten  sowohl  die  innere  Verwandschaft 
als  die  nationelle  Verschiedenheit  der  beiden  Rechte  aufs 
Anschaulichste. 

2.  Unser  Recht  hat  fortwährend  die  deutsche  Ansicht 
festgehalten.  Der  Vater  hat  somit  als  natürlicher  Vormund 
seiner  Kinder  dieselben  im  Verkehre  und  vor  Gericht  zu 
vertreten  und  ihr  Vermögen  frei  zu  verwalten.  Er  kann 
auch  einzelne  Vermögensstücke  der  Kinder  gültig  veräus- 
sern  oder  verpfänden,  ohne  dass  selbst  bei  Liegenschaften 
sich  irgend  eine  Beschränkung  findet. 

3.  Ueberdem  steht  ihm  das  Recht  des  Niessbrauchs 
zu  an  dem  Vermögen  seiner  Kinder  und  zwar  in  dem  wei- 
ten Umfange , wie  dem  Ehemanne  mit  Bezug  auf  das  Ver- 
mögen der  Frau192) 


192)  St.  F..  B.  ».  1716.  Tb.  II.  $.  9.  S.  34. 
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4.  Wem  gehört  der  Erwerb  des  Kindes?  Geschenke, 
welche  das  Kind  von  dritten  Personen  erwirbt,  Erbschaf- 
ten, die  ihm  zufallen,  bilden  sein  Vermögen,  gehören  so- 
mit nicht  dem  Vater.  Dagegen  , wenn  der  Sohn  z.  B. 
auf  dem  Gute  des  Vaters  arbeitet,  oder  die  gewonnenen 
Früchte  veräussert  oder  an  den  'Handwerksarbeiten  seines 
Vaters  Theil  nimmt  u.  s.  f.,  so  gehört,  was  er  so  erwirbt, 
dem  Vater  zu  , indem  das  Kind  insofern  nur  als  ein  Glied 
der  Haushaltung  des  Vaters  erscheint.  Wie  dieser  für  die 
Bedürfnisse  und  den  Unterhalt  der  ganzen  Familie  zu  sor- 
gen hat,  so  kann  er  auch  die  einzelnen  Glieder  anhalten, 
im  gemeinsamen  Interesse  thätig  zu  sein  und  durch  ihre 
Arbeit  die  Kosten  der  Familie  tragen  zu  helfen.  In  diesen 
Beispielen  haben  wir  indess  die  Kinder  noch  in  der  Haus- 
haltung selbst  an  der  Thatigkeit  dieser  Antheil  nehmen  ge- 
sehen. Wie  ist  cs  aber,  wenn  der  Vater  seine  Kinder  an 
andern  Arbeiten  als  denen  seiner  eigenen  Wirthschaft  oder 
seines  eigenen  Berufes  Theil  nehmen  lasst,  z.  B.  wenn  er 
sie  als  Arbeiter  in  eine  Fabrik  gehen  lasst.  Auch  in  diesem 
Falle  noch  gehört  der  Lohn  dein  Vater,  insofern  nur  noch 
die  Kinder  als  Glieder  seiner  Haushaltung  zu  betrachten 
sind.  Wo  und  auf  welche  Weise  sie  ihre  Thatigkeit  ver- 
wenden, kann  dannzumal  keinen  Unterschied  der  Behand- 
lung machen.  Wir  dürfen  somit  als  allgemeines  Prin- 
cip  den  Satz  anerkennen,  dass  der  regelmassige  ordent- 
liche Erwerb  der  Kinder,  der  von  ihrer  Arbeit 
herriihrt,  so  lange  in  das  Vermögen  des  Vaters 
fällt,  als  die  Kinder  selbst  zu  der  Haushaltung 
des  Vaters  gehören  und  er  für  ihren  Unterhalt 
sorgt.  Dagegen  wird  durch  ausscrgewöhnliche  An- 
strengung des  Kindes,  z.  B.  durch  Erlangung  eines  Preises 
das  Vermögen  des  Kindes  vermehrt,  weil  hier  schon  in 
der  Art  des  Erwerbes  ein  rein  persönlicher  Cha- 
rakter desselben  sich  ausdrückt  und  denselben  nicht  zu  einem 
Erwerbe  der  Haushaltung  stempelt.  Ebenso  gehört,  wenn  das 
Kind  Tür  seinen  eigenen  Unterhalt  ausserhalb  der 
elterlichenHaushaltung  selbst  sorgt,  ausschliesslich  ihm, 


Digitized  by  Google 


192 


Viertes  Buch.  §.  30. 


was  cs  durch  seine  Arbeit,  z.  B.  als  Geselle  in  der  Fremde, 
als  Schreiber  bei  einem  Kaufmann  erwirbt,  gesetzt  auch 
das  Band  der  Vormundschaft  sollte  noch  nicht  gelöst  sein. 

5.  Diesen  Rechten  des  Vaters  stehen  auch  Verpflichtun- 
gen gegenüber.  Er  ist  schuldig,  für  Erziehung  und  Nah- 
rung und  übrigen  Lebensüntcrhalt  seiner  Kinder  zu  sorgen, 
und  nach  beendigter  Vormundschaft  ihr  Vermögen  ihnen 
unversehrt  heraus  zu  geben.  Er  haftet  somit  den  Kindern 
ftir  Herausgabe  des  Capitalbestandes  in  ähnlicher 
Weise,  wie  der  Ehefrau  für  Herausgabe  ihres  Weibergu- 
tes. Ja  es  kann,  wie  dort,  wenn  sich  Gefahr  zeigt,  dass 
der  Vater  schlecht  wirthschafte  und  das  Vermögen  der 
Kinder  verschleudere  auf  Begehren  der  Verwandten  oder 
auf  unmittelbares  Einschreiten  der  Vormundschaftsbehörden 
der  Vater  angehaltcn  werden,  für  das  seiner  Verwaltung 
und  Nutzung  anheim  gefallene  Vermögen  der  Kinder  Sicher- 
heit zu  leisten  ,9J). 

6.  Die  Vormundschaft  des  Vaters  ist  zunächst  unbe- 
schränkt. Während  derselben  muss  er  niemandem  Rechnung 
ablcgen  , noch  bedarf  er  für  seine  Handlungen  der  Zustim- 
mung irgend  Jemandes.  Indessen  zeigt  sich  doch  schon 
aus  dem  Vorigen,  dass  das  Institut  der  Obervormund - 
shaft  auch  ihm  gegenüber  ausnahmsweise  Einfluss  auf  seine 
Verwaltung  äussern  kann.  Immer  aber  wird  das  nur  da 
geschehen  dürfen , wo  die  Interessen  des  Vaters  und  des 
Kindes  entschieden  einander  entgegen  laufen  und  Gefahr 
vorhanden  ist , dass  der  Vater  seine  Stellung  missbrauchend 
die  Rechte  des  Kindes  verletzen  werde.  So  lasst  sich  die 
Möglichkeit  eines  Processes  denken  zwischen  Vater  und 
Sohn , während  der  Vormundschaft , in  welchem  dieser 
dann  eben  eines  von  den  Vormundschaftbehörden  zu  er- 
theilenden  Specialvorraundcs  bedarf19*). 


193)  Sl.  E.  R.  V.  1716.  Th.  II.  $.  9.  S.  3*.  R.  S.  II.  S. 
14.  $.  4. 

144)  Vergl.  oben  Buch.  II.  $.  32-.  S.  290.  VormuodschafUrecht  T. 
1817.  $.  4.  R.  S.  II.  S.  14. 
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7.  Die  Mutter  hat  zwar  kein  Recht  der  Vormund- 
schaft auch  nicht  nach  dem  Tode  des  Mannes;  an  der  Er-  j. 
ziehuog  der  Kinder  aber  nimmt  sie  nicht  bloss  faktisch 
Antheil,  sondern  hat  in  der  That  einen  Anspruch  auf  Mit- 
wirkung. Das  Wesentliche'  dieses  Verhältnisses  gehört 
zwar  ganz  der  Sitte  an;  aber  festbaiten  lässt  sich  auf  dem 
Gebiete  des  Rechtes  wenigstens  so  viel,  dass  die  Mutter 
gehört  werden  muss  bei  den  wichtigem  Entscheidungen, 
und  dass  auch  nach  dem  Tode  des  Vaters  die  an  seine 
Stelle  tretenden  Vormundschaftsbehörden  ihr  die  Besorgung 
und  Pflege  ihrer  Kinder  nur  aus  besondern  Gründen  ent- 
ziehen dürfen,  insofern  sie  der  Erziehung  unwürdig  oder 
unfähig  ist. 

§.  3l.  Entstehung  und  Ende  der  väterlichen 
Vormundschaft. 

1.  Die  Vormundschaft  des  Vaters  wird  zunächst  be- 
gründet durch  Geburt  in  der  Ehe.  Es  ist  unser  Recht 
hier  weniger  si^nge  als  das  römische,  welches  bekannt- 
lich Erzeugung  während  der  Ehe  fordert,  um  die  väter- 
liche Gewalt  zu  begründen.  Nur  ausnahmsweise,  wenn 
die  Frau  bei  der  Eingehung  der  Ehe  ihre  Schwangerschaft 
dem  Manne  absichtlich  verheimlicht  oder  wissentlich  deren 
Dauer  unrichtig  angegeben  bat,  und  der  Mann  seine  Vater- 
schaft bestreitet  oder  endlich  wenn  er  nachweisen  kano, 
dass  er- keinen  Umgang  mit  ihr  gepflogen,  ein  Beweis, 
welcher  auch  zugelasscn  wird,  um  die  Vaterschaft  des 
Ehemannes  mit  Bezug  auf  Kinder  zu  beseitigen , die  wäh- 
rend der  Elie  erzeugt  wurden  — nur  in  diesen  Ausnahtns- 
fällen  gilt  dann  das  Kind  für  ausserehelich  und  gelangt 
nicht  in  die  Vormundschaft  des  Vaters195). 


195)  Vergl.  Ma  tri  m.  Ge»,  v.  1811.  $§.  56  — 64.  Der  Beweis  des 
Ehebruchs  entscheidet  iiber  den  Status  des  Kindes  nicht.  Mop.  C h t, 
IV.  S.  150. 

BlnnUrhli  Rtchtsftsdbicht*.  IT«  13 
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2.  Auch  die  Erzeugung  während  des  Verlöbnis 
ses  begründet  die  Vormundschaft  des  Vaters,  indem  solcht 
Kinder,  selbst  wenn  die  Ehe  der  Verlobten  unterblieb, 
doch  in  allen  Beziehungen  für  eheliche  Kinder  geachtet 
werden ,%).  Dieser  entscheidende  Einfluss , welcher  somit 
dem  Verlöbnisse  zugestanden  wird,  weist  unverkennbar  auf 
das  ältere  Recht  hin,  welches  das  Verlöbniss  durch  den 
Beischlaf  für  vollzogen  und  somit  bereits  für  eine  wirksame 
Ehe  hielt , bevor  oder  ohne  dass  die  kirchliche  Einsegnung 
hinzukam ,S7). 

3.  Uneheliche  Kinder  dagegen,  zu  denen  mithin  die 
während  des  Verlöbnisses  erzeugten  keineswegs  gehören  , 
erhalten  nur  durch  die  nachfolgende  Ehe  ihrer  Eltern 
die  Rechte  ehelicher  Kinder.  Eine  andere  Legitimation 
derselben  ohne  Ehe , z.  B.  durch  Gestattung  des  Gerichtes 
gibt  es  in  unsenn  Rechte  nicht l9S). 

4.  Eben  so  wenig  kennt  unser  Recht  irgend  eine  künst- 
liche Erzeugung  des  elterlichen  Verhältnisses  und  der 
väterlichen  Vormundschaft,  welche  nicht  schon  eine  natür- 
liche Grundlage  hätte.  Das  Bcdürfniss  der  gegenwärtigen 
Cultur  machtes  aber  äusserst  wünsöhbar,  Jass  die  Adop- 
tion in  einer  passenden  Form  und  unter  Voraussetzungen, 
welche  auf  die  bestehenden  Familien  und  Erbverhältnisse 
Rücksicht  nehmen,  neu  eingeführt  werde. 

5.  Der  Entstehung  der  väterlichen  Vormundschaft 
durch  die  Geburt  des  Kindes  entspricht  denn  ihre  Auf- 
lösung durch  den  Tod  des  Vaters  oder  des  Kindes.  Bei 
dieser  nothwendigen  Form  der  Aufhebung  ist  aber  das 
deutsche  Recht  nicht  stehen  geblieben , wie  vormals  das 
römische.  Es  lässt  vielmehr  die  väterliche  Vormundschaft 
von  selbst  untergehen , wo  die  Ausbildung  und  Reife  oder 
die  Lostrennung  des  Kindes  aus  der  elterlichen  Familie 


196)  M a tri  ui.  Cti.  ».  1811.  §.  18".  Moo.  Cbr.  1.  273. 

197)  MJllermaitr  D.  Priratr.  If.  435.  Aiuit.  1. 

19»)  Sl.  E.  R.  *.  1716.  Th.  II.  $.  13.  S.  41.  Matriin.  Ge»,  r. 
1811.  «.  188. 
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eine  freie  Existenz  und  Selbständigkeit  desselben  auch  im 
bürgerlichen  Leben  rechtfertigt.  Dahin  gehört  vor  allem 
die  Begründung  eines  eigenen  Haus haltes  oder  die 
Betreibung  eines  selbständigen  Gewerbes  durch 
den  Sohn.  Es  ist  nicht  gerade  nöthig , dass  der  Sohn  sich 
verheirathet ; immer  aber  bewirkt  seine  Ve  rheira  thung , 
auch  da,  wo  sie  gegen  den  Willen  des  Vaters  geschieht, 
und  ebenso  da , wo  die  neue  Familie  äusserlich  zusammen 
lebt  mit  der  väterlichen  Haushaltung  , Auflösung  der  väter- 
lichen Vormundschaft.  Ausserdem  hört  diese  aber  auch  in 
allen  den  Fällen  auf,  wo  der  Sohn  ohue  Heirath  mit  Zu- 
stimmung des  Vaters  sich  von  ihm  absondert  und  einen 
eigenen  Rauch  führt ,9ä),  ein  Fall,  der  freilich  nicht  ver- 
wechselt werden  darf  mit  einer  vorübergehenden  blossen 
Entfernung  aus  dem  Hause  des  Vaters , z.  B.  Besuch  einer 
Universität.  Das  Unterscheidende  liegt  darin , dass  im  letz- 
tem Falle  der  Wille,  sich  abzusondern  und  einen  eignen 
Haushalt  zu  begründen,  keineswegs  vorhanden  ist,  wäh- 
rend er  im  ersten  Falle  verbunden  mit  dof  faktischen  Tren- 
nung wirklich  eine  Auflösung  der  bisherigen  Form  des 
Familienverbaudcs  bewirkt. 

Ebenso  werden  die  Söhne  durch  Erlangung  obrig- 
keitlicher Aemter'99)  von  der  väterlichen  Vormund- 
schaft befreit.  Unter  diesen  sind  aber  doch  nur  solche  zu 
verstehen  , welche  denselben  einen  eigentümlichen  Ge- 
schäftskreis zuweisen , dessen  Besorgung  eine  gewisse  bür- 
gerliche Selbständigkeit  voraussetzt.  Dahin  mögen  z.  B. 
namentlich  auch  Gerichtschreiber  und  INotarstcllen  zu  rech- 
nen sein  , während  dagegen  blosse  Ehrcnstellen,  oder  un- 
tergeordnete Anstellungen  , z.  B.  der  Kanzlisten  u.  dgl.  jene 
Wirkung  nicht  haben  können. 

6.  Die  Verheirathung  der  Tochter  zerstört  wie- 
der die  väterliche  Vormundschaft  über  dieselbe  , indem  die 


198)  St.  L.  R.  Th.  III.  $.  7.  S.  33.  Vergl.  Mon.  C h.  V.  S.  20«, 

199)  St.  h,  R-  »-  «.  O. 
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Tochter  nunmehr  in  die  eheliche  Vormundschaft  ihres 
Mannes  übergeht , und  die  eine  die  andere  ausschliesst. 

7.  Auch  die  blosse  Erreichung  eines  gewissen  Alters- 
jahres hebt  von  selbst  die  Vormundschaft  des  Vaters  auf, 
sowohl  über  Söhne  als  Töchter,  selbst  wenn  diese  in  der 
Haushaltung  des  Vaters  bleiben.  Nach  dem  Stadt-  und 
Landrechte  tritt  diese  Wirkung  erst  ein  mit  erreichtem 
fünf  und  zwanzigsten  Altersjahre200).  Diese  Altersbestim- 
mung, welche  den  frühem  viel  kürzer»  des  alten  Rechtes 
und  den  mittlern  mehrerer  Statuten  entgegen  trat , und  in 
der  Folge  ausschliessliche  Geltung  erlangte  , wurde  offen- 
bar durch  den  Einfluss  des  römischen  Rechtes,  wie  es  in 
Deutschland  herrschte , so  weit  hinaus  geschoben.  Eine 
Verkürzung  dieses  Termins  scheint  indessen  % durch  die 
viel  früher  erreichte  politische  Volljährigkeit  angebahnt  zu 
sein201). 

S.  Endlich  ist  auch  noch  eine  Entlassung  des  Kin- 
des aus  der  väterlichen  Gewalt  denkbar  und  zulässig.  Dass 
diese  zunächst  und  voraus  auf  dem  Willen  des  Vaters  be- 
ruhen muss,  versteht  sich.  Es  fragt  sich  aber,  ob  dieser 
Wille  genüge.  Sobald  mau  den  Gesichtspunkt  der  Ober- 
vormundschaft des  Staates  festhalt,  so  wird  man  die  Frage 
verneinen  müssen.  Denn  nach  der  ihr  zu  Grunde  liegen- 
den Idee,  soll  im  Interesse  der  Minderjährigen  überall  da 
die  Fürsorge  des  Staates  eintreten , und  wachen,  wo  der 
Schutz  des  Vaters  aufhört.  Eben  dcsshalb  nehmen  wir 
an,  dass  eine  Entlassung  des  Kindes  durch  den  Vater  nur 
insofern  vollständig  wirken  könne , als  die  Zustimmung  der 
Obervormundschaftsbehörde  hinzutritt.  Damit  aber  letztere 
ihre  Zustimmung  ertheile , muss  sie  sich  vorher  überzeugt 
haben,  dass  der  Minderjährige  fähig  sei,  für  seine  Interessen 
selbst  gehörig  zu  sorgen.  Diese  Ansicht  scheint  denn  auch 
mit  der  geltenden  Praxis  im  Einklänge  zu  stehen. 


200)  A.  j>.  O. 

201)  Slaatsvcrf.  v.  1831.  §.  22.  wodurch  das  staatsbürgerlich«  Stimm- 
recht au  dein  Antritt  des  20sten  Altersjahres  gebunden  wird. 
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9.  Ist  nun  aber  der  Vater  schuldig , den  selbständig 
gewordenen  Sohn  auszusteuern?  Sehen  wir  davon  ab, 
dass  dieser  berechtigt  ist,  von  dein  Vater  Herausgabe  sei- 
nes eigentümlichen  Vermögens,  in  so  weit  es  vorhanden 
ist , und  Ersatz  für  das  durch  Schuld  des  Vaters  verlorne 
zu  fordern,  und  nehmen  wir  auf  die  eigentümlichen  be- 
reits erörterten  Fälle  keine  weitere  Rücksicht,  in  denen 
der  Vater  nach  dem  Tode  seiner  Frau  aus  dem  bei  ihm 
zurück  gebliebenen  ehelichen  Vermögen  die  Kinder  aus- 
richten  muss;  beschränken  wir  somit  die  Frage  lediglich 
auf  die  Ausstcurung  des  selbständig  gewordenen  Kindes 
aus  dem  väterlichen  Vermögen,  insofern  sie  sich  auf  das 
reine  väterliche  Vcrhältniss  zu  den  unter  seiner  Vor- 
mundschaft gestandenen  Kindern  gründet;  so  müssen  wir 
dieselbe  verneinen.  So  allgemein  auch  die  Sitte  es  erhei- 
schen mochte,  dass  der  Vater  sowohl  den  Sohn  ausrichte, 
der  sich  absondert,  und  die  Tochter,  welche  in  die  Ehe 
tritt,  aussteure,  so  erzeugte  sic  doch  niemals  bindendes  Recht, 
und  die  Grundsätze  des  römischen  Rechtes  über  Dotirung 
der  Tochter  fanden  keine  Anwendung.  In  einem  Falle  , 
nämlich  da  , wo  das  volljährige  Kind  in  der  Haushaltung 
zurück  blieb,  war  selbst  die  Sitte  nicht  dafür,  dass  das- 
selbe auszusteuern  sei.  Die  altern  Statute  reden  freilich 
meist  nur  von  der  Ausrichtung  im  eigentlichen  Sinne. 
Die  Art,  wie  sie  davon  sprechen  in  Verbindung  mit  den 
allgemeinem  Ausdrücken  anderer  Rechtsqucllen , erweisen 
aber  die  Richtigkeit  des  Gesagten. 

Öffnung  von  Altorf  von  1439.  §.  58.  Si  sprccheut 
och  daz  ein  vatter  einem  kind  wol  mag  geben  me 
denn  dem  andern.  Nach  dem  als  ein  kuid  verdienot 
vmb  sin  vatter.  Aber  die  muoter  mag  einem  kiud  nüt 
in  e geben  denn  dem  andern.  §.  59.  Item  wo  mit  ein  vat- 
ter sin  kind  vsstürot  der  sol  sich  das  kind  lassen  benuegen 
nu  vnd  hienach  vntz  an  ein  Rechten  anfal. 

Öffnung  vonStäfa  s.  d.  5-  25.  Aber  sprechend  sy, 
hett  ein  vatter  fünf!  alder  sechs  kind,  ald  als  vil  er  hett, 
wie  er  eins  vsswisselt  mit  einer  Summ  gelt/,  alder  güttz  , 
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die  sy  gross  alder  klein  , damit  sol  es  vssgawissett  sin  vutz 
an  einen  Rechten  anfal203)  vnd  mag  ein  vatter  einem 
kind  gen  vil  de  in  ander  nltilzel  als  er  dann  wil. 

Öffnung  von  Fischenlhal  v.  1511.  Art.  >0-  Es  ist 
des  hofsrecht  zu  Vischenthal , wa  mit  ein  man  oder  wib  ire 
kind  vsstürend  vnd  beratend  mit  Worten  oder  mit 
werchen,  daran  sol  das  kind  bcniigen  haben  vnd  sol  vat- 
ter vnd  innter  fürbas  nit  bekütnbern  , weder  an  ligendem 
noch  an  farcndem  gut,  vntz  an  ein  rechten  anfal.  Art.  11. 
Ein  ietlich  hofinan  zu  Vischental  mag  einem  sin  ein  kind 
geben  vnd  dem  andern  nichtz,  vnd  ob  er  wil,  so 
mag  er  das  sin  einem  hnnd  an  den  schwantz  bin- 
den. Uebercinstiinmend  das  W al d e r h ofr ec h t s.  d.  und 
von  1586.  Art.  25.  und  29.  (Pestalutz  1.  S.  176.) 

Stadtrecht  von  Elgg  von  1535.  Art.  54.  f4.  Es  Mag 
ouch  kein  kind  den  vatter  zu  der  vssrichtung  nit  zwin- 
gen , noch  der  vatter  das  kind , dass  es  sich  vssrichtenn 
müsse  lan. 

Stadtrecbt  von  Kaiserstuhl  von  1680.  Art.  6.  (Pest. 
II.  S.  14.)  So  wan  ein  Vatter  seine  Kinder  zu  den  Ehren 
iu  Ehelichen  Stand  versechen  wolt,  so  mag  Er  zur 
Ehesteuhr  oder  Ehegut  einem  wol  mehr  geben  alss  deut 
anderen  , Je  nach  gestalt  der  zeit  und  leuflen. 


5-  32.  (I  c s c h 1 ec  h t s v o km  u n d sc  halt. 

1.  In  mehreren  Statuten  des  scchszehnten  Jahrhunderts 
erhielt  sich  noch  das  ältere  Recht , dass  Weiber  zu  gewis- 
sen Geschäften , namentlich  zum  Behuf  gerichtlicher  Hand- 
lungen eines  Vogtes  bedürfen,  so  in  dem  Stadtrechte  von 
Elgg  von  1535.  Art.  35.  (Pest.  I.  302.)  und  in  den 
Herrschaftsrechten  von  Knonau.  Art.  24.  (Pest.  I.  228.) 
und  Regensberg  Art.  77.  (Pest.  I.  203.)  Die  beiden 
zitletzt  genannten  Stellen  stimmen  wörtlich  mit  einander 
überein , und  sind  eben  dcsshalb  wohl  nicht  ohne  Einfluss 


283)  Vergl.  oben  Buch  III.  §,  27.  S.  163. 
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des  Landesherrn  in  dieser  Fassung  aufgenommen  worden  ; 
denn  an  eine  ältere  gemeinsame  Rechtsquelle  ist  nicht  zu 
denken. 

2.  Das  Stadtrecht  von  1715.  verdrängte  aber  diese  Be- 
schränkung und  verstattete  den  Wittwen  und  andern  voll- 
jährigen aber  unverheiratheten  Weibern  auch  vor  Gericht 
sich  selbst  zu  vertreten*04).  Das  Beispiel  der  Orte,  wo 
das  Stadtrecht  unmittelbare  Anwendung  fand  , oder  doch 
weil  die  einheimischen  Statuten  nicht  geradezu  widerspra- 
chen , leicht  ebenfalls  an  gerufen  werden  konnte,  da  ja  die 
Gerichtsverfassung  grosseutheiis  von  städtischen  Beamten 
geleitet  wurde,  mochte  denn  auch  auf  die  übrigen  Gegen- 
den, deren  Statuten  Bevogtigung  verlangten,  so  wirken, 
dass  die  Uebung  sich  änderte. 

3.  War  der  Vater  mit  Zurücklassung  von  Kindern  und 
einer  Wittwe  verstorben,  so  erhielten  natürlich  jene  einen 
obrigkeitlichen  Vormund.  Blieb  dann , wie  diess  das 
gewöhnliche  sein  mochte,  das  Vermögen  beisammen  und 
stellte  der  Vormund  über  den  Capitalbestand  des  ganzen 
Vermögens,  — das  Vermögen  der  Wittwe  inbegriffen  — 
Rechnung,  wie  das  meistens  geschah,  so  lag  denn  die  Vor- 
stellung nicht  so  gar  ferne,  dass  auch  sie  bevormundet  sei. 
Diese  Ansicht  machte  sich  wenigstens  insoferne  geltend, 
als  man  faktisch  den  Vogt  der  Kinder  zugleich  als  Bei- 
ständer  der  Mutter  ansah,  an  dessen  Rath  sie  zwar  nicht 
gebunden  sei , dessen  Rath  sie  aber  bei  wichtigen  Geschäf- 
ten einzuholen  habe.  So  wenig  sich  indessen  gegen  eine 
solche  Zuziehung  eines  Beiständers  haben  Hesse,  welche 
bekanntlich  in  Sachsen  nothwendig  ist  305),  und  so  leicht 
sich  diese  Ansicht  hätte  mehr  fixiren  und  zu  Recht  werden 
können , so  hat  sich  daraus  doch  bei  uns  nie  ein  festes  ju- 
ristisches Institut  ausgcbildet.  Es  kamen  im  Leben  etwa 
einzelne  Fälle  vor,  wo  inan  den  Rath  des  Beiständers  für 


20*)  Th.  III.  |.  7.  und  8.  S.  33. 

205)  Vergl.  Haubold  Lehrbuch  des  sächsischen  Prir«irefhl«.  Zweite 
Auflage.  Leipzig  IS 29.  154.  fT. 


Digitized  by  Google 


200  Viertes  Buch.  §.  32.  Geschlechts  Vormundschaft. 

nothwendig  hielt.  Ebenso  deuten  selbst  einige  Bestimmun- 
gen der  Statuten  auf  ein  eigentümliches  Verhältnis*  der 
Art  hin.  Aber  dabei  blieb  es  und  die  Regel , dass  die 
Wittvven  selbstständig  und  unbevogtet  seien , erhielt  sich , 
ohne  dass  es  zu  einer  ordentlichen  Ausnahme  oder  Beschrän- 
kung kam.  Von  jener  Richtung  indessen  zeugen  die  Aus- 
drücke : „ Von  bevogtigungWittwen  und  Weyscn,” 
die,  wie  im  Leben,  auch  in  den  Rechtsquellen  Vorkommen, 
z.  B.  in  den  Bevogtigungsordnungen  der  Stadt  von  1695 
und  1738  und  in  dem  Herrschaftsrechte  von  Andelfin- 
gen von  1534  Art.  53  (Pest.  11.67),  woselbst  denn  wirk- 
lich vorausgesetzt  wird,  dass  der  Frau  und  den  Kindern 
ein  Vogt  gesetzt  sei206).  Sogar  das  Stadtrecht  von  1715 
Theil  V.  §.  45  macht  uoch  eine  Unterscheidung  zwischen 
einer  „ YVittfrau  die  schaltend  und  waltende  Hand  hat"  und 
einer  „ Wittfrau,  die  Kinder  hat."  Auch  dieser  Unterschied 
muss  indessen  als  gänzlich  antiquirt  gelten , weil  er  in  der 
That  der  nachherigen  ganz  allgemein  anerkannten  Hand- 
lungsfähigkeit aller  volljährigen  Weiber  widerspricht.  Da- 
her weiss  denn  auch  die  Vormundschaftsordnung  von  1792 
nicht  mehr  von  einer  Bevormundung  der  Wittwen. 

5-  33.  Vormundschaft  über  Minderjährige. 

A.  Entstehung  und  Ende.  • 

1.  Alle  Minderjährigen,  die  nicht  entweder  schod 
unter  der  natürlichen  Vormundschaft  des  Vaters  oder 
Ehemannes  stehen,  oder  bei  Lebzeiten  des  Vaters  Selb- 
ständigkeit erlangt  habet],  bedürfen  nunmehr  eines  bürger- 
lichen Vormundes.  Zweifel  kann  inan  in  dem  Falle  ha- 
ben , wo  eine  minderjährige  Ehefrau  ihren  Mann  durch  den 
Tod  verloren  hat.  Fällt  sie  in  die  Vormundschaft  des  Vaters 
zurück  oder  kommt  sie  als  Minderjährige  unter  die  obrig- 


206)  Vergl.  was  oben  schon  Buch  III.  26  S.  460  darüber  bemerkt 
wurde.  * 
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keitlicbe  Vormundschaft,  oder  erlangt  sie  volle  Selbstän- 
digkeit? Die  Praxis  scheint  das  Letztere  anzunehmen. 
Dessen  ungeachtet  halte  ich  es  für  richtiger,  dass  die  na- 
türliche Vormundschaft  des  Vaters  wieder  auflebe  oder  in- 
sofern dieser  ebenfalls  verstorben  ist  , die  obrigkeitliche 
Vormundschaft  eintrete;  denn  einmal  hat  die  Frau  als  Min- 
derjährige gerade  so  viel,  oft  sogar  noch  mehr  Interesse, 
als  die  minderjährige  Tochter,  den  Schutz  eines  Vormundes 
zu  haben  und  iiberdem  kann  für  die  Praxis  nicht  angeführt 
werden,  dass  durch  die  Ehe  jede  obrigkeitliche  Vormund- 
schaft aufgehoben  werde,  indem  nur  der  Sohn  durch  die 
Ehe  selbständig  wird,  die  Tochter  dagegen  durch  dieselbe 
nur  einen  anderen  natürlichen  Vormund  erhält,  statt  des 
bürgerlichen.  Indessen  wird  sich  die  Praxis  ohne  neue  ge- 
setzliche Bestimmungen  in  diesem  Punkte  schwerlich  ändern 
lassen , indem  sie  den  Schein  allgemeiner  Bestimmungen , 
wornach  die  Wittwen  keines  Vormundes  bedürfen,  für 
sich  hat*07). 

2.  Wer  wird  nun  Vormund?  Wer  bestellt  ihn  ? Schon 
in  der  vorhergehenden  Periode  war  es  gemeines  Recht 
geworden,  dass  der  Vormund  von  der  Obrigkeit  bestellt 
werde  und  zwar  so,  dass  zunächst  auf  die  Verwandschaft 
und  deren  Wünsche  gesehen,  auch  der  Vogt  vorzugs- 
weise aus  den  väterlichen  Verwandten  bestellt, 
dann  aber  nöthigenfalls  auch  jeder  Dritte  zu  diesem  Ge- 
schäfte berufen  wurde.  Damit  stimmen  dann  auch  die 
Statuten  des  sechszchnten  Jahrhunderts  wesentlich  überein208). 

Im  Gegensätze  dazu  finden  wir  dann  in  den  Bevogti- 
gungsordnungen  von  1695  und  1738  eine  sonderbare  Zu- 
sammenstellung von  römischem  und  älterui  deutschem  Rechte. 
Nach  diesen  Statuten  nämlich,  die  sich  indessen  zunächst 


207)  St.  L.  R.  Theil  III.  §.  7.  S.  32.  Vor  mundsc  baf  t sges«t  ; 
1817.  $.  40.  c. 

208)  Stadtr.  von  Elgg  Art.  35,  6.  7.  (Pest.  V.  302.)  Herrscbaflsrecht 
v.  Knonau  Art.  24.  25.  29.  (Pest.  I.  229.  230.)  von  Regensberg 
Art.  76.  77.  (Pest.  I.  203.) 
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nur  auf  die  Hauptstadt  beziehen , können  die  Vormünder 
bestellt  werden : 

a)  Durch  testamcnt liehe  Verordnung  des  natür- 
t ii  r liehen  Vormundes,  wobei  es  dem  Vater  sogar 
frei  steht,  die  hinterlassene  Wittvfe  zum  Vormunde 
seiner  Kinder  zu  ernennen,  ungeachtet  sonst  Frauen 
sich  nicht  zu  Vormündern  eignen. 

b)  Wenn  das  Testament  des  Vaters  nichts  bestimmt,  dann 
treten  die  nächsten  Anverwandten  der  Kinder 
zusammen  und  ernennen  entweder  von  sich  aus  ohne 
Vorwissen  der  Schirm  vögte,<w)  den  Vormund,  oder 
sie  machen  diesen  lediglich  einen  Vorschlag.  Im  er- 
stem Falle  haben  sie  denn  auch  einzustehen  für  all- 
fälligen Schaden,  der  dem  Vermögen  der  Kinder  aus 
der  Fahrlässigkeit  ihres  Vormundes  zugefügt  wird. 
Der  zweite  Fall  gehört  dann  ganz  unter 

c)  Die  dritte  Klasse,  wo  die  Obrigkeit  (in  der  Stadt 
das  Schirm  vogteiamt,  auf  der  Landschaft  die  Ober- 
vögte) den  Vormund  bezeichnet. 

Merkwürdig  an  dieser  Auseinandersetzung  ist  vorzüg- 
lich , dass  aus  dem  römischen  Rechte  die  Ernennung  eines 
Vormundes  durch  Testament  entlehnt  wurde,  und  dass  die 
Bezeichnung  des  Vormundes  durch  die  Familie  im  Gegen- 
satz zu  der  Ober  Vormundschaft,  nachdem  diese  schon  sich 
ausgebildet  hatte  , von  Neuem  aus  dem  altern  Rechte  her- 
vorgezogen wurde. 

Die  Bevogtigungsordnung  von  1792  dehnte  die  Befug- 
nisse der  Obervormundschaft  wieder  aus.  Zwar  mag  noch 
immer  der  Vater  durch  Testament  den  Vormund  bezeich- 
nen, allein  der  von  ihm  ernannte  Vormund  darf  doch  das 
Amt  nicht  antreten,  ohne  vorher  von  dem  Waisengerichte 
bestätigt  zu  sein.  Wird  derselbe  aus  zureichenden  Gründen 
nicht  bestätigt,  oder  ist  durch  den  letzten  Willen  des  Va- 


209)  Schirmvogte  Als  wmsenamtliche  Behörde  werden  in  Zürich  1513 
(Rathsman.  r.  1513.  I.  6.)  als  ein  Institut  erwähnt,  das  nicht  damals  erst 
eingefiihrt  wurde. 
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ters  nichts  verfüg^,  so  mögen  dann  die  nächsten  väterlichen 
Verwandten  den  Vormund  bezeichnen,  aber  auch  dieser 
bedarf  der  Bestätigung  des  Waisengerichtes. 

Das  Vormundschaftsgesetz  vom  Jahr  1S03  bildete  sodann 
ftir  jeden  Bezirk  besondere  administrative  Behör- 
den, damals  Waisenämtcr  oder  O her wa isenä in t er  , 
gegenwärtig  ßezirksrä  th  c genannt.  Als  erstinstanzliche 
Waisenbehördc  wurden  je  für  die  Bürger,  nicht  aber  für 
säramtliche  Einwohner  der  Gemeinde,  die  Gemeind- 
rät he  anerkannt.  Diesen  Behörden  wurde  nunmehr,  mit 
einer  einzigen  Ausnahme,  geradezu  die  Ernennung  des 
Vormundes  übertragen,  so  dass  der  Wille  des  Vaters,  den 
er  im  Testament  aussprach  und  der  Wille  der  Verwandten  * 
überall  nicht  mehr  als  bestimmend  angesehen  werden,  son- 
dern lediglich  den  Charakter  eines  Wunsches  haben,  den 
die  Behörden  beachten  können  und  gewöhnlich  im  Leben 
auch  beachten,  wohl  aber,  ohne  Gründe  dafür  anzugeben, 
auch  beliebig  unberücksichtigt  lassen  können. 

3.  Nur  der  Fall  der  sogenannten  Fa  milie n be  vog - 
tigungen,  deren  frühere  Gestalt  bereits  erörtert  ist,  macht 
eine  Ausnahme.  In  besondern  „seltneren“  Fällen  nämlich 
dürfen  sich  die  väterlichen  Verwandten  mit  dem  Gesuche 
an  die  Waisenbehörden  wenden , dass  ihnen  die  Obsorge 
über  die  Vormundschaft  überlassen  werde.  Dannzumal 
schlagen  auch  sie  zugleich  den  Vormund  den  Behörden  vor, 
und  wenn  diese  aus  zureichenden  Gründen  die  Familienbe- 
vogtigung  zulassen  und  die  Verwandten  die  Garantie  für 
gehörige  Wahrung  der  Interessen  der  Minderjährigen  über- 
nommen haben,  so  wird  denn  der  Vormund  von  den  Be- 
hörden bestätigt , insofern  auch  gegen  seine  Persönlichkeit 
nichts  einzuwenden  ist.  Als  solche  Gründe  werden  voruäm- 
lich  betrachtet,  wenn  die  Minderjährigen  dem  Alter  der 
i Volljährigkeit  ganz  nahe  stehen,  oder  wenn  eine  Gesell- 
schaft besteht  mit  Volljährigen,  deren  Festhaltung  und  Fort- 
setzung auch  im  Interesse  der  Minderjährigen  wünschbar 
ist  oder  wenn  die  Betreibung  eines  Berufes  für  den  Min- 
derjährigen es  wünschbar  macht,  dass  derselbe  im  Verkehre 
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etwas  freiere  Hand  habe,  ohne  gerade. völlig  selbständig 
zu  werden. 

4.  Die  Vormundschaft  über  Minderjährige  hört  auf, 
sobald  ihr  Grund,  die  Minderjährigkeit  wegfällt,  sobald 
also  der  Vögtling  das  vierundzwanzigste  Alters- 
jabr  vollendet  hat.  Der  Termin  der  Volljährigkeit 
wurde  somit  auch  hier,  mit  Rücksicht  auf  das  römische 
Recht,  immer  weiter  hinaus  geschoben.  Noch  in  dem  Sta- 
tute von  Uhwiesen  vom  Jahr  1603  Art.  32  (Pest.  I.  S.  155) 
finden  wir  die  Volljährigkeit  mit  dem  zwanzigsten  Jahr 
erreicht ; aber  auch  da  drang  das  gemeine  Recht  durch. 
Unrichtig  ist  aber  die  Annahme,  dass  der  Volljährige  noch 
so  lange  unter  Vormundschaft  bleibe,  bis  er  von  den  Be- 
hörden entlassen  sei.  Jene  Entlassung  bezieht  sich  bloss  auf 
die  bisherige  Vermögensverwaltung  und  die  Rechnungs- 
ablegung. Die  Handlungsfähigkeit  aber  des  Minderjährigen 
ist  lediglich  mit  Rücksicht  auf  seine  Jugend  beschränkt, 
und  wird  somit  durch  erlangte  volle  Reife  hergestcllt  und 
ergänzt.  Daher  kann  der  Volljährige  schon  am  ersten 
Tage  des  fünfundzwanzigsten  Altersjahres  vollkommen  gültig 
Ubersein  Vermögen  verfügen,  und  der  Dritte,  welcher  mit 
ihm  contrahirt  hat,  ist  berechtigt,  sich  an  den  Vertrag,  den 
er  mit  ihm  als  einem  Volljährigen  abgeschlossen,  zu  halten, 
ganz  gleichviel,  liege  nun  das  Vermögen  noch  in  den 
Händen  der  Waisenbehörden  und  sei  er  entlassen  oder 
nicht  J,°). 

5.  Die  Verheirathung  ferner  der  Minderjährigen 
zerstört  diese  Form  der  Vormundschaft,  so  jedoch,  dass 
dann  die  Tochter  als  Frau  in  die  natürliche  Vormundschaft 
des  Mannes  Übertritt.  Diesem  Falle  möchte  man  geneigt 
sein,  den  andern  gleich  zu  setzen,  wenn  der  Sohn  zu 
obrigkeitlichen  Aemtern  gelangt,  welche  Handlungsfähig- 
keit voraussetzen  , ungeachtet  er  in  den  Vormundschafts- 
gesetzen nicht  erwähnt  wird,  indem  ja  aus  gleichem  Grunde 


210)  Vergl.  St.  L.  R.  Th.  111.  $.  S.  S.  33.  Vormo  ndichtfli- 
gesetz  »on  1817.  §.  40.  a.  K.  S.  II.  S.  39.  Monatschronik  III.  373. 
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auch  die  väterliche  Vormundschaft  aufhört.  Allein  diese 
hört 'auch  auf,  durch  Absonderung  des  Sohnes,  der  einen 
eigenen  Rauch  führt,  und  so  müssten  wir  denn  auch  in 
diesem  Falle  den  gleichen  Schluss  zulassen.  Das  geht  nun 
aber  nicht  an , indem  die  Vormundschaftsordnung  von 
■1792  noch  diesen  Fall  erwähnt: 

I.  §.  2.  Wenn  ein  junger  zünftiger  Burger  einen  eige- 
nen Rauch  führt  wird  die  Vormundschaft  ohne  anders 
aufgehoben. 

das  Vormundschaftsgesetz  #von  1803  dagegen  und  des- 
sen seitherige  Redactionen  — sicher  nicht  ohne  Absicht  — 
in  der  Aufzählung  der  Aufhebungsgründe  der  Vormund- 
schaft jenen  Grund  weglassen.  Wir  schliessen  daher  aus 
jenem  Stillschweigen  in  Verbindung  mit  den  bei  den  väter- 
terlichcn  Vormundschaften  geltenden  Rechtsgrundsätzen  nur, 
dass  sowohl  die  Erlangung  jener  Acmler  als  die  Betreibung 
eines  eigenen  Berufes  nicht  schon  an  sieb  und  ohne  weiters 
die  Vormundschaft  beendigen , sondern  nur  als  Gründe 
dienen,  um  die  Behörden  zur  Entlassung  zu  bestimmen. 

6.  Die  dritte  Form  nämlich  der  Aufhebung  ist  die 
Entlassung  aus  der  Vormundschaft  vor  erreichter  Voll- 
jährigkeit , welche  nur  auf  Männer  anwendbar  ist.  Die 
gewöhnlichen  Waisenbehörden  sind  indess  nicht  einmal  be- 
fugt zu  dieser  Entlassung,  sondern  es  muss  dieselbe,  wenn 
der  Minderjährige  das  zwanzigste  Jahr  zurück  gelegt  hat, 
dem  Rathe  des  Innern  angetragen  und  von  diesem  gutge- 
heissen werden ; wenn  der  Minderjährige  noch  jünger  ist , 
so  muss  sogar  der  Kleine  Rath  ('Regierungsrath)  die  Ent- 
lassung crtheilen*")- 

J.  34.  B.  Charakter  dieser  Vormundschaft,  Ver- 
antwortlichkeit. 

1.  Die  deutsche  Vormundschaft  unterscheidet  sich  von 
der  römischen  wesentlich  schon  dadurch , dass  der  deutsche 


211)  Vorm.  Ges.  v.  1S03.  §.  41.  ▼.  1817.  §.  40.  b. 
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Vormund  nicht  bloss  die  mangelnde  Handlungsfähigkeit  seines 
Mündels  ergänzen  und  dessen  Vermögen  verwalten  soll , 
sondern  dass  er  die  ganze  Persönlichkeit  des  Mündels  selbst 
in  seinen  Schutz  nimmt,  und  für  gehörige  Ausbildung  des- 
selben bedacht  ist.  Er  hat  somit  für  Erziehung,  freilich 
unter  Mitwirkung  der  Mutter,  für  Schul-  und  Berufsbil- 
dung des  Mündels  zu  sorgen212)  und  so  stellt  sich  denn  die 
deutsche  Vormundschaft  als  ein  weit  innigeres  Familien- 
vcrhältniss  dar  als  die  römische  Tutel  oder  Cura,  welche 
beide  eine  vorherrschend  ^ermögensrechtliche  Bedeutung 
haben. 

2.  Er  nimmt  das  auf  Grundlage  eines  Inventars  über- 
nommene Vermögen  der  Pupillen  in  seine  Gewere  und 
seine  Verwaltung.  Indessen  wurde  doch  schon  sehr  frühe 
verordnet,  dass  alle  wichtigem  Instrumente,  als  namentlich 
{Gülten  , Schuldbriefe , Kaufbriefe  und  Schuldurkunden  von 
Bedeutung,  der  Vormundschaftsbehörde  zur  Aufbewahrung 
i übergeben  werden  sollen,  wodurch  denn  natürlich  der  Vor- 
mund, zwar  nicht  von  der  Besorgung  dieser  Vcrmögens- 
stiieke,  aber  doch  von  der  Verpflichtung  frei  wird,  ftir 
sorgfältige  Aufbewahrung  einzustehn2'3). 

In  diesem  Rechte  der  Verwaltung  liegt  nun  aber  weit 
mehr  als  nur  die  Sorge  für  gehörige  Aufbewahrung  und 
etwa  noch  Sicherstellung  des  Vermögens.  Der  Vormund 
repräsentirt  den  Mündel  vollständig  und  kann  in  seinem 
Namen  Verträge  abschliessen,  Veräusserungcn,  Verpfän- 
dungen vornehmen,  gleich  einem  Vater  mit  Bezug  auf  das 
Vermögen  seines  Kindes.  Auch  in  der  Art  und  Weise, 
wie  diese  Verfügungen  vorgenommen  werden,  finden  wir 
einen  durchgreifenden  Unterschied  von  der  Behandlung  des 
römischen  Rechtes.  Dieses  nämlich  gelangte  nur  nach  vielen 
Jahrhunderten  in  Folge  einer  allmälig  sich  ausdehnenden 


212)  Vorm.  Gei.  *.  1792.  III.  $.  «.  r.  1817.  $.  38.  18.  Miller- 
maier  deutsches  Privatrecht  §.  372. 

213)  Ordnung  r.  1 6 f 4.  V o r m u n d s c b • f t s g e s e 1 1 r.  1792.  III. 

$.  3.  \.  r.  1817.  $.  22. 
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Entwicklung  dazu,  in  immer  weitern  Kreisen  das  Princip 
einer  freien  Stellvertretung  anztierkcnnen.  Daher 
konnte  das  alte  Institut  der  Tutel  auch  nicht  unter  diesem 
Gesichtspunkte  aufgefasst  werden  und  man  war  gezwungen  , 
entweder  den  Tutor  in  eigener  Person  durch  seine  Hand- 
lungen für  die  Pupillen  zn  verbinden,  oder  die  Handlung 
durch  die  Pupillen  vornehmen , und  durch  den  Tutor  nur 
genehmigen  zu  lassen.  So  kam  es , dass  selbst  bei  unmün- 
digen Knaben  die  Thätigkeit  des  römischen  Tutors  sich  nur 
als  eine  ergänzende  darstellte.  Der  Minderjährige  aber, 
wenn  er  auch  einen  Curator  hatte,  erschien  zunächst  voll- 
kommen handlungsfähig;  und  wenn  sich  somit  auch  bei 
diesem  späteren  Institute  leichter  der  Grundsatz  der  Stell- 
vertretung ausbilden  konnte , so  war  doch  die  Stellung  des 
Minderjährigen  so,  dass  er  in  der  Regel  selbst  handelte  und 
der  Curator  nur  seinen  Consens  ertheilte214). 

Die  ganze  deutsche  Vogtschaft  dagegen  über  Frau, 
Kinder,  Unmündige  hat  überall  schon  den  Grundsatz  der 
Stellvertretung  in  ihr  Wesen  mitaufgenoinmen  und  so 
finden  wir  den  Vormund  unbedenklich  im  Namen  des  Vögt- 
lings  handeln,  und  mit  voller  Wirkung  für  diesen  frei  über 
das  Vermögen  desselben  schalten.  Hätte  das  römische 
Recht  in  jenen  innigsten  Familienverhäitnissen  des  Ehemanns 
zur  Frau  und  des  Vaters  zu  den  Kindern  nicht  die  strenge 
Gewalt  gekannt , so  wäre  es  wohl  auch  in  der  Lehre  von 
der  Vormundschaft  schneller  zu  einer  Anerkennung  der 
Stellvertretung  gelangt. 

Auf  der  anderen  Seite  dürfte  hinwieder  die  Ausübung 
dieser  Stellvertretung,  wie  sie  sich  in  unserem  Rechte  äus- 
sert,  an  der  Einseitigkeit  leiden,  dass  oft  die  unter  Vor- 
mundschaft stehenden  Minderjährigen,  wenn  sie  auch  schon 
eine  gewisse  Reife  der  Entwicklung  erlangt  haben,  die  sie 
befähigt,  Uber  einzelne  Rechtsgeschäfte  zu  urtheilen,  um 


214)  Vergl.  v.  Savigny  v.  Schutz  der  Minderjährigen  in  den  Abhand- 
lungen der  Berliner  Akademie.  Jahrg.  1833.  S.  1.  IT. 
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ihre  Meinung  gar  nicht  befragt,  und  somit  auch  gar  nicht 
veranlasst  werden , ihre  Interessen  selbst  zu  wahren. 

3.  Eine  Beschränkung  der  Verwaltung  des  Vormundes 
von  unten  her  durch  den  Willen  des  Vögtlings  findet  sich 
somit  in  uoserin  Rechte  nicht.  Desto  grösser,  wenn  frei- 
lich nicht  sorgfältig  bestimmt,  sind  die  Beschränkungen  des- 
selben von  oben  her  durch  die  Ein-  und  Mitwirkung  der 
Vor  mu  ndsch  af  ts  beh  örd  en.  Alle  wichtigem  Ge- 
schäfte, namentlich  aber  active  und  passive  Darlehen, 
bedeutende  Bauten  , alle  Käufe  , Täusche,  andere  Ver- 
äusserungen  und  Vergleiche  bedürfen  der  Genehmigung  des 
Unterwaisenamtes  (Gemeinderathes) ; und  wenn  auch  dieses 
die  Sache  für  besonders  wichtig  hält,  so  soll  es  die  Ge- 
nehmigung des  Oberwaisenamtes  (Bezirksrathes)  einholen. 
Zu  Processen  bedarf  es  sogar  immer  der  Vollmacht  der 
letzteren  Behörde  *■*).  In  älterer  Zeit  mochte  sich  der  Vogt 
oft  an  die  Familie,  insofern  er  von  ihr  bestellt  war,  oder 
an  die  Vormundschaftsbehördc  gewendet  haben  in  Sachen, 
deren  Erledigung  er  sich  scheute  von  sich  aus  vorzunehmen ; 
gebunden  zu  der  Einfrage  war  er  aber  darum  noch  nicht 
und  auch  die  Thätigkeit  der  Behörde  mehr  eine  rathende 
als  eine  beschliessende.  Noch  in  den  Vormundschaftsord- 
nungen  von  1695  und  1738  finden  wir  die  Mitwirkung  der 
Behörde  unausgebildet.  Erst  die  Vormundschaftsordnung 
von  1792,  welche  auch  in  andern  Beziehungen  als  die  Grund- 
lage der  neueren  Vormundschaftsgesetze  angesehen  werden 
muss  , nimmt  die  Thätigkeit  der  Obervormundschaftsbehörde 
in  höherem  Grade  in  Anspruch,  und  setzt  die  Grundzüge 
fest  für  die  Mitwirkung  des  Waisengerichtes  , welche  sich 
dem  Wesen  nach  erhielten. 

4.  Diese  positive  Antheilnahine  der  Vormundschafts- 
behörden an  den  Rechtsgeschäften  des  Vögtlings,  welche 
sich  von  einer  blossen  Beaufsichtigung  und  Controllirung 
der  Handlungen  des  Vormundes  unterscheidet216),  bat  nun- 


215)  Vorm.  Ges.  r.  1317.  $$.  18.  19.  36. 

216)  Dass  diese  letztere  Thätigkeit  der  Behörde  viel  alter  ist,  darüber 
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inehr  eine  grosse  Bedeutung  ftir  die  Verantwortlichkeit  aller 
dieser  leitenden  Personen  gegenüber  dein  Vögtlinge.  Nicht 
bloss  der  Vormund,  auch  die  Waisenräthe  (Gcmeinderathe, 
Bezirksräthe) , werden  nunmehr  verantwortlich  und  haben 
allen  Schaden  zu  vergüten , der  aus  ihrer  Arglist  oder  ihrer 
Fahrlässigkeit  erwachsen  ist.  Nähere  Bestimmungen  , in  wel- 
cher Weise  sich  das  Verhältniss  der  verschiedenen  Personell 
zu  einander  und  zu  dem  Vögtling  mit  Bezug  auf  diese  Er- 
satzpflicht gestalte,  finden  sich  in  unsern  Vormundschafts- 
ordnungen nicht  enthalten.  Aus  der  Bedeutung  der  ver- 
schiedenen Institute  scheinen  aber  folgende  Regeln  sich  zu 
rechtfertigen : 

a)  Der  Vormund  hat  allein  von  sich  aus  gehandelt, 
ohne  dass  die  Vormundschaftsbehürden  darum  wissen. 
Hier  haftet  er  allein,  und  cs  kann  nicht  etwa  sub- 
sidiär die  Verantwortlichkeit  der  Behörden  in  Anspruch 
genommen  werden  für  Handlungen  oder  Unterlassun- 
gen, die  überall  nicht  von  ihnen  ausgingen,  bei  denen 
sie  daher  weder  arglistig  noch  fahrlässig  sein  konn- 
Ipi)*17). 

b)  Der  Vormund  handelt  in  Verbindung  mit  der 
Waisenbehörde  und  zwar  so,  dass  letztere  de- 
finitiv verfügt.  Man  hört  zuweilen  den  Satz, 


vergl.  oben  Buch  III.  §.  26.  S.  460.  Nach  allen  Vorinuudichaftsordnungen 
v.  1695.  1 7 3 S.  1792.  1803.  1817.  werden  die  von  «Jein  Vormunde  zu  siel* 
leudeu  Rerhnuugeu  von  der  erstiiisUn/.lichen  Waisenbehörde  in  Zu/ug  eines 
oder  zweier  der  nächsten  Anverwandten  des  Bevoglrten  geprüft  , und  so  hat 
sich  noch  immer  neben  der  coutrahirenden  Thäligkeit  der  Behörde  eine  Mil- 
wirk ung  der  Familie  et  halten,  wie  auch  der  Rath  dieser  immer  in  beson- 
ders wichtigen  Angelegenheiten  eingeholt  wird.  Vtrg*.  auch  II  errscbalts- 
rechl  v.  Koouyu  Art.  25.  v.  Hegensberg  Art.  76. 

217)  Das  Civilresetzbuch  für  den  Kanton  Bern  6.  210.  scheint  freilich 
von  enter  allgemeinen  subsidiären  Haft  der  VorinundscbafttbehÖrde  zu  reden  , 
und  io  versteht  deuu  auch  Dr.  S.  b.  Schnell  in  seinem  Comuientar  dazu  die 
Stelle.  Indessen  kann  das  Gesetz  doch  auch  und  noch  besser  so  verstanden 
werden  , dais  nur  dann  die  Vorinundschaftsbehörde  subsidiär  hafte , wenn  sie 
wenigstens  mittelbar  — z.  B.  durch  Bestellung  eines  untauglichen  Vormundes  — 
Schaden  veranlasst  hat,  nicht  aber,  wenn  sie  keinerlei  weder  unmittelbare  noch 
mittelbare  Schuld  an  dem  Schaden  trägt. 

BlunWrhli  P*ethUp»»f  liir^U.  II.  44 
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dass  in  diesem  Falle  die  Verantwortlichkeit  dem  Vor- 
munde abgenommen  und  dem  Waisenamte  aufgebiirdet 
werde.  Allein  in  dieser  Allgemeinheit  ist  der  Satz 
unwahr21*).  Da  sich  n.i'mlich  die  Ersatzpflicht  zunächst 
auf  eine  Schuld  (Absicht  oder  Fahrlässigkeit)  grün- 
det, welche  den  Schaden  veranlasst  hat,  so  muss  noth- 
wendig  vor  allem  aus  darauf  gesehen  werden,  welcher 
Thcil  zuletzt  gehandelt  oder  die  Handlung  erfüllt  habe. 
Demnach  gelangen  wir  zur  Unterscheidung  dreier  Falle. 

Erster  Fall.  Der  Vormund  berichtete  sorg- 
fältig über  die  Sachlage,  um  die  Behörde  zu  einer 
geeigneten  Vcrftigung  zu  veranlassen.  Die  Behörde 
verfügte  aber  auf  eine  böswillige  oder  fahr- 
lässige Weise,  woraus  denn  im  Verfolge  Schaden 
entstand.  Hier  haftet  der  Vormund  nicht,  indem  .auf 
ihm  auch  keine  Schuld  ruht,  wohl  aber  werden  die 
Mitglieder  der  Behörde  den  Schaden  ersetzen 
müssen. 

Zweiter  Fall.  Der  Bericht  und  Antrag  des 
Vormundes  war  arglistig  oder  fahrlässig  und 
geeignet,  die  Behörden  in  ihren  Beschlüssen 
zu  missleiten.  Wenn  nun  aus  ihrer  Verfügung 
Schaden  entstand,  so  lag  doch  die  Schuld  derselben 
nicht  auf  der  Behörde , sondern  vielmehr  auf  dem 
Vormunde;  und  somit  wird  jene  von  der  Ersatz- 
pflicht frei  bleiben,  welche  diesen  trifft. 

Dritter  Fall.  Beide  Theile,  der  Vo rmun d und 
die  Behörde,  benahmen  sich  fahrlässig  oder 
dolos.  Dannzumal  haften  auch  beide  und  zwar  so, 
dass  zunächst  der  Vormund,  subsidiär  die 
Behörde,  Ersatz  leisten  muss.  Der  Grund,  warum 
jener  voraus  und  in  vorzüglichem  Sinne  haftet,  die 
Behörde  dagegen  erst,  wenn  er  insolvent  ist,  liegt  darin, 
dass  der  Vormund  dem  Vögtling  näher  steht,  mit  des- 
sen Angelegenheiten  besser  vertraut  und  für  specielle  Be- 


2! 8)  Vergl,  Mon.  Chron.  V.  72. 
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sorgung  eigens  bestellt  ist,  w’ähreud  die  Behörde 
dagegen  erst  durch  die  Vermittlung  des  Vormundes 
mit  dem  Vögtlinge  verbunden , und  um  ihrer  allge- 
meinen auf  alle  Vögtlinge  bezüglichen  Stellung  willen 
auch  weniger  veranlasst  ist , den  Angelegenheiten  eines 
einzelnen  Vögtlings  so  besondere  Aufmerksamkeit  zu 
widmen,  wie  die  einzelnen  Vormünder. 
c)  Ganz  ebenso  stellt  sich  die  Sache,  wenn  der  Bezirks- 
rath den  Beschluss  fasste  auf  Bericht  und  Antrag  des 
G c in  e in  der a t lies.  Es  kommt  nämlich  zu  den  zwei 
bisherigen  Gliedern  nur  ein  drittes  hinzu , das  sich  zu  ' 
diesen  verhalt,  wie  das  zweite  (Gemeinderath)  zum 
ersten  (Vormund). 

5.  Wenn  wir  bisher  etwa  von  der  Verantwortlichkeit 
der  Vormundschaftsbehörde  redeten,  so  war  der  Ausdruck 
nur  uneigentlich  gebraucht.  Nicht  die  Behörde  als  solche 
ist  ersatzpflichtig,  sondern  die  einzelnen  Mitglieder 
der  Behörde,  insoweit  sie  fahrlässig  sind,  haften  mit 
ihrem  Privatvermögen ; denn  da  die  Schuld  eine  persönliche 
ist,  aus  dein  bösen  Willen  oder  dem  Mangel  an  Sorgfalt 
der  einzelnen  Personen  besteht,  so  werden  auch  eben  diese 
Personen  und  nur  sie  verantwortlich.  Es  kann  in  unserem 
Rechte  um  so  weniger  Zweifel  darüber  sein,  als  die  Bczirks- 
räthe  als  Behörden  überall  kein  Vermögen  haben,  somit  auch 
keine  ju  ris  tisc he n Personen  sind  (wenn  auch  schon  poli- 
tische), die  in  Anspruch  genommen  werden  könnten219). 

6.  Unter  der  Fahrlässigkeit,  welche  zum  Schadens- 
ersätze verpflichtet,  verstehen  wir  zunächst  allerdings  auch 
eine  leichte,  gerin  ge  Fahrlässigkeit  (culpa  levis),  jedoch 
in  dem  Sinne , dass  der  Massstab  eines  sorgfältigen  Mannes 
und  guten  Hausvaters,  nach  welchem  dieselbe  gemessen 
wird  , mit  Berücksichtigung  des  allgemeinen  Culturzustandes 


219;  Dr.  S.  L.  Schnell  iu  seinem  Commentar  i u dein  Rerncrcivil- 
gesetz  S.  210.  nimmt  an,  es  hafte  die  Gemeinde  selbst  mit  dem  Gemeinde- 
Vermögen  and  es  stehe  dann  ihr  uur  wieder  der  Regress  zu  auf  die  Beamte- 
ten. Ich  bezweifle  die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  auch  für  das  Bernerrecht. 
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sowohl  als  der  regelmässigen  Fähigkeit  unserer  Vormund- 
schaftsbehörden und  Vormünder  nicht  sehr  ängstlich  zu 
bestimmen  ist.  Eine  zu  grosse  Strenge  könnte  leicht  dahin 
rühren,  dass  einfache  und  rechtliche  Männer  sich  solchen 
Stellen  möglichst  entziehen  würden  und  so  einen  viel  weiter 
gehenden  Schaden  Tür  die  ganze  vormundschaftliche  Verwal- 
tung zur  Folge  haben.  Die  Besorgniss  vor  einer  zu  grossen 
Verantwortlichkeit  hat  ohnehin  schon  mancherlei  falsche 
Begriffe  von  derselben  veranlasst  und  zu  unrichtigen  Maxi- 
men verleitet.  Dahin  rechnen  wir  namentlich  zwei  ziemlich 
verbreitete  Irrthiimer;  den  einen,  dass  die  Vormundschafts- 
behürden  oft  meinen  , sic  dürfen  im  Namen  ihrer  Vögtlinge 
zu  keiner  Liberalität  Hand  bieten,  den  andern,  dass  die- 
selben sehr  geneigt  sind  , jedes  zweifelhafte  Rcchtsverhält- 
niss  sofort  auf  dem  Wege  desProcesses  erledigen  zu  lassen. 
Zwar  ist  in  beiden  Fallen  Vorsicht  allerdings  nothig  , aber 
zugleich  kommt  in  Betracht,  dass  die  Vormundschaftsbe- 
hörde, indem  sie  Vaterstelle  vertritt,  auch  wie  ein  vernünf- 
tiger Vater  zu  handeln  hat,  und  somit  theils  da,  wo  die 
Sitte  oder  Pietätsverhältnisse  oder  sonstige  Gründe  eine 
Liberalität  rechtfertigen,  zu  dieser  ermächtigt  ist,  theils, 
wo  der  Ausgang  eines  Proeesses  zweifelhaft  ist,  in  vielen 
Fällen  besser  thut,  denselben  durch  Vergleich  zu  erledigen. 

§.  35.  C.  Ucbrige  Arten  der  Vormundschaft. 

Es  werden  in  der  Vortnundschaftsordnung  von  1792  und 
in  den  seitherigen  Gesetzen  noch  folgende  Arten  der  Vor- 
mundschaft erwähnt : 

1)  Bevormundung  wegen  Krankheit.  Wenn  ein 
Volljähriger  durch  Krankheit  in  die  Unfähigkeit  versetzt 
wird,  sein  Vermögen  selbst  zu  verwalten,  so  wird  auf  die 
Anzeige  der  Anverwandten  von  den  Waisenbehörden  nach 
vorheriger  Prüfung  des  Falls  eine  obrigkeitliche  Vormund- 
schaft angeordnet.  In  vielen  Fällen  wird  es  auch  da  nöthig 
werden,  das  Publikum  davon  in  Kenntniss  zu  setzen,  um 
jeden  Rechtsverkehr  mit  dem  Bevogteten  zu  verhüten,  welche 
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Bekanntmachung  durch  die  Gerichte  geschieht.  Diese  Vor- 
mundschaft wird  aufgehoben  , sobald  dem  ßczirksralhe 
nachgewiesen  ist,  dass  der  Grund  derselben  wegfalle M0). 

2)  Die  Bevormundung  wegen  Verschwendung 
kann  erst  dann  eintreten , wenn  vorher  schon  durch  die  Be- 
hörde Versuche  gemacht  wurden,  den  Verschwender  zu  bes- 
sern , was  denn  freilich  praktisch  ;.nur  eine  Verzögerung  zur 
Folge  hat , die  zu  weiter  nichts  hilft.  Eher  lasst  sich  da- 
gegen rechtfertigen , dass  der  einzelne  Bürger  gegen  eine 
zu  rasche  Bevormundung  durch  andere  Formen  geschützt 
wird.  Die  erste  Prüfung  des  Falles  geht  nämlich  auch  hier 
wie  in  anderen  Fallen  von  der  Vormundschaftsbehörde  aus 
auf  Anzeige  der  Anverwandten  oder  der  Kirchenstillstande 
oder  auch  ohne  solche  von  Amtes  wegen.  In  älterer  Zeit  ge- 
langte die  Sache  aber  immer  an  den  Kleinen  Hath  für  die 
Stadt  und  die  inneren  Vogteien , an  die  Herrschaftsgerichte  , 
in  den  ausseren  Vogteien,  gegenwärtig  an  den  Bezirksrath. 
Haben  sich  dann  die  Waisenbehörden  von  der  Nothwendig- 
keit  der  Bevormundung  überzeugt,  so  wird  die  Sache  erst 
den  Gerichten  überwiesen.  Willigt  der  zu  Bevogtigende 
freiwillig  ein,  so  macht  freilich  die  Sache  keine  Schwierig- 
keit ; indess  muss  er  doch  selbst  in  diesem  Falle  persönlich 
vor  dem  Gerichte  erscheinen  und  seine  Zustimmung  er- 
klären. Verweigert  er  dieselbe,  so  bedarf  es  eines  Pro- 
cesses,  um  die  Bevogtigung  gerichtlich  bestätigen  zu  lassen. 
Ist  sie  auf  die  eine  oder  andere  Weise  sicher  gestellt,  so 
wird  das  Publikum  durch  die  Gerichte  von  dem  Geschehe- 
nen in  Kenntniss  gesetzt  und  öffentlich  vor  jedem  Geschäfts- 
verkehr mit  dem  Bevogteten,  ohne  Wissen  seines  Vormun- 
des, gewarnt221).  Diese  Vormundschaft  wird  wieder  auf- 
gehoben, wenn  der  Bevogtete  sich  zwei  Jahre  lang  or- 
dentlich betragen  und  sich  von  Neuem  würdig  und  fähig 
gezeigt  hat,  seinen  Sachen  selbst  vorzustehen.  Auch  diese 


220)  Vorm.  Cd.  ».  1792.  I.  §.  6.  ».  1817.  $.  6.  und  41. 

221)  Hoodrl  v,  1572.  Vorm.  Geo.  v,  1792.  I.  5.  7.  II.  §.  5.  r. 
1817.  4.  7.  41. 
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Entlassung  geschieht  durch  Zusammenwirken  der  Vormund- 
schaftsbehörden mit  den  Gerichten. 

3)  Von  der  Vor  munds  chaft  über  die  Ehefrauen 
der  Falliten  haben  wir  schon  oben  in  §.  29.  gehandelt. 

4)  Vormundschaft  für  Abwesende.  Wenn  der 

Aufenthaltsort  eines  Abwesenden  unbekannt  ist,  und  er  kei- 
nen Stellvertreter  bezeichnet  hat,  um  in  seiner  Heimat  sein 
Vermögen  zu  verwalten,  so  treten  auch  da  die  Vorround- 
schaftsbehörden  vorsorgend  und  schützend  ein  und  ernennen 
einen  Vormund,  der  das  Vermögen  verwalte  und  für  den 
Abwesenden  handle.  Die  Befugnisse  dieses  Vormundes 

werden  im  Ganzen  im  Sinne  der  Vormundschaft  über  Min- 
derjährige bestimmt.  Aber  zwischen  beiden  Arten  der 

Vormundschaft  besteht  zugleich  eine  wesentliche  Ver- 
schiedenheit, die  hinwieder  Einfluss  auf  die  Behandlungs- 
weise haben  muss.  Die  Minderjährigen  sind  nämlich  per- 
sönlich unfähig  zu  eigener  Verwaltung.  Die  Abwesenden 
dagegen  sind  persönlich  dazu  fähig , aber  es  ist  um  ihrer 
Entfernung  willen  oder  vielmehr  wegen  der  Ungewissheit 
ihres  Aufenthaltes  die  Ausübung  ihrer  Verwaltung  in  der 
Heimat  unmöglich,  wenn  nicht  für  ihre  Stellvertretung  ohne 
ihr  Zuthun  gesorgt  wird.  Somit  kann  man  nur  uneigent- 
lich von  einer  Vormundschaft  über  Abwesende  reden, 
denn  sie  sind  persönlich  in  keiner  Weise  an  den  Willen  der 
Vormundschaftbehörden  gebunden.  Sobald  sie  erscheinen, 
können  sic  über  ihr  inzwischen  von  dem  Vormunde  ver- 
waltetes Vermögen  frei  verfügen,  und  die  Behörden  müssen 
ihre  Verfügungen , da  sie  von  selbständigen  Leuten  aus- 
gehen , ihrerseits  respectiren.  Desshalb  haben  wir  mit  Ab- 
sicht die  Vormundschaft  als  eine  Vormundschaft  für  Ab- 
wesende bezeichnet. 

Dieselbe  darf  auch  nicht  bloss  als  eine  Vormundschaft 
über  das  Vermögen  der  Abwesenden  angesehen  werden, 
sondern  neben  der  Verwaltung  dieses  Vermögens  ist  zu- 
gleich der  Vormund  in  Verbindung  mit  den  Behörden  als 
bevollmächtigter  Stellvertreter  des  Abwesenden 
anzuschen.  Insofern  wird  in  seinem  Namen  contrahirt. 
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werden  Erbschaften  angetreten  und  andere  Rechtsgeschäfte 
vorgenonimen.  Sie  hat  somit  ausser  der  sächlichen  Be- 
deutung, die  sich  auf  den  Schutz  und  die  Wahrung  des 
vorhandenen  Vermögens  bezieht,  auch  eine  persönliche, 
insofern  in  ihr  die  Bcfugniss  zur  Stellvertretung  liegt.  Nur 
ist  diese  persönliche  Bedeutung  immer  beschränkt  durch  die 
Rücksicht  darauf,  dass  der  Abwesende  nicht  eines  über  ihn 
gesetzten  Vormundes,  sondern  nur  eines  für  ihn  handelnden 
Stellvertreters  bedarf2**). 

{.  36.  Charakter  des  Forderangsrechtes. 

Auf  keinem  Gebiete  des  Privatrechtes  der  germanischen 
Staaten  hat  das  römische  Recht  so  grossen  Einfluss  erlangt 
als  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes  der  Forderungen.  Zu 
derselben  Zeit,  als  der  Verkehr  in  den  Städter,  anfing  leb- 
hafter zu  werden  und  verwickelterc  Vertragsverhältnisse 
häufiger  zu  machen,  zog  die  erneuerte  Wissenschaft  des 
römischen  Rechtes  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  mit  Ge- 
walt an  sich.  Die  sehr  ausgcbildcten , eine  Menge  einzelner 
Fälle  scharf  behandelnden  Theorien  der  römischen  Juristen, 
wie  sie  sich  in  den  Digesten  gesammelt  vorfanden,  schienen 
ein  praktisches  Bediirfniss  zu  befriedigen,  welches  in  einer 
gerade  hier  noch  wenig  entwickelten  deutschen  Rechtskunde 
keine  Befriedigung  fand.  Zugleich  hatte  das  römische 
Recht  selbst  in  seiner  neuesten  Justinianischen  Gestaltung, 
welche  allein  dem  europäischen  Mittelalter  bekannt  gewor- 
den, vieles  von  seiner  frühem  nationalen  Eigentümlichkeit 
verloren.  Es  war  vorzüglich  seit  dem  Untergange  der 
Klageformeln,  die  früher  für  die  ganze  Bedeutung  und  Wirk- 
samkeit des  altern  römischen  Obligationenrechts  so  sehr 
wichtig  waren  und  demselben  einen  höchst  eigenthüinlichen 
civilen  Charakter  verliehen , viel  abstracter  und  auch  für 

222)  Vormondirkaftigr<et!  y.  1792.  I.  8.  r.  1817  §.  3. 
Vergl.  Mnn.  Chron.  VII.  69. 
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fremde  Völker  sehr  viel  zugänglicher  und  , verständlicher 
geworden,  wodurch  die  Möglichkeit  seiner  Herrschaft  sehr 
gefördert  ward. 

Dessen  ungeachtet  finden  wir  selbst  hier  das  römische 
Recht  nicht  ohne  weiters  wie  cs  war  auf  die  neue  Welt 
übergehen.  Indem  es  sich  über  diese  ausbreitetc,  musste 
es  zugleich  dem  Geiste  der  neuen  Welt  wesentliche 
Conccssioncn  machen  und  bedeutende  Modificationcn  in  sich 
aufnehmen.  Mur  indem  es  sich  diesem  anschmicgte,  konnte 
es  zur  Herrschaft  gelangen. 

Die  Veränderung,  welche  das  gemeine  Recht  erlitt, 
betrifft  sogar  den  bedeutendsten  Theil  des  Obligationen- 
rcchts,  die  Erzeugung  einer  persönlichen  Verbindlichkeit 
durch  Vertrag.  Selbst  das  Justinianische  Recht  verweigerte 
noch  einem  blossen  Vertrage  die  Klagbarkeit.  So  sehr  sich 
auch  die  Ausnahmen  in  der  spätem  Zeit  zu  Gunsten  der 
Wirksamkeit  blosser  formloser  Verträge  vermehrt  und  an 
Ausdehnung  gewonnen  hatten,  so  war  doch  immer  noch 
die  Stipulatio  die  regelmässige  Form  geblieben,  einen  voll- 
kommenen Contract  abzuschlicsscn223).  Diesen  Hauptgrund- 
salz musste  die  neue  Zeit  verwerfen,  denn  von  einer  Sti- 
pulatio wusste  sie  nichts  und  eine  solche  Form,  der  nur 
das  Leben  Sinn  verleiht,  liess  sich  nicht  von  den  Juristen 
dem  Volke  aufzwingen. 

Eben  so  wenig  verstanden  die  Juristen  aber,  den  Rcich- 
thum  an  Vertragsformen , welcher  noch  unentwickelt  in 
älterer  deutscher  Sitte  verborgen  lag,  hervorzuziehen  und 
gehörig  zu  beachten.  Sahen  sie  doch  vornehm  genng  her- 
unter auf  das  Recht,  welches  in  ihrem  Volke  auf  gewach- 
sen, aber  nicht  in  kostbaren  Manuscripten  und  in  lateinischer 
Sprache  geschrieben  war ! Daher  wussten  sie  nicht  anders 
sich  zu  helfen,  als  von  der  Stipulatio  die  römische  Form 
abzuschälen  und  den  materiellen  Gehalt,  die  Vereinbarung 
des  Willens,  gleichviel  yvie  er  sich  geäussert  hatte,  für 


*223)  Vergl.  ine  i or  Recension  der  Krbverlr^ge  **  Bf  seif  r in  den 
ll.«lli»chen  Jahrbüchern.  1838.  S.  1316  ff. 
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genügend  zu  erklären,  utn  einen  bindenden  Vertrag  zu  be- 
gründen. Abstractc  Vorstellungen  von  Willensfreiheit  und 
vermeintliche  Festhaltung  der  deutsehen  Treue  an  dem  gege- 
benen Worte  trugen  das  Ihrige  dazu  bei. 

So  wurde  nun,  was  die  römischen  Juristen  von  der 
Stipulatio  gesagt  hatten,  auf  alle  Verträge  überhaupt  aus- 
gedehnt und  die  Klagbarkeit  auch  der  formlosen  Ver- 
träge  als  Grundprincip  beibehalten wt).  Damit  musste 
nothwendig  die  römische  Lehre  von  der  Entstehung  der 
Contracte  Zusammenstürzen.  Und  so  bildet^  sich  ein  n e u e s 
gemeines  Recht  aus,  zum  Thcil  auf  unrömiseher 
Grundlage  ruhend,  aber  seine  Theorie  im  Einzelnen 
fast  ganz  aus  der  römischen  Lehre  schöpfend. 

Das  neuere  gemeine  Recht  der  Forderungen  hat  aber 
noch  ein  anderes  Element  in  sich,  welches  mit  den  römi- 
schen Theorien  nur  in  einer  sehr  mittelbaren  Verbindung 
stellt.  Der  Handel,  die  Fabrikation  und  die  Industrie  über- 
haupt in  dem  Umfange,  wie  sie  gegenwärtig  zu  einem  der 
mächtigsten  Hebel  des  gesammten  Lebens  geworden  sind, 
gehören  offenbar  der  neuern  und  neuesten  Zeit  an.  Das 
römische  Recht  — so  weit  wir  dasselbe  wenigstens  ken- 
nen — scheint  nur  ein  sehr  dürftiges  Handelsrecht  besessen 
zu  haben,  und  kann  der  neuern  Zeit  in  dieser  Beziehung  in 
keiner  Weise  genügen.  Der  verfeinerte  Weltverkehr,  an 
dem  verschiedene  Nationen  Theil  nahmen,  schuf  eine  Menge 
von  neuen  Instituten , die  namentlich  auch  eine  höchst  eigen- 
tümliche juristische  Bedeutung  erhielten.  Auf  dieser  modernen 
Basis  erwuchs  denn  eine  durchaus  neue  Theorie  eines  eu- 
ropäischen Handelsrechtes,  die  freilich  noch  lange 
nicht  ihrer  Vollendung  zugereift  ist,  die  aber  in  neueuro- 
päischen Lebensverhältnissen  wurzelnd  diesen  neuen  Ge- 
sichtspunkt festzuhalten  gezwungen  ist.  Wenn  es  erlaubt 
ist,  einen  ältrömischen  Ausdruck  für  diese  neue  Gestal- 


224)  Vergl,  darüber  die  schone  Ausführung  bei  Beider  Erbvertrage. 

II.  S.  27.  tr. 
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lung  zu  brauchen,  so  können  wir  in  diesen  Rechtsverhält- 
nissen ein  neues  Jus  Gentium  erkennen. 

So  sehen  wir  überall  ein  gemeines  Recht  auf  dein  Ge- 
biete der  Forderungsrechte  vorherrschen,  entweder  das 
römische  in  seiner  modernen  Gestalt,  oder  dieses  neu- 
europäische.  Die  Abweichungen  der  einzelnen  Partiku- 
larrechte und  so  denn  auch  des  unsrigen  können  daher  hier 
nur  in  eine  ganz  untergeordnete  Berücksichtigung  fallen. 
Darum  wäre  cs  durchaus  unpassend  , gelegentlich  bei  Behand- 
lung des  Zürcherischen  Rechtes  auch  die  gemeiue  Theorie 
zu  erörtern,  die  vielmehr  ihrem  Wesen,  nach  aus  einem 
viel  freieren , umfassenderen  Gesichtspunkte  allein  zu  be- 
greifen ist.  Auf  der  anderen  Seite  können  wir  uns  aber 
auch  nicht  damit  befassen,  alle  die  kleinen  geringfügigen 
jNiianzen  einzeln  aufzuzählen , die  ja  ohne  jene  gemeine 
Theorie  gar  nicht  verständlich  wären. 

Es  bleibt  uns  demnach  dem  Plane  dieses  Werkes  gemäss 
nichts  anderes  übrig,  als  einige  Hauptinstitute,  die  meistens 
auf  germanischem  Recht  basirt,  eine  cigenthiimliche  beson- 
dere Gestaltung  in  unserm  Rechte  erlangt  haben,  wie  na- 
mentlich die  Lehre  von  den  Schuldbriefen,  liervorzuhebeu 
und  im  Einzelnen  näher  zu  betrachten.  Dagegen  werden 
wir  alle  übrigen  Institute,  als  z.  B.  die  ganze  so  höchst 
interessante  Lehre  von  den  Gesellschaften,  welche  nur  von 
dem  modernen  Standpunkte  aus  gehörig  begriffen  werden 
können,  die  Lehre  von  den  Assecuranzen,  von  deq  Wech- 
seln, die  bereits  eine  Zürcherische  Bearbeitung  erfahren 
hat KS) , so  gut  als  die  Lehre  von  den  Verträgen  im  All- 
gemeinen u.  s.  w.  gänzlich  zur  Seite  lassen. 


225)  I)r.  Jakob  Peslalutz  Abhandlung  über  das  Zürcherische  Wech- 
selrecht, mit  Vergleichung  der  Augsburger,  8t.  Galler  und  Baseler  Wrecbsel- 
selordnung.  Zürich  1827. 
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§.  57-  Verpflichtung  /.  u r A r in  e n u u t e r s t ii  t /.  u n g. 

1.  Unser  Armcnrccht  ist  zwar  lange  nicht  so  ausgebildct 
als  das  Arinenrerht  in  andern  germanischen  Landern,  na- 
mentlich in  dem  alten  skandinavischen  Norden256) , aber  doch 
immerhin  von  nicht  geringem  juristischem  Interesse  und 
ehrwürdig  durch  seine  Grundlage.  So  lange  noch  die 
Ehefrau  in  der  Haushaltung  des  Ehemanns,  die  Kinder  in 
dem  Hause  des  Vaters  leben  , werden  ihre  Ansprüche  auf 
gehörigen  Lebensunterhalt  schon  durch  die  ganze  Gestal- 
tung der  ehelichen  und  väterlichen  Vormundschaft  charaktcri- 
sirt  und  geregelt  und  es  gehört  die  ganze  Sorge  für  körper- 
liches und  geistiges  Wohlsein  je  nach  den  Verhältnissen 
der  Familie  zu  den  Aetisserungen  des  Familienlebens,  fällt 
somit  auch  unter  den  Gesichtspunkt  des  Familienrechtes. 
Ist  nun  aber  die  Familie  getrennt  und  sind  die  Kinder 
selbständig  geworden,  aber  dennoch  einer  Beihülfe  bedürf- 
tig, oder  sind  die  Eltern  verarmt  und  nicht  im  Stande  sich 
selber  die  nöthige  Subsistenz  zu  verschaffen,  so  hilft  das 
oben  schon  behandelte  Familienrecht  nicht  aus,  eben  weil 
hier  Eltern  und  Kinder  nicht  mehr  zusammen  nur  Eine 
Haushaltung  bilden,  deren  Einkünfte  und  Ausgaben  in  Einer 
Hand  conccntrirt  sind.  Es  wird  daher  das  Unterstützungs- 
verhältniss  mehr  den  Charakter  eines  obligatorischen  Ver- 
hältnisses , wie  zwischen  zwei  einander  sonst  unabhängigen 
nur  in  dieser  Einen  Beziehung  mit  einander  verbundenen 
Personen  annehmen.  Dieser  obligatorische  Charakter  tritt 
indessen  in  unserem  Rechte  nicht  so  stark  hervor,  wie 
im  römischen  Rechte  ; vielmehr  zieht  sich  die  Rück- 
sicht auf  familienrechtliche  Verhältnisse  durch  unser  ganzes 
Armenrecht  als  wesentlich  und  bestimmend  hindurch  und 
bewirkt,  dass  dasselbe  auf  der  Gränze  liegt  zwischen  Fa- 
milien- und  Obligationenrccht , die  Wurzeln  in  jenem  schta- 


226)  Vergl.  darüber  IV!  i ehe  Isen  über  altnordisches  Armenrecht  in  den 
Uranien  zom  deutschen  Recht,  h 8.  117.  ff. 
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gend  und  seine  Safte  aus  jenem  ziehend , die  äussere  Er* 
schcinung  aber  andern  obligatorischen  Verhältnissen  nach- 
ibildend. 

2.  Voraus  sind  die  Verwandten  eines  Armen  ver- 
pflichtet , demselben  beizustehen  und  ihn  zu  unterstützen. 
Dabei  ist  indessen  wohl  zu  beachten  , dass  keineswegs  die 
Blutsverwandschaft  hier  als  Quelle  der  Unterstützungs- 
pflicht angesehen  wird,  sondern  vielmehr  die  erbfähige 
Verwandtschaft.  Das  Recht  einen  Verwandten  nach 
seinem  Tode  zu  beerben  und  die  Verpflichtung  ihn  im 
Verarmungsfalle  zu  unterstützen  gehen  von  Alters  her 
parallel. 

Herrscbaftsrecht  von  Andelfingen  v.  1534.  Art.  56. 
h.  Es  soll  ouch  allweg  vatter  vnnd  nit  muttermnag 
schuldig  sin  die  kynnder  oder  annder  dürfftig  lülh  ze  er- 
zychen. 

Grafschaftsrecht  von  Kyburg  von  1578.  Art.  56. 
So  ist  auch  der  GraflschaiTt  Recht,  welcher  jedes* 
abgangnen  Menschen  Guet,  ob  er  etwas  verliesse , 
der  nechst  erb  ist  , der  ist  auch  schuldig , desselben  ab- 
gangnen  Kinder,  ob  er  eioiche  und  aber  kein  Guet  ver- 
liesse , zu  erzüchen. 

Ebenso  das  Ilerrschaftsrecht  von  Wölflingen 
von  1585.  Art.  49. 

Ilerrschaftsrecht  von  Ossingen  von  1601.  Vnnd 
wann  vnerzogen  kinder  vnd  aber  kein  guot  verhanden  Ist , 
so  ist  nach  gineinem  bruch  vnd  rechten  Va  t er  m a g schul- 
dig , die  kinder  zuo  erziieben.  * 

S ta d t e rbr e ch t von  1716.  Th.  II.  $.  15.  S.  46.  Alles 
in  der  Meinung,  dass  auch  solche  Bruder-  und  Schwester- 
Kinder  oder  andere  Verwandte  in  weitern  Graden, 
die  Pflicht  auf  sich  haben  sollen,  ihres  verstorbenen  Vaters 
oder  Mutter  Bruder  oder  Schwester  oder  Verwandte  in  wei- 
tern Graden  , wenn  sie  zu  Mangel  und  Annuth  kämen , 
mit  nothdürtigem  Unterhalt  nach  Proportion  zu  verpflegen. 

Erläuterung  von  1743.  $.  1. 

Daraus  folgt  einmal,  dass  die  Eltern  keineswegs  als  solche 
verpflichtet  sind , verarmte  Kinder  zu  unterstützen  ; vielmehr 


Digitized  by  Google 


Verpflichtung  zur  ArmenuntersUitzung. 


221 


wird  in  der  Regel  die  Mutter,  nämlich  insofern  und  inso- 
weit sie  nicht  erbfähig  ist , so  wenig  als  die  Muttermagen 
augehalten  werden  können,  zur  Unterstützung  beizutragen. 
Es  folgt  daraus  aber  auch  zugleich  , dass  die  Unter- 
stiitzungs Verpflichtung  nicht  auf  den  Kreis  der  nächsten  Vor- 
fahren oder  Nachkommen  eingeschränkt  ist,  sondern  sich 
auch  über  die  Seitenlinie  bis  auf  ferner  stehende  Grade 
ausdehnt M7). 

Da  nun  aber  das  Erbrecht  von  1716.  den  Pflichtthei! 
der  den  erbfähigen  Verwandten  hiuterlassen  werden  muss , 
je  nach  der  Nähe  derselben  verschieden  bestimmt  und  auf 
den  dritten  Grad  ziiricherischer  (den  sechsten  Grad  römi- 
scher) Berechnung  beschränkt  hat:  so  dürfen  wir  wegen 
des  engen  Zusammenhanges  zwischen  jener  Verpflichtung, 
arme  Verwandte  erhalten  zu  helfen  und  dem  Rechte,  mit 
Sicherheit , wenn  diese  Verwandten  mit  Hinterlassung  von 
Vermögen  stürben,  auf  einen  Erbtheil  zu  rechnen,  ohne 
Bedenken  schliessen , dass  durch  dieselben  gesetzlichen  Be- 
stimmungen auch  jene  Verpflichtung  näher  regulirt , somit 
je  nach  der  Verminderung  des  Pliichttheils  aueb  vermin- 
dert werde  und  mit  diesem  im  dritten  Grade  zu  Ende  gehe. 

3.  Wenn  keine  zur  Unterstützung  verpflichteten  und  zu- 
gleich geeigneten  Verwandten  vorhanden  sind , dann  geht 
die  Verpflichtung  auf  die  Gemeinde  über,  deren  Bür- 
ger der  Arme  ist.  Insofern  ist  die  Bürgergemeinde  wie 
ein  weiterer  Familienkreis  zu  betrachten.  Ihre  Bürger 
sind  unter  sich  durch  ein  gegenseitiges  Band  persönlich 


227)  Man  kann  Zweifel  habe«  Uber  den  Sinn  der  neuesten  Bestimmung 
des  Gesetzes  v.  9.  Hornung  1836.  §.  2.  Es  lassen  sich  nämlich  da  vier 
mögliche  Ansichten  denken  ; 1)  es  sollte  durch  dieselbe  nichts  an  dem  alteru 
ßecble  verändert  werden;  2)  es  sollte  die  Verpflichtung  der  erbfähigen  Ver- 
wandten auf  erbfähige  Eltern  , Grosseltern  , Kinder  und  Enkel  beschränkt 
werden.;  3)  sie  sollte  auf  alle  Eitern,  Grosseltern,  Kinder  und  Enkel,  seien 
sie  erbfähig  oder  nicht , ausgedehnt  werden  ; 4)  sie  sollte  auf  diese  Bluts- 

verwandten subsidiär  — nachdem  der  Kreis  der  Vatennage^ , in  dem  sie 
{(teilweise  freilich  zunächst  Vorkommen,  fruchtlos  angrsprochen  ist  — ausge- 
dehnt werden.  Die  Bestimmung  ist  daher  gewiss  kein  Mutirr  einer  guten 
Redaktion. 
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zusammen  gehalten  und  sehen  die  INoth  des  Einzelnen  als 
ein  Uebel  an , welches  der  ganzen  Corporation  widerfahrt, 
und  welches  zu  heben  ihre  Pflicht  ist.  Man  darf  nicht 
zweifeln,  dass  diese  Vcrpflichturtg  der  Gcmeiliden  uralt  ist, 
wenn  schon  die  geschriebenen  Quellen  sie  nur  selten  er- 
wähnen. In  den  zürcherischen  Einzugsbriefen  des  sechs- 
zchnten  Jahrhunderts  wird  derselben  regelmässig  gedacht , 
und  auch  die  eidgenössischen  Abschiede  für  das  Thurgau 
aus  derselben  Zeit  erwähnen  häufig  den  Grundsatz,  dass 
jede  Gemeinde  ihre  Gemeindsgenossen  selbst  erhalten  müsse. 
Diese  Verbindung  hat  vorzugsweise  einen  persönlichen 
Charakter , indem  weder  die  sämmtlichen  Einwohner  einer 
Gemeinde  ftir  Armenunterstützung  in  Anspruch  genommen 
werden  dürfen,  sondern  nur  die  Bürger  der  Gemeinde, 
und  auf  der  andern  Seite  auch  nicht  alle  verarmten  Ein* 
wohner  unterstützt  werden , sondern  immer  nur  die  Bürger. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  hat  sich  der  Gegensatz  zwi- 
schen Bürgern  und  blossen  Einwohnern  (Ansässeo)  am  frü- 
hesten und  zugleich  am  stärksten  geltend  gemacht.  Da  indessen 
die  Pflege  der  Armen  mit  eine  der  Hauptaufgaben  der 
christlichen  Kirche  ist  und  die  bedeutenderen  freiwilligen 
Beiträge  für  ihre  Unterstützung  doch  vornäinlich  in  den 
Kirchen  eingehen,  so  ist  es  begreiflich,  dass  die  Verpflich- 
tung, für  die  armen  Mitbürger  zu  sorgen,  zunächst  der  bür- 
gerlichen Kirchgemeinde  obliegt , und  dass  die  Verwaltung 
des  Armenwesens  in  der  Kegel  den  Kirchenstillständen  zu- 
gehört. 

4.  Die  wesentliche  Voraussetzung  der  Unterstützung  ist 
auf  Seite  des  Unterstützungbegehrenden  Armuth,  d.  h. 
Unvermögen  sich  zu  ernähren  und  überhaupt  die  nothwen- 
digen  Lebensbedürfnisse  zu  befriedigen.  Schon  hier  tritt 
übrigens  ein  Unterschied  ein,  je  nach  den  verschiedenen 
Kreisen  der  Unterstützungspflichtigen.  Je  enger  noch  die- 
ser Kreis  durch  Familienbande  gezogen  ist,  desto  bälder 
ist  die  Uiterstützungsbedürftigkeit  anzunehmen ; je  ferner 
derselbe  dagegen  dem  ursprünglichen  Zusammenleben  in  der 
Familie  steht,  desto  strenger  muss  jene  Voraussetzung  in- 
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terpretirt  werden.  Soll  die  Gemeinde,  welche  am  fernsten 
steht , zur  Unterstützung  verpflichtet  sein , so  muss  es  dem 
Pflichtigen  gänzlich  an  allen  psychischen  und  physischen 
Kräften  fehlen,  uin  die  dringendsten  Bedürfnisse  des_ mensch- 
lichen Lebens  zu  befriedigen.  Wo  daher  nicht  entweder 
Jugend  oder  Krankheit  oder  Alter  den  Gebrauch  der  natür- 
lichen Kräfte  verhindert , wird  es  lediglich  von  dein  freien 
Willen  der  Gemeinde  abhangen,  eine  Unterstützung  zu 
geben.  Eine  Verpflichtung  dazu  aber  ist  nicht  vor- 
handenM8). 

5.  In  einem  ähnlichen  Verhältnis  steht  auch  der  Um- 
fang der  Unterstützungspflicht.  Auch  da  wird  es  weder 
gut  noch  möglich  sein,  abstrakte  Regeln  zu  geben,  durch 
welche  derselbe  zum  Voraus  genau  bestimmt  würde.  Son- 
dern es  wird  vielmehr  grossen  Thcils  einem  vernünftigen 
Ermessen  anheim  zu  stellen  sein,  um  je  nach  Umständen 
dem  individuellen  Falle  gemäss  das  gehörige  Mass  zu  An- 
den. Nur  einige  Gesichtspunkte  lassen  sich  hervor  heben, 
auf  die  vorzüglich  zu  sehen  ist.  So  wird  man  namentlich 
wieder  darauf  achten  müssen,  in  welchem  persönlichen  Ver- 
hältnisse der  Unterstützungspflichtige  zu  dem  Berechtigten 
stehe.  Je  enger  sic  durch  die  Familie  verbunden  sind,  desto 
mehr  wird  der  individuelle  Gesichtspunkt , die  Rücksicht 
auf  die  Familie  hervortreten , und  es  kann  sich  sogar  die 
Untcrhaltungspflicht  ausdehnen  bis  auf  die  Verpflichtung , 
standesgemässen  Unterhalt  zu  liefern,  z.  B.  für  einen  rei- 
chen Sohn  gegenüber  seinem  in  Arnmth  gerathenen  Vater. 
In  weiteren  Kreisen  der  Verwandtschaft  wird  sich  diese 
Verpflichtung  schon  immer  mehr  auf  das  Nothwendige  be- 
schränken, bis  denn  die  sämmtlichen  Armen  gegenüber  der 
Gemeinde  auf  gleicher  Stufe  stehen.  Ferner  kommt  in  Be- 
tracht die  grössere  oder  geringere  Fähigkeit  des  Pflichti- 
gen , die  nöthigen  Mittel  der  Unterstützung  also  nament- 
lich auch  das  nöthige  Geld  aufzubringen.  Uebcriluss  auf 


228)  Vergl.  darüber  auch  Gesetz,  r,  9.  Hornung  1856.  §.  2.  3.  N.  S. 
IV.  178.  und  179. 
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seiner  Seite  ist  keineswegs  erforderlich , aber  doch  muss 
für  ihn  die  Möglichkeit  noch  sein , ohne  zu  lästige  eigene 
Beschränkung  dem  Bedürftigen  beizustehen.  Endlich  ist 
darauf  zu  sehen , dass  die  Art  der  Unterstützung  so  ge- 
schehe, wie  sie,  ohne  ihren  Effekt  zu  hindern,  dein  Pflich- 
tigen am  wenigsten  beschwerlich  fallt.  Es  wird  somit  die 
Wahl  bei  verschiedenen  Möglichkeiten  von  ihm  abhangen , 
und  ebenso  wird  er  auch  selber  Bedingungen  an  seine  Lei- 
stungen knüpfen  können  , welche  sich  aus  jenem  Gesichts- 
punkte rechtfertigen. 

Bei  Kindern  kann  sich  die  Unterstützungspflicht  nicht 
auf  blossen  physischen  Lebensunterhalt  beschranken,  sondern 
muss  auf  die  geistigen  Bedürfnisse  der  Erziehung  ausgedehnt 
werden. 


5-  38.  Lehre  von  den  Schuldbriefen. 

A.  Einleitung. 

Der  Schuldbrief  ist  ein  für  den  ganzen  Verkehr  so 
wichtiges  und  juristisch  so  interessantes  Institut,  dass 
wir  es  wohl  zu  rechtfertigen  hoffen,  wenn  wir  bei  dieser 
Lehre  etwas  länger  verweilen.  Dieses  Institut  hat  sich 
erst  in  der  neuern  Zeit  aus  den  Bedürfnissen  des  Verkeh- 
res auf  eine  sehr  eigenthiimliche  Weise  entwickelt.  Indem 
sich  der  Schuldbrief  losmachte  von  der  Unbeweglichkeit 
der  Gülten  und  entschiedener  den  Charakter  des  Darlehns 
festhielt,  blieb  derselbe  doch  fortwährend  in  der  engsten 
Verbindung  mit  dem  darin  verpfändeten  Grundstücke  und 
erhielt  zugleich  ein  besonderes  Leben,  welches  ihn  befä- 
higte, aus  der  Reihe  des  gewöhnlichen  obligatorischen  Verkehrs 
heraus  zu  treten.  Es  ist  die  Geschichte  dieses  Institutes 
ein  Beweis , dass  die  neuere  Zeit  nicht  bloss  fähig  war , 
in  ganz  neuen  Sphären , wie  im  Handelsrechte , cigenthüm- 
liche  Institute  zu  schaffen,  sondern  dass  es  ihr  auch  gelin- 
gen konnte , in  engeru  Verkehrsbeziehungen  auf  der  Basis 
althergebrachter  Verhältnisse  , producirend  zu  werden. 


Digitized  by  Google 


§.  38.  Lehre  von  den  Schuldbriefen.  A.  Einleitung.  225 

Hätte  die  Herrschaft  der  fremden  Rechte  in  Deutschland 
nicht  überall  hemmend  und  niederdrückend  gewirkt,  so  wür- 
den wir  auch  dort  auf  eine  Menge  analoger  Erscheinungen 
treffen. 

Zu  Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  schon  wurde 
der  alte  Charakter  der  Gült  als  eines  Rente nkaufes 
nicht  mehr  festgehalten  und  fing  auch  äusserlich  die  Bedeu- 
tung des  Geschäftes  als  eines  Darlehens  an  sich  geltend  zu 
machen  ***).  Immer  aber  konnte  diese  Bedeutung,  so  lange 
im  Uebrigen  die  Form  der  Gülten  beibehalten  wurde,  in 
derselben  nur  unvollkommen  sich  äussern,  da  jene  Form 
doch  immer  von  einem  Kaufe  hergenommen  war,  wäh- 
rend die  eigentliche  Absicht  der  Contrahenten  auf  ein 
Darlehen  gerichtet  war.  Der  Schritt,  geradezu  diesen 
Dalehenscharakter  auch  in  der  Form  der  Urkunde  festzu- 
halten, schien  daher  mit  Nolhwendigkeit  von  dem  Bedürf- 
nisse der  Zeit  gefordert , und  da  man  sich  bereits  daran 
gewöhnt  hatte , auch  für  Darlehen  Zinse  zu  fordern  und 
solches  für  erlaubt  zu  halten ; da  man  ferner  ein  Pfand- 
recht auf  Liegenschaften  (Satzung),  sobald  dasselbe  in  ge- 
höriger öffentlicher  Form  bestellt  war,  als  eben  so  taug- 
lich ansehen  musste,  das  Darlehen  sicher  zu  stellen  wie  die 
Gült,  um  den  Kaufpreiszu  gewährleisten:  so  gelangte  man 
zu  der  Form  des  Schuldbriefes.  Auch  noch  einen  an- 
dern Vortheil  schien  dieses  neue  Geschäft  zu  haben  , wo- 
durch es  sich  hauptsächlich  von  der  Gült  unterschied, 
nämlich  den  Vortheil  grösserer  Beweglichkeit.  Die 
ursprünglichen  Gülten  waren  ihrer  Natur  nach  unauflöslich. 
In  der  spätem  Zeit  wurde  zwar  die  Auflöslichkeit  — selbst 
zu  Gunsten  des  Rentenkäufers  (Crcditors)  — häufiger  aus- 
bedungen. Immer  aber  lag  doch  in  dem  ganzen  Geschäfte 
etwas  Steifes,  Unbewegliches.  Die  Auflösung  wurde  doch 
nur  als  eine  ferne  Möglichkeit  betrachtet,  die  etwa  auch 
eintreten  könne,  in  der  Regel  aber  erst  in  später  Zukunft 
wirklich  eintrete.  Für  die  ersten  Schuldbriefe  dagegen 


229)  Oben  Buch  III.  $.  20.  S.  423. 
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ist  cs  ganz  charakteristisch  , dass  sie  nur  auf  kurze  Zeit , 
nur  auf  drei  Jahre  eingegangen  wurden,  so  dass  mithin 
gerade  umgekehrt  die  Auflösung  des  Schuld  Verhält- 
nisses nach  kurzer  Frist  als  das  Regelmässige  er- 
schien H0). 

Im  Jahr  15S2  wurden  zuerst  sechsjährige  Schuld- 
briefe gestattet,  und  in  der  Folge  noch  länger  dauernde. 
So  eignete  sich  der  Schuldbrief  fiir  beides , sowohl  um 
kürzere  als  um  längere  Schuldvcrhaltnisse  der  Art  zu  be- 
griindc'n.  Und  da  das  Institut  zugleich  fähig  war , Uber 
das  Institut  des  Darlehens  hinaus  auch  Kaufsuminen  oder 
andere  verzinsliche  Geldschulden  auf  gleiche  Weise  in  sich 
aufzunehmen  und  sicher  zu  stellen ; so  verdrängte  es  in 
kurzem  die  Gülten  gänzlich  , so  dass  schon  in  der  zwei- 
ten Hälfte  des  sechszehnten  Jahrhunderts  nur  noch  selten  neue 
Gülten  errichtet  wurden. 


$.  39.  B.  Geldaufbruchschein  (Copie). 

Dem  eigentlichen  Schuldbriefe,  inwiefern  darin  ein  ver- 
zinsliches Darlehen  liegt  , geht  dann  regelmässig  ein  Dar- 
lehensvertrag vorher,  der  in  unserm  Rechte  auch  ohne 
irgend  eine  besondere  Form  gleich  andern  formlosen  Ver- 
trägen volle  Geltung  hat.  Weil  nun  aber  zugleich  in  dem 
Schuldbriefe  eine  Verpfändung  von  Liegenschaften  liegt, 
und  die  Ausdehnung  und  der  Werth  dieser  Liegenschaften 
auf  den  Creditor  gewöhnlich  bestimmend  wirkt,  um  ihn 
zu  dem  Darlehen  zu  vermögen;  so  pflegten  die  Schuldner 
schon  frühe  sich  von  den  Landschreibern  sogenannte  Co- 
pien  oder  Geldauf  bruchscheine  ausstcllcn  zu  lassen  , worin 
auf  eine  amtlich  beglaubigte  Weise  die  zu  verpfändenden 
Liegenschaften  bezeichnet  waren.  Der  Notar  ist  verpflichtet, 
in  diesem  Scheine,  so  weit  er  aus  seinen  Protokollen  Kcnnt- 
niss  erlangt,  die  dem  Schuldner  zugehörigen  und  von  ihm 


230j  Gtrirblsbuch  v.  1 5 5 3.  Abschnitt  Hl. 
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zur  Verpfandung  angebotenen  Liegenschaften  — jedoch  f 
ohne  Angabe  der  Anstösscr  — ihrem  Umfange  nach  aufzu- 
zählen, und  bedeutendere  Servituten,  Reallasten  und  ältere 
Verpfändungen,  die  darauf  haften , anzugeben S31). 

’^Jind  nun  der  Creditor  und  der  Schuldner  über  die  nähern 
Bedingungen  des  Darlehens  einig  geworden,  so  werden  sie 
gewöhnlich  von  dem  ersten  auf  die  Copie  geschrieben  und 
unterschrieben,  und  diese  dem  Schuldner  zur  Besorgung 
des  Schuldbriefes  in  der  Notariatskanzlci  übergeben. 

Wir  haben  somit  hier  bereits  ein  dem  eigentlichen  Dar- 
lehen vorher  gehendes  obligatorisches  Verhältnis  zwischen 
dem  Darleiher  und  dem  Entlehncr.  Insbesondere  ist  jener 
schuldig , diesem  zur  rechten  Zeit  gegen  Ucbergabe  des 
Schuldbriefes  die,  versprochene  Geldsumme  zu  übergeben, 
und  den  Schaden  zu  ersetzen , der  aus  einer  widerrecht- 
lichen Zögerung  dein  Entlehner  erwächst,  z.  B.  weil  er 
inzwischen  anderswo  um  höhere  Zinsen  Geld  erheben  muss, 
oder  weil  er  einen  andern  Creditor,  den  er  aus  der  ent- 
lehnten Summe  befriedigen  wollte,  nun  ebenfalls  nicht  zur 
rechten  Zeit  befriedigen  kann  und  dessbalb  in  eine  Con- 
ventionalstrafe  verfällt. 

Der  Creditor  ist  aber  hinwieder  auch  nicht  verpflichtet, 
sein  Geld  anders  als  gegen  einen  gehörigen  Schuldbrief  aus- 
hin  zu  geben.  Er  braucht  sich  namentlich  nicht  zu  begnü- 
gen mit  einer  blossen  Bescheinigung  der  INotariatskanzlei , 
dass  die  Schuldverschreibung  im  Protokoll  vorgemerkt  sei ; 
denn  einmal  verliert  die  bloss  protokollirte  Schuld  nach  zwei 
Jahren  ihr  Pfandrecht  von  selbst,  während  doch  das  Rechts- 
geschäft gerade  den  Zweck  hatte , dauernde  Sicherheit  zu 
verschaffen232)  und  ausserdem  hat  der  Schuldbrief  als  Rechts- 


231)  St.  I..  n.  Th.  V.  $.  13.  14.  S.  61.  Nolariili  Ordniog 
V.  1804.  $.  1. 

232)  St.  L.  R.  Th.  X.  §.  42.  S.  156.:  «Wann  aber  selbige  (Schal* 

den)  keioeo  jitngern  Briefen  vorgestellet  , dennoch  im  ordentlichen  Protokoll 
mit  benennten  und  specificirlen  Pfänden  eingezeichnet  , und  bei  zweyen  Jahren 
von  deren  Angebung  an  gerechnet  , der  Brief  noch  nicht  ausgefertiget  worden 
wäre  , sollen  solche  den  laitfienden  Schulden  gleich  geachtet  werden.” 
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titel  und  Sache  zugleich  für  den  ganzen  Rechtsverkehr  eine 
höchst  eigentümliche  Bedeutung,  welche  das  blosse  Zeug- 
niss,  dass  eine  Schuld  protokollirt  sei,  nicht  ersetzen  kann. 

$.  iO.  C.  Form,  Inhalt  und  Bedeutung  des. 

Schuldbriefes. 

1.  Der  Schuldbrief  stellte  sich  seiner  ursprünglichen 
Form  nach  oft  mehr  als  gerichtliche  Schuld  und  Pfandur- 
kuntle , in  der  neuern  Zeit  mehr  als  eine  notarialische  Urkunde 
,,  dar,  die  indessen  auch  jetzt  noch  der  Siegelung  durch  den 
Gerichtspräsidenten  bedarf,  somit  jenen  ursprünglichen  Cha- 
rakter insoweit  immer  noch  darstellt.  In  früherer  Zeit 
wurden  dergleichen  Urkundeu  ausgestellt  und  mit  öffent- 
lichem Glauben  versehen,  ohne  gerade  notwendig  in  einem 
Protokolle  genau  eingetragen  oder  auch  nur  verzeichnet 
zu  sein.  Gegenwärtig  erscheint  die  Urkunde  selbst  mehr 
als  ein  sorgfältiger  Auszug  aus  dem  Notariatsprotokolle, 
welcher  freilich  keineswegs  die  Natur  einer  blossen  Copie, 
sondern  eiu  selbständiges  Dasein  als  Schuldurkunde  hat. 
Sie  setzt  aber  ein  Protokoll  voraus,  worauf  sie  beruht, 
und  an  welches  sie  sich  anschliesst.  Die  Einrichtung  die- 
ser Protokolle,  wie  sie  bei  uns  hergebracht  ist,  steht  auf 
keiner  hohen  Stufe  der  Vollendung.  Das  Aneinanderreihen 
der  verschiedenen  Eintragungen  nämlich  wird  keineswegs 
durch  das  Objekt  der  Verpfandung,  also  nicht  durch  das 
Rechtsgeschäft  selbst,  sondern  lediglich  durch  die  Zeit  be- 
dingt , in  welcher  eines  nach  dein  andern  der  Notariats- 
kanzlei angezeigt  und  daselbst  ins  Reine  gebracht  wir'd. 
Die  Verbindung  mit  frühem  und  mit  spätem  Verpfändun- 
gen desselben  Grundstücks  ist  demnach  nicht  sofort 
! aus  diesen  Bücheru  ersichtlich , sondern  muss  erst  hinterher 
durch  Verweisungen  und  Nachschlagungen  hergestellt  wer- 
den. Dessen  ungeachtet  sind  diese  Notarialsprotokolle 
nunmehr  als  Grundlage  des  ganzen  Institutes  und  Garant 
der  Sicherheit  des  darauf  beruhenden  Verkehres  zu  be- 
trachten. 
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2.  Dem  Inhalte  nach  enthält  der  wahre  Schuldbrief 
immer  ein  Gelddarlehen,  und  «war  in  der  Regel  ein  I 
verzinsliches.  Es  wird  daher  im  Eingänge  des  Schuldbrie- 
fes das  Darlehen  und  die  näheren  Bestimmungen  über  Ver- 
zinsung, Rückzahlung  u.  s.  f.  bezeichnet.  Ausser  dieser 
eigentlichen  Bedeutung  des  Schuldbriefes  kann  aber  aller- 
dings auch  eine  andere  Schuldverpflichtung  auf  ähnliche  V 
Weise  versichert  und  die  Schuldurkunde  möglicher  Weise 
Gegenstand  des  Verkehres  werden.  Dahin  gehören  vor 
allem  die  sogenannten  K a u fs  ch  u 1 d br  iefe  . in  denen  der 
Kaufpreis  ganz  oder  zum  Theil  auf  das  Kaufobjekt  ver- 
sichert wird,  die  Weibergutversichernngsbriefc 
und  andere  ähnliche. 

Die  Kaufschuldbriefc  unterscheiden  sich  aber,  abgesehen 
von  dem  verschiedenen  Entstehungsgrunde,  von  den  ge- 
wöhnlichen Schuldbriefen  darin  auch  dem  Effekte  nach  , 
dass  man  sich  immer  noch  Einreden  als  möglich  denken 
und  gefallen  lassen  muss , welche  der  Schuldner  gegen  die 
Schuldverpflichtung  stellen  kann,  wenn  von  Seite  des  Ver- 
käufers der  Kaufvertrag  nicht  gehörig  erfüllt  worden  ist , na- 
mentlich wenn  es  sich  zeigt,  dass  der  Verkäufer  Lasten  , die 
auf  dem  Grundstücke  haften,  verschwiegen  hat*33).  Von 
der  Möglichkeit  solcher  Einreden  und  solcher  Gegenrechnung 
kann  bei  dem  gewohnten  Schuldbriefe  keine  Rede  sein.  Auf 
einen  praktischen  Unterschied  der  Wcibergutsversicherungs- 
briefe  von  den  einfachen  Schuldbriefen  haben  wir  oben 
schon  aufmerksam  gemacht*’3). 

Immer  aber  kann  die  eigentliche  Natur  des  Schuldbrie- 
fes nur  da  hervortreten , wo  eine  Geldschuld*33)  ver- 


235)  St*  L.  R.  Th.  V.  §.  16.  S.  65.:  «lu  die  Kaul-Schuld-Brief* 
aber  leibst  sollen  sie  (die  Landschreiber)  seze n , w.mn  sich  auf  dem  verkauften 
Gut  anders  und  weiters  erfunde  und  hervor  käme  , als  aber  durch  den  Ver- 
kaufter bei  dein  Kauf  angezviget  und  vermeldet  worden  , da«s  der  Kaufter 
solches  bey  dem  ausstehenden  Kauft-Schilling  innbehalten  , und  sich  damit 
entheben  und  schadlos  machen  soll  und  möge/* 

234)  §.  23.  S.  142. 

235)  St.  I«.  R.  Tb.  V.  §.  II.  S.  60.:  „Es  sollen  auch  keine  Gült- 
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sichert  werden  soll,  indem  auch  nur  diese  sich  eignet,  im 
Verkehre  die  freie  Beweglichkeit  anzunchuien  , welche  der 
Schuldbrief  erfordert , weil  nur  -das  Geld  ein  allgemeines 
Umsatzmittel  und  ein  überall  anerkannter  Masstab  für  alle 
andern  Vermögensrechte  ist. 

3.  Diese  Geldschuld  erhalt  dann  durch  Eintragung  in 
das  Notariatsprotokoll  ein  Pfandrecht  auf  eine  Liegenschaft, 
welche  in  dem  Schuldbriefe  hinwieder  genau  sainmt  ihren 
Anstössern  und  den  schon  früher  darauf  haftenden  altern 
dinglichen  Rechten  als  namentlich  Servituten,  Reallasten, 
Pfandrechten  von  dem  Notar  bezeichnet  werden  muss1*6). 

4.  Der  mit  gerichtlichem  Siegel  ausgefertigte  Schuld- 
brief hat  als  solcher  obligirende  Kraft;  eben  weil  ifie 
Urkunde  mit  öffentlichem  Glauben  ausgerüstet  ist. 
Nicht  bloss  wird  durch  die  Production  des  Schuldbriefes 
ein  vollständiger  Beweis  für  das  wirkliche  Dasein  der  dar- 
in bezeichnten  Schuld  geleistet,  sondern  die  Schuld  selbst 
ist  durch  die  Form  des  Schuldbriefes  zu  einer  eigenthiiui- 
lichen  Schuld  geworden,  deren  Dasein  und  Anerkennung 
weder  von  andern  Beweisen  abhängt  noch  selbst  an  die 
rein  obligatorischen  Schicksale  des  ursprünglich  dem  Schuld- 
briefe vorausgegangenen  Darlchensverlrages  gebunden  ist. 
Das  früher  auf  blossem  Vertrage  beruhende  Darlehen  wird 
nun  eben  zum  schuldbrieflichen  Darlehen  und  er- 
hält in  und  mit  der  neuen  Form  auch  ein  neues  eigenes 
Leben.  Ja  der  Schuldbrief  wird  als  solcher  hinwieder  Ge- 
genstand des  Vckehres,  er  wird  zur  Sache,  an  der  man 
Eigentbuin  haben  kann  , und  das  Eigenthum  an  der  Sache 
zieht  auch  die  darin  eingeschlossene  Forderung  mit 
in  den  Bereich  seiner  Herrschaft  hiuein. 

Eben  um  dieser  Bedeutung  des  Schuldbriefes  willen 
für  den  Verkehr  ist  es  für  den  Schuldner  so  wichtig,  den- 


oder  Schuldbriefe  weder  an  Weio  , Fruchten  noch  von  einigen  andern  Wah- 
ren Schulden;  sondern  alleiu  au  Gelt  angelegt;  und  von  dem  Anleiher 
die  völlige  Sanune,  ohne  einigen  Abzug  oder  Hinterhalt  dargesrhossen  werdeu.* 
246)  Vergl.  St.  L.  R Th.  V.  $.  1».  S.  63.  Notariat«*.  v.  1804.  §.  2. 


Digitized  by  Google 


C.  Form  , Inhalt  und  Bedeutung  des  Schuldbriefes.  231 

selben  dem  Gläubiger  nur  zu  überreichen  gegen  das  ver- 
sprochene Geld,  Zug  um  Zug.  Denn  sobald  der  Gläubi- 
ger den  Schuldbrief  in  Händen  hat,  gesetzt  auch  der  Schuld- 
ner hätte  die  Summe  entweder  gar  nicht  oder  nur  theilwcise 
empfangen,  so  wendet  sich  die  Kraft,  die  in  dem  Schuld- 
briefe liegt,  die  Autorität  desselben  schon  drohend  gegen 
den  Schuldner,  indem  der  vollständige  Beweis  ftir  das  wirkliche 
Dasein  der  Schuld  in  Händen  des  Gläubigers  liegt.  Freilich 
bleibt  dem  Schuldner  noch  die  Möglichkeit  offen  , der 
Schuldforderung  seines  ursprünglichen  Gläubigers  die  Ein- 
rede nicht  geleisteter  Zahlung  entgegen  zu  setzen, 
denn  es  liegt  in  dem  Missbrauche  der  formellen  Natur  des 
Schuldbriefes  von  Seite  des  Gläubigers , der  recht  wohl 
weiss  , dass  er  vorerst  hätte  das  Geld  dem  Schuldner  vor- 
strecken sollen  , eine  Verletzung  der  Treue  und  des  guten 
Glaubens,  welche  den  Schuldner  vollständig  berechtigt, 
sich  darauf  zu  berufen,  und  so  lange  die  Forderung  des 
Gläubigers  abzuwenden  , bis  dieser  seine  vorherige  Ver- 
pflichtung erfüllt  hat.  Allein  einmal  ist  der  Beweis  der  • 
nicht  geleisteten  Zahlung  sehr  schwierig  und  die  Lage  des 
Schuldners,  der  sich  darauf  berufen  muss,  sehr  bedenklich. 

Und  iiberdem  hilft  die  Einrede  selbst  dann  nicht  immer , 
wenn  sic  wirklich  erwiesen  werden  kann. 

Darin  zeigt  sich  nun  eben  die  Natur  des  Schulbriefes 
sehr  klar,  dass  jeder  Dritte,  welcher  den  Schuldbrief 
in  gutem  Glauben  erwirbt,  berechtigt  ist,  der  Glaub- 
würdigkeit desselben  , die  alle  öffentliche  Autorität  für  sich 
hat,  vollkommen  zu  trauen.  Für  ihn  ist  somit,  wenn  er 
den  Schuldbrief  erkauft  hat,  die  darin  verschriebene 
Schuld  wirklich  vorhanden,  und  ihm  kann  der  Schuld- 
ner, der  unbedachter  Weise  das  Instrument  zu  frühzeitig 
aushin  gegeben  hat,  die  Einrede  der  nicht  geleisteten  Zah- 
lung nicht  entgegen  setzen.  Diese  Einrede  ist  somit  nur 
persönlich  gegen  den  gerichtet,  der  selbst  den  guten  Glau- 
ben verletzt  hatte,  und  dessen  Erben,  welche  ihn  reprä- 
sentiren , nicht  aber  gegen  den  dritten  Besitzer  in  gutem 
Glauben,  der  im  Vertrauen  auf  die  äussere  Geltung  des 
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Schuldbriefes  denselben  erworben  hat.  Ist  der  dritte  Besitzer 
selbst  in  bösem  Glauben  (in  tnala  fide),  so  versteht  sieb  , dass 
auch  gegen  ihn  die  Einrede  nicht  geleisteter  Zahlung  oder 
die  Einrede  der  schlimmen  Absicht  gerichtet  werden 
kann247). 


J.  41.  D.  Falsche  Verstossung  und  Geschreiuag, 

Durch  deu  Charakter  des  Pfandrechtes  ist  bereits 
die  Möglichkeit  gegeben,  dass  ein  anderer  als  der  Schuld* 
ncr  Eigenthümer  der  verpfändeten  Liegenschaft  sei : was 
sich  nicht  ebenso  bei  der  Gült  sagen  lasst , indem  diese , 
so  lange  sie  ihrem  Charakter  treu  bleibt,  das  Eigenthum 
des  Grundstückes  und  die  Schuld  unauflöslich  verbindet, 
und  das  Grundstück  selbst  als  Schuldner  auffasst. 

Gewöhnlich  wird  zwar  auch  bei  der  Errichtung  des 
Schuldbriefes  der  Schuldner  zugleich  Eigenthümer  der  ver- 
pfändeten Liegenschaft  sein , aber  es  kann  doch  Vorkommen, 
dass  entweder  schon  von  Anfang  an  die  Personen  des 
Schuldners  und  des  Eigentümers  der  verpfändeten  Liegen- 
schaften verschieden  sind  oder  doch  in  der  Folge  die  bei- 
den Personen  aus  einander  gehen.  Jenes  tritt  z.  B.  ein, 
wenn  der  C für  eine  Schuld  des  B an  A , dem  A seine 
i Liegenschaft  verpfändet.  Die  spatere  Trennuug  aussert 
sich , wenn  der  Schuldner  N seine  Liegenschaft  an  O ver- 
kauft und  nun  der  Gläubiger  M den  O nicht  als  Schuldner 
anerkennt , sondern  es  vorzieht , den  N in  dem  persönlichen 
Schuldnexus  festzuhalten  , und  den  O lediglich  als  dritten 
Eigenthümer  einer  ihm  verpfändeten  Sache  zu  betrachten. 
Oder  wenn  der  Schuldner  N seine  Liegenschaft  oder  ein 
einzelnes  Stück  der  verpfändeten  Liegenschaften , z.  B.  eine 
Wiese,  die  zudem  Gute  gehörte,  an  Overkauft  hat,  ohne 
ihm  zugleich  auch  die  Forderung  des  M ganz  oder  theil- 
weise  mit  zu  überbinden.  In  beiden  Fallen  bleibt  N Schuld- 


2 KT)  Moi.  Uhr.  I.  S I OT. 
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ner  und  O wird  nicht  Schuldner.  In  beiden  Fällen  aber 
kann  M auch  auf  das  dem  O zugehörige  Grundstück  grei- 
fen, wenn  W insolvent  ist.  Dergleichen  Veräusserungen 
von  verpfändeten  Grundstücken  , wobei  dem  Erwerber  nicht 
zugleich  die  darauf  haftende  Schuld  ganz  oder  theilweise 
mit  zur  Verzinsung  und  Abzahlung  iiberbunden  wird,  wer- 
den in  der  Kanzleisprache  falsche  Verstossungen  ge- 
nannt und  sollen  möglichst  vermieden  werden939). 

Eben  aus  dieser  Trennung,  die  bei  der  immer  weiter 
gehenden  Zerstückelung  der  Grundstücke  sehr  häufig  vor- 
kommt, entstehen  nun  ziemlich  verwickelte  Rechtsverhält- 
nisse. Das  Pfandrecht  an  Liegenschaften  nämlich  wird  nur 
im  Concurse  des  Schuldners  realisirt.  Wenn  nun  aber  der 
Schuldner  jn  Concurs  geräth,  so  wird  der  Gläubiger  , dem 
auch  Grundstücke  verpfändet  sind,  die  dannzumal  nicht  dem 
Schuldner  zugehören,  somit  nicht  sonst  schon  ein  Bestand- 
teil der  Vermögensmasse  sind,  welche  zur  Verteilung 
kommt , mit  Recht  auch  diese  im  Eigenthum  dritter  Pep-: 
sonen  stehenden  Sachen  herbei  ziehen  und  auch  an  ihnen 
für  seine  Forderung  sich  sättigen  wollen.  In  diesem  Falle 
tritt  nun  eben  eine  Geschreiung  ein  und  es  wird  der 
Inhaberder  verpfändeten  Sache,  wenn  er  schon  nicht  Schuld- 
ner ist,  ge  sch  reit939).  Der  Geschreitc  hat  nun  zwischen 
zwei  Dingen  die  Wahl.  Entweder  nämlich  er  lässt  sein 


238)  St.  L.  K.  Th.  VII,  $.  4.  S.  94.  Notarialsordi  u»g  v.  1804.  $.  3.  M. 
S.  II.  S.  202.  £s  wird  den  Landscbreibern  hier  zur  Pflicht  gemacht,  sie 
wo  möglich  zu  verhindern  ; der  Einfluss  der  Landschreiber  kann  aber  doch 
nicht  zwingend  , sondern  bloss  bestimmend  wirken  uod  genügt  insofern  nicht , 
um  wirklich  alle  Fälle  der  Art  zu  vermeiden.  Dergleichen  falsche  Verslossun- 
gen  haben  dann  vornämlich  dfe  sogenannten  Anhänge  in  den  Schuldbriefen 
zor  Folge,  worin  bemerkt  wird,  dass  das  Grundstück  auch  auch  für  die  Schuld 
eines  Dritten  als  Pfand  hafte. 

239)  Der  Ausdruck  erinnert  an  das  französische  crier.  Er  kommt 

vor  St.  L.  R.  Tb.  X.  §.  40.  und  41.  S.  455.  und  456.  Die  letztere 
Stelle  heisst : « Wann  daun  ein  ehrlicher  Mann  durch  einen  Aulfahl  wegen 

altern  Schulden  , insonderheit  an  seinen  besitzenden  Gütern , unverschuldeter 
Weise  angegriffen  und  geschreyt  wurde,  soll  ein  solcher  nach  dem  Wci- 
bergut  «ich  aut  denen  unverpfändeten  Mitteln  wiederum  zu  erholen  haben.’’ 
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Grundstück,  also  z.  B.  in  dein  obigen  Beispiele  die  Wiese, 
welche  dem  M haftet,  fahren  und  verzichtet  auf  sein  Eigen- 
thum , oder  er  halt  das  Eigcnthum  fest  und  löst  nur  die 
Schuld  ab , welche  darauf  haftet.  Entschliesst  er  sieh  für 
das  Letztere,  so  tritt  er  dann  in  die  Hechte  des  nunmehr 
befriedigten  Creditors  ein,  in  ähnlicher  Weise  wie  nach 
römischem  Rechte  der  jüngere  Pfandgläubiger  in  Folge  des 
! jus  offerendi  den  altern  loskaufen  und  an  seine  Stelle  treten 
kann**0),  und  jn acht  darin  dessen  Hechte  im  Concurse  dts 
Hauptschuldners  gewöhnlich  durch  den  sogenannten  Zag. 
geltend,  d.  I».  er  erhalt  in  Folge  des  Concursverfahrens  das 
Grundstück  des  Cridars  zur  Realisirung  seiner  Forderung 
zu  Eigenthum. 

Das  wird  ausgedriiekt  durch  das  Rechtsspriichwort ; 

' Der  Geschreite  muss  ziehen  oder  fliehen. 

Die  Verhältnisse  können  aber  noch  verwickelter  werden. 
Setzen  wir  nämlich  den  Fall,  der  Nichtschuldner  verpfände 
sein  Gut  weiter  an  einen  neuen  Gläubiger , so  wird  diesem 
in  dem  Schuldbrief  die  Post,  welche  auf  dein  Grundstücke 
zu  Gunsten  des  ersten  Pfandgläubigers  haftet,  zwar  vor> 
gestellt , aber  weil  sein  Schuldner  diese  Post  nicht  verzinset, 
ul 

. ■ * • . . L : 3311 

240)  St.  L,  R Th.  X.  §.  63.  S.  166.  groistentheils  am  einer  fl  a t h s- 

erkaonlniss  v.  1671.  (Oct.  31.  Unt.  Man.)  hergenommen , fprteht  nach 
meiner  Ansicht  gar  nicht  von  diesem  Falle  , sondern  hat  vielmehr  folgenden 
Gegensatz  iin  Auge  : der  jüngste  Credilor  , welcher  im  Auffalle  seines  Schuld- 
ners  den  Zug  thut,  »nun  nun  auch  die  auf  den  gezogenen  Liegenschaften 
haftenden  Schulden  Übernehmen  und  tritt  non  insofern  ganz  an  die  Stelle  des 
Cridars  , des  bisherigen  Schuldners.  Diese  Sebalden  kannte  er  nun  entweder, 
weil  sie  ihm  schon  io  seinem  eigenen  Schuldbriefe  vorgestellt  waren.  Es  ist  das 
der  regelmässige  Fall.  Wenn  er  dann  als  Schuldner  einen  dieser  frUbern  Credito- 
ren  befriedigt  , so  kann  er  freilich  nicht  an  die  Stelle  dieses  Creditors  tre- 
ten , und  mithin  nicht  etwa  dritte  Besitzer  von  Grundstücken  , welche  in  die- 
sem letzlern  Schuldbriefe  verpfändet  waren  , nun  geschreien.  Oder  aber  die 
Post  war  ihm  nicht  vorgestellt  aus  Versehen  oder  Dolus.  In  diesem  Falle 
soll  er  das  Privilegium  erhalten,  an  die  Stelle  seines  von  ihm  bezahlten  Vor- 
gängers za  treten  und  geschreien  Zu  dürfen.  — Der  zahlende  Geschrei le 
wird  aber  eben  nur  insofern  Zliger  als  er  zuvor  an  die  Stelle  de«  befriedig- 
ten Creditors  getreten  ist.  Er  ist  somit  zuerst  Rechtsnachfolger  des  Credi- 
tors , dann  erst  wird  er  als  Züg er  und  insofern«  Rechtsnachfolger  d«f 
Cridars. 
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und  auch  nicht  abzuzahlen  gedenkt,  nicht  unmittelbar,  wie 
andere  Schulden  dieses  Schuldners,  die  auf  den  nämlichen 
Pfändern  halten,  sonderu  nur  im  Anhänge.  Dessen  un- 
geachtet braucht  sich  der  erste  Pfandgläubiger  M in  dem 
Concurse  seines  Schuldners  N nicht  um  das  Pfandrecht, 
welches  nachträglich  sein  Nichtschuldner  O als  Schuldner 
des  P letzterem  bestellt  hat,  zu  kümmern;  er  greift  auch 
auf  das  dem  P verpfändete  Grundstück,  welches  ihm  zuvor 
verpfändet  war , und  so  trifft  denn  die  Geschreiung  nicht 
bloss  den  Eigenthümer  O,  sondern  auch  den  Pfandgläubi- 
ger des  O den  P.  Und  a#ch  dieser  muss  als  Geschreiter 
ziehn  oder  fliehn,  d.  h.  entweder  die  Befriedigung  des 
Creditors  M übernehmen  und  an  seine  Stelle  treten  oder 
auf  sein  Pfandrecht  verzichten. 


J.  4 2.  E.  Einzinserei.  (Gesammtforderungen  und 
Gesa  in  entschulden,  Tbeilforderungen  und 
Theilschulden.) 

Die  Einzinscr  unterscheiden  sich  von  den  blossen 
Geschreiten  (in  einem  weitern  Sinne  können  auch  sie 
zu  den  Geschreiten  gerechnet  werden)  wesentlich  dadurch , 
dass  sie  zu  gleich  Schuldner  und  Pfandeigenthü  - 
mer  sind,  die  Geschreiten  aber,  ohne  Schuldner  zu  sein, 
nur  das  verpfändete  Grundstück  inne  haben.  Von  den  ge- 
wöhnlichen einfachen  Schuldnern  unterscheiden  sie  sich , 
dass  mehrere  zusammen  nur  die  ganze  Schuld , jeder  Ein- 
zelne aber  zunächst  nur  einen  Theil  der  Schuld  tragen. 

Diese  Einzinserei  kann  gleich  von  Anfang  an  bestellt  u 
werden,  z.  B.  wenn  drei  Brüder  als  Miteigenthiimer  eines 
von  ihrem  Vater  ererbten  Gutes  zusammen  eine  Schuld  auf- 
nehraen,  und  diese  in  demselben  Schuldbriefe  auf  das  ganze 
Gut  versichern  lassen,  in  dem  Sinne,  dass  jeder  von  ihnen 
dem  Creditor  verspricht,  zunächst  seinen  Drittel  an  die 
Schuld  zu  verzinsen , und  nur  subsidiär  für  das  Ganze  zu 
haften. 
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Viel  häufiger  aber  entsteht  die  Einzinserei  erst  hinterher 
und  zwar  hauptsächlich  durch  rechte  Verstossung, 
indem  zugleich  init  der  Vcräusserung  einzelner  Theile  des 
Unterpfandes  auf  den  Erwerber  auch  einzelne  entsprechende 
Theile  der  darauf  haftenden  Schuld  iibergetragen  werden. 
Z.  B.  B ist  Schuldner  von  A in  einem  Schuldbriefe  von 
Gulden  4000,  worin  Haus,  Aecker,  Wiesen  und  Reben  des 
B verpfändet  sind.  Nun  verkauft  B in  der  Folge  an  C 
'einen  Acker  und  iiberbindet  dem  C an  jener  Schuld  200 
Gulden  zu  verzinsen  und  seiner  Zeit  abzuzahlen,  an  O eine 
Wiese  und  iiberbindet  diesem  300  Gulden,  an  E eine  Juchart 
Reben  und  iiberbindet  ihm  500  Gulden,  an  F wieder  eine 
Juchart  Reben,  ohne  ihm  einen  Theil  der  Schuld  aufzuladen. 
In  diesem  Beispiele  sind  nun  B,  C,  D und  E zusammen  in 
dem  Verhältnisse  der  Einzinserei,  F dagegen  kann  nur  Ge- 
schreiter  werden,  ist  aber  nicht  Einzinser.  Eine  andere 
häufige  Anwendung  ist  die,  wo  die  Güter  durch  Erbfolge 
auf  mehrere  Personen  übergehen  und  daun  unter  diese,  ver- 
theilt  werden  zugleich  mit  Vertheilung  der  darauf  haftenden 
Schulden. 

Je  mehr  die  früherhin  ausgedehnteren  Güter  in  kleinere 
Stücke  während  der  letzten  Jahrhunderte  zerstückelt  wur- 
den, und  je  häufiger  überhaupt  das  Eigenthura  an  einzelnen 
Theilen  wechselte,  desto  zahlreicher  mussten  die  Fälle  wer- 
den, in  denen  eine  solche  Einzinserei  entstand. 

Der  juristische  Charakter  dieses  Institutes  hat  nun  aber 
ein  nicht  geringes  Interesse  und  ist,  wenn  ich  nicht  irre, 
geeignet,  einem  neuen  Blicke  Bahn  zu  öffnen  in  einen  um- 
fassenderen Gegensatz  zwischen  römischem  und  deutschem 
Rechte. 

Das  römische  Recht  nämlich  setzt  zunächst  voraus, 
dass  in  jeder  Obligatio  nur  Einer  der  Creditor  und 
nur  Einer  der  Debitor  sei.  Nun  kann  dasselbe  aber  so 
wenig  als  andere  Rechte  vermeiden , dass  nicht  mehrere 
Personen  in  Beziehung  zu  der  nämlichen  Forderung  oder 
Schuld  treten.  In  weit  den  meisten  Fällen  dieser  Art,  z. 
B.  wenn  eine  Schuld  auf  mehrere  Erben  übergeht,  hält 
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das  römische  Recht  starr  an  seinem  Principe  fest  und  er- 
kennt die  Schuld  nicht  als  Eine  an,  sondern  lasst  entweder 
mehrere  auf  das  Ganze  gerichtete  Obligationen  neben  ein- 
ander bestehen,  oder  spaltet  die  friiherhin  einheitliche  Schuld 
in  eine  Anzahl  kleinerer  Schulden.  Jenes  ist  der  Charakter 
der  Solidarverbindlichkcitcn  im  engem  Sinne,  denn 
es  tritt  hier  deutlich  hervor,  dass  von  den  mehreren 
So  1 i d a r sc  hu ld ner  n jeder  in  einer  eigenen  Obli- 
gatio das  Ganze  schuldet,  und  nur  weil  der  Creditor 
durch  erlangte  Befriedigung  von  Seite  des  einen  Soli- 
darschuldners  kein  Interesse  mehr  hat  noch  haben  kann , 
die  Schuld  auch  von  den  andern  noch  zu  fordern  , also  nur 
weil  seiner  Forderung  die  aequitas  entgegen  steht,  er  mit 
seiner  Forderung,  wenn  er  sie  auch  stellen  würde,  nichts 
ausrichten  kann.  Zu  so  künstlichen  Auffassungen  nimmt  das 
römische  Recht  Zuflucht,  weil  es  den  Zusammenhang,  in 
welchem  die  mehrern  Solidarschuldner  zu  dem  Creditor 
stehen,  nicht  abweisen  kann  und  doch  auch  sein  Princip 
nicht  aufgeben  mag. 

Die  Spaltung  der  Einen  Obligatio  in  mehrere 
kleinere  Obligationen  aber  tritt  ein  im  Erbrechte, 
indem  die  Erben  nach  dem  Gesetze  der  XII  Tafeln  ipso 
jure  nur  für  die  Quoten  der  Erbschaftsschulden 
haften  und  auch  nur  die  Quoten  der  Erbschaftsforderungen 
erhalten.  War  die  Spaltung  aber  wegen  des  Inhaltes  der 
Obligatio  unmöglich,  weil  dieser  keine  Theilung  vertrug, 
wie  namentlich,  wenn  ein  untheilbares  Recht  Gegen- 
stand der  Schuld  war,  so  nahmen  die  Römer  auch  hier 
wieder  zu  dem  Hülfsinittel  der  Solidarverpflichtungen  oder 
Solidarforderungen  ihre  Zuflucht24'). 


241)  Vergl.  L.  25.  §.  9.  familiae  fercucundae  (Paulus):  „An  ea  slipu- 
latio  , qua  Singuli  beredet  in  solidum  babent  actionem  , veniat  in  hoc  jndi- 
cium  (familiae  ercisrutidae)  dubitatur  — veluti  si  is  qui  viam  iter  actum 
(lauter  untheilbare  Rechte)  stipulatas  erat,  decessent  — , quia  talis  stipulatio 
per  legem  duodecim  tabularuin  non  dipiditur  , quia  ntc  polest.  — §.  10. 

Contra  , si  promissor  riae  decesserrt  pluribue  hertdibut  institutis  ntc  dtei- 
ditur  obligatio  , nec  dubium  est , quin  duret  — ; igitur  quia  tinguli  in  to~ 
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Nur  in  Einem  Falle  erkannte  da«  römische  Recht  die 
Einheit  der  Obligation  an  mit  mehrfachen  subjectiven 
Beziehungen,  weil  sie  sich  in  den  Formen  des  Civilrechtes 
selbst  gebieterisch  aul'drang  und  sich  gar  nicht  umgehen 
liess.  Es  ist  diess  der  Fall  der  eigentlichen  Correalob- 
ligationen.  Wenn  nämlich  in  civilerForm,  sei  es  durch 
einmalige  stipulatio  oder  einmalige  sponsio  oder  durch  Le* 
gat  eine  einfache  Obligatio  bestellt  wurde,  aber  so,  dass 
mehrere  Personen  als  Creditoren  oder  Debitoren  dieser 
Einen  Obligatio  erschienen  , so  musste  entweder  die  ganze 
Obligatio  als  unzulässig  verworfen  werden  , oder  inan 
musste  sie  nun  doch  als  ein  einziges  Forderung«  - oder  Schuld- 
verhaltniss  mit  mehrfacher  subjectiver  Beziehung  auffassen. 
Das  Erstere  schien  ganz  unzulässig  und  so  blieb  nur  das 
Zweite  übrig 2il).  Hatten  nun  aber  die  Römer  ausnahms- 
weise eine  einheitliche  Obligatio  init  mehrfacher  subjecti- 
ver Beziehung  anerkannt,  so  hielten  sie  nuo  diese  Einheit 
auch  unbedingt  fest;  und  so  kam  es  denn  eben,  dass  schon 
durch  die  blosse  Anstellung  der  Klage  aus  einer  Correal- 
obligation  gegen  den  einen  der  mehrern  Schuldner,  in 
der  Folge  dann  wieder  durch  das  blosse  Urtheil  über 
diese  Klage  — ganz  abgesehen  von  wirklicher  Zahlung 
oder  Befriedigung  des  Creditors  — die  Klage  gegen  die 
andern  vorher  nicht  belangten  Correalschuidner  cqnsumirt 
wurde.  Die  Forderung  hatte  eben  nur  ein  Einmaliges  Le- 
ben. Durch  Consumtion  gegen  den  einen  ging  sie  allen 
gegenüber  unter. 

Fassen  wir  das  Gesagte  zusammen  und  führen  es  wei- 
ter, so  ergeben  sich  als  charakteristisch  für  das  römische 
Recht  folgende  drei  Sätze: 

1)  Das  römische  Recht  hält  möglichst  fest  an  dem 


lidum  t enentur  " cic.  L.  2.  $.  2.  de  V.  O.  (Paulus).  Et  ideo  si  divisio- 
ntm  res  proratssa  non  recipit  , vcluti  via  , heredes  promissons  singulk  in 
solidum  teneniur. 

242)  Den  Unterschied  von  Solidarscbulden  and  Corrcalobligatioueo  hat 
zuerst  Hibbentrop  zur  Lehre  voa  den  Qorrealobligationeo  , Göltiogea 
1831. , ins  Klare  gesetzt. 
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Princip ; jedeObligatioist  ein  Verhältniss  zweier 
und  nur  zweier  Personen,  eines  Gläubigers  und 
eines  Schuldners. 

2)  "Wo  das  Bcdiirfniss  mehrere  Personen  auf  der  einen 
oder  andern  Seite  mit  einer  Obligatio  in  Zusammenhang 
bringt,  da  sind  entweder  mehrere  S oli d ar fo r d eru  n- 
gen  und  Schulden  ne.ben  einander  oder  die  Forderung  und 
Schuld  zerfallen  in  mehrere  kleinere  Forderungen 
und  Schulden,  wie  namentlich  im  Erbrechte.  Immer 
aber  sind  das  von  einander  verschiedene  Obligationen  mit 
eigentümlicher  Existenz. 

3)  Ausnahmsweise  nur  kann  durch  Einen  obligirenden 
Akt  eine  einheitliche  Obligatio  entstehen  mit  mehrfachen 
auf  das  Ganze  gerichteten  subjectivcn  Beziehungen,  Cor- 
realobligationen,  dann  aber  ist  eben  so  fest  das  Prin- 
cip  der  Einheit  dieser  Obligatio  festzuhalten,  wie  dort 
das  Princip  der  Mehrheit  der  Obligationen. 

Da  wo  eine  Forderung  oder  Schuld  in  Theile  zer- 
fallt, nimmt  das  römische  Recht  immer  neue  selbstän- 
dige Forderungen  und  Schulden  an.  Weil  hier  die 
Mehrheit  hervortritt,  so  findet  es  keinen  Grund,  von 
seinem  Principe  abzuweichen,  und  erkennt  eine  Einheit 
dieser  Theile,  als  blosser  Theile  eines  zusammen  gehörigen 
Ganzen  nicht  an. 

Suchen  wir  nun  aber  das  juristische  Verhältniss  unserer 
auf  unserin  Boden  — ohne  Hinzuthun  des  römischen  Rech- 
tes — gewachsenen  Einzinserei  festzustellen , so  reichen  wir 
mit  jenen  römischen  Begriffen  nicht  aus. 

Der  Schuldbrief  nämlich  für  die  ganze  Schuld  ist 
ein  einziger,  und  wenn  möglicher  Weise  auch  darin  die 
Theilung  derselben  unter  die  mehreren  Einzinscr  vorge- 
merkt ist , so  ist  diess  eben  nur  möglich , durchaus  aber 
nicht  wesentlich  , praktisch  überdem  sehr  selten.  Der 
Schulbricf , da  er  selber  nur  Einer  ist , stellt  daher  die 
Forderung  auch  als  Eine  dar.  Denn  der  Schuldbrief 
erscheint  eben  gar  nicht  als  ein  blosses  Beweismittel , son- 
dern er  hat  obligirende  Kraft  und  das  Schicksal  der  Forde- 
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rung  ist  abhängig  von  dem  Schicksal  des  Schuldbriefes. 
Indem  daher  der  Gläubiger  diesen  veräussert , gellt  in  und 
mit  demselben  auch  die  ganze  Forderung  auf  den  Erwerber 
des  Schuldbriefes  über. 

Die  Einheit  der  Forderung  äussert  sich  ferner 
auch  dadurch,  dass  der  Creditor  befugt  ist,  aus  den  meh- 
rem  Einzinsern  einen  Träger  zu  bezeichnen,  der  ihm  den 
ganzen  Zins  auf  einmal  entrichte,  mithin  auch  auf  Seite 
der  Schuldner  die  Einheit  darstelle,  ein  Verhält- 
nis» , worauf  wir  sofort  näher  zu  reden  kommen. 

Endlich  braucht  sich  der  Creditor  nie  zu  begnügen, 
dass  einer  der  mehrern  Einzinser  ihm  seine  Theilschuld 
abzahle,  wenn  nicht  zugleich  auch  die  andern  Einzinser 
ihren  Theil  entrichten ; denn  der  Creditor  hat  eben  zunächst 
eine  Forderung  auf  das  Ganze  und  so  muss  denn  auch 
dieses  als  Ganzes  abbezahlt  werden3*1). 

Wenn  sich  somit  hier  die  Einheit  er  Forderung  deut- 
lich herausstellt,  so  lässt  sich  auf  der  andern  Seite  doch 
nicht  verkennen  , dass  sich  auch  in  andern  Verhältnissen  eine 
Mehrheit  der  Tb  eilforderun  gen  und  Schulden 
geltend  macht. 

So  kann  zunächst  kein  Einzinser  auf  Verzinsung 
oder  Bezahlung  der  ganzen  Schuld,  sondern  nur  auf  Ver- 
zinsung oder  Bezahlung  seines  Theiles  belangt 
werden.  Sie  sind  somit  unter  sich  nicht  als  Solidarschuld- 
ner  zu  betrachten,  sondern  nur  als  Thci  lsch  uldn  er. 
Diese  Theilung  kann  äusserlich  sehr  stark  hervortreten , so 
in  folgendem  Beispiele3**)  : 

Es  wurde  ein  Schuldbrief  errichtet  zu  Gunsten  des  Staub 


2-13)  S 1.  L.  R.  Tb.  VIII.  $.  18.  S.  119.:  «Wann  daontlhin  unter- 
schiedliche Käufer  etlicher  Stück  und  GUtern  , so  in  einem  Brief  begriffen  , 
so  wol  , als  vieler  ley  Einzinser  io  einen  Brief  (da  die  meisten  dersel- 
ben mit  eigenem  Gelt  versehen  , einen  oder  zwei  aber  nicht  ablosen  wollten) 
sollen  jene  mit  diesen  weiter»  solchen  Brief  zu  verzinsen  die 
Obliegenheit  haben,  bis  sie  alle  und  jeder  seinen  Antheil  aus  eigenen 
Mitteln  die  Ablösung  za  thun  itn  Stande  seyen." 

244)  Vergl.  Mon.  Cbr.  Bd.  III.  S.  35. 
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auf  Jakob  Pfister  von  Gulden  500.  Die  Erben  des  Staub 
theilcn  die  Forderung  real  unter  sich,  in  dem  Sinne,  dass 
der  eine  Erbe  Brennwald  200  Gulden  an  jener  Post  über- 
nimmt der  andere  Wunderli,  300  Gulden,  der  Schuldbrief 
aber  als  Einheit  verbleibt.  Nun  wird  auch  das  Gut  des 
Schuldners  Pfister  zerstiickt.  Ein  Stück  erhält  Caspar 
Pfister  und  ihm  werden  300  Gulden  von  jener  Schuld  iiber- 
bunden,  mit  der  Verpflichtung,  sie  an  Wunderli  zu  ver- 
zinsen. Ein  anderes  Stück  erwirbt  Caspar  Bindschädler 
und  ihm  werden  die  200  Gulden  zu  Gunsten  von  Brenn- 
wald iiberbunden.  Ein  drittes  Stück  erhält  Rudolf  Bind- 
schädler, ohne  dass  ihm  auch  ein  'i'heil  jener  Capitalpost 
aufgeladen  würde;  dieser  kann  somit  nur  in  die  Lage  eines 
Geschreiten  kommen.  Dagegen  sind  Caspar  Pfister  und 
Caspar  Bindschädler  Einzinser  in  den  nämlichen  Schuld- 
brief, wenn  schon  zunächst  jeder  nur  einen  ’i’hcil  der  Schuld 
und  zwar  jeder  an  einen  andern  Creditor  zu  verzinsen  und 
zu  bezahlen  hat.  Denn  es  ist  nur  zufällig , dass  gerade 
auch  zwei  entsprechende  Creditoren  vorhanden  sind  und 
es  konnte  leicht  durch  weitere  Schicksale  des  Schuldbriefes 
die  Post  wieder  in  Einer  Hand  vereinigt  werden.  Sie  sind 
aber  beide  Einzinser,  weil  auf  ihnen  zugleich  ein  Theil 
der  schuldbrieflichen  Forderung  haftet  und  ein  Theil  der 
darin  für  dag  Ganze  verpfändeten  Liegenschaften  ihnen 
gehört. 

Sobald  einer  der  mehrern  Einzinser  insolvent  ist,  so 
äussert  sich  sogleich  die  V erbindung  wieder,  in  welcher 
sie  unter  sich  und  gegeiiber  dem  Creditor  stehen.  Die  Ein- 
zinser haften  nämlich  subsidiär  fiir  die  ganze 
Schuld,  deren  einzelne'!' heile  sie  zunächstschul- 
den. Sie  können  sich  daher  durch  Bezahlung  ihrer  Rate  so 
wenig  für  immer  befreien  als  sie  durch  Vcrzichtleistung 
auf  den  Theil  der  verpfändeten  Untcrpfande,  welcher  ihnen 
ausschliesslich  zu  Eigenthuni  gehört , sich  von  der  Ge- 
samratschuld  losmachen  können.'  Als  Mitschuldner  ste- 
hen sie  somit  in  einer  schlimmem  Lage  als  die  blossen 
Geschreiten.  Nach  dem  Obigen  können  diese  ziehen 

Ulutilarhl,  R.chtif ••cHirHtt-  II,  16 
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oder  fliehen;  den  Einzinsern  aber  wird  das  fliehen 
gewöhnlich  nichts  helfen,  weil  sie  der  Gesammtschuld  doch 
nicht  entfliehen  können,  und  so  bleibt  ihnen  nichts  übrig 
als  das  ziehen,  d.  h.  durch  Bezahlung  der  Gesammt- 
schuld mögen  sie  dann  die  nun  von  der  Schuld  befreiten 
Unterpfänder  übernehmen ,M). 

Wenn  somit  im  obigen  Beispiele  Caspar  Pfister  in  Con- 
curs  geräth,  so  ist  Caspar  Bindschädler  als  Einzinser  schul- 
dig, auch  die  von  jenem  geschuldeten  300  Gulden  zu  be- 
zahlen. Tilgt  er  aber  die  Gesammtschuld,  so  befreit  er 
'<  sowohl  sein  eigenes  Grundstück  als  das  des  Pfister  und 
kann  dann  das  letztere  Grundstück  nunmehr  ziehen. 

Aber  kann  er,  nachdem  er  die  Gesammtschuld  bezahlt 
hat,  nicht  auch  Rudolf  Bindschädler  geschreien?  Mit  an- 
dern Worten:  Kann  der  Einzinser,  der  zahlt,  nur  auf  die 

Grundstücke  seiner  Miteinzioser  greifen , oder  hat  er  auch 
auf  den  Theil  des  Unterpfandes  Anspruch , welcher  einem 
Nichtschuldner  , einem  Geschreiten,  zugehört?  Das  Ober- 
gericht ,w)  hat  in  einein  Specialfalle,  der  sich  auf  unser 
Beispiel  bezieht,  die  letzte  Frage  bejaht.  Dabei  ist  es  von 
folgender  Ansicht  ausgegangen  : 

1)  Der  Einzinser  haftet  direkte  zunächst  für  seine  Theil- 
schuld,  subsidiär  dann  für  die  übrigen  Theilschulden , ähn- 
lich einem  Bürgen. 

2)  Wenn  nun  der  Einzinser  für  einen  in  Concurs  ge- 
rathenen  Miteinzinser  zahlt,  so  zahlt  er  die  Schuld  eines 
andern  und  kann  somit  fordern,  dass  ihm  der  Gläubiger 
dieses  andern  Schuldners  alle  seine  mit  der  Forderung 
verbundenen  Rechte,  also  auch  die  Pfandrechte,  die  sich  auf 
das  Grundstück  eines  Geschreiten  beziehen,  abtrete. 

3)  Auch  wenn  der  Gläubiger  nicht  ausdrücklich  diese 
seine  Rechte  abtritt,  so  versteht  sich  eine  solche  Cession 


245)  Y’trgl.  St.  L.  R.  Th.  X.  §.  45.  Hoi.  Chron.  III.  434. 

246)  Mon.  Chr,  Bd.  III.  S.  430.  ff.  Auffallend  ist  es,  dass  die  ge- 
winnende Partei  in  diesem  Processe  mit  ihrem  Begehren  hinter  dein  zurück 
blieb , wa«  da*  Obergericht  gewahren  wollte.  Es  ist  das  sonst  nicht  die  Art 
der  Leute  , weniger  zu  begehren  als  ihnen  gebührt. 
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von  selbst  und  es  kann  mithin  der  zahlende  Einzinser  auch 
geschreien. 

Mir  scheint,  diese  Ansicht  des  Obergerichtes  hält  einer 
genauem  Prüfung  nicht  Stand : und  es  ist  vielmehr  jene 
letze  Frage  zu  verneinen  , somit  dein  zahlenden  Einzinser 
das  Recht  zu  geschreien  abzusprechen.  Es  ergibt  sich  dies 
aus  folgenden  Gründen : 

1)  Vergleichen  wir  das  Rechtsverhältniss  des  Einzinsers 
mit  dem  des  Geschreiten , so  haftet  dieser  persönlich  über- 
all nicht  fiir  die  Schuld,  sondern  nur  dinglich,  soweit  das 
Unterpfand  reicht  in  seiner  Hand.  Der  Einzinser  dagegen 
haftet  nicht  bloss,  wie  der  Geschreite,  mit  seinem  verpfän- 
deten Grundstück  dinglich  ftir  die  ganze  Schuld,  sonderri 
er  haftet  überdem  persönlich  zunächst  nur  für  einen  Theil 
der  Schuld,  subsidiär  für  die  ganze  Schuld.  Dinglich 
haften  mithin  Einzinser  und  Gesehreite  gleich- 
massig,  jene  aber  iiberdem  persönlich  , diese  nicht. 
Nun  könnte  es  aber  bei  consequenter  Durchführung  jener 
Ansicht  des  Obergerichtes  dahin  kommen  , dass  dem  Resultate 
nach  nicht  der  Einzinser  , sondern  der  Geschreite  stärker 
haftete,  indem  dieser,  nicht  jener,  die  Schuld  am  Ende 
bezahlen  und  den  Schaden  tragen  müsste  , nämlich  in  allen 
d.en  Fällen , wo  das  Gut  des  in  Concurs  gerathenen  Ein- 
zinsers die  Forderung  an  denselben  nicht  deckt.  Dann 
würde  immer  der  andere  Einzinser  zwar  zunächst  zahlen, 
nachdem  er  bezahlt  hat  aber  den  Geschreiten  nöthigen , 
entweder  sein  Grundstück  fahren  zu  lassen , oder  ihm  das 
Bezahlte  zu  ersetzen.  Es  würde  somit  von  dem  Willen 
des  Einzinsers  abhangen , den  Geschreiten  zum  Schuldner 
zu  machen. 

2)  Das  Pfandrecht  kann  sich  seiner  Natur  nach  erst 
geltend  machen  , wenn  der  Schuldner  nicht  zahlt.  So  lange 
noch  ein  solventer  Schuldner  da  ist , so  bedarf  es  gar 
keiner  Execution  auf  die  Unterpfänder.  Desshalb  ist  der 
Creditor  gehalten,  erst  die  Einzinser  für  Zahlung  zu  be- 
langen; und  erst  wenn  diese  nicht  zahlen  können,  kann  er 
sich  an  die  Geschreiten  halten.  Hätte  nun  aber  die  Belan- 
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gung  der  Einzinser  doch  eine  hinterherige  Belangung  der 
Geschreiten  zur  Folge,  so  wäre  es  diesen  in  der  That  bes- 
ser, sie  würden  zuerst  schon  belangt.  Dann  würde  wohl 
Niemand  ihnen  das  Recht  bestreiten,  hinwieder  auf  den 
Einzinscrn  sich  zu  erholen. 

3)  Die  Einzinser  haften  auch  für  die  Gesammtschuld  als 
wahre  persönliche  Schuldner.  Indem  jeder  zunächst 
einen  Theil  schuldet,  ist  er  sich  doch  bewusst,  dass  die 
Theilc  zusammen  gehören  und  er  subsidiär  für  das  Ganze 
einzustehen  hat.  Wenn  daher  ein  Einzinser  den  Theil  init- 
zahlen  muss,  welcher  zunächst  von  dem  in  Concurs  ge- 
ratenen Einzinser  bezahlt  werden  sollte,  so  erfüllt  er  al- 
lerdings eine  Verpflichtung,  die  dieser  zunächst  batte  er- 
füllen sollen;  er  kann  somit  in  der  Concursmasse  dieses 
Einzinsers  Ersatz  begehren  für  jene  Leistung , er  kann 
namentlich  auch  greifen  auf  das  diesem  Einzinser  zuge- 
hörige und  verpfändete  Grundstück.  Aber  gegenüber  dem 
Creditor  zahlt  er  doch  nicht  eine  ihm  fremde  Schuld.  Er 
ist  wirklicher  Subsidiarschuldner  für  das  Ganze,  und  so  ist 
denn  die  Voraussetzung  nicht  vorhanden  , welche  allein  ein 
Greifen  auf  Unterpfänder  rechtfertigen  würde,  die  in  den 
Händen  eines  Nichtschuldners  liegen. 

4)  Auch  wenn  man  eine  Cession,  und  zwar  eine  still- 
schweigende Cession  der  Rechte  des  Creditors  an  den 
bezahlenden  Einzinser  annehmen  will , so  ist  dennoch  das 
Resultat  dasselbe.  Der  Creditor  kann  nämlich  nicht  mehr 
Rechte  übertragen , als  er  selbst  hat.  Da  er  nun  aber  so 
lange  nicht  geschreien  darf,  als  noch  ein  zahlungsfähiger 
Einzinser  da  ist,  so  darf  aus  gleichem  Grunde  nun  auch 
der  Einzinser , der  bezahlt  hat  und  nun  an  seine  Stelle  tritt, 
nicht  geschreien. 

Wenn  wir  nun  dieses  Einzinserverbältniss  unbefangen 
betrachten , wie  es  sich  im  Leben  und  im  Verkehre 
darstellt  , so  können  wir  nicht  in  Abrede  stellen , dass 
wir  in  unserrn  Privatrechte  ein  obligatorisches  Rechtsver- 
hältniss  vorgefunden  haben , welches  auf  der  einen  Seite  und 
in  den  einen  Verhältnissen  als  eine  einzige  Forderung, 
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auf  der  andern  Seite  und  in  andern  Verhältnissen  als  eine 
in  Theile  zerlegte  Schuld  erscheint.  Und  es  ist  nicht 
etwa  diese  Erscheinung  das  Erzeugnis*  einer  verkehrten 
irrthiimlichen  Theorie,  sondern  sie  hat  sich  vorerst  — ohne 
allen  Einfluss  einer  Theorie  — praktisch  im  Leben  so  ge- 
bildet, und  es  kommt  die  Theorie  erst  hinterdrein,  um  das 
Gewordene  zu  erkennen  und  zu  begreifen.  Eben  desshalb 
lässt  sie  sich  aber  auch  durch  andere  Theorien  des  römi- 
schen Rechtes  nicht  abweisen  noch  irre  leiten.  Sie  steht 
auf  dem  festen  Boden  des  Lebens. 

Wir  haben  somit  fiir  obligatorische  Verhältnisse  des 
deutschen  Rechtes  die  fernere  — allerdings  unröinische  — 
Möglichkeit  gewonnen:  dass  eine  Obligatio  sich  t hei- 
len lässt,  ohne  darum  ihre  innere  Einheit  zu 
verl  ieren. 

Als  Ganzes  ist  sie  eine  einzige  Obligatio,  insofern 
sie  zugleich  aus  T heilen  besteht  j können  sich  diese  Theile 
wie  mehrere  Obligationen  darstellen.  In  den  einen 
Verhältnissen  wird  der  Charakter  der  Einheit  festgehal- 
ten, in  den  andern  der  Charakter  der  Vielheit  anerkannt. 
Das  Ganze  ist  in  Theile  zerlegt,  und  die  Theile  sind  wie- 
der zum  Ganzen  verbunden. 

Hier  ist  auf  dem  Gebiete  des  Obligationenrechtes  eine 
Parallele  zu  dem  was  wir  oben  in  dem  Capitel  von 
der  Persönlichkeit  — nach  Beselers  Vorgang  — aner- 
kannt haben247).  Wie  dort  der  römische  Charakter  ent- 
weder die  Einheit  starr  festgehalten  hat  in  dein  Be- 
griffe seiner  Universitas  oder  die  Vielheit  der  Per- 
sonen in  der  Societas,  das  deutsche  Recht  aber  eine 
Menge  von  Genossenschaften  und  Gesellschaften  kennt,  die 
sich  bald  als  Einheit  — ähnlich  einer  juristischen  Person  — 
bald  als  Mehrheit  darstellen;  gerade  so  bewegt  sich  auch 
hier  wieder  das  deutsche  Recht  der  Obligationen  in  der 
Mitte  zwischen  den  beiden  römischen  Extremen,  dem  einen, 
welches  als  Regel  nur  mehrere  Obligationen  zwischen 


2*7)  Oben  Bmh  I.  <9.  S.  Sl.  ff 
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mchrern  Personen  fordert  und  dem  andern,  welches 
ausnahmsweise  eine  einzige  einfache  uod  ungetheilte 
Obligatio  mit  mehrfacher  subjectiver  Beziehung 
zulasst , indem  das  deutsche  Recht  von  Obligationen  weiss, 
in  denen  bald  der  eine,  bald  der  andere  Charakter  hervor- 
tritt , die  somit  die  Lücke  zwischen  jener  Regel  und  Aus- 
nahme ausfüllen  und  beide  verbinden. 

Wie  man  dann  im  Zusammenhänge  mit  jener  Auffassung 
der  Personen  auf  ein  Gesa  mmteigenthum  gekommen 
ist , so  scheint  mir  kann  man  hier  passend , wenn  der 
Gesichtspunkt  der  Einheit  hervor  zu  heben  ist,  von  Ge- 
sa m m to bl  igat  io n e n , Gesa  mintforderungen  und 
Gesammtschulden,  wenn  der  Gesichtspunkt  der  Viel- 
heit vorherrschend  ist,  von  Theilforder  ungen  und 
T heilschulden  reden,  und  eben  dadurch  die  verbnndene 
Einheit  und  Vielheit  andeuten. 

Wir  haben  diesen  Be'griff  zunächst  freilich  aus  einer 
einzelnen  Anwendung  desselben  entwickelt.  Im  Erbrechte 
aber  werden  wir  auf  eine  andere  wichtige  Anwendung  die- 
ses nämlichen  Grundgedankens  kommen  S4*).  Und  überdem 
ist  nicht  zu  zweifeln , wenn  unsere  Theorie  richtig  ist , so 
wird  sie  keineswegs  bloss  für  das  zürichersche  Recht  von 
Bedeutung  sein , sondern  sie  wird  in  dem  Gebiete  des  deut- 
schen Obligationenrechts  an  mehr  als  Einer  Stelle  fruchtbar 
einwirken.  Wie  cs  sich  damit  verhalte , werden  andere 
Untersuchungen  zu  zeigen  haben.  Zur  Zeit  mache  ich  nur 
darauf  aufmerksam  , dass  ich  ebenfalls  diesen  Begriff  einer 
deutschen  Gesammtschuld  in  einer  Hauptstelle  des  Sachsen- 
spiegels entdeckt  zu  haben  glaube  : 

Sachsenspiegel  ITT.  Art.  85.  Swsr  mer  lüde  den  ein 
gelouen  to  satuenc  en  weregelt  oder  en  ander  gelt , a 1 sin 
sie  it  plichtich  to  lestene,  die  wile  it  vnvergulden  is, 
vnde  nicht  ir  iewelk  al,  (d.  b.  sie  alle  haften  für  das 
Ganze  , nicht  aber  jeder  Einzelne  für  das  Ganze  , sie  sind 
nicht  Solidarschuldner , sondern  Theilschuldner , aber  doch 


24$)  Yerg|.  unten  §.  56. 
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subsidiär  verpflichtet  für  das  Ganze  einzustehen)  , uier 
uianlik  also  vele  alse  yme  gehöret , und  alse  vern  als  mau 
yn  dar  to  gedvingen  mach  von  gerichtes  haluen  die  , deine 
it  dar  gelonet  is,  oder  die  itmit  yinegelonede.of 
he  it  voryne  vergnlden  heuet.  (Wenn  einer  der  Mit- 
schuldner , indem  er  für  das  Ganze  belangt  werden  kann  , 
auch  die  Theilschuld  des  andern  Mitxchuldners  abgetragen 
hat , so  mag  er  dafür  sich  hinwieder  an  diesen  halten  und 
ihn  zum  Ersätze  nüthigen.) 


}.  43.  F.  Tragerei. 

Sehr  häufig  ist  mit  der  Einzinserei  zugleich  eine  Tra- 
gerei verbunden,  wenn  sie  schon  nicht  nothwendig  dazu 
gehört.  Es  ist  nämlich  fiir  den  Creditor  unbequem,  .von  , 
jedem  einzelnen  Einzinser  seine  besondere  Zinsrate  jährlich 
einzuziehen  und  jeden  Einzelnen  besonders  zu  quittiren. 
Was  aber  noch  mehr  zu  berücksichtigen  ist , als  diese  blosse 
äussere  Unbequemlichkeit  , es  widerspricht  diese  lästige 
Zersplitterung  der  Einheit  der  Forderung,  auf  welche 
der  Gläubiger  ein  Recht  hat.  Daher  ist  er  berechtigt,  aus 
den  sämmtlichen  Einzinsern  einen  Träger  zu  bezeichnen, 
welcher  dann  die  Zinsraten  von  den  übrigen  Miteinzinsern 
bezieht  und  sie  sammethaft  dem  Creditor  überbringt JW). 

Diese  Tragerei  wird  schon  in  der  Öffnung  des  Gottes- 
hauses Schännis  zu  Knonau  vom  Jahr  1461.  erwähnt,  wor- 
aus folgt , dass  sowohl  das  Verhältniss  der  Einzinserei  als 
der  Tragerei  schon  vor  der  Zeit  der  Schuldbriefe  sich  in 
dem  Gült  Verhältnisse , ja  sogar  noch  früher  bei  den 
eigentlichen  Grundzinsen  gebildet  habe.  Hier  hatte  sich 
zuerst  jene  Einheit  an  die  ursprüngliche  Zusammengehörig- 
keit der  nunmehr  getrennten  Grundstücke  angeschlossen , 
indem  die  Schuld  eben  auf  dem  vormaligen  einen  und  gan- 
zen Grundstücke  haften  blieb.  Zugleich  haben  wir  aber  hier 


249)  St.  L.  R.  Tb.  VI.  J.  22.  21.  S.  90.  91, 
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schon  ciiien  (reifenden  Beweis  gefunden,  dass  diese  Ver- 
hältnisse nicht  in  die  Gränzen  des  znricherischen  Rechtes 
hinein  gebannt,  sondern  wesentlich  deutsch  sind;  denn 
Grundzinse  und  Gülten  finden  sich  überall  in  ähnlicher 
Weise  *50). 

Jene  Stelle  der  Öffnung  lautet  so : 

„Item  welcher  och  der  gröst  ist  in  einer  schuoppis  oder 
in  einer  huob”  (beides  waren  ursprünglich  Abtheilungen 
des  Bodens , die  Einer  Hand  gehörten  , und  die  als  Ganzes 
den  Grundzins  schuldeten,  dann  aber  in.  mehrere  neue 
Grundstücke  vertbeilt  wurden! ; „der  soll  die  andereu  zins 
infasen  vnd  inziechen  vnd  antwürtten  einem  amptman  vnd 
ist  denn  demselben,  der  der  gröst  ist  in  der  huob  oder 
schuoppis  das  recht  behalten  , zuo  den  anderen  zinsern  die 
mit  Im  zinsend , das  minen  frowen  gen  inn  behalten  ist.” 

Hier  ist  somit  der  Einzinser  Träger,  welcher  die  stärkste 
Zinsrate  zu  erlegen  hat.  Noch  1623.  war  das  nämliche 
Princip  auch  in  dem  Stadtrechte  anerkannt*51).  Und  selbst 
das  Stadt  - und  Landrecht  von  1715,  welches  dem  Creditor 
die  Wahl  unter  den  Einzinsern  verstattet,  weist  ihn  doch 
zugleich  an,  „den  Habhaftesten  zu  einem  Träger  zu  er- 
wehlen.”  Sehr  häufig,  namentlich  bei  Grundzinstragereicn, 
kommt  auch  ein  Wechsel  vor  unter  den  Einzinsern,  wess- 
halb  denn  auch  hier  etwa  von  wechselnden  oder  um- 
gehenden Tragereien  die  Rede  ist. 

Der  Träger  wird  nun  wieder  nicht  Solidarschuldner ; 
wohl  aber  repräsentirt  er  gegenüber  dem  Creditor  die  sämmt- 
lichcn  Schuldner.  Der  Creditor  hält  sich  zwar  zunächst 
an  ihn  und  fordert  von  ihm  den  ganzen  Zins  und  seiner  Zeit 
das  Gesamintcapital.  Es  ist  dann  Sache  des  Trägers,  die 
einzelnen  Raten  von  den  übrigen  Einzinsern  einzusammeln. 
Zahlt  er  von  sich  aus  das  Ganze,  so  tritt  er  dann  in  die 


250)  Vergl.  Mitte  ruinier  deutsches  Privatrecht,  §.  177.,  welcher 
ton  ähnlichen  Verhältnissen  redet,  die  sich  nur  unter  unserer  obigen  Voraus- 
setzung gehörig  erklären. 

251)  Stadt  man.  v.  8.  Nor.  1623. 
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Rechte  des  Creditors  und  kann  nun  seinerseits  die  übrigen 
Einzinser  für  ihre  'l'heile  austreiben212).  Hätte  das  eben 
Gesagte  den  Sinn,  dass  der  Creditor  den  Träger  ohne  wei- 
ters und  unter  allen  Umständen  für  das  Ganze  austreiben 
könnte,  unbekümmert  um  das  Vorhandensein  der  andern 
Einzinser,  so  wäre  er  wirklich  Solidarschuldner.  So  weit 
darf  man  nun  aber  in  der  Richtung  der  Einheit  nicht  gehen ; 
denn  die  Forderung  ist  zugleich  eine  einzige  und  eine  ge- 
theilte.  Der  Träger  ist  zunächst  auch  ein  Einzinser 
und  haftet  somit  wie  diese  zuerst  persönlich  nur  für 
seine  Rate,  subsidiär  indem  er  für  das  Ganze  einzu- 
stehen hat,  für  die  Raten  der  M ite in z inser.  Dieses 
Recht  desselben  kann  nun  unmöglich  bloss  dadurch  so  we- 
sentlich verändert  werden,  dass  er  bestellt  ist,  die  übrigen 
Raten  einzuziehen  und  dieselben  samraethaft  dem  Creditor 
zu  überbringen.  Der  Creditor  freilich  darf  ihn  als  Reprä- 
sentanten aller  Einzinser  betrachten  und  so  sich  namentlich 
an  ihn  wenden,  ihn  auch  für  das  Ganze  betreiben;  aber 
nicht  ohne  auf  die  übrigen  Einzinser  zugleich  Rücksicht  zu 
nehmen.  Daher  treibt  er  den  N.  N.  als  Träger  und  Mit- 
Jiafte.  Der  Träger  kann  daher  — sich  auf  die  Theilung 
der  Schuld  berufend  — vorerst  durch  Deponirung  seines 
Antheils  den  Rechtstrieb  vorläufig  von  sich  ab  und  auf  die 
säumigen  Einzinser  (Mithafte)  hinlenken ; dann  aber , wenn 
es  ihm  nicht  gelingt,  von  diesen  Zahlung  zu  erhalten,  wenn 
die  Mithaften  somit  insolvent  sind  und  in  Concurs  ge- 
rathen , tritt  die  subsidiäre  Haft  auch  des  Trägers  wieder 
hervor2*3). 

Die  Unterschiede  zwischen  Einzinserei,  ohne  oder  mit 
Tragerei,  sind  daher  nicht  wesentliche,  sondern  mehr  for- 
melle. Sie  bestehen  hauptsächlich  in  Folgendem: 

1.  Wo  keine  Tragerei  ist , muss  der  Creditor  vorerst 


252)  Vergl.  di,  obige  Stelle  au*  der  KnonaueroJTnung  und  St.  L.  H. 
Tb.  VI.  $.  22.  S.  »0. 

253)  Vergl.  St.  L.  R.  Th.  VI.  J.  22.  S.  90.  Th.  X.  §.  61.  S.  165. 
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jeden  einzelnen  Einzinser  belangen,  wo  eine  Tragerei  ist, 
belangt  er  vorerst  den  Träger  fiir  sich  und  die  andern. 

2.  Dort  muss  der  Creditor  jeden  Einzinser  einzeln  quit- 
tiren  für  eine  einzelne  Rate,  hier  dagegen  quittirt  er  nur 
den  Träger  ftir  das  Ganze  und  braucht  eine  Theilzahlung 
auch  nicht  einmal  vorläufig  (wie  dort)  anzunehmen. 

3.  Der  Träger  besorgt  im  Namen  des  Creditors  den 
Bezug  der  Raten,  wo  kein  Träger  ist,  muss  der  Creditor 
selbst  dafür  sorgen. 

4.  Die  getrennt  behandelten  Einzinser  haften  zwar  doch 
subsidiär  für  einander  mit  Bezug  auf  Zins  und  Capitalzah- 
lung  aber  nicht  weiter  als  auf  vier  ausstehende  Zinse.  Wo 
sie  dagegen  durch  eine  Tragerei  verbunden  sind  oder  sonst 
sammethaft  aus  Einer  Hand  die  Zahlung  zu  besorgen  pflegen , 
haften  sie  unbeschränkt  für  alle  ausstehenden  Zinse  ***). 
Jene  Einzinser  stehen  nämlich  den  bloss  Geschreiten  schon 
um  etwas  näher,  wesshalb  denn  auch  die  Beschränkung  auf 
vier  Zinse  von  jenen  auf  diese  übergetragen  wurde. 


{.  44.  G.  Ablösung  des  Schuldbriefes. 

1.  Die  Ablösbarkeit  gehört  zum  Wesen  des  Dar- 
lehens und  so  denn  auch  des  Schuldbriefes.  Es  kann  daher 
das  Gegentheil  überall  nicht  ausbedungen  werden’“).  Zwar 
ist  es  möglich , die  Ablösung  hinaus  zu  schieben  und  das 
Darlehen  für  eine  bedeutende  Anzahl  Jahre  für  unaufkünd- 
bar  zu  erklären.  Nie  aber  darf  diese  Verschiebung  so  weit 
gehen,  dass  darin  eine  versteckte  Unablöslichkeit  läge. 

2.  Die  Dauer  des  Darlehens  wird  zunächst  durch  freie 
Verabredung  bestimmt.  Die  ältern  Schuldbriefe  waren  auf 
d?ei  Jahre,  die  neuern  sind  gewöhnlich  auf  sechs  Jahre 
gestellt“6).  Von  selbst  versteht  sich  aber  auch  diese  Zahl 


254)  St.  L.  K.  Th.  X.  §.  61.  S.  16i. 

255)  Gericht. buch  von  1553.  Th.  V.  St.  I.  R.  Th.  V.  f.  5.  S.  59. 

256)  St.  L.  R.  Th.  VIII.  J.  13.  8.  116. 
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nicht.  Dagegen  ist  allerdings  anzunchinen,  auch  wo  es 
nicht  ausdrücklich  gesagt  wurde,  dass  die  Schuld  ein  halbes 
Jahr  vordem  Zahlungstermine  aufgekündigt  werden  müsse2*7). 
Wird  nicht  aufgekündigt,  so  bleibt  das  Schuldverhältniss 
auch  Uber  jenen  Termin  hinaus  fortbcstehen ; hier  jedoch  in 
ganz  verschiedener  Weise , je  nachdem  auch  für  die  Zu- 
kunft ein  freies  Aufkündigungsrecht  Vorbehalten 
war  oder  nicht.  Im  letztem  Falle  nämlich  treten  der  Ab- 
lösung bedeutende  Beschränkungen  und  Hemmungen  in  den 
Weg,  und  zwar  sowohl  auf  Seite  des  Gläubigers  als  auf 
Seite  des  Schuldners. 

3.  Wenn  nämlich  der  Creditor  versäumt  hatte,  vor 
dem  Endtermin  des  Schuldbriefes  aufzukünden  und  sich  für 
die  Folge  auch  kein  Aufkündigungsrecht  Vorbehalten  hatte, 
so  kann  er  nun  gegen  den  Willen  des  Schuldners  überall 
keine  Ablösung  mehr  erzwingen.  Auf  seiner  Seite  ist 
somit  das  Geschäft  nun  unauflöslich  geworden. 

Dieser  sonderbare  Satz  hat  freilich  schon  vielfache  Be- 
denken erregt,  zumal  derselbe  in  der  bestehenden  Gesetz- 
gebung nirgends  ausgedrückt  ist2*9).  Dessen  ungeachtet 
steht  er  durch  Uebung  völlig  fest.  Je  entschiedener  diese 
Ucbung  ist  und  je  mehr  der  Satz  dem  Wesen  des  Darlehens 
und  der  naturgemässen  Auflösbarkeit  desselben  zu  wider- 
sprechen scheint,  desto  nothwendiger  wird  eine  Erklärung  ; 
und  diese  kann  nun  eben  bloss  historisch  gegeben  werden. 

Offenbar  war  hier  die  Theorie  der  Gült  nicht  ohne 
Einfluss  auf  die  Theorie  des  Schuldbriefes,  indem  eben  dort 
die  Unauflöslichkeit  zumal  auf  Seite  des  Rentenkäufers  die 
Regel  ist.  Und  so  weisen  denn  auch  Bestimmungen  des 
Gerichtsbuches  von  1553.  auf  diesen  Zusammenhang  deut- 
lich hin.  Im  sechszehnten  Jahrhunderte  wurden  die  Gülten 


257)  Sl.  L.  R.  Th.  VIII.  $.  3.  S.  III. 

258)  Der  Schloss  von  $.  13.  Th.  VIII,  S.  116.  des  St.  L.  R.  scheint 
sogar  zu  widersprechen  , indem  dort  ein  Anfkiindigangsrecht  des  Creditor« 
nach  Ablauf  der  Termine  anerkannt  ist.  Indessen  sind  diese  Schlussworte 
dann  eben  auf  die  Falle  zu  beziehen,  wo  sieh  der  Creditor  freies  AnfkHn- 
difungsrecht  Vorbehalten  hatte. 
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schon  langst  wie  grundversicherte  Darlehen  angesehen, 
freilich  mit  unauflöslichem  Charakter.  Im  Gegensatz  dazu 
verstattete  man  - nun  aber  eigentliche  Darlehen  mit  Grund- 
versicherung,  die  dann  zugleich  auflöslich  sein  sollten. 
Diese  Schuldbriefe  sollten  aber  ursprünglich  nur  auf  drei 
Jahre  gestellt,  somit  innerhalb  dieser  kurzen  Zeit  wirklich 
aufgelöst  werden.  Blieb  dann  das  Darlehen  über  diese 
Frist  hinaus  fortbestehen , so  nahm  man  an,  der  Charakter 
dieses  neuen  Institutes  des  Schuldbriefes  sei  nicht  festge- 
halten , und  das  Rechtsgeschäft  sei  doch  mehr  nach  der 
Natur  der  Gülten  zu  beurtheilen,  mithin  auf  Seite  des  Cre- 
ditors  unauflöslich. 

Das  ist  der  Inhalt  folgender  Bestimmung  des  Gerichts- 
buches von  1553. 

Doch  das  dhein  solliche  Satzung  vnnd  verschrybung  — 
— lennger  bestan  noch  weren  , dann  drü  Jar,  vnnd  so  der 
vaslycher  das  liese  über  das  dritte  Jar  anstaan , Alsdann 
, solle  er  das  an  ein  zins  vnnd  Losung  stellen,  vnnd 
sich  versicheren  lassen,  sölliches  zu  verzinsen , So  lanng 
dem  zinsenden  das  gelägen  Ist. 

Eben  dahin  gehört  folgende  Notiz  aus  Meyers  Promptuar : 
Zwischen  1624  — t635.  Einer  welcher  wohl  versichert 
ist,  mag  seinen  Debitoren,  um  seines  eigenen  Nutzens  wil- 
len nicht  zum  ablösen  zwingen,  um  Zins  and  Küsten  aber 
treiben. 

Dadurch  wird  denn  unsere  Regel  zugleich  erklärt  und 
urkundlich  erwiesen.  Eben  dieser  ursprüngliche  Zusammen- 
hang mit  den  Gülten  zeigt  aber  auch,  dass  die  Regel  auf 
die  spätere  und  freiere  Entwicklung  des  Schuldbriefes  nicht 
mehr  passt,  und  wie  bereits  praktisch  auf  dein  Wege  des 
Vertrages  gewöhnlich  freie  Aufkündigung  auch  dem  Cre- 
ditor  Vorbehalten  wird , so  wäre  es  an  der  Zeit , die  ganze 
Regel  nun  vollends  aufzugeben. 

4.  Ausnahmsweise  kann  auch  der  Creditor  kündigen, 
wenn  der  Schuldner  das  verpfändete  Grundstück 
veräussert.  Fällt  die  Veräusserung  in  die  Zeit  der  Frist , 
für  welche  zunächst  der  Schuldbrief  verabredet  war,  so 
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kann  vor  dem  Termine  auch  dannzumal  der  Creditor  nicht 
kündigen,  sondern  entweder  mag  er  sich  persönlich  noch 
fortwährend  an  den  alten  Schuldner  halten , oder  den  neuen 
Erwerber  als  Schuldner  anerkeunen.  Fallt  die  Veräusserung 
dagegen  in  eine  spätere  Zeit,  so  steht  nun  dein  Creditor 
auch  das  Dritte  frei,  die  Schuld  geradezu  aufzukündigen M9). 

Die  Ausnahme  erleidet  aber  wieder  eine  Beschränkung 
im  Concurse  des  Schuldners.  Wird  nämlich  ein  Creditor 
durch  Anwendung  seines  Zugrechtes  Eigentümer  der  Lie- 
genschaft des  Schuldners , so  sollen  nunmehr  nicht  alle  Cre- 
ditoren,  welche  darauf  versichert  sind,  sofort  kündigen 
dürfen,  sondern  nur  der  jüngste,  dem  ziehenden  Creditor, 
unmittelbar  vorhergehende  Pfandgläubiger ; eine  Beschrän- 
kung , welche  sich  genügend  rechtfertigt,  indem  einerseits 
der  Züger  nicht  aus  völlig  freiem  Willen  die  verpfändete 
Liegenschaft  erwirbt,  sondern  theilweise  genöthigt  durch 
die  Gefahr , ohne  den  Zug  seine  F orderung  zu  verlieren , 
anderseits  die  vorgehenden  Creditoren  berechtigt  sind,  ihn 
an  dem  Zuge  zu  hindern,  insofern  er  nicht  habhaft  ist8*0). 

5.  Aber  auch  der  Schuldner  ist,  wenn  nicht  entge- 
gengesetzte Verabredungen  ein  anderes  bestimmen , nur  un- 
ter gewissen  Beschränkungen  zur  Ablösung  berechtigt. 
Nämlich: 

a)  Zugleich  mit  dem  Capitale  müssen  auch  alle  ausstehen- 
den Zinse  samint  dein  laufenden  bezahlt  werden2*1). 

b)  Der  Schuldner  darf  keine  hinterherigen  Schul- 
den mehr  haben,  weder  versicherte  noch  laufende. 
Die  abzuzahlende  Schuld  muss  wirklich  seine  jüngste 
Schuld  sein262).  Eine  abgeschmackte  Beschränkung, 


259)  S (.  L.  R.  Th.  I.  $.  59.  S.  164.  Th.  VIII.  }.  12.  S.  115. 
Hon.  Chr.  X.  S.  189.  ff. 

260)  St.  L.  R.  Th.  X.  §.  63.  64.  S.  466.  467.  V.rgl.  Mandat 
von  1533. 

261)  St.  L.  R.  Th.  VIII.  §.  3.  S.  111, 

262)  St.  L.  R.  Th.  VIII.  $.  3.  S.  111.  §.  11.  S.  115.;  „und  dannethin 
aus  eignem  Gelt  alle  seine  schuldige  jüngere  Posten,  verbriefet«  und 
laufende  abgelöst  haben.” 
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die  wohl  in  der  Ausdehung,  welche  die  Worte  zu 
haben  scheinen , nie  praktisch  geworden  ist.  Denn 
wie  die  laufenden  Schulden  hergehören , bei  denen 
sonst  auf  die  Zeit  ihrer  Eingehung  überall  nichts  an- 
kommt, und  auf  welche  auch  bei  Contrahirung  eines 
grundversicherten  Darlehens  niemand  Rücksicht  nimmt, 
lässt  sich  nicht  einsehen.  Daher  ist  wohl  schon  im 
Sinne  des  Statutes  nicht  von  allen  laufenden  Schulden 
die  Rede,  von  denen  kaum  je  ein  Schuldner  gänzlich 
frei  sein  wurde , sondern  nur  von  laufenden  Schulden , 
welche  zu  dem  Grundstück  in  einer  gewissen  Bezie- 
hung stehen,  i.  B.  von  unversicherten  Kaufresten 
oder  von  Darlehen,  welche  wenn  schon  vorläufig  ohne 
Versicherung  aufgenommen  worden  sind , um  daraus 
die  aufgekiindigte  Schuld  zu  bezahlen.  Indessen  mag 
doch  diese  Bestimmung , insofern  sie  über  die  jüngern 
versicherten  Posten  hinaus  reicht,  ftir  ganz  obsolet 
gelten  und  auch  dem  übrigbleibenden  Thcile  ist  das- 
selbe Schicksal  zu  wünschen,  da  er  einzig  dazu  dient, 
den  Schuldner  zu  chikaniren. 
e)  Er  soll  die  Schuld  aus  eigenem  — nicht  aus  entlehn- 
tem — Gelde  ablösen,  was  freilich  schwer  zu  con- 
troiliren  und  daher  praktisch  von  geringer  Bedeu- 
tung ist*®3). 

Alle  diese  Bestimmungen  sind  aus  einem  Bestreben  hervor- 
gegangen, dergleichen  Schuld  Verhältnisse  dauernd  zu  ma- 
chen : ein  Bestreben , welches  der  Natur  des  Schuldbriefes 
keineswegs  gemäss  ist. 

6.  Die  Zahlung  muss,  insofern  keine  Stückzahlungen 
verabredet  sind,  sammethaft  geschehen  und  in  der  Woh- 
nung des  Creditors  abgetragen  werden.  Sind  Stückzahlun- 
gen verabredet,  so  gelten  diese.  Ist  nun  aber  der  erste 
Termin  des  Schuldbriefes  vorbei,  ohne  dass  die  einzelnen 
Raten  nach  -dem  Inhalte  des  Briefes  bezahlt  wurden ; dann 


263}  U n t.  Man.  v.  18.  Not.  1681.  Mandat  von  1674.  im  GtrirM** 
bnrh.  St.  Man.  v.  1.  Mai  1702,  St.  L.  H.  a.  a.  O. 
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bat  der  Creditor  die  Wahl,  ob  er  auf  den  Fall,  dass  der 
Schuldner  kündigt,  saminethafte  Zahlung  oder  Stückzahlun- 
gen nach  den  frühem  Terminen  begehren  wolle.  Schlagt 
er  einmal  jene  aus,  so  kann  er  nur  noch  diese  verlangen. 
Dem  Auffallszüger  und  seinem  Rechtsnachfolger  nur  steht 
zwei  Jahre  lang  nach  dem  Zuge  das  Recht  zu,  sammet- 
haft  ahzuzahlen,  insofern  er  es  aus  eigenen  Mitteln  thun 
kann*6').  • 

7.  Schwierig  ist  die  Beantwortung  der  Frage,  oh  in 
der  Einzinserei  die  Mehrheit  der  Einzinser  die  Minderheit 
zur  Ablösung  zwingen  könne.  Wenn  man  indessen  be- 
denkt, dass  auf  Seite  der  Schuldner  mehr  das  Princip  der 
Vielheit  hervortritt,  und  dass  jeder  Einzinser  doch  ein  selb- 
ständiges Interesse  haben  kann  gegen  die  Ablösung;  wenn 
man  ferner  erwägt , dass  die  Mehrheit  der  Einzinser  leicht 
den  kleinern  Theil  der  Gesauuutschuld  repräsentirt , so  wird 
man  sich  eher  für  Verneinung  der  Frage  und  zwar  für 
unbedingte  Verneinung  entscheiden;  und  es  scheint  denn 
auch  wirklich  diese  Ansicht  in  einer  viel  bestrittenen  Stelle 
des  Stadt-  und  Landrechtes  vorausgesetzt  zu  sein26*). 


§.  '(5.  H.  Wirkung  der  Ablösung  und  Entkräftung 
des  .Schuldbriefes. 

1.  Die  Zahlung  wirkt  gewöhnlich,  da  in  ihr  die 
Erfüllung  der  obligatorischen  Verbindlichkeit  liegt  und  diese 


26*)  St.  L.  R.  Th.  VIII.  §.  13.  1*.  S.  116.  117. 

265)  Sl.  L.  R.  Tb,  VIII.  §.  18.  S.  119.  „ Wann  dannethin  unter- 
schiedliche Käufer  etlicher  Stück  und  Gütern,  so  in  einem  Brief  begriffen, 
50  wol , als  vielerlei  Einzinser  in  einen  Brief  (da  die  meisten  derselben  mit 
eigeuem  Geld  versehen  , einen  [die  Verwechslung  der  Form  des  Accusativs 
mit  dem  Nominativ  ist  nicht  ganz  selten  im  Gesetz  , wie  sie  auch  jetzt  noch 
häufig  gehört  wird,  wenn  Schweizer,  deren  Dialekt  jenen  formellen  Unterschied 
nicht  mehr  kennt,  deutsch  reden]  oder  zwei  aber  nicht  ablösen  woll- 
ten) sollen  jene  mit  diesen  weiters  solchen  Rrief  zu  verzinsen  die  Obliegen- 
heit haben,  bis  sie  alle  und  jeder  seinen  AnUieil  aus  eigenen  Mitteln  die 
Ablösung  zu  thun  iw  Staude  anren.” 
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eben  zunächst  die  Bestimmung  hat  durch  Erfüllung  unter- 
zugehen, gänzliche  Zerstörung  der  Forderung.  Bei  der 
schuldbrieflichen  Forderung  kann  nun  aber  diese  Wirkung 
darum  nicht  einlreten , weil  der  Schuldbrief  durch  die  ihm 
inwohnende  Glaubwürdigkeit  zu  einem  unbedingten  Reprä- 
■ sentanten  der  Forderung  und  als  Gegenstand  des  Verkehres 
zu  einer  Sache  geworden  ist,  so  dass  die  Schicksale  der 
Forderung  selbst  durch  das  Schicksal  des  Schuldbriefes  be- 
dingt werden.  Demnach  kann  die  Bezahlung  des  Schuld- 
briefes nur  eine  relative,  nicht  eine  absolute  Zer- 
störung der  Forderung  zur  Folge  haben.  Gelangt  daher 
der  Schuldbrief  nach  der  geschehenen  Zahlung  und  ohne 
dass  die  Zahlung  auf  demselben  bemerkt  oder  der  Schuld- 
brief sonst  entkräftet  ist,  unversehrt  in  die  Hände  eines 
dritten  Erwerbers,  welcher  in  gutem  Glauben  ist,  so  ist 
die  schuldbriefliche  Forderung  in  dessen  Hände  vollgültig 
und  es  kann  der  neue  Eigenthiimer  nochmals  von  dem  Schuld- 
ner Zahlung  fordern.  Es  kann  sich  mithin  der  Schuldner 
auf  die  bereits  geleistete  Zahlung  nur  berufen,  wenn  ihm 
der  Creditor  selbst , der  die  Zahlung  empßng , oder  dessen 
Erbe  oder  ein  Dritter,  der  von  der  Zahlung  Kenntniss 
hatte , als  er  den  Schuldbrief  erwarb , gegenüber  steht, 
nicht  aber  gegenüber  dem  dritten  Besitzer  in  gutem  Glauben. 

Daraus  folgt  von  selbst , dass  der  Debitor  ein  bestimm- 
tes Interesse  hat  und  zugleich  berechtigt  ist,  Abschreibung 
der  angebotenen  Theilzahlung  in  dem  Schuldbriefe  und 
in  dem  Notariatsprotokolle  und  Aushiugabe  des  entkräf- 
teten Schuldbriefes  selbst  gegen  die  letzte  Zahlung  zu  for- 
dern. So  wie  mithin  der  Creditor  die  dargeliehenc  Geld- 
summe nur  gegen  den  Schuldbrief  vorzustrecken  genöthigt  wer- 
den konnte,  so  kann  auch  der  Schuldner  nur  gegen  Zurück- 
gabe des  Schuldbriefes  zur  Rückzahlung  angehaiten  wer- 
den t66). 


246,  Sl.  L.  R.  Tb.  V.  J.  JO.  3t.  JJ.  und  3*.  S.  71  — 73.  f.  31  : 
„Wann  aber  ein  Schuldner  dem  nicht  nachlebte  und  — ► die  — Beza  binnen  dem 
Schuld-Brief  nicht  ordentlich  ab  schreiben  liesse,  nachgehends  aber 
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2.  Ist  aber  der  Schuldbrief  verloren  oder  sonst  unter- 
tergegangcn,  so  bleibt  nichts  übrig,  als  förmliche  Ainor- 
tisirung  desselben  und  Löschung  in  dem  Notariatsprotokolle 
nach  fruchtlos  gebliebenem  öffentlichen  und  gerichtlichen  Auf- 
rufe. Denn  wie  der  Schuldbrief  die  gerichtliche  Autorität  für 
.sich  hat,  so  kann  dieselbe  ihm  auch  nur  auf  dem  nämlichen 
Wege  wieder  entzogen  werden **')•  Ein  altes  Beispiel  einer 
solchen  Entkräftung  finde  ich  im  Jahr  1523.  Es  wurde 
nämlich  damals  dem  Spital  ein  Gültbrief  abbezahlt,  der 
„ verlegt  ” war.  Darauf  gab  der  Rath  den  Schuldnern  eine 
mit  dem  Siegel  versehene  Ablüsuogsurkundc , wodurch 
jener  Schuldbrief  für  förmlich  vernichtet  erklärt  wird*61). 


5.  46.  Wucher  und  Wucherverbote. 

Zu  allen  Zeiten  und  unter  allen  uns  verwandten  Völ- 
kern galt  der  Wucher  für  etwas  Widerrechtliches:  überall 
finden  wir  daher  auch  Versuche,  demselben  zu  steuern  und 
gewisse  für  wucherlich  gehaltene  Geschäfte  zu  untersagen. 
Je  mehr  indessen  der  Verkehr  sich  ausbildet,  je  bewegter 
und  mannigfaltiger  er  wird , desto  schwieriger  ist  es  auch , 
den  Wucher  zu  verhindern.  Die  äussere  Aehnlichkeit  zwi- 
schen Geschäften,  die  jeder  für  erlaubt  hält  und  wucher- 
lichen  Geschäften , die  als  solche  verboten  sind , wird  immer 
grösser,  die  Gränzen  verwischen  sich  oder  scheinen  will- 
kührlich  gezogen,  und  zuletzt  weiss  sich  die  Theorie  eine 
Zeit  lang  nicht  anders  mehr  zu  recht  zu  finden,  als  indem 
sic  die  Unrechtlichkeit  des  Wuchers  selbst  in  Zweifel  zieht 


ein  Schaden  daraus  entstu  linde,  soll  er,  der  Schuldner,  wegen 
seiner  Saumseligkeit  solches  an  ihm  selbst  haben.’* 

267)  Not.  Ordnung  t.  1804.  I.  §.  2.  M.  S.  II.  202.  III.  $.  5. 
M.  S.  II.  211.  R a t h s v e r o r d n u n g r.  1811.  M.  S.  V.  S.  133. 

268)  Sie  findet  sich  im  Gemeindsarchir  Manidorf.  Darm  heisst  es  : 
i»  So  vermietend  wir  doch  denselben  brieff  rund  tbunnd  den  hyemTt  ab 
Wissentlich.” 

BlunUrhli  RrrhU;nrliirhtr.  II*  17 
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und  bestreitet  969).  Und  in  der  That  hat  diese  Ansicht  Tieien 
Schein  für  sich ; denn  geht  inan  lediglich  von  dem  Gesichts- 
punkte der  individuellen  Freiheit  aus , so  sollte  cs  dem 
Schuldner  frei  stehen , sich  auch  durch  einen  ihm  schäd- 
lichen Vertrag  zu  binden  und  beruht  die  Gültigkeit 
des  wuchcrlichcn  Vertrages  auf  demselben  Princip,  nämlich 
der  Anerkennung  des  rechtlichen  Willens  der  contrahirenden 
Personen,  wie  die  Gültigkeit  eines  jeden  andern  Vertrages. 
Auf  dem  Gebiete  des  Privatrechtes  und  des  Privatverkehrs 
scheint  man  daher  dem  Wucher  nicht  beikommen  zu  kön- 
nen ; aber  eben  dcsshalb , weil  er  als  ein  privatrechtliches 
gültiges  und  insofern  erlaubtes  Geschäft  betrachtet  wird , 
so  "scheint  denn  hinwieder  kein  Grund,  den  Wucher  straf- 
rechtlich zu  untersagen,  indem  darin  keine  Rechtsverletzung 
liegt.  Polizeiliche  Verbote  aber  haben  einmal  dasselbe  und 
übcrdicss  noch  die  Leichtigkeit  einer  Umgehung  gegen  sich. 
Daher  bleibt  denn  dieser  Theorie  nichts  übrig,  als  den 
ganzen  Begriff  als  einen  durch  positive  Bestimmungen  ein- 
gedrungenen dem  Rechte  fremden  und  nur  der  Moral  zu- 
gehörigen zu  beseitigen. 

Mir  ist  es  immer  so  vorgekommen : Wenn  ein  festes 


249)  Mit  scintm  gewohnten  zersetzenden  Sefmrfsitine  bat  Brntham  die 
Verteidigung  de«  Wuchers  Übernommen.  Ganz  bezeichnend  aber  ist  et, 
dass  Denlham  fast  nur  init  Gründen  der  Nationalökonomie  streitet  uud  den 
Rechlspunkt  nur  leise  berührt.  Es  hangt  das  mit  seinem  ganzen  Rechtssystem, 
wenn  man  es  so  nennen  darf,  zusammen,  einein  Systeme,  das  nicht  auf  die 
Idee  der  Gerechtigkeit,  sondern  auf  die  Theorie  äusserer  Wohlfahrt  gebaut 
ist,  «heu  dcsshalb  aber  auch  keinen  innern  Halt  und  keine  wissenschaftliche 
Befriedigung  gewährt.  Es  konnte  eben  den  Wucher  nur  verlheidigen  , wer 
das  Wesen  des  Rechts  selbst  verkannte.  Man  hat  es  schon  oft  beklagt  , dass 
Bentham  in  Deutschland  so  wenige  Verehrer  erlange/  Man  hat  aber  dabei 
Übersehen,  einmal  dass  eine  so  unwissenschaftliche  Ansicht , trotz  dem  ausser« 
ordentlichen  Aufwand«  geistiger  Ausschmückung,  in  einem  Lande,  dessen 
philosophische  und  historische  Wissenschaften  einen  weit  hohem  Grad  der 
Ausbildung  erlangt  haben,  nicht  aufkommen  konnte,  dann  auch,  dass  seine 
Schriften,  ungeachtet  der  grossen  leichtfasslichen  Klarheit  der  Sprache  und  der 
scheinbaren  praktischen  Anwendbarkeit  des  Inhaltes,  doch  auch  dem  gesunden 
Gefühle  und  dem  sittlichen  Takte  des  grossem  Publikums  nicht  Zusagen , 
welches  das  Recht  für  inehr  als  nur  ein  Produkt  des  Zufalls  und  der  Will, 
kühr  und  für  mehr  als  nur  eine  Anstalt  Wohlbehagen  zu  verbreiten  ansieht. 
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und  entschiedenes  Rechtsgefühl  sich  Jahrhunderte  lang  in 
den  Völkern  äusserte,  das  die  juristische  Theorie  nicht  zu 
begreifen  vermag  und  für  falsch  erklärt;  so  lohnt  es  sich 
wohl  der  Mühe,  diese  Theorie  zum  zehnten  Male  zu 
prüfen.  Denn  gewöhnlich  wird  sie  sich  doch  am  Ende 
falsch  erweisen  und  das  unbewusste  Gefühl  noch  zum  Be- 
wusstsein gelangen  und  zu  Ehren  kommen. 

Schon  das  kann  einem  Bedenkeit  erregen  gegen  jene 
Theorie,  dass  der  Grund,  aus  welchem  das  Verbot  des 
Wuchers  aus  dem  Rechtsgebiete  weg  und  in  das  Gebiet  der 
Moral  hinüber  gewiesen  wurde,  der  war:  Die  restliche 
Gültigkeit  des  wucherlichen  Vertrages  folge  schon  aus  der 
Freiheit  des  Willens  der  Contrahenten.  Auf  dieselbe 
Freiheit  des  Willens  wird  denn  aber  auch  gewöhnlich  die 
Moral  basirt ; und  wenn  sich  somit  die  Rechtmässigkeit  die- 
ses Willens  aus  diesem  selbst  rechtfertigt,  so  rechtfertigt 
sich  auch  zugleich  die  moralische  Zulässigkeit  dieses  Willens. 
Consequenter  Weise  werden  sie  daher  in  einem  zweiten 
Sturme  das  Verbot  auch  aus  dem  Gebiete  der  Moral  ver- 
bannen und  überall  die  Freiheit  des  Willens  anerkennen 
und  vor  einer  Hemmung  durch  Wucherverbote  schützen 
müssen. 

Der  Irthum  in  jener  Theorie  liegt  nun  aber  eben  darin , 
dass  sie  Freiheit  des  Willens  voraussetzt  und  zu  schützen 
vorgibt,  während  in  der  That  nur  ein  Schein  der  Frei- 
heit vorhanden  ist,  und  sie  vielmehr  die  Herrschaft 
über  die  Unfreiheit  schützt.  So  lange  cs  nämlich  eine 
Theilnng  des  Vermögens  und  einen  Verkehr  der  Einzelnen 
über  dieses  Vermögen  geben  wird,  so  lange  wird  es  auch 
Reiche  und  Arme,  Creditoren  und  Debitoren 
geben.  Und  es  sind  diese  Creditoren  und  Debitoren  nicht 
etwa  nur  in  diesem  oder  jenem  Verhältnisse,  sondern  durch- 
gängig in  einer  Masse  von  Verhältnissen  Creditoren  und 
Debitoren.  Sie  wechseln  auch  gewöhnlich  die  Stellung 
nicht  unter  einander , sondern  höchstens  erscheinen  die  re- 
gelmässigen Debitoren  nach  urtten  hin  wieder  als  regel- 
mässige Creditoren,  nach  oben  aber  sind  sie  nur  äusserst 
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selten  Berechtigte,  fast  immer  aber  Gebundene  und  Ver- 
pflichtete. 

Dieses  Verhältnis  , welches  aus  dem  Wesen  des  Rech- 
tes selbst  hervorgellt,  und  welches  mit  der  steigenden  Frei- 
heit und  Beweglichkeit  des  Rechtsverkehrs  sich  immer 
schroffer  gestalten  wird , dieses  Verhältnis  der  regelmäs- 
sigen Debitoren  zu  den  regelmässigen  Creditoren  drückt  nun 
die  Freiheit  der  Ersteen  nieder  und  unterwirft  sic  der  Herr- 
schaft der  Letztem.  Diese  Unterordnung  der  einen  Personen 
unter  die  andern  ist  nun  aber  nicht  eine  organische,  sie 
geht  nicht  aus  Familien-  oder  andern  naturgemässen  per- 
sönlichen Beziehungen  hervor.  Wäre  sie  das , so  wäre  sie 
zugleich  Freiheit;  denn  Unterordnung  schliesst  Freiheit  nicht 
nur  nicht  aus,  sondern  F reiheit  kann  oft  nur  in  Form 
der  Unterordnung  zur  Wirklichkeit  kommen.  Weil  sie 
aber  das  nicht  ist,  sondern  vielmehr  auf  den  äussern  kaltep  , 
unpersönlichen  Wirkungen  des  Eigenthumswechsels  und  des 
Geld  Verkehrs  beruht,  so  ist  sic  eine  wahre  Unfreiheit,  die 
nur  um  so  empfindlicher  ist , je  mehr  sic  den  äussern  Schein 
der  Freiheit  für  sich  hat,  wenn  gleich  selbst  in  diesem 
täuschenden  Scheine  noch  einiger  Trost  liegen  mag. 

Macht  nun  der  Creditor  von  dieser  Lage  des  Schuldners 
Missbrauch,  benutzt  er  die  ohnehin  unfreie  Stellung  des 
Letztem  dazu,  um  ihn  in  bester  Form  Rechtens  zur  Ein- 
gehung neuer  Schulden  zu  nöthigen , welche  ein  wahrhaft 
freier  Schuldner  nicht  cingchen  würde , weil  sie  dem  regel- 
mässigen und  ordentlichen  Verkehre  nicht  entsprechen , 
weil  vielmehr  die  Verpflichtung,  die  er  über  sich  nimmt, 
entweder  schon  an  sich  oder  der  dariu  liegenden  Gefahren 
wegen  in  einem  Missverhältnisse  steht  zu  den  Vortheilen, 
welche  der  Schuldner  bei  Eingehung  der  Schuld  sucht:  so 
ist  ein  solcher  Vertrag  eben  auf  Seite  des  Schuldners  kein 
freier  , sondern  ein  ((teilweise  unfreier  und  der  obligirendc 
Wille  des  Crcditors , so  weit  er  über  jene  Gränzen  hinaus- 
geht, ein  unrcchtlichcr.  Betrachte  man  ihn  auf  Seite  des 
Crcditors,  oder  auf  Seite  des  Debitors,  auf  beiden  Seiten 
ist  ein  Mangel ; dort  Unrecht  hier  Unfreiheit.  Und  diess 
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eben  ist  es,  was  die  Gültigkeit  solcher  Verträge  hindern 
kann. 

Es  ist  ohnehin  schlimm  genug,  dass  das  Recht,  dessen 
Consequenzen  eben  jenen  ganzen  Zustand  der  Unfreiheit  — 
offenbar  gegen  seinen  innersten  Willen , indem  es  eben  die 
Freiheit  schlitzen  wollte  — erst  hervorgebracht  haben , nicht 
Macht  genug  besitzt,  um  das  in  Unrecht  umgescblagene 
Recht  wieder  zu  sich  zurück  Zufuhren  270).  Aber  es  wäre 
noch  viel  trauriger,  wenn  das  Recht  nicht  einmal  den  Ver- 
such machen  wollte  oder  dürfte,  dieses  Unrecht  wenigstens 
zu  mildern.  Vergleicht  man  nun  die  verschiedenen  positi- 
ven Rechte,  so  haben  sie  wirklich  alle,  von  ihrem  eigenen 
Geiste  geleitet,  diesen  Versuch  gewagt , und  so  unvollkom- 
men, so  ungenügend  auch  überall  die  Mittel  waren  uud 
bleiben  werden,  um  das  Uebel  zu  hemmen,  welches  ja  aus 
der  Unvollkommenheit  der  menschlichen  Rechte  selbst  entsprun- 
gen ist,  so  sind  sie  doch  als  Versuch  schon  ehrenwerth  und 
vom  Gesichtspunkte  des  Rechtes  aus  nicht  blos  gerechtfer- 
tigt, sondern  geradezu  geboten. 

Die  Schwierigkeit  liegt  offenbar  darin,  den  wucher- 
lichen  Charakter  solcher  Verträge  zu  erkennen,  indem 
die  wucherliche  Tendenz  sich  wohl  hütet  heraus  zu  treten 
und  sich  zu  offenbaren,  sondern  in  den  geheimen  Falten 
des  noch  verschlossenen  Willens  sich  verbirgt  und  nur  in 
sehr  unschuldiger  Form,  in  der  Form  ihres  Gegcnthciles , 
des  Rechtes , sich  äusserlich  geltend  macht.  Da  nun  aber 
das  Recht  seiner  Natur  nach  das  innere  Unrecht,  so  lange 
es  sich  nicht  äussert , nicht  fassen  und  zurecht  weisen  kann, 


270)  Vergl.  K.  F.  Gosche!  Zerstreut«  Blatter,  Erfurt  1832.  Bd.  1. 
S.  418:  »Wer  sich  jeden  Groschen,  den  er  einem  Dürftigen  leihet,  verzin- 
sen lässt , hat  das  äusserste  äussere  Hecht  für  sich,  aber  eben  darum,  weil 
ers  bis  aufs  Aeusserste  steigert,  das  höhere  Hecht  gegen  sieb , welches  darauf 
sich  griiudet,  dass  einer  neben  dein  andern  leben  könne.  Ps.  15  , 5.  Exod. 
22,  25.  Levit.  25,  36.  Deut.  23,  19;  wer  aber  Wucher  treibt,  er  bestehe 
in  zu  hohen  Zinsen  , oder  in  betrügerischer  Verschleierung  des  Zinsgeselzee  , 
in  usurae  oder  in  census  redimibiles  , der  hat  auch  das  äussere  Hecht 
gegen  sich.” 
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so muss  es  sich  woh)  damit  begnügen,  da,  wo  die  wucher- 
lichc  Tendenz  schon  aus  der  äussern  Form  und  dem  Inhalte 
des  Vertrages  geschlossen  werden  kann , auf  sie  zu  greifen 
und  sie  zu  züchtigen.  Es  ist  der  Wucher  einer  der  schlimm* 
sten  Feinde  des  Rechtes,  weil  er  das  Unrecht  unter  die 
Form  des  Rechtes  verbirgt  und  die  Bedrückung  unter  dem 
Scheine  der  Freiheit  vornimmt.  Daher  ist  das  römische 
Hecht  nicht  zu  tadeln,  dass  cs  den  Wucherer  mit  Infamie 
bedroht,  und  eben  so  wenig  sind  neuere  Rechte  zu  tadeln, 
wenn  auch  sie  schwere  Folgen  und  Nachtheile  an  den 
Wucher  knüpfen.  Die  römische  Strafe  ist  aber  eben  darum 
die  gerechte,  weil  der  Wucher  Missbrauch  der  persönlichen 
Freiheit  zu  Bedrückung  ist , die  Infamie  nun  aber  diese 
selbe  persönliche  Freiheit  trifTt. 

Die  einzelnen  Wucher  verböte  des  zürcherischen  Rechtes 
sind  nun  : 

1.  Der  höchste  erlaubte  Zinsfuss  war  schon  sehr  frühe 
auf  5%  gesetzt271).  Doch  scheint  er  nicht  überall  beachtet 
worden  zu  sein  ; wenigstens  beschweren  sich  die  Bauern  der 
Herrschaft  Greifensee  1525.  über  die  Wucherzinse , die 
jenes  Verhältniss  von  5%  überschreiten. 

Glauben  wir , dass  auch  das  ungüttlicb  und  unrecht  gethan 
sey , dass  man  in  der  Stadt  und  auf  dem  Land  einander  so 
schwerlich  belade  mit  Wucher  zinsen  an  Kernen,  Wein, 
Haber  und  Rheinisch  Geld  und  hoffen  , dass  solches  zu  Nutz 
der  Armen  abgestellt  und  ein  ziemliches  zins  von  einem 
Pfund  ein  Schilling  bestimmt  werde.  Dann  obwohl 
auch  dieser  nicht  göttlich  ist,  kann  er  doch  zum  vor- 
theil der  Armuth  nachgesehen  werden. 

Die  Bauern  fühlten  wohl , dass  ein  billiger  Zins  auch  im 
Interesse  der  Armen  liege  und  stellten  daher  nicht  die  für 
die  Verkchrsverhaltnisse  unpassende  Forderung  eines  gänz- 
lichen Zinsverbotes. 

Im  Jahr  1529.  erliess  der  Rath  ein  Mandat,  worin  fol- 
gende Stelle  vorkommt: 


271)  Oben  Buch  III.  $.  20.  S.  423. 
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Wiewol  wir  niemantz  hcissent  noch  crloubcnd,  sin  golt 
viT  /.ins  vsszelicbeu  : dann  wir  vil  lieber  woltind,  das  ye- 
dcrinau  dein  andern  vss  triiw  vnd  Christeulichcr  liebe  lihc 
hu  Ille  vnd  fürsat/.te.  Diewyl  aber  leider  die  liehe  in  allen 
inenscben  erkaltet,  vnd  der  gvt,  ouch  die  vntriiw  etlicher 
liederlicher  liiten  überhand  genommen  hat  — Lassend  wir 
geschehen,  dass  man  pfennig  zins  möge  kouflen  , wie  ver- 
malen gebracht  worden,  du  einem  von  hundert 
pfänden  fünffe  — zu  jürlichen  zins  verlange,  Mit  dem 
heyleren  unterscheyd , dass  keiu  ander  gfaar  mit  vnderpfan- 
den , losungen  oder  sunst  — gebracht  werde. 

Diese  Beschränkung  der  erlaubten  Zinse  bis  auf  höch- 
stens 5%  erhielt  sich  bis  in  das  neueste  Recht;  nur  für 
kaufmännischen  Verkehr  wurde  ein  Zinsfuss  von  6%  ge* 
stattet*72). 

Insoweit  ist  das  Wucherverbot  zu  rechtfertigen.  Ganz 
unsinnig  aber  und  in  seiner  Art  unerhört  ist  das  damit  ver- 
bundene Verbot  an  den  Creditor,  nicht  unter  5%  darzu- 
leihen, als  ob  es  auch  Wucher  wäre,  mindere  Zinse  als 
die  höchst  erlaubten  zu  fordern.  Ursprünglich  bezog  sich 
dieses  letztere  Verbot  freilich  nur  auf  Gülten  und  Schuld- 
briefe. Aber  auch  insofern  war  dasselbe  offenbar  schänd- 
lich und  lässt  sich  einzig  daraus  erklären  , dass  der  städtische 
Rath,  welcher  fast  ganz  aus  Creditoren  bestand,  die  Stel- 
lung des  Gesetzgebers  missbrauchte , und  statt  durch  seine 
Gesetze  dem  Rechte  zu  dienen , die  persönlichen  Interessen 
seiner  Mitglieder  zu  wahren  suchte.  Im  Jahr  16  7 5.  *73) 
wurde,  so  viel  ich  weiss,  der  erste  Schritt  zu  solchem 
Unrechte  gethan.  Der  Rath  erklärte  die  Anlegung  der 
Capitalien  zu  4%  für  sehädlich,  weil  dadurch  die  Schuld- 
ner, welche  bisher  zu  5%  Geld  aufgenommen,  veranlasst 
würden,  ihre  Schulden  zu  kündigen,  und  beschloss,  es  sollen 
künftig  keine  Briefe  mehr  zu  4%  besiegelt,  sondern  dem 


272)  Mandat  v.  1653.  un  Gerichtsbuch.  St.  L.  R.  Th.  V.  $> . I.  S. 
56.  Wechselordnung  v.  1805.  §.  29.  M.  S,  lll.  46. 

273)  U n t.  Man.  v.  10.  Nov,  1675.  Vergl.  auch  L'nt,  Man.  v.  7. 
Mai  1687. 
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Darleiher  überlassen  werden  , auf  seine  Gefahr  und  ohne 
Sicherstellung  der  Pfandrechte  sein  Geld  auszuleihen.  In 
der  Folge  ging  man  noch  weiter  und  verbot  alle  Darlehen 
überhaupt  unter  5%*74). 

An  beide  Verletzungen  des  ordentlichen  Zinsfusses  wur- 
den denn  ganz  gleiche  Strafen  geknüpft,  als  ob  in  beiden 
gleiches  Unrecht  läge;  und  es  sind  diese  Strafen  von  der 
Art,  dass  sie  nicht  weniger  den  Schuldner  als  den  Gläubi- 
ger treffen.  Soweit  verkannte  das  spatere  Gesetz  die  ganze 
Bedeutung  und  die  rechtliche  Grundlage  der  Wucherverbote, 
dass  cs  den  armen  Schuldner  noch  dafür  mit  Strafe  bedroht, 
dass  er  durch  den  wucherlichen  Gläubiger  sieb  hat  nöthigen 
lassen.  Es  soll  nämlich  von  beiden  Theilen  zur  Hälfte  ein 
Viertheil  des  schuldigen  Capitals  als  Busse  bezahlt  werden 
und  die  Forderung  ihr  Pfandrecht  verlieren. 

Die  Bestimmung,  soweit  sie  zugleich  ein  Minimum  des 
erlaubten  Zinsfusses  festsetzt,  ist  durch  Gewohnheitsrecht 
und  Gerichtsgebrauch  schon  längst  gänzlich  obsolet  gewor- 
den, zum  deutlichen  Zeichen,  dass  offenbares  Unrecht,  und 
wenn  es  schon  die  Form  des  Gesetzes  für  sich  hat,  sich 
nicht  in  die  Dauer  hält. 

2.  Ferner  wird  es  als  Wucher  behandelt  und  mit  Geld- 
bussc  bedroht,  wenn  die  Zinsforderung  zum  Capital  ge- 
schlagen und  so  als  Bestandtheil  des  Capitals  mit  diesem 
von  Neuem  zinstragend  gemacht  wird.  Und  zwar  ist  nicht 
allein  der  eigentliche  Anatocismus,  wornach  zum  voraus 
schon  die  Verabredung  getroffen  wird,  dass  die  ausstehenden 
Zinse  das  zinstragende  Capital  vermehren  sollen,  sondern 
auch  der  Anatocismus  durch  neue  Verabredung  im  concreten 
Falle  verboten:  wenn  schon  jener  erste  Vertrag  leichter 
zu  wucherlichen  Geschäften  missbraucht  werden  kann.  Das 
Verbot  findet  in  der  psychologischen  Erfahrung,  dass  die 
Bequemlichkeit  und  Faulheit  des  Schuldners  hier  der  Wucher- 


274)  St.  L.  R.  Tb.  V.  $.  1.  S.  56.  Im  Entwürfe  zu  dem  Stadtrecbt 
ist  nur  von  einem  Maximum , und  nicht  zugleich  von  einem  Minimum  de» 
erlaubten  Zinsfusses  die  Rede. 


Digitized  by  Google 


Wacher  und  Wacherrerbole. 


265 


liehen  List  des  Gläubigers  zu  Hülfe  kommt,  seine  Begrün- 
dung. Wenn  dagegen  aus  den  Umständen  sich  erzeigt, 
dass  nicht  in  dem  Wucher  des  Creditors,  sondern  vielmehr 
in  der  Lage  des  Schuldners , der , wenn  der  Creditor  haare 
Zinszahlung  forderte,  ausgetrieben  werden  müsste,  somit 
gerade  in  der  Schonung  gegen  den  Schuldner  der  Grund 
einer  solchen  Verabredung  liegt , da  ist  sie  auch  erlaubt  und 
gültig *7i).  Hat  der  Schuldner  die  Zinse  bezahlen  gekonnt, 
und  erhält  er  dann  das  Geld  von  Neuem  dargeliehen  von  dem 
Creditor , so  ist  das  als  neues  Darlehen  ebenfalls  gültig 
wie  denn  die  Gefahr  des  Wuchers,  wenn  der  Schuldner 
Geld  hat,  sich  sehr  vermindert. 

3.  , Vorläufige  Abzüge  an  der  dargeliehenen  Summe 
werden  häußg  im  wucherlichen  Sinne  missbraucht,  und  sic 
sind  um  so  gefährlicher,  je  schwieriger  die  Entdeckung  ist. 
Auch  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  dieselben  nicht  als  Wucher 
zu  behandeln  sind,  somit  die  Forderung  jedenfalls  auf  ihren 
realen  Werth  herabzusetzen  und  die  zu  viel  bezahlten  Zinse 
saramt  Zinseszinsen  zurück  zu  geben  sind,  indem  theils  eine 
ganz  entschiedene  Volksansicht,  theils  Uberdem  Andeutun- 
gen des  Stadt-  und  Landrechts  selbst  und  eine  Verordnung 
des  Kleinen  Rathes  den  Fall  als  Wucher  bezeichnen*76). 
Gerade  hier  zeigt  sich  wieder  die  wahre  Natur  des  Wuchers 
deutlich.  Wenn  nämlich  der  Staat  ein  Darlehen  als  Schuldner 
contrahirt,  so  kommt  cs  nicht  selten  vor,  dass  das,  Ban- 
quierhaus,  welches  das  Darlehen  negocirt  hat,  dem  Staate 
vorläufige  Abzüge  macht  und  für  die  Nominalforderung  von 
100  nur  80  oder  90  bezahlt.  Kein  Mensch  wird  hier  von 
Wucher  reden,  während  dieselben  Leute  ganz  entschieden 
cs  als  Wucher  bezeichnen,  wenn  ein  Creditor  einem  armen 
Schuldner  nur  80  gibt,  aber  sich  100  dafür  verschreiben 
lässt.  Und  doch  sind  die  Geschäfte  äusserlich  ganz  diesel- 
ben. Soll  nun  die  Wissenschaft  hinter  dem  Takte  des  ge- 


275)  St.  L.  R.  Th.  V.  §.  1.  S.  S7. 

276)  St.  L.  B.  Th.  V.  $.  II.  S.  61.  Rathiterordnuog  t.  *809. 
M.  S.  IV.  132. 
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meinen  Mannes  zurück  bleiben  und  einen  Unterschied  nicht 
begreifen  können,  den  jener  so  deutlich  fühlt?  Der  Wucher 
erfordert  eine  wucherliche  Gesinnung,  er  setzt  auf  der  einen 
Seite  Missbrauch  der  scheinbaren  Freiheit  des  Schuldners 
voraus , auf  der  anderen  Seite  wirkliche  Unfreiheit  und 
Schwache  des  Schuldners.  Das  äussere  Rechtsgeschäft  allein 
ist  nicht  strafbar , insofern  sich  in  ihm  nicht  die  wucherliche 
Gesinnung  äussert  oder  zwar  verbirgt,  aber  doch  entdeckt 
wird.  Gegen  den  Staat,  gegen  den  Reichen,  gegen  den 
Mächtigen  lässt  sich  kein  Wucher  üben,  wenn  auch  sie  auf 
alle  mögliche  Weise  in  vorübergebende  Verlegenheiten 
kommen  können.  Ihre  sonstige  Stellung  ist  vollkommen 
hinreichend , den  Schaden  wieder  gut  zu  machen , der  aus 
einer  immer  nur  als  Ausnahme  zu  betrachtenden  Bedrängnis« 
für  sie  entstehen  kann.  Hat  man  doch  auch  da  Beispiele 
genug,  dass  die  Staaten  insbesondere,  welche  etwa  in  einer 
plötzlichen  Verlegenheit  zu  hart  mitgenommen  worden  sind, 
wenn  sie  sich  wieder  in  ihrer  Macht  fühlen , sich  selbst 
zu  helfen  wissen  und  nicht  immer  gerechte  Massregeln 
dennoch  durchsetzen,  um  jenen  Schaden  wieder  zu  ersetzen. 
Es  ist  daher  nicht  nöthig,  um  dieser  willen  von  der  Fest- 
haltung des  formellen  Rechtes  und  von  der  äussern  Freiheit 
des  Verkehrs  abzu weichen , was  allerdings  nach  dem  Obigen 
nöthig  wird,  da  wo  es  sich  um  die  wahrhaft  unfreie  Lage 
der  regelmässigen  Debitoren  handelt. 

4.  Der  Darleiher  darf  keine  W aaren  statt  Geld 
als  Darlehen  geben.  An  sich  ist  das  Geschäft  wieder  un- 
schuldig , indem  einen  nichts  hindert , eine  Sache  zu  verkau- 
fen , den  Kaufpreis  zu  creditiren  und  überdem  noch  eine 
Summe  Geldes  dem  Käufer  darzulcihen.  Allein  eben  darin, 
dass  der  wahre  Wille  der  Contrahenten  auf  Darlehen  ge- 
richtet ist,  wie  er  sich  denn  auch  in  der  Form  des  Darlehens 
äussert,  daun  aber  der  Darleiher  es  vorzieht,  dem  Schuldner 
statt  der  Summe  Waaren  zu  übergeben,  als  ob  diese  ein 
Bestandtheil  des  Darlehens  wären  und  sein  könnten,  liegt 
das  Schiefe  und  Trügliche  des  Geschäftes  und  eignet  sieb 
dasselbe  wieder  zu  wucherlichcn  Tendenzen.  Denn  gewöhn* 
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lieh  wird  dann  der  Debitor  genöthigt,  Waarcn  unter  dein 
Preise  anzunehmen.  Das  Geschäft  ist  mithin  insofern  wie- 
der ungültig,  als  dasselbe  die  reine  Natur  entweder  des 
Darlehens  oder  des  Kaufes  verläugnct277). 

5.  Endlich  ist  noch  der  Verfalls  vertrag  in  dem 
Sinne  verboten,  dass  nicht  zum  voraus  schon  der  Schuldner 
auf  den  zukünftigen  Fall,  dass  er  die  Schuld  nicht  zahlen 
kann,  dem  Creditor  die  Pfänder  zu  Eigenthum  überlasse  und 
auf  sein  Recht  verzichte,  durch  möglichst  günstige  Veräus- 
serung  der  Pfänder  die  Schuld  abzulösen27®). 


S .■<47.  Kaufvertrag. 

1.  Der  Kauf  gehört  vorzugsweise  zu  den  Rechtsge- 
schäften, welche  die  Verbindung  verschiedener  Völker  ver- 
mitteln. So  weit  den  Vermögensrechten  ein  Werth  in  Geld 
zugeschrieben  wird  und  jene  veräusseriieh  sind,  so  weit 
reicht  auch  der  Kauf  und  bildet  die  Grundlage  des  Ver- 
kehres, indem  er  eben  in  dem  Umtausche  der  Vermögens- 
rechte gegen  ihre  Schatzung  in  Geld  besteht.  Darum  ge- 
hört auch  im  römischen  Rechte  die  Theorie  vom  Kaufe 
dem  Jus  Gentium  an  und  eben  desshalb  passt  die  Theorie 
des  römischen  Rechtes  im  Ganzen  fiir  den  Verkehr  auch 
der  modernen  Welt,  wenn  schon  auch  da  wieder  einzelne 
Modificationen  durch  den  neuen  Verkehr  erzeugt  worden  sind. 

2.  Der  Begriff  des  Kaufes  ist  überall  derselbe,  näm- 
lich Vertrag,  dem  zufolge  der  Verkäufer  dem  Käufer  ein 
Vermögensrecht  zu  übertragen  verspricht,  wogegen  sich 
der  Käufer  verpflichtet,  dem  Verkäufer  dafür  einen  Preis 
in  Geld  zu  bezahlen.  Das  römische  Recht , und  die  meisten 


277)  St.  h.  B.  Th.  V.  §.  II.  und  12.  S.  60.  und  61. 

278)  St.  L.  R.  Th.  V.  §.  39.  S.  75.  spricht  zwar  nicht  directe  Ton 
dem  Verfallsrertrag  , beschrankt  aber  sogar  die  Veränssemng  des  Pfandes  an 
den  Creditor  in  dein  Moment,,  wo  die  Zahlung  fällig  ist,  somit  die  Gefahr 
dem  Schuldner  unmittelbar  ror  Augen  schwebt. 
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neuern  Rechte  fordern  einen  zum  voraus  schon  bestimmten 
Preis,  lassen  es  aber  doch  geschehen,  dass  die  zukünftige 
Bestimmung  desselben  einem  Dritten  an  vertraut  wird.  Auch 
unser  Partikularrecht  folgt  dieser  Theorie,  doch  ist  immer 
festzuhalten  , dass  die  Contrahenten  über  Waare  sowohl  als 
Preis  sich  geeinigt  haben  müssen,  wenn  schon  die  genaue 
Fixirung  des  Preises  durch  ein  künftiges  Ereigniss,  z.  B. 
Schatzung  von  Experten  oder  Rücksichtnahme  auf  einen 
zu  einer  gewissen  Zeit  sich  ergebenden  Marktpreis  ver- 
mittelt wird.  Ware  auch  diese  mittelbare  Bestimmung  des 
Preises  unterlassen , so  könnte  das  Geschäft  wohl  sonst  auf 
Gültigkeit  Anspruch  haben  aus  dem  Gesichtspunkte  des 
freien  formlosen  Vertrages,  würde  aber  nicht  als  Kaufver- 
trag anzusehen  sein. 

3.  Alle  handlungsfähigen  Personen  sind  auch  befugt , 
Käufe  abzuschliessen.  Davon  gab  es  im  altern  Rechte  eine 
Ausnahme.  Es  wurden  nämlich  die  Verkäufe  von  Liegen- 
schaften an  die  Ewigkeit,  oder  an  die  todte  Hand, 
ohne  besondere  Genehmigung  der  Obrigkeit  untersagt.  Der 
Grund  und  die  Bedeutung  dieses  Verbotes  ergeben  sich 
schon  aus  dem  Ausdrucke ; man  wollte  verhüten , dass  nicht 
die  Liegenschaften  dem  lebendigen  und  wechselnden  Verkehre 
und  der  Thätigkeit  der  Bürger  entzogen  werden  und  in 
die  Hand  juristischer  Personen  gelangen , die , wie  sie  selbst 
ein  langes  gewisser  Massen  ewiges  Leben  haben , auch  ihr 
Vermögen  unveränderlich  fixiren.  Freilich  hatte  man  von 
Anfang  an  vorzüglich  geistliche  Stiftungen  und  Klö- 
ster im  Auge,  deren  uin  sich  greifende  Herrschaft  auf 
diese  Weise  beschränkt  werden  sollte , und  dachte  kaum  an 
Gemeinden , welche  den  physischen  Personen  als  deutsche 
Genossenschaften  viel  näher  standen.  In  der  Folge 
wurde  aber  dasselbe  Verbot  auch  auf  den  Erwerb  solcher 
etwa  ausgedehnt  und  noch  im  achtzehnten  Jahrhundert  z. 
B.  auf  die  Stadt  Winterthur  bezogen  *79).  Gegenwärtig  ist 


2T9)  St.  Man.  r.  I486.  I.  S.  58.  T.  1*59.  Mai.  4.  »on  1763.  Kebr. 
2.  und  1764.  febr.  9.  L e u III.  335. 
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auch  diese  Beschränkung  antiquirt , weil  sie  den  jetzigen 
Begriffen  von  Freiheit  des  Verkehhes  nicht  zusagt  und  jene 
politischen  Besorgnisse  der  frühem  Zeit  verschwunden  sind. 

4.  Die  Gültigkeit  des  Kaufvertrages  wird  nicht  durch 
eine  besondere  Form  bedingt , selbst  nicht  wenn  der  Kauf 
sich  auf  Liegenschaften  bezieht.  Auch  in  diesem  Falle  ist 
der  irgendwie  ausgedruckte  Consens  hinreichend , ein  obli- 
gatorisches Band  zwischen  Verkäufer  und  Käufer  zu  knüpfen, 
wenn  schon  das  Eigenthum  selbst  ohne  die  nachfolgende 
kanzleiische  Fertigung  auf  den  Käufer  nicht  übergeben 
kann280) , und  es  versteht  sich  eiu  Recht  der  Reue  nach 
Abschluss  des  Vertrages  und  etwa  bis  zur  Uebergabc  des 
Besitzes  oder  Eigenthums  keineswegs  von  selbst , vielmehr 
hört  dasselbe  sogar  dann  auf,  wenn  cs  ausdrücklich  verab- 
redet und  dafür  noch  ein  sogenannter  Wendschatz  oder 
Reukauf. ausbedungen  wurde,  sobald  von  dem  Käufer  der 
Besitz  bezogen  oder  von  dem  Verkäufer  ein  Thcil  des 
Kaufpreises  angenommen  wurde  2St). 

Im  Leben  kommen  freilich  oft  — abgesehen  von  schrift- 
licher Abfassung  und  Unterzeichnung  der  Verträge  — noch 
andere  Formen  vor,  welche  vornämlich  dazu  dienen,  die 
bindende  Absicht  des  Kaufes  klar  zu  machen,  z.  B.  die 
Form  des  Handschlags  zur  Bekräftigung  der  Ueberein- 
kunft,  die  Uebergabe  eines  Daran geldes  (arrha).  Da- 
hin gehörte  besonders  in  älterer  Zeit  die  Sitte,  den  abge- 
schlossenen Vertrag  durch  einen  gemeinsamen  Trunk  zu 
bestätigen , wie  denn  selten  bei  den  deutschen  Stämmen  ein 
bedeutendes  politisches  oder  rechtliches  Geschäft  ohne  ein 
Gelage  abgethan  wurde.  Später  kam  aber  diese  Sitte  mehr 
in  Misscredit  und  inan  verabredete  dann  oft,  statt  des 
Trunkes,  ein  Trinkgeld  zu  dem  Kaufpreise  hinzu,  wel- 
ches hinwieder  auf  einen  verhältnissmässig  geringen  Betrag 


280)  Recht  geeignet  , um  Missverständnisse  tu  erzeugen,  ist  8ie  ganz 
und  gar  verunglückte  Redaktion  der  Not.  Ordnung  v.  1804.  Absch.  III.  $. 
I.  und  2.  M.  S.  II.  210. 

281)  St.  L.  R.  Th.  VII.  $.  8.  10.  S.  96.  und  67. 
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(drei  bis  vier  Dukaten)  beschränkt  wurde2**).  Alle  diese 
Formen  sind  indessen  für  die  Gültigkeit  des  Vertrags  durch- 
aus nicht  nothwendig. 

5.  Eine  Ausnahme  begründen  Verkäufe  von  Liegen- 
schaften unter  Ehegatten  oder  unter  Ascendenten 
und  Descendenten , welche  zur  formellen  Gültigkeit  der 
gerichtlichen  Ratification  bedürfen.  In  beiden  Fällen  nämlich 
ist  Gefahr,  dass  durch  solche  Käufe  die  Erbanspriiche  der 
Familie  leicht  verletzt  werden  können  , und  so  wird  denn, 
damit  das  Gericht  ratificire , die  Einwilligung  der  nächsten 
Erben  gefordert , welche  diese  freilich  nicht  ohne  Grund 
versagen  können.  Im  erstem  Falle  kommt  noch  die  Besorg- 
niss  eines  ungebührlichen  Einflusses  von  Seite  des  Mannes 
auf  die  schwächere  Frau  hinzu**3). 

6.  Die  Versteigerung  oder  Gant  (von  incantatio) 
bewirkt  eine,  eigenthüinliche  Modißcation  des  Kaufvertra- 
ges. Während  nämlich  der  Kaufvertrag  zunächst  aus  einer 
Unterhandlung  zweier  Personen  hervorgeht,  so  wird  hier 
gleichzeitig  von  Seile  des  Verkäufers  die  Sache  mehrern 
Personen  angeboten.  Es  werden  diese  mebrern  Personen 
gewisser  Massen  zum  Wettkampfe  aufgefordert,  welche 
unter  ihnen  am  meisten  dafür  biete.  Dem  Meistbieter  wird 
dann  — insofern  nicht  besondere  Vorbehalte  Statt  findeu  — 
zugeschlagen  *84). 

Alle  öffentlichen  Ganten  , auch  wenn  sie  von  Privaten 
in  ihrem  Privatinteresse  vorgenommen  werden,  stehen  un- 


282)  Sl.  L.  R.  Th.  VII.  §.  10.  S.  97.  Mitt.rm.i.r  D.  P.  §.  280. 
Damit  sind  indessen  nicht  zu  verwechseln  die  „hinter  dem  Weine  ge- 
machten” Kaufe,  welche  im  siebzehnten  und  achtzehnten  Jahrhundert  häu- 
fig zur  Sprache  kommen  und  gewöhnlich  alt  ongiiltig  erklärt,  zuweilen  sogar 
mit  Strafen  belegt  werden,  und  an  welche  anch  St.  L.  Ä.  Tb.  VII.  §.  13. 
$.  98.  denkt.  Darunter  werden  Kaufe  verstanden  , wobei  der  Wein  und  die 
Berauschung  durch  den  Wein  benutzt  wurde,  um  dm  einen  oder  andern 
Tbeil  zu  einem  erst  abzuschliessenden  für  ihn  ungünstigen  Vertrage  zu  be- 
stimmen. 

283)  Gesetz  v.  18J2.  M.  S.  V.  S.  225.  und  317.  Vergl.  N.  S.  1. 
S.  154. 

284)  St.  L.  R.„Th.  VII.  §.  28.  S.  104. 
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ter  Aufsicht  der  Ortsbehörde,  alle  gerichtlichen  Ganten 
Werden  ursprünglich  von  den  Gantmeistern  und  Landschrci- 
bern , gegenwärtig  wieder  von  den  Gemeindammännern 
geleitet SM). 

In  jedem  Angebote  liegt  dann  eine  bedingte  und  den 
Bieter  einseitig  verpflichtende  Zustimmung  zu  dem  Kaufver- 
trag e,  unter  der  doppelten  Bedingung  nantlicb,  dass  während 
der  Versteigerung  nicht  ein  anderer  iibcrbietc,  und  dass  der 
Verkäufer  sich  dadurch  befriedigt  erkläre  und  seinerseits 
zuschlage.  Sobald  ein  anderer  mehr  geboten  hat,  so  wird 
sein  Vorgänger,  der  bis  dahin  ftir  sein  Angebot  gehaftet 
hat,  unbedingt  frei,  gesetzt  auch  der  Verkäufer  Zöge  es 
vor,  auf  das  Mindergebot  desselben  zurück  zu  greifen. 
Wicht  die  Zusage  gegenüber  dem  Meistbieter , sondern 
schon  das  Mehrgebot  selbst  löst  die  einseitige  Verpflichtung 
des  vorhergehenden  Bieters,  wie  sich  aus  der  ganzen  Be- 
deutung der  Versteigerung  und  der  Form  des  Rufes  ergibt. 
Indem  nämlich  der  Versteigerer  zu  bessern  Angeboten  auf- 
ruft, erklärt  er  zugleich,  dass  ihm  das  bisherige  Gebot, 
sobald  sich  ein  besseres  zeige,  nicht  genüge:  und  indem 
der  Bieter  sein  Angebot  erlässt,  ist  er  sich  zugleich  be- 
wusst , dass  nur  einer  der  mehr  biete  , ihn  in  diesem  Wett- 
streite verdränge , eben  darum  aber  auch  hinwieder  befreie. 

Die  Zusage  erfolgt  bei  uns  nach  dreimaligem  Aufrufe 
einer  weit  verbreiteten  Sitte  gemäss.  Durch  sie  wird  nun 
der  Meistbieter  definitiv  behaftet  und  der  Kaufvertrag  ist 
vollendet.  Hat  sich  der  Meistbieter  Bedenkzeit  Vorbehal- 
ten, so  wirkt  doch  die  vorläufige  Zusage  bei  der  Verstei- 
gerung so  viel,  dass  der  Meistbieter,  bis  zum  endlichen 
Entscheide  des  Verkäufers,  den  dieser  indess  beförderlich 
zu  geben  hat,  verhaftet  bleibt  und  nicht  frei  wird  durch 
ein  höheres  Nachgebot  eines  Dritten  nach  der  Versteige- 
rung, da  ein  solches  eben  nicht  mehr  dem  Gant  verfahren 
selbst  angehört. 


285)  Vergl.  Sl.  L.  R.  Th.  VII.  $.  5.  f.  28.  8.  95.  und  104.  Th.  X. 
§.  19.  S.  145.  Geietz  r.  30.  M«,  1331.  §.  15.  N.  S.  I.  S.  97. 
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7.  Schon  nach  einer  Verordnung  von  H30.  war  e» 
untersagt,  die  Früchte  auf  dem  Halme  zu  verkaufen 
und  in  dein  Stadt  - und  Landrecht 2S6)  wurde  das  Verbot  er- 
neuert. Dieser  positiven  Vorschrift , welche  wir  in  deut- 
schen Reichsgesetzen  wieder  finden217),  lag  wohl  wieder 
die  Besorgniss  von  Wucher  und  ein  Gefühl,  dass  ein 
solcher  Verkauf  durchgängig  sich  mit  guter  und  besonne- 
ner Wirtschaft  nicht  vertrage  , zum  Grunde. 

Aus  Rücksichten  auf  die  persönliche  Wehrpflicht  dage- 
gen erklärt  sich  ein  zweites  Verbot,  seine  Waffen  zu 
veräussern , in  dem  Sinne , dass  der  Kaufvertrag  ungültig 
ist  und  die  Contrahenten  überdem  mit  Strafe  bedroht 
werden  2M). 


$.  4g.  Nach  währschaft. 

Eine  Nachwährschaft,  zu  welcher  der  Verkäufer  ver- 
pflichtet ist,  kommt  entweder  mit  Bezug  auf  physische 
Mängel  der  verkauften  Sache  oder  mit  Bezug  auf  recht- 
liche Mängel  des  verkauften  Rechtes  zur  Sprache. 

I.  Physische  Mängel.  Dass  der  Verkäufer  sowohl  für 
Vorzüge  der  Sache,  die  er  versprochen  hat,  die  sich  aber 
nicht  vorfinden , als  für  Mängel , welche  er  gekannt  aber 
verheimlicht  hat,  einstehen  müsse,  ersteres  freilich  in  dem 
Sinne,  dass  ein  blosses  Anpreisen  der  Waare,  wie  es  im 
Verkehre  üblich  ist  und  so  wenig  vollen  Glauben  findet 
als  verdient,  noch  nicht  als  ein  verbindliches  Versprechen 
bestimmter  Eigenschaften  der  Sache  betrachtet  wird;  die- 
ses versteht  sich  schon  von  selbst,  wenn  man  die  Natur  des 
Kaufvertrages  erwägt , der  eben  auf  Treue  und  GlaubeB 
im  Verkehre  beruht.  So  weit  der  Verkäufer  eben  ein 
anderes  versprochen  hat  und  ein  anderes  gibt,  so  weit 


286)  Th.  VII.  §.  26.  S.  103. 

287)  £ic  h h o r n i Privatr.  $.98. 

288)  St.  L.  B.  Th.  VII.  §.  27.  S.  103. 
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haftet  er  schon  aus  dem  Kaufverträge  und  es  kann  der  Käu- 
fer, je  nach  Umstanden,  bei  wesentlichen  Verletzungen 
der  Treue  und  des  Glaubens  Aufhebung  des  Kaufvertrages 
oder  Schadenersatz , bei  unwesentlichen  wenigstens  den 
letztem  fordern. 

Das  römische  Recht  ging  bekanntlich  weiter,  iridcin  das 
ardilicische  Ediet  auch  in  den  Fallen  eine  Klage  auf 
Nach  Wahrschaft  zuliess,  wo  dem  Verkäufer  selbst  der 
Mangel  verborgen  geblieben  war,  und  überhaupt  dem  Käu- 
fer immer  freie  Wahl  verstattete,  ob  er  eine  Wandclungs- 
oder  eine  Minderungsklage  (actio  redhibitoria  oder  actio 
quanti  ininoris)  anstellen  wolle. 

Das  ältere  deutsche  Recht  ging,  wie  Cropp2!,s)  we- 
nigstens sehr  wahrscheinlich  gemacht  hat,  von  einem  an- 
dern Principe  aus,  nämlich,  dass  cs  dem  Käufer,  wenn 
der  Verkäufer  einen  erheblichen  Mangel  gekannt  aber  ver- 
heimlicht habe,  frei  stehe,  die  Sache  binnen  einer  ganz 
kurzen  Frist , gewöhnlich  von  drei  Tagen,  zurück  zu  geben  , 
nachher  aber  der  Käufer  ohne  weiters  und  unbedingt  an  den 
Kauf  gebunden  sei.  Ebenso  ist  es  fiir  das  deutsche  Recht 
ckarakteristiscli , dass  die  Aufnahme  der  gekauften  Sache  in 
die  Were  des  Käufers  Für  die  ganze  Frage  der  Nachwähr- 
schaft ein  sehr  bedeutendes  Moment  ist. 

Unser  Recht  ist  nun  auch  hier  wieder  zwar  nicht  ohne 
Einfluss  römischer  Theorien  aber  doch  deutscher  geblieben 
als  das  gemeine  deutsche  Recht: 

1)  Die  Wandelungsklage  wird  jedenfalls  nur  wegen 
erheblicher  Mangel  gestattet2'10).  Zunächst  ist  ihre  An- 
stellung nun  freilich  nicht  an  die  römische  Frist  von  6 
Monaten  gebunden,  sondern  kann  an  sich  auch  nachher 
noch  Vorkommen.  Allein  der  Einfluss  des  Principes  , dass 
der  Käufer,  wenn  er  ohne  Vorbehalt  die  erkaufte  Sache 
in  seine  Were  aufnimmt,  sie  eben  dadurch  billige,  und 
desshalb  in  der  Folge  nicht  mehr  klagen  könue  (wo  nicht 


289)  Juristische  Abh.  Bd.  I.  No.  11. 

290) *  St.  L.  R.  VII.  $.  21.  S.  tOt. 

BlunUrhli  KtchliftscHiehlt.  II.  18 
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etwa  eigentlicher  Betrug  eine  Ausnahme  zulässt),  bewirkt 
dennoch , dass  diese  Klage  meistens  in  viel  kürzerer  Zeit 
unbrauchbar  wird  als  im  römischen  Rechte.  Man  nimmt  an, 
der  Käufer  solle  die  erkaufte  Sache  sorgfältig  und  ohne 
Verzug  prüfen  , wenn  er  sie  in  seine  Gewere  nimmt. 
Findet  er  Mängel,  so  soll  er  davon  dem  Verkäufer  sofort 
Anzeige  machen  und  sie  entweder  zu  seiner  Disposition 
stellen  oder  ihn  für  den  Minderwerth  belangen.  Thut  er 
das  nicht,  so  liegt  darin  Gutheissung  der  Waare  und  in- 
sofern Verzicht  auf  hinterherige  Klagen  wegen  Nach- 
währschaft. Dieses  Princip,  welches  sich  besonders  im 
Handelsverkehre  und  sonst  vielfach  im  Leben  äussert991)  , 
wird  auch  in  unserm  Stadt-  und  Landrechte  in  einer  spe- 
ciellen  Anwendung  anerkannt : 

St.  L.  R.  Tb.  VII.  S.  22.  Derowegen  soll  keiner  in 
Herbstzeiten  Wein-Most  in  seinen  Keller  auf  und  anneh- 
men , er  habe  dann  solchen  selbst  vorher  versucht  , oder 
durch  Verständige  versuchen  lassen  , und  also  währschaft 
erfunden  : Wofern  aber  einer  solchen  Wein-Most  , der  sich 
naebgehends  nicht  just  erzeigte,  ungeahndet  und  ohne  hei- 
! teres  Beding,  dass  er  solchen  anderst  nicht,  dann  auf  des 
Weinmanns  Gefahr  hin , in  den  Keller  legen  lasse , also 
dass  er  es  anf  den  Fall  rechtmässig  besebeinen  konnte  , io 
den  Keller  aufnehmen  wurde  , soll  er  dann  den  bedeut  da- 
von ereignenden  Schaden  an  ihm  selbst  haben. 

2)  Die  Minderungsklage  wird  freilich  in  unsern 
Quellen  nicht  für  faktische  Mängel  erwähnt,  aber  von  der 
Praxis  unzweifelhaft  anerkannt , so  wie  sie  auch  schon  aus 
der  Bedeutung  des  Kaufvertrages  selbst  sich  leicht  ergibt. 
Auch  sie  ist  nicht  auf  kurze  Zeit  beschränkt , wird  aber 
wie  die  Wandelungsklagc  durch  ausdrückliche  oder  still- 
schweigende Billigung  der  in  die  Were  des  Käufers  ge- 
langten Sache  meistens  in  sehr  kurzer  Zeit  aufgehoben. 

3)  Für  den  Verkauf  von  Hausthiercn  finden  sich  auch 
in  unserin  Rechte  eigenthümliche  Bestimmungen , durch 


291)  Gropp  *.  *.  O.  S.  1*4. 
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welche  eine  bestimmte  Währschaflszeit  festgesetzt  wird,, 
binnen  welcher  der  Verkäufer  fiir  Mangel  hallet,  auch  wenn 
sie  ihm  selbst  »erborgen  gewesen  waren , nach  welcher  er 
aber  denn  ebenso  unbedingt  frei  wird  von  jeder  weitern 
Nachwährschaft,  Für  vier  sogenannte  Hauptmängel  wurde 
durch  das  Stadt-  und  !,andrccht,  „nach  Landsgebrauch  und 
Recht”  die  bekannte  deutsche  Frist  von  sechs  Wochen  und 
drei  Tagen  als  Währscbaf'Iszeit  festgesetzt J92).  Genauere 
Frisieu  sind  denn  durch  ein  späteres  Gesetz  angeordnet 
worden.  Immerhin  aber  zeigt  sich  insofern  der  deutsche 
Charakter  dieser  WahrschaftslrisUn , als  hier  nun  jene 
Uebcrnabme  in  die  Wcre  des  Käufers  eben  nicht,  wie  sonst  in 
der  Regel,  sogleich  als  Billigung  der  Sache  zu  inter-, 
pretiren  ist,  somit  sich  jene  Fristen  ehereine  Verlängerung 
und  Erweiterung  der  regelmässigen  Nach  währschaft  be- 
gründen, während  sie  verglichen  mit  der  Lehre  des  römi- 
schen Rechtos  eher  als  eine  Verkürzung  uud  Beschränkung 
derselben  erscheinen,  * 

II.  Rechtliche  Mängel.  Entweder  kann  der  Ver- 
käufer das  verkaufte  Vermögensrecht  (in  der  Regel  Eigen- 
thum) nicht  wirklich  übertragen,  weil  es  ihm  selbst  nicht 
zugehört.  Hier  muss  er  aus  dem  Kaufverträge  schon  ein- 
stehen, und  zwar  kann  ihn  der  Käufer,  auch  bevor  ihm 
die  Sache  von  dem  dritten  wahren  Eigenthümcr  evincirt 
wird,  sobald  nur  die  Gefahr  der  Eviclion  vorhanden  ist, 
anhalten  , ihm  entweder  das  verkaufte  Eigenthurn  wirklich 
zu  verschaffen  oder  für  den  Schaden  zu  cavircn,  der  dem 
Käufer  desshalb  erwachsen  kann,  weil  er  nicht  wirklich 
Eigenthiimer  geworden.  Anders  freilich  im  römischen 
Rechte.  Der  Grund  der  Verschiedenheit  liegt  darin,  dass  das 
römische  Recht  den  Kaufvertrag  als  blosses  Geschäft  des 
jus  gentium  nicht  unmittelbar  auf  eiriles  Eigenthum  be- 
zog , sondern  vielmehr  als  eigentliches  Object  desselben 
nur  die  Ucbergabe  einer  Sache,  so  dass  der  Erwerber  sie 


.292)  81.  L.  H.  Th.  Vil.  J.  23.  24.  S.  1021  Um.  v.  21.  1)«. 
1821.  K.  S.  II.  S.  337.  ff. 
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behalten  kann,  mithin  ein  mehr  faktische»  Herrschaftsvcr- 
haltniss  ansah,9J).  Die  deutschen  Rechte  dagegen  bezie- 
hen den  Kaufvertrag,  wie  andere  Vertrage  auf  da»  ver- 
ausserte  Eigentbum  selbst  und  dies  ohne  alle  Vermittlung. 
Somit  haftet  auch  der  Verkäufer  sofurt  für  das  fehlende 
Recht,  und  nicht  erst,  wenn  dessen  Ausübung  ihm  ver- 
hindert wird. 

Ist  eine  Forderung  verkauft  worden  , so  haftet  auch 
hier  der  Verkäufer  für  deren  Wirklichkeit.  Ob  aber 
ausserdem  für  deren  Güte,  d.  h.  für  die  Solvenz  des 
Schuldners?  Zunächst  nicht , indem  der  Verkäufer  nur  das 
Recht  der  Forderung  veraussert  hat,  dann  aber  es  dem 
Schuldner  überlassen  bleibt,  die  Forderung  geltend  zu  ma- 
chen. Und  es  fragt  sich  in  der  That,  ob  ausser  bei  Wech- 
selforderungen , bei  denen  eine  eigenlhiimlicbe  Regresspflicht 
allgemein  anerkannt  ist , und  auser  den  Fallen  des  Dolus , 
die  Nachwabrschaftsverpflichtung  sich  ausnahmweise  auch 
auf  die  Güte  der  schuldbrieflichen  Forderungen  ausdehne  n<*). 
Bei  zweifelhafter  Praxis  scheint  diese  Frage  eher  zu  ver- 
neinen, zumal  es  gewöhnlich  ist,  durch  freien  Vertrag  denn 
allerdings  eine  solche  Ausdehnung  festzustellen. 

Oder  das  verausserte  Recht  ging  wirklich  auf  den  Er- 


2^3)  L.  25*  §.  I.  ( Ulp. ) de  coutrah.  eint.:  „ Qui  nendidit  , neces.se 
non  haltet,  fuuduui  emtoris  fueere  , nt  cogitur  , qui  futiduin  t tipulanti  spo- 
pondit L.  11.  $.  2.  de  aclion.  einli  (Ulp.  : n Et  in  p-imis  ipsain  rem  prae- 
eture  venditorem  oportet  , id  est  tradere  : quae  reu  , st  qutdem  dominns  fast 
venditor  , facit  et  cmtorein  dominum  , (vorausgesetzt  freilich  iin  altern  Rechte, 
dass  dia  Sache  eine  re*  »ec  inannpi  war)  si  nou  fast  , tantuin  evictioois  no- 
mine vendi lorein  obl  •s*i.  - Eintor  aufein  nuinos  venditori«  facere  cogitur.  ** 
L.  57.  pr.  de  evictio«».  (Gajus)  r »Habere  Heere  rem  videtur  eintori  et  si  is, 
qui  eintorein  in  evictione  t ei  vicerit  ante  ablatam  vel  abductarn  rem  sine 
snccessore  decesserit,  ita  ot  neque  ad  fiscuin  bona  pervenire  possint,  oeque 
privatim  a crediloribus  dutrahi  ; tnnc  enim  nuilu  eompetit  ex  etipulatu  actio 
quia  rem  habere  ei  licet. 

294  St.  L.  R.  Th.  VII.  §§.  18.  und  19.  S.  1 00.  In  einer  Rntbs- 
• rk.  v.  1624.  Oct.  4.  U.  M.  wurde  es  als  gemeines  R#  cht  anerkannt  , wenn 
einer  «inen  Scholdbrief  veranssere  und  Nachwahrschafl  verspreche,  so  müsse 
er  den  allenfalls  „fehlbaren  Brief"  wieder  za  sich  nehmen  und  den  Kantor 
für  seine  Ansprache  befriedigen. 
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werber  über,  es  haften  ihm  aber  einzelne  rechtliche  Man- 
gel an  , welche  seinen  Werth  herabset*en , und  dein  Käufer 
nicht  zum  Voraus  bekannt  gemacht  worden  sind.  Z.  B.  es 
haften  auf  dem  veräusserten  Grundstücke  Servituten  oder 
Heallasten  oder  Pfandrechte,  von  denen  dem  Käufer  nichts  # 
angezeigt  worden  ist.  Hier  hat  nun  wieder  der  Käufer 
ein  doppeltes  Recht,  nämlich  entweder  auf  Ersatz  des 
Minderwerthes  zu  klagen,  was  er  in  allen  Fallen  kann 
(Mindcrungskla  ge)  oder  auf  Aufhebung  des  Kau- 
fes und  Rückgabe  des  Preises  zu  dringen,  was  nur  dann 
zulässig  ist , wenn  die  verschwiegene  Beschwerde  eine  im 
Verhältniss  zu  dem  Kaufobjecte  bedeutende  und  wesentliche 
ist  (W andelungsklage) 29i). 

Jj.  49.  Miethe  und  Pacht. 

i.  Das  römische  Recht  fasst  die  SaCh  en  in  iet  h e und 
den  Pachtvertrag  unter  Einem  Namen  und  unter  Einer 
juristischen  Theorie  zusammen.  Die  deutsche  Sprache  un- 
terscheidet die  beiden  Verhältnisse  mit  Bestimmtheit  und  so 
sind  sie  denn  auch  in  der  juristischen  Theorie  zu  scheiden. 
Das  österreichische  Gesetz  verbindet  beide  unter  dem  ho- 
hem Namen  und  Begriffe  des  Bestandvertrages  mit 
einander,  trennt  sie  dann  aber  wieder,  indem  es  den  Unter- 
schied zwischen  Miethe  und  Pacht  darein  setzt,  dass  die 
vermiethete  Sache  sich  ohne  weitere  Bearbeitung  gebrau- 
chen lasse , die  verpachtete  dagegen  nur  mit  Flciss  und 
Mühe  benutzt  werden  könne296).  Ihm  folgt  zum  Theil  das 
Bernercivilgesetz , versucht  dann  aber  zum  Voraus  die* 
Sachen  zu  bezeichnen , welche  nur  vermiethet  und  die , 
welche  nur  verpachtet  werden;  ein  Versuch,  der  freilich 
nicht  gelingen  kann297)  Das  preussische  Landrecht  findet 


295)  St.  L.  K.  Tb.  VII.  §.  2.  S.  93.  Th.  VIII  %.  10.  8.  114.  Th. 
V.  §.  16.  S.  65.  Th.  X.  % 60.  S.  164.  Not.  Ce»,  v.  1804.  $.  4.  *1. 
S.  II.  J.  203.  Mod.  Chr.  III.  S.  217.  IV  S.  189. 

296)  0«*tr.  Gt».  §.  1091.  VerKt.  M 1 1 1 •i'iu  »i  e r D.  P.  §.  292. 

297)  Berner  Cittlg”*.  $<il7nng  934» 
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den  Gegensatz  darin,  dass  sich  die  Mi  et  he  auf  dert  Ge- 
brauch beschränkt,  die  Pacht  sich  auch  auf  die  Nutz- 
ung beziehe**8),  und  kommt  Schon  deshalb  allerdings  der 
Wahrheit  näher,  weil  der  Unterschied  eben  nicht  schon  mit 
Notb wendigkeit  in  der  äussern  Natur  der  Sachen,  sondern 
vielmehr  in  der  Art  der  Ueberlassung  der  Sachen 
liegt,  wenn  schon  die  einen  Sachen  eher  zur  Pacht,  andere 
eher  zur  Miethe  sich  eignen , ja  einzelne  Sachen  nur  für  die 
Miethe  passen.  So  z.  B.  kann  man  Pferde  vermiethen,  man 
kann  aber  auch  eine  Stuterei  verpachten.  Man  wird  in  der 
Regel  ein  Haus  vermiethen,  man  kann  aber  ein  Wirths- 
haus  verpachten.  Ein  landwirtschaftliches  Grundstück 
wird  gewöhnlich  verpachtet,  es  kann  aber  auch  ein  Land- 
gut vermiethet  werden.  Mit  der  Rücksicht  auf  Fruchtge- 
nuss steht  denn  freilich  die  im  österreichischen  Gesetze  an- 
gedeutete Rücksicht  auf  eine  gewisse  Thätigkeit  des  Päch- 
ters in  Verbindung,  indem  um  dieser  Thätigkeit  willen  der 
Gebrauch  der  Sache  gewöhnlich  zugleich  Früchte  erzeugt, 
nämlich  Erwerb  schafft.  So  z.  B.  wird  eine  Mühle  ge- 
pachtet, nicht  gemiethet,  insofern  der  Bcständer  die  Miihfc 
betreiben  will.  So  sind  überhaupt  ganze  Gewerbe  regel- 
mässig Gegenstand  der  Pacht  und  nicht  der  Miethe.  Ent- 
scheidend ist  aber  diese  letztere  Rücksicht  für  sich  allein 
keineswegs , denn  ein  Kramladen  oder  ein  Waarenmagazin 
werden  gemiethet,  und  doch  können  sie  auch  nicht  ohne 
Fleiss  und  Mühe  beworben  werden.  Der  Fruchtgenuss 
knüpft  sich  aber  hier  nur  sehr  mittelbar  an  die  Localität 
an,  und  wesentlich  an  den  davon  verschiedenen  Umsatz  der 
weder  gepachteten  noch  verinietheten  Waarcn.  Der  Sprach- 
gebrauch macht  hier  allerdings  sehr  feine  Unterscheidungen; 
aber  es  ist  das  dem  Leben  eigenthiimlich  und  es  spielen  die 
faktischen  Verhältnisse  so  in  einander  über,  dass  auf  der 
Grenze  ihre  Unterschiede  kaum  mehr  zu  erkennen  sind. 

2.  Der  Miether  einer  unbeweglichen  Sache,  also 
namentlich  einer  Wohnung  hatte  nach  älterm  Rechte  keines- 


29S  Freu**.  Land  recht  Th.  I.  Til  21.  §.  258.  259. 
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obligatorische  Verhältniss  zwischen  dem  Miether  und  Ver- 
miether  selbst  wird  durch  den  Kauf  aufgelöst.  Ebenso 
wirkt  aber  auch  sonderbar  genug  der  Kauf  eines  Hauses 
auf  Seite  des  Miethers,  und  endlich  der  Tod  des  einen  oder 
andern  auflösend  auf  das  persönliche  Miethverhaltniss.  Es 
ist  also  nicht  die  Anerkennung  der  Sätze  , dass  dein  Käu- 
fer der  vermietheten  Wohnung  ein  dingliches,  dein  Mietber 
nur  ein  persönliches  Recht  zustehe,  welche  zur  Aufnahme 
jener  Regel  leitete,  sondern  man  erkannte  darin  nur  die 
persönliche  Wiinschbarkeit  entweder  fiir  den  Veriniether 
oder  für  den  Miether,  und  dessen  Erben  aus  dem  Mieth- 
verhaltnisse  heraus  zu  treten.  Daher  wirken  denn  auch  die 
Gründe  der  Aufhebung  wesentlich  obligatorisch , insofern 
der  Miethvertrag  nun  allerdings  als  rein  obligatorisches 
Vcrhältniss  aufgefasst  wird. 

Auf  der  andern  Seite  wird  aber  das  Miethverhaltniss 
nicht  sofort  durch  jene  äussern  Ereignisse  zerstört,  so  dass 
nun  unmittelbar  nach  Abschluss  des  Kaufes  oder  nach  dein 
Tode  des  einen  Theiies  der  Miether  entweder  die  Woh- 
nung verlassen  oder  aus  ihr  vertrieben  werden  könnte , son- 
dern vielmehr  muss  auch  der  neue  Eigenthiimer  ihn  noch 
ein  halbes  Jahr  wenigstens  in  der  Wohnung  lassen  und  der 
Miether  noch  wenigstens  so  lange  darin  bleiben  oder  doch 
den  Zins  dafür  zahlen,  in  welcher  Beschränkung  sich  denn 
wieder  die  mehr  dingliche  Natur  der  frühem  Miethe  dar- 
stellt302). 

3.  Die  stillschweigende  Wei  t er  ve  rm  i et  h u ng 
wird  bei  Wohnungen  immer  auf  ein  Jahr  angenommen , 
eben  weil  die  Miethe  selbst  in  der  Regel  auf  Jahre  bin 
und  gegen  jährliche  Zinszahlung  geschieht.  Dieselbe  versteht 
sich  so  sehr  von  selbst,  dass  sie  nur  durch  Kündigung  der 
Miethe  je  um  ein  halbes  Jahr  vor  dem  betreffenden  Ziele 
ausgeschlossen  wird.  Die  üblichen  Ziele  sind  Ostern 


302)  St.  L.  B.  Th.  VI.  S 1-3  s.  81.  82.  Th.  VII.  4.  17.  S.  99. 
Leu  III.  8.  651.  MouaUrhron.  II.  S.  f.  ff. 
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(Ostermontag)  und  Kirchweih  (11.  September  als  der  Tag 
der  Stadtheiligen  Felix  und  Regula)305). 

4)  Der  Miether  ist  zur  Aftermiet  he  berechtigt,  in 
der  Meinung,  dass  nicht  entweder  im  Vertrage  diese  Ver- 
äusserung  seines  Rechtes  ihm  untersagt  worden,  oder  aus 
der  Natur  des  concreten  Falles  sich  eine  besondere  Rück- 
sicht gerade  auf  die  Persönlichkeit  des  Miethers  ergibt, 
oder  endlich  die  vermiethele  Sache  durch  Aftermicthe  in 
eine  schlechtere  Lage  käme.  Diese  letztem  Riichsichten 
nämlich  sind  im  Sinne  der  Aequitas  nach  vernünftigem  Er- 
messen zu  beachten,  dann  aber  der  Miether  nicht  zu  hin- 
dern. wenn  keine  besondern  Gründe  entgegen  stehen,  die 
Sache  auch  insofern  zu  gebrauchen , als  er  den  Gebrauch 
einem  andern  überlässt.  Obligatorisch  sind  denn  freilich 
zunächst  nur  Vermiether  und  Miether  unter  sich  und  der 
Miether  als  Aftervermiether  init  dem  Aftermiether  hinwie- 
der verbunden.  Je  mehr  indessen  das  Princip  der  freien 
Stellvertretung  und  der  Zulässigkeit  eines  freien  Verkehrs 
auch  mit  Forderungen  in  dem  neuern  Rechte  zu  Einfluss 
und  Herrschaft  gelangt,  ist,  desto  weniger  kann  man  Be- 
denken haben  , dem  Vermiether  auch  die  Klage  gegen  den 
Aftermiether  zu  verstauen  , insofern  dieser  etwa  die  Sache 
schlecht  besorgt , oder  Gefahr  für  die  Bezahlung  des  Zin- 
ses durch  den  Miether  vorhanden  ist. 

5.  Die  Rechte  des  Pächters  sind  ausgedehnter  als  die 
des  Miethers,  indem  das  Recht  des  Fruchtgenusses 
noch  hinzukommt.  Ein  dingliches  Recht  erhält  aber  nach 
der  neuern  Ansicht  von  der  Zeitpacht  doch  nicht , sondern 


303)  Uebcr  den  Tajj  der  Kirchweih  hört  man  etwa  Zweifel  laut  werden. 
Aber  der  Tag  der  Consfanzerkirchweih  (9.  Sept.)  kann  nicht  in  Berücksich- 
tigung fallen  , weil  es  sich  niebl  uin  die  Kirchweih  einer  fremden  — wenn 
schon  der  bischöflichen  — Stadt  handelu  kann  , die  züricherische  Kirchweih 
aber  — die  FramnUnsterkirche  wurde  den  11.  Sept.  879.  geweiht  — eben 
auf  den  11.  Sept.  fällt.  Der  auf  den  11.  Sept.  folgende  Sonntag  kann  aber 
eben  so  wenig  gelten  , da  dieser  Tag  erst  später  eine  Bedeutung  erhielt  und 
zwar  nicht  um  des  Verkrbts  willen,  sondern  nur  um  der  Fette  und  Lust- 
barkeiten willen. 
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kann  von  dem  neuen  Erwerber  des  Gutes  vertriebe«  wer- 
den, jedoch  wieder  nur  so,  dass  ihm  derselbe  eine  halbe 
Jahresfrist  für  den  Wegzug  verstauen  muss304).  Es  un- 
terscheidet sich  aber  hierin  die  Pacht  sehr  von  der  Miethe, 
dass  jene  durch  blossen  Kauf  oder  Verkauf  oder  Tod  nicht 
aufgehoben  wird , sondern  der  Pachtvertrag  selbst  trotz 
jener  Ereignisse  fortdauernd  gültig  bleibt.  Wenn  daher 
schon  der  Pachter  ein  eigenes  Gut  kauft,  so  kann  er  da- 
rum doch  nicht  wahrend  der  Pachtzeit  aus  dem  Pachtver- 
hältnisse heraus  treten;  und  wenn  der  Verpachter  das  ver- 
pachtete Gut  verkauft , so  kann  der  neue  Eigeuthiiiner  als 
solcher  zwar  den  Pächter  entfernen  , aber  der  Verpächter 
haftet  diesem  für  vollen  Ersatz  alles  Schadens , der  daraus 
entsteht , dass  der  Pächter  nicht  die  ganze  versprochene 
Pachtzeit  hindurch  auf  dem  Gute  bleiben  kann. 

Die  Pachtverträge  sind  in  der  Regel  von  tief  in  die 
Oekonoinie  der  beiden  Theile,  besonders  aber  des  Pächters, 
eingreifender  Wichtigkeit.  Um  so  weniger  darf  man  ge- 
neigt sein,  einen  solchen  Vertrag  durch  blosse  äussere  Er- 
eignisse dyrch  Rücksicht  auf  bloss,e  Couvenienz  des  einen 
oder  andern  Contrahcnten  ohne  Noth  von  Rechtes  wegen 
anfzuheben.  Und  so  rechtfertigt  sich  der  Unterschied  von 
der  Miethe  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  genügend. 

6.  Eine  Afterpacht  ist  ebenfalls  nach  Umständen  zu- 
zulassen,  unter  ähnlichen  Beschränkungen  wie  die  After- 
miethe. 

7.  Den  ausgedehntem  Rechten  entsprechen  denn  ausge- 
dehntere Verpflichtungen.  Insbesondere  ist  der  Pächter 
schuldig,  die  gepachtete  Sache  gehörig  zu  bewirt- 
schaften, wie  es  einem  guten  Hausvater  ziemt  und  mit 
Berücksichtigung  der  Natur  und  der  dauernden  Bestimmung 
der  gepachteten  Sache.  So  darr  er  z.  B.  den  Wald  nur 
im  Geiste  einer  guten  Forst wirthschaft  benutzen.  An  die 
Stelle  abgestorbener  Obstbäume  hat  er  andere  zu  pflanzen , 
Graben  und  Hecken  zu  unterhalten  u.  s.  f. 


30*)  St.  L.  R.  Th.  VII.  $.  17.  S.  99. 
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dieser  jenem  dafür  gewisse  Leistungen  verspricht  auf  Le- 
benszeit. Sie  unterscheiden  sich  aber  dadurch,  dass  die 
Leibrente  als  Leistung  ein  Capital  in  Geld,  oder  — 
was  gleichbedeutend  ist  — eine  zu  Geld  geschätzte  Sache 
voraussetzt,  welcher  als  Gegenleistung  wieder  eine  Divi- 
dende in  Geld  entspricht,  die  mit  jenem  Capital  in  einem 
bestimmten  Verhältnisse  steht.  Durch#  diese  Bcziehuug  auf 
fixe  GcHverhältnisse , welche  der  Leibrente  wesentlich  ist, 
unterscheidet  sie  sich  denn  auch  vollständig  von  dem  Leib- 
dinge, das  sich  überall  nicht  oder  doch  nur  in  ganz  unter- 
geordneter Weise  in  Leistung  oder  Gegenleistung  auf  Geld 
bezieht. 

Dagegen  ist  für  den  Leibdingsvertrag  wesentlich 
eine  Beziehung  der  Gegenleistung  des  Leibdinggcbers  auf 
unmittelbaren  Lebensunterhalt  11  n <1  Pflege,  wo- 
durch dieser  Vertrag  höchst  persönlich  und  indivi- 
duel  wird.  Ls  unterscheidet  sich  somit  die  Leibrente  von 
dem  Leibdinge  noch  viel  mehr  als  der  Tausch  von  dem 
Kauf. 

Der  eigentliche  Gehalt  und  Charakter  des  Leibdiugver- 
trages  ergibt  sich  itn  positiven  Sinne  am  besten  aus  seiner 
Geschichte.  Diese  schliesst  sich  nämlich  in  der  ersten  Zeit 
an  die  Uebertragung  von  Grundstücken  an , woran  sich  der 
frühere  Eigenthümer  dann  den  Miessbrauch  auf  Lebenszeit 
(Leibding  im  einen  Sinne)  oder  doch  das  Wohnrecht  auf 
dem  übertragenen  Gute  und  Verpflegung  (Leibding  itn  zwei- 
ten Sinne)  vorbehielt305).  Dergleichen  Verträge  hatten  nun 
meistenthcils  grossen  Einfluss  auf  die  Erbfolge  in  die  Lie- 
genschaften , indem  diese  der  gesetzlichen  Erbfolge  auf 
solche  Weise  entzogen  werden  konnten30*).  Es  lag  in  der 
Uebernahme  des  Gutes  und  der  Verpflegung  des  Leibding- 
nehmers durch  den  Leibdinggeber  gewöhnlich  eioe  antici- 
pirte  Beerbung.  Und  so  kann  es  denn  nicht  auflallen. 


305)  Ch.  L.  Kunde  Hechtslehrc  ».  der  Leibiucht  oder  dem  Altentbcile. 
Oldenburg  1801.  §.  3. 

306)  Vergl.  oben  Buch  III.  §.  28.  S.  474. 
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lu  vielen  Gegeuaeu  Deutschland»  hat  mit  Rücksicht  auf 
die  gutsherrlichcB  Verhältnisse,  in  welchen  die  Bauern  ver- 
blieben, die  Lcibzucht  eine  von  der  unsrigcn  versrhicdene 
Ausbildung  erlangt.  Durch  den  frühen  Untergang  der  guts- 
herrlichen Rechte  nämlich  in  unser n Gegenden  und  die  Frci- 
werdung  der  einzelnen  von  Bauern  besessenen  Grundstücke 
wurde  es  bevyirkt,  dass  das  Leibding  gänzlich  auf  dem 
freien  Willen  des  bisherigen  Eigentümers  des  Gutes  und 
dem  freien  Vertrage  desselben  mit  dem  Lcibdinggeher  be- 
ruht, im  Gegensatz  von  irgend  einer  juristischen  Nöthigung 
zur  Verleibdingung. 

Von  da  aus  entwickelte  sich  denn  der  Vertrag  auch  nach 
andern  Seiten  hin  freier.  Er  ist  nämlich  nicht  auf  bäuer- 
liche Verhältnisse  beschränkt,  sondern  kann  auch  unter 
Städtern  füglich  Vorkommen;  ja  cs  ist  auch  nicht  nöthig, 
dass  das  zu  übergehende  Gut  gerade  ein  Grundstück  sei; 
wenn  schon  allerdings  in  weit  den  meisten  Fällen  des  Le- 
bens sich  die  Verleihdingung  noch  immer  an  die  Uebergabe 
eines  solchen  knüpfen  und  sich  innerhalb  der  bäuerlichen 
Verhältnisse  bewegen  wird.  Es  können  mithin  auch  be- 
wegliche Sachen  als  Leibdingcapilal  übergehen  werden. 

Nach  allem  diesem  ist  der  Leibdingsvertrag,  wie  er  io 
unserm  Rechte  eine  besondere  Form  der  Eingehung  nöthig 
■nacht,  so  zu  definiren  : Der  Lcibdingnehmcr  verpflichtet 
sich,  dem  Leibdinggeber  sein  Vermögen,  oder  einen  Theil 
seines  Vermögens  oder  einzelne  Vermögensrechte  zu  über- 
tragen, wogegen  sich  hinwieder  der  Lcibdinggeher  ver- 
pflichtet, dem  Leibdingnehnier  fortdauernde  auf  dessen  Le- 
bensunterhalt bezügliche  Leistungen  so  lange  dieser  lebt 
oder  sonst  auf  unbestimmte  Zeitdauer,  zu  thuu  }ov). 

2.  Der  Vertrag  ist  wesentlich  zweiseitig.  Der  Leib- 
dingnehmer  vorerst  ist  schuldig,  das  Leibdingscapital 
zu  übergehen.  Worin  dasselbe  bestehe,  ist  gleichgültig; 
in  der  Regel  freilich  wird  ein  Grundstück  und  zwar  das 
bisher  von  dein  Leibdingnehmer  beworbene  Grundstück 


309}  Vergl.  Mo».  Chron.  I.  36.  a.  635.  VI.  230, 
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Rechtes  leicht  übertragbar  und  besonders  die  Forderungen 
der  freien  Veräusserung  fällig.  So  kanu  denn  auch  die 
Forderung  auf  eine  Leibrente  ohne  Schwierigkeit  übertragen 
werden,  wahrend  die  Forderung  auf  Lcibdingslcistungen 
der  Matur  dieses  Vertrages  gemäss  immer  nur  dem  Leib- 
diugnehmer  zusteht.  Eben  so  wenig  kann  der  Leibding- 
geber einen  andern  Schuldner  an  seine  Stelle  setzen  , wäh- 
rend für  den  Leibrentenschuldner  jeder  Dritte  beliebig  die 
Schuld  abtragen  kann.  Es  ist  weder  fiir  den  Leibding- 
nehmer gleichgültig,  wer  ihm  seinen  Lebensunterhalt  reiche, 
für  seine  täglichen  Bedürfnisse  sorge,  ihn  pflege  u.  s.  f. , 
noch  für  den  Leibdinggeber,  wein  er  diese  Leistungen  zu- 
kommen lasse  und  für  wen  er  zu  sorgeu  habe.  Die  ob- 
jective  Unbestimmtheit  der  Leistungen  wird  sub- 
jectiv  näher  begränzt  auf  der  einen  Seite  durch  die  Per- 
sönlichkeit des  Le  ibdi  ngneh  in  ers  , auf  der  andern 
Seite  aber  auch  durch  die  Verhältnisse  des  Leib  di ng- 
gebers  und  seine  Weise  zu  leben:  «sie  denn  auch  Leib- 
dingsverträge meistens  zwischen  Eltern  und  Kindern  oder 
sonst  nahe  stehenden  Personen  geschlossen  werden,  immer 
aber  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Persönlichkeit  beider. 

Es  ist  daher  charakteritisch  für  unsern  Vertrag,  dass 
hier  iin  Interesse  des  einzelnen  Falles  dem  Richter  ein 
weites  Ermessen  und  freie  Berücksichtigung  der  Billigkeit 
zugestanden  werden  muss. 

Ist  die  Maluralleistuug  unmöglich  geworden,  dann  aller- 
dings kann  auch  eine  Ersatzforderung  in  Geld  nach  billiger 
Schatzung  eintreten.  Es  darf  diese  aber  als  dem  Wesen 
des  Vertrages  zuwider  laufend  nur  im  äussersten  Falle  wah- 
rer Unmöglichkeit  zugclassen  werden. 

5.  Der  gewöhnliche  Fall  ist  der,  dass  der  I.eibdiug- 
nehmer  sein  bisheriges  Gut  dem  Leibdinggeber  zu  Eigen- 
thum überträgt , und  sich  dann  bei  ihm  auf  Lebeuszeit  Sitz 
im  Hause  und  am  Tische  vorbehält.  Da  fragt  es  sich: 
kann  der  Leibdinggeber  das  Gut  an  einen  Dritten  ver- 
kaufen? Als  Eigentümer  ist  er  zunächst  nicht  verhindert, 
sein  Eigenthnm  zu  übertragen,  an  wen  er  will.  Person- 
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Und  da  der  Leibdinggeber  insolvent  geworden  ist,  mithin 
nicht  zu  erwarten  ist , dass  er  im  Stande  sein  werde , die 
Leibdingsleistungen  zu  erfüllen,  so  steht  es  dein  Leibding- 
nehmer frei,  entweder  fiir  sich  selbst  wieder  ein  eigenes 
Hauswesen  zu  führen  oder  sich  aufs  neue  zu  verleibdingen. 

Kommt  ein  nachstehender  Gläubiger  zum  Zuge,  so  muss 
er  das  bessere  Recht  des  Lcibdingnehmers  anerkennen,  mit- 
hin diesem  verstatten,  wenn  er  will,  in  der  Wohnung  zu 
bleiben  und  sich  von  dem  Leibdinggeber  darin  verpflegen 
zu  lassen.  Da  indessen  auch  hier  durch  den  Concurs  die 
Unfähigkeit  des  letztem,  seine  Verpflichtungen  zu  erfüllen, 
heraus  gestellt  ist,  so  braucht  sich  der  Leibdingnehmer 
damit  nicht  zu  begnügen,  sondern  kann  nun  fordern,  dass 
ihm  der  Schaden,  welcher  aus  Nichterfüllung  des  Leib- 
dingsvertrages erwachse,  ersetzt,  und  somit  weil  er  für 
die  Leibdingsleistungen  in  dem  Gute  Sicherheit  findet,  diese 
Ersatzsuinme  als  Schuld  von  dem  hinterherigen  zum  Zuge 
gelangten  Gläubiger  übernommen  werde  307). 

7.  Der  Leibdinguchiner  wird  in  Folge  des  Leibdinges 
zum  Fa  in i I i en  gl i e de  des  Lcibdinggebers.  Wie  ge- 
wöhnlich dieser  früher  als  Sohn  des  erstem  in  seiner  Haus- 
haltung gewesen  war,  so  kommt  denn  der  bejahrte  Vater 
wieder  in  die  Haushaltung  des  Sohnes  und  in  ein  kindes- 
ähnliches Vcrhäitnis5.  Es  hatte  diese  Veränderung  und 
gewisser  Massen  Umkehrung  der  frühem  Stellung  in  älterer 
Zeit  auch  namhafte  politische  Wirkungen.  Da  nämlich 
früher  die  Berechtigung,  in  der  Gemeinde  zu  stimmen, 
fast  überall  entweder  eigenen  Grundbesitz  voraussetzte  oder 
doch  wenigstens  ein  eigenes  Hauswesen,  indem  nur  die 
Haus-  und  Familienväter  die  Genossenschaft  bildeten,  so 
musste  gewöhnlich  in  Folge  der  Verleibdingung  der  frü- 
here Hausvater  sein  Stimmrecht  verlieren  und  da- 
gegen der  vorher  nicht  stimmberechtigte  Sohn  als  nun- 


307)  Diese  Verhältnisse  gestalten  sieb  freilich  ander»,  wo  die  Leibzucht 
im  Zusammenhang  mit  Golonat  als  ein  schon  an  »ich  dingliches  Recht  auf- 
tufassen  ilt.  Vergl.  darüber  Runde  a.  a.  O.  $.  49. 
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werden,  wenn  wirklich  in  dein  Leibdings  vertrage  eine 
widerrechtliche  Umgehung  der  Erbgesetze  liegt,  er  sich 
mithin  nicht  rechtfertigt  aus  den  persönlichen  Verhältnissen 
des  Leibdingnehmers  und  der  Sorge  für  diesen. 

Ausgenommen  von  dieser  Form  sind  Verpfriindungen 
in  öffentlichen  Staats  - und  Gemeindeanstalten,  welche  ohne- 
hin als  öffentliche  Anstalten  genügende  Garantie  gebeD, 
einmal  , dass  der  Leibdingnehmer  durch  den  Verpfriindungs- 
vertrag  nicht  übervortheilt,  dann  auch,  dass  der  Vertrag 
nicht  abgeschlossen  werde,  in  der  Absicht,  den  natürlichen 
Erben  die  Erbschaft  zu  entziehen. 

9.  Diese  nothwendige  Form  des  Leibdings  Vertrages 
dehnt  sich  aber  denn  nicht  über  die  Sphäre  desselben  aus, 
und  namentlich  nicht  etwa  auf  die  Leibrente.  Wie  sehr 
verschieden  seiner  Geschichte,  seinem  Begriffe  und  seinem 
Erfolge  nach  der  Lcibdingsvertrag  Von  der  Leibrente  sei , 
wird  sich  nun  zur  Genüge  ergeben  haben.  Daher  darf 
man  unmöglich  diese  mit  jenem  analog  behandeln.  Der 
Leibrentenvertrag  ist  bekanntlich  erst  in  der  neuesten  Zeit 
in  Folge  der  Verfeinerung  aller  Geldverhältnisse  entstanden 
und  setzt  da  gewöhnlich  ganze  Gesellschaften  voraus , welche 
entweder  gegenseitig  sich  selber  oder  andern  auf  Lebens- 
zeit Dividenden  eines  eingeschossenen  Capitals  garantiren  , 
zugleich  denn  aber  auch  von  Anfang  die  Formen  festsetzen, 
unter  denen  sie  diese  Leistung  versprechen.  Hier  bedurfte 
es  einer  gerichtlichen  Genehmigung  durchaus  nicht,  und 
es  fiel  auch  bei  uns  den  Tausenden,  welche  Leibrenten- 
verträge abgeschlossen  haben,  nie  ein,  vorerst  wie  Leib- 
dinger die  Zustimmung  der  Erben  zu  begehren  und  sich  an 
das  Gericht  zu  wenden.  Dergleichen  Verträge  haben  ge- 
wöhnlich auch  für  das  ganze  Vermögen  eine  nur  unterge- 
ordnete Bedeutung  und  kommen  somit  nur  selten  in  eine 
feindliche  Stellung  gegen  die  Erbgesetze.  Möglich  ist  es 
allerdings,  dass  auch  dieser  Vertrag  missbraucht  werde, 
den  Erben  die  Verlassenschaft  zu  entziehen.  Es  ist  dies* 
gerade  so  möglich,  wie  bei  vielen  andern  Rechtsge- 
schäften, z.  B.  bei  Schenkungen.  Kann  diese  Tendenz 
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zufällig.  Daher  beruhte  von  älterer  Zeit  her  die  Wirksam- 
keit der  Legate  einzig  auf  einer  wirksamen  Erbeinsetzung, 
und  im  spätem  römischen  Rechte  lässt  sich  doch  kein  Ver- 
mächtnis! denken,  wenn  sich  kein  Erbe  findet,  der  onerirt 
wäre.  Nach  unserem  Rechte  aber  ist  cs  möglich,  dass  gar 
keine  Universal-,  sondern  lauter  Singular -Successionen  Vor- 
kommen. Wenn  z.  B.  A.  in  seinem  Testamente  keinen  Er- 
ben einsetzt,  wohl  aber  eine  Anzahl  von  Vermächtnis- 
sen bestimmt,  welche,  die  ganze  Verlassenschaft  erschöpfen, 
Inteslat- Erben  keine  vorhanden  sind,  oder  um  dieser  Ver- 
mächtnisse willen  die  Erbschaft  ausschlagen,  die  sonst  voll- 
kommen solvent  wäre : so  können  dennoch  die  Legatare 
ihre  Rechte  auf  die  Verlassenschaft  geltend  machen  und 
ihre  Vermächtnisse  beziehen.  Die  Erbschafts  - Gläubiger 
freilich,  in  so  fern  sich  solche  finden,  können  zur  Sicher- 
heit ihrer  Forderungen  verlangen,  dass  die  Masse  gericht- 
lich liquidirt  und  nur  der  Ucberrest  den  Legataren  übergeben 
werde;  denn  diese  sind  als  blosse  Singular-  Succession  nicht 
ihre  Schuldner,  wohl  aber  die  Verlassenschaft,  aus  welcher 
subsidiär  auch  die  Legatare  ihren  Antheil  zu  beziehen  ha- 
ben. Den  Legataren  steht  cs  aber  selbst  in  diesem  Falle 
immer  frei , von  sich  aus  die  sämmtlichen  Creditoren  zu 
befriedigen  , und  dann  auch  ohne  gerichtliche  Liquidation 
unter  sich  die  Erbschaft  zu  vertheilen. 

Dem  Charakter  des  deutschen  Rechtes  gemäss  ist  die 
gesetzliche  Erbfolge  noch  immer  die  regelmässige. 
Eine  Erbfolge , welche  auf  den  Willen  des  Erblassers  für 
sich  oder  in  Verbindung  mit  dem  Willen  des  vertragsmäs- 
sigen  Erben  somit  auf  Testament  (Gemächde)  oder  Erb- 
vertrag beruht,  ist  verbällnissmässig  selten  und  lediglich 
als  Ausnahme  von  der  Regel  anzusehen.  Denn  wenn  gleich 
Testamente  nicht  selten  sind , so  verändern  sie  doch  ge- 
wöhnlich nichts  Wesentliches  an  der  gesetzlichen  Erbfolge 
und  setzen  diese  als  sich  von  selbst  verstehend  voraus. 

Eine  eigentümliche  Erbfolge  gegen  das  Testament  gibt 
es  um  so  weniger,  als  selbst  die  Erbfolge  nach  Testament 
und  Erbvertrag  keineswegs  in  so  entschiedenen  Gegensatz 
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zu  der  gesetzlichen  Erbfolge  tritt , wie  nach  dem  römi- 
schen Principe : Nemo  pro  parle  testatus  pro  parte  in- 

testatus decedere  potest.  Vielmehr  hindert  nichts,  dass  alle 
drei  Erbfolgearten  gleichzeitig  neben  einander  zur  Anwen- 
dung kommen,  die  lntestat-Erbfolge  als  Grundlage  der  Beer- 
bung, das  Testament  und  der  Erbvertrag  als  einzelne  Ab- 
änderungen anordnend. 


}.  52.  Gesetzliche  Erbfolge. 

A.  D i e N a c h k o ui  m e n. 

1.  Voran  gelangen  die  ehelichen  Kinder  und  En- 
kel zur  Succession.  In  dieser  Periode  ging  nun  aber  ganz 
allgemein  die  Veränderung  vor  sich  , dass  die  Enkel  nicht 
mehr  unbedingt  ausgcschloscn  wurden , wenn  Kinder  vor- 
handen waren  , sondern  an  die  Stelle  ihres  vorverstorbenen 
Vaters  oder  ihrer  Mutter  traten.  In  dem  Zürcherischen  Stadt- 
rechte wurde  dieses  Eintrittsre.cht  der  Enkel  zuerst  im 
Jahre  1581  anerkannt,  mit  Rücksicht  auf  die  damals  schon 
übliche  Sitte,  durch  Erb-  oder  Hcirathsvertra'ge  auch  den 
Enkeln  ein  Erbrecht  zuzusichern.  Auf  der  Landschaft 
wurde  es  zu  verschiedenen  Zeiten  eingeführt , zuerst  wohl 
in  der  Grafschaft  Kyburg  und  in  der  Herrschaft  Re- 
gen sb  erg  für  Enkel  von  unausgerichteten  Kindern 3n). 
In  dem  Freicn-Amte  wurde  es  im  Jahre  1550,  in  der 
Herrschaft  Waidenschwyl  im  Jahre  1555,  in  Andelfin- 
gen im  Jahre  1560,  in  Uhwiesen  1603,  in  der  Stadt 
Winterthur  1630,  in  der  Herrschaft  Wein  in  gen  erst 
1637  gestattet. 

Bei  einem  blossen  Eintrittsrechte  der  Enkel  und  Urenkel 
blieb  man  aber  nicht  stehen , sondern  führte  in  der  Folge 
geradezu  Sta  inrntheilung  ein  in  der  ganzen  Erbfolge 
der  Nachkommen  also  auch  dann,  wenn  nur  Enkel  vorhan- 


311)  Ob.  Buch.  III.  ( 27.  S-  462.  Grafsrh.fUrMht  von  1673.  Art.  49. 
Herrschaftarecht  von  W Ulli  in  gen  von  1585.  Art.  47.  (Pest.  II.  S.  42.) 
Herrschaftsrecht  von  Hegensberg  von  1538.  Art.  101.  (Peat.  1-  S.  210.) 
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den  waren  und  keine  Kinder  mit  ihnen  concurirten ,**). 
Auch  diese  Modification  des  altern  Rechtes  zeigte  sich  frü- 
her auf  der  Landschaft  als  in  der  Stadt  Zürich  3,J). 

2.  Ein  Ausschluss  der  Töchter  durch  die  Söhne 
fand  nun  schon  langst  nicht  mehr  Statt.  Wohl  aber  erhiel- 
ten sich  gewisse  Unterschiede  und  wurden  noch  naher 
bestimmt,  thcils  mit  Bezug  auf  die  Art  der  Sachen,  welche 
eher  den  Söhnen  oder  den  Töchtern  zufallen , theils  mit 
Bezug  auf  die  Grösse  der  Erbquoten. 

ln  das  Grafschaftsrecht  von  Kyburg  von  1578  ist  ein 
Rathsbeschluss  von  1558  aufgenommen  , der  auch  in  das 
Herrschaftsrecht  von  Wiilflingen  von  1585  (Art.  48)  über- 
ging, wornach  die  Söhne  jederzeit  ein  Vorrecht  haben  auf 
die  Liegenschaften,  rühren  diese  von  dem  Vater  oder  der 
Mutter  her.  Werden  sie  bei  der  Theilung  init  ihren  Schwe- 
stern nicht  einig,  so  tritt  billiges  Ermessen  des  Richters 
ein,  in  folgender  Weise:  Sie  sollen 

Das  ererbt  guott , ligendts  vnnd  varendts  , schulden  vnd 
widerschulden  eigentlich  besichtigen  vnd  erduren,  vnd  nach 
erwegung  inass  vnd  uninass  über  den  vorteil,  soden 
tönen  nach  der  Grafschaft  recht  voruss  gebürt, 
ein  herr  zuo  kyburg  vnd  die  Richter  in  der  gütigkeitt  oder 
mit  recht  erkennen,  wie  die  sün  die  tochteren  nach  btl- 
ligkeitt  des  guots  mit  geltt  oder  güjten  abferti- 
gen, vnd  dargagen  den  sönen  die  güter  vnd  ge- 
werb  blyben  sollen.  [Vergl.  Ossingen  II.  16.) 
Auffallend  ist  die  Bestimmung  des  Regensberger 
Amtsrechtes  vou  1538.  Art.  100.  (Pest.  I.  S.  209.) 

Wenn  aber  eyn  vatter  by  synen  kynnden  mit  tod  ab- 
giennge,  vnnd  keyns  ussgericht  helte , Sollennd  die  döcb- 
teren  nit  eerben  inu  den  Eerbgüteren,  Sünder  für 


312)  Herrsebaftsrerht  Ton  Knomn.  Anhg.  ( P««t.  I.  253.)  Von  A a- 
delfiogen.  Anbg.  (Pest.  II.  S.  73.)  Von  Ubwieten.  Art.  3 — 5.  -Pest.  I. 
S.  143.)  Stadtr.  von  Wintertbnr  von  1630  Art.  7.  (Pest.  I.  S.  137.) 

R.  v.  Wein ingen.  Anbg.  (Pest.  1.  S.  122.) 

313)  Vergl.  Aintsrerbt  von  Uhwiesen  vou  1603.  Art.  3 — 5.  Stadt- 
rerhl  von  Kaiserstob!  von  1680.  Art.  2.  Sta.tterbrerht  V.  a 1716,  Tb.  II. 
S-  XI.  S.  37.  Mon.  Ohrts.  IV.  S.  7. 
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iren  teyl  gelt  nein  men.  Nach  biderherlüthen  erkannth- 
nuss , Aber  inn  eygnen  gütteren  vnnd  kernnen 
gelt  sollend  Sun  vnnd  docbterenn  glycb  Eerben. 
Ich  glaube,  der  Gegensatz  zwischen  Erb-  und  eigenen 
Gütern  ist  nicht  der  zwischen  ererbten  und  errungenen  Gü- 
tern, sondern  vielmehr  der  zwischen  Erbe  (nach  Hofrccht) 
und  Eigen  (nach  Landrecht)31*),  und  mag  darin  seine  Erklä- 
rung finden,  dass  die  Töchter  im  Hofrecht  und  im  Lehen- 
recht spater  erst  gleiche  Ansprüche  auf  die  Liegenschaften 
erlangten,  als  im  Landrecht315). 

Anderswo  stellt  sich  der  Vorzug  der  Söhne  nur  in  der  vä- 
terlichen Verlassenschaft  heraus.  Dabin  gehört  das  Recht 
von  Andelfingen  von  1534.  Art.  56.  (Pest.  II.  S.  70.) 
Das  Grüninger  Amtsrecht  von  1668.  Art.  11.  (Pest.  I. 
S.  66.)  verordnet  Theilung  der  hegenden  Güter  zu  zwei 
Theilen  für  den  Sohn  und  einem  Theil  Tür  die  Tochter, 
wobei  jener  wieder  das  Vorrecht  hat. 

In  dieser  Richtung  hat  sich  denn  auch  für  die  Land- 
schaft in  neuerer  Zeit  ein  gemeines  Recht  der  Theilung 
durch  die  Sitte  ausgcbildet , welches  von  der  Tbeilungs- 
weise  in  der  Stadt  abweicht.  Die  Verlassenschaft  der 
Mutter  wird  nämlich  im  Wesentlichen  zu  gleichen 
Theilen  unter  alle  Kinder  vertheilt.  Die  väterliche 
Verlassenschaft  aber,  Liegendes  und  Fahrendes, 
wird  so  vertheilt,  dass  jeder  Sohn  immer  zwei  T heile, 
jede  Tochter  nur  einen  Theil  erhält,  und  die  Söhne 
berechtigt  sind,  die  Liegenschaften  sammt  der  dazu  gehöri- 
gen Fahrniss  vorzugsweise  an  ihren  Theilen  sich  zuschreiben 
zu  lassen.  Dabei  pflegt  inan  Uberdem  die  Grundstücke  in 
einem  billigen  und  keineswegs  dem  höchsten  Verkaufspreise 
anzusetzen;  ein  Verfahren,  das  an  sich  nicht  ungerecht  ist, 
wenn  es  schon  etwa  missbraucht  wird,  um  die  Töchter 
fast  leer  ausgehen  zu  lassen.  Auch  so  noch  werden  indes- 
sen die  Güter  nur  zu  sehr  versplittert,  indem  die  Söhne 


314)  V.rgl.  oben  Bach  II.  $.  IS.  S.  265. 

315)  Ob»  Burb  II.  $.  34.  S.  298. 
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unter  sich  völlig  gleichberechtigt  sind,  in  der  Regel  daher 
von  jedem  Naturaltheilung  verlangt  werden  kann. 

Ausführliche  Bestimmungen  über  die  Theilung  der  Kin- 
der enthält  das  Zürcherische  Stadterbrecht  von  1716. 

Mit  Bezug  auf  die  väterliche  Verlassenschaft,  so  ha- 
ben die  Söhne  wieder  vorzugsweise  ein  Recht  auf  die 
Liegenschaften,  welche  ihnen  uin  einen  billigen  Preis 
zu  überlassen  sind,  der  jüngste  Sohn  hinwieder  vor  sei- 
nen Brüdern  ein  Vorrecht  auf  das  Wohnhaus  des  Va- 
ters. Ferner  nehmen  die  Söhne  znm  voraus  — aber  ohne 
Ersatz  in  die  Masse  — „des  Vaters  Uhren,  Wehr  und 
„Waffen,  Bibliotheken  und  Bücher , Kleider,  auch  was 
„sonsten  an  seinen  Leib  gehöret.“  Das  Pittschaff  und  Siegel 
gehört  dem  Sohne  zu,  welcher  des  Vaters  Taufnamen  trägt ; 
er  muss  aber  seinen  Brüdern,  wenn  jene  von  kostbarem 
Werthe  sind,  d.  h.  wenn  ihr  Werth  im  Verhältnisse  zu 
der  Verlassenschaft  von  einiger  Bedeutung  ist,  billigen  Er- 
satz leisten.  Endlich  theilen  dann  die  Brüder  mit  ihren 
Schwestern  die  gesammtc  Erbmasse  so,  dass  auf  jeden 
Sohn  fünf,  auf  jede  Tochter  vier  Th  eile  kommen, 
oder  wie  sich  unser  Recht  ausdrückt,  zu  fünf  und  vier 
Pfenningen.  Diese  letzte  Bestimmung  des  Zahlenverhält- 
nisses  ist  neu , der  Grundgedanke  aber  offenbar  so  wie  die 
übrigen  Bestimmungen  alt. 

Die  mütterliche  Verlassenschaft  wird  zunä'chst  unter 
alle  Kinder  zu  gleichen  Theilen  getbeilt,  so  jedoch, 
dass  den  Töchtern  zum  voraus  zufällt : 

Was  die  Mutter  an  ihrem  Leib  getragen , als  Kleider, 
Weisser  Zeng,  Gürllen,  Aruibande,  Ketten,  Kleinodien,  wie 
auch  ihre  Bücher,  item  der  Sparhafen,  wann  er  den  halben 
Theil  der  Sohns  Vorlhcile  nicht  übersteiget31*). 

3.  Noch  lange  erhielt  sich  — besonders  auf  der  Land- 
schaft— die  Ansicht,  dass  in  der  Ausrichtung  einzelner 
Kinder  bei  Lebzeiten  der  Eltern  zugleich  eine  Befriedigung 


316)  St.  E.  R.  Th.  II.  f.  XII.  S.  3«.  40.  Men.  Chro».  IV.  S.  8.  ff. 
Rathserk.  vom  28.  April  1641  im  UaU  Hat, 
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Kindern  zur  Erbschaft  zulassen  müssen,  vorausgesetzt  nur, 
dass  sie  ihr  seither  erworbenes  Vermögen  wieder  in  die 
gemeine  Erbmasse  bringen  und  sich  an  ihren  Theilcrn  ab- 
rechnen lassen : so  konnte  das  deutsche  Recht  noch  viel  we- 
niger einer  solchen  Gleichstellung  der  ausgerichteten  Kinder 
mit  den  nicht  ausgerichteten  auf  die  Dauer  widerstreben, 
voraus  gesetzt,  dass  sich  die  erstem  gefallen  Hessen,  die 
empfangene  Ausrichtung  selbst  wieder  einzuwerfen. 

An  die  Stelle  des  A u ssch  1 u sses  der  ausgerichteten  Kin- 
der durch  die  nichtausgerichteten  trat  demnach  in  der  Folge 
die  Einwerfung  der  von  jenen  erhaltenen  Aussteurung,  und 
'es  erhielt  somit  letztere  den  Charakter  eines  auf  Abrech- 
nung an  dein  künftigen  Erbantheile  zum  voraus 
empfangenen  Vermögens.  Es  zeigt  sich  diese  verän- 
derte Gestaltung  z.  B.  in  dem  Amtsrechte  von  Uhwiesen 
von  1603.  Art.  1.  (Pest.  I.  S.  112.) 

Wann  — die  eiteren  iren  Rinden  zuvor  inn  die  Ee  ein 
byrat  gut  hinuss  gegeben  hetten.  So  soll  alsdann,  wann  es 
zum  erbfal  kompt , dieselbig  person  das  empfangen  byrat- 
gut  widerumb  inwerffen  , oder  vuib  so  vil  slillstahen,  biss 
einem  jeden  andern  Kind  auch  so  vil  als  das  hyratgut  »wes- 
sen, wird. 

und  in  dem  Erbrecht  von  Kaisers tubl  v.  1680.  Art.  6. 
(Pest.  II.  S.  14.) 

— Wan  ein  Vatter  seine  Kinder  zu  den  Ehren  in  Ehe- 
lichen Stand  versechen  wolt,  so  mag  Er  zur  Ehesteuhr,  oder 
Ehegut  einem  wol  mehr  geben , alss  dein  anderen , Je  nach 
gestalt  der  Zeit,  und  leuflen,  doch  so  ess  zu  Erbfahlen 
kombt,  so  dann  dieselb  persohn  mit  anderen  erben  will,  so 
soll  Sye  dass  empfangene  gut  einwerffen,  nit  dass  Sye  sol- 
chess  wider  hinaussgeben , sonder  mnb  souil  einstehen  soll, 
alss  vil  Ihren  im  hanbtgnt  mehr  worden  ist,  biss  den  an- 
deren auch  souil  wird , nach  welchem  Sye  mit  Ihren  ge- 
schwüsterten  zu  gleichem  Erb  gehet. 

In  dem  Stadterbrechte  von  Zürich  von  1716  ist  die 
neuere  Ansicht  vollständig  durchgedrungen: 

Dafern  dem  einen  oder- andern  Kind  noch  bey  Lebzeiten 
der  Eltern  ein  Tbeil  Väter-  oder  Mütterlicher  Mitteln,  ent- 
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Blosse  Erziehungskosten,  wenn  sie  auch  bedeutende 
Summen  erfordern,  werden  nicht  als  anticipirte  Beerbung 
behandelt,  und  kommen  überall  bei  der  Erbtheilung  nicht 
in  Anschlag,  insofern  nicht  von  den  Eltern  selbst  etwas  an- 
deres angeordnet  worden  ist119). 

Nur  wenn  nach  dem  Tode  der  Eltern  noch  unerzogene 
Kinder  vorhanden  sind  und  ihr  Erbantheil  nicht  ohnehin 
bedeutend  genug  ist,  dass  sie  daraus  gehörig  erzogen  wer- 
den können,  so  soll  auch  dafür  ausnahmsweise  aus  der  ge- 
meinen Erbmasse  ihnen  ein  „billicher  Vortheil  zu  ihrer  Auf- 
erziehung" vorweg  gegeben  werden  39°). 

« 

t.  53.  B.  Die  übrigen  Erben. 

4.  Noch  immer  beruht  die  ganze  gesetzliche  Erbfolge 
auf  der  Ordnung  der  Parentelen,  so  dass  die  Nachkom- 
men des  Vaters  nicht  mit  Nachkommen  des  Grossvaters 
concuriren,  sondern  letztere  von  erstercu  unbedingt  ausge- 
schlossen werden391). 

Gemildert  ist  diese  Parentel  - Ordnung  durch  einen  Vor- 
zug der  Ascendenten,  wornach  der  Grossvater,  sub- 
sidiär statt  seiner  der  Urgrossvater , in  die  Parentel  des 
Vaters,  unmittelbar  nach  den  Kindern  des  Vaters,  also  den 
Geschwistern  des  Erblassers,  der  Urgrossvater  auch  in  die 
Parentel  des  Grossvaters  sofort  nach  diesem  eingeschoben 
wird,  und  in  dieser  Stellung  zur  Succession  kommt399). 

Eine  Modification  enthält  das  Erbrecht  von  Flach  von 
1658.  Art.  4.  (Pest.  I.  S.  107.)  Dasselbe  bestimmt  näin- 


319)  st.  E.  R.  ».  1716  Tb.  II.  6.  XI.  S.  3S. 

320)  St.  E.  R.  r.  1716.  Th.  II.  §.  XII.  S.  *0. 

321)  st.  E.  R.  ».  1716  Th.  II.  §.  13.  S.  U ff.  E r I a u t r r u b g v» 

1742.  §.  2.  Mon.  Chr.  II.  S.  276.  Das  Erbrecht  von  Uh  wiesen  %oa 

1603.  Art.  19  (Pest.  I.  S.  149)  weicht  von  «lern  reinen  System  der  Parro- 
telen  ab  , indem  es  nur  bei  gleicher  Gradnabc  der  tiefer  stehenden  Pareatet 
den  Vorzug  gibt. 

322)  Oben  Bach  III.  $.  27.  S.  4 66.  St.  E.  R.  von  1716.  Th.  II. 

8.  S.  33. 
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lieh,  unter  dem  Einflüsse  seiner  Theorie  über  das  Güterrecht 
der  Ehegatten,  nach  welchem  der  überlebende  Ehemann  die 
Hälfte  des  Weibergutes  zu  lebenslänglichem  Niessbrauche 
besitzt,  dass,  wenn  er  aus  dieser  Ehe  Kinder  habe,  und 
eines  von  ihnen  nach  der  Mutter  sterbe,  so  sollen  die  übri- 
gen Kinder  dasselbe  beerben,  damit  auf  diese  Weise  immer 
die  eine  Hälfte  des  Muttergutes  den  Kindern  ganz  zum  Ge- 
nüsse verbleibt.  Sind  dann  alle  Kinder  todt,  dann  freilich 
lebt  das  einstweilen  suspendirte  Erbrecht  des  Vaters  wie- 
der auf. 

2.  In  den  Rechtsquellen  der  vorigeu  Periode  haben  wir 
einen  Vorzug  der  Vatermagen  vor  den  Muttermagen 
als  charakteristisches  Element  der  Erbfolge  in  der  Seiten- 
verwandtschaft kennen  gelernt.  In  der  Folge  verschwin- 
den die  Muttermagen  ganz  aus  der  Reihe  der  erbfähigen 
Verwandten , und  cs  bleiben  im  neuesten  Rechte  nur  die 
Vatermagen  zurück.  So  auffallend  diese  Veränderung  ist 
und  so  wenig  sie  der  Geschichte  anderer  Rechte  entspricht, 
in  denen  wir  vielmehr  das  Princip  der  Blutsverwandtschaft 
seine  Herrschaft  immer  weiter  ausdehnen  sehen;  so  schwie- 
rig ist  es,  die  Zeit  derselben  zu  bestimmen.  Wahrschein- 
lich machte  sie  sich  allmählig  zuerst  in  der  Stadt  geltend, 
indem  das  Statut  von  1419  missverstanden  und  so  falsch  an- 
gewendet  wurde.  Von  da  aus  breitete  sich  dann  der  Irr- 
thum durch  die  städtischen  Beamteten  um  so  leichter  aus,  als 
die  Herrschaftsrechte  und  Öffnungen  entweder  jenes  Sta- 
tut in  sich  aufgenommen  hatten  oder  sonst  in  ihren  Be- 
stimmungen über  die  Erbfähigkeit  äusserst  lückenhaft  wa- 
ren3*3). Noch  in  die  Gerichtsbücher  von  1553  und  1620 

323)  Die  Recension  des  Kyburger  C r a f * c h a f l s r e c b t e s von  1578. 
Art.  50.  Vg.  66,  67  a.  68.  und  das  Herrschaftsrecht  ron  W U I f 1 1 n g e n v.  1585. 
Art.  47.  (Pest.  II.  S.  42.)  haben  noch  die  früheren  Bestimmungen  eines 
Vorzugs  der  Vatermagen  vor  der:  Mutlerinagon  um  ein  Glied  angenommen. 
Aber  die  Praxis  scheint  doch  bald  sich  ganz  an  das  Stadterbrecbt  in  dieser 
Beziehung  ange schlossen  zu  haben.  Das  Recht  von  L'hwieeen  von  1603 
mischt  verschiedenartige  Systeme,  wenigstens  dem  Ausdrucke  nach  durch  ein- 
ander, bevorzugt  indessen  die  Vatermagen  wieder.  Vergl.  die  Art.  7.  8.  9. 
11.  12.  21.  und  22.  uod  Erläut.  bei  Pest.  I.  S.  164. 
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ging  jenes  Statut  von  1419  über,  allein  offenbar  verstand 
man  dasselbe  damals  schon  nicht- mehr  recht,  und  interpre- 
tirte  namentlich  den  Ausdruck,  dass  die  Mutter  ihre  Kin- 
der, die  Grossmutter  ihre  Enkel  nicht  erbe,  nicht  bloss  von 
einem  relativen  Ausschlüsse  der  Mutter  und  der  müt- 
terlichen Verwandten  durch  die  nächsten  Glieder  der  Vater- 
magen, sondern  von  einem  gänzlichen  Ausschlüsse 
derselben  von  der  Erbfähigkeit. 

Die  älteste  Spur  eines  ausschliesslichen  Rechtes 
der  Vatermagen  auf  die  Erbschaft  finde  ich  in  einer 
Notiz  der  Fraumünster- Abtei  etwa  vom  Jahre  1470: 

Aber  sol  inan  wüssen  . wo  unsers  Gottshnslüten , er  sei 
wib  oder  mau  dehemer  abstirbet  ohne  Liberben,  so  solle 
■n  der  nechste  vattermag  erben,  der  och  unsers  Gotts- 
huses  ist  und  im  also  nahe  geschaffen,  'das  es  ein  Eeh  geir- 
ren  mag.  Wo  aber  das  nit  ist,  so  erbet  in  ein  Gollshus. 
Diese  Stelle  bezieht  sich  freilich  nur  auf  die  Gotteshaus- 
leute  des  Fraumiinsters  und  deren  Erbrechte;  es  ist  aber 
nicht  unwahrscheinlich,  dass  die  hier  ausgcbildcte  Ansicht 
auch  auf  das  Recht  der  Stadt  Zürich  einwirkte , so  wie 
jene  sich  hinwieder  auf  das  Gewohnheitsrecht  von  Zürich 
grosscntheils  gründen  mochte.  Eine  Erläuterung  des  Erb- 
rechts vom  Jahre  1629  in  dem  Gerichtsbuche  zeigt  am 
besten,  welche  Missverständnisse  in  dieses  Erbrecht  einge- 
drungen waren , und  dasselbe  ganz  und  gar  verwirrten. 
Daraus  ergibt  sich  nämlich:  a)  dass  man  damals  das  Princip 
des  Zürcherischen  Erbrechts,  wornach  die  Vatermagen  der 
vier  ersten  Glieder  die  Muttermagen  ausschliessen , Vater- 
magen des  fünften  Gliedes  aber  mit  Muttermagen  des  vierten 
Gliedes  concuriren,  für  ganz  gleichbedeutend  hielt  mit  dem 
Principe  des  Kyburgischen  Rechtes,  wornach  Vatermagen 
den  Multermagcn  überhaupt  je  um  ein  Glied  Vorgehen; 
b)  dass  man  die  Bruderskinder  für  Vatermagen  hielt,  die 
Schwesterkinder  für  Muttermagen,  jenen  Vorzug  der  erstem 
vor  den  le’tztern 3ä4)  eben  für  eine  Anwendung  des  Kybur- 

324)  Dieser  Vorzag  findet  sich  schon  in  dem  Statute  von  1419«  Im  Jahre 
1611  worden  einmal  die  Schwesterkinder  den  Bruderkindern  gleich  gestellt 
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gischen  Grundsatzes  erklärte  und  dann  in  gleicher  Weise 
auch  die  Enkel  des  Bruders  den  Enkeln  der  Schwester  Vor- 
gehen liess ; c)  dass  man  schon  damals  nicht  mehr  wusste, 
was  Muttermagen  seien,  woraus  dann  weiter  wahrschein- 
lich wird , dass  eigentliche  Muttermagen  gar  nicht  mehr 
erbten  32ä). 

Ganz  passend  waren  daher  die  Bestimmungen  des  Erb- 
rechtes von  1716,  durch  welche  innerhalb  der  väterlichen 
Parentelen  jeder  Unterschied  in  der  Erbfähigkeit  der  von 
Söhnen  und  der  von  Töchtern  abstammenden  Erben  wieder 
getilgt  wurde,  so  dass  nunmehr  Bruders-  und  Schwester- 
kinder auf  gleicher  Linie  stehen.  Dagegen  ftxirte  nunmehr 
das  Erbrecht  von  1716  die  gänzliche  Ausschliessung 
der  Mutter  und  aller  mütterlichen  Parentelen, 
und  erklärte  die  eigentlichen  Vatermagen  für  allein  erbfä- 
hig, wenn  es  schon  diesen  Ausdruck  nicht  mehr  braucht. 
Die  Formel  der  Erbfähigkeit  lässt  sich  daher  so  fassen: 
Damit  Jemand  möglicherweise  Erbe  desAndern 
sei,  muss  die  Verwandschaft  von  dem  Erblasser 
aufwärts  bis  zum  gemeinschaftlichen  Stammva-  ' 
ter  durch  lauter  Männer,  von  diesem  abwärts 
bis  zum  Erben  entweder  durch  Männer  oder 
durch  Weiber  vermittelt  sein.  Oder  kürzer  ausge- 
drückt: Nur  die  väterlichen  Parentelen  des  Erb- 
lassers sind  erbfähig386). 


(30.  Oct.  St.  Man.),  dann  aber  1621  ( Febr.  21.  IJ.  Man.)  das  alte  Recht 
erneuert.  In  dein  Knonaueramts recht  Art.  77  (Pest.  I.  S.  252)  heisst 
es,  nn  Jahre  1539  habe  eine  Amlsgeineiude  erkannt,  „das  Brüder  vnnd 
Schwester  kynnd  glychergstalt  initleinanderen  eerben  söllint.“  Und  in  dem 
Herrschaftsrechte  von  Regensberg  von  1538,  Art.  101  (Pest.  I.  S.  210; 
heisst  es:  „ Item  wenn  eyn  lediger  Ecrbfal  gfatt  vnnd  br uders  kynnd  vnnd 
Schwösler  kynnd  sind , Soll  zu  vnnseren  herren  stan  , darin  nach  irer  Statt 
Recht  zn  erkhennen,  wie  sy  billich  dunckt,  Ob  sy  glycb  Eerbind  oder 
nit.“  So  schwankend  waren  damals  schon  die  Ansichten  Ober  jene  seltsame 
Wodification  des  allen  Systems. 

325)  Die  betreffende  Erlauterong  des  Erbrechtes,  die  man  eher  eine 
Verfinsterung  neunen  könnte,  ist  abgedruckt  Non.  Gbr.  IV.  S.  14,  and  in 
Savigny’s  Zeitsch.  für  Rechtswiss.  B.  IX.  S.  140. 

326)  Erbr.  r.  1716.  Th.  II.  $.  14  u.  15.  S.  43  ff.  Erlaot.  r.  1743. 

Blontschli  Recht»! «schichte  IL  20 
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Es  hat  nun  diese  Erscheinung  freilich  etwas  Auffallen- 
des und  den  herrschenden  Ansichten  über  Familienverbin- 
dung Widersprechendes.  Es  ist  daher  kaum  zu  glauben, 
dass  sich  die  schroffe  Ausscheidung  der  väterlichen  Parcntelen 
und  diese  Verwcriung  oft  viel  naher  stehender  mütterlicher 
Parentelen  auf  die  Dauer  erhalten  werde.  Mag  man  sich  auch 
freuen  über  die  schöne  Consequenz  des  geltenden  Erbrech- 
tes und  sich  bewusst  sein,  dass  dasselbe  seinen  Grundzugen 
nach  fest  in  alter  Gewohnheit  und  Sitte  wurzelt : so  lasst 
sich  darum  doch  nicht  verkennen,  wie  wenig  die  ganze 
neuere  Entwicklung  des  Familienlebens  zu  einer  starrsinni- 
gen Festhaltung  eines  absoluten  Vorzuges  der  Vaterseite 
passt.  Jene  Rücksichten  können  daher  nur  zu  höchster  Sorg- 
falt in  einer  Abänderung  des  bestehenden  Erbrechtes  be- 
stimmen , nicht  aber  zu  gänzlicher  Abweisung  aller  An- 
sprüche der  mütterlichen  Verwandten  für  die  Zukunft. 
Wenn  neben  einer  Mutter  des  Verstorbenen  ein  väterlicher 
Grossoheiin  als  Erbe  auftritt  und  jene  ausschliesst , wenn 
der  Halbbruder  von  der  Mutter  her  durch  einen  fernen 
Vetter  vom  Vater  her  von  der  Erbschaft  verdrängt  wird: 
so  gerätb  in  den  Augen  des  Volkes  das  positive  Recht  in 
Conllict  mit  den  natürlichen  Verhältnissen  und  dem,  was 
Jeder  für  billig  und  recht  halt.  Diesen  Conflict  zu  besei- 
tigen , ist  eine  Aufgabe  der  Reform  unseres  Erbrechtes. 
Und  da  scheint  es  denn  eben  ziemlich  in  der  Nahe  liegend, 
diese  Verbesserung  darin  zu  finden,  dass  man  den  mütter- 
lichen Parcntelen  neuerdings  ein  subsidiäres  Erbrecht  eröff- 
net nach  den  väterlichen  Parentelen  derselben  Nahe,  so  dass 
die  Mutter  mit  ihrer  Descendenz  zur  Erbschaft  käme  hin- 
ter dem  Vater  und  dessen  Descendenz,  die  Grosseltern  von 
mütterlicher  Seite  mit  ihren  Descendenten  hinter  der  gross- 
väterlichen  Descendenz  u.  s.  f.‘  Auf  diese  Weise  würde 
die  Consequeuz  des  Systems  nicht  nur  nicht  gefährdet,  son- 
dern vielmehr  durch  die  Anerkennung  der  Volksansichl  und 
der  wirklichen  Familienbeziehungen  nur  das  ursprüngliche 
Recht  in  grösserer  Reinheit  wieder  hergcstellt. 

3.  Nur  sehr  spät  hatte  sich  in  der  Erbfolge  der  Nath- 
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dritten  Grad  Zürcherischer,  d.  h.  den  sechsten  Grad  römi- 
scher Berechnung823). 

Dieses  Eintrittsrecht  hat  aber  hier  mindere  Wirkungen 
als  in  der  Erbfolge  der  Nachkommen,  indem  es  keineswegs 
die  Theilung  nach  Köpfen  umwandelt  in  eine  Theilung  nach 
Stammen.  Nur  so  viel  versteht  sich,  dass  z.  B.  die  eintre- 
teuden  mehreren  Kinder  eines  vorverstorbenen  Bruders  zu- 
sammen nur  einen  Theil  erhalten,  die  andern  Theile  aber 
den  lebenden  Geschwistern  zufallen;  denn  sie  treten  ja  eben 
in  Folge  einer  milden  Berücksichtigung  ihrer  Abstammung 
an  die  Stelle  ihres  Vorgängers,  können  somit  nicht  mehr 
erhalten,  als  dieser  erhalten  hätte.  Aber  darüber  hinaus 
wirkt  dann  das  Eintrittsrecht  nicht  auf  die  Theilung:  indem 
sobald  nur  Kinder  von  lauter  vorverstorbenen  Geschwistern 
vorhanden  sind,  wenn  schon  in  ungleicher  Anzahl,  doch 
alle  als  gleich  nahe  Erben  auch  gleiche  Kopftheile  erhal- 
ten ««). 

4.  Aus  dem  Vorigen  ergibt  sich  als  Regel  für  die  Erb- 
folge der  Seitenverwandten:  Es  erben  je  die  nächsten 
» Glieder  innerhalb  der  nächsen  Parentelen,  und 
theilen  nach  Köpfen,  so  weit  nicht  das  Eintrittsrecht 
fernere  Personen  an  die  Stelle  ihrer  vor  verstorbenen  Vor- 
fahren zulässt. 

Nur  bei  der  Theilung  der  Geschwister  zeigt  sich  noch  in 
dem  Stadterbrechte  von  1716  ein  Unterschied  zwischen 
Brüdern  und  Schwestern,  welcher  als  Fortsetzung  und 
Nachhall  des  Unterschiedes  in  der  Theilung  zwischen  Söh- 
nen und  Töchtern  zu  betrachten  ist.  Die  Brüder  haben 
nämlich  einen  vorzugsweisen  Anspruch  auf  die  Liegen- 
schaften, welche  ihr  verstorbener  Bruder  hinterlassen, 
und  können  dieselben  gegen  Ersatz  eines  „leidenlichcn“  Prei- 
ses beziehen.  Dagegen  erhalten  sie  zum  voraus 


329)  St.  E.  R.  von  1716.  Tb.  II.  $.  15.  S.  44,  and  Erläuterung  »oo 
1742.  $$.  1 , 4,  5,  und  die  Allgemeine  Auinerkung  am  Schiaase  derselben. 

330)  Vgl.  auch  Erbrecht  ton  Kaiserstuhl  von  1680.  Art.  3.  (Pest. 

II.  S.  II.) 
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gnedigen  herren  von  Zürich  mit  lyb  vnnd  gut , vnnd  welli- 
cher  derselben  personell  abgant , on  eelich  lyb  Serben  , den 
Eerbent  vnnsere  berren  von  ziirich,  wer  aber  das  eyn  söl- 
lich  Man  abstnrb  vnnd  Eeliche  kynnd  lyessc  die  sin  genoss 
weren , So  neinuiend  vnnser  herren  von  Zürich  eynen  faal , 
Lasst  er  aber  nit  Eelich  lyb  eerben  die  sin  genoss  sind,  So 
eerbent  vnnser  herren  für  die  hyund. 

Herrschaftsrecht  von  Wölflingen  von  1585.  Art. 
28.  (Pest.  II.  S.  35.)  Item  cs  gehörend  ouch  alle  vnelichen 
Kinder,  initt  iren  iylien  . ann  das  hus  wülfflingen  , vnnd  iv»- 
liche  vnder  denselben  vnelichen  Kinden , one  Eelich  lyber- 
ben . null  lod  abgand,  so  halt  ein  herr  zu  wülfflingen  die- 
selben Kind  zu  erben. 

Grafschaftsrecht  von  Kyburg  von  1576.  Art.  29.  und 
30.  Herrseliaftsrecht  von  Gr  ti  ningen  von  16ü8.  Art.  10. 
(Pest.  I.  66.) 

Uyd  noch  in  dem  Erbrechte  von  1716  ist  dasselbe  Prin- 
cip  ausgcdriickt. 

Th.  III.  5-  8.  S.  57.  Wann  anehelich  gebohrne  Perso- 
nen ohne  Leibs -Erben  absterben,  und  Hab  und  Gut  nach 
sich  verlassen,  fallt  ihre  Erbschaft  auch  der  Obrigkeit  beim. 

$.  55.  S t a t u t arpor ti o nen. 

Neben  dem  Erbrechte  der  gesetzlichen  Erbfolge  finden 
sich  auch  in  unsern  Statuten  Ansprüche  einzelner  dem  Ver- 
storbenen nahe  stehender  Personen  auf  einen  Thcil  der  Ver- 
lassenschaft von  Rechtes  wegen  anerkannt,  Ansprüche,  die 
sich  schon  darin  von  dem  Surcessionsrechte  der  eigentlichen 
Erben  unterscheiden,  dass  sie  sich  mit  Nothwcndigkeit  ent- 
weder mir  auf  gewisse  Sachen  oder  einen  bestimm- 
ten zum  voraus  fixirten  Theil  der  Erbschaft,  nie 
aber  auf  die  Verlassenscliaft  als  ein  Ganzes  beziehen.  Die 
wichtigste  Anwendung  solcher  Statutarportionen  haben 
wir  schon  oben  kennen  gelernt  in  der  Lehre  von  der  Fa- 
milie und  dem  Giiterrechte  der  Ehegatten.  Ausserdem  kom- 
men noch  zwei  Falle  vor,  in  denen  solche  partielle  An- 
sprüche auf  den  Nachlass  sich  gellend  machen,  nämlich 
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1)  die  Statu tarportion  der  Mutter.  Das  Statut 
von  Uhwiesen  von  1603  Art.  7.  (Pest.  I.  S.  144.J  sichert 
der  Mutter  auf  den  Fall,  dass  weder  Kinder  noch  Geschwi- 
ter  des  Erblassers  noch  deren  Kinder,  noch  der  Vater  des- 
selben den  Erblasser  überleben,  die  Nutzniessung  des  drit- 
ten Theiles  seiner  Verlassenscliaft  auf  Lebenszeit  zu.  Und 
das  Stadterbrecht  von  Zürich  von  1716  suchte  die  Unbill 
eines  ausschliesslichen  Vorzuges  der  Vatermagen  einiger- 
niassen  zu  mildern,  indem  es  der  Mutter  aus  der  Erbschaft 
ihres  Kindes: 

den  halben  Tbeil  von  seinen  Kleidern,  Hausratb , Weiber- 
Schinuck  und  Büchern;  und  dann  von  übriger  seiner  Ver- 
lassenschaft den  fünften  Tbeil  vor  eigen 
verstauet,  vorausgesetzt,  dass  der  Verstorbene  weder  Kin- 
der, noch  Vater,  noch  Geschwister  zurückgelassen  hat33*). 

2)  Statut arporlion  der  Verlobten.  Auch  im 
Todesfälle  eines  Verlobten  äussert  sich  die  enge  persönliche 
Verbindung,  in  welche  er  schon  durch  die  Verlobung  mit 
einer  andern  Person  getreten  war,  nur  freilich  schwacher 
als  die  Ehe,  die  das  persönliche  Band  fester  zieht.  Der 
überlebende  Verlobte  nämlich  erhält  zurück : 

was  das  Abgestorbene  auf  die  Ehe  gegeben  oder  sonsten 
dem  andern  verehrt  hat,  odet-  von  denSeinigen  naher  dem- 
selben verehrt  worden  wa're 

und  erwirbt  iiberdem  einen  Zehntel  der  eigenen  und  le- 
digen Mittel  zu  eigen,  durch  welche  Bezeichnung  das  ver- 
fangene Gut  ausgeschlossen  wird. 

5.  55.  Erwerb  der  Erbschaft. 

Tn  der  römischen  Erbfolge  spielt  der  subjective 
freie  Wille  des  Einzelnen  eine  viel  grössere  Rolle  als 
in  dem  Systeme  des  deutschen  Erbrechtes,  welches  sich  en- 
ger an  die  Familien  Verhältnisse,  als  innern  Grund  der 


334)  Tb.  II.  §.  7.  S.  32.  Vergl.  darüber  Mon.  Chron.  IV.  Ä.  24.  Auch 
das  Wintertharererbrecht  von  J 7 79.  Art.  26.  (Pest.  I.  5.  20.)  kennt 
eine  ähnliche  SUtutarportiou  der  Mutier. 
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Nachfolge,  anschliesst  und  mit  mehr  Not h w e ndig  k e i t 
daraus  hervorgeht.  Wenn  demnach  auf  der  einen  Seite  der 
Hörner  iu  der  Regel  durch  seinen  einseitigen  Willen  iro  Te- 
stamente seine  Erben  frei  ernannte,  und  auf  der  andern  Seite 
die  Beerbung  des  Deutschen  durchgängig  schon  zum  voraus 
durch  das  Recht  der  Familie  geregelt  und  gebunden  war; 
so  lässt  sich  auch  in  der  Lehre  vom  Erwerb  der  Erbschaft 
ein  ähnlicher  Gegensatz  nicht  verkennen.  Das  römische 
Recht  macht  nämlich  wieder  den  Erwerb  abhängig  von 
einer  freien  einseitigen  Willens äusserung  der  be- 
zeichnten Erben.  Ohne  besondern  Antritt  wird  er  nicht 
Erbe;  den  einen  Fall  ausgenommen,  wo  die  persönliche 
Familienabhängigkeit  von  dem  Erblasser  Kinder  und  Srla- 
ven  ohne  weiters  zu  Erben  macht,  wenn  solches  im  Wil- 
len des  frühem  Gewalthabers  lag.  Nach  deutschem  Rechte 
hingegen  wird  der  Erbe  von  selbst  zu  in  Erben,  ohne 
dass  er  sich  dazu  durch  einen  besondern  Akt  erst  zu  ma- 
chen braucht.  Er  wird  Erbe,  indem  ihn  seine  Fainilien- 
stellung  ohne  weitere  Umschweife  als  Nachfolger  des  ver- 
storbenen Familiengenossen  eintreten  lässt.  Es  bedarf  so- 
mit keiner  Erbantrittserklärung  von  Seite  des  Er- 
ben, sondern  nur  einer  Ausschlagserklärung»  insofern 
er  ausnahmsweise  sich  der  Erbschaft  enthalten  will.  Und 
wenn  er  auch  sogleich  nach  dein  Tode  des  Erblassers  erbt, 
so  wird  sein  bereits  erworbenes  Erbrecht  auf  seine  Erben 
übergetragen  33i). 

Unser  Erbrecht  bleibt  auch  in  dieser  Beziehung  dem 
deutschen  Charakter  treu.  Es  setzt  sogar  eine  Frist  fest 
von  vier  Wochen,  binnen  welcher  der  Erbe  die  Verzicht- 
leistung dem  regierenden  Bürgermeister  zu  Händen  des 
Rathes,  gegenwärtig  dem  compctenlen  Gerichte  zu  eröffnen 
hat  336).  Es  ist  nun  freilich  nicht  zu  läugnen,  dass  man  sich 
in  der  Praxis  nicht  sorgfältig  an  diese  Frist  hält;  und  nicht 
ohne  Härte  könnte,  nachdem  einmal  die  Gewohnheit  so  sehr 


335)  Mittennaier  D.  Privairecbt  §.  466. 

336)  Erbrecht  von  1716.  Tb.  I.  $.  9.  S.  12. 
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lax  geworden,  die  Strenge  des  Grundsatzes  durchgeführt 
werden.  Dessen  ungeachtet  ist  dessen  Gültigkeit  nicht  zu 
bezweifeln  und  nur  darin  Milde  zu  üben,  dass  man  leicht 
Entschuldigungsgründe,  die  für  eine  Verspätung  angeführt 
werden  können,  zulassen  mag.  Hat  aber  einmal  der  Erbe 
seinen  Willen,  die  Erbschaft  zu  behalten,  gleichviel  in  wel- 
cher Form  geäussert,  dann  ist  ihm  auch  für  immer  die  Mög- 
lichkeit entzogen , dieselbe  hinterdrein  auszuschlagen. 

Die  Wirkungen  des  Erbüberganges  sind  dagegen  in 
der  neuern  Zeit  im  Wesentlichen  nach  den  Prinzipien  des 
römischen  Rechtes,  das  einem  ausgcbildeteren  Crcditsysteine 
besser  entspricht,  zu  bcurtheilen.  Der  Erbe  setzt  wirk- 
lich die  Persönlichkeit  des  Erblassers  fort*  und 
alle  Rechte  und  Verpflichtungen  seines  Vorgängers  gehen 
auf  ihn  über.  Die  Erbschaft  als  ein  Ganzes  wird  seih,  und 
vermischt  sich  mit  seinem  übrigen  Vermögen , so  dass  er 
nunmehr  für  alle  Schulden  des  Erblassers  nicht  bloss  mit 
dem  haftet,  was  er  von  ihm  ererbt  hat,  sondern  mit  allem 
was  er  besitzt. 

Diese  Einheit  der  Personen  des  Erblassers  uud  seiner 
Erben  macht  nun  eben  die  Uebernahme  der  Erbschaft  in 
vielen  Fällen  sehr  bedenklich;  indem  es  oft  unmöglich  ist, 
binnen  jener  kurzen  Frist  von  vier  Wochen  sich  genau  über 
den  Stand  derselben  zu  unterrichten , zumal  leicht  Schulden 
vorhanden  sein  können , von  denen  sich  in  den  Büchern  des 
Erblassers , wenn  er  nur  überhaupt  solche  hinterlassen  hat, 
nichts  erwähnt  findet.  Diesen  Gefahren  zu  steuern  ist  auch 
in  unserm  Rechte,  nach  dem  Vorbilde  des  römischen  Rechts, 
eine  Rechtswohlthat  des  Inventars  eingeführt337), 
wenn  gleich  mit  etwas  verschiedenen  Wirkungen.  Dieselbe 
nämlich  hat  nicht  den  Zweck,  die  Verpflichtung  der  Erben, 
für  Schulden  des  Erblassers  cinzustehen , bis  auf  den  Betrag 
des  Nachlasses  zu  beschränken,  sondern  nur  den,  ihm  Si- 
cherheit zu  verschaffen,  dass  er  nicht  Schulden  zu  überneh- 
men habe,  von  denen  er  nichts  wusste. 


337)  S t jidl  «r  b r eeb  t ron  1716.  Th.  I.  §,  9.  8.  12. 
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In  diesem  Falle  hat  nämlich  der  Erbe  innerhalb  jener 
Frist  von  vier  Wochen  bei  dem  Gerichte  das  Ansuchen  fiir 
i einen  gerichtlichen  Aufruf  und  Erhebung  eines  gerichtli- 
chen Inventars  über  die  Verlassenschaft  zu  stellen.  Zwar 
wird  auch  häufig  nach  Ablauf  der  Frist  noch  die  Wohlthat 
des  Inventars  gewährt;  jedoch  nur  mit  dem  Vorbehalte  der 
bereits  erworbenen  Rechte  der  F.rbschaftsgläubiger,  von 
dem  Erben  ganz  befriedigt  zu  werden,  insofern  sie  sieb 
nun  melden  und  er  auf  eine  nicht  zu  entschuldigende  Weise 
die  Frist  versäumt  hat.  Es  ist  diess  eine  sehr  wichtige  prak- 
tische Folge  jenes  Princips  der  deutschen  Erbfolge:  „Der 
Todle  erbt  den  Lebendigen.”  * 

Durch  den  öffentlichen  Aufruf  werden  sodann  die  sämmt- 
lichen  Erbschaflsgläubigcr  ermahnt,  ihre  Forderungen  an- 
zumelden, widrigen  Falls  sie  dieselben  gegenüber  dem 
Erben,  der  das  Inventar  begehrt  hat,  verlieren.  Ist  das 
Inventar  in  dieser  Weise  sicher  gestellt,  so  wird  es  nun- 
mehr dem  Erben  übergeben  und  an  ihn  von  Seite  des  Ge- 
richtes die  Aufforderung  erlassen,  jetzt  sieh  zu  erklären, 
ob  er  antreten  oder  ausschlagen  wolle.  Tritt  er  an,  so 
wirkt  dieser  Antritt  unbedingt,  und  cs  muss  der  Erbe  alle 
gehörig  angemeldeten  Schulden  ganz  zahlen,  selbst  wenn 
die  Activen  der  Erbschaft  nicht  zureichten.  Nur  von  den 
nicht  angemeldeten  wird  er  für  immer  frei.  Schlägt  der 
Erbe  aus,  dann  bleibt  nichts  anders  übrig,  insofern  Dicht 
eine  andere  Person  zur  Ehrenrettung  des  Verstorbenen  den 
Nachlass  übernehmen  will,  als  die  Eröffnung  des  Concurses. 

J.  56.  Uebergang  der  einzelnen  Rechte  auf  mehrere 

Erben. 

In  und  mit  der  Verlasscnschaft  gehen  dann  alle  einzel- 
nen darin  enthaltenen  Vermögensrechte  auf  die  Erben  über. 
Ist  nur  Ein  Erbe  da , welcher  die  Persönlichkeit  des  Erb- 
lassers fortsetzt , so  hat  dieser  Uebergang  keine  Schwierig- 
keit. Wie  aber,  wenn  mehrere  Erben  zugleich  suc- 
cediren? 
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Ganz  allgemein  lasst  sich  antworten : Es  entsteht  unter 
ihnen  eine  Gemeinschaft,  die  sich  über  die  ganze  Ver- 
lassenschaft  erstreckt,  und  subjectiv  nach  der  Zahl  und  den 
Erbquoten  der  Erben  gemessen  wird.  Welcher  Art  aber 
diese  Gemeinschaft  sei  mit  Bezug  auf  Eigenthum,  Forde* 
rungen  und  Schulden,  bedarf  einer  nahem  Untersuchung. 

Das  Eigenthum,  welches  dem  Erblasser  zugestan- 
den,  wird  nunmehr  zu  M i teige  nt  hum  der  mehrern  Er- 
ben, je  nach  ihren  Erbquoten.  Selbst  da,  wo  die  Söhne 
ein  Vorrecht  haben  auf  die  Liegenschaften,  kommen  diese 
doch  nicht  sofort  in  ihr  ausschliessliches  Eigenthum,  sondern 
als  an  einem  Bestandteil  der  Erbmasse  erhalten  auch  die 
Töchter  neben  den  Söhuen  zunächst  Miteigenthum  daran. 
Jenes  Vorrecht  wird  somit  erst  realisirt  durch  die  Erb- 
theilung. 

Auf  die  Erbschaftsforder  nn  gen  und  Schulden  fin- 
det unsere  obige  Auseinandersetzung33*)  über  den  Begriff  von 
Gesammtforderungcn  und  Schulden  nun  Anwendung.  Die 
Forderungen  nämlich  zerfallen  nicht,  wie  nach  römi- 
schem Rechte,  in  eine  Anzahl  kleinerer  und  selbständiger 
Forderungen,  welche  der  Zahl  der  Miterben  entspricht; 
sondern  die  Einheit  jeder  einzelnen  Forderung  bleibt  ge- 
rettet, wenn  schon  an  die  Stelle  des  Einen  Creditors  nun 
mehrere  Erben  treten.  Diese  Miterben  erhalten  Theilfor- 
derungen  je  nach  ihren  Erbquoten,  aber  diese  Theilforde- 
rungen  sind  unter  sich  verbunden  zu  Einer  Gesannntfor- 
derung.  Desshalb  kann  nicht  jeder  einzelne  Miterbe  etwa 
seine  Theilfordcrung  abgesondert  geltend  machen,  sondern 
nur  alle  zusammen  die  ganze. 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  den  Erbschaftschul- 
den. Auch  hier  lässt  sich  die  Einheit  der  einzelnen  Schul- 
den erhalten,  ungeachtet  der  Theilung  unter  die  Mit  er- 
ben. Und  eben  weil  das  deutsche  Recht  hier  eine  Mög- 
lichkeit eröffnet,  welche  das  römische  Recht  nicht  gekannt 


338)  Oben  42. 
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bat,  und  weil  zugleich  dadurch  das  ursprüngliche  Schuld- 
verhältniss  bei  weitem  weniger  verändert  wird,  als  durch 
eine  Zerlegung  der  Schulden  in  neue  kleinere  Schulden ; so 
ist  diese  Auffassung  die  wahre.  Die  Milerben  werden  so- 
mit nicht  Solidarschuldner  noch  werden  sie  im  römischen 
Sinne  Theilschuldner , sondern  sie  werden  Theilschuld- 
ner  im  deutschen  Sinne.  Die  Schuld  wird  allerdings  unter 
sie  getheilt , und  zwar  so , dass  jeder  zunächst  fiir  eine  Quote 
haftet,  welche  seiner  Erbquote  entspricht,  aber  indem  sie 
nur  Theile  einer  ganzen  Schuld  zu  entrichten  haben,  blei- 
ben sie  sich  bewusst,  dass  die  Schuld  eben  ein  Ganzes  ist, 
und  dass  sie  zusammen  nur  dieses  Ganze  schulden.  Die  Be- 
ziehung des  Theiles  zum  Ganzen  ist  somit  nicht  aufgeho- 
ben, sondern  fortdauernd.  Und  jeder  Mitschuldoer  hat  eben 
aus  diesem  Grunde  subsidiär,  wenn  die  andern  nicht  zahlen 
können,  für  das  Ganze  einzustehen.  Der  Creditor  braucht 
sich  daher  nicht  zu  begnügen,  wenn  ein  Erbe  nur  seinen 
Theil  abrichtet;  er  hat  ein  Recht  darauf,  dass  seine  For- 
derung nicht  zerstückelt  werde.  Er  kann  aber  auch  nicht 
beliebig  irgend  einen  der  Erben  herausnehmen  aus  der  Zahl 
der  übrigen  und  von  ihm  die  ganze  Schuld  beziehen ; denn 
zunächst  ist  jeder  nur  einen  Theil  schuldig,  sic  alle  zusam- 
men aber  das  Ganze.  Wohl  aber  bat  der  Creditor  die  Wahl, 
ob  er  sie  alle  zugleich  für  das  Ganze  oder  zunächst  jeden 
Einzelnen  fiir  seinen  Theil  belangen  wolle.  Jenes  kann  er, 
weil  er  ein  Recht  bat,  die  Schuld  als  Ganzes  zu  behandeln, 
dieses  kann  er,  weil  das  Ganze  auf  Seite  der  Schuldner  in 
Theilen  sich  zunächst  darstellt. 

Das  Schuld verhältniss  ist  somit  ein  ähnliches,  wie  obeD 
das  der  Einzinserei;  nur  mit  dein  Hauptunterschiede,  dass 
es  hier  dem  Creditor  nicht  frei  steht,  einen  Träger  unter 
den  Mitschuldnern  zu  bezeichnen.  Denn  wird  auf  der  einen 
Seite  für  den  Creditor  gesorgt,  dass  er  sein  Recht  auf  die 
ganze  Schuld  nicht  einbiisse,  so  ist  auf  der  andern  Seite 
auch  keine  Notb,  die  einzelnen  Erben  als  Theilschuldner 
in  eine  schlimmere  Lage  zu  versetzen,  als  jener  Zweck 
unumgänglich  erfordert. 
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J.  57.  Gemächde  and  Testament. 

A.  Form  desselben. 

1.  Das  Institut  der  Ge  ma  ch  de  erhielt  sich  auch  in 
dieser  Periode  noch  in  der  früher  schon  bezeichnten  Form 
und  Gestalt MJ).  Auch  in  dem  Zürcher  Stadtrechte  werden 
die  Gemächde  noch  häufig  erwähnt,  bis  dann  die  Bearbei- 
tung des  Erbrechtes  vom  Jahr  1716  den  Ausdruck  Testa- 
ment allgemeiner  und  herrschend  machte,  und  eine  Verän- 
derung der  Theorie  zum  Theil  einrührte  zum  Theil  vorbe- 
reitete. Um  nämlich  der  darin  aufgenommenep  Lehre  Uber 
das  Testament  allmählig  auch  in  den  Gerichten  der  Land- 
schaft Eingang  zu  verschaffen,  wirkten  verschiedene  Gründe 
zusammen. 

Erstens  war  das  Testament  seinem  materiellen  Inhalte 
nach,  wie  dasselbe  unterschieden  von  dem  römischen  Te- 
stamente aufgefasst  war,  den  alten  Gemächden  sehr  nahe 
verwandt  und  offenbar  aus  denselben  hervorgegangen,  so 
dass  eine  Vermischung  der  beiderseitigen  Theorien  ganz  nahe 
lag. 

Zweitens  waren  die  Bestimmungen  der  Statuten  über 
Gemächde  sehr  dürftig  und  lückenhaft,  während  das  Erb- 
recht der  Stadt  nun  verschiedene  formelle  und  materielle 
Fragen  ausführlich  behandelte,  so  dass  man  oft,  wenn  sich 
in  einzelnen  Fällen  Bedenken  erhoben , bei  diesem  Bath  und 
Auskunft  suchen  mochte. 

Drittens  änderten  sich  die  Zeitansichten  mehr  zu  Gun- 


339)  Vergl.  Grafschaft« recht  von  Kyburg  von  1578.  Art.  37.  Herr- 
scbaftsrecht  von  WUlflingen  von  1585.  Art.  30.  n.  40.  (Pest.  II.  S.  36. 
n.  40.)  Erbrecht  von  Kaiserstnhl  von  1680.  Art  10.  (Pest.  II.  S.  18.) 
Amtsrecht  von  Ubwieien  von  1603.  Art.  31.  (Pest.  I.  S.  154.)  Herr- 
schafisrecht  von  Weiningen  von  1637.  Art.  2.  o.  3.  (Pen.  I.  S 114.) 
«ml  -Amtsrecht  ▼.  Griiningen  v.  1668.  Art.  13.  (Pest.  1.  S.  68.)  Vergl. 
Finaler  in  der  Mon.  Chron.  IV.  S 361.  ff.  Den  Ucbergang  der  Gemächde 
in  die  Testamente  deutet  auch  an  Stadireeht  von  Winterthur  von  1720. 
Krl.  §.  9.  (Pest.  I.  S.  54.) 
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sten  der  Testamente.  Der  wesentliche  Unterschied  nämlich 
zwischen  den  Leiden  Instituten  beruht  darauf,  dass  das 
Gemächde  zwar  auch  von  dem  Willeu  des  Erblassers  aus- 
ging, aber  zugleich  in  der  Regel  schon  in  seiner  Entste- 
hung, jedenfalls  aber  hinterher  in  seiner  Anwendung  abhän- 
gig war  von  dem  Willen  des  Gerichtes,  das  billige  Rück- 
sichten frei  zu  beurthcilen  hatte,  und  nach  seinem  eigenen 
subjectiven  Befinden  die  letzte  Verordnung  zu  modificiren 
befugt  war.  Das  Testament  dagegen  beschränkte  den  freien 
Willen  des  Erblassers  nicht  durch  einen  ergänzenden 
Wil  len  der  Gemeinde  oder  des  Gerichtes,  son- 
dern durch  feste  ohjective  Regeln,  welche  das  Inte- 
resse der  erbberechtigten  Familie  zu  schützen  suchten.  Das 
ist  nun  aber  überhaupt  der  Charakter  der  neuern  Zeit  im 
Gegensätze  zu  der  altern , dass  man  der  Obrigkeit  kein  Mit- 
wirken mehr  verstauet  bei  den  Rechtsgeschäften  der  einzel- 
nen Bürger,  sondern  da,  wo  die  Freiheit  der  letztem  be- 
liebig über  das  Ihre  zu  verfügen,  andern  Rechtsverhältnis- 
sen Gefahr  zu  bringen  scheint,  dieselbe  durch  objective  Ge- 
setze zu  zügeln  sucht. 

Endlich  brachten  die  Veränderung  der  Gerichtsverfassung 
in  der  neuesten  Zeit  und  das  allgemein  eingeführte  Erfor- 
derniss, letztwillige  Verordnungen  notarialisch  fertigen  zu 
lassen,  die  Gcinäcbde  ganz  ausser  Uebung,  und  Hessen  statt 
derselben  nur  noch  die  Testamente  bestehen. 

2.  Auf  die  Lehre  von  den  Testamenten  bat  nun  frei- 
lich die  Theorie  des  gemeinen  Rechtes  einigen  Einfluss  geübt, 
jedoch  mehr  der  Form  als  dem  Inhalte  uach,  und  in  ge- 
ringerem Masse  als  es  Anfangs  scheint,  wenn  man  einzelne 
Stellen  des  Statutes  von  1716  liest.  Denn  zuweilen  hat  der 
Verfasser  des  Gesetzes  gelegentlich  aufgenommeu  , was 
er  auf  auswärtigen  Schulen  von  römischem  Rechte  gehört 
aber  nicht  recht  verdaut  haben  mochte , uin  seine  Gelehr 
samkeit  an  den  Mann  zu  bringen.  Diese  römischen  Reminis- 
cenzen  sind  aber  so  unorganisch  eingeflickt , dass  sie  jedes 
innern  Zusammenhanges  mit  dem  übrigen  System  entbeh- 
rend ganz  bedeutungslos  dastehen.  Es  gilt  dicss  vornätn- 
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lieh  von  einem  Unterschiede , welchen  das  Statut  macht  zwi- 
schen Testament  und  Co  di  ci  II.  ln  Th.  111.  §.  1.  S.  48 
nämlich  wird  das  Codicill  so  erklärt: 

Ein  Codicill  ist  nichts  anders  als  die  Eröffnung  seines  letz- 
ten Willens  mit  wenigem  Solennitäten , ohne  eigentliche 
Einsetzung  eines  Erben. 

Dabei  wird  inan  denn  unwillkiihrlich  an  den  römischen 
Unterschied  erinnert  und  geneigt  sein,  das  Testament  für 
eine  formellere  letzte  Willensordnung  zu  halten,  mit  Ein- 
setzung eines  Erben.  Diese  Annahme  wäre  aber  ganz 
und  gar  irrig;  denn  nicht  blos  weiss  die  legale  Definition 
des  Testamentes  nichts  von  der  Nothwendigkeit  einer  Erb- 
einsetzung J,°),  worauf  doch  das  römische  Testament  ganz  und 
gar  beruht,  sondern  es  waren  auch  — gemäss  dem  histori- 
schen Zusammenhänge  dieser  Testamente  mit  den  Gemäch- 
den  — von  jeher  die  Testamente  ohne  Erbeinsetzung  viel 
häufiger  als  die  mit  Erbeinsetzung.  Das  Codicill  unterschei- 
det sieb  somit  von  unserm  Testamente  dem  Inhalte  nach 
blos  dadurch,  dass  es  keine  Erbeinsetzung  enthalten  kann, 
während  dem  eine  solche  im  Testamente  auch  stehen  kann, 
der  Form  nach,  dass  für  jenes  weniger  gefordert  wird  als 
für  dieses.  Da  aber,  beide  der  notarialischen  Fertigung  be- 
dürfen, und  im  Uebrigen  die  Formen  auch  des  Testamen- 
tes sehr  leicht  zu  erfüllen  sind,  so  hat  der  ganze  Unter- 
schied keinen  rechten  Sinn,  und  es  kommen  daher  auch  Co- 
dicillc , die  nicht  zu  gleicher  Zeit  Testamente  waren,  nur 
äusserst  selten  vor. 

3.  Die  Testamente  sincT  entweder  schriftliche  oder 
mündliche.  Für  die  erstem  gelten  folgende  Erfordernisse: 

a)  Selbst  geschriebene  und  unterschriebene  Te- 
stamente bedürfen  keiner  fernem  Zeugen, 

b)  Testamente,  welche  von  dem  Erblasser  blos  unter- 


340)  Th.  I.  $.  1.  S.  3.:  »Eia  Teilantil  i«l  «io«  vollkommene  and 
deutliche,  auch  freie  und  ungezwungene  Erklärung,  des  leUten  Willens,  so 
ein  Mensch,  der  Rechtens  wegen  solches  zu  Ihun  genugsam  begwaltigt  und  be- 
tagt ist,  seines  zeitlichen  Habs  und  Guts  halber,  und  wie  es  nach  seinem  Tod« 
damit  gehalten  werden  soll,  eröffnet/' 
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schrieben  sind,  bedürfen  auch  noch  der  Unterschrift 
zweier  Zeugen,  welche  bekräftigen,  dass  darin  der 
freie  und  bewusste  Wille  des  Erblassers  enthalten  sei. 
Es  ist  demnach  nicht  nöthig,  dass  die  Zeugen  bei 
dem  Akte  des  Testirens  selber  gegenwärtig  seien , und 
ebenso  wenig  dass  sic  von  den  einzelnen  Bestimmun- 
gen des  Testamentes  Kenutniss  haben. 

e)  Wird  die  letzte  Wrillensordnung  von  dem  Erblasser 
weder  geschrieben  noch  unterschrieben,  so 
muss  das  von  einem  andern  niedergeschriebene  zweien 
Zeugen  in  Gegenwart  des  Testators  vorgelesen  und 
von  diesen  unterschrieben  werden.  Das  Statut  spricht 
überdem  davon,  dass  die  Zeugen  das  Testament  besie- 
geln und  verschliessen  sollen.  Es  kann  diess  aber  um 
so  weniger  als  nothwendiges  Erforderniss  angesehen 
werden,  als  besonders  früher  fast  nur  die  Bürger  der 
Stadt  eigene  Siegel  besassen,  und  ausserdem  die  nota- 
rialische  Fertigung  ohnehin  eine  viel  authentischere 
Besiegelung  mit  sich  bringt. 

d)  Wenn  Eltern  oder  Grosseltern  für  ihre  Kinder 
und  Enkel  ein  Testament  machen,  welches  daher  kaum 
etwas  anderes  als  Bestimmungen  über  die  Erbtheilung 
enthalten  wird,  so  sind  die  Formen  noch  laxer.  So- 
bald dasselbe  nur  von  ihnen  uiitcrschrieben  wird,  so 
bedarf  es  keiner  Zeugen  mehr,  fehlt  aber  die  Unter- 
schrift, so  ist  wie  iin  vorigen  Fall  Bekräftigung  des 
Inhaltes  durch  zwei  unterschreibende  Zeugen  noth- 
wendig. 

e ) Zur  Zeit  der  Pest  oder  im  Felde,  während  eines 
Krieges,  genügt  ebenfalls  die  Unterschrift  des  Erblas- 
sers ohne  Zeugen  JU). 

Als  Ergänzung  der  Form  der  schriftlichen  Testamente 
wurde  durch  die  Notariatsordnuog  von  1S04  §.  1 und  2. 
(M.  S.  11.  S.  210.)  die  kanzleiische  Fertigung  einge- 
führt, wodurch  die  Testamente  in  der  That  eine  andere 


341)  Erbrecht  tob  1716.  Th.  I.  $.  3.  S.  4. 
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Gestalt  und  die  Form  öffentlicher  Urkunden  erlangten.  Frei 
davon  sind  wieder  die  Stadtbiirger. 

4.  Das  mündliche  Testament  ist  nur  als  Ausnahme 
zu  betrachten.  Es  ist  daher  nur  auf  sechs  Wochen  gültig, 
d.  h. : Wenn  der  Testator  nach  der  Errichtung  des  Testa- 
mentes langer  als  sechs  Wochen  lebt,  so  wird  dadurch  das 
mündliche  Testament  von  selbst  nichtig  und  der  Erblasser 
genöthigt,  von  neuem  zu  testiren.  Die  Form  besteht  darin, 
dass  er  seinen  letzteu  Willen  in  Gegenwart  von  drei  dazu 
eigens  erbetenen  Zeugen  mündlich  eröffnet31*). 

5.  Für  das  schriftliche  Codicill  genügt  die  blosse 
Unterschrift,  ja  sogar  die  blosse  Besiegelung  durch  den  Te- 
stator, fehlen  diese,  die  Unterschrift  Eines  Zeugen.  Für 
das  mündliche  Codicill  bedarf  es  der  Gegenwart  von  zwei 
oder  drei  erbetenen  Zeugen;  doch  ist  auch  hier  anzuneh- 
men, dass  dasselbe  nur  dann  gültig  sei,  wenn  der  Erblasser 
binnen  sechs  Wochen  nach  der  Eröffnung  seines  Willens 
stirbt 313). 

6.  Die  Testirfähigkeit  umfasst  einen  weitern  Kreis 
von  Personen,  als  die  gewohnte  bürgerliche  Handlungsfä- 
higkeit. Auch  Ehefrauen  und  Minderjährige,  sobald  sie 
das  sechszehnte  Altersjahr  vollendet  haben,  können  gültig 
testiren,  ohne  dass  ihre  Männer,  Väter  oder  Vögte  darum 
wissen.  Auf  körperliche  Gesundheit  dagegen  kommt  es  nicht 
mehr  an , sondern  nur  auf  geistige  Gesundheit  des  bewuss- 
ten und  freien  Willens3*1). 

Auf  der  andern  Seite  ist  einigen  Klassen  von  Personen 
die  Testirfrciheit  entzogen,  oder  doch  Air  dieselben  be- 
schränkt311). Entzogen  ist  sie; 

a)  Den  Unsinnigen,  welchen  die  Tauben  gleichgestellt 
werden.  Wenn  indessen  jene  vorübergehende  lichte 
Momente  haben,  so  können  sie  in  diesen  gültig  testi- 
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ren  ; nur  sollen  dann  drei  Zeugen  eugczogen  wer- 
den. Die  Möglichkeit  einer  geistigen  Ausbildung  auch 
der  Taubstummen,  welche  die  neuere  Zeit  an  den  Tag 
gebracht  hat,  macht  nun  eine  solche  rücksichtslose 
Gleichstellung  derselben  mit  Blödsinnigen  ungereimt, 
und  was  von  diesen  in  lichten  Momenten  gilt,  ist  da- 
her ohne  Bedenken  auf  die  Taubstummen  in  der  Re- 
gel auszudehnen;  so  wie  es  denn  auch  von  den  Blin- 
den ganz  allgemein  gilt. 

6)  Den  öffentlichen  Verschwendern,  denen  die  eigene 
Vermögensverwaltung  gerichtlich  untersagt  worden. 

c)  Den  tum  Tode  Verurtheilten , insofern  mit  der  To- 
desstrafe Confiscation  des  Vermögens  verbunden  war; 
ein  Fall,  der  im  neuesten  Rechte  antiquirt  ist,  da  es 
keine  Confiscation  mehr  gibt. 

d)  Den  Verpfründeten  in  obrigkeitlichen  Anstalten,  in- 
sofern sie  »ich  nicht  bei  Eingehung  der  Verpfandung 
freie  Verfügung  über  ihren  Nachlass  Vorbehalten  ha- 
ben. Der  Grund  dieser  Bestimmung  liegt  keineswegs 
in  mangelnder  Handlungsfähigkeit  der  Pfründer ; denn 
unter  Lebenden  können  sie  gar  wohl  gültige  Rechts- 
geschäfte jeder  Art  vornehmen,  Schulden  contrahiren 
und  ihr  Eigenthum  veraussern  M#) ; sondern  er  ist  in 
der  Sorge  dafür  zu  suchen,  dass  die  Verlassenschaft 
derselben  der  Anstalt  verbleibe. 

7.  Für  die  Fähigkeit  der  Testamentszeugen  M7)  gel- 
ten folgende  Erfordernisse: 

a)  Sie  müssen  Männer  sein.  Es  ist  diess  freilich  in  dem 
Statute  nicht  ausdrücklich  bestimmt,  aber  theils  durch 
das  Gewohnheitsrecht  ausser  Zweifel  gesetzt,  theils 
dadurch  zu  rechtfertigen , dass  selbst , wo  es  sfch  um 
blossen  Beweis  von  Thatsachen  handelt,  die  ganz  zu- 
fällig von  diesem  oder  jenem  wahrgenommen  wurden, 
das  Zeugnis»  der  Frauen  minder  gewerlhet  wird,  als 


346)  St.  L.  H.  Th.  II.  $.  7.  S.  33. 
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das  der  Männer 3kS),  für  eia  Solennitätszeugniss  aber 
die  reichste  Auswahl  zum  voraus  den»  offen  steht,  der 
seiner  bedarf;  welchen,  Gründen  denn  allerdings  auch 
noch  die  Analogie  des  gemeinen  Rechtes  beigefügt 
werden  mag. 

b)  Alle  in  dein  Testamente  irgend  Bedachten,  sowie  de- 
ren Väter,  Söhne,  Brüder  und  Schwäger  sind  ausge- 
schlossen. 

c)  Ebenso  alle  Geistlichen,  nicht  blos  die  angestellten 
Pfarrer  des  betreffenden  Ortes. 

d)  Ferner  die  Aerzte,  welche  den  Erblasser  in  seiner 
Krankheit  behandelt  haben. 

e)  Knaben  unter  16  Jahren. 

f)  Die  Ehrlosen,  wohin  wohl  alle  des  Activbiirgerrech- 
tes  verlustigen  einheimischen  Personen  ebenfalls  zu 
zähleu  sind. 

}.  58.  B.  Inhalt  des  Testamentes. 

Das  Testament  kann  alle  möglichen  Bestimmungen  in  sich 
aufnehmen,  durch  welche  Anordnungen  getroffen  werden, 
wie  der  Nachlass  des  Testators  zu  behandeln  sei.  Im  ge- 
meinen Recht  werden  nothwendige  Bestandtheile  von  zufäl- 
ligen unterschieden , in  unserem  Partikular  rechte  gibt  es 
keine  letztwilligen  Verfügungen,  die  man  nicht  auch  unter- 
lassen könnte , und  so  sind  denn  alle  zufällig. 

1.  Es  kann  Vorkommen  eine  Erbeinsetzung,  d.  h. 
die  Ernennung  eines  oder  mehrerer  Uni  versa  Isnceessoren  des 
Erblassers.  Nothwendig  ist  aber  auch  diese  Bestimmung  nicht, 
und  bei  der  grossen  materiellen  Beschränkung  der  Testirfrei- 
heit  ziemlich  selten,  dass  ausser  den  natürlichen  Erben  noch 
andere  bezeichnet  werden.  Geht  man  davon  aus,  dass  die 
Sitte  und  zum  Theil  auch  das  Gesetz  die  gesetzliche  Erb- 
folge zur  Grundlage  der  Beerbung  gemacht  haben,  und  die 
Veränderungen,  welche  durch  letzten  Willen  oder  Vertrag 


348,  Sl.  L.  R.  Th.  IV.  §.  27.  S.  52. 
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bewirkt  werden,  grossentheils  sich  als  blosse  Modificatio- 
nen  jener  darstellen;  so  wird  man  es  keineswegs  auffallend 
finden,  wenn  gesetzliche  und  testamentarische  Erbfolge  zu- 
gleich Vorkommen.  Gesetzt  daher,  der  Erblasser  ernennt 
den  B.  in  seinem  Testamente  zum  Erben  eines  Drittheils 
seiner  Verlassenschaft  und  äussert  sich  weiter  gar  nicht, 
wem  denn  die  beiden  andern  Drittheile  zugehören  sollen ; 
so  fallt  nicht  etwa  wie  im  gemeinen  Rechte  die  ganze  Erb- 
schaft dem  B zu,  sondern  es  tritt  die  Familie,  ihrem  son- 
stigen Erbrechte  gemäss,  ohne  weiters  in  so  weit  ein,  als 
eben  nicht  durch  das  Testament  etwas  Abweichendes  ver- 
fügt ist. 

2.  Ausserdem  sind  Bestimmungen  möglich  Uber  die  Erb- 
theilung  der  natürlichen  Erben,  z.  B.  darüber,  ob  und 
in  wie  weit  Auslagen , die  der  Vater  für  eines  seiner  Kin- 
der noch  bei  Lebzeiten  gehabt , diesem  an  seinem  Erbtbeile 
anzurechnen  seien,  zu  welchen  Preisen  dieses  oder  jenes 
Stück  der  Erbschaft  anzusetzen  sei,  welche  Bestandteile 
der  Erbschaft  dein  einen,  welche  andere  dem  andern  Er- 
ben angewiesen  werden  sollen  u.  s.  f. 

3.  Eine  Enterbung  d.  h.  Ausschliessung  eines  natür- 
lichen Erben,  ist  insofern  durch  dieselbe  das  sehr  ausge- 
dehnte Recht  der  Erben  auf  einen  Pflichtteil  beseitigt  wird , 
nur  zulässig  aus  „genügsamen  am  Rechten  bestehenden  Ursa- 
chen349).’’ Im  gemeinen  Rechte  sind  die  Enterbungsgründe 
bekanntlich  einzeln  aufgezählt,  bei  uns  nicht.  Sie  werden 
daher  durch  richterliches  Ermessen  im  einzelnen  streitigen 
Falle  bestimmt.  Da  indessen  unser  ganzes  Erbsystem  sich 
weit  enger  an  die  Verbindung  der  Familienglieder  unter 
sich  anschliesst,  und  mit  grösserer  Sorgfalt  den  natürlichen 
Verwandten  die  Erbschaft  zu  erhalten  bemüht  ist,  als  das 


3*9)  Erbrecht  ron  1716.  Tb.  III.  $.  10.  S.  59.  Vtrgl.  du  Erb- 
recht  tod  Weiningen  ron  1637.  Art.  2.  (Pest.  1.  S.  114.):  „Zum  an- 
dern soll  und  mag  Keiner  wir  der  sye , weder  wybs  noch  Mens  Persobnea 
syne  richten  natürlichen  erben  ohne  rechtmässig  rnd  hoch- 
wichtig machen  nit  enterben/'  AmUrecht  r.  GrUningen  r.  1665. 
Art.  12. 
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in  diesem  Falle  der  Uebergabe  des  Besitzes,  wenn  das 
Eigenthum  an  beweglichen  Sachen  dem  Begabten  er- 
worben werden  soll,  und  der  kanzleiischen  Fertigung, 
wenn  es  sieh  um  ein  Grunds  tack  handelt.  Das  Ver- 
innchtniss  wird  daher  immer  nur  als  Auftrag  aufgefasst, 
sei  es  nun  an  den  Testamentserben,  oder  an  den  natiirlidkea 
Erben,  oder  an  beide  zugleich,  einzelne  Vermögensrechte 
dem  Bedachten  zu  verschaffen;  woraus  denn  zunächst  ein 
blos  obligatorisches  R eehts  verhältniss  zwischen 
dem  Erben  als  Schuldner  und  dem  Bedachten  als 
Gläubiger  entsteht.  So  wird  denn  auch  in  dem  Statute  ,s') 
das  Legat  erklärt , als 

eine  etwelche  von  dem  Abgestorbenen  hihterlassene  Vereh- 
rung, welche  der  Erb  zu  entrichten  und  zu  bezahlen  hat. 

In  sehr  vielen  Fallen  wird  nun  freilich  dieser  Auftrag 
an  bestimmte  Personen  gerichtet  sein;  die  ihn-,  sofern  sie 
Erben  geworden  sind,  oder  sonst  etwas  aus  der  Verlassen- 
schaft erlangt  haben,  erfüllen  sollen;  Es  ist  aber  ebenso 
möglich,  dass  ganz  allgemein  den  Erben  die  Verpflichtung 
auferlegt  oder  ohne  alle  Erwähnung  der  Belasteten  einfach 
der  Bedachte  genannt  wird.  In  diesen  und  überhaupt  in 
Zweifelsfallen  sind  daun  immer  die  wirklichen  Erben  ohne 
Unterschied,  ob  ihr  Erbrecht  auf  natürliche  Verwandtschaft 
oder  Erbeinsetzung  beruhe,  gleichmassig  in  Anspruch  za 
nehmen , und  es  haftet  jeder  nach  der  Grösse  seines  Erban- 
theils.  Diese  .Satze,  die  im  gemeinen  Rechte  freilich  ganz  an- 
ders lauten  müssen,  passen  doch  gut  zu  dem  ganzen  Charak- 
ter unsers  Erbrechtes  als  eines  schon  durch  die  Familie  geord- 
neten und  durch  das  Testament  nur  theilweise  modificirten. 
Die  Bestimmungen  des  Testamentes  beziehen  sich  darum 
auch  nicht  blos  auf  die  im  Testamente  noch  hinzugefügten, 
sondern  auch  auf  die  im  Testamente  — wenn  schon  still- 
schweigend — vorausgesetzten  natürlichen  Erben. 

Der  Anspruch  auf  das  Vermachtniss  wird  unmit- 
telbar durch  den  Tod  des  Erblassers  dem  Begabten  erwor- 


351)  Tb.  lll.  $.  2.  S.  48. 
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nahmen  auf  die  Aussprüche  der  Verwandtschaft,  und  sich 
begnügten,  die  Rechte  dieser  durch  einzelne  abweichende 
Bestimmungen  zu  ermässigen  oder  sonst  zu  inodificiren. 
Hatte  Jemand  früher  ein  Gemächde  errichtet,  so  hing  es 
von  dem  zustimmenden  Gerichte  ab,  bei  dessen  Errichtung 
schon  die  Einwilligung  zu  versagen,  sobald  durch  die  Be- 
stimmungen desselben  die  Rechte  der  Familie  gekrankt 
schienen,  oder  es  wurde  doch  in  der  Folge  nach  dem  Tode 
des  Erblassers  von  dem  Gerichte  die  Willensordnung  ohne 
Bedenken  je  nach  den  Ergebnissen  und  Bedürfnissen  des 
einzelnen  Falles  verändert.  Spater,  als  man  mehr  die  Form 
von  Testamenten  aufbrachte,  versuchte  man , die  Testirfrei- 
heit  objectiv  durch  allgemeine  Regeln  zu  beschranken,  und 
führte  so  zugleich  einen  Pflichttheil  ein,  welcher  in 
allen  Fallen  beachtet  werden  muss. 

2.  Das  Stadtrecht  von  Zürich  stellte  zuerst  zu  Anfang 
des  achtzehnten  Jahrhundertes  ein  vollständiges  System  des 
Pflichtteile»  Ji*)  auf,  welches  denn  in  der  Folge  allmählig 
zum  gemeinen  Rechte  des  Kantons  wurde.  Merkwürdig 
ist  es  indessen  immerhin , dass  dieses  Statut  die  Testirfrei- 
heit  in  materieller  Hinsicht  noch  in  stärkerem  Maasse  ver- 
minderte, als  das  ältere  Recht  sic  gehemmt  hatte. 

Der  Unterschied  zwischen  ererbtem  und  errunge- 
nem Gute  gerade  in  dieser  Hinsicht  war  von  jeher  bedeu- 
tend , und  noch  im  siebzehnten  Jahrhunderte 3SS)  stand  es 
in  der  Praxis  ziemlich  fest,  dass  Jeder  über  seiu'vorge- 
schlagencs  Vermögen  wenigstens  nach  Belieben  schalten 
könne.  Das  Erbrecht  von  1716  beschränkt  aber  auch  die 
Befugniss,  über  die  Errungenschaft  zu  verordnen,  sehr  be- 
deutend, wenn  es  schon  auf  der  andern  Seite  allerdings  eine 
etwas  freiere  Disposition  über  diese  ab  über  das  Erbgut 
verstattet. 


354)  Erk.  t.  1.  Frbr.  1712  im  Cat.  Man.  Erbr.  von  1716.  Th.  I. 
§.  10.  S.  14. 

355)  Vergl.  St.  M.  v.  3.  Aug.  1^03*  : „Es  ist  bisbero  brauchig  gewe- 
sen, dass  Einer  das  Gut,  so  Er  vorschlagt  oder  erübriget,  vermachen  mo- 
f,en  , wem  er  es  gönnt. “ 


Image 

not 

a vailable 


330 


Viertes  Bach.  §.  59. 


3.  Ausser  dem  Unterschiede  zwischen  Erbgut  und  Errun- 
genschaft wirkt  dann  noch  in  der  Seitenlinie  die  Nähe  des 
Yerwandtschaftgrades,  in  welchem  der  Erbe  zn  dem 
Erblasser  steht,  auf  die  Grösse  des  Pflichttheils.  Hier  ist 
daher  vornämlich  der  Ort,  von  der  Zürcherischen 
Gradzählung  zu  sprechen.  Diese  ist  ganz  der  römischen 
nachgebildet,  nur  mit  dem  sonderbaren  Unterschiede,  dass 
jede  neue  Zeugung,  die  im  römischen  Rechte  einen  Grad 
bildet,  in  dem  unserigen  nur  für  einen  halben  Grad  ge- 
zählt wird. 

Zu  dem  Systeme  unscrs  Erbrechtes  aber,  wornach  im- 
mer die  Parentelen,  und  somit  die  Descendenz  innerhalb 
einer  Parentel  zur  Erbschaft  gelangt,  passt  nun  eine  solche 
Gradzählung,  welche-  auf#  die  Parentelen  keine  Rücksicht 
weder  nehmen  kann  noch  nehmen  will,  in  keiner  Weise; 
und  es  ist  gewiss  unnatürlich,  wenn  wir  auf  der  einen  Seite 
nach  jener  Zählung  von  dem  Vatersbruder  sagen,  er  sei  im 
anderthalben  Grade  dem  Erblasser  verwandt,  von  dem  Bru- 
dersenkel, er  sei  iin  zweiten  Grade  verwandt,  auf  der  an- 
dern Seite  aber  den  Letzteren  vor  dem  Ersteren  zur  Erb- 
schaft zulassen. 

Wie  erklärt  sirh  denn  jene  eigenthümliche  Zählung  der 
halben  Grade,  welche  das  Erbsystem  eher  verwirrt  als  auf- 
klärt? Aus  diesem  konnte  sie  unmöglich  hervorgegangen 
Sein,  da  sie  so  wenig  damit  übereinstimmt,  und  überdiess 
die  ältere  Zählung  der  einzelnen  Glieder  oder  Linien  inner- 
halb jener  Parentel  vollkommen  genügt  hat.  Ich  weiss  kei- 
nen andern  Aufschluss  zu  geben,  als  die  Vermuthung,  dass 
in  späterer  Zeit  auch  hier  wieder  das  Verstandniss  des 
alten  einheimischen  Rechtes  durch  die  Schultheorien  vom  rö- 
mischen Rechte  verdunkelt  worden  war,  und  unsere  Juri- 
sten so  die  römische  Gradzählung  auch  für  unser  Recht 
Zu  Grunde  legten.  Sich  aber  genau  an  das  römische  Recht 
zu  halten,  schien  wieder  nicht  zu  gehen,  weil  man  nun 

oder  Mütterlicher  Linie  berkommt : hingegen  ist  gewannen  und  errangen  Gat, 
wn  man  durch  Heurath,  oder  ron  fremder  Hand  her  bekommt,  oder  durch 
Gottes  kräftigen  Segen  , mit  Handarbeit  erworben  hat." 
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tut  hier  besonders  im  Auge  bat,  schon  zur  grossvä- 
terlichen Parentel  gehören.  Daher  trotz  der  für  den 
Pflichttheil  sonst  entscheidenden  Gradzählung  die  durch 
die  Natur  des  Erbrechtes  geforderte  Abweichung  von 
derselben. 

e)  Die  Erben  des  dritthalben  Grades  haben  noch 
das  halbe  Erbgut, 

f)  Die  des  dritten  Grades  einen  Dritttheil  des 
Erbgutes  zu  fordern. 

Erst  von  da  an  beginnt  völlige  Testirfreiheit447). 


8.  60.  Aufhebung  des  letzten  Willens. 

1.  Der  im  Testamente  ausgesprochene  Wille  gilt  als 
letzter  Wille.  Jedes  spätere  Testament  hebt  somit  das 
frühere  auf;  indessen  ist  es  nicht  schon  die  blosse  Form 
eines  späteren  Testamentes,  mit  welcher  sich  der  Fortbe- 
stand  eines  altern  nicht  verträgt,  sondern  der  Inhalt. 
Wenn  sich  daher  die  in  einem  neuern  Testamente  geäus- 
serte  Willensmeinung  nur  modilicirend  oder  ergänzend  ver- 
hält zu  der  früher  ausgesprochenen  Verordnung,  so  kön- 
nen füglich  die  beiden  Testamente  nebeu  einander  for tbe- 
stehen.  Im  Zweifel  muss  man  indessen  eher  geneigt  sein  zu 
der  Annahme,  dass  der  letzten  Testaiuentserrichtuog  auch 
ein  neuer  Wille  zu  Grunde  liege,  somit  der  früher  ausge- 
drückte nicht  mehr  der  letzte  Wille  sei14*). 

2.  Abgesehen  von  der  Errichtung  eines  neuen  Testa- 
mentes genügt  auch  jeder  in  beliebiger  Form  geäusserte 
Widerruf,  um  die  Wirksamkeit  eines  älteren  Testamen- 
tes zu  zerstören  349). 

3.  Die  Geburt  eines  Leibeserben  nach  der  Te- 
stamentserrichtung, insofern  desselben  nicht  gedacht  ist, 
wirkt  ebenfalls  Zerstörung3*0).  Es  kommt  aber  wieder 

357)  Erbr.  tod  1716.  Tb.  I.  §.  10.  S.  14—17. 

358)  Erbr.  ron  1716.  Tb.  I.  J.  9.  S.  II.  Th.  Itt.  §.  2.  S.  50. 

359)  Erbr.  »oin  18.  April  1631  im  SU  AI.  und  die  «orhia  Mgef.  Stelle*. 

360)  Erbr.  von  1716.  Th.  I.  §.  9.  S.  12. 


Digitized  by  Google 


Image 

not 

a vailable 


33* 


Vierte»  Buch.  §■  61.  Erbvertrag. 


5.  61.  Erbvertrag. 

Der  Gegensatz  zwischen  Testament  und  Erbver- 
trag Hegt  darin,  dass  das  Testament  eine  einseitige  Wil- 
lenserklärung des  Erblassers  enthalt,  der  Erbvertrag  aber 
die  Erbfolge  in  Form  eines  zweiseitigen  Willens  regulirt. 
Iin  erstem  Falle  ist  der  Wille  des  Erblassers  ein  fort- 
während freier.  Jeden  Augenblick  kann  er  hinterher 
seinen  ausgesprochenen  Willen  widerrufen.  Im  letztem 
Falle  dagegen  ist  sein  Wille  gebunden  durch  den  Willen 
des  andern , mit  dem  er  sich  darüber  vertragen  lut. 

Dergleichen  Erbverträge  kommen  auch  in  unserm  Rechte 
vor,  aber  nicht  so,  dass  schon  der  blosse  formlose 
Vertrag  üher  Erbfolge  als  solcher  die  Kraft  eines  Erb- 
vertrages hätte.  Es  hat  sich  hier  unser  Recht  frei  erhal- 
ten von  der  Theorie,  deren  Verkehrtheit  Bes e ler  wieder 
auf  so  überzeugende  Weise  dargethan  bat.  Vielmehr  be- 
darf der  Erbvertrag  immer  derselben  äussern  Form, 
welche  das  schriftliche  Testament  erfordert.  Ohne 
diese  Form  kann  er  zwar  auch  wirken,  aber  nicht  so,  dass 
er  die  Succession  bestimmt,  sondern  nur  obligatorisch,  so 
weit  hier  obligatorische  Verhältnisse  denkbar  und  zuläs- 
sig sind. 

Mit  Bezug  auf  den  möglichen  Inhalt,  so  ist  auch  in  die- 
ser Form  der  Wille  des  Erblassers  durch  die  Lehre  vom 
Pflichttheile  in  gleicher  Weise  beschränkt,  wie  der  im 
Testamente  ausgesprochene  letzte  Wille. 

Der  Inhalt  des  Erbvertrages  kann  wieder  verschieden- 
artig sein.  Es  kann  darin  liegen  eine  Erbeinsetzung 
( E rbeinset zung s ver t r ag)  oder  ein  Vermächtniss 
zu  Gunsten  dessen,  der  mit  dem  Erblasser  einen  Vertrag 
schliesst  (Ver m acht nissve r tra g) 362),  oder  eine  Ent- 
erbung, die  sich  denn  aber  hier,  weil  der  Erbe  in  den 


362)  Vergl.  darüber  meine  Recension  von  ßeselers  Lehre  tob  dem 
Erbvertrag  io  den  Halli\cben  Jahrbüchern  1838,  8.  1319. 
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verbunden.  Diese  kann  denn  wieder  entweder  in  einem 
Vermächtniss  besteben,  oder  aber  schon  unter  Lebenden  ein 
Vermögensrecht  auf  den  Verzicht  leistenden  Erben  über- 
tragen. So  z.  B.  eine  Tochter  verzichtet  auf  ihr  zukünf- 
tiges Erbrecht  in  der  Verlassenschaft  ihres  Vaters  gegen 
Zusicherung  eines  io  einer  Summe  Geldes  bestehenden  Ver- 
mächtnisses. Oder  sie  verzichtet  darauf  gegen  sofortige 
Bezahlung  einer  Summe.  In  jenem  Falle  aussert  sich  die 
Wirkung  des  Erbvertrages  erst  zur  Zeit  des  Todes  des 
Vaters:  sie  erhält  das  Vermächtniss  nur,  wenn  sie  den  Tod 
desselben  erlebt.  Im  erstem  Falle  mag  zwar  die  Verzicht- 
leistung noch  immer  die  Matur  eines  Erbvertrages  haben,  in- 
sofern als  die  Tochter  — auch  wenn  sie  deh  Tod  des  Va- 
ters erlebt  — doch  kein  Erbrecht  mehr  hat.  Aberder 
andere  Theil  des  Vertrages  gehört  ganz  und  gar  in  den 
Bereich  obligatorischer  Verhäl tn isse  unter  Leben- 
den, und  verlässt  somit  die  dem  Erbvertrage  zunächst  an- 
gewiesene Sphäre.  Gerade  darum  wird  es  denn  aber  pas- 
sender sein,  den  Effekt  auf  dem  Wege  einer  Obligatio  zu 
suchen. 

Immer  aber  kann  der  wahre  Erbverzicht  nur  wirken 
gegenüber  der  Person  des  Verzichtenden,  nicht  aber 
gegenüber  andern  Erben,  welche  zur  Zeit  des  Todes  des 
Erblassers  aus  eigenem  Rechte  succediren.  Denn  sein  Ob- 
ject ist  nur  und  kann  nur  sein  Zerstörung  des  Erbrechtes 
des  Verzichtenden.  Sollen  somit  weitere  Wirkungen  auch 
auf  die  Erbten  desselben  erlangt  werden,  so  genügt  der 
Erbvertrag  nicht,  sondern  es  muss  dann  auf  obligatori- 
schem Wege  geholfen  werden:  was  in  der  Regel  durch 
den  Erbauskauf  geschehen  wird,  der  nach  Analogie  des 
Kaufes  zu  behandeln  ist. 
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FÜNFTES  BUCH. 

Von  der  schweizerischen  Revolution  bis  zur  Gegenwart. 

Vom  Jahre  1798  bis  1838. 


{.  1.  Historische  Einleitung. 

Unter  Erschütterungen  und  Leiden  rang  sich  die  neue 
Zeit  aus  der  alten  los.  Auf  Jahrhunderte  des  Stillstandes, 
oder  richtiger  der  Abzehrung  des  mittelalterlichen  Staats- 
Organismus  , folgten  Jahrzehende  der  Bewegung  und  des 
Aufkeimens  der  modernen  Entwicklung.  Noch  sind  wir 
erst  im  Anfänge  dieser  neuen  Gestaltung.  Und  wie  vieles 
wurde  schon  in  dieser  kurzen  Anfangsperiode  versucht  und 
wieder  verworfen,  eingefiibrt  und  wieder  verändert! 

So  verworren  und  willkürlich  aber  dem  ersten  Blicke 
diese  Verfassungskänipfe  und  ihre  Resultate  scheinen  mögen, 
der  gemeinsame,  in  der  Tiefe  liegende  moderne  Geist 
tritt  doch  überall  bestimmend  und  entscheidend  hervor.  Ihn 
zu  verstehen,  sich  seiner  bewusst  zu  werden,  ist  die  Haupt- 
aufgabe der  neuen  Zeit.  Sie  wird  aber  erst  gelöst  sein, 
wenn  auch  die  Geschichte  der  neuen  Zeit  selbst  über  die 
Anfänge  hinaus  fortgeführt  und  zu  voller  Reife  gediehen 
sein  wird. 

Auf  die  moderne  Staatsentwicklung  hat  die  Theorie 
einen  ausserordentlichen  Einfluss  geübt,  einen  weit  starkem 
als  je  in  früherer  Zeit.  Die  Theorie  mit  ihren  Wahrheiten 
uud  Irrthiimern,  bald  Ideen,  bald  Traumen  folgend,  traute 
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sich  das  Höchste  zu.  Sie  vermass  sich,  das  Leben  plötz- 
lich und  durchgreifend  umzugestalten.  Sie  wähnte,  unbe- 
kümmert um  die  Individualität  eines  gegebenen  Staates, 
durch  erfundene  Verfassungen  demselben  wie  weichem 
Thone  jede  beliebige  Form  geben  und  durch  die  äussere 
Form  den  Geist  desselben,  sofern  man  überall  noch  an 
Geist  dachte , bilden  zu  können. 

Und  was  war  das  fiir  eine  Theorie?  Sie  beruhte  auf 
der  abstracten  Vorstellung  des  Menschen  als  eines  vernünf- 
tig-sinnlichen Wesens,  sie  ging  aus  von  der  Freiheit  des 
Subjectes  und  der  Gleichheit  Aller.  Nicht  bloss  mit 
der  Vernunft  hoffte  sie  die  Wahrheit  zu  erkennen , sondern 
sie  meinte  aus  der  Vernunft  die  Wahrheit  erzeugen  zu  kön- 
nen. Gott  und  Welt  gedachte  sie  in  ihre  Formeln  hinein  zu 
bannen.  ' 

Es  bedurfte  langer  und  schmerzlicher  Erfahrungen,  um 
die  Völker  misstrauisch  zu  machen  gegen  eine  Theorie, 
welche  ihnen  schmeichelte  und  Beseitigung  aller  alten 
Uebel  marktschreierisch  versprach.  Es  dauerte  auch  langt, 
bis  die  Theorie  ihrer  eigenen  Irrthümer  und  ihrer  Be- 
schränkung wieder  sich  bewusst  wurde.  Die  Theorie  selbst 
musste  erst  eine  innere  Umwandlung  erfahren , sie  musste 
wieder  positiver  und  darum  auch  lebendiger  und  für 
das  Leben  passender  werden. 

Aber  der  wesentliche  Unterschied  wird  dennoch  bleiben 
zwischen  der  alten  und  der  neuen  Zeit.  In  dieser  ist  das  gei- 
stige Bewusstsein  zu  grösserer  Klarheit  erwacht,  die 
staatlichen  Institutionen  sind  regelmässiger  und  berechneter, 
der  ganze  Gang  des  Staatslebens  ist  wissenschaft- 
licher. Nach  Principien  werden  die  Handlungen  beur- 
theilt,  Principien  werden  ihnen  als  leitende  Motive  zu  Grunde 
gelegt.  Die  öffentliche  Meinung  hat  gerade  dessbalb 
eine  so  starke  Macht  erlangt,  denn  die  öffentliche  Meinung 
vornämlich  lässt  sich  von  der  Theorie  einnehmen  und  be- 
wegen. 

Dieses  Bestreben  ist  der  Schweiz  nicht  eigenthümlich. 
Im  Gegentheile,  andere  Staaten  sind  ihr  in  der  modernen 
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Gestalt.  Die  Grundzüge  derselben  gingen  grösstentheils  über 
in  den  schweizerischen  Bund  vom  Jahre  ISIS; 
und  hatten  die  europäischen  Mächte  damals  eben  so  ent- 
schieden eingreifen  und  ihren  Willen  durchsetzen  wollen, 
wie  es  Napoleon  früher  gethan,  so  wäre  der  neue  Bund 
der  Mediationsverfassuug  noch  ähnlicher  geworden. 

Wir  treffen  somit  in  allen  Stadien  der  modernen  schwei- 
zerischen Verfassung  auf  fremden  Einfluss.  Auch  das 
ist  ein  Gegensatz  gegen  die  frühere  Zeit,  in  welcher  sich 
die  Verfassung  weit  mehr  von  Innen  heraus  und  vorzüg- 
lich nur  im  Gegensätze  zum  Ausland  gebildet  hatte. 
Man  mag  diesen  fremden  Einfluss  beklagen , und  in  der 
That  ist  er  der  nationeilen  Entwicklung  gefährlich  und  hat 
schon  oft  zu  Verkehrtheiten  und  Ueheln  veranlasst.  Aber 
mich  dünkt,  er  ist  unvermeidlich,  weil  er  zum  Wesen  der 
modernen  Staatsbildung  gehört.  Je  weiter  die  Geschichte 
der  europäischen  Staaten  ..fortschreitet , desto  vielfältiger 
wird  die  Verbindung  aller  dieser  Staaten  unter 
einander.  Die  Interessen  verflechten  sich  durch  Han- 
del und  Erwerb,  welche  sich  nicht  auf  enge  Gränzen  ein- 
schliessen  lassen,  sondern  die  Welt  durchschweifen,  die  B e- 
ziehungen,  welche  gemeinsame  Schicksale  durch 
Europa  hindurch  geweckt  haben,  werden  zahlreicher,  der 
geistige  Verkehr  von  Tage  zu  Tage  lebhafter,  der 
Gesichtskreis  ausgedehnter,  der  Verstand  umfassender, 
und  seihst  das  Gefühl  weiter  und  europäischer.  Und  hat 
erst  die  Theorie  einen  so  gewaltigen  Antheil  an  dem  Ge- 
schicke der  Staaten  errungen,  so  ist  wohl  zu  beachten, 
dass  auch  diese  Theorie  nicht  in  Einem  Staate  erwachsen, 
nicht  auf  Einen  besondern  kleinen  Staat  basirt  ist,  sondern 
grossentheils  auf  weitem  Boden  ruht.  Darum  kann  der 
fremde  Einfluss  nicht  verdrängt,  nicht  ausgeschlossen  wer- 
den. Eine  Geistessperre  mitten  in  Europa  lässt  sich  nicht 
denken,  geschweige  denn  durchführen.  Daher  wäre  es  ein 
vergebliches  Bemühen,  den  fremden,  namentlich  den  gei- 
stigen Einfluss  des  Auslandes  zu  bekämpfen.  Es  kommt 
nur  darauf  an , indem  man  für  die  Richtung  der  modernen 


Digitized  by  Google 


Hiltoriiebe  Einleitung. 


341 


Welt  einen  empfänglichen  Sinn  und  ( ein  offenes  Auge  be- 
hält, die  hergebrachte  und  angborene  Eigenthiim- 
lichkeit  nicht  zu  opfern,  sondern  weiter  auszubilden. 
Wie  der  einzelne  Mensch  in  den  lebhaftesten  Verkehr  mit 
dein  Auslande  tritt,  in  ihm  Verbindungen  ankniipft,  dort 
Kenntnisse,  Erfahrungen  sammelt,  und  nicht  bloss  mancher- 
lei anlernt,  sondern  sich  aneignet,  aber  darum  noch  nicht 
ein  anderes  Individuum  wird ; so  haben  auch  Völker  und 
Staaten  statt  sich  den  Eindrücken  des  Auslandes  zu  vcr- 
schliessen,  dieselben  zu  verarbeiten,  sich  die  Vortheile  der 
gemeinsamen  Kultur  anzueignen,  aber  darum  nicht  andere 
zu  werden,  sondern  vielmehr  ihr  nationales  Wesen  als  das 
Wesentlichste  und  Innerlichste  treu  zu  bewahren. 

Wie  die  Schweiz  als  Ein  ganzes  Staatswesen  in  ver- 
stärkte Beziehungen  zu  den  europäischen  Staaten  und  ihrer 
Geschichte  kam,  so  gelangten  die  einzelnen  Kantone  un- 
ter sich  zu  einer  erhöhten  inneren  Verbindung.  Die  erste 
Zeit  der  Revolution  hatte  sogar  aus  den  verschiedenen 
schweizerischen  Staaten  einen  einzigen  durch  Ein  Princip 
bestimmten  einheitlichen  Staat  schaffen  wollen.  Der  Ver- 
such ist  zwar  gänzlich  misslungen,  aber  die  alten  Bünde 
bleiben  für  immer  gebrochen.  An  ihre  Stelle  ist  Ein, 
alle  Stände  gleicbmässig  umfassender  Bund  ge- 
treten, zur  Zeit  der  Mediation  mit  etwas  verstärkter 
Centralität,  zur  Zeit  der  Restauration  mit  erhöhter 
Kantonal-Souverainität.  So  wurde  doch  das  schwei- 
zerische Leben  bedeutsamer,  und  wenn  schon  das  kanto- 
nale Leben  noch  immer  das  reichere  ist,  so  erstarkte  doch 
das  Bewusstseyn  der  Zusammengehörigkeit. 

Als  zwei  Haupterscheinungen  dieser  neuen  Zeit  sind 
noch  hervor  zu  heben:  die  Erhebung  der  gemeinen 
Herrschaften  zu  selbständigen  schweizerischen  Gebie- 
ten und  die  Aufhebung  der  S tä  d t e b e rrs  c h a ft  in 
den  Städtekantonen : jene  für  die  Eidgenossenschaft , diese 
für  die  Kautonalgeschichte  von  grösster  Bedeutung. 

Die  vormaligen  Unterthanenländer  der  schweizerischen 
Orte  gingen  in  dem  einheitlichen  Staate  der  helvetischen 
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Republik , welche  «Ile  Unterschiede  der  Gebietstheile  za 
tilgen  suchte,  in  einen  neuen  Zustand  über,  sie  wurden  zu 
gleichgearteten  Gliedern  desselben  Staates,  welcher  auch 
die  frühem  Herrscherkantone  umfasste.  Und  als  das  kan- 
tonale Princip  wieder  hervorbrach  und  eine  theilweise 
Herstellung  der  eigentbiimlich  gebildeten  Stände  bewirkte, 
so  konnten  doch  die  einmal  getilgten  Unterschiede  zwi- 
schen beherrschenden  und  unterthänigen  Ländern  nicht 
wieder  erneuert  werden  , so  wenig  als  die  Unterscheidun- 
gen zwischen  alten  und  zugewaudlen  Orten.  Gleiche 
Kantone  mit  gleichen  Rechten,  jeder  für  sich  selb- 
ständig , aber  jeder  zugleich  ein  Glied  des  Bundes , waren 
nunmehr  über  die  ganze  Schweiz  verbreitet.  Die  Restau- 
ration im  Jahre  1815  konnte  diese  wahren  zeitgemäßen 
Fortschritte  nicht  beseitigen;  sie  musste  anerkennen,  was 
inzwischen  geworden  war. 

Eben  so  wichtig  ist  der  Untergang  der  Städteherr- 
schaft, Auch  diese  Erscheinung  ist  eine  bleibende.  Wir  ha- 
ben  im  vorigen  Buche  gesehen , wie  wenig  sich  das  staats- 
rechtliche Verbältniss  der  regierenden  Hauptstadt  Zürich  zur 
regierten  Landschaft  fortbildete,  wie  vielmehr  die  Oberherr- 
lichkeit jener  immer  ausschliesslicher,  ängstlicher,  pedanti- 
scher und  steifer  wurde , je  mehr  die  Landschaft  an 
innerer  Kultur  und  Kräften  zuoahin.  Ein  ähnliches  Miss- 
verhältnis* fand  sich  überall  in  den  Städtekantonen.  Die 
Souverainetät  der  Städte  musste  daher  zusammen  brechen, 
als  französische  Waffen  die  französische  Lehre  von  Frei- 
heit und  Gleichheit  einfübrten.  Sie  konnte  aber  auch  nicht 
mehr  erstehen,  weil  sie  weder  ein  innerliches  Lebensprin- 
cip  mehr  besass,  noch  eine  moderne  Form  sich  fand,  in 
der  sie  sich  hätte  an  den  Tag  geben  können.  Die  Sou- 
verainetät, welche  früher  in  die  Mauern  einer  Stadt  ein- 
geschlossen  war,  ergoss  sich  nun  gleich  massig  über  den 
ganzen  Kanton.  Das  ist  das  Wesen  der  Veränderun- 
gen; die  einzelnen  Kämpfe  über  das  Verbältniss,  welch« 
die  Geschichte  der  verschiedenen  Verfassungsänderungen 
voroemlich  begleitet  haben,  die  Schwankungen,  Uebertrei- 
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„zwischen  den  Kantonen  und  den  unterworfenen  Landen, 
„uoch  zwischen  dem  einen  Kanton  und  dem  andern.  Die 
„ Einheit  des  Vaterlandes  und  das  allgemeine  Interesse  ver- 
„trilt  künftig  das  schwache  Band,  welches  fremdartige,  un- 
„ gleiche,  in  keinem  Verhältnisse  stehende,  kleinlichen  Loka- 
litäten und  einheimischen  Vorurtheilen  unterworfene  Theile 
„zusaminenhieit  und  aufs  Gerathewohl  leitete.  So  lange  alle 
„einzelnen  Theile  schwach  waren,  musste  auch  das  Ganze 
„schwach  sein.  Die  vereinigte  Stärke  Aller  wird  künftig 
„eine  allgemeine  Stärke  bewirken.” 

Die  letztere  Prophezeihung  schlug  fehl.  Der  ganze 
Grundgedanke  aber  beweist,  dass  die  Urheber  dieser  Verfas- 
sung das  Wesen  der  Eidgenossenschaft  gänzlich  verkannten. 

Dem  fremden  Princip  der  Einheit  gegenüber  machte 
sich  nunmehr  das  naturgemässe  Princip  des  Föderalis- 
mus erst  im  Stillen  dann  immer  offener  und  in  immer  wei- 
tern Kreisen  geltend.  Die  folgenden  Verfassungen  und  Ve»- 
fassungsentwiirfe  vom  29.  Mai  1801,  24.  Weinmonat  1801, 
27.  Hornung  1802  und  20.  Mai  1802  enthalten  alle  immer 
weiter  gehende  ModiKcationen  und  Annäherungen  an  den 
Föderalismus.  Aber  keine  konnte  aufkomtnen  noch  sich  hal- 
ten. Denn  noch  immer  setzten  sie  zuerst  die  Einheit  des 
St a a ts o rga nisinus  fest,  und  Hessen  die  einheitlichen  Ge- 
walten nur  beschränken  durch  die  Kantone,  während 
der  Föderalismus  umgekehrt  zunächst  Selbständigkeit 
der  Kantone  forderte  und  auf  diese  Basis  die  Centra- 
lität  der  Bundesgewa  It  gründen  wollte.  Auf  Seite  der 
Einheitsmänner  kämpften  vorzüglich  die  modernen  Demo- 
kraten und  die,  welche  sich  der  Revolution  und  ihren  Prio- 
cipien  ergeben  hatten , auf  Seite  der  Föderalisten  die  alten 
Aristokraten  der  Städte,  die  alten  Demokraten  der  Länder, 
und  wer  sonst  an  den  gestürzten  Verfassnngen  hing.  Jene 
hatten  die  damals  herrschende  abstracte  französische  Theo- 
rie , diese  die  Geschichte  und  Bedürfnisse  der  Eidgenossen- 
schaft für  sich.  Darum  konnte  den  Letztem  der  Sieg  oicht 
entgehen,  indem  die  Volksstimmung  sich  zuletzt  zu  ihren 
Gunsten  aussprechen  musste. 
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Die  Ge  sa  m in  t b ei  t der  Bürger  wird  als  Souverain 
der  helvetischen  Republik,  bezeichnet.  Die  Verfassung  der- 
selben als  eine  repräsentative  Demokratie.  Unter 
den  einleitenden  Hauptgrundsätzen  sind  noch  besonders  fol- 
gende zu  erwähnen: 

1)  .Die  natürliche  Freiheit  des  Menschen  ist  un- 
veräusserlich. Sie  hat  keine  andern  Grenzen  als  die  Frei- 
„ beit  jedes  andern  und  die  Verfügungen,  welche  das  allge- 
. meine  Wohl  unumgänglich  erheischt,  jedoch  unter  der  Be- 
dingung, dass  diese  unumgängliche  Noth  Wendigkeit  rechts- 
„kräftig  erwiesen  (!)  ist.”  (Art,  5.) 

2)  „Die  Gewissensfreiheit  ist  uneingeschränkt.  — . 
„Jede  Art  von  Gottesdienst  ist  erlaubt,  wenn  er  die  öffent- 
. liehe  Ordnung  nicht  stört,  und  nicht  Herrschaft  oder  Yor- 
„zug  verlangt.  Jeder  Gottesdienst  steht  unter  der  Aufsicht 
„der  Polizei.”  (Art.  6.) 

3)  Zusicherung  der  Pressfreibeit. 

4)  „Es  gibt  keine  erbliche  Gewalt,  Rang  noch  Ehren- 
titel. Die  Strafgesetze  sollen  jeden  Titel  und  jedes  Insti- 
tut untersagen,  welches  an  Erblichkeit  erinnert.”  (Art.  8.) 

5)  „Der  Staat  hat  kein  Recht  auf  das  Privateigeo- 
„thum,  ausgenommen  in  dringenden  Fällen,  wenn  dasselbe 
„zum  allgemeinen  Gebrauch  unentbehrlich  ist  und  gegen  ge- 
rechte Entschädigung.”  (Art.  9.) 

6)  „Ein  Jeder,  der  durch  gegenwärtige  Staatsverfas- 
„ sung  das  Einkommen  einer  Stelle  oder  Pfründe  verliert, 
„soll  als  Entschädigung  eine,  lebenslängliche  Rente  er- 
halten.” (Art.  10.) 

7)  „Die  Auflagen  müssen  mit  dem  Vermögen,  den 
„Einkünften  und  der  Einnahme  der  Steuerbaren  im  Verhält- 
„ niss  stehen , jedoch  kann  dieses  Verbältniss  nicht  ganz  ge- 
„nau  sein."  (Art.  11.) 

8)  Die  Besoldungen  der  öffentlichen  Beamten  sollen 
„mit  der  Arbeit  und  den  Talenten  im  Verbältniss  stehen, 
„welche  ihre  Stelle  erfordert.”  (Art,  12.) 

9)  „Kein  liegendes  Gut  kann  unveräusserlich  erklärt 
„werden,  weder  für  eine  Corporation  oder  für  eine  Ge- 
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„Seilschaft,  noch  für  eine  Familie.  — Der  Grund  und  Bo- 
nden kann  mit  keiner  Last,  Zins  oder  Dienstbarkeit  be- 
„ Schwert  werden,  wovon  inan  sich  nicht  loskaufeu  könnte.” 
(Art.  13.) 

Für  die  Wahlen,  Gerichtsbarkeit  und  Verwaltung  wird 
das  Land  Hclvetien  in  Kantone,  Distrikte,  Gemein- 
den und  Sektionen  der  Gemeinden  eingetheilt,  dabei 
aber  angedcutet,  dass  die  Eintheilung  eine  bloss  ausscrliche 
mechanische,  nicht  eine  innere  organische  sein  solle.  Als 
Hauptstadt  wird  vorläufig  Luzern  bezeichnet,  wohl  auch 
weniger  aus  Rücksicht  auf  die  Bedeutung  dieser  Stadt,  als 
vielmehr  aus  mathematischen  Gründen,  ln  Verbindung  mit 
Graubundten  werden  folgende  22  Kantone  unterschieden : 
Wallis,  Lenian,  Freyburg,  Beru  (ohne  das  Waatlaod 
und  das  Aargau),  Solothurn,  Basel,'  Aargau,  Lu, 
zern,  Unterwalden,  Uri,  Bellinzona,  Lugano, 
Rhätien,  Sargans,  Glarus,  Appenzell,  Thur- 
gau, St.  Gallen,  Schaffhausen,  Zürich,  Zug  und 
Schwyz. 

Als  Schweizerbürger  gelten  alle  bisherigen  Bürger 
einer  Stadt  oder  Dorfes,  die  ewigen  Hintersassen  und  däe 
in  der  Schweiz  gebornen  Hintersassen.  Zwanzigjährige 
Wohnung  in  der  Schweiz  verschafft  auch  dem  Fremden 
das  Schweizerbürgerrecht.  Die  politische  Mündigkeit  be- 
ginnt mit  zurückgclegtem  zwanzigsten  Altersjahre.  In  den 
Priiuarversammlungen  der  Bürger  wird  über  Annahme  oder 
Verwerfung  der  Staatsverfassung  abgestimmt,  und  werden 
die  Wahlmäuner,  auf  hundert  Bürger  je  einer,  für  ein  Jahr 
bezeichnet.  Die  Wablmänner  eines  jeden  Kantons  erwäh- 
len die  Deputirten  für  das  gesetzgebende  Corps,  die  Rich- 
ter des  Kantonsgerichts,  die  Richter  des  obern  Gerichts- 
hofes und  die  Mitglieder  der  Verwaltungskaromer. 

Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  von  zwei  helve- 
tischen Räthen  ausgeübt,  dem  Senate  und  dem  grossen  Rath. 
Der  Senat  besteht  aus  den  gewesenen  Direktoren  und  vier 
Deputirten  jedes  Kantons.  Wählbar  sind  verheirathete  oder 
im  Witwenstande  lebende  Bürger  über  30  Jahre,  welche 
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zuvor  ein  höheres  Staatsamt  bekleidet  haben.  Der  grosse 
Rath  besteht  aus  einer  grossem  Zahl  von  Abgeordneten 
der  Kantone , das  erste  Mal  aus  je  acht  Bürgern , ■ die  we- 
nigstens 25  Jahre  alt  sind.  Die  Mitglieder  des  Senats  wer- 
den auf  acht,  die  des  grossen  Rathes  auf  sechs  Jahre  ge- 
wählt. Jeder  Rath  hat  ein  eigenes  Lokale,  eine  Wache 
und  ein  besonderes  Kostüme.  In  keinem  Falle  dürfen  sich 
die  Räthe  in  Einem  Saale  vereinigen.  Die  Polizei  wird 
von  jedem  Rathe  für  seine  Sitzungen  selbst  ausgeübt.  Die 
Sitzungen  sind  öffentlich;  jeder  Rath  kann  sich  aber  in  ein 
geheimes  Cornitd  verwandeln.  Mit  grosser  Umständlich- 
keit redet  die  Verfassung  von  den  Formen,  unter  denen 
allein  ein  Mitglied  eines  gesetzgebenden  Rathes  vor  Gericht 
gezogen  werden  dürfe,  behandelt  dagegen  die  Formen  der 
eigentlichen  Geschäftsthätigkcit  der  Räthe  sehr  kurz.  Der 
grosse  Rath  erlässt  blosse  Beschlüsse.  Erst  durch  die 
Genehmigung  des  Senates  werden  sie  zu  Gesetzen  oder 
Dekreten.  Der  Senat  kann  aber  nur  den  ganzen  Beschluss 
genehmigen  oder  verwerfen3). 

Die  gesetzgebenden  Räthe  genehmigen  oder  verwerfen 
ferner  alles,  was  die  Finanzen,  den  Frieden  und  den  Krieg 
betrifft,  können  aber  über  diese  Gegenstände  nicht  ohne 
einen  Vorschlag  des  Direktoriums  berathschlagen.  In  kei- 
nem Falle  dürfen  sie  vollziehende  oder  richterliche  Gewalt 
ausüben. 

Die  vollziehende  Gewalt  ist  einem  aus  fünf  Mitglie- 
dern bestehenden  Vollziehungs-Direktorium  über- 
tragen. Jährlich  fällt  ein  Mitglied  aus , und  ist  für  so 
lange  nicht  wieder  wählbar,  als  es  das  Amt  bekleidet  hat. 
Die  Wahl  selbst  ist  compticirt.  Beide  gesetzgebende  Räthe 
und  das  Loos  haben  daran  Antheil.  Um  gewählt  werden 
zu  können,  muss  man  ein  Alter  von  40  Jahren  erreicht 
haben,  und  verbeirathet  oderWittwer  sein.  Für  die  Folge 


3)  Vergl.  Kor  (Um  HUckblirk  auf  den  innere  Entwicklungsgang  der 
helvetischen  Republik  im  schweizerischen  Museum  r.  Ger  lach,  Hottinger 
und  Wackernagel.  Bd.  II.  S.  5. 
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aus  dreizehn  Richtern  für  die  Kriminal-  und  Civilrecbts- 
pflege,  und  eine  Verwalt u n gs ka  m m er  für  die  Voll- 
ziehung der  Gesetze  Uber  das  Finanzwesen,  den  Handel, 
die  Künste,  Handwerke,  den  Ackerbau,  die  Lebensmittel, 
die  Unterhaltung  der  Strassen.  Dieselbe  besteht  aus  einem 
Präsidenten  und  vier  Beisitzern. 

ln  den  Hauptörtern  und  den  Distrikten  gibt  es  überdem 
noch  untere  Gerichte  für  Civil-  und  Polizeisachen,  je 
aus  neun  Mitgliedern  bestehend,  von  dem'  Wahlcorps  auf 
sechs  Jahre  gewählt,  und  Unterstatthalter,  denen  wie- 
der in  den  einzelnen  Dörfern  Vollziehungs- Agenten  unter- 
geordnet sind. 

$.  3.  Die  Mediation. 

Napoleon  durchschaute  die  wahre  Eigenthümlichkeit 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft.  Die  von  ihm  ins 
Leben  gerufene  Mediationsverfassung  würde  solches  auch 
dann  beweisen , wenn  er  seine  Gedanken  darüber  nicht 
selbst  ausgesprochen  hätte.  Folgende  bekannte  Aeusserun- 
gen  des  ersten  Consuls  sind  so  charakteristisch  für  seine 
Auffassung  und  so  bedeutsam  für  die  Schweiz , dass  ich 
mich  nicht  enthalten  kann,  sie  wieder  herzusetzen: 

„Die  Schweiz  gleicht  keinem  andern  Staate,  weder  in  • 
„Folge  aller  Begebenheiten,  die  sich  da  seit  Jahrhunderten 
„zugetragen,  noch  hinsichtlich  auf  ihre  geographische  und 
„topographische  Lage,  noch  wegen  ihrer  verschiedenen 
„Sprachen  und  Religions- Bekenntnisse,  noch  endlich  we- 
„gen  ihrer  ausserordentlichen  Verschiedenheit  in  Sitten  nnd 
„Gebrä’uchen.“ 

„Die  Natur  hat  ench  znm  Föderativ -Staate  gebildet; 
„die  Natur  zu  besiegen,  versucht  kein  kluger  Mann.“ 

„Die  wichtigste  Sache  (la  chose  la  plus  importante)  ist 
„die  Festsetzung  der  Organisation  eurer  achtzehn  Kantone. 
„Ist  einmal  diese  geordnet,  so  bleibt  die  Bestimmung  der 
„wechselseitigen  Verhältnisse  zwischen  denselben  übrig; 
„oder  eure  in  der  Wirklichkeit  ungleich  weniger  wichtig* 
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„Central  - Organisation.  Weder  Finanzen,  noch  Armee, 
„noch  die  Verwaltung,  nichts  kann  bei  euch  gleichförmig 
„sein.  Nie  habt  ihr  besoldete  Truppen  unterhalten ; grosse 
„Finanzen  könnt  ihr  keine  besitzen;  ihr  habt  ja  sonst  nicht 
„einmal  beständige  diplomatische  Agenten  bei  den  verschie- 
denen Mächten  unterhalten.  Eure  Lage  auf  den  Gipfeln 
„der  Gebirgsketten  (au  sommet  des  chaines  de  montagnes), 
„welche  Frankreich,  Deutschland  und  Italien  von  einander 
„trennen,  macht,  dass  ihr  gleichzeitig  Antheil  an  den  ver- 
schiedenen Geistesrichtungen  dieser  Nationen  nehmet.  Die 
„Neutralität  eures  Landes,  der  Aufschwung  eures  Handels 
„und  eine  eigene  Haushaltung  oder  Familien- Verwaltung 
„(une  administration  de  famille)  sind  die  wahren  Mittel, 
„euer  Volk  glücklich  zu  machen  und  eure  Existenz  zu 
„sichern ä). 

„Ich  spreche  zu  ench,  als  wäre  ich  selbst  ein  Schwel- 
„zer;  für  kleine  .Staaten  ist  die  Föderation  ungemein  vor- 
„theilhaft.  Ich  selbst  bin  ein  geborner  Bergbewohner  (raon- 
„tagnard);  ich  kenne  den  hieraus  entspringenden  Geist.  Nur 
„keine  Einheit,  keine  Truppen,  keine  Central  - Finanzen, 
„keine  Central- Abgaben,  keine  diplomatischen  Agenten  bei 
„den  andern  Mächten,  und  damit  habt  ihr  schon  mehrere 
„Mal  hunderttausend  Franken  erspart.“ 

„Die  Kantonal -Organisationen,  ich  wiederhole  es,  müs- 
„sen  auf  die  Sitten,  die  Religion,  die  Interessen  und  die 
„Meinungen  eines  jeden  einzelnen  Kantons  gegründet  sein. 
„Sorgt  für  Gesetzlichkeit  und  für  passende  Formen.“ 

„Die  Gemeinden  in  den  kleinen  Kantonen  mögen  ihre 
„Alp- Streitigkeiten  nach  Belieben  unter  sich  ausmachen, 
„aber  nie  sollen  sich  Kantone  gegen  andere  Kantone  ver- 
„ binden , und  mit  ihnen  Krieg  führen 5  6).“ 

Es  ist  bemerkenswerth , dass  in  dem  Vermittlungsakte 
vorerst  die  Kanto nal  verfassun gen  der  neunzehn 


5)  C.  ▼.  Muralt's:  Hane  toi  Reinhard.  Zürich  1838.  S.  98.  99. 

6)  Ebenda  S.  108.  109.  Vergl.  meinen  Aofsatx  in  L,  Rankt«  hiflor. 
polft.  ZeiUch.  Bd.  IV.  S.  131  ff. 
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Kantone:  Appenzell,  Aargau,  Basel,  Bern,  Frey- 
kurg,  Glarus,  Graubündten,  Luzern,  St.  Gallen, 
Schaffhausen,  Schwyz,  Solothurn,  Tessin,  Thur- 
gau, Unterwalden,  Uri,  Waadt,  Zug  und  Zürich 
aufgenoinmen  sind , und  dann  erst  auf  dieser  kantonalen 
Grundlage  sich  die  Bundes  ver  fas  su  n g erhebt:  gauz  ent- 
sprechend dem  Geiste,  der  dieselbe  dictirte.  Jene  Verfas- 
sungen sind  denn  wieder  nicht  nach  Einem  Modelle  ge- 
formt, sondern  zum  Tbeil  wenigstens  auf  historischem 
Boden  erbaut. 

Insbesondere  wurden  die  alten  hergebrachten  Einrich- 
tungen der  demokratischen  Kantone  Appenzell,  Gla- 
rus, Graubündten,  Schwyz,  Unterwalden,  Uri. 
und  Zug  mit  ihren  Landsgemeinden  am  meisten  geschont. 
Man  würde  sich  sehr  täuschen , wenn  man  glauben  sollte, 
es  sei  diess  aus  einer  besondern  Vorliebe  Napoleons  für 
diese  Verfassungsform  geschehen.  Er  wusste  so  gut,  wie 
nur  irgend  Einer,  dass  solche  Verfassungen  nur  für  kleine 
Völkerschaften  passen,  die  sich  noch  auf  einer  ganz  unter- 
geordneten Stufe  der  Kultur  in  roher  Einfachheit  und  wil- 
der Freiheit  bewegen,  und  auf  gebildete  Völker  angewen- 
det, im  höchsten  Grade  verwerflich  seien.  Den  Männern 
in  den  alten  Ländern  war  aber  diese  Verfassung,  in  der 
sic  aufgewachsen  waren,  lieb;  alte  Gewohnheiten,  Sitten, 
Erinnerungen,  Gefühle  schlossen  sich  an  dieselbe  an,  und 
waren  mit  ihr  verwoben;  die  Verhältnisse  des  Lebens  hat- 
ten sich  in  den  Ländern  nur  wenig  verändert.  Die  syste- 
matische Anordnung  der  verschiedenen  Gewalten  war 
ihnen  zuwider,  die  künstlichen  Formen  der  Verwaltung 
und  Rechtspflege  unverständlich,  das  moderne  Regicrungs- 
princip  schien  im  Widerspruch  mit  ihrem  Sinne  für  indi- 
viduelle Unabhängigkeit,  und  was  vorzüglich  sie  gegen  die 
Revolution  feindselig  gestimmt  hatte,  das  moderne  Verfas- 
sungswesen mit  seinen  Staatsanstaltcn  und  besoldeten  Beam- 
ten kam  ihnen  viel  zu  „köstlich"  vor.  Indem  Napoleon, 
den  damals  verbreiteten  Staatslehren  zum  Trotze,  ihre  alten 
Verfassungen  herstellte,  machte  er  den  Läudern  die  Me- 
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Am  5.  Februar  1798  war  das  Princip  der  politischen 
Gleichstellung  der  Stadt-  und  Landbürger,  die 
Erhebung  der  letztem  zur  Regimenlsfahigkeit  voo  Seite 
der  Stadt  anerkannt  worden.  Auch  die  Mediationsverfas- 
sung wendete  dasselbe  Princip  an,  Die  gesetzgebende  Ge- 
walt und  die  „Ausübung  der  Souverainetatsrechte“  fiel  einem 
Grossen  Rat  he  von  195  Mitgliedern  anheim,  in  wel- 
chem nun  Stadt-  und  Landbürger  neben  einander  sassen  mit 
gleichem  Rechte. 

Dieser  Grosse  Rath  wird  nun  folgender  Massen  ge- 
wählt. Die  Bürger  des  Kantons  Zürich  werden  in  05  Wahl- 
versammlungen oder  Zünfte  eingetheilt.  Die  Stadtbür- 
ger in  13,  die  Landbürger  in  52  Zünfte.  Die  Stadt- 
zünfte sind  eine  Erneuerung  der  alten  persönlich  ver- 
bundenen Wahlzünfte  ohne  lokale  Beziehung  auf  einzelne 
Gegenden  der  Stadt.  Die  Landzünfte  dagegen  haben 
eine  lokale  Grundlage,  und  erstrecken  sich  immer  über 
mehrere  Gemeinden.  Auf  ähnliche  Weise  waren  auch  zu 
Rom  in  der  alten  Stadtverfassung  die  Zünfte  der  Patrizier 
persönliche , die  der  Plebejer  lokale  Einteilungen.  Iu  den 
Zünften  haben  Stimmrecht  alle  Bürger,  welche  wenigstens 
ein  Jahr  lang  in  dem  Gebiete  der  Zunft  gewohnt  haben, 
in  einem  unabhängigen  Stande  leben,  in  die  Milizrolle  ein- 
geschrieben sind , wenn  sie  weder  verheiratet  sind  noch 
ira  Wittwenstande  leben,  ein  Alter  von  wenigstens  30  Jah- 
ren, iiu  entgegen  gesetzten  Falle  ein  Alter  von  wenigstens 
20  Jahren  haben,  und  welche  endlich  ein  Grundeigentum 
oder  hypothekarische  Schuldforderung  von  500  Schwei- 
zerfranken besitzen. 

Jede  Zunft  hat  nun  aus  ihrer  Mitte  ein  Mitglied  des 
(irossen  Käthes  zu  wählen.  Ueberdem  bildet  sie  eine  Liste 
von  vier  Kandidaten  aus  andern  Bezirken,  als  welchem  die 
Zunft  angehört.  Sie  darf  aber  nicht  mehr  als  drei  Kan- 
didaten aus  dem  nämlichen  Bezirke  bezeichnen.  Aus  die- 
sen 200  Kandidaten  werden  dann  durch  das  Loos  130  Mit- 
glieder des  Grossen  Rates  bestimmt,  welche  zusammen  mit 
den  05  direct  gewählten  Gliedern  die  Behörde  vollständig 
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Gesetzen  erheben,  oder  unbedingt  verwerfen.  Selbst  die 
Niedersetznng  einer  Commission  des  Grossen  Raths  kann 
keinen  andern  Erfolg  haben  als  nähere  Prüfung  der  Frage, 
ob  der  Antrag  anzunehmen  oder  zu  verwerfen  sei9), 
j An  der  Spitze  der  Verwaltung  steht  ein  Kleiner 
r Rath  von  25  aus  der  Mitte  des  Grossen  Rathes  von  die- 
sem je  auf  eine  Amtsdauer  von  6 Jahren  erwählten  Mit- 
gliedern. Derselbe  hat  die  Initiative  für  die  Gesetzgebung, 
besorgt  deren  Vollziehung,  leitet  die  Staatsverwaltung,  ur- 
theilt  in  letzter  Instanz  über  alle  Verwaltungs  - Streitigkei- 
ten, ernennt  zu  allen  Bezirksämtern  und  Stellen,  und  legt 
dem  Grossen  Rathe  über  alle  Zweige  der  Verwaltung  Re- 
chenschaft ab. 

Für  die  Rechtspflege  des  Kantons  wird  ein  Appel- 
ls ti  onsgegi  eh  t oder  Obergericht  von  13  Mitgliedern 
? von  dem  Grossen  Rathe  aus  seiner  Mitte  je  auf  6 Jahre  ge- 
wählt'0). Dasselbe  urtheilt  in  erster  und  letzter  Instanz  über 
alle  wichtigeren  Kriminalfälle,  in  letzter  über  mindere  Kri- 
minal- und  Polizeifälle"),  ferner  in  letzter  Instanz  über 
Civilprozesse,  wenn  das  Streitobject  den  Betrag  von  64 
Schweizerfranken  übersteigt l2). 

In  allen  Fällen,  wo  die  Todesstrafe  zur  Anwendung 
kommen  kann , werden  den  13  Appellationsrichtern  noch 
vier  Mitglieder  des  Kleinen  Rathes  beigeordnet,  welche 
durch  das  Loos  bezeichnet  werden.  Es  entsteht  auf  solche 
Weise  ein  rigenthümliches  Ma  lef  i zgeric  lit. 

Zwei  Bürgermeister  von  dem  Grossen  Rathe  aus 
der  Mitte  des  Kleinen  gewählt,  führen  abwechselnd,  jeder 
ein  Jahr  lang  den  Vorsitz  im  Grossen  uud  Kleinen  Ratbe. 
Der  präsidirende  Bürgermeister  führt  den  Manien  Amts- 
bürgermeister. Der  andere  Bürgermeister  ist  dann  in- 
zwischen Mitglied  und  Präsident  des  Obergerichtes. 

S)  Hrgleincnl  I.  d.  Gr.  R.  ,.  23.  Hai  1803.  M.  S.  I.  S.  *2.  ff. 

tU)  Vgl.  Reglement  f.  d.  Obergericht  r.  27.  Mai  1803.  M.  S.  I.  S.  69. 

tl)  GeieU  belr.  die  Coinpelenzen  d.  Geriehtastellen  vom  15.  Drc.  1805. 
>i.  S.  |.  S.  151.  ff. 

12)  Cr««iz  V.  25.  Mai  1803.  M.  S.  I.  S.  63.  ff. 
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Gemeinde  - , Kirchen  Schiel  - und  Armengiiter  und  die  yor- 
imindschaftspflcge , eine  Oberaufsicht  Uber  die  Bezirksge- 
richte, handhaben  die  Polizei  und  besorgen  die  Vorunter- 
suchung upd  Ueberweisung  an  die  Strafgerichte  in  Krimi- 
nal- und  Polizeifallep  l5). 

In  der  Folge  wurden  den  Statthaltern  und  Unterstatt- 
haltern  je  ftir  eine  Bezirksabtbeilung  zwei  Beisitzer  zuge- 
gegeben,  welche  vereint  mit  denselben  als  Präsidenten  das 
sogenannte  Waisenaint  bildeten  und  die  Stelle  einer  zweit- 
instanzlichen Vormundschaltsbehörd*  erhielten.  Die  Bei- 
sitzer wurden  von  dem  Kleinen  Ratbe  aus  den  Bezirken 
gewählt ,6). 

Für  jeden  der  fUnf  Bezirke  besteht  ein  Bezirksge- 
richt von  sieben  aus  den  Bürgern  der  Bezirke  von  dem 
Kleinen  Käthe  je  auf  6 Jahre  gewählten  Mitgliedern.  Für 
den  Civilprozess  nehmen  dieselben  eine  dreifache  Stel- 
lung ein,  je  nach  Art  und  Umfang  der  Geschäfte:  aj  als 
oberste  Instanz  in  Schuldsachen  und  andern  Streitigkeiten, 
die  sich  nicht  auf  Liegenschaften  beziehen,  wenn  das  Streit- 
object  den  Betrag  von  61  Schweizerfranken  nicht  über- 
steigt; b)  als  zweite  und  mittlere  Instanz  für  Processe,  die 
sich  auf  Liegenschaften  beziehen;  c)  als  erste  Instanz  in 
andern  Processen  um  einen  hohem  Betrag  als  64  Schwei- 
tfrfranken.  Daneben  ist  das  Bezirksgericht  auch  ein  Zucht- 
polizei gericht,  und  zwar  in  erster  und  letzter  Instanz 
in  Fällen,  welche  die  zunftgericbtliche  Competenz  über- 
steigen, und  entweder  eine  Busse  von  höchstens  24  Fran- 
ken oder  einen  höchstens  sechstägigen  Verhaft  nach  sich 
ziehen;  in  erster  Instanz  für  derlei  Vergehen,  welche  eine 
grössere  Strafe  erfordern l7). 

In  jeder  Landzunft  besteht  denn  ein  Zunftgericht 
von  fünf  von  dem  Kleinen  Rathe  gewählten  Richtern.  In 
der  Stadt,  welche  nicht  in  lokale,  sondert),  in  persönliche 


15)  Geiz  y.  28.  Mai  1803.  M.  8.  I.  8.  75.  ff. 

16)  CysyIz  y.  22.  Dyc.  1803.  $.  2t.  ff  M.  8.  I.  8.  220.  ff. 

17)  Gesetz  ,.  25.  Mai  1803.  M.  8.  I.  8.  63  ff. 
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5.  i.  Die  Liq u i d a tio n su rk u nde  für  die  Stadt  Zürich. 

Oie  Stadt  Zürich  hatte  hi*  zur  Revolution  von  1798  eine 
gedoppelte  Stellung.  Einmal  bildete  sie  eine  städtische  Cor* 
poration,  eine  Stadtbürgerschaft,  und  zugleich  war  sie  ge* 
geiiiiber  einem  äussern  Gebiete  als  Landesherr  zu  betrach* 
ten.  Diese  Doppelstellung  trat  indessen  äusserlich  keines- 
wegs so  hervor,  dass  die  Bürgerschaft  sich  derselben  jeder- 
zeit deutlich  bewusst  war.  Vielmehr  wurden  die  Angele- 
genheiten der  Stadt  als  solcher  und  der  Stadt  als  Landes- 
herrn durchgängig  (mit  geringen  Ausnahmen)  von  densel- 
ben Personen  besorgt , ohne  dass  man  einen  Unterschied 
bemerkte , je  nachdem  sie  in  der  einen  oder  in  der  andern 
Stellung  bandelten.  Es  kann  daher  die  Doppelstellung  selbst 
auch  nur  insofern  erkannt  werden,  als  mau  Rücksicht  nimmt 
a)  auf  die  früheren  Verhältnisse,  nach  welchen  die  Stadt 
ursprünglich  lediglich  Stadt  gewesen  war,  und  erst  in  der 
Folge  Landeshoheit,  als  etwas  hinzukommendes  Neues,  er- 
warb; b)  auf  die  gleichzeitigen  Verhältnisse  anderer  Städte 
und  Gemeinden  auch  des  Kantons  Zürich,  welche  nur  die 
eine  corporative  Stellung  hatten;  c)  auf  die  spätem  Ver- 
hältnisse der  Stadt  Zürich  , inwiefern  eine  Trennung  jener 
zwiefachen  Stellung  vor  sich  ging , die  Stadt  in  die  Stel- 
lung einer  Commune  zurück  trat  und  die  Landeshoheit  auf 
den  gesammten  Kanton  überging. 

Diese  Doppelstellung  war  nun  auch  von  Einfluss  auf 
das  Vermögen  der  Stadt  Zürich.  Dieses  Vermögen 
nämlich  bildete  — abgesehen  von  besonderen  Stiftungen  und 
einzelnen  Ausnahmen  — Eine  Masse,  ohne  dass  in  demsel- 
ben unterschieden  wurde,  ob  es  der  Stadt  als  blosser  Com- 
mune oder  als  Landesherrn  zugehöre.  Die  Einkünfte,  wel- 
che ihr  in  der  einen  oder  andern  Stellung  zullossen,  kamen 
in  dieselbe  Kasse,  und  eben  so  wurden  die  Ausgaben  hin- 
wieder aus  dem  nämlichen  Vermögen  bestritten,  bezogen 
sie  sich  auf  die  Interessen  der  Stadt  oder  die  Bedürfnisse 
der  Landesregierung. 
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da  t i ons- K o m missi  on,  nieder,  und  gab  ibr  den  Auf- 
trag, die  helvetische  Nationalschuld  zu  liquidiren,  den  Städ- 
ten (d.  h.  den  vormals  souveränen  Städten)  ein  verhältniss- 
massiges  Einkommen  zu  verschaffen  und  ein  städtisches  geson- 
dertes Vermögen  wieder  zu  errichten,  endlich  das  übrige  Ver- 
mögen dein  Kantone  als  Kantonal-Verinögen  zuzuweisen n). 

Diesen  Aulträgen  willfahrend  erliess  die  Liquidations- 
Kommission  am  1.  September  1803  auch  eine  Liquidations- 
Urkunde  für  die  Stadt  Zürich,  und  wies  derselben  an  der' 
gemeinen  Verinögensmasse  ein  eigentümlich  städtisches 
Vermögen  zu.  Das  ganze  übrige,  früherhin  gemeine  Ver- 
mögen wurde  sodann  Kantonalgut  des  Kantons  Zürich. 

Diese  Ausscheidung  und  Theilung  zwischen  Kanton  und 
Stadt  in  das  Vermögen  der  vormaligeu  souveränen  Stadt 
Zürich  muss  nun  aber  aus  einem  ganz  andern  Gesichts- 
punkte aufgefasst  werden,  als  die  Theilung,  welche  durch 
das  helvetische  Gesetz  von  1799  angeordnet,  aber  nicht 
vollzogen  worden  war.  Während  dieses  nämlich  die  ver- 
schiedenen Bestandtheile,  den  staatlichen  und  den  städtischen, 
nach  Rech  ts  grundsä  tz  e n zu  sondern  gebot,  so  hielt 
sich  dagegen  Napoleon  keineswegs  an  den  rechtlichen  Ge- 
sichtspunkt, sondern  ordnete  die  Theilung  an  nach  Gründen 
äusserer  Zweckmässigkeit  und  des  Bedürfnisses. 
Und  in  dem  nämlichen  Sinne  vollzog  denn  auch  die  Liqui- 
dations-Kommission die  Theilung  “). 

|.  5.  Die  Bundesverfassung  der  Mediation. 

Auf  kantonaler  Grundlage  erhob  sich  nun  die  beschränkte 
Bundesgewalt  ganz  im  Geiste  des  Föderalismus,  den 
Napoleon  allein  für  die  Schweiz  gemäss  hielt.  Die  neun- 
zehn Kantone  gewährleisten  sich  gegenseitig  ihre  Verfas- 


22)  Vergl.  darüber  Gutachten  der  Juristen  - Faculfät  in  Tübingen  Uber 
das  Burger fi. t von  Bern  f.  8.  nod  Gutachten  der  Jnriaten  - Facullat  xn  Zürich 
in  derselben  Sache  4. 

23)  Vergl.  Rechlsgntacbten  Uber  die  Bannansscheidnng  für  die  Stadl  Zü- 
rich. 1838. 
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unter  lieh  als  Sitz  der  Bundesregierung,  nämlich:  Frey- 
burg, Bern,  Solothurn,  Basel,  Zürich  und  Lu- 
zern. Sie  sollen  der  Bundesgewalt  einige  Kraft  geben.  Der 
Schultheiss  oder  Bürgermeister  des  jeweiligen  Direktorial- 
Kantons  ist  zugleich  Landammann  der  Schweiz  und 
in  dieser  Eigenschaft  Repräsentant  der  Schweiz  gegenüber 
den  fremden  Gesandten,  und  Präsident  der  Tagsatzung.  Er 
hat  die  Vollziehungsgcwalt  im  Namen  des  Bundes  auszu- 
üben. Seine  Befugnisse  sind  nicht  scharf  begränzt ; doch 
konnten  sic,  wenn  ein  starker  Charakter  die  Stelle  beklei- 
dete, ziemlich  weit  reichen.  Kraft  gab  ihm  besonders  das 
Ansehen  des  Kaisers,  wo  er  sich  an  dessen  Macht  anleh- 
nen  konnte  und  wollte. 

Von  bedeutendem  Einflüsse  noch  sind  die  Stellen  der 
hohem  Kanzlcibcamtcten,  des  eidgenössischen  Kanzlers 
und  Staats  Schreibers.  Beide  werden  zwar  nur  je  auf 
zwei  Jahre  gewählt,  aber  da  sie  wieder  bestätigt  werden 
können  in  ihrer  Stellung,  so  haben  diese  Acmter  eine  fak- 
tische Neigung  zur  Dauer.  Während  nun  die  Direktorial- 
Kantone  jährlich  wechseln  und  die  Landammänner  mit  ihnen, 
so  sind  sie  die  einzigen  Personen,  welche  fortwährend  mit 
alten  eidgenössischen  Geschäften  vertraut  bleiben  und  einen 
sichern  GeschäftsiiberbHck  haben. 


9.  6.  Die  Zürcherische  Staatsverfassung  vom 
Jahre  1814. 

Die  Mediationsverfassung  konnte  sich  in  ihrer  formellen 
Geltung  nicht  erhalten,  als  die  Macht  ihres  Schöpfers  und 
Beschützers  gebrochen  war.  Sie  war  ein  einseitiges  fran- 
zösisches Werk.  Europa,  das  Frankreich  bekriegte,  konnte 
es  nicht  dulden , dass  der  französische  Einfluss  in  der  neu- 
tralen Schweiz  durch  die  von  Frankreich  gegebene  Ver- 
fassung auf  bleibende  Herrschaft  Anspruch  mache.  Die  in- 
zwischen niedergedrückten  Ansprüche  der  Vorzeit  regten 
sich  überall  wieder  und  fanden  in  der  geistigen  Beweguug 
der  Zeit  einige  Unterstützung.  Eine  sehr  starke  Partei  in 
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Bürgerrecht  innerhalb  der  Zunft.  Ausgeschlossen  blieben 
indessen  noch  die,  welche  „in  Kost  und  Lohn"  eine»  an- 
dern standen. 

Die  politisehe  und  bürgerliche  Rechtsgleiich- 
heit,  soweit  nicht  die  Verfassung  selbst  Ausnahmen  fest- 
stellte, wurde  ausdrücklich  anerkannt. 

■'s  Der  Grosse  Rath  von  212  Mitgliedern  „ist  die  höchste  ’ 
Gewalt.”  In  seiner  Komposition  nun  suchte  die  Stadt  wie- 
der ein  Uebergewioht  zu.  erhalten.  Die  Stellen,  werden  fol- 
gender Massen  besetzt : 

26  Mitglieder  werden  von  den  13  Zünften  der  Stadt 
6 „ n w Winterthur 

51  „ „ „ den  übr.  51  Landzünften  erwählt. 

Zu  diesen  82  direkte  gewählten  Mitgliedern  kommen 
nun  noch  130  indirekte durch  den  Grossen  Rätb  selbst 
gewählte  Mitglieder.  Zu  diesem  Behuf  wird  ein  Vorschlags- 
kollegium von  5 Gliedern  des  Kleinen  und  10  Gliedern 
des  Grossen  Ratlies  gebildet  , welches  je  für  5 vakante  Stel- 
len einen  Gesamintrorscblag  von  15  Kandidaten  macht. 
Aus  diesen  15  Kandidaten  werden  dann  durch  geheimes 
absolutes.  Stimmenmehr  5 Mitglieder  des  Grossen  Rathes 
von  diesem  bezeichnet.  Biner  von:  den  fünf  soll  ein 
Landbürger  sein:  eine  Verfassungsbestimmung,  wel- 
che dann  io  der.  Praxis  so  ausgelegt  wurde,  als  ob  es 
hiesse:  vier  von  den  fünf  sollen  Stadtbürger  sein.  Zur 
Wählbarkeit  ist : erforderlich : Antritt  des  dreissigsten  Alters- 
jahres und  ein  Vermögen  von  wenigstens  10,000  Schwei- 
zerfranken. Die  Amtszeit  dauert  sechs  Jahre,  die  austre- 
tenden  Mitglieder  sind  aber  immer  wieder  wählbar.  Nur 
die  Mitglieder  des  Regierungsrathes  und  Obergerichtes  fal- 
len als  Grossräthe  nicht  in  die  Erneuernngswahl. 

Kleiner  Rath  und  Obergericht  blieben  im  We- 
sentlichen unverändert,'  jener  an  der  Spitze  der  gesainmteu 
Verwaltung,  dieses,  als  höchster  Gerichtshof.  Auch  die 
Stellung  der  Bürgermeister: verblieb  dieselbe.  Aber  au* 
der  Mitte  des  Kleinen  Rathes  erhob  sich  für  alle  diplo- 
matischen Geschäfte  ein  Staatsrat h-, . worin  die  beiden 
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5.  7.  Die  Bundesverfassung  vom  Jahre  1815. 

Die  Vereinbarung  über  eine  neue  Bundesverfassung  war 
ein  äusscrst  schwieriges  Werk.  Die  Eidgenossenschaft  war 
in  zwei  Richtungen  gespaltet.  Die  einen  Kantone  wollten 
zuerst  den  ursprünglichen  Zustand  hcrstellen.  Bern  war 
an  ihrer  Spitze,  und  eine  besondere  Versammlung  von  acht 
alten  Orten  zu  Luzern  arbeitete  in  diesem  Sinre.  Auf  der 
andern  Seite  stand  Zürich  fest,  mit  den  sämmtlichen  für 
ihre  Existenz  besorgten  neuen  und  einigen  alten  Kantouen. 
Diese  wollten  nur  auf  Grundlage  des  mediationsmassigen 
Zustandes  unterhandeln.  Die  Machte,  von  eiuein  hohem 
europäischen  Gesichtspunkte  ausgehend  und  über  den  Par* 
teien  stehend,  machten  ihren  Einfluss  mehr  im  Sinne  der 
seitherigen  historischen  Entwicklung  geltend,  und  Hessen 
die  Plane  für  Herstellung  untergegangener  Zustände  nicht 
aufkoinmen  26).  Ohne  sie  und  die  niithigenden  europäischen 
Verhältnisse  wäre  der  Bund  entweder  überall  nicht  zu 
Stande  gekommen  oder  noch  schlechter  geworden.  Im  All- 
gemeinen ist  das  Urtheil  darüber  richtig,  die  Bundesgewalt 
in  ibtn  sei  stärker  als  die  der  alten  Bünde,  und  schwächer 
als  die  der  Mediation.  Die  ganze  Zeitrichtung  in  der 
Schweiz  ging  damals  auf  Feststellung  der  kantonalen 
Interessen,  selbst  in  den  neuen  Kantonen.  Wie  hätte 
man  unter  solchen  Voraussetzungen  an  Verstärkung  der 
Centralgewalt  denken  können? 

Auf  der  Tagsatzung  bat  jetzt  jeder  der  XXII  Kan- 
tone nur  Eine  Stimme,  der  grösste  wie  der  kleinste.  Die 
Gesandten  stimmen  wie  früher  nach  der  Instruktion  der 
Stände.  An  die  Stelle  der  sechs  Direktorial -Kantone  tre- 
ten nun  die  Vororte  Zürich,  Bern  und  Luzern, 
je  zwei  Jahre  nach  einander  die  Leitung  der  Bundesange- 


26)  Vergl.  darUber  meinen  Anfsatz  : Der  Schweizer.  Bond  vom  7.  Aug. 
1915  in  L.  Ranke**  polit.  Zeitsch.  B.  II.  S.  128.  ff.  und  besonders  Mu- 
ralt’s  Reinhard,  der  viele  neue  Aufschlüsse  Uber  diese  Verhältnisse 
ertbeilt. 
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$.  8.  Die  Stsatsverfassung  des  Kantons  Zürich 
vom  Jahr  1831. 

Ohne  die  französische  und  belgische  Revolution  wäre 
es  bei  uns  nicht  zu  einer  Umwälzung  gekommen.  Die  Uebel- 
stände  waren  lange  nicht  gross  genug,  um  von  sich  aus  zu 
gewaltsamer  Umänderung  zu  stimmen.  Und  die  Möglich* 
keit  durch  Reformen  alln.älig  die  nöthigen  Veränderun- 
gen einzuführen,  war  bereits  erprobt.  Aber  die  Vorgänge 
in  Frankreich  und  Belgien  hatten  ihre  Machwirkungen  auch 
in  der  Schweiz. 

Am  meisten  Stoff  zur  Unzufriedenheit  enthielt  das  Ver- 
hältniss  zwischen  Stadt  und  Landschaft  in  sich.  Die  ver- 
bältnissmässig  zu  überwiegende  Repräsentation  der  Stadt- 
bürger im  Grossen  Rathe  nach  der  Verfassung  vob  1814 , 
die  Bevorzugung  derselben  auch  für  andere  Staatsstelleo 
stimmte  nicht  zusammen  mit  den  erhöhten  Kräften  und  der 
stets  wachsenden  Bedeutung  der  Landschaft. 

Ln  der  Stadt  selbst  bildete  sich  von  den  Bürgern  aus 
eine  Opposition  gegen  die  grundsatzlose  Behandlung  der 
Geschäfte  von  Seite  der  Regierung.  Diese  verlor  einige 
der  kräftigsten  Mitglieder  durch  Tod  und  Unglück,  und  die 
Kräfte  der  Zurückbleibenden  nahmen  ab,  verglichen  mit  den 
Kräften  der  heranwachsenden  Generation. 

Diese  Elemente  wirkten  besonders  ein , als  erst  durch  die 
Presse,  dann  durch  Verbindungen  von  Grossräthen,  zuletzt 
durch  die  entscheidende  grosse  Volksversammlung  zu  Uster 
am  22.  Nov.  1830  Uber  die  bisherige  Verfassung  der  Stab 
gebrochen  wurde.  Der  Grosse  Rath  wich  der  Bewegung, 
entsprach  den  Begehren  und  dankte  ab,  um  durch  einen  neu 
zu  zwei  Drittbeilen  aus  der  Landschaft  und  einem  Drittheil 
aus  der  Stadt  gewählten  Grossen  Rath  die  neue  Staatsver- 
tassung  bearbeiten  zu  lassen. 

In  inehrern  Beziehungen  unterscheidet  sich  diese  Ver- 
fassung sehr  von  den  frühem  der  Mediation  und  Restaura- 
tion. nicht  bloss  dem  Inhalte,  sondern  auch  der  Form  nach. 

Man  sieht  deutlich,  dass  Männer  von  wissenschaftlicher 
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Nach  der  Verfassung  von  1331  wurde  der  Grosse  Rath 
folgender  Massen  zusammengesetzt: 
liO  Mitglieder  wurden  von  den  13  Stadtzünflten  gewählt 


5 

V H 

» 

Winterthur 

51 

»»  » 

n 

den  übrigen  51  Landzünften  aus 
ihrer  Mitte 

52 

»»  n 

n 

den  52  Landzünften  nach  freier 
Auswahl  in  oder  ausser  ihrer 
Mitte,  jedoch  nur  aus  Landbür- 
gern 

11 

»>  w 

» 

10  grossem  Landzünften  aus  den 
zünftigen  Landbürgern 

33 

212  Mitglieder. 

vom 

Grossen  Rathe  selbst  11  aus  der 
Stadt  und  22  von  der  Landschaft. 

Die  Amtszeit  der  Mitglieder  des  Grossen  Rathes  ist  auf 
vier  Jahre  gesetzt  mit  Wiederwählbarkeit. 

Durch  ein  Verfassungsgesetz  vom  19.  Christmonat  1837 
wurde  sodann  die  Repräsentation  im  Grossen  Rathe  ganz 
nach  dem  Princip  der  Kopfzahl  geregelt,  ohne  Unter- 
schied zwischen  Stadt  und  Land , und  die  Zahl  der  indirek- 
ten Wahlen  beschränkt. 

Der  ganze  Kanton,  die  Hauptstadt  inbegriffen,  wurde 
in  öl  Kreisversammlungen,  statt  der  bisherigen  Zünfte , ge- 
tlieilt.  Jede  Kreisversammlung  hat  nun  auf  eine  Bevölke- 
rung von  1200  Seelen  Ein  Mitglied  des  Grossen  Rathes  aus 
allen  wahlfähigen  Kantonsbürgern  zu  ernennen,  der  Grosse 
Rath  selbst  je  auf  20,000  Seelen  Ein  Mitglied.  Nach  der 
Volkszählung  von  1S36  besteht  der  Grosse  Rath  aus  192 
directc  und  12  indirecte  gewählten  Mitgliedern.  Je  zu  vier 
Jahren  um  tritt  dieser  ganze  Grosse  Rath  auf  einmal  aus. 
Vorher  schon  waren  die  Wahlzünfte  der  Landschaft  nur 
eine  örtliche  Abtheilung,  ohne  Verbindung  der  Zunftgenos- 
sen unter  sich  zu  einer  politischen  Person.  Die  neueste 
Verfassung  trieb  nun  die  nach  mathematischen  Regeln 
geordnete  Bestellung  der  Repräsentation  auf  die  Spitze,  so 
dass  alle  Rücksichten  auf  besondere  Interessen,  orga- 
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lungen  sind  öffentlich.  Die  Mitglieder  stimmen  nicht  nach 
Instruktionen,  sondern  nach  freier  Ueberzeugung. 

Die  oberste  Verwaltungsbehörde  4«»  Kanton»  ist  ein 
\ RcgTTrungsratlt  von  19  Mitgliedern,  je  auf  eine  Amts- 
I dauer  voirseehs  Jahren  gewählt,  mit  drittelweiser  Erneue- 
| rung  zu  zwei  Jahren  um.  An  seiner  Spitze  stehen  zwei 
Bürgermeister,  jeder  ein  Jahr  lang  den  Vorsitz  im  Re- 
gierungsrathe  einnehmend.  Der  S t aa tsa n wa  1 1 verfolgt  die 
Verbrecher  von  Amts  wegen  im  Namen  des  Staates  vor  den 
Gerichten  und  sorgt  für  die  Vollziehung  des  Strafurtheils. 

Die  oberste  Gerichtsbehörde  des  Kantons  ist  ein  Ober- 
gericht von  11  Mitgliedern,  je  auf  sechs  Jahre  gewählt, 
mit  drittelweiser  Erneuerung.  Zwei  Präsidenten,  aus 
dem  Gerichte  von  dem  Grossen  Rathe  bezeichnet,  wechseln 
alljährlich  im  Vorsitz. 

Für  Conflicte  zwischen  der  richterlichen  und  der  voll- 
ziehenden Gewalt  entscheidet  eine  für  jeden  einzelnen  Fall 
zu  bildende  Commission. 

Als  erste  Instanz  für  Criminalfallc  besteht  ein  Crimi- 
nalgericht,  von  fünf  wieder  auf  je  sechs  Jahre  erwähl- 
ten Richtern. 

Der  Kanton  ist  in  eilf  Bezirke  getheilt,  wie  nach  der 
frühem  Verfassung.  Aber  auch  hier  sind  nun  die  richterliche 
und  vollziehende  Gewalt  scharf  getrennt.  Diese  steht  einem 
Statthalter  zu,  entweder  ausschliesslich  oder  in  Verbin- 
dung mit  zwei  bis  vier  Bezirksräthen.  Der  Statthalter 
wird  von  dem  Regierungsrathe  auf  sechs  Jahre  gewählt  aus 
einem  Dreicrvorschlage  jeder  Bezirksversammlung,  welche 
hinwieder  aus  200  Wahlmannern  des  Bezirkes  besteht.  Die 
Bezirksräthe  werden  von  dieser  allein  gewählt.  Der  Be- 
zirksrath tritt  an  die  Stelle  des  frühem  Oberwaisenamtes, 
und  ist  erste  Instanz  in  Verwaltungsstreitigkeiten.  Die  eigent- 
liche Vollziehung  steht  dem  Statthalter  allein  zu. 

In  jedem  Bezirke  besteht  ein  Bezirksgericht  von  fünf 
bis  sieben  Richtern,  den  Präsidenten  inbegriffen,  ebenfalls 
von  der  ßezirksversammlung  je  auf  sechs  Jahre  gewählt. 
Das  Ehegericht  ist  aufgehoben  und  die  Ehesachen  und 
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diationszeit.  Langsam  schritt  die  Gesetzgebung  vorwärts 
während  der  Restauration.  Auch  in  dieser  Richtung  ruhte 
man  aus  von  frühem  Anstrengungen.  Neuen  Schwung  er- 
hielt die  gesetzgeberische  Thätigkeit  durch  die  Bewegung 
des  Jahres  1S30.  Mit  ungemeinem  Fleisse  und  allerdings 
auch  mit  grösserer  Geschicklichkeit  wurden  fast  alle  Rich- 
tungen des  Staatslebens  gesetzgeberisch  bearbeitet.  Zu  grosse 
Eilfertigkeit  im  Schaden  und  Aendern  und.  öfter  auch  Ein- 
seitigkeit in  der  Richtung  lässt  sich  indessen  nicht  in  Ab- 
rede stellen. 

Das  Privatrecht  selbst  wurde  indessen  nur  wenig  und 
nur  theilweise  durch  die  Gesetzgebung  fortgebildet.  Noch 
immer  bilden  das  Stadt-  und  Landrecht  und  das  Zürche- 
rische Erbrecht  sammt  den  Modifikationen  der  Statuten  die 
Grundlage  der  privatrechtlichen  Gesetzgebung.  Zu  einer 
Revision  derselben  sind  indessen  schon  seit  langer  Zeit  Auf- 
träge ertheilt,  und  nach  wenigen  Jahren  werden  wir  wohl 
ein  umgearbeitetes,  der  seitherigen  Rechtsentwicklung  mehr 
angepasstes  bürgerliches  Gesetzbuch  erhalten. 

Das  Gewohnheitsrecht  ist,  zuinal  bei  der  Dürftig- 
keit der  privatrechtlichen  Gesetzgebung,  jedenfalls  eine 
Hauptform  der  Rechtsbildung.  Dazu  kommt  nun  die  J u- 
risprudenz,  die  erst  in  diesem  Jahrhunderte  eine  rechte 
Bedeutung  für  unser  Recht  gewonnen  hat.  Ihre  Geschichte 
ist  mit  der  Geschichte  der  Rechtswissenschaft  in  Deutsch- 
land enge  verbunden.  Auf  deutschen  Universitäten  erhiel- 
ten erst  mehrere  junge  Züricher  eine  gelehrte  juristische 
Bildung.  Meistens  der  historischen  Richtung  zugethan, 
kehrten  sie  nach  Hause  zurück,  mit  dein  Vorsatze,  das  ein- 
heimische Recht  in  seiner  Eigentümlichkeit  wie  im  Zusam- 
menhänge mit  der  allgemeinen  Rechtsbildung  zu  bearbeiten. 

Vor  ihnen  lag  und  liegt  noch  ein  sehr  weites  Feld  der 
Thätigkeit.  Der  Mangel  einer  ausführlichen  Gesetzgebung 
macht  das  Studium  des  einheimischen  Rechtes  schwieriger, 
aber  auf  der  andern  Seite  bedeutender  und  schöpferischer. 
Man  wird  genöthiget,  auf  die  Sitten,  die  Erscheinungen  des 
Verkehres  zu  merken,  und  die  leitenden  Grundsätze  heraus 
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li.  T.  Meis«.  Du  Pfandrecht  und  der  Pfand-  oder  BetTei- 
bnngs  - Proneu  des  Kantons  Zürich.  Zürich  1821. 

Dr.  Pestalutz.  Abhandlung  über  das  Zürcherische  Wecb- 
selrecht.  Zürich  1827. 

J.  Fnrrer.  Das  Erbrecht  der  Stadt  Winterthur.  Winter- 
thur 1832. 

Einzelne  Abhandlungen  in  der  Monatschronik  der  Zür- 
cherischen Rechtspflege,  bis  jetzt  eilf  Bände,  von 
1833  bis  1838. 

In  den  Gerichten  fing  man  an,  die  Urtheile  sorgfälti- 
ger zu  begründen.  Die  Form  der  Urtheile  änderte  sich, 
und  machte  nun  eine  Sonderung  der  juristischen  Erwägungs- 
griinde  von  den  faktischen  Ergebnissen  nothwendig89).  In 
jenen  wurden  die  Resultate  des  juristischen  Urtheiles  grund- 
sätzlich ausgesprochen,  und  so  die  Theorie  erweitert. 

Der  Stand  der  Advokaten  wurde  durch  strengerePrü- 
fung  der  Kandidaten  gehoben ; auch  in  ihm  regten  sich  wis- 
senschaftlichere Tendenzen.  Die  juristische  Fakultät  der 
Hochschule  und  einzelne  Privatgelehrte  wirkten  in  ähnli- 
chem Sinne  durch  Ausarbeitungen  von  Rechtsgutachten 
in  streitigen  Fällen. 

Die  Gesetzgebung  spürte  diesen  Einfluss  ebenfalls, 
nicht  bloss  in  dem  Inhalte,  sondern  namentlich  in  der  Form, 
in  welcher  die  Gesetze  abgefasst  wurden.  Es  ist  unlä'ug- 
bar,  dass  die  Gesetze  seit  dem  Jahre  1831  weit  besser  redi- 
girt  sind  als  die  frühem:  und  eben  so  gewiss,  dass  daran 
die  Juristen  keinen  unwesentlichen  Antheil  haben. 

Auf  der  andern  Seite  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass 
diese  ganze  neuere  juristische  Richtung  auch  wieder  ihre 
eigenthümlichen  Gefahren  und  Gebrechen  hat.  Dieselben 
näher  zu  schildern,  würde  mich  nöthigen,  tiefer  auf  die 
politischen  Bestrebungen  und  Parteiungen  der  Gegenwart 
einzugehen,  als  es  dem  Zwecke  dieses  Buches  gemäss  ist. 
Diese  Gefahren  werden  äber  am  besten  vermieden,  je  we- 
niger die  Jurisprudenz  sich  anmasst,  auch  das  fremde  Ge- 


29)  Die  Monatscbronik  ist  vornämlich  der  Miltheilung  solcher  reihet!« 
gewidmet. 
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Vgl.  S.  8S.)  Durch  Gesetz  vom  31.  Jänner  1801  (Tag- 
blatt V.  S.  220.)  wurde  die  Loskäuflichkeit  aller 
Grund-  und  Bodeuzinse  näher  ausgeführt;  durch  Ge- 
setz vom  9.  Brachmonat  1801  auch  die  Loskäuflich- 
keil  der  Zehenten  näher  regulirt.  Vgl.  noch  Tagbl.  VI. 
S.  55  u.  268. 

5)  Abschaffung  der  Zugrechte  (Retract)  durch  Ge- 
setz vom  31.  Aug.  1798  (Tagbl.  I.  S.  367.);  vom  21.  Brach- 
monat 1800  (Tagbl.  IV.  S.  89.)  und  vom  31.  Aug.  1798. 
(Tagbl.  V.  S.  463.) 

6)  Besonders  zahlreiche  Gesetze  beschäftigen  sich  mit  den 
Verhältnissen  der  Gemeinden.  Das  Bürgerrecht  in 
einer  Gemeinde  sollte  auf  den  Genuss  der  eigentlichen 
Gemeinde-  und  Armengüter  beschränkt  werden,  und  ein 
helvetisches  Staatsbürgerrecht  in  allen  übrigen  Be- 
ziehungen an  seine  Stelle  treten.  Gesetz  vom  13.  Hornung 
1799.  (Tagbl.  II.  S.  309.  Vgl.  V.  507.)  In  der  General- 
versammlung haben  daher  alle  Staatsbürger  Stimme.  Sie 
ernennen  die  Municipalität  als  politische  Gemeinde- 
behörde. Die  Antheilhaber  des  Gemeindegutes  dagegen  be- 
stellen eine  Verwaltungskammer  für  dessen  Besorgung, 
Gesetz  vom  13.  Wintermonat  1798  (Tagbl.  II.  S.  95)  und 
vom  15.  Hornung  1799.  (Tagbl.  II.  S.  326.  ff.)  Vgl.  Ge- 
setz vom  6.  Weinmonat  1800.  (Tagbl.  V.  S.  54.)  In  die- 
ser Weise  wurde  die  alte  Gemeindeverfassung  völlig  um- 
geändert und  zumal  das  persönliche  staatsbürgerliche  Prin- 
cip  durchgeführt,  zugleich  aber  das  Eigenthum  der  alten 
Bürgerschaften  anerkannt.  Aber  indem  man  einer  abstrac- 
ten  Theorie  folgte,  und  die  historischen  Verhältnisse  der 
Bürgergemeinden  ausser  Acht  Hess , so  wurde  ein  lebendi- 
ger Organismus  mit  Zerstörung  bedroht,  und  Stoff  zu  fort- 
währender Zwietracht  in  die  Gemeinden  hinein  geworfen. 

7)  Das  Gesetz  über  Sonderung  der  National-  und 
Gemeindeguter  vom  3.  April  1799  (Tagbl.  II.  S.  484.) 
bezieht  sich  hauptsächlich  auf  die  vormals  souveränen  Haupt- 
städte, deren  Vermögen  theilweise  als  Nationalgut,  theil- 
weise  als  Gemeindegut  betrachtet  ward. 
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8)  Gesetz  über  Nutzung  der  Gemeindegiiter  vom 

4.  Mai  1799  (Tagbl.  II.  S.  622.)  und  über  Theilung  der 
Gemeindegüter  (Gerecbtigkeitsgüter)  v.  lS.Christ- 
inonat  1798  (Tagbl.  V.  S.  179.),  wodurch  diese  Theilung  un- 
ter die  Controlle  der  gesetzgebenden  Behörden  gestellt  wird. 

9)  Gesetze  über  Niederlassung  von  Fremden 
vom  29.  Weinmonat  1793  (Tagbl.  II.  S.  55.)  und  vom 

24.  Wintermonet  1800.  (Tagbl.  V.  S.  123.) 

10)  Abschaffung  der  Abzugsrechte  im  Innern  der 
Schweiz  und  gegen  fremde  Staaten,  in  denen  Gegenrecht 
gilt.  Gesetz  vom  12.  Brachmonat  1798  (Tagbl.  I.  S.  154.) 
und  vom  9.  Weinmonat  1800.  (Tagbl.  V.  S.  60.) 

11)  Gesetze  über  Handels-  und  Ge werbsfreiheit 
vom  19.  Weinmonat  1798  (Tagbl.  II.  S.  32.),  vom  3.  Mai 
1800  (Tagbl.  IV.  S.  21.),  vom  11.  Heumonat  1800  (Tag- 
blatt IV.  S.  137.)  und  vom  20.  Wintermonat  1800.  (Tag- 
blatt V.  S.  110.) 

12)  Gesetz  über  das  Recht,  auf  eigenem  Boden  nach 
Belieben  zu  bauen,  insofern  nicht  die  Rechte  des  Nach- 
bars oder  die  Polizeigesetze  dadurch  verletzt  werden,  vom 
13.  Christmonat  1798.  (Tagblatt  II.  S.  180.) 

13)  Gesetz  über  die  Loskäuflichkeit  der  Weideser- 
vitut vom  4.  April  1800  (Tagbl.  III.  S.  584.)  und  vom 

25.  Herbstmonat  1800.  (Tagbl.  V.  S.  49.) 

14)  Gesetz  über  den  Rechtszustand  unehelicher  Kin- 
der, vom  28.  Christmonat  1798  (Tagbl.  II.  S.  215.)  und 
vom  4.  Heumonat  1801.  (Tagbl.  V.  S.  451.)  Ein  neues 
Intestaterbrecht  zu  Gunsten  der  unehelichen  Kinder  wurde 
durch  diese  Gesetze  nicht  eingefiihrt,  wohl  aber  dieselben 
für  fähig  erklärt , wie  andere  Personen  durch  Testament 
bedacht  zu  werden. 

15)  Gesetz  über  die  Vermögensverwaltung  ftir 
Bevormundete,  vom  24.  Heumonat  1798  (Tagblatt  I. 

5.  251.),  wodurch  den  Bii  r ge rgemeinden  das  Vor- 
mundschaftswesen übertragen  wurde. 

16)  Gesetz  vom  23.  Weinmonat  1800  (Tagbl.  V.  S.  79.), 
wodurch  ausländische  Creditoren  in  Concursfällen 
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mit  einheimischen  Creditoren  auf  gleiche  Linie  gestellt  wer- 
den und  gleiche  Rechte  erhalten. 

$.  11.  Die  Gesetzgebung  der  Mediationszeit. 

Die  hergehörigen  Gesetze  finden  sich  in  der  offiziel- 
len Sammlung  der  von  dem  Grossen  Rathe  des 
Kantons  Zürich  gegebenen  Gesetze  und  Verord- 
nungen und  der  von  dem  Kleinen  Rathe  ernann- 
ten allgemeinen  Landes-  und  Polizei-Verordnun- 
gen. 6 Bde.  Zürich  1804  — 1814. 

Wenn  wir  auch  hier  von  den  Gesetzen  absehen , welche 
den  politischen  Staatsorganismus  vornämlich  im  Auge  ha- 
ben, so  verdienen  Erwähnung: 

1)  Das  Gesetz  vom  16.  Chrislmonat  1803  über  einzelne 
Theile  des  Kriminalprozesses.  (Mediations  - Sammlung  l. 
S.  164.) 

Das  Gesetz  vom  28.  Mai  1S03,  betreffend  die  Orga- 
nisation der  Gemeindsräthe  (Mediations- Sammlung  I. 
S.  49.),  nnd  vom  21.  December  1804,  über  deren  Befug- 
nisse. (Med.  Samml.  II.  S.  181.)  Durch  diese  Gesetze 
ward  wieder  Einheit  in  die  Gemeindsverwaltung  gebracht, 
und  die  MunicipaJitäten  und  Verwaltungskammern  der  Revo- 
lutionszeit durch  Eine  Behörde  besetzt.  Die  Gemeindsver- 
Sammlungen,  welche  die  Gemeindrätbe  wählen,  bestehen 
zunächst  aus  den  eigentlichen  Gemeindsbürgern , dann  aber 
auch  den  Niedergelassenen  in  der  Gemeinde,  insofern  sie 
Grundeigenthum  besitzen  und  einen  unabhängigen  Beruf 
ausiiben.  Die  einzelnen  Gemeindrätbe,  welche  nicht  zu- 
gleich Bürger  der  Gemeinde  sind,  haben  keine  Stimme  bei 
Berathung  Uber  Angelegenheiten  des  Gcmeindegutes , das 
ausschliesslich  dtr  Bürgerschaft  zugehört. 

3)  Gesetz  vom  22.  Mai  1806  über  dis  Beaufsichtigung 
und  Rechnuagsabnahme  der  Kirchen-,  Annen-  und 
Schulgüter  der  Gemeinden.  (Med.Samml.  111.  S.  132.) 

4)  Notariatsordnung  vom  17.Dee.  1804.  (M.  S,  II. 
S.  201.) 
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5)  Gesetze  Uber  den  Loskauf  von  Zehenten  und 
Grundzinsen  vom  1.  Juni  1803  (M.  S.  I.  S.  90.),  vom 
30.  Deceinher  1803  (M.  S.  I.  S.  261.),  vom  22.  Decem- 
ber  1803  (M.  S.  I.  S.  269.),  vom  23.  December  1803 
(M»  S.  I.  S.  272.),  vom  22.  December  1803  ( M,  S.  I. 
S.  273.),  vom  25.  Mai  1804  (M.  S.  II.  S.  19.),  vom 
19.  December  1811  (M.  S.  V.  S.  125.),  und  vom  23.  Mai 
1812.  (M.  S.  V.  S.  237.)  Der  kleine  Zehnten  blieb  ab- 
geschafft , der  grosse  Zehnten  und  alle  Grund-  und  Bo- 
denzinse von  Seite  des  Eigentümers  des  belasteten  Grund- 
stückes loskäuflich. 

6)  Reglement  Uber  das  Forstwesen  vom  2.  Februar 
1804  (M.  S.  II.  S.  75.),  und  Forstordnung  vom  14.  Mai 
1807.  (M.  S.  HI.  S.  256.) 

7)  Rathsverordnung  vom  16.  Juli  1805  über  die  Pfand- 
bUcber.  (M.  S.  III.  S.  108.) 

8)  Gesetz  vom  18.  Christmonat  1805  Uber  den  Berg- 
bau. (M.  S.  III.  S.  99.)  Die  Regalität  des  Staates  wird 
sehr  weit  ausgedehnt,  und  alle  Metalle  im  Schoose  der  Erde, 
brennbare  Mineralien  und  Salze  werden  für  Staatseigenthum 
erklärt.  Sie  dürfen  nicht  ohne  Belehnung  der  Regierung 
abgebaut  werden.  An  den  Staat  fallt  dann  ein  Zehntheil 
der  Ausbeute. 

9)  Matrimonialgesetz  vom  19.  Dec.  1804  (M.  S.  II. 
S.  231.  ff.),  und  erneuert  am  25.  Mai  1811.  (M.  S.  V. 
S.  3.  ff.)  Dieses  sehr  ausführliche  Gesetz  behandelt  die 
Verhältnisse  der  Ehe,  ihre  Eingehung,  Wirkungen,  Auflö- 
sung, den  unehelichen  Beischlaf  und  dessen  Folgen,  die  Ehe- 
gerichtsbarkeit u.  s.  f.  Das  Güterrecht  der  Ehegatten  aber 
ist  nicht  erörtert.  Die  Redaktion  des  Gesetzes  ist  im  Gan- 
zen nicht  glücklich. 

10)  Vormundschaftsgesetz  vom  22.  Dec.  1803. 
(M.  S.  I.  S.  204.  ff.) 

11)  Gesetz  vom  17.  Dec.  1803  Uber  den  Rechtstrieb. 
(M.  S.  I.  S.  193.) 

12)  Wechselordnung  vom  16.  Mai  1805.  (M.  S.  III. 
S.  32.)  nach  Vorgang  der  St.  Galler  Wechselordnung  v.  1784. 
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13)  Sensalen-Ordnung  vom  16.  Juli  1805.  (M.S.III. 
S.  102.) 

14)  Gesetz  vom  22.  Mai  1812  über  die  Errichtung  von 
Leibdingsverträgen.  (M.  S.  V.  S.  221.) 

15)  Gesetz  über  Güterverkäufe  von  Ascendenten 
an  Desccndenten  vom  22.  Mai  1312  (M.  S.  V.  S.  225.), 
und  unter  Ehegatten  vom  16.  Dec.  1812.  (M.  S.  V. 
S.  317.) 


f.  12.  Oie  Gesetzgebung  der  Restaurationszeit. 

Diese  ist  enthalten  in  der  neuen  offiziellen  Samm- 
lung der  Gesetze  und  Verordnungen  des  Standes 
Zürich.  4 Bde.  Zürich  1821  — 1833. 

Hieher  gehören: 

1)  Gesetz,  betreffend  die  Organisation  der  Unter- 
vollziehungsbeamtungen und  der  Gemeinds-  und 
Waisenamtlichen  Behörden,  v.  18.  Cliristmonat  1815. 
(Rcstaurations- Sammlung  I.  S.  133.)  Vgl.  Rathsbeschluss 
vom  16.  Mai  1829.  (Rest.  Samml.  IV.  S.  57.)  Die  Stelle 
des  Gemeindammannes  wurde  vereinigt  mit  der  Stelle 
eines  Gemeindspräsidenten.  Die  Gemeinden  wurden 
wieder  zu  reinen,  aber  auf  das  Princip  der  persönli- 
chen Fähigkeit  (im  Gegensätze  zu  dem  alten  Principe  des 
Grundbesitzes  oder  der  Haushaltung)  errichteten  Bürger- 
gemcinden  mit  Ausschluss  der  Niedergelassenen. 

2)  Die  Forstgesetze  und  F o rst  vero  rdn  ungen 
vom  18.  Brachmonat  1816  (Rest.  Samml.  I.  S.  297.),  vom 
15.  Brachmonat  1822  (R.  S.  II.  S.  433.),  und  vom  5.  Hor- 
nung 183(4.  (R.  S.  IV.  S.  78.) 

3)  Gesetz  über  die  Errichtung  von  Generalobliga- 
tionen durch  Landbürger,  vom  14.  Christmonat  1S16 
(R.  S.  I.  S.  372.),  durch  Stadtbürger  vom  21.  Brach- 
monat 1817.  (R.  S.  II.  S.  9.) 

4)  Das  Gesetz  über  das  Vormu n dsch afts wesen 
vom  18.  Christmonat  1817.  (R.  S.  II.  S.  17.)  Revision 
des  oben  §.  11,  Nr.  10  erwähnten  Gesetzes. 
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glichen  mit  der  alten  Praxis  der  frühem  Jahrhunderte  und 
den  Restiminungen  der  Statute,  hat  dadurch  das  Strafrecht 
einen  viel  ernsteren  und  strengeren  Charakter  erhalten. 
Gemildert  wurden  diese  Harten  indessen  durch  den  ziemlich 
freien  Spielraum , welcher  bei  Bestrafung  der  einzelnen 
Vergehen  noch  immer  dem  richterlichen  Ermessen  offen 
gelassen  wurde. 

3)  Gesetz  über  die  Streitigkeiten  im  Verwal- 
tungsfache, vom  23.  Brachmonat  1831.  (Bd.  I.  S.  239.) 

4)  Organisches  Gesetz  über  das  Gerichtswesen  im 
Allgemeinen  und  die  biirger  li  c h e Rechtspflege 
ins  Besondere,  vom  7.  Brachmonat  1831.  (I.  S.  132.) 

5)  Gesetz  über  Abtretung  von  Privatrechten  aus 
Gründen  des  öffentlichen  Wohles,  vom  23.  Januar  1832 
(I.  S.  404.),  umgearbeitet  durch  Gesetz  vom  21.  Marz 
1832.  (V.  S.  25.) 

6)  Gesetz  Uber  die  Gemeindeverwaltung  vom 
30.  Mai  1831  (I.  S.  92.),  und  über  die  Gcmeindsver- 
sammlungen  von  gleichen  Datum.  (I.  S.  108.)  Vgl.  Ge- 
setz vom  18.  Christmonat  1835  über  die  Civilgemein- 
den.  (IVr  S.  171.)  Nach  diesen  Gesetzen  bestehen  die 
politischen  Gemeinden  fortwährend  aus  den  sämmtlichen 
Gemeindsbürgern.  Die  Gemeindsversainmlung  dieser,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Niedergelassenen,  repräsentirt  den  ganzen 
Ort.  Sie  wählt  den  Gemei  nd  era  t h , der  nun  wieder  ge- 
trennt ist  von  dem  blossen  Vollziehungsbeamteten  in  der  Ge- 
meinde, von  dem  Gemei  ndam  m a nn.  Die  erstinstanzliche 
Vormundschaftspflege  steht  wieder  dem  Gemeinderathe  zu. 

7)  Das  Gesetz  über  die  Verwaltung  der  Gemeinde- 
güter vom  28.  Brachmonat  1838  (V.  S.  45.)  stellt  die 
freie  Verwaltung  der  Gemeindegüter  durch  die  Gemeinden 
als  deren  Eigenthümer  fest,  und  regulirt  die  Oberauf- 
sicht der  Staatsbehörden  über  diese  Verwaltung  in 
dem  Sinne,  dass  diese  Aufsicht  nicht  in  eine  Bevormundung 
der  Gemeinden  ausarte.  Der  Bezirks-  und  Regierungsrath 
haben  namentlich  darüber  zu  wachen,  dass  der  Kapital- 
Bestand  des  Gemeindevermögens  ohne  ausserordentliche 
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die  altern  Beschränkungen  vermindert  oder  ganz  beseitigt. 
Vgl.  oben  Buch  IV.  §.  13.  S.  99. 

13)  Das  Gesetz,  betreffend  die  Anlegung  von  Gü- 
terwegcn,  vom  3.  Heumonat  1835  (IV.  S.  27.),  wodurch 
die  Anlegung  offenerFeldwege  statt  der  frühem  Brach- 
wege in  den  Zeigen  befördert  und  die  einzelnen  Zeigge- 
nossen angebalten  werden,  das  betreffende  Land  hieftir  ge- 
gen Schadenersatz  abzutreten,  sobald  die  Mehrheit  der  Zelg- 
genossen  diess  verlangt. 

14)  Das  Gesetz,  betreffend  das  Forstwesen  vom 
29.  Herbstmonat  1837  (IV.  S.  361.)  enthält  ausführliche 
Bestimmungen  über  Forstpolizei , Bewirtschaftung  der 
Staats-,  Gemeinds-  und  Genossenschafts  - Waldungen , die 
Forstberechtigungen  und  Forstfrevel. 

15)  Gesetz,  betreffend  den  Loskauf,  die  Kapitali- 
sirung  und  die  Umwandlung  des  trockenen  Zehn- 
tens in  jährliche  Geldleistungen  vom  14.  April  1832 
(II.  S.  12.),  des  nassen  Zehntens  vom  29.  Brachmonat 
1832.  (II.  S.  104.)  Vgl.  Gesetz  vom  21.  Weinmonat  1834. 
(IV.  S.  304.) 

16)  Das  Gesetz,  betreffend  den  Loskauf,  die  Kapitalisi- 
rung  und  die  Umwandlung  der  Grund-,  Boden-,  Erb- 
lehen- und  Wasserrechtszinse  io  jährlicheGeld- 
leistungen,  vom  10.  Mai  1832.  (II.  S.  63.) 

17)  Das  Gesetz  über  Ertheilung  von  Wasserrechten 
und  Bestimmung  der  Wasserzinse,  vom  21.  März 
1836.  (IV.  S.  211.) 

18)  Das  Gesetz,  betreffend  die  Schuldbetreibung, 
vom  28.  Brachinonat  1832  (II.  S.  79.),  und  vom  28.  Brach- 
mouat  1832.  (II.  S.  372.) 

19)  Die  Verordnung  des  Obergerichtes  vom  27.  März 
1835,  betreffend  die  Behandlung  von  Concurssachen. 
(IV.  S.  310.) 

20)  Das  Gesetz,  betreffend  die  Sensalen  und  das  Ra- 
gionenwesen,  vom  25.  Herbstmonat  1835.  (IV.  S.  33 
und  38.) 
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Aeltestes  Stadt  recht  von  Winterthur  von  1264. 


Ana  der  pergamentenen  und  besiegelten  Originalurkunde  im  Stadtarchiv  iu 
Winterthur  * 

Ruodolfvs  coines  de  habsburch , vniversis  Christi  fidelibus 
ad  quos  presens  scriptura  pervenerit,  salutem  cuin  notitia  sub- 
scriptoritin.  Gesta  nubilium  et  magnoruin  in  obliuionis  puteo 
proces.su  teinporis  ingerentur,  nisi  per  scripture  medelam  sicut 
a prudentibus  est  previsum  tale  periculum  tolleretur.  Elucescat 
igilur  vniversis  et  singulis  evidentibus , quod  Nos  civibus 
nostre  ville  in  wintirtvr  jura  subscripta  pro  gratia  speciali  te- 
nenda  statuimus  perhenniter  et  seruanda  volentes,  quod  vniuersa 
que  ab  exteriori  vallo  superioris  loci  sev  subvrbii  quod  volgo 
dicitur  vorstat  vsque  ad  Castrum  quondam  super  monte  prope 
eandem  villam  situm  et  a Castro  directe  usque  ad  Ecclesiain 
sancti  Montis  et  ab  Ecclesia  usque  ad  fontein  dictuin  vordebrvu- 
nen  et  in  descensu  ab  eodeui  fonte  usque  ad  aque  transitum 
dictuin  Ouesteg , et  abinde  per  ambituin  pratoruui  et  hortoruui 
usque  in  superioris  predicti  valli  terininum  resupinum  sunt  in- 
clusa  preter  curias  cellerariorum  et  quorundam  aliorum  qui 
dicuntur  hvobarii,  abhinc  inantea  jus  fori  debeant  obtiuere,  cum 
oinni  jure  ville  dicte  wintirtvr  attinendo.  Necnon  suh  eodeiu 
jure  perinanere  debet  quicquid  de  predio  nqstro  pro  censu  de- 
terminato  ab  bominibus  infra  predictas  metas  residentibus  possi- 
delur.  Item  statuimus  quod  super  omnihus  illis  bonis  et  pos- 
sessionibus  quihus  attinet  jus  forense  quod  volgo  dicitur  Marchs- 
reht,  si  forsan  super  eisdem  questio  mota  rel  suborta  fuerit 
aliqualis,  nullus  debet  alias  quam  coram  nobis  uel  nostris  suc- 
cessoribus  qui  villam  predictam  possidebunt , et  coram  eiusdem 
uille  Sculteto  sev  ininistro  qui  tune  fuerit  in  aliorum  ciuiurn 


*)  Man  vergleiche  damit  das  im  ersten  Bande  Beilage  I.  inilgellieilte 
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presentia  starr  juri.  Nec  etiain  in  Scultetuin  sev  Mmistruui 
eiusdem  ville  qui.squain  dehet  eligi  uei  admitti,  nisi  de  coimiitini 
consilio  Ciuiuui  vnus  ex  eis  eligatur , qui  nec  sit  unles  nec  ad 
gradum  debeal  militie  promoveri.  Item  ordinauinius , quod  si 
queinquain  predictorum  civium  dominus  prefate  ciuitatis  impetit 
super  aliquo  for  es  facto  pro  quo  forsan  aput  ipsutn  erit  aliquis 
accusatus  vel  etiaui  infamatus , huius  impetitionis  tenore  in  jam 
dicta  Villa  wintirtvr  coram  ciuibus  et  judicio  denudato,  culpam 
uel  innocentiain  ciuis  accusati  debet  idem  dominus  ibidem  plene 
cognoscere , contentus  quicqnid  super  hoc  ab  eisdem  ciuibus 
fuerit  sententia  publica  didinituin.  Item  nullus  dominus  ratione 
cuiusdam  iuris  quod  in  volgari  dicitnr  val  post  decessum  aliquo- 
ruin  infra  predictas  medas  residentium  bona  uiortuaria  debet 
exigere,  uisi  seruuin  haberct  qui  nullum  superstitem  uei  here- 
dem  relinqueret,  tune  poliri  deberet  juxla  Consilium  ciuium  suo 
jure.  Item  Silva  dicta  Eschaherch  eo  jure  cominuni  quod 
volgo  dicitur  gmieinmerchc,  quemadiiinduin  hactenus  ab  anliquo 
fuisse  dinoscitur,  in  vsum  ville  cedet  abhinc  inantea  uieinoratae. 
Item  nullus  dominus  debet  ratione  proprielalis  quaui  habet  in 
suos  proprios  homines  in  predium  eoruudem  siluin  infra  metas 
predictas  ad  quas  extenditur  jus  fori  succedere  tainquam  heres. 
Item  quicumque  in  prediclo  loco  se  receperint , contrahendi 
matrimonialiter  viri  cum  vxoribus  et  e converso  ubicumque 
placuerit,  lllios  et  Alias  suas  legitima  coniunclione  copulandi 
ad  quemeumque  locuui  voluerint , disparitate  conditioms  et  do- 
liiinii  non  ohstante , plenain  hahent  et  liberaui  potestateui. 
Item  quia  scimus  predictam  ciuitatem  ratione  diuisionis  super 
hereditate  quorundaiit  bonorum  a nostris  antecessoribus  facte 
debere  persoluere  centum  libras , iixo  tenore  decreuimus , quod 
homines  infra  metas  eiusdem  ciuitatis  permanentes  ratione  sti- 
pendii  nobis  et  nostris  successoribus  semel  in  anno  videlicet  in 
festo  Sancti  Martini  centum  libras  monete  turicensis  et  non 
am  plins  dare  debent.  Insuper  ad  nos  et  nostros  successores 
eiusdem  ciuitatis  officia  debent  simul  et  iudicia  pertinere.  Item 
quicumque  ciuis  est  uel  erit  in  predicto  loco  si  idem  a suo 
doinino  in  patria  existente,  cui  ratione  seruilis  conditionis  pro- 
prie  dicitur  attinere , infra  anntirn  et  dien»  umnn  pro  nullo 
seruitio  fuerit  requisitus  , tune  ahinde  inposterum  nulli  doinino 
seruire  lenetur  nisi  qui  prenomiiiatam  in  firma  possessione 
tenuerit  ciuitatem.  Hoc  tarnen  addito  quod  sine  illius  voluntate 
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qui  ja ni  dictam  civitatein  in  sua  tenoerit  potestate  , quem  qua  in 
in  civen»  rccipere  non  debeinus.  Item  a gratia  domino  iam  dicte 
ciuitatis  nullus  nieretur  excludi  nisi  qui  fraudem  et  perfidiain 
enormem  vel  homicidium  perpetrauerit  aut  qui  alium  excecauerit 
vel  in  aliis  menhris  mutilaverit  aut  qui  tale  nefas  horrendum 
commisserit , quod  volgo  dicitur  mort  vel  aliud  quocuinque  no- 
mine nuncupetur  quod  huic  fuerit  equipollens.  Item  qui  alium 
aruiata  manu  volneraverit , aut  quinque  libras  persoluet  aut 
manu  truncabitur  pro  emenda,  qui  autem  alias  insolentias  vel 
contumatias  feceril , que  fuerint  per  iudicium  einendande,  aut 
cum  pena  trium  librarum  salisfaciat  aut  memoratam  ciuitatem 
per  annum  integrum  evitabit.  Item  nostre  voluntatis  est  quod 
Castrum  montis  adjacens  prefate  ville  numquaui  debeat  reparari. 
Huius  rei  testes  sunt,  Chvnnradus  de  Tengin.  Chvono  de  Tvfin. 
Heim,  de  hvomelincon  Nobiles.  Johannes  de  Bluomenberch.  Volri- 
cus  de  Hetlingen.  Frater  suus  dictus  Dapifer  de  Diessenhoven. 
Bur.  de  wida.  R.  quondam  advocatus  in  vrowenvelt.  Nicolaus 
de  virsperch.  milites  et  quamplures  alii , quoruin  noinina  ne 
fastidium  generent  sunt  omissa.  Vt  autein  ea  que  prefate  civt- 
tati  sev  ciuibus  in  ea  comorantibus  indulsimus,  non  solum  apud 
Nos  verum  etiain  apud  nostros  successores  firmiora  permaneant 
nec  violari  possint  nec  debeant  In  futurum  presens  cirographum 
super  hoc  contulimus  nostri  Sigitli  Karactere  coinmunitum.  Acta 
sunt  hec  anno  domini  MCCLXIIII.  Decimo  Kal.  Julii.  Jndic- 
tione  septima.] 


V. 

Verzeichnis»  Züricherischer  Öffnungen  und 
Herrschaftsrechte  *3* 

Aesch.  Öffnung  s.  d.  wahrscheinlich  aus  dem  siebenzehnten 
Jahrhundert.  Abschrift  in  der  Sammlung  für  die  innern  Vog- 
teien  im  Staatsarchiv. 


*)  Irh  zweifle  nicht,  das«  diese«  Verzeichnis.«  noch  bedeutend  vermehrt 
werden  kann.  Es  liegen  noch  viele  Öffnungen  in  den  Archiven,  besonders 
auch  der  Gemeinden  verborgen.  Ein  grosser  Thml  der  erwähnten  Öffnungen 
wird  iu  der  Sammlung  von  Jakob  Grimm  nachsteus  erscheinen. 
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Albiarieden.  De  Juribus  et  jurisdictione  ville  in  Rieden  prope 
Albis  vor  1346.  Stiftsarchiv. 

Altikon.  Öffnung  von  1502.  Erwähnt  bei  Werdinüller  Memo- 
rab.  Xigur.  I.  S.  11. 

Altorf  (Miiuchaltorf)  Öffnung  von  1439.  Obeu  abgedruckt  als 
Beilage  111.  , 

Altstetten  a)  Öffnung  von  1429.  Staatsarchiv, 

b)  Recension  von  1553. 

Andelfingen  a)  Öffnung  s.  d.  aus  der  Oesterreichischen  Zeit, 
b)  llerrscbaftsrecbt  von  1534.  Abgedruckt  bei  Pestalutz  II. 
S.  52  ff. 

Aeugst  siehe  Borsikon. 

Basse rstorf.  Öffnung  von  1420.  Erwähnt  in  Meyers  Proui- 
ptuar. 

Berg  a)  Öffnung  s.  d.  , als  Anhang  der  Ein  bracher  a ). 

b)  Öffnung  s.  d. , wahrscheinlich  von  1395.  Finanzkanzlei. 
Binzikon.  Öffnung  von  1435.  Staatsarchiv. 

Birmenstorf  a)  Verkomniss  der  Grichten  und  rechten  ouch 
harkoinens  v mb  Birmenstorf  und  Urdorf  von  1347.  Staats- 
archiv. 

b)  Spätere  Recension  von  a).  Ebenda. 

c)  Recht  des  Gottshauses  St.  Bläsi  zu  Birmenstorf.  Ur- 
dorf, Eandtriken,  Füglistall,  Wetlischwyl,  Slal- 
likon  und  Bonstetten  von  1562.  Staatsarchiv. 
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Bann.  I.  18.  77. 

Basserstorf.  I.  7.  27. 

Bauern  , freie  der  Kirche.  I.  12. 
49.  I.  14.  65. 

Bauern.  II.  16.  185. , 186.  III. 

11.  582.  IV.  2.  12. 
Bauernaufstand.  III.  11.  584. 
Baugespann.  IV.  15.  99. 
Baurecht.  IV.  15.  98  ff.  V.  10.' 

581.  V.  15.  587. 

Befestigung  von  Zürich  , erste 
I.  11.  47.  zweite  I.  15.  66.  II. 
4.  152.  dritte  IV.  1.  5. 
Begräbnis».  II.  26.  260. 
Beisitzer  beim  Schullheissenge- 
rieht.  III.  15.  594- 
Beistander.  IV.  52.  199. 
Benelicien.  I.  14.  64. 

Berg.  I.  21.  98. 

Bergbau.  V.  11.  585. 

Bergken.  II.  18.  201. 

Berchtold  II,  von  Ziihringen.  II. 

1.  120.  II.  5.  156. 

Berichten.  III.  9.  568.  IV.  1.  5. 
Bertha  , Aebtissinn.  I.  15.  64.  I. 
16.  68. 

Besitz,  abgeleiteter.  I.  21.  95  ff. 
Bestandvertrag.  IV.  49.  277  ff. 
Besthaupt.  Vergl.  Fall. 

Bezirke.  V.  5-  557. 
Bezirksgerichte.  V.  5.  558.  V.  8. 


Bezirksrath.  IV.  53.  203.  IV.  54. 
208.  V.  8.  374. 

Bezirksstatthalter.  V.  5-  557.  V. 
8.  374. 

Binzikon.  I.  7.  25.  I.  21.  229., 
230. 

Birmenstorf.  I»  7.  27. 
Blumenscheine.  IV.  19.  129. 
Blutbann.  I.  18.  77.  II.  5.  140. 

11.  18.  198  ff.  II.  21.  223. 
Blutgericht.  I.  9.  36.  II.  11.  165. 

Form  desselben.  II.  18. 200.  ni. 

12.  391.  III.  15.  397  ff. 
Blutrache,  III.  17.  410.  IV.  8.  49. 

Vergl.  auch  Privatverfolgung. 
Blutruns.  I.  18.  75.  IV.  8.  5i. 
Bonstetten.  II.  14.  179. 
Brandstiftung.  I.  18.  75.,  77. 
Brauch.  IV.  4.  28. 

Brautgabe.  I.  23. 103.  II.  31.282. 
ßrautlauf.  I.  22.  100.  II.  9.  159. 
Brautnacht.  II.  17.  189. 

Braut-  und  Bahrweg.  IV.  15. 111. 
Breiti.  II.  21.  220. 
Brudermörder.  I.  18.  74. 

Brun , Bürgermeister.  III.  2.  521 
ff.  III.  3.  328  ff. 

Burg  Zürich.  I.  11.  46. 

Bülach , Erbrecht.  III.  25.  449. 
Bünde,  eidgenössische.  III.  4. 

334.  III.  5.  339.  IV.  1.  6. 
Bürgergemeinde.  II.  10. 162.  III. 
3.  330. 

Bürgermeister.  III.  3.  325  ff.  111. 

5.  328.  V.  5.  356.  V.  8.  574. 
Bürgerrecht.  II.  7. 146  ff.  III.  11. 
576.,  378  ff.  IV.  10.  68.  V.  2. 
347.  V.  13.  387. 

Bürgerschaft.  II.  7. 146.  IV.  1.4. 
IV.  5.  17.  IV.  10.  62.,  70.  IV. 
11.  SO  ff.  IV.  37.  221. 
Burkard , Vogt  und  Gaugraf.  II. 
5.  155. 

Burger.  II.  2. 125.  II.  7. 143.  II. 

13.  177.  II.  15.  181.,  182.  III. 
3.  328.  III.  9.  366.  III.  11. 
378  ff.  IV.  2.  12. 

Bnrgrecht.  III.  11.  376  ff. 
Busse  für  getödete  Hörige.  I. 
10.  42. 


Digitized  by  Google 


Kogister. 


409 


Busse,  höchste.  II.  21-  225-,  227. 
II.  23.  241. 

C. 

Cappelerbrief.  III.  9.  367.  IV. 
4.  22. 

Capitel,  der  Aebtissino.  III.  10. 
372. 

Castrum  Turicensc.  I.  lt.  46  fl. 
Centena  I.  9.  35. 

Centenarii.  I.  7.  24.  I.  9.  35.  I. 
20.  89. 

Centgraf.  I.  9.  35.,  38.  II.  12. 

173.,  174.  II.  21.  225.,  229. 
Centgericht.  I.  9.  38. 

Cives.  II.  6.  141. 
Civilgemeinden.  V.  8.  375. 
Civitas.  I.  II.  47.  II.  4.  134. 
Cham,  Meierhof.  I.  15.  64. 
Chlodwig,  König  der  Franken. 
I.  5.  19. 

Chlotar  II.,  König.  I.  17.  71. 
Christenthum.  Einführung  des- 
selben. I.  4.  17.  I.  8.  34. 
Claudia.  I.  4.  17. 

Clienten,  römische.  I.  10.  43. 
Codicill.  IV.  57.  319.,  321. 
Correalobligationen.  IV.  42.  238. 
Colonen , römische.  Rechtsver- 
hältnis.? derselben.  I.  10.  40. 
Colonen  , deutsche , unter  römi- 
scher Herrschaft.  I.  4.  15.  I- 
7.  24.  I.  10.  40. 

Columban.  I.  11.  48. 
Compositionensystem.  I.  18.  73. 
Concurs  siehe  Auffall. 
Constafel.  III.  2. 323.  III.  3.  531. 
in.  5.  337.  III.  7.  355.  UI.  8. 
358  ff. 

Consuln.  II.  6.  141. 

Copie.  IV.  39.  226. 

Corporation  siehe  Genossen- 
schaft. 

Creditwesen.  III.  20.  423. 
Criminalgericht.  V.  8.  376. 
Curfl'odi.  I.  20.  88. 

O. 

Dagobert,  König.  I.  17.  71. 
Darangeld.  IV.  47.  269. 


Darieh n.  II.  33.  293.  IV.  59.  226- 
IV.  46.  266. 

Decane.  I.  7.  24.  I.  9.  38. 
Dcllikon.  I.  7.  25. 

Deutsches  Privatrecht.  IV.  7.48. 
Diebstahl.  I.  18.  75.  Vergl.  auch 
Frefel. 

Dienstbarkeiten.  IV.  15.  106  fl- 
Dienstboten.  I.  10.  41. 
Dienstleute,  königliche.  1.  12. 

57.,  59. 

Dinge,  ungebotene.  I.  9.  35. 
Dircktorial-Kantone.  V.  5.  365. 
Domainen,  königliche.  I.  11.  48. 
Doppelehe,  ni.  21.  427. 

— dorf.  I.  7.  27. 

Dörfer.  I.  19.  78.,  85.,  86. 
Dorfgemeinden.  I.  19.  86.  IV. 

9.  54.  IV.  10.  61  ff. 
Dorfrecht.  I.  19.  86. 
Dorfgerichte.  I.  9.  58- 
Dos  legitiina.  I.  23.  103. 

Dos.  I.  25.  106. 

Dritter  Pfenning,  n.  30.  273  ff. 

E. 

Eberhard,  Graf.  I.  16.  71. 
Edle-Alamannen.  I.  8.  28. 
Edelleute.  III.  11.  376.,  381. 

Vergl.  Adel. 

Effretikon.  I.  7.  25. 

Eglisau  , Erbrecht.  III.  25.  450. 
IV.  29.  187. 

Ehe,  ungleiche.  I.  12.  51.,  52. 

Vergl.  Ungenossame. 
Eheansprechcn.  IV.  8.  52. 
Ehebruch.  III.  21.  427. 
Ehegaumer.  IV.  9.  56. 

Ehegeld.  II.  17.  189. 
Ehcgericbte.  II.  19.  214. 
Ehegericht  ( Matrimonialge- 
rieht).  IV.  5.  30.  V.  3.  357. 
Eherecht.  III.  23.  433.  IV.  26. 
165. 

Ehevertrage.  III.  28.  474. 
Ehhofstatten.  II.  25.  255.  II.  26. 
256.  IV.  10.  58.,  67.  IV.  11. 

74.,  76.  81  ff. 

Ehrschatz.  II.  24.  247.  II.  30. 
271  ff. 
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Eid.  m.  5-  538.  III.  9.  563 
Eidgenossenschaft.  III.  4.  554. 
Eigen,  echtes.  II.  27.  263.,  264. 
Eigen  und  Erbe.  II.  20.  215.  II. 
21.  227.  II.  31.  285.  IV.  23. 
144.,  145. 

Eigene.  I.  10.  39  ff. 

Eigenthum  an  Fahrhabe.  I.  20. 

92.  III.  19.  418.  IV.  14.  102. 
Eigenthuin  an  Grund  und  Boden. 

I.  7.  23-  I.  20.  87  ff.  I.  21. 

93.  n.  27.  361.  IV.  13.  93  ff. 
Eigenthumserwerb.  I.  14.  63. 

I.  20.  87  ff.  IV.  13.  93  ff. 
Eigner  Rauch.  IV.  10.  66.,  69. 

IV.  35.  205. 

Eingewinner.  II.  33.  294. 
Einheit  der  Schweiz.  V.  2.  344. 
Einkauf  in  das  Bürgerrecht.  III. 

II.  379.  IV.  10.  63. 

Einlager  II.  33-  295. 

Einsassen  in  Zürich.  II.  7.  143. 
Einsegnung  der  Ehe.  I.  22.  101. 

III.  21.  424.  IV.  22.  136. 
Eintrittsrecht  der  Seitenver- 
wandten. IV.  53.  307. 

Einungen.  II.  7.  153. 
Einwohnerschaft.  II.  7.  146. 
Einzinser.  IV.  42.  235  ff.  IV. 

43.  249  ff.  IV.  44.  255. 
Einzug  siche  Einkauf. 
Einzugsbriefe.  IV.  10.  67  ff. 
Eistringen.  I.  7.  27. 

Elgg.  IV.  10.  66  ff. 

EIgg , Erbrecht.  III.  25.  450., 
456.  III.  27.  469.  IV.  29.  187. 
Ellikon.  I.  7.  25. 

Enterbung.  IV.  58.  521. 
Entlassung  ans  der  Vormund- 
schaft. 1Y.  31. 196.  IV.  33-  205. 
Entkräftung  des  Schuldbriefs. 

IV.  45.  255  ff. 

Erbauskatif.  IV.  61.  336. 

Erbe.  II.  20.  215.  II.  28.  265. 

II.  35.  307.  III.  10.  373-,  374. 
Erbeinsetzung.  II.  54.  303.  IV. 

57.  519.  IV.  58.  325. 
Erbeinsetzungsvertrag.  IV.  61. 
334. 

Erben,  Einwilligung  derselben 


in  Veräusserung  von  Grund- 
stücken. I.  20.  91.,  92.  II.  29. 
267. 

Erbgang.  I.  20.  88. 

Erbloses  Gut.  III.  27.  470. 
Erbgut.  IV.  89.  329. 

Erbrecht  der  ausgerichteten  Kin- 
der. III.  27.  462 ff.  IV.  52.300. 

— der  Getheilen.  II.  55.  309. 

— der  Geschwister.  I.  27.  117. 

III.  27.  466.  IV.  53.  508. 

— des  Grossvaters.  III.  27.  466. 

IV.  55.  302. 

— des  Grundherrn.  II.  35.  306  ff. 

— des  l.eibherrn.  II.  35.  306. 

— der  Muttermagen.  I.  27.  118. 
II.  34.  299  ff.  III.  27.  465  ff. 

— der  Nachharn.  II.  35.  309  ff. 

— der  Nachkommen.  I.  27.  114. 
II.  34.  294.  III.  27.  461.  IV. 
52.  295  ff. 

— der  Obrigkeit.  IV.  53.  309. 

— der  Seitenverwandten.  I.  27. 
116.  II.  35.  309.,  311.  IV.  53. 
302. 

— der  Töchter.  II.  34.  294.  IV. 
52.  296. 

— der  Vatermagen.  I.  27.  f 18- 
II.  34.  299  ff.  III.  27.  464  fl. 
IV.  53.  303.,  304. 

— des  Vaters.  I.  27.  116.  III. 
27.  466.  IV.  53.  502. 

Erhtheilung.  IV.  58.  324. 
Erbverträge.  III.  28.  474.  IV. 
61.  534. 

Erbverzicht.  IV.  6t.  334. 
Errungenschaft.  IV.  59.  529. 
Errungenschaft,  eheliche.  II.  31. 
286. 

Erwerb  der  Kinder.  IV  30.  191. 
Erwerb  der  Erbschaft.  IV.  55. 
311. 

Erziebnngskosten.  IV.  52.  302. 
Eschenhach.  I.  9*  35.  II.  14.  180. 
Etter.  II.  26.  255. 

F. 

Fahrlässigkeit.  IV.  34.  211. 
Fahrendes  Gut.  11.27.  26l.  ÜI. 
19.  415. 
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Fahrweg.  IV.  15.  iil. 

Fall.  II.  17.  195.  II.  35.  30611  . 

313.  ff.  III.  24.  443.  IV.  2.  13. 
Fallit.  IV.  28.  183. 

Familia  Sanctorum.  1.  13.  62. 
Familie  haftet  für  den  Verbre- 
cher. I.  18.  74. 
Familienbevogtigung.  IV.  33. 
203. 

Fastnachthühner.  II.  18.  208. 

11.  30  . 276.,  277. 

Faustpfand.  1. 20. 93.  IV.  19. 126. 
Fehderecht.  I.  18.  72.  , 76.  II. 

18.  202.  II.  23.  240. 

Felix  und  Regula  , Heilige.  I.  14. 
63.  U.  3.  128. 

Fertigung  der  Grundstücke.  II. 
27.  264.  II.  28.  266.  III.  19. 
417.  IV.  5.  35.  IV.  13.  93. 
IV.  18.  124. 

Fertigung,  kanzleiische , für 
Pfandrechte.  IV.  18.  124.  IV. 
20.  131.  IV.  24.  156. 
Feudalrechte.  V.  10.  379. 
Fideicommiss.  IV.  58.  327. 
Fiducia.  IV.  17.  119. 

Fiscalinen.  I.  12.  49  ff. 

— in  Zürich.  L 12.  55  ff. 

— in  St.  Gallen.  I.  12.  60. 

— als  Zeugen  und  Urtheiler.  I. 

12.  56  fl.  I.  16.  70. 
Fischenthal.  I.  19.  78. 
Fischenthal,  Erbrecht.  II.  31- 

. 288.  II.  29.  187. 

Flaach , Erbrecht.  IV.  26.  169. 

IV.  27.  175.,  176.  IV.  53.  507. 
Fluchthal.  II.  33.  294. 
Fluntern.  I.  13.  62. 
Föderalismus.  V.  1.  339.  V.  2. 

544.  V.  3.  350  ff.  V.  5.  362. 
Forderungsrecht.  IV.  56.  215- 
Förster.  II.  25.  250. 

Franken , adliche  in  Alamanmen. 
I.  8.  51. 

Franken  unterwerfen  die  Ala- 
mannen. I.  5.  19. 

Frankfurt  am  Main.  I.  13.  62. 

n.  4.  134.  III.  5.  326. 
Frefel.  II.  20.  216.  II.  21.  220- 
n.  23.  242.  IV.  8.  50. 


Freduin.  I.  18.  72. 
Freiamtmann.  II.  18.  201. 
Freie  Alamannen.  I.  8.  28. 
Freier  Zug.  III.  11.  383. 
Freiheitsstrafen.  I.  18.  77.  II. 

II.  169.  III.  9.  395.  in.  17. 
407.  IV.  8.  49. 

Freies  Amt.  II.  18.  200.  III.  6. 
346. 

Friedegebieten,  III.  17.  412.  IV. 
8.  50. 

Friedensbruch.  1. 18.  72.  HI.  17. 
412.  IV.  8.  50. 

Friedensrichter.  V.  5.  559.  V. 
6.  367. 

Friedrich,  Herzog  von  Oester- 
reich. III.  6.  346. 

Friedrich  II.  Privilegium  dessel- 
ben. II.  8.  156. 

Frohnbote.  IV.  8.  52. 
Frohndienste.  I.  21.  99.  II.  30. 
276. 

Früchte  auf  dem  Halm.  IV.  47. 
272. 

Fürstenrang  der  Aebtissinn.  II. 
5.  131.  UI.  4.  532.  IU.  5.  541. 
ni.  10.  572. 

Fürsprech.  II.  18.  201.,  202. 

III.  12.  392. 

Fusswegrecht.  IV.  15.  111. 

G. 

Gabgeld.  IV.  26.  165. 

Gallier.  I.  4.  13. 

Gallus.  I.  11,  48. 

Galgen.  I.  18.  77. 

Gant.  II.  47.  270. 

Gastcr  Erbrecht,  ni.  27.  461. 
Gauding.  I.  9.  35.,  38.  U.  18. 

205.  I.  16.  69.,  70. 

Gaugraf.  I.  6.  20.  L 9.  36.,  37. 
Gaue.  I.  6.  20. 

Gaugericht  in  Zürich.  II.  5. 
135. 

Gauverfassung.  I.  6.  20. 
Gehhardschwil.  I.  7.  27. 
Gedachtnisspfcnning.  U.  17. 188. 
Gedinge.  I.  21.  95. 

Gefängnisse.  I.  18.  77.  II.  25. 
241.  ni.  17.  407. 
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Geistliche.  I.  8.  32.  III.  11.  385. 

III.  27.  470. 

Gelasse.  II.  18-  (92. 
Geldaufbruchschein.  IV.  39.  226. 
Geinächde.  II.  II.  (73.  II.  34. 

301  ff.  III.  28.  471  ff.  IV.  57. 
317. 

Gcuiahliiin.  I.  22.  100. 

Gemahl.  I.  22.  100. 
Gemeindamniann.  V.  3.  359.  V. 
8.  375. 

Gemeinde  der  Alamannen.  I.  9. 
35. 

Gemeindegut.  IV.  10.  60.,  63  ff., 
72.  IV.  11.  78  ff.  IV.  12.  90  ff. 
V.  10.  580.,  381.  V.  11.  382. 
V.  13.  386.,  387. 
Gemeinderäthe.  IV.  9.  56.  V. 
3.  359.  V.  8.  575.  V.  11.  382. 
V.  13.  386. 

Geraeinderschaft  siehe  Zusam- 
menstellung. 

Gemeindsrcchnung.  IV.  12.91  ff. 
Geineindsversammlung.  IV.  9. 

57.  IV.  10.  69.  V.  13.  386. 
Gemeines  Zürcherisches  Recht. 

IV.  6.  39. 

Gemeineigenthnm.  IV.  10.  58. 
Gemeinfreie  Alamannen.  1.8.28. 
Geuieininarch.  I.  19.  79-,  85. 
Genenlogien.  I.  19.  87. 
Generalohligationen.  IV.  20. 132. 
Generelles  Pfandrecht.  IV.  20. 
131. 

Genossenversammlung.  IV.  11. 

81  ff. 

Genossenschaft.  I.  7.  26.  I.  19. 
80  ff.  III.  24.  445  ff.  IV.  10. 
58  ff.  IV.  II.  73  ff.,  83. 
Genossame.  II.  17.  188  , 194. 

III.  11.  383.  IV.  22.  138. 
Geographusv. Ravenna.  I.  ll.  47. 
Gerechtigkeiten.  IV.  10.  64., 65., 

69.  IV.  II.  73.  IV.  15.  107. 
Gerechtigkeitsgut.  IV.  10.  60., 
63.  IV.  It.  78  ff. 
Gerichtsbücher , Zürcherische. 

IV.  6.  37  fl. 

Gerichtshof,  oberster  schweize- 
rischer. V.  2.  349. 


| Geroldschw il.  I.  7.  27. 
Gesammteigenlhuui.  I.  19.  81  ff. 
IV.  11.  84. 

Gesaimntforderungen.  IV.  42. 
239  ff.  IV.  43.  247  ff.  IV.  56. 
315. 

Gesammtschulden.  IV.  42.  239  ff. 

IV.  43.  247  ff.  IV.  56.  316. 
Gerade.  II.  51.  28 i.  III.  23-434. 
Geschäfte  siehe  Gemäcbde. 
Geschenke.  II.  50.  281. 
Geschlechter.  II.  8.  155.  II.  16. 

18 i.  III.  2.  521. 
Geschlechtsvormundschaft  siehe 
Vormundschaft. 

Geschreiung.  IV.  41.  253.  IV. 

42.  235.,  243. 

Geschworene.  IV.  9.  55. 
Geschworner  Brief,  erster.  III. 

2.  321  ff.  Zweiter,  III.  5.  536. 
Dritter,  III.  4.  557.  Vierter, 
III.  8.  358  ff.  Fünfter,  IV. 

3.  16. 

Getheilen.  II.  29.  268. 

Geweri.  I.  20.  91. 

Gewerfe.  II.  5.  139-  II.  7.  145. 
Gewicht.  II.  3.  128.  UI.  10.  375. 
Gewohnheitsrecht.  I.  17.  71.  V. 
9.  376. 

Gichtige  Schuld.  IV.  21.  133. 
Giseischaft.  II.  33.  295. 

Glarus , Erbrecht.  IU.  27.  461. 
Glieder.  I.  27.  117. 

Gnade.  I.  16.  69.  II.  28.  266. 
Goldast's  Formeln.  I.  17.  72. 
Goldschmid , Geschlecht.  II.  7. 
152. 

Goldschmidc,  Gewerbe.  II.  7. 

152.  III.  2.  323. 
Golteshausleute.  I.  12.  54.  II. 
17.  186. 

Gotteslästerung.  IV.  8.  52. 
Grabsteine.  II.  9.  160. 
Gradzählung.  IV.  59.  350. 

Graf , Sladtschreiber.  III. 6.  318. 
Graf  siehe  Gaugraf,  Seudgraf. 
Greiiensee , Herrschaft.  IU.  6. 
344. 

Greifensee,  Erbrecht.  IV.  27. 175. 
Grosser  Rath.  II.  10.  165.  UI.  5. 
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527.,  550  ff.  III.  5.  3 (0  ff.  IU. 
8.  558.  III.  9.  567.  IV.  3.  18. 
V.  3. 553.  V.  6. 366.  V.  8.  371  ff. 

Grosser  Rath , schweizerischer. 
V.  2.  348. 

Grossinünster,  Stiftung  der  Kir- 
che. I.  14.  63.  Vergl.  auch 
Probstei  Grossmünster. 
Grüningen , Herrschaft.  III.  6. 
545. 

Grüningen , Erbrecht.  IV.  26. 
167.  IV.  27.  *75.  IV.  52.  297. 
IV.  53.  307. 

Grundbesitz  der  edeln  Alaman- 
nen. I.  8.  31. 

— der  Fiscalinen.  I.  12.  52.,  60. 

— der  Geineinfreien.  I.  8.  52. 

— der  Hörigen.  I.  10.  40.  I.  21. 
93.  II.  19.  210.  n.  28.  265. 

— der  Miltelfreicn.  I.  8.  31. 
Grundstück.  Theilbarkeit  dessel- 
ben. IV.  15.  98. 

Grandzinse.  I.  21.  98.  II.  30. 
278  ff.  in.  20.  422.  IV.  »6. 
118.  V.  10.  380.  V.  II.  383. 
Grundherr.  Gerichtsbarkeit  des- 
selben. II.  19.  208  ff.  II.  20. 
2 1 5 ff. 

— Rechte  desselben  an  der  Wal- 
dung. II. "26.  260.  IV.  II.  77. 
Gülten.  III.  19.  4l6.  III.  20. 
42i  ff.  IV.  38.  225.  IV.  43. 

247.,  248.  IV.  44.  251. 
Gütergemeinschaft  der  Ehegat- 
ten. III.  24.  443.  III.  25.  447  ff. 
IV.  26.  166. 

Gülerrecbt  der  Ehegatten,  Wahl 
desselben.  I.  23.  103. 

EL 

Habsburg,  Grafen  im  Zürichgau. 
II.  1.  122.  II.  14.  179. 

» Hängen  , Strafe.  I.  18.  72.  III, 
17.  408.  A 

Handelsfrauen.  IV.  25.  159.  } 

Handlungsfähigkeit derFrau.  III. 

22.  430  ff.  IV.  24.  146  ff. 
Handwerker,  I.  10.  4l.,  42.  II. 
7.  147  ff. 

Handschlag.  IV.  47.  269. 


Handschuhe.  U.  17.  187. 
Häuser  als  fahrendes  Gut.  II. 
27.  261. 

— hausen.  I.  7.  27. 

Hausen.  I.  7.  26. 

Hausfriede.  I.  18.  73-,  76.  II. 

23.  241.  IV.  8.  50. 
Haushäblichkeit.  II.  26.  256. 
Haushaltungsschulden.  IV.  24. 
156. 

Hausmeyer , fränkische.  I.  5.  20. 
Hausrecht  siehe  Hausfriede. 
Hausthiere,  Verkauf  derselben. 
IV.  48.  274. 

Hausväter.  IV.  10.  67.,  68.  IV. 
50.  290. 

Heerbann.  II.  18.  206. 
Heidcnlbum  der  Alamannen.  I. 
4.  18. 

— heim.  I.  7.  27. 

Heimlicher.  III.  5.  357. 
Heimliches  Mehr.  IV.  3-  18. 
Heimsteucr.  n.  31.  285. 
Heinrich  IV.  Privilegium  des- 
selben. I.  12.  59. 

Heimsuche.  II.  23. 241 . IV.  8.  50. 
Helvetier.  I.  4.  13.  V.  2.  543. 
Iierdfällig.  IV.  8.  51. 

Herren.  II.  16.  183.  III.  11.  376. 
IV.  2.  12. 

Herrschaftsgerichte.  IV.  5.  32  ff. 
Hcrrschaftsrecbte.  IV,  5.  52.  IV. 
6.  41  ff. 

Herzoge  der  Alamannen.  I.  5. 
20.  II.  1.  120. 

Herzoge  von  Oesterreich.  II.  5. 
139. 

Hildigard,  Aebtissinn.  I.  15.  64. 
Hintcrsässen.  1.  16.  67.  III.  18. 
41».  IV.  2.  15. 

Hochzeitgeschenke.  II.  31.  282. 
IV.  26.  165. 

Höfe.  I.  7.  26.  I.  19.  78. 
Alöngg.  I.  14.  63.  II.  21.  220. 

II.  24.  247.  III.  6.  343. 
Hörigkeit.  I.  10.  39  ff.  II.  17. 
186  ff.  II.  35.  309.  III.  .381., 
382  ff.  IV.  2.  12. 

Hof  in  Zürich.  I.  9.  56.  I.  15. 
64. 
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Hofgericht  der  Aehtiesinn.  I.  16. 
69.  II.  3.  129. 

Hofgericht  za  Rothwyl.  II.  18. 
206.  III.  12.  387. 

— zu  Zürich  siehe  Landgericht. 
Hofrecht.  I.  10.  4l.  I.  12.  53. 

I.  14.  6*.  I.  21.  97.  II.  17. 
197.  II.  19.  210. 

Hofrichler.  III.  12.  387. 
Hofstätten  siehe  Ehhofstätten. 
Holznutzangen.  H.  26.  255-, 
257  ff.  IV.  10.  67. 

Hohe  Gerichtsbarkeit.  II.  18. 
198  ff.  II.  20.  217.  II.  21.  231. 

II.  23.  242.  III.  15.  599  ff.  IV. 
5.  36. 

Horgen.  II.  24.  246. 

Hottingen.  II.  20.  217. 

Huber.  I.  10.  41.  I.  19.  79.  II. 
26.  258. 

Huld  des  Herrn.  II.  17.  193. 
Huntari.  I.  9.  55. 

Huren.  I.  9.  160. 

— iken,  Endung.  I.  7.  25. 

— ikon , Endung.  I.  7.  35. 

I. 

Illnau.  I.  7.  27. 
Immunitätsprivilegien.  I.  16. 

67  ff.  II.  20.  218. 
Immunitätsrechte  der  Aebtissinn 
zum  Franmünster.  I.  16.  66 ff. 
II.  3.  130. 

Inburger.  III.  11.  380. 

Indische  Kasten.  I.  8. 33. 1. 10. 44. 

— ing,  Endung.  I.  7.  26. 

— ingen,  Endung.  I.  7.  27. 
Innungen.  IV.  2.  11. 

Inventar  siehe  Rechtswohlthat. 

JF. 

Jahresgerichte.  II.  19.  208  ff.  II. 

21.  219.  IV.  5.  34. 

Jagd  der  Alamannen.  I.  8.  32. 
Juden.  II.  7.  150.  II.  9.  160. 
II.  33.  293. 

Juristische  Person.  I.  19.  81. 

Siehe  Universitas. 

Jus  primae  noctis.  II.  17.  189. 


K. 

Kaiserstnh) , Erbrecht.  IV.  52. 

296.,  500. 

Kantone , schweizerische.  V.  l. 

341.,  545.  V.  2.  347.  V.  5.  351. 
Kantonstribunal.  V.  2.  549. 
Kanzler,  eidgenössischer.  V.  5. 

36  i. 

Karl  der  Dicke.  I.  16.  68. 

Karl  IV.  III.  6.  343.  IU.  12.  387. 
Katzenrecht.  I.  26.  113. 

Kauf  bricht  Miethe.  IV.  49.  279. 
Kaufleute.  H.  7.  154.  IV.  2.  11. 
IV.  4.  26. 

Kaufschuldbriefe.  IV.  40.  229- 
Kaufvertrag.  IV.  47.  267. 
Kelter.  II.  19.  210.  II.  25.  249. 
II.  26.  258. 

Keller  , F.  L.  V.  9.  377. 
Keilhof.  II.  25.  249.  ' 

Kerhard,  Vogt.  I.  16.  70.,  71. 
KelteD.  1.  4.  13.  V.  2.  543. 
Kilchgang.  III.  21.  425. 

Kirche,  Rechte  derselben  im  Ala- 
mannischen  Volksrecht.  I.  17. 
71. 

Kirchenpflege.  IV.  9.  56. 
Kirchen  vogt  der  Abtei  Fraumün- 
ster. I.  16.  67.  II.  3.  132.  II. 
5.  136. 

Kirchweih.  IV.  49.  281. 

Kleiner  Rath.  IH.  3.  326  ff.  III. 
8.  558  ff.  III.  14.  595  ff.  IV. 
3.  18.  V.  3.  356.  V.  6.  366. 
Kloster  Fraumünster.  I.  15.  65. 
Kloten.  I.  4.  17. 

Knonau.  II.  24.  247. 
Knonaueramt.  II.  14.  180. 
Knonauer  Erbrecht.  IV.  26.  167. 
IV.  27.  175.  IV.  52.  296.,  299. 
IV.  53.  305. 

— kon  siehe  — ikon. 

Konstanz,  Bisthum.  I.  6.  25- 
Konstanz,  Gericht  daselbst.  H. 
13.  178. 

Könige  der  Alamannen.  I.  5.  l9. 
Körperliche  Züchtigung  der  Ei- 
genen. I.  10.  41.  I.  11.  50. 
Kreuze.  HI.  6.  342.  III.  11.  380. 
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Mailänder  in  Zürich.  I.  12.  58. 
Mainz , Erzbisthum.  I.  6.  25. 
Malefizgericht.  III.  11.  595.  IV. 

4.  55.  V.  5.  556. 

Mallus  pnblicns.  I.  12.  56. 
Manesse,  Rüdcger.  III.  5.  358. 
Mangolt,  Niclaus.  II.  22.  256. 
Mnnnschaftsrecht.  II.  18.  206- 

III.  15.  401. 

Manus , römische.  I.  25.  102. 
Mark.  I.  19.  79.,  85. 
Markgenossenschaft  am  Zürich- 
berg. I.  13.  61. 

Markgenossenschaften.  I.  19.  86. 
Marschal.  I.  10.  42. 

Markstein  versetzen.  IV.  8-  49. 
Marktrecht.  II.  3. 1 28.  in.  10.  575. 
Maschwanderauit.  II.  18-  201. 
Maurer,  n.  7.  155. 

Maximilian  I.  III.  1.  517. 
Mechthilde  von  Wünnenberg,  n. 
22.  235. 

Mediation.  V.  5.  350  ff.  V.  5. 
362  ff. 

Medii.  I.  8.  28. 

Mehrheitsprincip.  IV.  9.  57.  IV. 

II.  85  ff. 

Meilen.  1.  14.  63-  II.  21.  220- 

III.  6.  343. 

Meilen  im  Mittelalter.  II.  9.  160. 
Mehorissimi.  I.  8.  28. 
Mellingeo.  II.  22.  257. 

Mesikon.  I.  7.  25. 

Meyer.  II.  19.  209.  II.  24.  243  ff. 

II.  26.  258.  III.  18.  415. 
Meyerhof.  II.  25-  249. 
Meyerisches  Promptuar.  IV.  6. 
41. 

Miethe.  IV.  49.  277  ff. 
Minderjährigkeit.  IV.  33.  204. 
Minderungsklage.  IV.  48.  275-, 
277. 

Minister.  V.  2.  349. 
Ministerialen.  I.  12.  57.,  59.  II. 
17.  191. 

Ministerialen  der  Aebtissinn-  II. 

5.  131. 

Minofledi.  I.  8.  28- 
Mittelfreie.  I.  8.  28.,  29.  II.  16. 
183. 


Mord,  Strafe  desselben.  I.  18. 

74.,  77.  II.  II.  167. 
Morgengabe.  I.  23.  108.  II.  12. 

176.  111.23.  452  ff.  IV.  26.  164. 
Mühlheim.  I.  7.  27. 
Münchaltorf.  siehe  Altorf. 
Mündigkeit.  I.  25.  110.  III.  21. 

426  ff.  IV.  22. 137.  IV.  31. 195  ff. 
Münze.  II.  3.  127  ff.  in.  10.  574. 
Mundium.  I.  23.  105.  I.  24.  109. 
Mur.  n.  24.  216. 

Mutter.  IV.  30.  195. 
Muttermageu.  I.  27.  118.  II.  3i. 
299  ff. 

N. 

Nachbarrccht.  IV.  13-  100. 
Nachgänger.  II.  17.  405. 
Nachtglocke.  II.  9.  160. 
Nachwährschaft.  IV.  48.  272. 
Namen  der  Freien  und  Knechte. 
I.  4.  16. 

Namen  der  Ortschaften.  1.4.16. 

I.  7.  25  ff. 

Nänikon-  I.  7.  25. 

Napoleon.  V.  1.  339. 

Neuamt.  III.  6.  348. 

Neuerung,  Brunische-  III.  2. 
320  ff. 

Neugart,  Alainannische  Urkun- 
den. I.  17.  72. 

Niederdorf.  I.  II.  46. 

Niedere  Gerichtsbarkeit.  II.  18. 
198  ff.  II.  19.  208  ff.  III.  15. 
402.  IV.  5.  36. 

Niessbrauch.  I.  21.  94. 
Niessbrauch , väterlicher.  I.  24. 

110.  IV.  30.  190. 

Niessbrauch , ehelicher.  I.  23. 
105.  III.  22.  429  ff.  III.  23. 
44 i.  IV.  23.  J 23. 

Nossikon.  I.  7.  26.  II.  21.  226. 
Notare  siehe  Landschreiber. 
Nothzucht.  I.  18.  76. 
Nutzungsrechte  an  der  Ahnende. 
I.  19.  79  ff.  II.  26.  251  ff.  III. 
18.  415.  IV.  10.  59.,  67. 

O. 

Oberaiutniann.  V.  6.  567. 
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Oberdorf.  I.  1t.  16. 
Obergericht.  V.  3-356.  V.  6.  366. 
V.  8.  374. 

Oberhofe.  II.  19.  -'13.  II.  22.  235. 
Oberleinbach.  I.  19.  79. 
Oberstzunftmeister.  III.  7.  352. 

III.  8.  361. 

Obervogt.  II.  18.  200.  III.  «5. 100. 
Obervormundschaft.  III.  26.  459. 

IV.  50.  192. 

Oberwaisenamt.  IV.  33-  203.  IV. 

54.  208-  V.  6.  367. 
Oberwyleramt.  II.  18.  201. 
Obligatio  , römische.  IV.  42.  236. 
Obmann.  IV.  3.  19. 

Obrigkeit.  IV.  4.  21. 

Ochs.  V.  2.  343- 
OefTentlichkeit  der  Gerichte.  I. 
9.  35. 

Oesterreich.  II.  14.  179.,  180. 
Oesterreichischer  Bund.  III.  5. 
539. 

Offenes  Mehr.  IV.  3.  18. 
Öffnungen.  II.  19.  211.  II.  20. 

221.  n.  22.  238.  III.  16.  403. 
Ortsnamen , deutsche.  I.  7.  25  ff. 
Ortspolicei.  II.  9.  159. 
Ossingen.  Erbrecht.  IV.  29.  187., 
189. 

Otto  der  Grosse.  II.  4.  132. 

P. 

Pachtvertrag.  IV.  49.  277  ff., 
281  ff. 

Palatium  siehe  Pfalz. 

Parentelen.  1.27. 116.  III.  27.  467. 

IV.  53.  302.  ff.  IV.  59.  350. 
Pascua  et  silvae.  I.  19.  84. 
Patricier.  II.  8.  155-  IV.  2.  9. 
Pfaffenrichter.  II.  13.  177.  III. 
11.  386. 

Pfalz  , königliche  in  Zürich.  L 9. 

36.  I.  11.  46.  I.  12..  57. 
Pfändung.  IL  SO.  280.  IV.  21. 
133.,  l3i. 

Pfandbuch.  IV.  19.  127. 
Pfandrecht  I.  20.  93.  IV.  17. 
119  ff. 

— an  Liegenschaften.  IV.  18. 
<23  ff 

Bluntschli  RechUpucKicKte.  11% 


Pfandrecht  an  beweglichen  Sa- 
chen. IV.  19.  126  ff. 

Pfarreien.  IV.  2i.  2t. 

Pfister.  Geschlecht.  II.  7. 1 51..152. 
Pflanzen,  Rechtzu.  IV.  13-  101. 
Pflichttheil.  IV.  59.  327 ff.  IV.  61. 
334 

Pfyn.  IV.  i.  27. 

Pignus.  IV.  17.  119. 

Pipin  , fränkischer  König.  I.  5. 

20.  I.  9.  3i. 

Poslumus.  IV.  60.  532. 

Präsident  der  Tagsatzung.  V.  7. 
369. 

Precareien.  I.  21.  9i.,  95. 
Priester , heidnische.  L 8.  32. 
Priesterkaste.  I.  8.  32. 

Primi.  I.  8.  28. 

Primores  popnli.  I.  12.  57. 
Principes  de  üsco.  I.  12.  56-,  57. 
PrivatverfolgungderVerbrecher. 

I.  18.  72.,  76.  III.  17.  404  ff. 
Propstei  Grossinünster,  deren 

Grundbesitz.  I.  12.  61- 
Pulislag.  I.  18.  75. 

R. 

Räthc  und  Burger.  II-  10.  162. 
III.  3.  329. 

Ragionenbuch.  IV.  25.  162.,  163. 

! Rath,  vorhrunischer.  Entstehung 
und  Bestand  desselben.  II.  6- 
140.,  112.  II.  7.  155.  IL  8.  155. 

— Wahl  desselben.  II.  8.  156. 

— Vorsitzindemselben.il.  8. 157. 

— Befugnisse  desselben.  U.  9. 
159  ff. 

— Strafgerichtsbarkeit  dessel- 
ben. II.  11.  166  ff. 

— Civilgerichts barkeil  desselben. 

II.  11.  172.  II.  12.  174. 

Rath.  Vergl. Grosser Ralh,  Klei- 
ner Rath  n.  s.  f. 

Rath-  und  Richebücher.  III.  16. 
403. 

Rathserkenntnisse.  II.  22.  237. 

III.  16.  402  ff. 

Raub.  I.  18.  75.,  77. 

Reallasten.  IV.  10. 75.  IV.  15. 107 . 

IV.  16.  116  ff 
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Rechenrath.  IV.  5.  19. 
Rechtskundiger  Urtheiler.  I.  9. 
36-,  37. 

Rechtsvorschlag.  IV.  21.  133- 
Rechtstrieb  siehe  Schuldhetrei- 
bung. 

Rechtswohlthat  des  Inventars. 

IV.  55.  313. 

Reckweg.  IV.  15.  112. 
Reformation.  III.  1.  51 9.  IV.  1.  2. 
Regensberg.  II.  14.  180.  Herr- 
schaft. III.  6.  345. 
Regensberg.  Erbrecht.  IV.  26. 
167.  IV.  27.  175.  IV.  52.  296. 
IV.  53.  505. 

Regenstorf.  Erbrecht.  IV.  26. 

167.  IV.  27.  175. 
Regierungsrath.  V.  8.  374. 
Reichsgericht.  II.  27.  263. 
Reichsgesetze  der  fränkischen 
Könige.  I.  17.  72. 
Reichskammergericht.  Ifl.  1.317. 
Reichslente.  I.  12.  49  ff. 
Reichsstadt  Zürich.  II.  5.  138. 
Reichssteuer.  II.  5.  139. 
Reichsvogt  von  Zürich.  II.  1. 120. 
Reichsvogtei.  II.  5.  135  ff.  II.  11. 
165  ff.  ni.  12.  390  ff. 

— rein.  I.  7.  27. 

Reisen.  II.  18.  207. 
Repräsentative  Verfassungen.  V. 

5-  353. 

Reukauf.  IV.  47.  269. 
Revolution.  V.  1.  337  ff.  V.  2. 

315  ff.  V.  8.  370. 

Rhätien.  I.  4.  16. 

Richarda  . Kiiniginn.  I.  16.  68. 
Richard,  König.  Privilegien.  II- 
5.  138. 

Richtehrief  von  Zürich.  II.  22. 
234  ff. 

— von  Schaffhausen.  II.  22.  254. 

— von  Constanz.  II.  22.  254- 
Riedern.  I.  19-  85. 

Rifferschsvil.  II.  18.  201. 

Ring.  II.  18.  204.,  205.  II.  21.  227. 

III.  12.  389. 

Ritter.  II.  7.  144.  II.  16.  183. 
III.  12.  388. 

Römisches  Recht  in  der  Schweiz. 


I.  4.  14.,  16.  in.  1.  319.  IV. 
7.  46. 

Rother  Thurm.  I.  9.  36. 
Rudolf,  Herzog  von  Schwaben, 
n.  4.  133. 

Rudolf,  König.  II.  14.  179.  IL 

22.  235. 

Rudolf,  König.  Privilegium  des- 
selben. I.  12.  61.  II.  5.  158. 
Römlingen.  I.  7.  27.  II.  21.  220. 
Rusegg.  II.  14.  179. 
Rutscherzins.  I.  21.  98. 

S. 

Sachsen.  I.  19.  84. 

Salzverkauf.  UI.  7. 353.  in.  9. 364. 
VI.  4.  28. 

Satzung , ältere  und  nenere.  IV. 

17.  121.  IV.  18.  123  ff. 
Satzungsgewere.  IV.  17.  122. 
Sax.  IV.  4.  27. 

Scheidung.  I.  22.  101.  IV.  22. 

139  ff.  IV.  28.  182. 
Scbiedrichter.  II.  13.  178. 
Schirmvögte  in  der  Stadt.  IV. 
33.  202. 

Schirmvogt  der  Abtei  Fraumün- 
ster. I.  16.  67. 

Schlieren.  I.  7.  26. 

Schmärikon.  I.  7.  25. 
Schneebruch.  H.  26.  258. 
Schnelle.  II.  11.  169. 

Schob.  II.  21.  223. 

Schöffen.  I.  9.  36.  II.  21.  226.  III. 
12.  388. 

Schriftliche  Form  der  kirchlichen 
Vergabungen.  I.  20.  89.,  90. 
Schuldbetreibung.  II.  33.  294. 
IV.  21.  133. 

Schuldbrief.  IV.  38-  224  ff.  IV. 
45.  257. 

Schnltheiss.  II.  12.  173  ff.  II.  IS. 

182.  III.  13.  392  ff.  II.  8.  158. 
Schultheiss  von  Winterthur.  II. 
15.  182. 

Schultheissengericht.  I.  16.  70- 

II.  3.  150.  U.  11.  172.  II.  12. 
174.  in.  13.  392  ff.  IV.  5.  50. 

Schwabenspiegel.  II.  22.  23 2. 
Schwamendingen.  I.  14.  63- 
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Thalwyl.  III.  6.  343. 
Theilforderungen.  IV.  42.  240., 
246.  IV.  56.  315. 
Theilgerechtigkeiten.  IV.  11.  82. 
Theilschulden.  IV.  42.  240.,  246. 
IV.  56.  517. 

Theilnng  der  Gemeindeguter.  IV. 

II.  87. 

Theilung  der  Gerechtigkeitsgü- 
ter. IV.  11.  87. 

Theodorich » König  der  Ostgo- 
then.  I.  5.  10. 

Theudebert , australischer  Kö- 
nig. L 5.  19. 

Thurgau  (ursprüngliche  Ausdeh- 
nung). I.  6.  20.  (spatere)  I. 
6.  21. 

Thuricus , König.  II.  4.  153. 
Thürmung.  II.  23-  2 41.  III.  9.565. 

III.  17.  407. 

Tigurum.  I.  4.  16. 

Todesstrafe.  II.  11.  168.,  169.  II. 

23.  242.  III.  17.  408  ff. 
Todschlag.  I.  18.  74.  II.  11.  167. 

III.  17.  409.»  412.  IV.  8.  49. 
Tödtung  durch  Thiere.  I.  26. 112. 
Todte  Hand.  IV.  47.  268. 
Tortur.  III.  17.  406. 

Traditio.  I.  20.  88-,  89. 
Tragerei.  IV.  43.  247. 
Trennung  der  Gewalten.  V.  2. 

345.  V.  8.  371. 

Tretrecht.  IV.  15.  111. 
Trichtenhausen.  III.  6-  343- 
Trift.  IV.  15.  111. 

Trinkgeld.  IV.  47.  269. 
Turicuin.  I.  4.  16. 

Twing.  III.  6.  344. 

U. 

Uebereeren.  IV.  8.  52. 
Ueberfall.  IV.  13.  101. 
Ueberläufer,  Strafe  derselben  bei 
den  Alamannen.  I.  18-  7?.,  77. 
Uhwiesen.  Erbrecht.  IV.  26.  168. 

IV.  27.  175.,  176.  IV.  51.  296-, 
300.  IV.  53.  303.,  307. 

Ulm.  II.  4.  134.  II.  7.  151. 
Ulrich.  V.  13.  385- 
Umstand  siehe  Ring. 


Uneheliche  Kinder.  II.  34.  301. 

III.  27.  469.  IV.  31.  194.  IV. 
3.  309.  V.  10.  381. 

Unehrliche  Sachen.  II.  23.  245- 
Ungarn.  II.  4.  135. 
Ungenossame.  I.  12.  51.,  52.  II. 

17.  190  ff.,  195-  III.  11.  583. 
Universalsoccession.  IV.  13.  97. 

IV.  5l.  293 

Universitas  , römische.  1. 19.  81., 
82.  IV.  10.  59.,  7l. 
Untheilbare  Rechte.  IV.  42.  257. 
Unterschullheiss.  II.  12.  173. 
Untervogt.  II.  12.  174.  II.  18.  200. 

IV.  4.  24.  IV.  9.  55. 
Unterwalden.  III.  4.  533* 
Unvordenklicher  Besitz.  IV.  15. 
114  ff. 

Urfehde.  III.  17.  407. 

Uri.  I.  15.  64.  III.  4.  333. 

Uri.  Erbrecht.  III.  27.  461.,  465. 
Urkunden.  II.  22.  239.,  240. 
Urteilsfähigkeit  der  Burger.  III. 

13.  394. 

— der  Hofgenossen.  II.  19.  212. 

— im  Gauding.  I.  12.  58*  1. 14-  6 i. 
Urtheillindung.  I.  9.  36. 
Ususfructus  siehe  Niessbrauch. 

V. 

Vatermagen.  I.  27. 118. 11.32.291. 
II.  54.  299  ff.  II.  34.  305.  III. 
27.  466. 

Vatermörder,  Strafe  derselben. 
I.  18-  74. 

Veräusserung  der  Hörigen.  1. 10. 
41.  II.  17.  197. 

— von  Fahrhabe.  II.  29.  271.  IV. 

14.  102. 

— von  Grundstücken.  Vergl-Auf- 
lassuug,  Traditio,  Erben,  Fer- 
tigung. — Beschränkung  der- 
selben. II.  ?9.  270. 

Verantwortlichkeit  des  Ehe- 
manns. IV.  25*  1 »5. 

— der  Vormünder  IV.  3 1.  205  ff. 
Verbrechen  gegen  Einzelne  bei 

den  Alamannen.  I.  18.  72. 

— gegen  die  Nation.  I.  18.  72* 
Verfalls  vertrag.  IV.  46.  2 67- 
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Verfangenes  Gut.  IV.  27.  181. 
Vergabungen  an  Kirchen.  I.  20. 

89.  L 21.  94.,  96. 

Vergantung.  IV.  21.  136. 
Vergicht.  III.  17.  406. 
Verjährung.  IV.  15.  113- 
Verläumdong.  IV.  8.  52. 
Verlieren,  fl.  33.  294. 
Verlubniss.  I.  22.  99.,  100.  IV. 
5l-  194. 

Verinächtniss.  IV.  58-  325. 
Vermach  tnissvertrag.  IV.  61.334. 
Vermögenssteuer.  III.  15.  401. 

IV.  4.  28-,  29. 

Verpfandung.  IV.  50.  283. 
Verrath, Strafe  desselben. 1.18. 72. 
Verschroten  Gewand.  IL  31.  289. 
III.  23-  432. 

Versprechen , weibliche.  IV.  24. 
153.,  154  ff. 

Versteigerung  siehe  Gant. 
Verstossung,  falsche.  IV.  41.233. 

rechte.  IV.  42.  2 6. 
Verstümmelung,  Strafe  dersel- 
ben. I.  18.  75. 

Vertheiltes  Eigenthumsiehe  Son- 
dereigeuthum. 

Vertrag  , formloser.  IV.  36.  2 1 7. 
Verwaltungskaminer.  V.  2.  350. 
Vestitur.  f.  20.  91. 

Viehzucht.  I.  19.  84. 
Vitodurum.  L 4.  16. 

Vogt.  II.  5.  136.  Vergl.  auch 
Kirchenvogt,  Schirmvogt. 
Vogtbares  Eigen.  II.  27-  264.  II. 
30.  274  ff. 

Vogtding.  II.  21.  220.  II.  27.  264. 
Vogtei,  hohe.  II.  18.  198  ff. 
Vogteien,  innere  und  äussere. 

III.  14.397.  IV.  4.27  ff.  IV.  5-  32. 
Vogteigerichtsbarkeit.  II.  21. 

218  ff. 

Vogtgarben.  II.  18.  208- 
Vogtgericht  in  Zürich.  IV.  5.  30. 
Vogtleute.  II.  16.  185. 
Vogtsteuern.  II.  18.  208- 
Volksrecht  der  Alamannen.  1. 17. 
7i.  II.  22.  232. 

VolUiehungsdirectonuin.  V.  2. 
348. 


Vormundschaft  des  Ehemanns.  L 
23.  103  ff.  II.  31.  281  ff  IIL  22. 
428  ff.  III.  33.  432  ff.  IV.  25. 
140  ff 

— der  Vatermagen.  L 32.  291. 
UI.  26.  459.  IV.  33.  201. 

— des  Vaters.  I.  24.  109.  IV.  30. 
190  ff.  IV.  31.  195  ff. 

— über  Fallitenweibcr.  IV.  28- 
183  fl.  IV.  35.  214. 

— über  Kranke.  IV.  28.  183-  IV. 
55.  212. 

— über  Unmündige.  L 25.  110. 
II.  32.  291.  III.  26-  457.  IV.  33- 
200  ff. 

— über  Verschwender.  IV.  28. 
185.  IV.  35.  215. 

— über  Weiber.  I.  25. 111.  IL  12. 
176.  II.  32.  291.  IIL  26.  46*. 
IV.  52.  198. 

Vormundschaftshebürden.  IV- 
33.  203-  IV.  34.  208- 
Vorort.  UI.  4.  335.  V.  7.  368. 

w. 

Wackerhold.  II.  11.  169. 
Wädenschwil.  IV.  4.  27. 
Wädtnschwil,  Landtag  daseihst. 

11.  18-  204. 

Waffenrecht  der  Fiscalinen.  I. 

12.  55. 

Waibel.  II.  21.  226. 

Waisenamt.  LV.  53-  203.  IV.  34. 

208.  V.  3.  358- 
Wald.  I.  19.  78. 

Wald.  Erbrecht.  IL  51.  288.  IL 
29.  187. 

Wald  und  Weide.  I.  »9-  78  ff 
Waldmann , Hans.  IIL  7.  351  ff. 
Waldmännische  Spruchbriefe. 

III.  9.  362.  IV-  *.  22. 
Wallensladt.  Erbrecht,  in.  27. 
461. 

Wallisellen.  I.  13.  85. 
Wandelnngsklage.  IV.  48.  275-. 

277. 

- Wangen.  L 7.  27. 

Wangen,  Ort.  7.  27. 

Wechsel  (der  Hörigen).  II.  18. 
191. 
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Wegerechte.  IV  * 15.  111  ff.  V. 
13.  388- 

Weibergut.  III.-  23.  -'f 40.  IV.  23. 
145.  IV.  21.  153.  Vergl.  Erben 
und  Erbe. 

Weibergutversicherungsbriefe. 
IV.  (0.  229. 

Weichbild.  III.  6. 342.  III.  11. 380. 
Weide.  II.  26.  254.  Vergl.  auch 
W aid  und  Ahnende. 
Weideservitut.  V.  10.  381. 

— Weil.  I.  7.  26. 

Weiler.  I.  7.  26.  I.  19.  78. 
Wein,  hinterdem.  IV.  47.  270. 
Weinfelden.  IV.  4.  27. 
Weiningen.  Erbrecht.  IV.  26. 169. 
Weinplatz.  I.  9.^16. 
Wenderccht.  IV.  15.  111. 
Wendschatz.  IV.  47.  269. 
Wergeid.  I.  18.  71.,  75. 

— der  Alamannen.  I.  8.  28  ff. 

— der  Fiscalinen.  I.  12.  54. 

— derLiten.  I.  10.  42.  I.  12.  51. 
Weiber,  alainannischeund  Wer- 
geid derselben.  I.  8.  32. 

Wesen.  Erbrecht.  III.  27.  461., 
471.  III.  28.  472. 
WestphälischerFrieden.  IV.  1.6. 
Wettschwil.  I.  21.  230. 
Wezikon.  I.  7.  25. 
Widerrufdes  letzten  Willens.  IV. 
60.  332. 

Wiesendangen.  II.  24.  246. 

— wil.  I.  7.  26. 

Wilari.  I.  7.  26. 

Wilde  Hube.  II.  25.  255. 
Windprüt.  II.  26.  258. 
Winterthur.  I.  9.  35.  II.  15. 

1 80 ff.  III.  6.  349.  III.  15.  399. 
Winterthur.Erbrecht.IL3t.  286- 

III.  23.  436.  IV.  26.  170.  IV. 
27.  177.  IV.  52.  296. 
Winterthur.  Stadtrecht.  II.  22. 

256.  Beilage  II. 

Wipkingen.  1.  7.  27. 
Wisendangen.  I.  7.  27. 
Witthum  an  Liegenschaften.  I. 
23.  101. 

Wucher.  IV.  46.  257  ff. 
Wülflingen.  Erbrecht.  IV.  27. 


174.  IV.  52  296.,  299.  IV.  53. 
303. 

Wundungen , Strafe  derselben. 
I.  18.  75. 

Wunn  und  Weide.  I.  19.  84. 


Z. 

Zähringer.  II.  5.  136  ff. 
Zähringen,  Herzoge.  II.  14.  179. 
Zäune.  II.  26.  254. 

Zahlung  des  Schuldbriefs.  IV. 
45.  256. 

Zehnten.  IV.  16.  118.  V.  10.  379. 

V.  II.  383. 

Zeig.  I.  19.  78. 

Zclgweg.  IV.  15.  111. 
Zibertvangen.  I.  7.  27. 

Ziele.  IV.  49.  280. 

Zinse  siehe  Grundzinse. 

Zinse  von  Kapitalien.  II.  53-  293. 
Zinseigen.  IV.  26.  170. 
Zinsfuss.  III.  20.  425.  IV.  46. 262. 
Zinspflichtige.  I.  21.  98. 

Zolle.  II.  3.  126.  III.  10.  374. 
Zollikon.  I.  7.  25.  III.  6-  343. 
Züchtigung  siehe  körperliche 
Züchtigung. 

Zülpich.  I.  5.  19. 

Zünfte.  II.  7.  154,  III.  2.  323  ff. 

III.  3.  326.  III.  8.  361.  Vergl. 
auch  Stadtzünfte  und  Laod- 
zünfte. 

Zürichberg.  I.  13.  61. 
Zürichgau.  I.  4.  16.  I.  6.  22.  II. 

1.  122.  II.  5.  127. 
Zürichkrieg.  III.  6.  347. 

Zürich,  Name.  I.  4.  16. 

Zürich,  Stadt.  Entstehung  der- 
selben. II.  2.  123  fl. 
Zürichsee.  III. 6. 543.  III.  9-  365  ff. 

IV.  2.  9. 

Zürichsee.  Erbrecht.  III.  27.  461. 
Zugebrachtes  Gut  I.  23.  109.  II. 
31.  285.  III.  22.  428  ff.  IV.  26. 
164  ff. 

Zugrecht.  II.  29.  269.  IV.  41.  234. 

V.  10.  380. 

— an  die  Räthe  und  Burger.  II. 

10.  164.  in.  8.  395. 
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Zugverfahren  bei  den  Gerichten. 

III.  14.  596..  398. 
Zunftgericht.  V.  3.  358.  V.  6.  367. 
V.  8.  375. 

Zunftmeister.  II.  7.  150.III.2.32'|. 

ni.  3.  326.  III.  5.  337. 


Zurfodi.  I.  20.  88. 
Zusammentheilung.  III.  24.  442. 
IV.  29.  187. 

Zweihundert,  ü.  10.  l6i.  III. 
3.  330. 

Zwingli.  III.  1.  319. 
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